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LIX. Oeffentlide Sigung. 


Berhandelt in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung 


Karlsruhe, den 14. September 1833. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre, Hinanzminifter 
v. Boͤckh, Minifteriaihef Staatörath Winter, Staatsrath Nebe- 
nius, Geh. Rath Eifenlohr und Minifterialrath NRegenauer, 
fodann ſämmtlicher Mitglieder der zweiten Kammer, mit Ausnahme 
der Abg. Armbrufter, v. Ipftein, Kienle, Köhler, Rettig 
von Sch. Rindefhwender, Speyerer und Völker. 


Unter dem Borfige bed Präfidenten Mittermaier. 


Die Tagesordnung führt auf die Discuffion des Zehntab⸗ 

löfungsgefeges und zwar auf die Fortfeßung der 
86. 44 und 15. 

Minifterialrath Regenauer: Sn dem $. 14 Sag 2 ift 
gejagt, daß Sacverftändige aufgeftellt werben follen, die 
die zehntpflichtigen Gründe, je nach den verfchiedenen Euls 
turarten, in Klaſſen bringen und für jede Klaffe den Roher⸗ 
trag beftimmen, nach welchem das Zehntablöfungscapital zu 
repartiren fei. Ich habe hierbei nur den Anftand, daß bie 
Sache viel fürzer werben könnte, wenn man bie bei ber 
Steuerperäquation aufgeftelfte Slaffififation zu Grund legte. 


Es wird dieß ohne Anftand gefchehen können, ba * 
1883, II, N. Prot. 188 Heft. 4 


2 Berhandlungen der Il. Kammer. 


ganz nach denfelben Grundfäten bearbeitet worbenift, die hier 
in Anwendung fommen müßten. Das Geſchäft würde außer 
ordentlich vereinfacht, indem dann, fobald fürden Morgen einer 
jeden einzelnen Klaffe und Gulturart der Rohertrag feftgefeßt 
ift, von dem Steuerperaͤquator mit Hinficht auf die Steuer, 
zettel die Nepartition leicht gefchehen fann, während im 
andern Fall, wenn man wieder befondere Klaffen aufftellt, 
das Gefchäft fehr Foftfpielig wird, und eine Güterbefchreis 
bung, fo wie die Aufftellung befonderer betaillirter Forde⸗ 
rungszettel, felbft für jeden einzelnen Pflichtigen, zur Folge 
hat. Man follte deßhalb in Nr. 2 des 814 fagen: „Zu 
diefem Behuf wird. für jede der im Steuerfatafter erfcheinen- 
den Güterflaffen und Gulturarten bed Zehntbezirks durch 
Sachverfländige ausgemittelt, wie groß bei mittlerem 
Fleiß ꝛc.“ | 
Hoffmann: Diefer Vorſchlag wurde in der Commiſſion 
fchon gemacht, aber aus zwei Gründen bavon abgegangen, 
einmal, weil die Klaffeneintheilung zur Zeit der Steuerper- 
äquation durch Culturveränderung, durch Wegzüge ır. 
an manchen Orten fi) bedeutend verändert hat, fo daß 
man fie jegt nicht mehr ale vollfommen richtig annehmen 
kann, fondern aber auch bewegen, weil bei der Abtheilung 
nadı der Steuerperäquation ber NReinertrag und nicht der 
Rohertrag zur Grundlage genommen wurde, während unfer 
Vorſchlag gerade auf Zugrundlegung des Rohertrags gerichtet 
ift. Auch bei der Klaffeneintheilung liegt hierin ein weſent⸗ 
ficher Unterfchied. Es Fünnen Fälle vorkommen, wo vers 
fehiedene Gewanne in eine Klaffe zufammen geworfen find, 
die denfelben Reinertrag, aber einen verfchiedenen Rohertrag, 
oder umgefehrt, abmwerfen. 3. B. ganz gleich) "gute Felder, 
wo das eine in der Nähe des Orts, das andere ganz'entfernt 
liegt, gewähren gleichen Rohertrag aber verfchiedenen Rein⸗ 
ertrag, weil bei legterm die Baufoften viel ſtärker find. 
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Körner: Auch ich halte für das Zweckmäßigere, ben 
Gemeinden felbft zu überlaffen, die ihrem eigenen . Sntereffe 
entfprechenden Maßregeln zu ergreifen. Ich glaube, daß, bie 
Glaffifizirung nad) der Gemwanneintheilung der Steuer⸗ 
peräquation jeßt nicht mehr maßgebend feyn fünne, da feit 
diefer Zeit ſchon merfliche Veränderungen in der Eultur eins 
getreten find. . 

Blanfenhorn erklärt ſich mit diefer Anficht einvers 
ftanden. 


Staatsrat Nebenins: Wir haben nichts zu erinnern, 
wenn diefe Beftimmung getroffen wird, allein, ich glaube 
doch darauf aufmerffam machen zu müffen, daß wenn die 
Nefultate der Steuerperäquation richtig find, diefe auch für 
diejenige Operation maßgebend feyn müſſen, die hier beab⸗ 
fichtigt wird, denn wenn Güter, die in derfelben Klaffe find, 
den gleichen Reinertrag abwerfen, fo kann die Berfchiedens 
heit des Bruttvertragd nur daher fommen, daß die darauf 
verwendeten Borauslagen ihrer Größe nach verfchieben find. 
Einen andern Grund kann ed nicht geben. Wenn ein natürs 
liches Hinderniß des Baus vorhanden ift, fo ift nothwendig 
auch der Reinertrag geringer, und ed wäre dann fehlerhaft 
gewefen, alle Güter in diefelbe Klaffe zu werfen. 


Hoffmann: Eine näher liegende Flur kann leichter. ges 
baut werben als eine entferntere. 


Staatör. Nebenius: Darum find auch bei der Steuer 
peräquation bie entfernter liegenden Güter nach dem Kauf 
preis tarirt, denn man weiß, daß ein Grundſtück von gleicher 
Fruchtbarkeit in der Nähe der Wohnung des Bebauers einen 
größern Werth hat, als ein Grundſtück, das entfernter 
davon liegt, denn nicht die natürliche Fruchtbarkeit. bildet 
die Bafid der Steuerperäquation, fondern der Reinertrag, 
ber übrig bleibt nach Abzug der Baufoften im mittlern Ans 

1. 
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ſchlag. Diefe Baufoflen oder die VBorauslagen find aber 
ceteris paribus größer bei entfernt liegenden Grundſtücken. 

Smanzminifter v. Böchh: Wenn bei näherer Erwägung 
die Gemeinde findet, daß die Klaffen wie fie bei der Steuer: 
peräquation angenommen worden find, auch für die Repar⸗ 
tition bed Zehntablöfungsfapitald brauchbar feyn möchten, fo 
werden fie diefe Methode der Nepartition wählen, ſchon 
darum, weil fie die einfachfte und wenig Eoftfpieligfte feyn 
wird, 

v. Rotteck: Man kann unmöglich den Gemeinden übers 
laffen, es nach ihrem Belieben zu beftimmen, denn in einer 
Gemeinde wird ed Anfichten und Intereſſen verfchiedener Art 
geben, und dann würde nichts als Zunf und Streit ent 
ftehen, worüber fein Richter zu entfcheiden vermöchte. Das 
Geſetz muß Normen feftfegen, an die man fich halten muß, 
wenn nicht Alle übereinftimmen. Daß aber unfer Normativ 
beffer ift, und der Gerechtigkeit näher kommt ald die Norm 
des Negierungsentwurfd, ift ganz einleuchtend, denn das 
wird nicht bezweifelt werden fünnen, daß die Baſis der 
Steuerregulirung der Neinertrag ift, mag man num einen 
Maßſtab oder Beltimmungsgründe angenommen haben, 
welche man will. Die eigentliche Idee ift immer der Rein 
ertrag; allein der Zehnte ift eine Laft, die von dem Rohr 
ertrag bezahlt wird, und nun fage ich, daß überall Fein 
gleiches Verhältniß zwifchen Neinertrag und Rohertrag Statt 
findet. Es befteht hier eine weſentliche Berfchiedenheit, die 
in hundert Fällen zur größten Ungleichheit und Ungerechtig- 
keit führen wird. Wenn alfo auch einige Bejchwerlichkeit 
und Koftfpieligkeit mit diefer Operation verbunden ift, fo ift 
fie doch durchaus nothwendig, wenn nicht in unferem Gefeß 
einer großen Zahl von Pflichtigen neben dem im Allgemeinen 
fchon zu ſchweren Kaufpreis noch eine weitere Weberlaftung, 
‚wegen einer nach einem faljchen Prinzip gemachten Bertheis 
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lung, zugehen, und ed kann demnach dem Gommiffiondtvag 
nichts entgegengefeßt werben, weil nie der Neinertrag ber 
Güter in gleichem VBerhälmiß zum Rohertrag fteht. 
Minifterialr. Regenaner: Wir legen keinen befondern 
Werth darauf, ob es fo oder anders gemacht wird. Damit 
aber nicht zugegeben wird, was der Herr Abgeordnete bes 
bauptet hat, fo vermeife ich auf den $. 80 der Grundſteuer⸗ 
ordnung, und fpreche nochmals meine Ueberzeugung dahin 
aus, daß die Wahl der Steuerflaffen gewiß den Pflichtigen 
angenehm feyn wird. E8 werben übrigens die Gemeinden 
und Sadverftändigen in ihrem praftifchen Sinne überall auf 
das Beſte fommen, | 
Körner: Ich will nur darauf aufmerffam machen, daß 
die vielen Steuerreflamationen eigentlich; doch die Weber: 
zeugung geliefert haben, daß die Glaffification der Steuer 
nicht fo ganz vollfommen richtig und den Verhältniffen anges 
meſſen ift, auch find meines Wiffens ale Reklamationen 
noch nicht erledigt. Es wird nicht fo ſchwierig ſeyn, die 
Klaffen nach dem Rohertrag einzutheilen, und ed wäre zu 
wünſchen, daß im ganzen Rande diefe Einrichtung getroffen 
worden wäre, da fie auch für die Steuer einen richtigeren 
Mapftab abgegeben hätte ald die Kaufpreife; da indeffen 
biefer Maßſtab im Allgemeinen nicht fo richtig, wie in eins 
zelnen Öemarfungen angenommen werden kann, ſo ift man 
auch bei der Steuer nicht Darauf eingegangen. —— 
Duttlinger: Ic) erlaube mix, einen Vorſchlag zu Nr. 7 
zu machen. Es ift hier gewiß die Abſicht der Geſetzgebung, 
nicht blos im Fall des Verkaufs, ſondern der Vererbung und 
Schenkung, kurz im Fall irgend einer andern Uebergangsart, 
dieſe Beſtimmung aufzuftelen, fo daß überall die Schuld auf 
dem Grundſtück haften fol, und.ich fehlage daher vor, die 
Beſtimmung fo auszudräden: „Bei Veränderung ber Perſon 
des Eigenthümers eines Grundſtücks von dem dad Abloö⸗ 


6 Verhandlungen der A, Kammer. 


ſungskapital noch nicht vollftändig bezahlt ift, geht Die Schuld 
auf den neuen Erwerber über.’ 

Mehrere Mitglieder unterftügen diefen Antrag. 

Marget: Ic erlaube mir auf ein Berhältniß aufmerk 
fam zu machen, das in vielen Gemeinden befteht, und mic) 
veranlaßt, auf einen Zufaß zu dem Paragraphen anzutragen. 
In vielen Gemeinden wird nämlich von den Wiefen gar fein 
Zehnt bezahlt und in andern wieder ein Surrogat in Geld 
bezogen, und um nun das Ackerfeld in etwas zu erleichtern, 
trage ich darauf an, daß da, wo die Wiefengründe feinen 
Zehnten oder nur ein Surrogat in Geld geben, diejenigen 
Wieſen, die ihre Cultur verändert haben, und feit zehn oder 
mehr Jahren ald Acerfeld benugt werden, und dadurch den 
Fruchtzehnten erhöht haben, bei ber Zehntablöfung als 
Ackerfeld betrachtet werden. Im Wiefenthal ift nämlich der 
Fall, daß viele Gemeinden ein ſchon viele Jahre lang bes 
fiehended Surrogat in Geld bezahlen, ihre Wiefen von Zeit 
zu Zeit umbrechen und den Fruchtzehnten entrichten, und 
daher wird es billig feyn, eine Beſtimmung nach meinem 
Antrag zu treffen. j 

v. Rotteck: Es ift dieß eine billige Beftimmung für die 
übrigen Zehntpflichtigen, aber es ift unbillig für Diejenigen, 
die ihre Wiefen zeitlich als Aecker benutzt haben, denn das 
durch find fie nicht ſchuldig geworden, ein Kapital zu bes 
zahlen, das dem vollftändigen fapitalifirten Betrag bed 
Ertrags einiger einzelnen Sahre gleich ift. 

Dieſe Verhältniffe zeigen übrigens, daß inan mit einer 
firengen Kapitalifirung nicht ausfommt, indem dad Necht 
und die Gerechtigkeit dadurch vielfach verlegt werben. Hätten 
die fraglichen Zehntholde gleich im nächften Jahre ihre Gründe 
wieder als Wiefen benütt, fo hätten fie blos ein geringes 
Surrogat, das für den Morgen ein Paar Kreuzer ausmacht, 
bezahlen dürfen, während jegt dem Zehntherrn, welcher 
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faktiſch wegen dieſer einige Jahre hindurch als Ackerland 
bearbeiteten Wieſen einen größern Ertrag nachweist, dieſer 
zufällig höhere Ertrag kapitaliſirt, in alle Ewigkeit fortbes 
zahlt werden fol. 

Merk: Wenn wir ung in folche — einlaſſen, 
ſo weiß ich nicht, wo wir mit unſerem Zehntgeſetz hinkommen 
ſollen. Sch glaube, man hat zu wenig Ruͤckſicht auf die ganz 
außerordentlichen Koften genommen, bie durch die Erhebung 
des Rohertrags und durch die Art der Repartition entftehen 
müffen. Wenn man es hier fo weit treiben will, daß von 
den Launen und den Widerfprüchen eines Einzelnen Alles 
foll abhängen Fünnen, fo würde nie etwas zu Stande fommen, 
und man würde darin fehr Unrecht haben. 

Man hat der Mehrheit ſchon hinfichtlich anderer Beftim- 
mungen Zwang angethan, und man wird auc, hier nichts 
Anderes thun fonnen, ald daß, wenn die Mehrheit einer 
Gemeinde über eine gewiffe Art und Weiſe übereintommt, 
die Andern fich fügen müſſen, und jene fofort durchzuführen 
ift. Sch will zwar nicht behaupten, daß hier die abfolute 
Mehrheit gelten ſolle, fondern die überwiegende fol den 
Ausfchlag.geben, und es fünnte demnach beftimmt werden, 
daß wenn zwei Drittel aller Bürger, die zwei Drittel alles 
Grundeigenthums befigen, über eine Art und Weife über 
einfommen, dieſe als die Norm gelten folle, indem fonft 
wirklich durch den Widerfpruc, den Gemeinden außerordent- 
liche Koften zugezogen werden fünnten. 

Rettig v. K.: Was die allerdings beherzigungswerthe 
Bemerkung bes Abg. Marget betrifft, fo wird diefe bet 
dem 29. Artifel ihre Erledigung finden, weil die Regeln vor⸗ 
behalten worden find, wonach nachgewiefen werden Fanıt, 
daß durch befondere Verhältniffe der Zehntertrag in einem 
einzelnen Diftrift mehr erhöht worben if. Was die Bemers 
fung des Abg. Merk betrifft, fo wird fich nicht davon hans 
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deln, was erwünfcht fei, fonbern was Recht fei. Da wo 
von dem Recht der Einzelnen, nicht mehr zu zahlen ober zu 
feiften als ihre Schuldigfeit, die Rede ift, kann ed auf die 
Mehrheit oder Minderheit nicht anfommen. Man muß fidy 
auf das moraliſche Uebergewicht der Mehrheit verlaffen. In 
den Gemeinden, mo entfchieden die Mehrheit glaubt, das 
Refultat werde den Koften nicht entfprechen, find die Andern 
gezwungen nachzugeben, weil fie ſich fonft in Verdrießlichkeiten 
verwideln, und den Nachtheil ihres Eigenfinns felbft bes 
zahlen müffen. Darum wird ed hinfichtlid; der Wahl des 
Maßſtabs für die Ausmittlung des Rohertrags bei dem Com⸗ 
miffiongentwurf bleiben dürfen, und die Bemerfung bes 
Abg. Marget bei dem $. 29 zur Sprache kommen Fönnen. 

Körner: Sch unterflüße den Antrag des Abg. Marget, 
weil er in feinem Fall etwas fchaden und doch viele Streis 
tigfeiten vermeiden fann. Der $.29 fügt wohl etwas davon, 
allein er wird die Sache nicht ganz erfchöpfen. Es werden 
Leute, die ihre Wiefen umgebrochen haben, nur das Wiefens 
ſurrogat bei der Ablöfung bezahlen wollen, während fie viels 
leicht in alle Ewigfeit hin diefe Wiefen ald Ackerfeld benutzen 
werben. Es würde alfo ein Unrecht daran entftehen, wenn 
diefe nach dem Wiefenfurrogat die Ablöfungsfumme bezahlten, 
und doch ein Ackerfeld benugen. DerMapftab des Abg. Mert 
iſt nach meiner Meinung nicht annehmbar, denn es kann in 
einer Gemeinde eine gewiffe Zahl von Bürgern geben, bie 
ihre Wiefen umgebrochen haben, und diefe müffen ſich dann 
ber Mehrheit fügen, wie umgefehrt dem Willen einer andern 
Parihei. Sch unterfüge ai den Antrag des Abgeordneten 
Marget, 

Staatsrath Nebenius: Es fommt darauf an, welcher 
Eulturart ein ſolches Grundſtück im Augenblick angehört, wo 
die Ablöfung gefchieht. Wenn ein Ackerfeld früher als Wiefe 
benutzt wurde, und bie Veränderung der Benutzungsweiſe 
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in der Periode Statt fand, nach der die Ablöſung gefchah, 
fo muß darnach die Ertragsberechnung berichtigt werden. 
Das Erträgniß wird auf die Grundftüce der gleichen Euls 
turart repartirt, man fann die Repartition des Ertrags von 
einem Diftriet nicht auf Grundftücfe machen, die diefem Di- 
ſtriet nicht mehr angehören. Wird nachgemiefen, daß in dem 
evalvirten Betrag eine E nme enthalten ift, die dem Ertrag 
eines andern Grundſtückes angehört, das nicht mehr in diefem 
Bezirk ift, fo muß, wie gefagt, nach $. 30 eine Berichtigung 
eintreten. 

v. Rotteck: So beherzigungsmerth dasjenige ift, mas 
der Abg. Marget vorgetragen hat, und fo fehr zu wünfchen 
wäre, daß für diefen fpeziellen Kal eine nähere Beſtimmung 
gegeben werden fünnte, fo jcheint ed doch nicht eben nothmen: - 
dig, und zwar nicht blos wegen des $. 29, fondern auch ſchon 
bei dem Abſatz 2 des S. 14, der eine Beftimmung dafür giebt, 
indem es bort heißt, daß die Gründe in Klaffen gebracht, 
und ihr Ertrag ausgemittelt werden folfe, mit Berückſichti⸗ 
gung des Bulturwechfelde. Durch das Zufammennehmen 
biefer beiden Paragraphen wird entfchieden werden können, 
wie viel diefe an dem Zehntablöfungscapital beizutragen 
und wie viel die Zehntheren anzufprechen haben. Sch trage 

daher darauf an, von diefem Punkt Umgang zu nehmen, 
und den Paragraphen ohne weiteren Zufaß zu genehmigen, 
indem der Sat 2 in diefem Paragraphen und die S$. 29 und 
30 die Norm der Entfcheidung geben. 
Es wird hierauf der Antrag des Abg. Duttlinger, dahin 
gehend: 
„bei Veraͤnderung der Perſon des Eigenthümers eines 
Grundſtücks, von welchem das Ablöfungscapital noch 
nicht vollſtaͤndig bezahlt iſt, geht die Schuld auf den 
neuen Erwerber über‘ 
zur Abſtimmung gebracht und angenommen und fofort 


— 
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der ganze Paragraph genehmigt, wogegen der Antrag des 
Abg. Marget abgelehnt wird. 

Hoffmann berichtet nunmehr über die von dem Herrn 
Finanzminifter gemachte Eröffnung, die Uebernahme eines 
Beitrags zur Zehntablöfung auf den Staat, in specie die 
88. 12 und 13 des Geſetzesentwurfs betreffend, 

| Beilage Ar. 1. 
worüber fogleich zu diecutiren befchloffen wird. 

Finanzın. v. Böckh: Ueber das Materielle ver Sache habe 
ich nur wenig zu bemerken, nicht in Beziehung auf den Vor⸗ 
fchlag der. Regierung, fondern nur in Beziehung auf die 
weiteren VBorfchläge der Commiſſion. Diefe find theild dem 
früheren Antrag der Regierung. gemäß, theils find fie eine 
natürliche Folge der Borfchläge, die ich Ihnen zu machen die 
Ehre hatte. 

Was das Formelle der Sache betrifft, fo bedauere ich, 
daß die Regierung in die Lage Fam, eine folche Erflärung 
abgeben zu müffen. Sie hätte vermieden werden fünnen, 
wenn bie Kammer auf dasjenige, was ich beider Discuſſion 
geäußert habe, die geeignete Rückficht genommen hätte. Die 
Regierung kann nicht zugeben, daß fie das thun müffe, was 
die beiden Kammern befchließen. Zu jedem Gefebe gehört 
die Einwilligung des Negenten, weshalb ihm die Sanction 
vorbehalten ift. Es ift gewiß loyaler, offener und angemeſ⸗ 
fener, gleich bei der Discuffion zu fagen, in welchen Punkten 
die Regierung nicht nachgeben kann, und ed würde offenbar 
einen noch weit unerfreulicheren Eindruck auf ſie gemacht haben, 
wenn wir das Geſetz durch beide Kammern hätten discutiren 
laſſen, und am Ende die Sanction nicht ertheilt worden wäre. 

Fecht: Die Kammer hat ſchon dadurch, daß fie das Res 
feript, das einen ernften und fichtbaren Eindrud auf fie 
machte, an die Abtheilungen verwies, den Beweis gegeben, 
daß fie von der Wichtigkeit der Sache durchdrungen if. Es 
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befchwichtigt aber nicht blos in Beziehung auf Die Zehntfache, 
es befchwichtigt befonders auch in Hinficht auf unfere Stellung 
zum Staat, und in Hinficht auf unfere öffentliche Achtung. 
Diefe öffentliche Acytung müffen wir im Auge haben, weil 
ohne diefe eine Ständeverfammlung nichts anderes, als eine 
Sommödiantengefellfchaft auf Koften des Staats ift, wir 
Dürfen ans aber nicht verhehlen, daß der Beichluß der Com⸗ 
miffion vielleicht hie und da eine Deutung erhalten möchte, 
die unferer Ehre nachtheilig feyn würde, Man wird vielleicht 
diefen Borgang vor 4 Tagen mit einem ähnlichen vom Fahr 
4822 vergleichen, wo auch bei Verhandlungen über den Mis 
litäretat durch ein Nefeript und angekündigt wurde, daß 
wenn wir nicht in den Willen: der Regierung und ergeben, 
dem Landtag eine Auflöfung bevorftehe. Auch dort, wurden 
feine neue Gründe angeführt, allein eine folche nahe fiheinende 
Parallele wird fic doch in diefem Fall nicht Durchführen 
Iaffen. Die Berhältniffe find hier ganz anders, ich glaube, 
die Sommiffionder Kammer hatte dad Recht, vorzufchlagen, 
auch biefen veränderten Berhältniffen gemäß, einen andern 
Beſchluß zu faffen, als er damals durchaus zur Ehre der 
Kammer gefaßt werden mußte. Dort ftunden wir der Res 
gierung, und zwar einem Zweige berfelben, nämlich dem 
Kriegsminifterinm gegenüber, von wo und angekündigt wurde, 
daß wenn wir auch die 50,000 fl., um die fich handelte, nicht 
genehmigen wollten, wir nur dazu ſchweigen follten, wenn 
es folche jebft nehme, was wir aber wahrlich nicht thun 
sonnten. Hier find aber die Verhältniffe anders. Hier 
ftehen wir nicht der Regierung, fondern einem großen Theile 
unferes Landes gegenüber, nämlich den Städten. Viele 
Mitglieder unferer Kammer vertheidigen die Intereffen diefer 
Städte. Diefes Intereſſe hat Ihre Commiffion noch einmal 
erwogen und gewürdigt, und die Mehrheit der Sommiffion 
ließ fich nicht Durch Minifterialismus oder durd) die Frage, 
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was die erfte Kammer thun werde, beftimmen. Es entfchieb 
noch ein wichtigerer Grund, der fich befonders auf Humanität 
fügt, und der bei mir immer vorherrfchend feyn wird, Die 
Minorität kam in der Zahl ihrer Stimmen faft gleich der 
Majorität, nun tritt die Regierung gleichfam vermittelnd 
ein, und legt auch ihr Anfehen in die Wagfchale. Unter 
diefen Umftänden können wir, ohne und ein Recht für die 
Zufunft zu vergeben, auch wieder unfern Befchluß abändern, 
Wir thun dies, um Mißvergnügen, das vielleicht in manchen 
Städten und bei den Aermeren eitftanden feyn würde, zu 
hindern, wir thun es zur Ehre der Kammer, indem fie zeigt, 
daß fie nicht eigenfinnig auf Etwas beharrt, wo ein großer 
Zwed erreicht werden kann, ohne die Berfaffung zu verlegen. 
Würde aber diefe verleßt feyn, oder würde die Regierung 
einen gewaltthätigen Eingriff in unfere Rechte gethan haben, 
fo würde ich ausſprechen, lieber das ganze Zehntgeſetz fallen 
laffen, als unfern Eid bredyen und unfere Ehre verlegen, und 
vielleicht die öffentliche Achtung verlieren, wodurch unfere 
Wirkſamkeit aufhörte. Wir hätten und aber auch an der 
Regierung verfündigt, die mächtig daſteht durch die Kammer, 
und an dem Thron, der nur auf der Liebe und Achtung des 
Volks beruht, welch Leßtere hinmwiederum nur durch eine 
Kammer audgefprochen werben kann, die ſich die öffentliche 
Achtung erhalten hat. Ich war es mir und der Mehrheit 
und der Minderheit der Kammer fchuldig, mich auf biefe 
Weiſe auszufprechen, um nicht Mißdentungen audgefeßt zu 
werden. | 

Rutſchmann: Als ich in der Situng vom 14. d. M. 
für den Staatsbeitrag von ao zur fegenbringenden Maps 
regel der Zehntablöfung ftimmte, ſchwebte mir die große 
Neberlaftung des Grundeigenthums vor. | 

Einen ganzen Folianten würde es füllen, was über dieſes 
Capitel bis heute in beiden Kammern von ben Volksrednern 
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gefprochen und von den Regierungsrednern meiftend nicht 
widerfprochen worden if. 

Sch nährte die Hoffnung, der Herr Finanzminifter werbe 
auf der Verweigerung des höheren Beitrags nicht beharren, 
fo bald fich die Volksſtimmen für denſelben werden autge⸗ 
ſprochen haben. 

Das kathegoriſche „Nein“ * hohen Regierung ändert meine 
Abſtimmung, ich will die Zehentablöfung, und indem ich fie 
jest theuereren Preifes erfaufe, habe ich dem bes 
Lafteten Grundeigenthümer und der Gefammtheit gegenüber 
gethan, was mir nach innerer Ueberzeugung meine Pflicht 
gebietet. 

Dem erften Fefte des unter der Regierung unfere® geliebten 

Großherzogs wieder aufblühenden Iandwirthichaftlichen Vers 
eins würde ich mit Wehmuth beimohnen, hätte ich zur Zehnt⸗ 
ablöſung nicht mitgewirkt. 
ESchafft den Zehnten ab, und ihr werdet ſehen, was ber 
entfeffelte Boden hervorzuöringen vermag” fo lautet .die 
Stimme der vorurtheildfreien Sachfundigen, welchem 
Stande fie angehören, zu welcher Farbe fie ſich befennen 
mögen, Ich ſtimme dem Antrag der Commiſſion ‚in den 
$$. 12 und 13 bei. 

v.Rotted: Ich fühle mic) aufgefordert, ben — 
punkt, von dem aus ich die Sache betrachte, mit einigen 
Worten zu bezeichnen. Ich glaube, es iſt für die Kammer 
nothwendig, daß ſie ſich, ehe ſie den Beſchluß über den ge⸗ 

machten Vorſchlag der Commiſſion faßt, recht vergegenwaͤr⸗ 
tigt, um was es ſich handelt. Es iſt nicht ſo ganz auf 
flacher Hand liegend, ſondern es ift nothwendig, feine Bes 
trachtungen etwas in die Ferne auszudehnen. So viel ift 
richtig, und kann wenigftend meiner Anficht nach nicht ges 
läugnet werben, daß durch das Zehntgefeß, wie ed nach uud 
nad) abgeändert und befchloffen wird, denjenigen Intereſſen 
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oder Rechtsanfprüchen, die doch dad Hauptmotiv bed Zehnt⸗ 
ablöfungsgefeges feyn follen, nämlich dem Rechtsanfprüchen 
der Zehntpflichtigen, gar Feine oder doch weitaus zu geringe 
Rechnung getragen worden ift, fo daß Diejenigen, die ſolche 
Rechtsanſprüche gemährt erwarten, unmöglich Freude, 
fondern nur Betrübniß darüber empfinden müffen. Wenn 
ich blos von dem Standpunft der Gefammtheit aus das 
Zehntablöfungsgefeß betrachte, abgefehen von den Rechts⸗ 
anfprüchen der Zehntpflichtigen; wenn ich blos darauf fehe, 
daß die Zehntablöfung der Staatsgefammtheit, wenn auch 
nicht der zehntpflichtigen Klaffe materielle Bortheile bringt, 
dann muß ich freilich fagen, daß das Zehntablöfungsgefeß, 
auch wie es jeßt da liegt, und wenn es noch fchlimmer wäre, 
für die Gefammtheit vortheifhaft ift. Darüber ift fein Zweifel, 
daß wenn der Zehnte abgefchafft wirb und wenn es mit dem 
Untergang vieler taufend Familien gefchähe, doch die Ges 
ſammtheit Dadurch nicht befchädigt, jondern bereichert würde. 
Es würde auf Die Städte, auf die Fabrifanten und Gewerbes 
treibenden, kurz auf alle Klaſſen der Nichtzehntpflichtigen 
ein Vortheil ftrömen, die Maſſe des Nationalcapitals,. die 
jährliche Produetion und die größere Wohlfeilheit der Pros 
dufte fo zunehmen, baß man es in Bezug auf die Gefammt- 
heit immer für ein wohlthätiges und früchtereiched Ereigniß 
betrachten Fünnte. Sa, wenn biefed geſchehen Fönnte, ohne 
Unrecht zu üben, fo würde ich zu einem noch höheren SPreife 
meine Stimme geben, allein wir haben nicht blos die mas 
teriellen Bortheile der Gefammtheit, fondern die allen und 
jeden Klaffen zu gewährende Gerechtigkeit ind Auge zu faſſen. 
Jeder, auch der größte Vortheil ift zu theuer erfauft, wenn 
ed nur dadurch gefchehen kann, daß man auch nur Einigen, 
gefchweige denn fo Vielen oder einer ganzen großen und hoch⸗ 
achtbaren Klaffe ein Unrecht zufügt. 

Die Zehntablöfung, in der Art und Weife, wie fie einft- 
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weilen befchloffen worden , ift nicht nur der Gefammtheit, 
fondern auch den meiften Klaffen im Staat, doch gerade 
derjenigen Klaffe nicht nüßlich, zu deren Gunften man ans 
geblich das Zehntablöfungsgefe befonders entworfen hat. 
Es ift nüßlich allen einzelnen Klaſſen der Gefenfchaft, nur 
nicht den Zehntpflichtigen. Es ift den Zehntherrn nüßlich, 
denn fie erhalten ftatt einer Rente, die zwar einftweilen 
noch ziemlich ergiebig, aber doch die Duelle mannigfaltiger 
Berdrießlichfeiten und Zankes und Streites, und nach der Bes 
fchaffenheit ihres Titels von fehr zweifelhaftem und ſchwan⸗ 
fendem Beftand ift, nicht nur eine fefte und fichere Rente, 
fondern ein Kapital, das fie auf ewig ficher ftellt. Sie ers 
halten ftatt eines, man mag fagen, was man will, doc; 
vom Geift.der Zeit bedrohten Einkommens, ein ficheres Eins 
fommen. Sie erhalten ftatt der Gefahr, die doch offenbar, 
wenn man die Augen nicht ganz zufchließen will, vem Zehnten 
bevorfteht, ein gefichertes Befigthum, denn die Zehntabfchafs 
fung wird fo gewiß gefchehen, ald die Reform des Parlas 
ments in England. Es wird. die Zehntabfchaffung ferner 
ber Geiftlichfeit und der Kirche, befonders durch die Begünſti⸗ 
gungen, die wir aus Gründen der Billigfeit oder aus libera⸗ 
ler Fürforge für Kirche und Schule in dem Gefeß ihr zuges 
dacht haben, ebenfalls. gewinnen. Wenn aber auch dieſe 
Fürſorge eine in dem wahren Sintereffe des Staats gelegene 
iſt, fo ift fe doch Feine folche, die den Zehntpflichtigen ala 
folchen zufteht, oder die man blos vorzugsweife auf die 
Schultern der Pflichtigen wälzen fann ; den diefe find- rein 
nur zehntpflichtig, und es Fönnen fonft feine andere Betrach⸗ 
tungen gegen fie aufgeftellt werben, in der Abficht, um die 
ihnen zufommenden Laften noch zu erfchweren. Die Zehnt⸗ 
ablöfung iſt ferner nützlich der Staatskaſſe, die zuerft das 
Kapital der Zehntrente erhält, und die nun mit dem erhöhten 
Steuerfapital der Gefammtheit, mit dem erhöhten Nationals 
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Eapital und der größeren Probuctiondkraft neue Einnahmes 
quellen für fich erlangt, wodurd, abermals der Gefammtheit 
ein wejentlicher Bortheil zugeht. Den Zehntholden aber, 
und den Zehntholden allein, ift das Werk nicht nüglich, denn 
nad) dem, was das Geſetz jetzt ſchon enthält, follen diefe 
eine gleich große oder noch größere pecuniäre Laft auf fich 
nehmen, als fie bis jeßt getragen haben. Der Bortheil der 
Zehntholden befteht freilich noch in der Entfernrhaltung der 
Plakkereien; fie werben befreit von der Gehäffigfeit der Laft 
und von muthwilliger Ungebühr, aber dafür einen Preis bes 
zahlen," wovon die Staatögefellfchaft und die Behörden fie 
ohnehin zu befreien die heiligfte Pflicht haben, das wird 
Niemand als billige Forderung anerkennen, und kann nicht 
in Anfchlag gebracht werden, fo wie ed auch ein Motiv nicht 
feyn kann, ein zu hartes Ablöfungsgefeß anzunehmen. Die 
Zehntholden verlieren dadurch, es verliert wenigftens ganz ges 
wiß eine fehr große Zahl derfelben; denn wir wiſſen noch) 
nicht wie die Schäbung bed Sahrsertrags ausfällt, und 
davon hängt ed ab, wie ſchwer der ſechszehnfache Betrag ſeyn 
wird, d. h., welche große Kapitalfumme er ausmacht. Die 
Gefahr einer Ueberfchägung liegt gar zunahe, und mehrere 
Indicien deuten auf eine folche Heberfchägung hin, die ſchwer 
zu befeitigen fegn werben, und Zanf und Streit wird ent: 
ftehen, um diefe Taration zu machen. Die Gefammtheit 
des Staats, die Quelle, woraus ihr Reichthum zu fehöpfen - 
ift, wird gewinnen, allein die Zehntpflichtigen werben zu 
Grunde gehen, gegenüber von den Zehntherrn, alſo ben 
Reicheren. Es wird jedenfalls auch wegen ber nothwendigen 
Ungleichheit in der Nepartition der Zehntlaft auf die ein, 
zelnen Gründe ein Unrecht, in Vergleich mit ber wahren 
Schuldigfeit entftehen, und Dad, was ber Abg. Marget 
vorgetragen hat, ift fehon ein Beweis defien, was ich fage. 
In dem von ihm angeführten Fall erhält wirklich der Zehnt⸗ 
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herr. mehr , als er felbft nad dem von unferem Gefebe auf 
geftellten Grundſatz oder nad) dem Hauptmotiv des Gefees 
fordern kann; und der Zehntpflichtige muß dieſes Mehrere 
bezahlen. 

Außer dem hohen Preis aber , den die Zehntpflichtigen zu 
entrichten haben, Leiden fie noch einen Verluſt Durch den uns 
ausbleiblich fich vermindernden Preis der Produkte, 

Dieß ift ein Sag, den man ſich vergegenwärtigen muß, 
und der von wichtigen Folgen ift, denn biefe Herabfegung 
bes Preifes ihrer Produkte beträgt mehr als den vierfachen 
Betrag, den der Staat beifchießt, und der gar nichts ift, wenn 
man ſich vorftellt, daß bei der Taration eine Ueberſchaͤtzung 
zum Nachtheil der Zehntholden Statt finden wird, Solcher⸗ 
geſtalt wird der ſechzehnfache Betrag zu dem, was nach einer 
billigen Taxation der zwanzigfache wäre. Wenn aber auch 
dieſes nicht wäre, fo iſt dieſer Staatsbeitrag nicht einmal 
ein Erſatz für den geminderten Kaufpreis der Crescen⸗ 
tien, und auf dieſen Punkt muß ich zurückkommen und ihn 
zu erläutern ſuchen. Wenn nur Einer oder der. Andere 
oder eine Fleine Zahl von Colonen oder Grundbefigern fich 
vom Zehnten 108 machte, fo würde bei ihnen dieſes Sinfen 
nicht eintreten, denn Alles um ſie her bleibt in gleichem 
Werth. Sie haben dann wirklich den zehnten Theil ihres 
Bruttoertrags, den ſie dem Zehntherrn geben mußten, als 
Gewinn für ſich in Rechnung zu bringen. Ganz anders aber 
ftellt fich die Sache dar, wenn alle Zehntpflichtigen im Lande 
zehntfrei werben, Hier werben nothmwendig durch den Zus 
fammenfluß derjenigen Produkte ‚ bie mehr erzeugt werben, 
und dadurch, daß jeßt die ganze Erndte den Colonen gehört 
(nämlich abgefehen von dem Paffivum, das fie auf fich 
nehmen), die Gewächfe einen. bedeutend niedrigeren Preis 
erhalten. Die Zehntfaft, wie fie jetzt beſteht, als eine folche 
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Ghewerbefteiter gleich. Wenn namlich; Alle zehntpflichtig find, 
ſo wird jeder Zehnthold, wenn er fein Getreide auf den 
Markt brächte, einen Preis dafür zu erhalten fuchen, der 
ihm wenigftens einen Theil feiner Steuer wieder einbringt. 
Er wird immer fo rechnen: was ift der Zins des Grund» 
werths, der nicht immer blos der Kaufwerth wäre, fondern 
vielmehr der Zins der Unfoften, die zur Beurbarung aufzus 
wenden waren. Der eigentlicye Werth beftcht naͤmlich in 
dem Kapital, dad man anwenden muß, um bie Gründe 
urbar zu machen, wozu freilich auch noch andere Poften 
kommen, allein das Hauptfapital ift immer der Werth der 
Urbarmachung. Sodann kommen die jährlichen Borauslagen, 
die der Anbau fordert, und das was übrig bleibt, nad) Abs 
zug biefer beiden Poften ift der Reinertrag, der aber durch 
den Abzug des Zehnten in der Regel wohl um den fünften 
Theil vermindert wird, Jetzt muß der Bauer auffein Getreide 
oder feinen Wein einen fo hohen Preis fehlagen, daß er 
ungeachtet des Abzugs des zehnten Theils doch noch zum 
Erſatz der Borauslagen und der Zinfe, ausſchließlich feiner 
eigenen Arbeit, kommen kann. Freilich kann er gewöhnlich 
nicht mehr dazu gelangen, allein das natürliche billige und 
gerechte Streben aller Colonen muß jedenfalls darauf ges 
richtet ſeyn, und wenigſtens einige Wirkung haben. Wenn 
der Preis unter diefen Punkt herabfinft, fo find Jene gleich⸗ 
wohl zu einer höheren Forderung gezwungen, und das iſt 
auch die allgemeine Richtung geweſen, die freilich mit 
größerer Wirkung würde Statt gefunden haben, wenn nicht 
ver Domantalzehntherr durch. die in gelegener Zeit gejches 
henen Berfänfe den Preis herabgedrüdt hätte. Abgefehen 
von diefem rein zufälligen und Leicht abzuftellenden Uebelſtand, 
wird der Zehnte, wie er jeßt befteht, ald Gewerbeftener zu 
betrachten feyn, und nicht blos von ben Producenten, ſondern 
auch zum Theil von den Conſumenten getragen werden. 
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Das hört nun Alles auf, denn von dem Paffivfapital, 
Das der Bauer auf feine Schultern nehmen muß, Fann er 
die Zinfe durch Preiserhöhung nicht hereinbringen, fo wenig 
als feine übrigen Pafftvzinfe, denn davon nehmen die Andern 
Feine Notiz. Es wird alfo, weil dieſe Gewerbefteuer aufhört, 
der Preis der Gewächfe finfen, und dieß beträgt weit mehr 
als der vierfache Staatöbeitrag. Außerdem follen die Zehnts 
pflichtigen , die bisher blos dem Zehntherrn pflichtig waren, 
jeßt fogar gegeneinander als gefammtpflichtig betrachtet 
werden, indem, wenn ein Befchluß durch Mehrheit gu 
Stande foınmt, die eine Parthie der andern überlaffen ift, 
und thun muß, was diefe will, mag fie nun die Fortdauer 
oder die Aufhebung des Zehnten befchließen. Es ift eine Art 
von Abhängigkeit der Einen von den Andern, und eine wech⸗ 
ſelſeitige Verpflichtung, die früher gar nicht Statt fand, 
und die in vielen Faͤllen zur großen Ungebühr unter den 
Zehutholden führen muß. Wenn ein Theil der Gemeinde 
etwa beſchloſſen hat, es ſoll der Zehnte fortbezahlt werden, 
zum Behuf der Ablöfung, fo ift ein Theil gegen feinen Willen 
dem andern Theil zehntpflichtig. Es war aber beffer, blos 
einem Zehntheren zehntpflichtig zu ſeyn, als einem Theil der 
Gemeinde, der vielleicht aus Gehäffigfeit den Zehnten noch 
härter eintreiben wird, als früher gefchehen iſt. Es würde 
uuſtreitig Feindſchaft und Zwietracht zwifchen der Klaffe ents 
fiehen, die durch Zahlung ablöfen wollte, und der andern 
Klaffe, die die Forterhebung verlangt hat. Es würde eine 
Zurädjegung des Fleißigen und Redlichen gegenüber dem 
Unredlichen und Faulen eutftehen. Sch will nur ein Beifpiel 
hievon anführen: Geſetzt, es würde Einer, in der Borausficht, 
daß der Zehnte noch fechzehn Sahre fortdauern werde, feinen 
Weinberg mit einer andern Art von Reben anpflanzen, 
weicher Weinberg ſechs Jahre lang gar feinen Ertrag Tiefern 
würde. Während biefer Zeit würde er feinen Zehnten bes 
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zahlen, allein die Nachbarn würden für ihm zahlen, weil 
die Zehntlaft in der ganzen Gemarfung fo viel laͤnger dauert, 
als das jährliche Erträgniß des Zehnten abgenommen hat. 
So könnte man noch hundert Uingebührlichkeiten und Unge 
rechtigfeiten anführen, die nur dann aufgehoben worden 
wären, wenn man den andern Abkaufsgrundfaß angenommen 
. hätte, 

Aus diefen Gründen halte ic diefes Gefeß für eine Ber 
läftigung der Zehntpflichtigen, und nur für die Klaffe der 
Nichtzehntpflichtigen wohlthätig , und wenn man für die 
Zehntpflichtigen eine Wohlthat im Sinne hätte, fo fünnte 
es leichter auf eine einfache Weife gefchehen, nämlich Durch 
die Erlaffung einiger Gefeße, die rechtlich durchaus unbedingt 
zu geben, und politifch nothwendig wären. 

Wenn man z. B. die Zehntverpachtung verböte, außer 
an die Gemeinde oder an die Zehntpflichtigen felbft, wofür 
eine Reihe von Gründen aufgeftelt werden fünnte, wenn 
ferner durch geeignete Mapregeln ungebührliche Plackereien 
befchränft, und diejenigen Artifel im Landrecht und diejenigen 
andern Zehntverordnungen einer Revifton unterworfen und 
nach billigen und vernünftigen Grundfäßen verbeffert würden, 
die fich auf diefen Gegenftand beziehen; wenn 3. B. den 
MWeinproducenten oder Rebbauern erlaubt würde zu herbften 
wenn fie wollen, oder zwei» und dreimal zu leſen, je nach, 
dem die verfchiedenen Sorten von Trauben, bie fic in den 
Weinbergen befinden, es fordern u. f. w., wenn alfo der 
Drud der in diefer und manch anderer Beziehung Statt 
findet, aufhörte, fo würden fchon dadurch die Zehntholden 
fehr erleichtert werden. Wenn dann weiter eine Berechnung 
des Nettvertragd des Zehnten für bie Zehntherrn, nach den 
im Gefeß enthaltenen Prinzipien ald Bafid des Fünftigen 
Ablöfungsfußes Statt finde, und wenn dann noch erlaubt 
würde, bie Rente von diefem ausgemittelten Kapital oder 
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überall die ausgemittelte Rente an den Zehntherrn:einftweilen 
noch fortzubezahlen und einer Fünftigen Gefeßgebung, einer 
unter günftigeren Sternen zufammenfommenden gefetges 
benden VBerfammlung überlaffen würde, alsdann den Kapiz 
talfuß zu beftimmen, dann wäre das Intereſſe der Zehnt: 
pflichtigen beffer gewahrt, dann wäre gefchehen, was 
gefhehen Faun und fol, und nicht gefchehen, was nad 
Grundfäßen des Rechts und der Billigfeit nicht gefchehen 
ſoll. Obgleich ich alfo einfehe, daß die Commiſſion, welche 
den Vorſchlag machte, den Antrag der Regierung zu geneh— 
migen, im Jutereſſe der Gefammtheit, d. h. in den pecuniären 
und materiellen Intereffen derfelben gehandelt hat, fo kann 
ich diefem Antrag doch nicht beiftimmen, weil ich glaube, 
daß dadurd; eine Ungerechtigkeit gegen die Zehutpflichtigen 
geübt wird, und weil ich das Intereffe, Fein Unrecht zu thun, 
für höher achte, als allen materiellen Gewinn. 
Aſch bach: Ich habe früher mit der Minorität geftimmt, 
und Fomme alfo-heute nicht in den Fall, meine Abftimmung 
zu verändern, fondern muß fie wiederholen. Sch ergreife 
biefe Gelegenheit, um einen Grund für diefe meine Abftims 
mung vorzutragen, den ic) noch nicht gehört habe, und den 
ich früher wegen des lauten Rufs zur Abſtimmung, der den 
Schluß der Discuffien veranlaßte, nicht mehr anführen 
founte. Das große Werk, deſſen Ziel ift, die Ueberlaftung 
des Grundeigenthums zu entfernen „ ift meiner Ueberzeugung 
nad) mit der großen Maßregel der Zehntablöfung noch nicht 
vollendet. Eine große Menge unferer Landwirthe fchmachtet 
noch unter dem ungeheueren Druck zahllofer alter Abgaben. 
Auf dem vorigen Landtage fowohl, ale auf dem jeßigen, find 
eine Menge Petitionen eingefommen, die dahin gehen, bie 
Aufhebung der alten Abgaben und die Herabfeßung der Ab» 
loͤſungsſumme für die Zinſen und Gülten zu bewirken. Es 
iſt auf dem vorigen Landtage von der Kammer an die Regie⸗ 
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- rung der Antrag geflellt worben, dieſes zu erwägen, und 
einen Gefeßesentwurf über die Aufhebung der alten Abgaben 
vorzulegen; wir haben der Borlage diefes Gefeßedentwurfs - 
auf diefem Landtage entgegen gefehen, und bedauert, daß 
fie nicht erfolgt ift, wir werden daher nichts Unbilliges fors 
dern, wenn auf dem nächften Landtage diefe Vorlage mit 
Zuverläßigfeit erwartet wird. Dann aber, meine Herrn, wird 
ſich auch wieder davon handeln, die Kräfte der Gefammtheit 
in Anfpruch zu nehmen, die vom Druck Belafteten fünnen 
nicht anderd von dem Uebel befr.it werden, ald durch die 
Theilnahme der übrigen Steuerpflichtigen. Sch fürchte num, 
daß wenn wir jet für die Zehntablöfung zu fehr die Kräfte 
der Gefammtheit in Anſpruch nehmen , wir dann nicht 
weitere Mittel zu diefen andern Ablöfungen fordern können, 
und fürchte alfo , daß das fchöne Werk der Steuerauds 
gleichung nicht zur Vollendung fommen werde. 

Dieß ift der Grund, warum ich damals mit der Minorität - 
ſtimmte, und warum ich heute für den Antrag der Commiſſion 
flimmen werde; ich werde mir aber bei dem $. 23 einen 
weitern Antrag erlauben, indem ich je&t die Stellung der 
Zehntholden nicht mehr fo günftig finde, daß ihnen zuge 
muthet werden kann, auf den Antrag der Berechtigten die 
Ablöfung vorzunehmen. 

Geh. Rath Eifenlohr: Sch wollte mir nur erlauben, 
über eine Bemerkung des Herrn Abg. Aſchbach eine kurze 
Erläuterung zu geben. 

Er fagt, es beftünden noch fo viele alte Abgaben, unter 
deren Laſt der Landmann fo erbrückt werde, daß täglich eine 
Menge Petitionen um Befreiung von denfelben einfämen. 
Er fagte ferner, daß die Regierung bereits auf dem Teßten 
Landtage ein Geſetz darüber vorzulegen zugefichert habe, das 
aber bis jeßt noch nicht gefchehen fei. Allein es befteht fchon 
ein Gefeß über die Aufhebung der alten Abgaben, und ın 
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Folge deffelben find auch bereitd eine Menge folcher Abgaben 
längjt aufgehoben worden, und werben noch fat täglich aufs 
gehoben. 

Wahrfcheinlich hat jedoch der Herr Abgeordnete diejenigen 
Abgaben im Auge gehabt, welche mit der Drittheilspflichtig- 
feit zufammenhängen, und darüber hat auch die Regierung 
ein Geſetz zugefichert. 

Um aber dieſes vorlegen zu konnen, ſind große Vorarbeiten 
erforderlich, es müſſen eine Menge Nachweiſungen und Ur⸗ 
kunden darüber geſammelt und verglichen werden. Dazu iſt 
auch der Anfang gemacht; ich kann aber verſichern und der 
Herr Abg. Rettig v. K. wird es beftätigen können, daß erſt 
während des Laufes dieſes Landtages aus dem Seekreiſe, wo 
jene Berbältniffe am häuftgfien vorkommen, bie nöthigen 

Materialien eingeliefert worden find, 

Indeſſen zweifle ich nicht, daß ed möglich ſeyn werde, 
nach demſelben ein Geſetz zu bearbeiten, welches den Staͤnden 
bis zum naͤchſten Landtage in ſolcher Geſtalt vorgelegt werden 
kann, daß es den Erwartungen entſprechen wirb. 

Aſchbach: Es iſt nicht blos das Drittheilsrecht, deſſen 
Aufhebung noch gewüunſcht wird, ſondern es giebt noch eine 
Menge alter Abgaben, die dad Gejeß, welches wir Biden Ben, 
nicht erreicht hat. 

Sander: ‚Der Beichluß der Kammer, von dem fie nad) 
dem Wunfch der Regierung zurückkommen fol, war ber, 
daß ber Staat einen gewiffen Beitrag zur Ablöfung bed 
Zehnten bezahle; und der Bermittlungsvorfchlag der Re⸗ 
gierung geht dahin, daß diefer Beitrag Fleiner feie, Dagegen 
aber für eine Reihe von fechszehn Sahren die bisher zehnt- 
pflichtigen Gründe ftenerfrei feyn follen. Gegen den legten 
Wunſch der Regierung läßt ſich ſchon der Spruch anführen: 
bis dat, qui eito dat — nil dat, qui munera tardat. 
Es läßt ſich aber auch, meined Erachtens wenigftend, das Ber 
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benfen bagegen erheben, ob die Kammer das Recht hat, eine 


Steuerfreiheit von ſechszehn Jahren auszufchreiben, ob fie 
nämlic; ber fünftigen Budgetsbewilligung einer. fpäteren 
Kammer vorgreifen und den Grundfaß vernichten kann, daß 
die Steuer gleich vertheilt werden fol. Sch glaube faum, 
daß die Kammer das Recht hat, felbft in einem Gefeße dieſes 
zu thun. Wenn aber auch die Kammer mit der Regierung 
es thun kann, fo liegt die Beftimmung der Steuer auch noch 
in dem Feld der Ereigniffe, und dem Willen des Lenfers der 
Scyidfale, und fein Menfch wird wiffen, ob in ſechszehn 
Jahren die Verhältniffe ſich fo geftalten, daß es möglich ift, 
die Steuerfreiheit von den zehntbaren Gründen aufrecht zu 
halten. Das, was und alfo die Regierung bietet, ift ungewiß, 
uud ſchon darum kann ich meine Stimme nicht dafür geben. 
Man wird mir nun entgegenhalten, dann falle das Geſetz. 
Ich fage aber darauf, ed möge fallen, denn fo, wie ed jeßt 
geſtellt ift, ift e8 nicht fo fehr im Intereſſe des Landes und 
der Zehntpflichtigen, daß ich es für eine große Wohlthat 
hielte. Man fagt, es ſei eine Wohlthat des Landes, und 
die Regierung hat dieß in dem Refeript, das ung verlefen 
wurde, wiederholt. Das Wohl des Landes ift das höchfte 
Gebot des Staats und dad eindringlichfte Gefeß. Wenn nun 
das Wohl des Landes in diefem Gefeße liegt und diefes Ge⸗ 
feß zurückgezogen werden fol, wenn der Befchluß der Kam⸗ 
mer beftehen bleibt, fo liegt e8 offenbar auf der Hand, daß 
alsdann der Befchluß der Kammer das Wohl des Landes 
eher bedrohen und angreifen würde, ald man mit dem Ge⸗ 
feß erreichen will. Der Befchluß der Kammer ift aber num 
der, daß am Ende bad Staatövermögen, und zwar Die 
Amortifationdfaffe, in ihrem Grundſtock zwei Millionen wes 
niger erhalten folle, indem fie um fo viel mehr aus diefem 
Grundftoc beitragen fol. In diefem Mehrbeitrag läge alfo 
der Grund, warum das Gefeß zurückgenommen werden foll, 
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und biefes alfo, meine Herren, ift dem Wohl des Landes 
entgegen! Es ift alfo der Sag dahin audgefprochen, das 
Wohl des Landes, das an diefed Zehntgefeg geknüpft ift, 
fteht dem Beften des Grundſtocksvermögens der Amortifationgs 
kaſſe nach. Ic; geftehe, daß wenn ich hier bei dem erften 
MWiderftreit verfchiedener Intereffen der Zehntberechtigten 
und Pflichtigen fehe, daß fogar der Staat fein Intereffe 
fo hoch ftellt, daß er ed den Zehntpflichtigen voranfeßt, ich 
fürchten muß, Daß wenn die anderen Zehntberechtigten, die 
milden Stiftungen, die Kirche, die wirklichen privatrechts 
lichen Befißer des Zehnten, die Standes + und Grundherren 
auftreten, daß alsdann deren Sintereffen eben fo gefchüißt, 
vielleicht noch höher gewahrt werden, und dann muß ich 
fürchten, daß die Intereſſen der Zehntpflichtigen nicht Die 
Richtfchnur diefes Gefeßes feien, weshalb ich keinen Anftand 
nehme, auf dem Befchluß der Kammer zu beharren, auch 
wenn bad Geſetz dbadurd) fallen follte. - 
Finanzminifter v. Böckh: Der Abg. Sander ift in 
großem Irrthum. Er glaubt, es handle fich davon, ob auf 
das Grundftocvermögen zwei Millionen übernommen werden 
follen oder nicht. Davon handelt es fich aber nicht, jondern 
ed ift Davon die Nede, ob wir ftatt acht Millionen zwölf 
Millionen Schulden machen follen. Diefe Schulden find 
. nicht eine Laft des Grundſtocks, fondern die Zinszahlung, und 
die Rückzahlung muß von der Gefammtheit gefchehen. 
Merk: Sch nehme feinen Anftand, dem Commiſſionsan⸗ 
trag beizutreten. Damit aber doch, wenn der Befchluß nach 
dem Kommiffionsantrag gefaßt wird, nicht auf den Stand 
der Kammer ein falfches Licht geworfen, und überhaupt ihre 
Stellung nicht mißdeutet werde, fo will ich Doch darauf auf 
merffam machen, daß es fich bier wahrlich nicht um eine 
Lebensfrage, ja nicht einmal um eine bedeutend wichtige 
Sache handelt, denn wir haben fchon gehört, daß eigentlich 
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für die Gegenwart und in Hinficht Diefes Beitrags fein großer 
Unterfchied in diefer Sache liegt, fondern der Unterfchied 
fchiebt fichh durd; die Annahme des Kapitals mehr auf die 
Zufunft ald auf die Gegenwart hinüber. Betrachte ich aber 
bie Zufunft, fo wüßte ich nicht, wenn man die Ueberzeugung 
gewinnt, daß die Zehntpflichtigen durch die Operation, wos 
nad) man vier Zwanzigftel angenommen bat, zu fehr belaftet 
fei, was alddann den Gefeßgeber hindern wird, dieſe Sıeuers 
freiheit etwa noch auf weitere fechszehn Jahre auszudehnen, 
fo daß alfo in diefer Hinficht eine große Hoffnung vorhanden 
ift, daß einer Bedrückung auf diefe Art abgeholfen werden 
könnte, zudem aber liegt in der Zumuthung der Regierung 
nicht Etwas von der Art, daß man annehmen fünnte, durch 
die Nachgiebigfeit der Kammer werde ihre Ehre in einen ger 
wiffen Zweifel gefeßt werden fünnen, weil doch, wie der 
Abg. Fecht fehon bemerkte, eine unbedeutende Mehrheit 
von Stimmen ſich für den früheren Antrag ausgefprochen 
hat, alfo bier die Ueberzeugung nicht in einer Weife vors 
herrfchend war, daß man die Sache für fo ganz entjchieden 
hätte halten, und behaupten Fünnen, auf welcher Seite das 
mehr oder weniger Billige gelegen war, Was mic, aber noch 
weiter zu dem Beitritt beftimmt, ift der Umftand, daß ich 
doch vorausſehe, daß diefer Ausfall der fünfprozentigen 
Rente, der fich ergeben wird, nach Verlauf von fünf Fahren, 
fo lange ald dad Kapital bei der Amortiſationskaſſe fteht, 
doch auf den Staat zurückfallen werde, und daß für die Ges 
fammtheit eine bedeutende Laft weiter aus dieſer Uebernahme 
nothwendig hervorgehen muß. 

Was die Form felbft betrifft, fo muß ich gefiehen, daß 
fie mich im erften Augenblick nicht nur überrafcht, fondern 
betrübt hat, allein bei der Erklärung, bie erfolgt ift, kann 
ich mich wohl beruhigen. Sch habe auch die Ueberzeugung, 
und habe ſchon bei der früheren Discuffion gefagt, daß 
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wenig Hoffnung da fei, und wir und in der Hoffnung fehr 
taͤuſchen werden, daß die erſte Kammer ihre Zuftimmung 
geben werde, Das kann man auch in dieſem Augenblick mit 
vieler Beftimmtheit wiffen, und aus dem Umftande, daß 
die Regierung einen fürzeren Weg wählte, möchte ich auf 
ihren Willen fchließen, daß das Gefet wirklich zu Stande 
fomme, woraus ic) weiter folgere, daß fie allem Möglichen 
aufbieten wird, das Gefeß unter biefer Bedingung auch in 
der erften Kammer durchzubringen. 

Mördes: Nicht nur für den erfien Augenblick, in welchem 
meine geftrige Abſtimmung erfolgte, fondern bis auf diefe 
Stunde ift der Eindruck über die Art, wie man ung beftimmen 
wollte, unfern Beſchluß zurüc zu nehmen, ganz derfelbe 
geblieben, und ich freue mich, Daß gerade von der Seite, 
von welcher meine Schilderung, über die Bewegung der 
. Kammer fo heftig beftritten wurde, heute mein Ausfpruch 
feine Rechtfertigung erhält. Allein die Zwifchenzeit von zwei⸗ 
mal 24 Stunden gab mir hinreichende Mufe, die Folgen 
abzuwägen, die aus dem Beharren auf dem vorigen Bes 
ſchluß, im Gegenfaß des veränderten Commiſſionsantrages, 
hervorgehen würden. Ich hatte befonders auch Gelegenheit, 
. mit den Wünfchen meiner Sommittenten mich-näher vertraut 
zu machen, und wenn ich. deßhalb heute für die ung vorge: 
fchlagene Mobdification ſtimme, fo glaube ich nicht, daß man 
mich einer Inconſequenz zeihen kaun. Insbeſondere ent 
fheidet für mich noch der Umftand, den der Abg. Aſch badı 
zur Sprache gebracht hat, und der für mich einen um fo 
höhern Werth hat, weil ich die Ehre habe, von einem Ber 
zirk hieher gefchickt zu feyn, auf dem dergleichen ältere Laſten 
noch am ſchwerſten drücken. Darum und in ber zuverſicht⸗ 
lichen Hoffnung, daß die Regierung auf dem künftigen Land⸗ 
tag den laͤngſt genaͤhrten Erwartungen entfprechen, und einen 
Geſetzesentwurf über die Ablöfung der noch übrigen Feſſeln 
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der Feudalität vorlegen werde, ftimme ich für den Vorfchlag 
ber Commiſſion. 

Welder: Ich flimme dem Borfchlag der Commiſſion 
ebenfalls bei, thue es aber mit fchwerem Herzen, und kann 
die Gefühle nicht unterdrücken, die mich bei diefer Zuftims 
mung durchdringen. Es ift mir befonderd die Form, durch 
welche wir zu diefem Refultat Eommen, fehr überrafchend 
gewefen, und ich kann noch nicht glauben, daß die Negies 
rung oder das Minifterium die Abficht hatte, durch diefen 
entfchiedenen Nachdruck für ihre Anficht eine Kraft der Re; 
gierung zeigen zu wollen, denn wenn Diefe zu zeigen wäre, 
jo wünfchte ich, daß fie ſich beſonders da bewährte, wo 
mehr Kraft des phyfifchen Widerſtands ift, als bei und. Sch 
babe wohl begriffen, daß die Regierung die Pflicht hat, 
felbft dem einftimmigen Befchluß der Kammer in gewiſſen 
Fällen ſich zu widerfeßen, und ed hat auch, wie aus der 
Aeußerung des Herrn Finanzminifterd hervorgehen könnte, 
fein Menfch behauptet, daß die Regierung bei allen Sachen 
zuftimmen müffe, und auch. nicht, daß fie bei diefem Gegens 
ftand ja zu jagen habe, fondern fie ift im Gegentheil vol» 
fommen frei, und in manchen Fällen darf fie nicht einmal 
beiftimmen. Auch die Commiſſion hat mit Recht die Eigens 
thümlichkeit diefer Frage herausgehoben, und bei dieſer 
Eigenthimlichkeit ihre Ueberraſchung ausgefprochen, daß die 
Regierung nicht habe einftimmen können, wo das ganze 
Land in Beziehung auf eine allgemeine Landesangelegenheit 
zur Vermittlung fich erbietet, und wo eg ſich um Geld handelt, 
das für eine wohlthätige Maßregel verwendet wird. {ch 
glaube auch, daß ſich die Regierung in Beziehung auf das 
Zehntgefet in eine nicht vortheilhafte Stellung feßte, denn 
offenbar ift Derjenige, der bei einer beftimmten Maßregel 
ſich darftellt, ald liege ibn an diefer Maßregel nicht viel, 
als fei er geneigt, jeden Augenblid die Maßregel preiszus 
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geben, auch in der Lage hören zu müfen, daß ihm diefe 
Maßregel nicht fo fehr zur Ehre gereiche, nicht fo fehr 
fein eigenes Verdienſt fei, als das Verdienſt Derjenigen, 
die Alles daran feßen, um diefe Maßregel auszuführen. 


Die Kammer, indem fie jet diefen Befchluß ausfpricht, 


daß fie ungeachtet der Erklärung der Regierung von 
ihrer Anficht zurückweicht, um doc, die Maßregel zu ers 
halten, zeigt, daß ihr diefe Maßregel außerordentlich am 
Herzen liegt, daß fie glaubt, durch diefe Maßregel ſich 
ein Berdienft um das Land zu erwerben. Darum wird 
fie auch nicht im Mindeften verfucht ſeyn, aus einem falfchen 
höheren Prinzip die Maßregel fallen zu laffen, fondern fie 
wird zeigen, daß fie, ungeachtet fie genöthigt ift, won ihrer 
reiflichen Ueberzeugung abzugeben, doch die Maßregel er: 
hält. Es ift aber diefe Maßregel von der Art, daß fie auch 
der Regierung zur Ehre gereicht. Es ift ein folches Zchntabs 
löfungsgefeß, wie es von der Regierung vorgelegt wurde, 
für die Regierung vom höchften Vortheil, und darum hat es 
mich überrafcht, in Beziehung auf -diefen Punft gerade die 
Leichtigkeit, die ganze Maßregel aufzugeben, zu bemerken. 
Die Gründe, die mich befonders in der Sache betrüben, find 
großentheild vondem Abg. v. Rotte cd audgefprochen worden, 
und wenn ich auch nicht glaube, daß eigentlich eine Unge⸗ 
rechtigfeit gegen die Zehntpflichtigen durch Annahme diefes 
Geſetzes begangen wird, denn alsdann würde ich es nicht 
annehmen, fo glaube ich doch, daß weniger Gerechtigkeit 
geübt wird. Sch habe noch mehr üben wollen, und jetzt muß 
ich weniger üben, nehme aber das Geſetz befonders darum 
an, weil eine fpätere Erfüllung diefes allgemeinen Wunſches 
einen großen Nachtheil herbeiführen würde, den wir nicht 
leicht aufwiegen fünnten. : 

Trefurt: Der Abg. v. Rotteck hat aus einander ges 
feßt, daß das Zehntablöfungsgefeg , fo wie es jet vorliege, 
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nu? vortheifhaft für die Gefammtheit, vortheilhaft für alle 
Intereſſen, nur nicht für die Intereffen der Zehntpflichtigen 
fei, worauf der Grund feiner Abftimmung gegen den Com⸗ 
mifftonsantrag beruhte. Ich will verfuchen, ob ed mir mög» 
lich ift, die Gründe, womit er beweifen wollte ‚daß das 
Zehntablöfungsgefeß nicht mehr vortheilhaft für die Zehnts 
holden fei, zu widerlegen. 

Der erfte Grund war von der Unzuläßigkeit der Schäßgung 
und der darauf gebauten Repartition, von der Unficherheit der 
Refultate überhaupt, rücfichtlich der Zehntablöfungsmaß- 
regel in ihrer Ausführung hergenommen. Diefe Unficherheit 
ift nicht zu laäugnen, allein fie ift auf beiden Seiten gleich, 
und droht nicht blos den Zehntholden, fondern auch den 
Zehntherrn. Es kommt auf die Verfchiedenheit der Berhälts 
niffe, auf die Sicherheit des Bollzugs und auf die Güte der 
Vorſchriften an, die wir hier geben. Wir mittlen die Durch⸗ 
fchmittsjahre nach, unferer Ueberzeugung aus, wir geben bie 
BVBorfchriften zur Abfchägung, fo wie wir glauben, daß fie 
im Refultat der Geredtigfeit am nächften fommen, In der 
Ausführung wird aber immer Härte Tiegen, allein es läßt 
fich nicht voraus beftimmen, wen die Härte treffen, und 
wer in biefer Hinficht dabei verlieren oder gewinnen wird. 
Der Abg. v. Rotteck hat ferner auf das Sinfen der Preife 
der Gewächfe aufmerfjam gemacht, das nothwendig int Ges 
folge der Zehntablöfung fei. Es wird auch allgemein aner⸗ 
fannt, daß die Preife fich nach Vermehrung der Produkte 
mindern werden, allein die Vermehrung der Gewächfe wird 
zunächft aus ber vermehrten Kapitalfraft entftehen. YBenn 
nämlich die Güter zehntfrei find, dann werden ſich die Kapi⸗ 
tale der Zehntholden vermehren, und mehr produzirt werden, 
und wenn nicht die Bevölferung in gleicdyem Berhältniß ge- 
fliegen ift, dann wird der Preis der Gewächſe gleich herab⸗ 
finten. Man mag es aber machen, wie man will, fo bleibt 
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die Zehntlaft noch) fünfzehn Jahre auf den Pflichtigen Tiegen. 
Erft nach und nad) wird die Kapitalfraft vermehrt, und 
dann erft wird ein Herabfinfen des Preifes der Gewächfe 
eintreten, und dasjenige erfolgen, was der Abg. v. Rotted 
aus diefem Herabfinfen gefolgert hat. Die Lingerechtigfeit, 
die die Ablöfungsmaßregel überhaupt gegen die Zehntholden 
herbeiführen fol, kann ich mir nicht vorftellen, ich weiß 
nicht, wie folche aus der jeßigen Faflung des Geſetzes, aus 
der angeblich all zu theueren Uebernahme der Zehntfreiheit 
- fich ergeben folle. E& kann diefe nur entweder allgemeiner 
Art oder befonderer Art feyn. Iſt fie allgemeiner Art, dann 
werden die Zehntholden in der Freiheit und in ihrem größeren 
Jutereſſe, um diefe Freiheit zu erlangen, fie werben auch für 
die fcheinbare Ungerechtigkeit und Härte Entſchaͤdigung finden. 
Trifft aber diefe Härte nur die Einzelnen, dann kann fie 
Durch den größeren Staatszuſchuß nicht ausgeglichen werden, 
denn der Einzelne erhält nicht mehr, und trägt feine Unge⸗ 
rechtigfeit, ob der Staatsbeitrag drei Millionen mehr oder 
weniger beträgt. Der Abg. Sander hat das Recht, eine 
Steuerfreiheit auf fechgzehn Jahre zu bewilligen, der Geſetz⸗ 
gebung beftritten, und beſonders auch dagegen angeführt, 
es fei zweifelhaft, ob diefes Gefeß, wenn wir es auch geben, 
von Daner ſeyn werde, weil nad) Ablauf der Budgetsperiode 
ein neues Geſetz gemacht werden fünne. Sch denfe, wir werden 
diefen Zweifel nicht theifen. Das Gefeß, das wir geben, - 
wird von der Dauer feyn, wie alle Gefeße. Sie find ſaͤmmt⸗ 
lich für die Ewigkeit gegeben, haben aber nur eine zeitliche 
Dauer. Eine fünftige Gefebgebung könnte allerdings dieſe 
Gteiterfreiheit wieder aufheben; das liegt in dem Neich der 
"Möglichkeit, allein eben fo gut kann fie auch unfer ganzes 
Geſetz, und alle Gefeße, die wir geben, aufheben. Er hat 
ein ſcheinbar fehr wichtiges Argument gegen ben Vermitt- 
Iungsvorfchlag davon hergenommen, baß ſchon mach der 
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Borlage des Geſetzes, nachdem, was die Regierung in ihren ° 
Motiven‘ fagte, fie felbit die Zehntablöfung für eine durch 
die Staatswohlfahrt gebotene Maßregel halte, und jeßt 
diefe Staatöwohlfahrt wegen eines Mehraufwandes von drei 
Millionen aufgegeben werden folle. Sch muß aber hier nur 
darauf aufmerkffam machen, daß die Staatswohlfahrt eine 
unbefaunte Größe ift, die in jedem einzelnen Fall aufges 
fucht werden muß. Sie ift nicht Etwas, was wir ſchon 
Voraus wiffen, fondern gerade die drei Factoren der Geſetz⸗ 
gebung find es, die in jedem einzelnen Fall diefes unbekannte 
& auffuchen müffen. Hier ift die Staatswohlfahrt allerdings 
eine mathematifche Größe, und ed fommt darauf an, wie 
theuer wir fie Faufen. Wenn wir fie zu theuer Faufen, fo ift 
fie feine Wohlfahrt für die Allgemeinheit, denn zu große 
Opfer zumuthen, heißt die Wohlthat vernichten. Die Er⸗ 
klärung der Regierung ift mir übrigens durchaus nicht fo 
überrafchend gewefen, wie fie andern Mitgliedern diefer 
Kammer erfchienen ift. Sch glaube nicht nur, daß die Nies 
gierung das Recht, fondern die heiligite Pflicht hat, gerade 
fo wie wir, die Staatdwohlfahrt auch in finanziellen Gegens 
ftänden zu beforgen. Sie hat die heilige Pflicht, auch hier zu 
beriscffichtigen, was den wahren und allgemeinen Sntereffen 
förderlich fei, und ich erwarte von ihr ganz befonders die 
Erfüllung diefer Pflicht, weil fie nach ihrem allgemeinen 
Standpunftiweniger auf befondere Intereffen Rücficht nehmen 
wird, was mehr oder weniger in den Bolksverfammlungen 
naturgemäß immer gefchehen muß. 

Martin: Ich bin Fein Stabtdeputirter, fondern ein 
Abgeordneter von einem Landbezirf, und habe deffen unge⸗ 
achtet mit der Minorität geftimmt, mit jener Minorität, die 
ber Abg. Hecht vorhin eine Fleine genannt hat. Ich behaupte 
aber das Gegentheil, und fage, daß es eine große Minorität 
war, die nahezu die Majorität geworben wäre, 
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Feht: Es bedarf Feiner Berichtigung, man hat mid, 
verftanden. | 

Martin: ch will meine Gründe angeben, warum ic) 
mit diefer Minorität ſtimmte, und auf einen Staatöbeitrag 
von vier Zwanzigſtel angetragen habe. ch theile ganz bie 
Gefinnungen, die der Abg. v. Rotteck beim Anfang ber 
Discuffion über die Zehntlaft ausgefprochen hat, und bin, 
wo e8 fich darum handelte, ob die Ablöfung durch Darlegung 
des 18fachen oder des 2Ofachen Betrags bewirkt werden foll, 
vollfommen der Ueberzeuaung gewefen, daß der 18fache 
Betrag offenbar der billige und ganz rechtliche Maßftab ge- 
wefen wäre, nach welchem der Zehntwerth zu fchäßen feie, 
und nur der Wunfch, das Gefeb auf diefem Landtag noch 
durchzuführen, und die Furcht, daß es fpäter vielleicht nicht 
mehr zur Ausführung fommen dürfte, haben mich vermocht, 
für den 2Ofachen Betrag zu flimmen. Ganz anders verhält 
e8 fich aber bei dem $. 12, bei welchem e8 fich darum handelt, 
wie groß der Staatsbeitrag feyn foll. Hier ftehen wir nicht 
mehr gegenüber den Zehntherren, fondern auch gegenüber 
deu Zehntpflichtigen, und es ift die Frage, wie groß Die 
Schuldenfumme feyn foll, die der Staat auf fich zu nehmen 
hat, es ift die Frage, mie groß und ftarf die Zufunft bes 
laftet werden joll, um die Gegenwart zu erleichtern. Diefe 
Betrachtungen, diefe Umftände haben ntich dazu allein ver- 
mocht , obgleich ich Zehntpflichtiger bin, obgleich meine Som; 
mittenten , die ich hier repräfentire, zehntpflichtig find, für 
vier Zwangigftel zu ftimmen. Der Abg. Sander hat ge 
glaubt, die Kammer fei nicht berechtigt, auf ſechszehn Sahre 
hinaus Steuerfreiheit auszufprechen. Ich glaube aber, die 
Kammer und die Regierung find immer berechtigt, eine 
Schuld zu contrahiren, und dieß ift offenbar nichts anderes 
als eine Schuld, die die Zukunft nach und nach bezahlen fol, 


um bie bedrückte Gegenwart zu erleichtern. Es ift über die 
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Form geklagt und darüber eine Betrübniß ausgefprochen 
worden, wie das Minifterium ſich über diefen Gegenftand 
geäußert hat. Sch geftehe aber, daß ich diefe Betrübniß nicht 
theilen kann. Bielmehr halte ich die beitimmte Antwort, die 
das Minifterium ung gab, für eine offene und Ioyale Sprache. 
Ich glaube nicht dafür bekannt zu feyn, daß ich dem Mini; 
flerium zu viel das Rauchfaß fchwinge, und darum darf ich 
mich ohne Scheu wohl dahin ausfprechen, daß ich diefe 
Handlungsweife durchaus für gut und redlich halte, und es 
im Gegentheile zu tadeln gefunden haben würde, wenn dad 
Minifterium feine Abfichten bemäntelt, eine Hoffprache gegen 
und gebraucht, und fich nicht mit Offenheit und Beftimmtheit 
ausgefprochen hätte. Was wäre auch die Folge davon ger _ 
weſen? Das Gefeß wäre acht Tage lang in unferer Kammer 
berathen worden, ed wäre fodann noch den Weg durch die 
erite Kammer gegangen, und endlich an den Stufen des 
Thrones zerichellt. 

Kröll: Ich glaube, das Minifterium hat ganz recht ge- 
than, bei guter Zeit audzufprechen, was ed glaube noch 
geben zu fünnen, und unter welchen Bedingungen das Ges 
jeß von ihm angenommen werden fünne. Der Abg. Fecht 
hat geäußert, es könnte leicht im Publifum der Verdacht 
entftehen, als habe die Minorität aus Furcht oder fonftigen 
unlautern Gründen das letztemal abgeftimmt. Ich gehöre zu 
diefer Minorität, und erlaube mir daher einige Worte. Das 
Urtheil eines, politifch mündigen Volks ift mir nicht gleich: 
gültig, aber ungegründeter Verdacht kümmert mich eben fo 
wenig. Mich leitet Feine Furcht, ich bin mit gutem Gewiffen 
hierher gefommen, und will auch mit gutem Gewiſſen nad) 
Haufe kehren. Auf irrigen Anfichten kann meine Abftimmung 
beruhen, aber nie fließt fie aus trüber Quelle, und gerade 
weil’ diefe Aeußerung gefchehen ift, fo erlaube ich mir, Die 
Gründe meiner Abftimmung vorzutragen, Ich kann und will 
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mich nicht in die Berechnungen einlaffen,, die von dem Hrn. 
Finanzminifter und dem Herrn Berichterftatter letzthin auf- 
geftellt worden find. Sch will nicht unterfuchen, welche Natur 
der Zehnte hat, ob ihm die Steuernatur anflebt, ob er pris 
vatrechtlich oder ob er gemifchter Natur ift. ch fpreche auch 
nicht, obgleich ich Abgeordneter einer Stadt bin, im Inte⸗ 
reffe der Städte, allein meine Baterftadt hat fehr viele zehnt- 
pflichtige Bürger und meine Gründe find furz folgende: 
Man will die Ablöfung des Zehnten im ganzen Lande, man 
will fie fogar in manchen Gegenden um jeden Preis, wie ich 
denn erft vorgeftern verfichert worden bin, daß in gewiffen 
Landestheilen die Ablöfung felbft gerne mit dem 25fachen 
Betrag erfauft worden wäre (Zeichen der Verwunderung und 
des Zweifeld). Sm Uebrigen ift eben fo wahr, daß bie ges 
werbtreibende Klaffe Tängft fchon große Opfer der aderbaus 
treibenden gebracht hat, und von Tag zu Tag einer größeren 
Verarmung entgegen geht. Ueberdieß werden, wie fchon der 
Abg. Aſchbach erflärt hat, fpäter von ihr noch große 
Dpfer gefordert und fie wird fie gern bringen. Wenn nun 
die Opfer, die die gewerbtreibende Klaffe auf der einen Seite 
bringen foll, groß find, die Vortheile Dagegen fehr bedeutend 
find, die der andern Seite zumachfen, fo fehe ich nicht ein, 
warum man mir darum den mindeften Vorwurf machen 
jollte, daß ich mit der Minorität geftimmt habe. Uebrigeng . 
ift Diefer Grund für mich auch von großer Wichtigkeit, daß 
gerade in unferem Lande ein Staatebeitrag angenommen 
worden ift, der in andern Ländern gar nicht bewilligt wurde. 
Allerdings theile ich auch mit der Sommiffion und der ganzen 
Kammer die Betrübniß über diefen Vorfall, der hätte vers 
mieben werden können und follen, wenn der Herr Regies 
rungscommiffär ſchon in der Commiſſion diefe Erflärung 
gegeben hätte. Ich ftimme für den Antrag. 

Fecht: Der Abg. Kröll ift in großem Irrthum, wenn 
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er glaubt, ich hätte von einem Verdacht wegen der Abftim: 
mung der Minorität gefprochen. Ich fprach von der Rechts 
fertigung der Kammer, wenn wir jest einen Befchluß zurück 
nehmen, und das ift ganz verfchieden. Wenn fodann der 
Abg. Martin fagte, daß ihm der Fürzefte Weg der liebfte 
jei, fo erwidere ich, daß wenn diefer furze Weg noch oft 
eingefchlagen würde, wir zu Haufe bleiben fönnten. Die 
Herrn Regierungscommiffäre dürften nur fagen: „Hier ift 
ein Geſetz. Wir wollen es nicht Lange hin und her ſchicken, 
fondern offen zu Ihnen reden. Wenn ihr es fo annehmet, 
wie wir wollen, fo ift esrecht, wo nicht, fo laffen wir das 
Geſetz fallen.“ 

Martin: Ich wünfche fehr, daß die Regierung ſich 
immer auf diefe Weife erklärte. 

Staatsrat) Nebenius: Dieſes Geſetz ift ſchoni in der 
erſten Kammer berathen worden; und etwas Anderes iſt es, 
wenn die Regierung hoffen kann, diejenige Kammer, welche 
das Geſetz zuerſt berathet, und eine nach der Anſicht der 
Regierung unzuläßige Abänderung trifft, werde durch die 
Discuſſionen, die in der andern Kammer Statt finden, zu 
einer andern Ueberzeugung gelangen. Hier aber konnten wir 
diefes nicht hoffen, und es war alfo in dem gegenwärtigen 
Fall der gewählte Weg offenbar der beffere, um fo mehr, 
als das Geſetz fehr umfaffend ift, und die bedeutende Nücks 
ficht bier eintritt, daß in Folge der erfchütterten Hoffnung, 
das Gefeß zu Stande fommen zu fehen, das lebhafte Inte— 
reffe bei der Discuffion der folgenden Artifel wahrfcheinfich 
nicht fo angeregt bleiben könnte ald jett, nachdem die Vors 
fchläge der Regierung angenommen find. 

v. Tſcheppe: Wenn ich mich des Bannfluchs erinnere, 
den der Abg. v. Rotteck gegen den Zehnten gefchleudert 
hat, fo kann ich; mich nicht genug wundern, daß er jeßt 
Hinderniffe und Schwierigkeiten entgegen feßen will, bie 
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doch wahrlich meiftend aus der Luft gegriffen find. Gerade 
durch den damaligen Bannfluch ift der Wunfch des Volkes 
allgemein aufgeregt , und allgemein auf Aufhebung des 
Zehnten angetragen worden. Es ift auch von Bortheil für 
die Pflichtigen, wie diefe es nicht verfennen. Wie kann man 
auch zweifeln, daß Jemand Schwierigfeiten machen, und 
nicht geneigt ſeyn follte, 100 fl. mit 60 bis 66 fl. abzulöfen. 
Es fällt erftend den Pflichtigen die Differenz zwifchen dem 
Reinertrag und Rohertrag ganz zu, und ferner kommt das 
Fünftel in Betracht, das der Staat beiträgt. Sch bin darum 
überzeugt, daß ohne ein Opfer von dem Staat zu fordern, 
die Zehntpflichtigen frol) geweſen ſeyn würden, wenn fie 
hätten den Zehnten ablöfen fünnen, wenn fie nämlich dass 
jenige, was der Zehntberechtigte nach dem Neinertrag zu 
beziehen hat, hätten ablöfen können. Sch ftimme dem Com: 
mifjtonsantrag auch bei, und zwar, wie der Abg. Welder, 
ebenfalls mit fchwerem Herzen, jedoch aus einem andern . 
Grunde, indem ich nämlich glaube, daß der Beitrag des 
Staats noch zu groß ift. Befonders finde ich fchwer, und 
eine neue Beläftigung der Gefammtheit durch die fechzehns 
jährige Steuerfreiheit voa dem Zehntertrag. Ic, kann mit 
der Anficht des Herrn Kinanzminifters nicht übereinftimmen, 
der da glaubt, die Yajt des Zehnten daure noch fechzehn 
Sahre fort, ald Surrogat nämlich wegen des Kapitals, das 
in fechzehn Jahren durch den wirklichen Naturalertrag des 
Zehnten bezahlt wird. Es ift ja gar nichts Anderes, was 
der Zehntpflichtige Leiftet , ald ein Erjaß für Dasjenige, 
was er von dem Grund und Boden erhält, und was vorher 
der Zehntberechtigte bezog. Sch will mich nicht widerfegen, 
jondern aud) darin nachgeben, aber nun wird nothwendig 
jeyn, daß auch der Zehntzufchlag, der von den zehntfreien 
Gütern in das Katafter gelegt ift, aruch geftrichen werde, 
denn fonft würbe eine große Ungleichheit entftehen, wenn 
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der biöherige Zehntpflichtige von diefem Mehrertrag feiner 
Felder frei würde, und der bisher Zehntfreie diefe Zufat- 
fteuer noch fortbezahlen müßte. Das, was über die Gerech- 
tigfeit , die man über die Zehntpflichtigen zu beobachten 
habe, von dem Abg. v. Rotteck entwickelt wurde, ift ſchon 
" widerlegt worden. 

Was die Schäßung betrifft, fo kann nicht geläugnet 
werden, daß felbft bei der Subrepartition immer eine Un 
gleichheit Statt finden wird, die ſchwer zu befeitigen ift, 
allein durch den Beitrag ded Staats gleicht fie fich aus, und 
in Beziehung auf die Zehntberechtigten fol man erwägen, 
daß wenn auch binfichtlich des Durchfchnittspreifes noch Bes 
denflichfeiten vorhanden feyn Fönnten, wir ihnen ein folches 
Kapital zu fünf Procent verwilligen, wo vorher gewöhnlich 
durch mehrere Kaufsurfunden der Zehntertrag zu drei Procent 
berechnet war, oder erfauft worden ift, 

Was endlich, der Abg. Sander wegen der Steuerfreiheit 
noch insbefondere angeführt hat, indem er glaubt, man 
könne in dem gegenwärtigen Zeitpunkt um fo weniger etwas 
verfichern, weil man nicht wiffe, was in der Folge für Be: 
dürfniſſe entftehen werden, fo hat derfelbe vergeffen, daß hier 
blos von dem Steuerfapital die Rede ift, und die Steuer 
fann natürlich nach Erforderniß der Zeit vermehrt oder vers 
mindert werden, was alfo feinen Einfluß auf die Summe 
hat, die nun in die Steuer genommen werden fol. Sc 
ftimme veßhalb fir den Sommiffionsantrag. 

Duttlinger: Sch befchränfe mich darauf, dem Abg. 
Sander zu antworten, und willdie Gründe meiner Abftims 
mung, die darin befteht, daß ich dem Commiſſionsantrag 
beitrete, nicht auseinander fegen, weil ich nicht wage, Die 
Kammer um die Geduld zu bitten, mich anzuhören. Der 
Abg. Sander glaubt, die Zehntpflichtigen feien durch die 
Beftimmung, daß fie wegen der Zehntfreiheit fechzehn Jahre 
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lang nicht in die Steuer gelegt werten follen, nicht gefichert, 
und wenn fie auch gefichert wären, fo habe die Kammer oder 
die Gefebgebung nad) der Verfaſſung gar nicht das Recht, 
eine folche Steuerfreiheit auszufprechen, 

Auf diefe beiden Einwendungen, die mit Scharffinn auf: 
geftellt und begründet worden find , will ich antworten. 
Wenn fie gegründet wären, fo würden fie mich beftimmen, 
den Vorfchlag der Commiſſion zu verwerfen, allein ich halte 
fie, fo viel Schein fie auch im erften Augenblick für fich 
haben, doch für vollfommen ungegrünbdet. 


Mas die erfte Bedenklichfeit betrifft, daß nämlich die 
Zehntpflichtigen durch eine folche Beftimmung nicht gefichert 
feien, weil eine folgende Kammer diefe Beftimmung wieder 
aufheben könne, fo habe ich nur zu ermwiedern, daß mir 
eine Berfaffung haben, von der man glaubt, fie habe dafür 
geforgt, daß nicht die Willführ die Gefege mache, fondern 
die Vernunft, daß die ewigen Gefeße des Vernunftsrechts 
das Recht der Gefeßgebung in Baden fei, weil ed nicht einen - 
Despotismug der Geſetze giebt, nah Willführ und Laune, 
die morgen anders feyn kann ald heute, fondern weil bie 
Vertreter des Volks mit der erblichen Krone und dem Thron 
zufammenwirfen, wenn ein Geſetz abgeändert werden foll. 
Wenn der Abg. Sauder fürchtet, diefe Beftimmung des 
Gefeßesentwurfs biere Feine Sicherheit.dar, fo muß er feine 
Beforgniß auf alle übrigen Artikel des Geſetzes ausdehnen; 
denn fo gut der Gefeßgeber in Zufunft diefen Artikel abäns 
dern kann, jo gut kann er, wenn von den Formen und der 
Möglichkeit die Rede ift, alle übrigen Artifel des Geſetzes, 
und zuleßt die ganze Berfaffung felbft aufheben. 

Was die weitere Frage betrifft, ob der Geſetzgeber das 
Recht habe, auszufprechen, die Zehntpflichtigen follen fech- 
zehn Sahre lang wegen der ihnen jeßt zu Theil werdenden 
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- Zehntfreiheit nicht mit Steuern belegt werden, jo antworte 
ich hier ebenfalls, unbedingt mit Sa. 

Ale Staatsbürger im Großherzogthum tragen zu allen 
öffentlichen Laften gleichformig bei, und nun glaubt man, 
daß die Zehntpflichtigen, wenn man fie jeßt ſchon in Bezies 
bung auf ihre Zehntfreiheit mit Steuer belegte, nicht gleich 
allen Uebrigen tragen, fondern unverhältnißmäßig belaftet 
ſeyn würden. 

Das glaubt der Urheber dieſes Vorſchlags, der Herr 
Finanzminifter ohne Zweifel, und das werden alle Diejenigen 
glauben, die für diefen Artikel ftimmen. Wir werden deßhalb 
die Berfaffung nicht verlegen, wenn wir dieſe Beftimmung 
annehmen, fondern wir würden fie verlegen, wenn wir fie 
verwerfen würden. Ich füge noch hinzu, daß wir, wenn 
wir die Zehntpflichtigen jeßt fchon mit diefer Steuerpflicht 
belaften würden, wir fie wegen eined Objekts belafteten, 
das fie noch gar nicht haben, fondern das fie erft nad) 
fechzehn Sahren haben werden, denn wie neulich einer der 
Herrn Regierungscommiffäre bemerft bat, die Zehntpflich— 
tigen find durchaus nicht zehntfrei von dem Augenblick an, 
wo die Ablöfungsurfunde unterzeichnet wird. Sie find erft 
frei, wenn fie die Schuld bezahlt haben, die fie wegen der 
Ablöfung jeßt auf ihre Schultern nehmen müffen, und diefe 
Zeit wird wohl im glücklichen Fall nur erft gefommen feyn, 
wenn fie fechzehn Jahre hinter fich haben, darım glaube ich, 
daß wir durch die Annahme diefer Beftimmung die Berfaffung 
nicht verlegen, fondern folche durch die Verwerfung verlegen 
würden. i 

Seltzam: Sch bin mit den Commiffionsantrag einver- 
fanden, weil ich ſolchen einem billigen Ermeffen entfprechend 
finde. Eine mathematifche Ueberzeugung in wie viel 
der Staatöbeitrag beftehen folle, wird fehwerlich zu geben. 
ſeyn. 
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Diefer Staatöbeitrag befteht aber nach der bisherigen 
Annahme jedenfalls effective nicht blos in vier Zwanzigſtel 
und in fechzehn Freijahren, fondern wir müffen dazu noch 
erwägen, was fchon auch in anderer Weiſe nad) den Ber 
jchlüffen der Kammer die Staatsfaffe leiften fol. Sch mache 
desfalls auf den Artifel 5 unferes Redactionsentwurfs auf: 
merkſam. Und diefe Interceffion dürfte wohl auch noch etwas 
länger als fünf Jahre dauern" — Dann ift in Ausſicht ges 
ſtellt, daß die Geiftlichen und Schullehrer entfchädigt werden 
müſſen, für den Abzug der Steuer. Ferner kömmt in Be 
tracht, daß der Staatöbeitrag ſchon vom erften Januar 1832 
an verzinslich geleiftet wird, alfo wenn auch fogleich 1834 
eine Ablöfung zu Stande fommt, fchon ein zweijähriger, 
rentivender Zufchuß verfallen ift. — Zu 1000 fl. Kapital; 
beitrag macht tiefes durch Zinfen und Zinfeszinfen für zwei 
Jahre fchon wieder weiter rund 82 fl. alfo wieder ein Zwölftel 
oder nahe ein und ein halb Zwanzigſtel mehr! Wenn wir alles 
dieſes zuſammenrechnen, ſo kömmt wohl ziemlich ein 
Staatsbeitrag von einem Drittel heraus, wie die 
beiden Kammern im Jahr 1831 vorläufig angenommen 
hatten. 


Rettig v. K. verzichtet auf das Wort, und trägt auf 
Abſtimmung an, worauf mittelft namentlicher Abſtimmung 
beſchloſſen wird: den Staatsbeitrag im Artikel 12 auf ein 
Fünftel feſtzuſetzen, und ſtatt der Jahrszahl „A837 zu ſetzen: 
1842.“ u 


Finanzminiſter v. Böckh: Ich freue mich, daß Sie ſich 
über dieſen wichtigen Punkt mit der Regierung vereinigt 
haben. Ich freue mich doppelt, weil ich überzeugt bin, daß 
es mit Ihrer innern Ueberzeugung geſchehen iſt. 

Im $.13 ſoll nach einem weiteren Beichluß ftatt der Worte 
dreizehn Zwanzigftel, das Wort Summe gefeßt werben. 


* 
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Hierauf wird die Discuffion des Geſetzes nach der Reihen; 

folge der Paragraphen fortgefeßt. 
$. 46. 

„Bleiben Einzelne von den Zehntpflichtigen mit ihren 
Kapitals oder Zingzahlungen an den beftellten Vorträger im 
Rückſtand, jo kann die ablöfende Gemeinde, beziehungsweife 
Gefammtheit, rircfichtlich der. noch nicht verjährten Nücks 
ftände auf den Erndteertrag von den fonft zehntbaren Gütern 
der Schuldner daffelbe Vorzugsrecht in Anfpruch nehmen, 
wie der Beftandgeber für den PORN auf den Erwachs 
ber verpachteten Güter. 

„Bleiben aber die VBorträger der Ablöfenden mit Kapitals 
oder Zingzahlungen im Rückſtand, fo kann der Zehntberech— 
tigte, oder wer fonft auf das Ablöfungsfapital Anſpruch 
hat, verlangen, daß für die verfallenen Kapital» und die 
noch nicht verjährten Zinsbeträge die Zehnterhebung, wie 
fie dem Zehntberechtigten fonft auf der Gemarfung zuge— 
ftanden, auf fo lange wieder eintritt, bis der Rückſtand 
nebft Verzugszinfen getilgt ift. Das Gericht hat in dieſem 
Fall die Zehnterhebung nad) Ablauf einer auf vier bis zwölf 
Wochen anzuberaumenden Zahlungsfriit zu verfügen und 
nad) $. 971 und 972 der Proceßordnung vollziehen zu laſſen.“ 

„Gleiches Recht, wie hier dem Bezieher des Ablöfungs> 
fapitald eingeräumt ift, fol auch dem Darleiher des zur 
Zahlung der Ablöfungsfumme verwendeten Kapitals, tm 
Fall des Verzugs, für Kapital und Zinſe zuftehen, wenn 
und in fo fern die Zahlung an den’ Zehntberechtigten, oder 
wer fonft das Ablöfungsfapital zu empfangen hat, erfolgt iſt.“ 

Bekk: Ich frage den Herrn Berichterftatter hinfichtlich Des 
erften Abſatzes des Paragraphen, ob die Meinung gewefen fei, 
daß die einzelnen Zehntpflichtigen, der Gefammtheit gegenüber, 
auf feine andere Weife zur Zahlung angehalten werden. 
koönnen, als durch Einziehung des Naturalzehnten. 
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Hoffmann: Man hat nicht den Zehnten, ampere den 
Erndteertrag im Auge gehabt. 

Bekk: Ich halte dieß nicht für richtig. Der Einzelne ift 
gegenüber der Gefammtheit Schuldner, und zwar perfün- 
licher Schuldner, vermöge des Vertrags, den er bei der 
Unterfchrift des Ablöfungsgefchäfts eingegangen hat. Nur 
als perfönlicher Schuldner muß er überhaupt erequirt werden, 
und jeder Zwang gegen ihn eintreten können, wie gegen 
einen audern Schuldner. Nun hat die Gefammtheit außer 
dem perfönlichen Forderungsrecht, alfo außer dem allge 
meinen Vollſtreckungsrecht, noch ein befonderes Vorzugsrecht 
für den Fall, daß ihre Anfprüche mit Anfprüchen anderer 
Art colidiren. ch glaube nun zwar, daß, wenn der Sat 
fo ftehen bleibt, wie er fteht, der Richter ihm gerade den 
Sinn unterlegen würde, den ich angeführt habe. Da aber 
der Herr Berichterftatter einen andern Sinn nad) der Abficht 
der Commiſſion behauptet, fo muß darüber eine Abftimmung 
eintreten, indem, wenn man der Anficht der Commiſſion 
Statt geben wollte, die Faffung des Paragraphen anders 
werden müßte. Mit dem zweiten Abjat des Paragraphen, 
wo das Recht des Zehntherrn, gegenüber der Gefammtbeit, 
zur Sprache kommt, bin ich einverftanden, daß der Zehnts 
herr nur das einzige Erecutionsmittel haben foll, daß er 
wieder auf den Zehnten greifen fann, allein bei dem erften 
Abſatz, wo es ſich um das Recht der Gefammtheit gegen 
bie Einzelnen handelt, ‘glaube ich, daß diefe Gefammtheit 
ein allgemeines Vollſtreckungsrecht und daneben noch ein 
Vorzugsrecht habe folle. 

Knapp: Die Berechtigten haben nur das Recht auf den 
Zehnten. Wenn alfo diefer zu Haus ift, fo frage ich, auf 
was fie greifen follen? Das nächfte Jahr wäre fodann Einer 
noch den Zehnten vom vorhergegangenen Sahre fchuldig, 
und da wäre die natürliche Folge, daß man überhaupt auf 
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den Armen greifen, und er, der im vorhergegangenen Jahre 
nichts gegeben hat, im nächften Jahre doppelt bezahlen 
müßte. 

Bekk: Ich will der Geſammtheit auch ein ausgedehnteres 
Recht geben, fu daß fie nicht nur auf die Erndte, fondern 
auf was fie wi, greifen, und nöthigenfalls Fahrniß vers 
fteigern laſſen kann. 

Geh. Rath Eiſenlohr: Der Herr Abg. Bekk wird 
ohne Zweifel zugeben, daß der Zehntberechtigte für feinen 
Zehntrüdftand ein Vorzugsrecht anzufprechen habe, denn 
das gewährt ihm ſchon das Gefeß. Im Art. 710 C. V. des 
Landrechts, ift ausdrücklich beftimmt, daß der Zehntberechtigte 
auf die eingeheimsten Früchte daffelbe Recht anzufpredyen 
habe, als ob er darauf einen Pachtfchilling zu fordern hätte. 
Nun tritt an die Stelle des Zehntberechtigten die Gefammtheit, 
und darum glaubt man, es müſſe auch diefe daſſelbe Vorzugs— 
recht anzufprechen, haben ; will fie aber feinen Gebrauch davon 
machen, und die Forderung an den Schuldner auf eine an 
dere Weife eintreiben laſſen, die weniger läftig für denfelben 
ift, jo wird dad Gefeg ihr nicht im Wege ftehen. 

Bekk: Sch will ja dieſes Vorzugsrecht einräumen, allein 
nad) dem Sinn der Commiſſion foll es nicht ein Vorzugsrecht 
gewöhnlicher Art ſeyn. Wer ein Borzugsrecht im Landrecht: 
lichen Sinne hat, hat das Recht der allgemeinen Erecution 
doch noch daneben. Er kann greifen, auf was er will, und 


wenn feine Anfprüche mit andern Anfprüchen in Golliffion . 


fommen, jo daß nicht beide gleichzeitig befriedigt werden 
fonnen, dann erft erjcheint das Vorzugsrecht in der Wirk; 
lichkeit. Vorher iſt e8 gar nicht vorhanden. 

Aſchbach: Ich bin mir dem Abg. Beff einverftanden, 
und glaube, daß der betreffende Sab in unferem Gommif- 
fiondgentwurf, der ald Entwurf der Regierung herüber fam, 
feinem Urfprung nach eine Rolae der Unterftellung ift, daß 


— 
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in ber Regel bie Forterhebung, der Fortbezug des Zehnten 
zur Deckung des Ablöfungsfapitald, das die Gefammtheit 
lieferte, angenommen werde. Nachdem wir aber davon ab» 
gegangen find, jo muß wenigſtens für diefen Fall, wo ber 
Beitrag der Zehntholden gu dem Ablöfungsfapital auf andere 
Weiſe gefchieht, die Erecution aufAlles ausgedehnt werben, 
Sch bin mit dem Abg. Beff in eventum einverftanden, 
indem ich glaube, daß es für den Fall nothiwendig ift, wo 
der Beitrag der Einzelnen auf andere Weife gefchieht, als 
durch Forthezablung des Zehnten, 

v. Rotteck: Sch fimme dem Abg. Bekk durchaus bei, 
und glaube auch, er fage nichts Anderes, ala was in dem 
Sinn ded Commiſſionsentwurfs liegt, weil bier das Bor: 
zugsrecht nicht mit Ausjchließung anderer Rechte gegeben iſt, 
alſo zwar ein befonderes Sicherheitömittel, jedoch unbeſchadet 
der fonftigen Rechte, Die auf die perfönliche Forderung fich 
beziehen , ertheilt wird. Wer follte auch fonft bezahlen, 
wenn man durch diefed Erecutionsmittel nicht Dazu gelangte, 
was zu bezahlen ift? Die andern Zehntpflichtigen oder die 
Gefammtheit müßte dann eintreten, was wieder ein neued 
Unrecht und eines von denjenigen wäre, warum ich das 
leßtemal Nein fagte. Mit welchem Recht fann man bie 
übrigen Zehntpflichtigen dafür tenent erflären, daß Einer 
das Seinige nicht leiſtet? Ich glaube, daß ohne Auftand 
ober vielmehr nach allgemeinen Prinzipien und unzmweifel- 
haften Rechtsgründen dem Antrag des Abg. Bekk Folge 
gegeben werden muß. 

Sander: dc, widerfeße mich diefem Antrag deßwegen, 
weil dadurch die Lage der Zehntpflichtigen verfchlimmert wird. 
Nach dem erften Abſatz des $. 16 ift der Fall vorhanden, wo 
der Zehntpflichtige an den Vorträger zu zahlen hat, und hier _ 
ſoll nach dem Antrag des Abg. Bekk der Zehntpflichtige von 
dem Borträger angehalten werden fünnen, mit allen feinen 
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Zahlungsmitteln aus ſeinem allgemeinen Vermögen die 
Schuld an den Vorträger zu entrichten, und ich ſollte daher 
glauben, daß wenn der eine Schuldner dem in der Mitte 
fiehenden Gläubiger mit allen gefeßlichen Zmangsmitteln 
verfallen ift, diefer Gläubiger, wenn er Schuldner wird, 
auch denjeiben Säßen unterworfen werde. Das ift aber nicht 
der Fall, denn es beißt, bleibt der Vorträger zurück, der den 
Zehntpflichtigen mit feinem ganzen Vermögen gepfändet hat, 
fo muß er dasjenige Vermögen, das er befißt, nicht dem 
Zehntberechtigten geben, fondern er hat hier feine andere 
Pflicht und Schuldigkeit, ald den Zehnten wieder zu bezahlen, 
jenen Zehnten, den er von dem Berpflichteten fchon erhoben 
hat, dadurch, daß er fein Zehntſtück, feine Kuh und fein 
Bett genommen hat. Entweder müffen wir bei dem Saß ber 
Commiſſion ftehen bleiben, daß aud) der Zehntpflichtige von 
Seiten der Vorträger zu nichts Anderem angehalten werden 
kann, als zur Execution auf den Ertrag der Güter, ber doch 
wenigftens immer im Zufammenhang mit dem Zehnten felbft 
fteht, oder wenn wir e8 nicht annehmen, fo müffen wir auch 
dem Zehntberechtigten das Recht geben, daß er gegen den 
Borträger mit. allen nöthigen Erecutiongmitteln vorfahren 
bürfe, denn fonft giebt ed eine Nechtsungleichheit, die der 
Abg. v. Rotteck früher tief bedauert hat. 

Bader: Sch flimme für den Antrag des Abg. Bekk, 
halte aber feine Abänderung des Artifeld für nothmendig, 
fondern für genügend, wenn figh die Kammer zu Protocol 
erklärt. Der Artikel handelt nicht von dem Klagrecht, fondern 
blos von dem Vorzugsrecht, und diefes fchließt das Klags - 
recht, und die übrigen Zugriffsmittel oder die Anwendung 
anderer Erecutiongmittel nicht aus. Wie der Abg. Sander 
‚ bemerkte, fo ift die Stellung der Einzelnen, welche die Abs 
löfung des Zehnten übernommen haben, gegen bie übrigen 
Zehntpflichtigen, und der VBorträger gegenüber den Zehntbes 
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rechtigten ganz verfchieden. In dem erften Fall wird voraus 
gefeßt, daß der Vorträger ſchon bezahlt habe, oder bezahlen 
müffe. Wenn aber der Vorträger zahlen muß, fo fteht er 
blos dem Zehntberechtigten gegenüber. Der Abg. Sander 
fcheint den Fall im Auge zu haben, daß der Vorträger von 
den einzelnen Pflichtigen die Rente feiner Beiträge ſchon erz 
hoben und nicht an die Berechtigten abgeliefert habe. In 
diefem Fall werben freilich gegen den Vorträger alle in dem 
Kreife des Erecutionsrechts befindlichen Mittel anzuwenden 
ſeyn, allein dann handelt es fich nicht mehr von der Auf- 
bringung des Zehntablöfungsfapitals, fondern —— 
Betrags, den er vorenthält. 

Trefurt: Der VBorträger ift der Mandatar der Zehnt: 
pflichtigen, und wenn er feiner Pflicht ald Mandatar nicht 
nachkommt, fo haben die Zehntpflichtigen das Necht, ihn . 
auf jede Weife auszuflagen, fo daß der Anftand des Abg. 
Sander befeitigt ſeyn wird, denn es beſteht eine rechtliche 
Beſtimmung, daß jeder Mandatar für jene Mandanten 
verpflichtet ift. Dem Abg. Bekk ftimme ich bei, alfein ich 
glaube mit dem Abgeordneten, der vor mir ſprach, daß fein 
anderer Sinn in dem Vorſchlag liegt, ald in dem Commiſ⸗ 
fionsantrag. Im Intereſſe der Zehntpflichtigen aber wüßte 
ich eine andere Beichränfung, die zugleich auch den Sinn 
nicht mebr zweifelhaft laſſen würde. Sch glaube nicht mit dem 
Abg. Beff, daß man der Gefammtheit der Zehntpflichtigen 
gegenüber ein unbedingtes Recht des Zugriffs auf alle zu- 
läßigen Mittel geben folle. Man follte die zehntbaren Grund» 
ftücfe ausnehmen, wie man früher bei den Zinfen und Gülten 
gemacht hat. Es follte fo geforgt werden, daß fie wegen 
diefes Zehntablöfungskapitals nicht durch die Gefammtheit 
um ihr Grundeigenthum fommen fünnten. Ein folcher Beifat 
würde feinen Zweifel zulaffen, ald ob alle übrigen Ber; 
mögensſtücke genommen werben fünnten, und ich trage daher 
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darauf an, der Redaction zu überlaffen, daß das Vorzugs⸗ 
recht des Verpaͤchters zwar beftehen folle, aber nicht zur Ab» 
tragung der Schulden auf das zehntbare Grundftüd ge 
griffen werden fünne. 

Hoffmann: Eventuell unterftüge ich den Antrag, bin 
aber der Meinung des Abg. Sander, daß man dem Pflich- 
tigen nicht mehr zumuthen folle, als den Zugriff auf den 
Erndteertrag. Es war dies fchon die Abficht der Regierung 
und der Commiſſion, und wenn man auf das übrige Ver; 
mögen follte greifen dürfen, fo würden die Verhältniffe im 
einzelnen Fall fehr erfchwert, ja e8 würde manchmal ein 
Zehntpflichtiger ruinirt werden fünnen. 

Körner: Sch bin nicht für den Antrag des Abg. Berk, 
weil ich den Grundfaß, daß man nur auf den Ertrag des 
Zehnten greifen könne, nicht gern alterirt fehen möchte. Es 
ift nicht der gleiche Fall vorhanden, wie bei andern Gläus 
bigern, denn diefer Vorzug ift auch in dem Fall vorhanden, 
wenn das Grundſtück auf einen Andern übergeht, wie denn 
auch, wenn ein Gut mittelft Erbfchaft oder Kauf auf einen 
Andern übergeht, die Zehntpflicht darauf gegründet bleibt, 
fo fern der betreffende Theil der Ablöfungsfumme noch nicht 
völlig bezahlt worden ift. Es ift alfo durchaus Feine Gefahr 
vorhanden, und ic) möchte mid) eher auf den mobiftcirten 
Beifab des Abg. Trefurt eventuell einlaffen. 

Buhl: Ich muß mich gegen die Anficht des Hrn. Bericht- 
erftatterd erflären, denn ich glaube nicht, daß es im Necht 
läge, daß man ſich nur an den Erndtertrag halten folle, 
denn wenn ed einen Ausfall giebt, fo müffen die andern 
Zehntpflichtigen einftehen, und ein Anderer kann doch nicht 
genöthigt werden, einem Dritten feine Schuld zu bezahlen, 
zu der er nicht verpflichtet ift. - | 

Berk: Sch will mich, was den Hauptantrag betrifft, der 
Modification des Abg. Trefurt anfchließen. Es iſt z. B. 
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in der Steuerexecutionsordnung das Nämliche vorgefchrieben, 
denn man darf wegen der Steuer auch allgemein erequiren, 
jedoch nicht auf die ftenerbaren Grundftüce felbit, ſondern 
nur auf den Ertrag berfelben greifen. In diefer Hinficht 
glaube ich alfo, daß, wenn ber Saß fo gefaßt wird, wie 
ihn der Abg. Trefurt angeführt hat, dann auch eine 
weitere Beſtimmung nicht nothwendig ſeyn wird, weil ſchon 
daraus hervorgeht, daß die übrigen Zugriffswege erlaubt 
find. Der zweite Abſatz wird aber deſſen ungeachtet ent⸗ 
fchiedener ausſprechen müffen, daß der Zehntherr gegen die 
Gefammtheit feine andere Bollftrefungsart wählen darf, ale 
auf den Zehnten zu greifen. Man hat gefagt, daß biefes 
Recht fchon nad) der Faffung des Entwurfs ihm zuftehe, 
allein es ift nicht gefagt, daß e8 dad. einzige fei, und er 
könnte deßhalb auch auf Die übrigen Executionsmittel greifen, 
mweßhalb durch eine klarere Fafjung die Sache. deutlicher ges 
macht werben fol. Run möchte ich aber nur noch aus den 
Gründen des Abg. Körner einen Vorfchlag machen in Be⸗ 
ziehung auf die dritten Befißer. Im $. 14 Nr. 7 ift ausge 
forochen: bei dem Uebergang eines Grundſtücks in andere 
Hände geht die Schuld auf den Käufer über, Wenn nun der 
dritte Befiger nicht durch den Eintrag eined Vorzugsrechts 
aufmerkfam gemacht ift, daß auf Diefem Grundſtück noch ein 
Zehntablöfungsfapital hafte, fo könnte er damit gefährdet 
werden, fo fern man nicht die Vorfchrift gibt, daß diefe 
Schuld auf den neuen Erwerber nur alsdann übergehe, 
wenn fie gehörig durch die gefeßlichen Mittel gewahrt fei. 
Diefe Vorfchrift ift aber nicht gegeben, und wenn man fie 
nicht nachträgt, fo ift der neue Erwerber. gefährdet, denn 
er fan glauben, in diefer Gemeinde feien die Zehntfchulden 
ſchon längft bezahlt, und nun fommt er auf einmal, ohne zu 
wifjen wie, in die Lage, noch ein Ablöfungsfapital bezahlen 
zu müflen. Man kann nun zwar hinfichtlich diefer Abnormität 
1833, n. N. Prot, 138 Heft. 4 
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(denn eine folche iſt es, weil andere Vorzugsrechte nur wenn 
fie gehörig gewahrt find auf den neuen Ermwerber.übergehen), 
zur Rechtfertigung anführen, daß es mit dem Zehnten etwas 
anderes fei, ald mit: andern: Schulden, weil Jeder weiß, 
daß ein’ Zehntrecht ſchon früher nad) einer gefeßlichen Unter» 
ftellung auf allen Gütern beftanden hat, der Käufer ſich alfo 
zu erkundigen habe, ob auf dem Grundſtück, das er erwirbt, 
diefe Laſt wirklich ſchon durch Zahlung abgelöst fei. Allein 
abgefehen davon, daß nad) dem Erfcheinen diefed Geſetzes, 
wenigftens in fpäterer Zeit, eine Vermuthung der Zehnt- 
pflicht als Regel nicht mehr beftehen wird, dürfte man gegen 
den dritten Befiger denn. doch, weil er nicht perfönlicher 
Schuldner ift, fondern lediglich als Beſitzer des zehntpflich⸗ 
tigen Gutes zu haften hat, wegen bee Ablöfungsfapitals 
nicht die allgemeinen Vollſtreckungsmittel eintreten laſſen, 
fondern höchftens die Zehntpflicht wieder auffeben laſſen, ſo 
daß alfo Derjenige, der ein folches Gut erft erwirbt, ohne 
daß er perfönlicher Schuldner ift, nur dadurch zur Abtragung 
angehalten werden koͤnnte, daß man wieder auf den Zehnten 
greift. Darnach ſchlage ich folgende Faſſung vor: gegen den 
dritten Beſitzer eines Guts, wovon das Zehntablöſungs⸗ 
kapital noch nicht volllommen bezahlt iſt, kann die Gemeinde, 
beziehungsweiſe der Vortraͤger, wegen des verfallenen Kapi⸗ 
tals und zweijähriger Zinſe nur auf ben Raturalzehnten 
greifen, es ſei denn, daß fein Vorzugsrecht durch gejegliche 
Eintragung gewahrt fei. 

. Knapp: Ich gehe weiter, und fage, ber Berfauf ges 
fchieht zehntfrei. Fälle diefer Art find auch ſchon oft vorge 
fommen. Was ift die Folge diefer Jeiederfchreibung? Dar 
durch wird Fein Recht barauf gegeben. Der Vertrag, er mag 
zwiſchen den Parthieen gefchloffen werben, wie er will, kann 
den Zehntbezug. nicht: verkürzen, deun die Schuld beruht: fü 
fange auf: dem Gut bis ſie bezahlt: ift. Das Gültablöfunge 
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geſetz enthält darüber eine Borfichtömaßregel, und wenn 
man biefe auch in diefes Geſetz aufnehmen will, fo ift ge 
forgt,, indem alddann , wenn ein Grundftück auf den Andern 

übergeht, die Schuld vorher abgelöst werden muß. 

Duttlinger unterftüst den Vorfchlag des Abg. Bert. 

Sander: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Trefüurt. 
Es ift voraus zu fehen, daß nur die Aermeren im Rückſtand 
bleiben, die im Allgemeinen nichts anderes haben, als ihre 
zehntbaren Güter. Ihr übriger Befiß befteht in Fahrniß, bie 
großentheild dem Zugriff nicht unterworfen ft, und wenn 
das zehntbare Gut ebenfalld davon befreit wird, fo bleibt 
nichtd übrig, ald was die Commifffon in Antrag gebracht 
bat. Angenontmen wird aber der Antrag des Abg. Trefurt 
werden müflen, denn ſonſt hätten wir, wenn wir auf den 
WVorſchlag ded Abg. Beff eingiengen, erwarten müffen, daß 

alle armen Zehntpflichtigen aus dem Beſitz ihrer Güter hinaus⸗ 
‚geworfen worben wären. Den weiteren Antrag des Abg. 
Bekk unterftüße ich, weil er auf unfer Landrecht zurück führt, 
und weil ed unbillg ift, dem dritten Erwerber Schaden zuzu⸗ 
fügen für Etwas, was er nicht vorausfehen fonnte, wo 
nämlich der Berechtigte ſelbſt Daran fchuldig ift, daß er 
nicht: fein Recht hat eintragen und gewähren Laffen auf jene 
Weiſe, wie es bei allenianderen Forderungen vorgeſchrieben iſt 

Aſchbach: Ich unterftüge den Abg. Bekk, fo: wie den 
Ag. Trefurt, und da in dieſer Hinſicht noch Fein’ bes 
Riunater Antrag geftellt ift, fo trage ich darauf an, daß bie 
ablöfende Gemeinde, beztehungsweife Gefammtheit, auf das 
Gefammtvermögen der: Schuldner, mit Ausnahme des bes 
Infteten Grundſtücks, greifen kann. 

Staatsrath Nebentus: Die Banerfung ded:Abg; Bett 
allerdings gegründet, denn wenn die Faſſung ſtehen bleibt, 
wie fie ift, fo wird ber Zehntpflichtige angehalten werden 
tönnen, mit: ſeinem ganzen Vermögen die: Schuld zu tilgen, 

| 4. 
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was allerdings nicht die Abfiht war. Man wollte den Zehnts 
pflichtigen gegen den Verkauf des zehutpflichtigen Grund: 
ſtücks zum Zweck der- Beitreibung des Ablöfungsfapitald 
ſchützen. Er bedarf dieſes Schußes, denn es könnte der 
Mehrheit gefallen, fehr furze Termine zu feßen, die bie 
Armere Klaffe nicht einhalten fünnte. Wenn nun die von dem 
Abg. Bekk angetragene Beftimmung getroffen und der Ere 
eution unter der vorgefchlagenen Befchränfung noch ein 
weiterer Spielraum eröffnet wird, fo wird dieſe Gefahr 
nicht eintreten, und das Intereſſe auch der Wohlhabenden 
bei der Feftfeßung längerer Termine betheiligt bleiben. _ 

Körner: Sch glaubte, daß zur Sicherheit des Vorträgers 
nicht nothwendig fei, daß der Eintrag ins Pfandbuc; ges 
fchehe. Bei jeder Veräußerung haftet; wenn die ganze Zehnts 
fchuldigkeit nicht entrichtet ift, die Zehntpflicht auf Dem Gut, 
und der Acker ift nicht frei geworden, weil dad Geſetz aus» 
fpricht, der Zehnte könne abgelöst werden. Was wäre aber 
im andern Fall zu thun, wenn Semand ein Gut in einer 
Gemeinde fauft, wo die Ablöfung noch nicht beſchloſſen ift? 
Hier kann man noch feinen Eintrag ind Pfandbuch machen, 
und der Käufer kann die Einrede gebrauchen, er habe nicht 
gewußt, daß hier der Zehnte nicht abgelöst fei, fondern 
habe das Gut als zehntfrei gekauft. Sich glaube deßhalb, daß 
auch fein Eintrag nothwendig if. 

Bekk: Der Abg. Körner fagt immer, die Zehntpflicht 
hafte auf dem Gut. Ich Taffe dieſes auch zu, aber fonft nichts, 
nämlich feine Kapitalpflicht, Feine Pflicht etwas zu 
bezahlen. Derjenige, der ein Gut erwirbt, ohne daß er 
perfönlicher Schuldner ift, ift nur Schuldner als Befißer 
diefes Guts, folglich nur darum, weil die Zehntpflicht 
auf dem Gute ruht, hat er eine Laft, allein diefe er darf 
feine andere, als die Zehntlaft feyn. 

Staatsrath Nebenius: Der dritte Erwerber fol anf 
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fein anderes Bermögen erequirt werden können, als auf den 
Ernteertrag des Grundftücd, das er von dem frühern Bes 
ſitzer erfauft bat. 

Bert: Weil er fein zehntfreies Gut Faufte, ſo kann man 
von ihm blos den Zehnten verlangen, aber mehr nicht. 

Staatsrath Nebenius: Das Zehntrecht bleibt auf dem 
Grundſtücke nad) dem Gefeßentwurfe, bis nach erfolgter . 
Tilgung des Ablöfungsfapitals haften. Wenn der Vorträger 
im Rücftand bleibt, Fann das Gericht die Wiedererhebung 
des Zehntens verfügen. Die Zehntablöfung ift eine im ganzen 
Land befannte Maßregel; man Fann von dem Käufer vers 
langen, daß er fidy vorſehe, wenn er eine Erwerbung madht. 
Darum ift auch ein Eintrag in die Grundbücher, oder in die 
Unterpfandsbücher nicht uothmendig ; bisher war das Zehnt: 
recht and) nicht eingetragen. 

Mordes: Die Vorzüge des neuen Pfandſoſtems ſind ja 
gerade die Offenkundigkeit und dieſe Forderung kann man 
nicht zu weit treiben. Bis jetzt hat der Zehnte allenthalben 
beſtanden, und wer ein Grundſtück kauft, der weiß nicht, ob 
die Ablöfung ſchon erfolgt. Darum ift es billig, den Eintrag 
zu verlangen. 

Staatsrath Nebenius: Wenn manden Käufer auf das 
Einzugsregifter hinweist, wird es am beften ſeyn. Wer ein 
Gut Fauft, fol ſich überzeugen, welche Laft darauf haftet, 
und wen er dem Vorträger nicht traut, fo kann er bei dem 
Drtsvorgefegten noch nähere Erfundigung einziehen, allein 
die Regifter find öffentliche Urkunden, und geben ihm are 
Auskunft über dasjenige, was er zu wiffen nothwendig hat. 
Erwägen Sie, welche Schreiberei im ganzen Lande durch 
diefe Einträge verurfacht, und welche große Koſten entftehen 
würden. Er muß feine Beiträge jedes Jahr abfchreiben Laffen, 
jo wie er eine Zahlung gefeiftet hat, zur Pfandfchreiberei 
gehen und die geleiftete Zahlung urkundlich nachweifen 
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und den Eintrag machen laffen. Was follen diefe Einträge 
helfen. Nehmen Sie an, daß diefe Zahlungen ſechszehn 
Sahre lang dauern, und daß fie bei jedem Grundftüc ges 
macht werden müßten. Sch bitte recht fehr, diefe Weitläuftg- 
feit nicht aus den Augen zu verlieren, und die Koften, die 
ganz zwedlos find, da der Käufer nur die Cinzugsregifter 
einzufehen braucht, um fich von Allem, was ihm zu wiſſen 
nöthig, zu unterrichten. 

Sander: Die Sache iſt allerdings nicht ganz ſo klar, als es 
mir ſchien, denn wenn der Herr Antragſteller ſagt, daß das 
Zehntrecht fortdauern ſolle, fo hätten wir hier ein Zehntrecht, 
das ind Unendliche geht, und nicht abgelöst werben kann, 
denn der dritte Erwerber hat nach feiner Meinung einen 
zehntfreien Acker gekauft, und das Ablöfungsfapital, glaubt 
er, habe Derjenige bezahlt, von dem er den Adler gekauft 
hat. Dadurch nun, daß der Verkäufer das Kapital nicht bes 
zahlt hat, wird der Zehnte von ihm forterhoben, und dann 
verliert er entweder das Kapital, das er dem Verfäufer für 
das Gut zahlte, oder er hat zu dulden, daß der Zehnte von 
ihm immer noch forterheben wird, bis er etwa dem Zehnt- 
berechtigten das Ablöfungsfapital noch einmal bezahlt. Das 
find die Folgen der Beftimmung, die der Herr Antragfteller 
macht, und darum wird es beffer ſeyn, e8 bei Nr. 7 zu laſſen. 

Knapp: Ich möchte wiffen, wo man Borträger im 
Lande finden würde, da jeder auf dieſe Art fein ganzes Vers 
mögen auf bad Spiel ſetzte. Wenn mehrere Jahre Mißwachs 
ift, fo kann er die Zehntfchuld nicht erheben; das Gut würde 
verfauft und der Vorträger hätte feinen Zugriff auf daſſelbe. 
Das eigene Intereffe des Käufers gebietet, ſich vorzufehen, 
welche Schulden darauf ruhen, und da wo Pfandbücher 
eingeführt find, wird es auch Leicht zu ſehen ſeyn. Dieſe Eins 
träge find foftfpielig, denn fie treffen ben Armen, ber fie bes 
zahlen müßte, und ich wiberfege mich alſo dem Antrag. 
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Trefurt: Sch widerfeße mich nicht nur diefem Antrag 
nicht, fondern möchte ihn noch ausdehnen. Sch glaube, daß 
nicht nur mit einem Eintrag ind Pfandbuch einem Dritten, 
gegenüber dem Zehntberechtigten, eine Hypothek auf das 
Grundftüd gegeben wird, das nur die Folge haben Fünnte, 
daß er auf den Ertrag greifen bürfte, fondern dem Dritten 
gegenüber fol der Zehntberechtigte oder Die Gefammtheit nur 
ein Recht auf den Zehnten haben. Denken Sie nicht blos au 
den Käufer, fondern auch an ben Suhaber einer Hypothek. 
Wenn ich ein Kapital geliehen habe, und e8 fommt mir nun 
auf einmal nicht blos eine ‚Zehntlaft, fondern eine größere 
Laft darauf hin, und plößlic, bricht eine Gant aus, fo bin 
ich um mein Kapital gebracht. Es kann nicht anders, ald 
der Zugriff auf den Zehnten Statt finden, worauf mein Ans 
trag geht, denn fobald fich nicht von Rechten Dritter handelt, 
fo darf er nicht weiter belaftet feyn, als in Beziehung auf 
ben Zehntertrag. R 

 Duttlinger fohlägt vor, die fümmtlichen Anträge an 
die Sommiffion zurück zu geben, um fie dort nochmals zu ers 
wägen. 


Gerbel: Es iſt im erften Sat des $. 16 ausgefprochen, 
daß der Vorträger auf den Zehntertrag ein Vorzugsrecht 
habe, für dasjenige, was im Ausftand ift. Er zieht nım 
dieſen Zehntertrag ein, Liefert ihn aber dem Zehntberechtigten 
nicht aus, und folglich ift er in fein Eigenthum übergegangen, 
Sm Sat 2 heißt es aber, daß, wenn der Zehntberechtigte 
nicht bezahlt werde, er ein Zugrifförecht auf die ganze 
Markung habe. Das wäre ungerecht, denn diefe Zehntpflich- 
tigen müßten dad erftemal den Vorträger und das andere 
mal die Zehntberechtigten bezahlen. 


Befchluß: Den Gegenftand an die Commiffion zur 
nähern Erwägung zurüc zu mweifen. 
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$. 47. 

„Dritten Perfonen, die in Hinficht auf den abzulöfenden 
Zehnten in feiner Eigenfchaft als Lehenſtück, Stammgutstheil, 
Unterpfand u. f. w., Rechte erworben haben, verbleiben 
diefe in Bezug auf das Ablöfungsfapital; doch haben fie 
folche nach den in den 88. 73— 76 folgenden Beftimmungen 
zu wahren, andernfall® aber ſich lediglich an den Zehntbe⸗ 
rechtigten zu halten.“ 

wird ohne Erinnerung angenommen. 

$. 48, erſter Satz, lautend: 
— „Zehntpächter treten mit der Zehntablöfung ohne weitere 
Entfchädigung vom Pacht ab.“ 

Martin: Ed wäre im Reich der Möglichkeit, daß ein 
Pacht abgefchloffen worden wäre, worin der Zehntberechtigte 
dem Zehntpächter verfprochen hätte ihn zu entfchädigen, wenn 
der Pacht durch ein Gefeß aufgehoben wird, Diefen Fall 
ind Auge gefaßt, möchte ich den Zufaß vorfchlagen: Wenn 
der Pachtcontract nicht ausdrücklich das Gegentheil beftimmt. 

Geheimerrath Eifenlohr: Meine Herren! Sn der vors 
legten Situng habe ich für die milden Stiftungen gefprochen, 
heute muß ich aber für die nicht milden Zehntpächter das 
Mort nehmen. Es gefchieht nicht aus befonderer warmer 
Theilnahme an diefelben, fondern weil id) glaube, daß auch 
fie auf den Schuß ihrer Rechte Anfprüche haben, bie NER 
nicht verfünmmert werden dürfen. 

Ihre verehrliche Commiſſion hat dagegen geglaubt, daß 
die Zehntpächter, fobald die Zehntablöfung erfolgt, vom 
Pacht ohne weiters abzutreten fchuldig feien und deßhalb in 
feinem Falle eine Entſchädigung anzufprechen hätten. 

Die Regierung und die erfte Kammer giengen aber von 
einer andern Anficht aus, als fie den von Ihrer verehrlichen 
Sommiffion geftrichenen Sag in den Gefeßentwurf aufnehmen 
ließen. 
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Ich erlaube mir, denfelben vorzulefen ; er lautet: „Zehnts 
pächter treten mit der Zehntablöfung ohne weitere Entfchädis 
gung vom Pacht ab. Hat jedoch ein mehrjähriger mit eins 
zelnen Privaten abgefchloffener Zehntpadhtvertrag jchon vor 
der Publication dieſes Geſetzes zu laufen angefangen, fo 
follen die Zehntpächter ausnahmsweiſe nicht gehalten ſeyn, 
vor Ende des dritten Pachtjahrs abzutreten, fo fern ihnen 
nicht eine gütliche, oder richterlich zu beftimmende, von ben 
Ablöfenden zu entrichtende Entfchädigung gereicht wird.” _ 
Diefen ganzen Sat, mit Ausnahme der erften beibehaltenen 
Stelle, will nun Ihre verehrliche Commiffion aus zwei 
Gründen geftrichen wiffen,, die mir nicht richtig, wenigftend 
nicht treffend fcheinen. Es find voigende ‚ wie fie der Com⸗ 
miffionsbericht enthält: 

4) daß der Zehntpächter nach dem allgemeinen befannten - 
Grundſatz: Kauf bricht Miethe, feine Entfhädigung 
in Anfpruch nehmen könne, und 


2) daß ihm Feine gebühre, weil die Ablöfung des Zehnten 
fhon Jahre lang vorauszufehen war. 
Ich muß aber den einen wie den andern Grund beftreiten. 
Es ift zwar ein befannter aber feinallgemeiner Grunds 
faß, daß der Kauf Miethe bricht. Vielmehr gilt ſowohl nach 
dem franzöftjchen Sivilrecht, als nad) unferm badifchen Lands 
recht, gerade der umgekehrte Grundfaß; indem dafjelbe im 
Art. 1743 unbedingt verordnet: 
„Daß der Käufer den Pachtvertrag, der früher ges 
fchloffen war, halten muß, wenn er jfichern Tag und 
Jahr hat, oder auf einer öffentlichen Urkunde beruht.” 
Es muß alfo nach dem Gefek der Käufer des Zehnten auch 
den vom Berfäufer mit dem Zehntpächter gefchloffenen Vers 
trag halten. Er dürfte den letztern vom Pacht nicht einmal 
vertreiben, wenn ihm nicht das nene gefegliche Gebot zu 
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Hülfe kaͤme, daß der Zehntpaͤchter mit der Zehutablöfung 


vom Pachte abtreten muß. 

Dieß iſt aber Alles, was geſchehen konnte, — die Rechte 
des Zehntpächters weſentlich zu verletzen. Es durfte geſchehen, 
weil ein ſolches Gebot auch der Berpächter in feinem Vertrag 
hätte aufnehmen Fönnen, und ed mußte gefchehen, Damit die 
Zehntablöfung felbft nicht der Willkühr der Zehntberechtigten 
und der Zehntpächter Preis gegeben würde; indem fie fonft 
noch kurz vor Erfcheinung des Geſetzes Iangjährige Pacht 
verträge unter erjchwerenden Bedingungen hätten abfihließen 
und Dadurch die Zehntablöfung in einzelnen Gemeinden Sahre 
lang hinausſchieben, vielleicht verhindern koͤnnen. 

Aber auf jeden Fall hat der Zehutpächter eine Entfchä- 
dDigumg zu fordern, wenn er vor der Publication bed Ges 
fees auf mehrere Jahre den Zehnten gepachtet, und dafür 
Foftipielige Einrichtungen getroffen, Scheuern, Speicher 
und Keller gemiethet, ſich Wagen und Gefchirr angejchafft 
hat, und ihm dieß alles durch die Abtretung vom Pacht 
nußlos oder im Werth verringert wird, Entfchädigung ges 
bührt ihm, feie fie auch noch fo gering, weil das Geſetz fagt: 

„Pächter fünnen nicht vertrieben werden, ehe fie von 


dem Berpächter oder an deffen Statt von dem neuen 


Käufer Schadloshaltung erhalten haben.“ 

Es genügt aber, fie mit Vorbehalt ihrer Entſchãdigungs⸗ 
anſprüche vertreiben zu dürfen. 

Noch ſchwächer als der erſte Grund iſt der zweite, daß 
die Zehntablöſung ſchon lange zu erwarten war, und der 
Zehntpächter ſich darnach hätte richten Fonnen. 

Ich frage alle Suriften in diefer Kammer, ob deßhalb der 
Zehntpächter rechtlich verbunden war, ſich nad) dem noch 
unbefannten Inhalt des Zehntablöfungsgefeges 
zu richten und feinen mehrjährigen Pacht über Zehnten 
abzufchließen. Dafür hätte Doch eine öffentliche Wars 
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nung ergehen müflen, die aber nicht erfolgt ift. Wie konnte 
er wiffen, daß ein Zehntablöfungsgefeß gerade auf dieſem 
Landtage zu Stande fommen werde, und wie fonnte er auch 
nur vermuthen, daß man in das Gefek einen das beftehende 
Eivilrecht abändernden Grundfaß eigens für oder gegen 
die Zehmtpächter aufnehmen werde? Die Zehntpächter hans 
deiten in gutem Glauben, im Bertrauen auf den Schuß 
der Geſetze für ihre Rechte ! 
Meine Herren, lafjen wir Jedem, auch dem nicht milden 
Zehntpächter, fein Recht widerfahren. Sudiefem Sinne haben 
die Regierung und die erfie Kammer den bie Rechte ber 
Zehntpächter ſchützenden Saß in ben $. 15 des Regierungss 
entwurfs aufgenommen. 

Ich fchlage Ihnen aber vor, benfelben in verkabexter 
Faſſung auf folgende Weife anzunehmen: 

„Hat jedoch ein mehrjähriger, mit einzelnen Privaten 
abgefchloffeuer Zehntpadjtvertrag fchen vor der Verkuͤn⸗ 
dung dieſes Gefebes zu laufen angefangen, fo follen 
die vom Pacht abtretenden Zehntpächter eine billige 
Entfhädigung erhalten, welche gütlich oder richterlich 
zu beflimmen, und von Demjenigen zu entrichten aft, 
der die Ablöfung verlangt hat.’ 

Die Abänderungen, welche diefer Borfchlag enthält, 68 
ſtehen darin, daß Re Ä 

4) die Zehntpächter ohne Unterfchied mit der Zehntablb⸗ 
fung vom Pacht abtreten müffen, wogegen ber frühere Ents 
wurf den mehrjährigen Zehntpächter nicht zur Abtretung 
nöthigt, bis er die Entfchädigung vorher erhalten hat; 

2) daß nicht blos die Ablöfenden zur Reiftung der Entfchäs 
digung verbindlich erflänt werden, fondern Derjenige, ber 
bie Ablöfung zuerfi gefordert, alfo dieſe und den etwaigen 
Schaden des Zehntpächters veraulaßt hat. 

Ihrer gerechten Berfügung wird das Schickſal der nicht 
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immer milden aber oft fchon ganz verarmten Zehntpächter 
überlaſſen. | 
Sander: Daß $. 18 erfter Sab nicht ftehen bleiben 
fonne, ift klar. Der Commiffionsbericht enthält den Saß: 
„Kauf bricht Miethe,“ allein in unferem Landrecht ift ent- 
halten, Kauf bricht nicht die Miethe, wenn nämlich ein 
Vertrag vorliegt, der ein fichered Datum hat, aber alle 
Zehntverträge haben gewiß ein fichered Datum, und die 
meiften find jogar öffentlich, und es wird alfo dem Zehnt> 
pächter, der ein Privatrecht hat, eine Entfchädigung dafür 
gegeben werden, aus demfelben Grunde, aus dem man 
dem Zehntherrn Entfchädigung giebt, dafür, daß er ſich' 
fein Privatrecht des Zehnten in ein Kapital verwandeln laſſen 
fol. Sch würde darauf antragen, den Sat, wie er von der 
Regierung vorgefchlagen wurde, anzunehmen, allein dort 
wird der Grundfaß aufgeftellt, daß der Ablöfende die Ents 
fhädigung bezahlen jolle. Diefem Sat kann ich aber eben 
fo wenig beiftimmen, und zwar ebenfalld wieder aus einem 
einfachen Grundfaß. Der Grundfaß diefes ganzen Geſetzes 
ift der, daß der Zehntberechtigte für feinen Zehnten eine volle 
Entfchädigung erhalte, welche an Denjenigen‘fällt, der den 
Zehnten verpachtet hat. Wenn alfo der Zehntpflichtige den 
Zehnten ablöst, fo giebt er dem Zehntberechtigten volle Ent; 
fhädigung. Soll er nun auch noch dem Pächter ein sur 
plus geben? Es ift dieß eine weitere Laft für den Zehnt- 
“ pflichtigen, die ich nicht billigen kann, weil wir Alle übers 
zeugt find, daß wir genug gegen das Intereſſe der Zehnts 
pflichtigen, oder genug gethan haben, um dem Zehntberech- 
tigten eine volle Entfchädigung zu geben. In diefer Hinficht 
kann ich alfo auch dem fo eben gehörten Antrag des Herrn 
Regierungscommiffärd nicht beitreten, weil er auch von dem 
Grundfaß ausgeht, daß der Ablöfende die Entfchädigung 
pezahlen folle. Sch glaube, daß in jedem Fall der Zehntbes 
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rechtigte eine Entfchäbigung leiſten muß, fo weit naͤmlich der 
Zehntpächter eine Entfchädigung zu fordern hat, glaube aber, 
daß wir hierüber feine einzelne Beftimmung geben fünnen, 
fondern die Sache der fünftigen Vereinbarung der Parthieen 
‚ felbft und am Eude dem Richter überlaffen müſſen. Diefer 
wird entfcheiden, ob und wie weit ein Entjchädigungsrecht 
gegründet ift. Wird ihm Entfchädigung zugefprochen, fo ift 
zugleich auch das Recht bewiefen, das ihm-gehört hat, und 
wird fie nicht zugefprochen,, fo ift zugleich das. Unrecht dars 
gethan. Daß aber der Ablöfende den Zehntpächter im Augen- 
blick , wo er ſich zur Ablöfung bereit erklärt, abtreiben kann, 
biefes zu beftimmen Tiegt auch im Intereſſe des Ablöfungs- 
geſetzes, denn wir können unmöglich dem Pächter ein größeres 
Recht geben, ald dem Herrn ſelbſt. Wenn der Herr ge 
zwungen werben kann die Ablöfung anzunehmen, fo fann - 
der Pächter nicht fagen, ich weigere mich‘ deffen. Die Ab⸗ 
föfung muß unbedingt gefchehen, wenn ſie gefordert wird, 
und Derjenige, der die Entfchädigungsfumme erhält, fol 
auch die Entfchäbigung des Zehntpächters bezahlen. 

Staatörath Nebenius: Demjenigen, der die Ablöfung 
nicht fordert, würde Unrecht gefchehen, wenn er angehalten 
würde, dem Pächter Entſchaͤdigung zu geben, der ohne 
Zweifel Anſpruch darauf hat. Ich glaube, vor Allem ſollen 
wir den Satz, daß künftige Zehntpächte durch die Zehntab⸗ 
löſung aufgehoben werben, ohne daß der Pächter Entfchädis 
gung fordern kann, aufnehmen, damit Fünftig der Fall der 
Entfchädigung nicht mehr eintrete. Sch glaube nicht, daß 
dadurch Unrecht gefchieht, denn Feder, der nach der Publi⸗ 
cation des Geſetzes einen Pacht abfchließt, weiß, daß fein 
Pacht ohne Entfhädigung aufgehoben werden kann. 

Was aber,den beftehenden Pacht betrifft, fo ift dieß ein 
Hinderniß der Zehntablöfung. Es muß ein unter dem Schuß 
der früheren Gefeßgebung abgefchloffener Eontract fo Tange 
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dauern, bis die Bertragszeit abgelaufen ift, ober wenn bie 
Auflöfung ded Pachtes gefeßlic audgefprochen wird, für 
erweisliche Befchädigung Vergütung zugefichert werben, ba 
die Zehntpflichtigen von dem Gefeße Bortheil ziehen, fo 
müffen fie fich mit dem Pächter abfinden. Hier handelt es fich 
um das Intereſſe der Gerechtigkeit, und das ift mir von Bes 
deutung. Der Fall, in welchem diefer Sa feine Anwendung 
findet, wird höchft felten vorkommen, allein dieß kann fein 
Grund feyn, eine ungerechte Regel aufzuftellen. 

v. Tſcheppe: Wenn ein Zehnte verpachtet wird, fo 
wird gewöhnlich der Durchfchnitt mehrerer Sahre ald Grund» 
lage angenommen. Nun kann ſich fügen, daß der Pächter 
in dem Jahr, das nur einen Theil des ganzen Pachttermins 
ausmacht, in Berluft geräth, und es würde alfo ungerecht 
feyn , wenn: man gerade abfchneiden und fagen wollte, der 
Pacht hört auf. Er muß berechtigt feyn, für denjenigen 
Schaden, den er erweifen kann, Entfchäabigung zu fordern, 
und es fragt ſich nur, woraus die Entfchädigung ermeislich 
ift? Daraus, daß er in dem verfloffenen Pachtiahre mehr 
bezahlt hat, als der wirkliche Ertrag ausmacht. Wer hat 
aber den Bortheil? Niemand als der Berechtigte, und barum 
ift der Berechtigte fchuldig,, den Schaden zu erfegen. 

Wetzel ll: Ich finde den Vorderfaß im 8. 48 ganz ges 
feßwidrig, wie ſchon einige Redner aus einander gefebt haben, 
und ich: ſtimme denn Antrag der Regierungdcommiffion mit 
voller Ueberzeugung bei, daß das Recht, wie ed für ben 
Pächter beſteht, fortdauere, und ſich Jeder an biefed zu 
halten habe. Nun entfteht aber die Frage, ob der Zehntbes 
rechtigte oder der Pflichtige ſchadlos zu halten habe, und da 
glaube ich, daß Derjenige, der die Zehntablöfung gefordert 
hat ,. natürlich, und rechtlich dazu verpflichtet: ift; 

Geheimerrath Eifenlohr: Nach Allen, was wir vers 
nommen haben, ſſcheint man nur die Beforguiß zu hegen: es 
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möchte den Zehntpflichtigen, welche die Entfcehäbigung der 
Zehntpächter übernehmen follten, eine zu drückende Laft das 
durch aufgebirbet werden. 

Diefe Beforgniß ift aker ungegründet, weil die Fälle, in 
welchen ven Zehntpächtern eine Entfchäbigunggeleiftet werben 


müßte, nicht fo häufig vorkommen können. Die meiften 


Zehnten werben. auf kurze Zeit, nur auf 1— 3 Jahre, die ° 


wenigftert auf: längere Zeiträume von 5 —9 und mehr Sahre 
verpachtet. Dazu kömmt noch, daß der Vollzug des Zehnts 
ablöfungsgefesed mit den dafür erforderlichen Vorarbeiten 
noch eine geraume Zeit anftehen, daß in manchen Gemeinden 
die Zehntablöfung erft nach. mehreren Sahren: erfolgen wird, 
und inzwiſchen die Zehntpächter im. Genuffe des gepachteten 
Zehntem bleiben, und feinen oder nur geringen Schaden zu 
berechnen haben werden. Es dürften daher nur wenige ein» 
zelne Fälle vorkommen , in denen noch dergleichen Entfchädis 
gungen geleiftet: werden müßten und die Anfprüche darauf 
höher: geftelltiwerden könnten. 

Im Allgemeinen erfcheint alfo das Object der möglichen 
Belaftung für die Zehntpflichtigen: durch Uebernahme der 
Entfdyäbigungen von: einer folchen Bedeutung, daß man 
Urjache hätte, deßhalb in: großer Beforgniß zu ſtehen und 
bier von. den allgemeinen Grundſaͤtzen bes Civilrechts abzus 
meichen. 


Auch iſt zu erwägen, daß die Entfhäbigungslaft. überall 


nicht. von einzelnen Zehntpflichtigen , ſondern von ber Ges 
fammtheit derfelben getragen werden: müßte. 

Afchbad: Sch erkläre mich für die Anficht des Abg. 
Sander, und gehe zunäcft von dem Prinzip aus,.in Ver⸗ 
tragsverhäftniffen kann Niemand mehr Rechte. fordern, als 
Demjenigen zufiehen;,. ober zuſtehen würben, von: dem. er 
fein Recht übertragen: erhielt. Hört. nun der Zehnte in ber 
Derfon bes Berechtigten auf, ſo iſt ihm das eigentliche Rechtes 
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objeet, dad einem Andern übertragen wurde, in gewiſſem 


Maße untergegangen, nicht ganz, fondern in einer beftimmten 
Form. Es ift aber aufgelebt durch das Surrogat eines Ab⸗ 
löſungskapitals in einer andern Form, d. h. die Vortheile 
find nicht untergegangen, fondern haben fich nur verwandelt. 
Da nun aber dem Pächter Fein beftimmted Recht auf den 


"Genuß übertragen worden ift, fo hat er auch Anfpruch auf - 


die Vortheile, die den Andern gegeben worden find. Davon 
ausgegangen, fage ich, daß der Zehntpächter nur zu Folge 
ber höhern Gewalt, die in der Gefeßgebung liegt, genöthigt 
“ werben kann, den Pacht aufzugeben, d. h. auf den Naturals 


bezug zu verzichten, allein diefes hindert ihm nicht, von 


diefem Berechtigten in der Art eine Entfchädigung zu fordern, 
daß er vom Verpachter diejenigen Vortheile anfprechen kann, 


die das Gefeß ihm nun als Surrogat einräumt. Darin liegt _ 


die Summe des ganzen Verhältniffes der Audgleichung. Sch 


fann nicht den Grundfaß anerfennen, daß der Umftand, weil 


der Pacht abgefchloffen wurde unter einer Gefeßgebung, wo⸗ 
nach der Kauf Miethe bricht, hier entjcheiden müſſe. Sa, 
wenn es fich von dem Fortbeftand des Rechtsobjects handelte, 
dann müßte er der entfcheidende feyn, wenn eine fpätere Ges 
fetgebung beftimmte, Kauf bricht Miethe. Dieß- ift aber 
hier nicht der Fall. Die Gefeßgebung löst. ein Redjtöverhälts 
niß auf, und furrogirt dafür ein anderes, und ed kann alfo 
hier diefer Grundfag Feine Anwendung finden. Sch würde 
aber nach diefer Anficht den Sat fo faffen: der Zehntpächter 
tritt mit der Zehntablöfung vom Pacht ab, und kann vom 
Berpächter als Entfihädigung nicht mehr fordern, als deffen 
Rente vom Ablöfungsfapital. Sch will nicht diefes blos der 
Willkühr überlaffen haben, fondern, im Fall fich die Bars 
thieen nicht vereinigen köͤnnen, muß der Richter einen Halt: 
punkt haben, worauf hin er entfcheiden kann, und nach der 
Gerechtigfeit wird Fein anderes entfcheidend feyn Tonnen, als 
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daß er gerade ih bie Bortheile en bie der Berechugte 
bezog. 

Miniſterialrath Regenauer: Wie würde es denn der 
Abg. Aſchbach in dem Fall halten, wenn der Zehntpacht⸗ 
zins mehr erträgt als die Nente aus dem 
was faſt überall eintreten wird. 

Aſchbach: Das iſt die Wirkung des Zufalls. Der Zufall 
äußert ſich im dem verſchiedenen Perſonen, die an einem 
Berhältniffe Theil haben, und zwar ſowohl in dem: Berechs 
tigten ald dem Zehntpächter. | 

Minifterialrath Regenauer: Wenn dieß die Anficht 
des Abg. Aſchbach ift, fo wird fie am beten in der Be 
flimmung : ausgedrückt ſeyn, wie fie die Commiſſion vedigirt 
hat; denn ich. glaube die VBerficherung geben zu dürfen, daß 

der Pachtzind faft immer höher ſeyn wird, als die Nerite 
aus dem: Ablöfungsfapital. Was übrigens Herr Geh. Rath 
Eifenlohr fchon bemerkt hat, muß ich hier wieberhofen. 
Es werben: die Fälle ,. in denen nad) dem Entwurf der Re 
gierung eine Entfhädigung zu geben ift, höchft ſelten ein 
treten, denn, wenn ein mehrjähriger Pacht ſchon über drei 
Jahre gewährt hat‘, fo wird die Entfchädigungspfliczt nicht 
vorhanden: ſeyn, fondern nur in dem Fall, wenn er noch 
nicht brei Jahre gewährt hat, und dann erwäge man, daß 
von ben Augenblick an, wo der Zehntpflichtige die Ablöfung 
anfünbigt, wohl noch ein Jahr vergehen wird, bis bie Zehnt⸗ 
erhebung ſiſtirt werden kaun. 

Staatsrath Nebenius: Wenn dem Richter die Entſchel⸗ 
dung der Frage vorbehalten wird, wie der Herr Abg 
Sand er vorgeſchlagen hat, ſo würde, meiner Anſicht nach; 
ber Zehntpächter Feine Entſchaͤdigung erhalten Die Zehnt⸗ 
pflichtigen fordern dem Zehntberechtigten gegenüber bie Zehnt⸗ 
ablöfung: nach: dem Geſetz, und behaupten, daß wo das 
Geſetz ihnen ein unbedingtes Recht einräumt/ ihnen der 
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Richter bei dem Gebrauche ihrer gefeßlichen Rechte auch 
feine Auflage machen kann. Der Zehntpächter hätte gegen 
die Zehntpflichtigen, mit welchen fie in gar feinem Rechts⸗ 
verhältniß ftehen, mit welchen fie gar feinen Vertrag abges 
fchloffen haben, feine Klage. Ihre Klage müßten fie gegen 
den Verpachter richten, dieſer würde aber erflären, ich er- 
halte nichts als den Werth meines Eigenthumg; du haft bis 
zu der Ablöfung oder Einftelung des Zehntbezugs die Pacht- 
ſumme zu zahlen, von diefem Zeitpunft an verliere ich den 
Bezug des Zehntend oder des ftipulirten Pachts, und es tritt 
der Zins des Ablöfungsfapitals an feine Stelle; ich gewinne 
durch diefe Maßregel nichtö, fondern erhalte nur eine Ent⸗ 
fhädigung für meinen Verluſt. Daß du Schaden haft, er 
fenne ich an, du haft Einrichtungen getroffen, die dir Aus— 
gaben verurfucht haben, um den Zehnten einzuthun und zu 
vermwerthen; du haft Scheuern gebaut ꝛc., aber ich war es 
nicht, fondern die Gefeßgebung war ed, bie bir biefen 
Schaden zugefügt hat. Es war eine höhere Gewalt, für 
deren Eingriffe ich nicht verantwortlich bin. Der Richter 
wird gewiß den Zehntpächter abweifen. Nach unferer gegens 
wärtigen Gefeßgebung wird der Pachtvertrag durch Die Vers 
äußerung des Zehnten nicht aufgehoben. Wenn ihn die Ges 
feßgebung aufhebt, jo muß fie die Folgen diefes Eingriffe 
in feühere Nechtöverhäftniffe nad) der Natur der Sache feſt⸗ 
fegen, Der Zehntpflichtige muß entweder warten, bis das 
Recht des Pächterd abgelaufen ift, ober er muß eine. billige 
Entfchädigung geben, Der Fall wird höchft felten eintreten, 
und wenn Sie eine Beftimmung im Sinn der Regierung 
treffen, fo muß ich nur eine frühere Aeußerung des Herrn 
Regierungscommiffärd ergänzen, indem nämlid, dabei die 
Beftimmung nicht ausgefchloffen bleiben’ darf, daß bei Aufs 
hebung von Pachten, die erft nad) Bekanntmachung Des 
Geſetzes abgefchloffen werden, Feine Entfhädigung mehr 
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gereicht wird, denn wir dürfen diefe Beftimmung für die 
Zufunft wohl aufnehmen. 

Retttig v. R.: Ich danfe dem Herrn Regierungscom⸗ 
miffär für feine Neußerungen, denn er hat, meiner Anficht 
nach, den Entwurf der Commiſſiion Fräftiger vertheidigt, 
gegen. den Antrag feines Collegen, als ich es im Stande 
gewefen wäre, indem er nachgewiefen hat, daß der Zehnt- 
pächter weder gegen ben Zehntpflichtigen noch Berechtigten 
ein Klagrecht habe, fobald unfer Zehntgefeß ind Leben tritt. 
Diefer Meinung bin ich auch. Der Zehntpflichtige ift nicht 
mehr fchuldig als die Ablöfungsfumme, und der Berechtigte 
wird durch das Ablöfungsgefes außer Stand gefeßt, den 
früheren Vertrag zu erfüllen, fo daß er alſo Feine Verpflich⸗ 
tung gegen den Zehntpächter hat. In derfelben Lage, wie 
der Zehntpächter, ift der junge Geiftliche, der fein Ant das 
vorige Jahr angetreten hat, er hat auch feine Einrichtung 
getroffen, und hatte gegründete VBermuthung, daß er den 
Zehnten fortbeziehen werde. Nun erfcheint aber das Geſetz, 
welches den Zehnten aufhebt, und eine Zehntrente feftfegt. 
Mir müffen fehr vermeiden, uns durch das jeßige Landrecht 
irre machen zu laffen. Es handelt fich nicht davon, eine jeßt 
beftehende geſetzliche Pflicht auf jenen concreten Fall anzus 
- wenden, fondern ed handelt fich davon, Daß wenn im con⸗ 
ereten Fall der Gefeßgeber feiner Tegislatorifchen. Weisheit 
etwas widerfprecheud findet, fich der Andere eine dießfall- 
fige Aenderung gefallen laſſen muß. Sodann muß ich aber 
noch auf den Umſtand aufmerffam machen, daß ja Die Zehnt: 
berechtigten gar feine freiwillige Berfäufer find, fondern fie 
müſſen ſich gefallen laffen, wenn in der Form des Geſetzes 
ihnen aufgefündigt wird, ihr Eigenthum abzutreten. Es ift 
alfo fein reiner Kauf vorhanden, und man kann nicht fagen, 
daß die gefegliche Beftimmung Anwendung finde. Wir haben 
heute ſchon oft gehört, eine folche große Maßregel werde 
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fehr wiele einzelne Ungleichheiten mit fich bringen. Es werde 
hie und da einem Zehntpflichtigen wehe thun, und auch 
einem Berechtigten. Diefe dritten Perfonen, die darauf aus⸗ 
gegangen waren, einen Gewinn zu ziehen, können auch in 
den Fall kommen, diefe Maßregel zu beflagen, allein es 
geht. ihnen, wie den Andern, und ber Antrag der Com: 
miffion ift gerechtfertigt. 

v. Rotted: Ich kann kaum begreifen, wie über dieſen 
fo. klar fcheinenden Commiſſionsantrag eine fo lange Dies 
euffion hat Statt finden können, und wenn wahr ift, was 
der Herr Regierungscommiffär behauptet hat, daß der Fall 
höchſtens einmal vorkommen werde, wo ein folcher Wächter 
Entfhädigung zu fordern habe, jo müßte ich beffagen, daß 
man nicht ohne alle Discuffion die Entfchädigung auf die 
Schultern der Gefammtheit übernahm, weil es weniger bes 
tragen haben würde, ald die Unfoften für die zwei Stunden 
Discuſſion über diefen $. Ich glaube übrigens, es könnten 
fich diefe Fälle häufen, und da muß ich meine Üeberzeugung 
dahin ausfprechen, daß durchaus von einer Entfchäbigung 
des Pächters von Seiten des Pflichtigen nicht die Rede feyn 
fann, ohne ein ganz himmelfchreiendes Unrecht zu begehen. 
Wenn es ein Grofchen wäre, fo würde Blut daran hängen. 
Was geht es denn ben Zehntpflichtigen an, daß eine Vers 
pächtung gefchehen ift? Dich die Verpachtung ift er ohnehin 
ſchon genug geplagt, und durch die Gefebgebung, welche 
duldete, daß gepachtet werde , verleßt worden, und jet foll 
er noch Entfchädigung dafür geben,. daß der Pächter auf 
feinen. Schweiß fpeculirt hat, und aus welchem Grunde follte 
nun zwiſchen den Zehntpflichtigen. ein Unterfchted gemacht 
werben? Die Einen folten mehr bezahlen, weil der Zehnt= 
herr. ohne ihr Zuthun diefes that, und bie Andern: follew 
weniger bezahle, weil es zufällig. bei ihnen nicht Statt ges 
funden hat! — Ich fage aber, der Fall, wo der Pächter 
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mit Billigkeit und Grund Entfhädigung fordern kann, wird 
nicht Teicht vorfommen fünnen, und nur. nad, gewiffen Spitz⸗ 
findigfeiten wird man darauf Anfpruch zu machen vermögen, 
weßhalb man ihn auch ohne alle Entichädigung abfahren 
laffen fünnte, Hat der Pächter erft vor wenigen Jahren auf 
lange Jahre gepachtet, fo fchreibe er e8 feiner eigenen Dumm⸗ 
heit zu, baß er einen fo langen Vertrag abjchloß, dem wer _ 
vor einigen Jahren nicht die Möglichkeit vorausfah, daß ber 
Zehnte abgefchafft werden Fünnte, der. mußte an dem ges 
funden Menfchenverftand der Kammer und der Gerechtigfeits- 
liebe der Regierung verzweifeln. Hat er übrigens auf lange 
Jahre einen Pacht abgefihloffen, fo kann er auch Feinen 
Schaden dabei haben, denn der Gewinn des Pächters bes 
rechnet fi nad, dem Durdjfchnitt. Er hat dann gute und 
fchlechte Jahre gehabt, und wenn fein Pachtcontract Fein 
Schlimmer war, fo hat er vielleicht bereitd Gewinn gemacht 5 
war dieß aber nicht der Fall, fo war fein Accord fchlecht, 
und es ift ein Gewinn fir ihn, daß er von demfelben los 
fommt. Sind noch einige Sahre übrig, fo kann er ebenfalls 
nicht von Verluſt fprechen, denn es können ja Fehljahre. 
werden. Wo ift alfo der Grund zu einem Entſchädigungs— 
anjpruch vorhanden? Wenn aber auch ein foldyer ausges 
mittelt werden könnte, fo wende ſich der Betheiligte an den 
Staat oder den Zehntberechtigten. Der Staat will aber nichts 
übernehmen, alfo wende er fich geradezu an den Berechtigten, 
und er hat dann noch die Wahl, ob er zufrieden feyn, oder 
ob er diejenige Rente annehmen will, die man nach der an 
geftellten Berechnung ald Durchicdynittdertrag des Zehnten 
von einem Acer, nach der betreffenden Schäbuug, annimmt. 
Inder Regel aber wird er feinen erweislichen Schadenhaben, 
und mit Billigfeit nichts fordern Fönnen, ober er wird noth- 
wendig an den Berechtigten angewiefen werden müffen. Sch 
glaube, es kann dieß nicht Ffarer hervorgehen, als wenn id) 
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ein argumentum ad hominem aufftelle, und fage, daß 
in diefem Punkt fogar der Hr. Alterspräfident für den Zehnt⸗ 
pflichtigen gefprochen hat. Er, der ihm fonft in jeder Hins 
ficht eine größere Laft aufbürden, und felbft den Zufchuß des 
Staats wegnehmen will, hat felbit hier die Gerechtigfeit der 
Forderung ausgefprochen. Einen eflatanteren Beweis ad 
hominem weiß ich nicht und ftimme für den Commiſſions⸗ 
antrag. 

Staatsrath Nebenius: Wenn die Anficht des Abg. v. 
Rotteck richtig wäre, daß nämlich nie oder höchft felten ein 
Schaden nachgewiefen werben könnte, fo fcheint e8 mir über: 
flüffig, daß er der Stunde, die mit der Discuffion zuge> 
bracht worden ift, noch eine Biertelftunde hinzugefügt hat, 
denn alddann wäre die Frage ganz unpractifch. Sch wieders 
hole, daß wenn die Gefeßgebung Feine Entfcheidung trifft, 
der Pächter gegen den Pflichtigen fein Klagrecht hat, weil 
er mit ihm in feinem Nechtöverhältniß fteht, aus dem eine 
Klage hätte fließen können, und die Klage, die er gegen 
den Berpächter anftellt, durch eine Erception entkräftet würde» 
Hieraus folgt aber keineswegs, daß, wie ein Nedner gegen» 
über meint, dem Pächter nicht Unrecht gefchehe, wenn das 
Gefeß ihm Feine Entfchädigung zuerfennt. Das Unrecht liegt 
darin, daß die unter ver beftehenden Gefeßgebung bereits er- 
langten Rechte des Pächter abgeändert werden follen. 
Scyweigt das neue Geſetz über die Entfchädigung, jo hat 
der Pächter Fein Klagrecht, weil es Feine Hilfe gegen die 
Gefeßgebung gibt. Diefe foll aber gerecht feyn. Wenn man 
fein materielled8 Unrecht thun will, jo bleibt nichts übrig’ 
als zu beftimmen, daß wenigſtens vor einer gewiffen Anzahl 
von Sahren die Ablöfung nicht gefchehen dürfe, ohne daß 
die Zehntpflichtigen ſich mit dem Pächter abfinden. Es liegt 
namlich in der Natur der Sache, daß Einrichtungen zur 
Einfammlung gepashteter Zehnten nur auf eine kürzere Reihe 
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von Sahren getroffen werben, in welcher Beziehung ein 
billiges Ermeffen eintreten mag. Sn feinem Falle Fonnte 
der Zehntherr zur Leiftung der Entfchädigung verpflichtet 
werden. Gefett, ein Geiftlicher habe feinen Zehnten, zu 
einer Zeit, wo die Preife hoch ftanden, auf mehrere Jahre 
um hundert Gulden verpachtet, und er erhält mach dem Ab» 
löfungsgefeß , welches die Zehnterträgniffe nad dem Durchs 
fchnitt einer größern Anzahl von Jahren berechnet, nur 
fechzig Gulden jährlich; aledann müßte er nad) dem Bors 
fehlage eines verehrten Redners dem Pächter jährlich eine 
Entfchädigung reichen; ich frage, obdieß recht und billig wäre? 

Mohr: Sch flimme für die Anficht Derjenigen, die diefen 
Sat für. unrecht erflären. Wir wollen die Ablösbarkeit des 
Zehnten im allgemeinen Sntereffe feftfegen, und um biefes 
zu bewirken, müffen wir Grundfäße der Gerechtigkeit auf 
fielen. Wenn wir aber davon ausgehen, fo dürfen wir nicht 
gefcheben Kaffen, daß ein Einzelner beeinträchtigt und in 
feinen Berhältniffen verfürgt werde, fondern müffen ſuchen, 
die dadurch fich verändernden Berhältniffe in der Art möglichft 
andzugleichen, daß der daraus herporgehende Gewinn oder 
Berlujt auf beide Theile falle, fo daß nicht einer allein den 
Scyaden zu tragen hat, und dem andern allein der Gewinn 
zukommt. Es wäre ungerecht, wenn wir ben Zehnten abs 
löfen und den Zehntherrn verurtheilen wollten, den Pächter 
dafür zu entfchädigen, Eben fo ungerecht wäre ed auch, wenn 
wir den Pachtvertrag aufheben, und dem Pächter erflären 
wollten, er habe feine Entfchädigungsanfprüche, nachdem 
leicht der Fall feyn kann, daß ein Zehntpächter ſchon einige 
Jahre hintereinander Nachtheil erlitten hat, und erft für die 
Folge eine Auggleichung feines Schadens finden fünnte, Sch 
glaube deßhalb, wir würden eine Ausgleichung diefer Vers 
hältniffe dadurch finden, wenn wir ung hier den gemeinen 
Recht anfchlöffen, das bei eintretenden’Fällen, wo der Pacht 
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aufgehoben wird, eine Zufammenftellung der letzten Sahre, 
eine Berechnung des Gewinns und Verlufts und die Ziehung 
eined Refultatd hiernach anordnet. Ich trage deßhalb darauf 
an, diefen Artikel dahin abzuändern: „Zehntpachte hören 
mit der Zehntablöfung auf. Die etwaigen Eutfchädigungs- 
anfprüche richten fid) nach der Ausmittlung des Gewinns 
oder Berlufts, der fir den Pächter aus den verfchiedenen 
Jahren erwachfen iſt.“ 

Wolff: Ich bin auch der Meinung, daß das Rechts⸗ 
ariom, „Kauf bricht Miethe,“ wohl für die Zufunft, aber 
nicht für Die Bergangenheit angewendet werden könne, Pacht⸗ 
verträge, die bei Berfündung des Geſetzes jchon beitehen, 
müffen nothwendig bei ihrer rechtlichen Wirffamfeit bleiben, 
d. h. der Pächter darf vermöge des Landrechts, fo wie fein 
Pachtvertrag öffentlich beurfundet ift, oder gewiffen Tag 
und Jahr enthält, nicht vom Pacht abgetrieben werben. 
Das Recht des Pächter iſt jo gut Recht, als jedes andere, 
und wir fünnen e8 ihm nicht nehmen, felbft wenn der Vor⸗ 
theil des Staats folches_erforderte, als unter der Bedingung, 
daß wir ihn dafür eutjchädigen. Die Frage, wer die Ent; 
fchädigung zu leiften habe, mag in jevem Fall allerdings 
von einiger Schwierigkeit feyn, allein meiner Ueberzeugung 
nach kann dem Zehntberechtigten diefe Entfchädigung nicht 
zur Pflicht gemacht werden, am wenigfteh alddann, wenn 
er durch dad Verlangen des Gegentheild, nämlich der Pflich- 
tigen, zur Ablöfung gezwungen wird. Hier kann man ges 
wiffermaßen fagen, e8 fei eine vismajor gegenihn vorhanden, 
und man fünnte fich auf den Sab 1744 des Landrechts bes 
ziehen, wo in einem folchen Fall das Recht als erlofchen 
betrachtet werden müßte. Sch glaube, wenn irgend Semand 
“verpflichtet iſt, dieſe Entjchädigung zu leiſten, fo müßte 
folche eher dem Verpflichteten aufgelegt werden, denn biefer 
tritt an die Stelle des Berechtigten. Durch die Ablöfung 
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geht das Recht des Berechtigten durd; Conſolidation auf den 
Pflichtigen über, und diefer müßte entweder den Pacht fort⸗ 
beftehen laffen, oder Entfchädigung leiften. Wenn biefer 
Anficht nicht beigetreten werden follte, fo trage ich darauf 
an, diefen Satz an die Commiſſion zurückzuweiſen, ober 
aber den Vorfchlag der Negierungscommiffton anzunehmen, 

Mert: Die pielen Anträge und die Berfchränfungen, 
unter denen diefelben zum Vorſchein kommen, zeigen am 
beiten, daß es räthlich wäre, darüber gar nichts zu ber 
ſtimmen. Se mehr wir in diefem Gefeß vorfchreiten, defto 
mehr leuchtet mir ein, daß die Zehntablöfungsgejege anderer 
Staaten fich auf. diefes Verhältniß gar nicht einlaffen. Wir 
wollen dadurch Streitigkeiten begegnen , und fchon zum 
Boraus Alles ebnen, allein ich fürchte, daß wir gerade dad 
Gegentheil herbeiführen. - Wenn mir hinfichtlich diefer Vers 
hältniffe das Gegentheil von dem Commiffionsantrag bes 
ſtimmen, fo werden wir den Grundfaß des ganzen Zehnt- 
ablöfungegefeges vernichten, denn diefer geht darauf hin, 
daß die volle Entfchädigung den Zehntherrn geleiftet werbe. 
Sobald wir nun unterftellen , daß der Zehntpächter eine 
Entjchädigungsforderung habe, fo wird dadurch auf ber 
andern Seite ausgefprochen, das Zehntgefeß gebe nicht die 
volle Entfchädigung. Die Nente vertritt nach dem Geſetz 
den vollfommenen Reinertrag, fie repräfentirt ihn, oder wir 
müſſen von der Grundlage abweichen. Diefe Nente beruft 
auf den Durchfchnittsjahren , und dadurch wird auch der 
Einwand.ded Abg. Mohr befeitigt. Er hat den Anfpruch 
auf die Route, falls diefe mehr betrüge als der Pachtzins. 
Er wird diefe Rente im andern Fall nicht in Anfpruch nehmen, 
und die Trage, ob er eine Entjchädigung zu fordern habe, 
kann man dem Richter überlaffen. 

Martin: Der Abg. v. Rotteck würde bei einer allges 
meinen Ausgleichung mit feiner Rechnung fehr in Rückſtand 
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fommen, und meine Bemerfung, wonach ich einen Beifaß 
zu dem erften Sab des Paragraphen wünfchte, bezieht fich 
darauf, daß bei dem Staat zwar felten oder nie der Fall 
einteten wird, daß eine Entfchädigung an den Zehntpächter 
gegeben werden muß, weil bis jetzt alle Pachtungen unter 
ber Bedingung gefchehen find, daß im Fall einer Zehntabs 
löfung feine Entfchädigung gegeben werden follte. Der Fall, 
ben ich im Auge habe, betrifft alfo etwa einige Privatvers 
pachtungen, die ohne folche Bedingung gefchloffen worden 
feyn möchten, und nur im diefer Hinficht wünfchte ich, daß 
das Recht des Privaten gefichert wäre, und ich wiederhofe 
alfo meinen Antrag, den Zufaß zu machen, „wo der Pacht- 
vertrag nicht ausdrücklich das Gegentheil beſtimmt.“ 

Die fammtlichen geftellten Anträge werden hierauf der 
Reihe nach zur Abftimmung gebracht und verworfen, die 
Faflung der Sommiffton dagegen angenommen. 

Zweiter Sat des $. 18, lautend: 

„Beftänder bisher zehntpflichtiger Güter haben vom Zeitz 
punkte der Ablöfung an, den Zehnten — falld er nicht bie 
zur Tilgung des Ablöfungsfapitals forterhoben wird — in 
bisheriger Weife und Umfang an den Beftandgeber zu ent 
richten, oder ſich mit ihm für diefe Reiftung in beliebiger 
Weiſe abzufinden.“ 

Bader: Sch mwünfchte, daß hier der Entwurf der Regier 
rung mit einigen Modiftfationen bergeftellt würde. Die erfte 
Kammer hat diefen Sab der Regierung abgeändert, fo wie 
folcher von unferer Commiſſion aufgenommen worden ift. 
In dem Bericht der erften Kammer ift gefagt, die Eigens 
thümer zahlen das Ablöfungsfapital, und müffen alfo aud) 
das Recht haben, den Zehnten fortan von dem Beftänder 
zu beziehen. Die Prämiffen diefes Schluffes find unrichtig. 
Der Eigentbiimer oder Beftandgeber Fauft nicht den Zehnten, 
fondern die Zehntfreiheit, er verwendet ein Kapital zu 
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Gunſten des Beſtaͤnders, und daraus fließt nicht mehr, als 
daß Beſtander verpflichtet iſt, den Beſtandgeber verhaͤltniß—⸗ 
mäßig zu entſchadigen. 

Die Zehntablöfung findet befonders zu Gunften deſſen 

Statt, der die Güter baut,. nämlich diefer muß von dems 
jenigen, was er auf die Güter verwendet, den zehnten Theil 
abtreten, und es wird alfo im Intereſſe der Cultur ber 
Zehnte abgelöst. Wenn man nun den Saß der Commiſſion 
annimmt, fo wird da, wo dad Pachtſyſtem in Uebung ift, 
wo ganze Bezirke auf zwanzig Jahre verpachtet find, der 
Zehnte fortdaueren. Der Pächter wird für diefe Zeit den 
Zehnten fort entrichten müfjen. Sch trage alfo darauf at, 
den Entwurf der Regierung herzuftellen, wünfchte aber, daß 
die Aufbefferung des Pachtzinfes oder die Entfchädigung,, die 
einer gütlichen Vereinigung anheim geftellt ift, gleich ausges 
fprochen, nämlid) gefagt werde, der Beftänder habe an den 
Eigenthümer oder den Beftandgeber die fünf Procent Zinfe 
des Ablöfungsfapitald zu erfeßen, oder aber die fünf Procent 
Zinfen vom Ablöfungsfapital zu bezahlen. 

Schinzinger: Ich wollte denfelben Antrag ftellen, 
indem ich fonft fürchte, daß neue Berationen zwifchen dem 
Eigenthümer und Pächter herbeigeführt, und neue !Zehnt- 
verhältniffe eintreten würden, weßhalb ich den Antrag unters . 
ftüße, daß der Beftänder bisher zehntpflichtiger Güter dem 
Eigenthümer berfelben vom Zeitpunft der Ablöfung des 
Zehnten an, fo fern nichts Befonderes zwifrben Beiden bes 
dungen ift, das Ablöfungsfapital nad) Maßgabe des $. 10 
mit fünf Procent zu verzinfen habe. / 

Der Antrag bed Abg. Bader wird hierauf zur Abſtim⸗ 
mung gebracht und angenommen. 

Dritter Satz bed $. 18, lautend: 

„Beſitzer zehntpflichtiger Schupf > und Erblehen haben im 

Fall der Zehntablöfung das auf diefe Güter fommende Ablö 


— 
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fungsfapital zu leiſten, beim bereinftigen . Heimfalle des 
Lehend aber den Erfaß des Ablöfungsfapitals nad 
Abzug des Staatsbeitrags, einfchließlich der jonft 
durch Die Ablöfung veranlaßten Auslage, jedoch ohne Zing, 
vom Obereigenthümer zu gewärtigen.“ 

Bekk: Wenn das Geſetz über die Schupflehen, das 
gegenwärtig in der erſten Kammer zur Berathung vorliegt, 
durchgeht, fo tritt hier ein befonderer Fall ein, daß nämlich 
das Lehen heimgefallen ift, und Doch wieder ver, 
geben werden muß, für welchen Fall hier auch wird geforgt 
werden nüffen. Es heißt nämlich. hier, Befiger zehntpflich— 
tiger Schupf> und Erblehen haben beim bereinftigen Heim⸗ 
fall die Ablöfungsfumme zu empfangen, und ich fchlage 
daher folgenden Zufaß vor: „Muß ein heimgefallenes 
Schupflehen nad) Maßgabe ded Geſetzes an Yamilienanges 
hoͤrige des legten Beſitzers wieder vergeben werden, fo hat 
der neue Kehenbefißer ftatt des Obereigenthümers dieſen 
Erfaß zu leiſten, fofern Letzterer nicht vorzicht, dad Ablö— 
fungsfapital felbft zu bezahlen, und vom neuen Lehenbefiter 
dafür den fünfprocentigen Zins deffelben zu fordern.‘ 

Rettig v. K.: Sch unterftüge diefen Antrag, und möchte 
auch noch für den nicht ermünfchten Fall, daß das erwähnte 
Gefet fallen follte, forgen, und beßhalb fagen: wird das 
Lehen wieder verliehen ꝛc., dann wird der Satz auch auf 
denjenigen Fall paffen, wo ber Schupflehenherr das Lehen 
wieder verleiht, ohne dazu genöthigt zu feyn. 

Bett: Wenn er freie Wahl hat wieder zu verleihen, fo 
fann man für diefen Fall keine geſetzliche Vorfchrift geben. 

Der Antrag des Abg. Bekk und mit diefem ber ganze 
Artikel wird fofort angenommen. 

§. 419. 

Diefer Paragraph bleibt nunmehr weg, und es tritt nad) 

dem Borfchlag der Regierung folgende Beftimmung an deſſen 


LIX. Sigung v. 14. September 1833, 7 


Stelle: „Die Zehntpflichtigen find fechzehn Sahre lang von 
demjenigen Jahr an, wo ber Zehntbezug des Berechtigten 
zum erftenmal aufhört , feiner Steuerhöhung wegen der 
Zehntfreiheit ihrer Güter unterworfen.‘ 

Damit wird die Diecuffion abgebrochen und die Sitzung 
gefchloffen. 


Zur Beurkundung 
der erfolgten Prüfung und Genehmigung diejes Protokolle. 


Der Secretär: 
Dr. Mördes. 


Beilage Nr. 1 


zum Protokoll der 59. öffentlichen Sitzung vom 
14. September 1833. 


Commiſſionsbericht über die Erklärung des Herrn 
Finanzminiſters in der Sitzung vom 12. Septbr. 
das Zehntablöſungsgeſetz betreffend. 


Meine Herren! 


Die hohe Kammer- hat in ihrer Sikung vom 11. d. M. 
mit einer Mehrheit von 29 gegen 26 Stimmen befchloffen, 
der Staatöbeitrag fol in feh8 Zwanzigftel des Ablös 
fungsfapitals beftehen , in der Borausfeßung, daß das 
Zehntfleuerfapital den bisher zehntpflichtigen Gütern fogleich 
zugefchrieben werde. 


* 
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Sie hat diefen Befchluß gefaßt, ungeachtet der Herr 
Finanzminifter die Erklärung abgegeben hatte, daß die Re; 
gierung bei ihrem Vorfchlag eines Staatebeitrags von vier 
Zwanzigftel mit einer zehnjährigen Befreiung von 
der Erhöhung des Steuerfapitald der durch die Ablöfung 
zehntfrei werdenden Güter ftehen bleibe. 

In der Sigung vom 12. d. M. hat nun aber der Herr 
Finanzminifter eine weitere Erflärung abgegeben, welche. 
nach den eigenen Worten wie folgt lautet: 


Legatur. (Dem Protofol der 57, Situng vom 12. Septbr. 
beigedruckt.) 

Dieſe Erklärung, meine Herrn, hat auf Sie unverkenn⸗ 
bar einen tiefen, und gemiß nicht erfreulichen Eindruck ges 
macht. Shre Commiſſion wurde dadurch aud) bei näherer 
Erwägung der Form und des Inhalts mit Betrübniß 
erfüllt. 

Es erfcheint der Commiſſion, der Natur der Sache nach, 
nicht angemeffen, daß die hohe Negierung erklärt, einen 
Beichluß der Kammer nicht anzunehmen, welcher Tediglic 
dahin gerichtet ift, eine Ausgabe auf die Geſammt— 
heit zu übernehmen. 

Wenn beide Kammern, die Repräfentanten ver Gefammt- 
heit des Volkes, einig wären, im Intereſſe der Zehntpflich- 
tigen, fo wie der Gefammtheit felbft, die in Frage ftehende 
Ausgabe auf die Gefammtheit zu übernehmen, fo wird wohl 
das Intereſſe der Regierung eine Einſprache dagegen nicht 
fordern. Das Intereſſe der nicht zehntpflichtigen Staates 
bürger ift fo gut, wie jenes der Zehntpflichtigen in der 
Kammer vertreten. | 

Jedes Mitglied einer jeden der beiden Kammern ſchwört 
nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beftes, ohne 
Rückſicht auf befondere Stände oder Klaffen zu berathen. 
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Der Beſchluß der beiden Kammern muß als der Wille des 
geſammten Volkes betrachtet werden. 


Die Erklärung des Herrn Finanzminiſters deutet zwar 
darauf hin, daß der Beichluß der zweiten Kammer wohl in 
der erften Kammer nicht angenommen worden wäre, 

Allein eine folche ———— erſcheint jedenfalls zu 
frühzeitig. 

Wenn auch bei der erſten Berathung i in der andern Kammer 
der Borfchlag der Regierung angenommen wurde; die neuen 
Gründe, welche den Befchluß der zweiten Sonst hervor: 
riefen, fonnten wohl auch die erfte Kammer zu einer Aendes 
rung beftimmen, zumal da fie im Sahr 4831 den Staates 
beitrag auf ein Drittel befchloffen hatte. Oder die neue 
Berathung in der erften Kammer hätte die zweite Kammer 
zu einer Aenderung vermögen Fünnen. 


Befonders betrübend erfcheint der Commiſſion die Lage, 
in welche die hohe Kammer durch, die Erklärung des Herrn 
Finanzminifterd gefest ift. Sie fol ohne neue Gründe ent- 
weder von einem Bejchluß abgehen, den fie im Intereſſe des 
Landes gefaßt bat, oder ein, auch ohne diefen Befchluß noch 
mohlthätiges Geſetz fallen laffen, und der Zeit die Berich— 
tigung der verfchiedenen Anfichten anheimftellen. 

Die Commiſſion kann für dieſe Zumuthung nur darin eine 
Entſchädigung finden, daß der neue Vorfchlag einige Ermeis 
terung der früheren Propofitionen enthält, daß nämlich die 
Freijahre in Bezug auf das Zehntfteuerfapital von zehn auf 
fechzehn Jahre vermehrt wurden, und darin, baßdie Mehrheit, 
welche am 41. d. M. den Beichluß faßte, nicht um viele 
Stimmen die Minderheit überftieg. 


Betrachtet man den Beſchluß der Kammer in Vergleichung 
mit dem neuen Vorfchlag der Regierung nach ihrem mates 
riellen Gewichte, fomohl in Beziehung auf die Gefammtheit 


80 Berhandlungen der II. Kammer. 


des Staates als auf die Zehntpflichtigen, fo zeigt füch fols 
gendes Reſultat: 

1. Der jährliche Beitrag ded Staats erfcheint für die 
Gegenwart nad) dem VBorfchlag der Regierung nicht ges 
ringer, ald nad) dem Befchluß der Kammer, da einer Seits 
auf fechzehn Jahre die Steuer von der Erhöhung des Steuer: 
kapitals der zehntpflichtigen Güter im Betrag von 175,000 fl. 
jährlich wegfällt, und anderer Seits der Zins zu vier Procent 
von einem Kapital von vier Millionen, das der Staat von 
den Pflichtigen weniger übernimmt, fich auf 160,000 fl. bes 
rechnet. 

2. Dagegen wird für die Zufunft die Gefammtheit 
des Staates bedeutend erleichtert, einmal dadurch, Daß nach 
jechzehn Jahren die erhöhte Steuer von den zehntfrei wers 
denden Gütern im Betrag von 175,000 fl. bezogen wird, und. 
dann dadurch, daß das Kapital von vier Millionen nicht ab» 
bezahlt werden muß. 

3. Die Pflichtigen haben nach dem Vorſchlag der Negie- 
rung an Zins von ihrem größern Zehntablöfungsfapital 
ungefähr fo viel zu bezahlen, ald nad) dem Befchluß der 
Kammer an Zind vom geringern Ablöfungsfapital und 
Steuer von dem erhöhten Steuerfapital, dazu aber noch die 
Erhöhung des Ablöfungsfapitals von vier Millionen felbft, 
und nach Umlauf von fechzehn Sahren ferner noch die Stener- 
erhöhung von 175,000 fl. 

4. Wenn die Erhöhung des Steuerfapitals der zehntpflich⸗ 
tigen Güter auch nach dem Vorſchlag der Regierung, wie 
nad) dem Befchluß der Kammer, fogleich einträte, jo wäre‘ 
der Unterſchied der beiden Vorfchläge im dermaligen Werth‘ 
ein Kapital von vier Millionen, weldyes dem Pflichtigerr 
meniger abgenommen würde. Die nach dem Borfchlag ber 
Regierung aber .eintretende Befreiung von dem. Stenerzus 
Schlag auf ſechzehn Jahre, im jährlichen Betragson 175,000fl.,: 
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berechnet füch im dermaligen Werth. nady Abzug von Zins 
und Zinſeszins auf ungefähr zwei Millionen, fo daß der 
dermalen beftehende Unterſchied der beiden Vorfchläge noch 
auf zwei Millionen anzunehmen ift. 

Die Commiſſion hätte um fo cher geglaubt, daß ber 
Beichluß der Kammer ind. Leben treten könnte, ald dadurch 
die Gefammtheit ded Staates für die Gegenwart richt mehr 
belaftet wird, als nach dem Vorſchlag der Regierung; die 
Zukunft: aber gerade die Vortheile der Zehntablöfung in 
bem-vermehrten Nationalvermögen, in der erhöhten Steuer⸗ 
fraft des Landes zum Genuß erhält. Sie fann die erft in 
Zufunft eintretende höhere Beläftigung , welche nach dem 
Beichluß der Kammer der Gefammtheit übermwiefen wird, 
verhältnißmäßig bei weitem nicht für fo hoch erfennen, als 
die Erleichterung der einzelnen Pflichtigen gewefen wäre, 

Sie kann die höhere Beläftigung ded Staats um fo weniger 
in Anrechnung bringen, als fie die, nur dadurch begrimbete, 
Berfhärfung der Zwangsmaßregeln gegen die Pflichtigen, 
welche fie in ihrem Hanptbericht in Antrag brachte, nun 
nicht mehr als zweckmäßig begutachten kann, und dadurch 
bie fegenreichen Folgen der Zehntablöfung eine Reihe von 
Jahren zurückgeſtellt werden. 

Aber, — alle dieſe Betrachtungen ſind durch die Erklärung 
des Herrn Finanzminifters überflüſſig geworden. Wir haben 
nun nicht mehr zu erwägen, ob dem Staate ein höherer 
Beitrag zugemuthet werden kann, ob ein folcher in feinem 
Intereſſe biegt; wir haben nur mach zu erörtern, ob dem 
Pflichtigen die nad) dem Vorfihlag der Negierung geftellte 
Zumuthung gemacht werden kanu? 

Die Commiffion hat fohon in ihrem allgemeinen Bericht 
ihre Anficht dahin ausgefprochen, daß nach ihren ‚Gefühlen 
- für Recht und Billigfeit ſelbſt die dort geftellten Anträge zu 
Gunſten der Pflichtigen noch bedeutend nn werden 

1638, IT, N. Prot. 138 Heft. 
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müßten. Dieſen Geſichtspunkt darf ſie nicht feſthalten, ſie 
darf lediglich ins Auge faſſen, welche Vortheile jetzt gleich 
den Zehntpflichtigen zugehen, und welche von der Zeit durch 
Berichtigung der Anſichten zu erwarten find. 

Diefe Gegeneinanderftellung kann Feiner mathematifchen 
Berechnung unterworfen werden. Nur die Gefühle und 
Anfichten der Einzelnen Fönnen bier richten. 

Die Commiffton, in tiefer Betrübniß über die ſchmerzliche 
Alternative, entweder den Pflichtigen höhere Zumuthungen 
machen zu müffen, oder gar Fein Ablöſungsgeſetz auf gegen» 
wärtigem Landtage zu erreichen, glaubt in ihrer Mehrheit 
den Wunſch des Landes zu erfüllen, wenn fie die Propofition 
des Herrn Finanzminifters zur Annahme vorfcylägt. Dabei 
muß fie aber die Berfchärfung der Zwangsmaßregeln gegen 
die Pflichtigen,, welche fie in ihrem allgemeinen Berichte durch 
den höhern Staatebeitrag begründete, wieder zurücdnchmen. 

Sie ftellt folgende Anträge: 

a. Zu $. 12. „Den Staatsbeitrag von fieben Zwans 
zigftel des Ablöſungskapitals auf ein Fünftel herabs 
zuftellen, und den Termin, bis wohin der Staatöbeitrag 
verzindt werden foll, vom A. Januar 1837 auf den 
4. Januar 1842 vorzurücken;“ 

b. zu °$. 43. „Den Beitrag der Pflichtigen von Dreis 

zehn Zwanzigftel auf fehzehn Zwanzigftel 
öder beffer auf die Beftimmung der weiter erforders 
lihen Summe hinaufzuftellen ;”. 

e. zu $.419. „Statt des Inhalts diefed Paragraphen die 
Beitimmung aufzunebmen, daß die Zehntpflichtigen 
jechzehn Sahre lang, von dem Jahre an, wo der Zehnts 
bezug. des Berechtigten zum erftenmal aufhört, Feiner 
Steuererhöhung wegen der Zehntfreiheit — Güter 
unterworfen werden ſollen;“ 

d. zu 8. 23. „Den Termin, von welchem an der Zehnt⸗ 
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berechtigte die Ablöfung fordern fann, vom 1. Januar 
41837 bis zum 4. Januar 4842 zurückzuſtellen,“ und 
e. zu$.80. „Das Minimum der jährlichen Kapitalabs 
zahlung der Zehntpflichtigen an die Zehntſchuldentil⸗ 
gungsfaffe von 23/4 Procent auf 1% Procent über den 
Jahreszins vom - vollen Kapital zu mindern.‘ 

Meine Herrn! Die Commiſſion vermag nicht, mit Wärme 
diefen Borfchlag zu vertheidigen. Sie muß Ihren Anfichten. 
und Hoffnungen über den frühern oder fpätern Sieg 
jener Grundfäge, welche den Pflichtigen größere Erleichtes 
rungen zuerfennen, überlaffen, ob ’ e den Vorſchlag annehmen 
oder verwerfen. 


LX. Oeffentlide Sißung. 


Derbandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung 


Karlsruhe, den 17. September 18393. 


In Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre, Minifterialchef 
Staatsrath Winter, Staatsrath Nebenius, Seh. Rath Eifen: 
lohr und Minifterialratb Regenauer, fodann ſämmtlicher Mits 
glieder der zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. v. Diers 
heimb, v. Itzſtein, Kienle, Köhler, Lauer, Seltzam, Völker, 
Winter von C. und Ziegler. 


Unter dem Borfiße des Präfidenten Mittermaier. 


Das Secretariat zeigt an, daß eine Petition des Gtifs 
tungsreviford Gebhard in Raſtadt, Borfchläge zu Errich⸗ 
tung einer Schullehrermwittenfaffe enthaltend, eingefommen 
ſei; diefelbe wird der Petitionscommiffion zugemiefen. 

Die Tagesordnung führt auf die Fortfeßung der Die: 
cuſſion über das Zehntablöfungsgefep. 

Aſchbach: Ich erlaube mir, einen Zufaßartifel zu den 
allgemeinen Beftimmungen vorzufchlagen. 

Wenn man Unfraut vertilgt, fo muß man dafür forgen, 
daß es nicht fo leicht wieder auffommen kann. Daß aber ein 
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Zehnte nicht mehr aufs Mene durch. Lebereinftimmung con⸗ 
ftituirt werde, dafür hat ſchon unfer Landrecht in dem’ Art; 
740 a. geforgt, inbem dort die Beſtimmung zu finden’ ift, 
daß Feinerlei Art von Grunddienftbarfeit, worunter ber 
Zehnte zu rechnen, durch Webereinfunft conftituirt werden 
könne. Nachdem nun aber die Ablößbarfeit des Zehnten and 
gefprochen worden ift, fo wäre es doch möglich, daß durch 
Vertrag die Ablösbarkeit bes Zehnten aufgehoben, 
oder auf einen unbeſtimmten Zeitpunkt hinausgeſchoben 
werben könnte. Man wird mir vielleicht entgegenſetzen, es 
fei dieß nicht möglich, denn die DVerpflichteten würden ihr 
Intereſſe nicht fo fehr verfennen, daß fie einen folchen unvor⸗ 
theilhaften Vertrag eingiengen, allein, meine Herren, feitdem 
ich eine gewiffe Adreffe aus dem Wolfacher Thale fernen 
lernte, und weiß, daß in einem gewiffen Sahre Adreffen um 
Aufhebung der ftändifchen Berfaffung eingefommen find; fo 
halte ich nichts mehr für fo ganz unmöglich, und glaube 
deßhalb, daß wir nichtö Leberflüffiges beſtimmen werden, 
wenn wir ben Sat beifügen: durch Vertrag kann bie Ablög- 
barfeit des Zehnten felbft nicht auf einen beftimmten Zeitpunft 
aufgehoben werden. Vorbehaltlich der Redaction, die viel 
leicht noch in befferen Ausdrüdten gegeben werben kann, ftelle 
ich dieſen Antrag. 

Gerbel und Doffmann unterftügen dieſen Antrag. 

Buhl: Ich würde es auch für fehr zweckmäßig finden, 
wenn ich nicht überzeugt wäre, daß in manchen Orten ber 

‚zehnte nad) unfern Beftimmungen fo theuer fommt, daß 
es ein Unglück wäre, wen fie ihn ablösten. 

Aſchbach: Das fteht nicht im Wege, denn das Recht 
der Pflichtigen, den Zchnten abzulöfen, bleibt ihnen vermöge 
des 8. 4, Aber durch Vertrag fich verbindlich machen ‚ inners 
halb zwanzig Jahren die Ablöfung nicht zu fordern ‚das ſoll 
nicht gefchehen können, und ich werde bei dem $. 23 noch 
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einen Antrag ftellen, der vielleicht die Beſorgniß des Abg. 
Buhl befeitigen wird, daß naͤmlich den Berechtigten nicht 
in diefem Maß das Recht gegeben werde, die Ablöfung zu 
fordern. 

Duttlinger: Sch unterftüße den Antrag des Abg. Aſch⸗ 
bach, indem ich zugleich. den weitern Zufaß zu demfelben in 
Antrag bringe, fo lautend: „noch kann jemals durch Vertrag 
wieder ein neuer Zehnten eingeführt werden.” 

Aſchbach: Das lettere fteht fchon im Landrecht. 

Gerbel: Es ift auch nicht überflüflig, wenn es hier aus⸗ 
geſprochen wirb. 

Der Antrag des Abg. Aſchbach wird hierauf ange: 
nommen. 

Hinfichtlich des Antrags des Abg. Duttlinger bemerft 
Staatörath Nebenius: Diefe letztere Beftimmung könnte 
doc) zu Mißverftändniffen Anlaß geben, Es giebt viele Güter, 
die auf Theilbau mweggegeben wurben. sch fehe nicht ein, 
warum man ein foldyes Gefchäft, wobei der zehnte Theil 
des Ermwachfes vorbehalten wurde, verbieten follte. | 

Aſchbach: Diejenigen Verträge, die auf Theilbau gehen, 
fönnen gar nicht damit verglichen werden, denn der Zehnte 
ift eine auf einem Grundftücd haftende Laft, die jeden Bes 
figer auf alle Zeiten ergreift, während die Verträge auf 
Theilbau nur Pachtverträge für eine beftimmte Perfon find- 

Staatörath Nebenius: Es kann auch durch Uebergabe 
mittelſt Conceſſion eines Grundſtücks dergleichen zu Stande 
kommen. 

Duttlinger: Ich nehme meinen Vorſchlag zurück, weil 
ich ſehe, daß ihn mehrere Mitglieder nicht verſtanden haben. 

Es wird hierauf mit der Discuſſion des Zehntgeſetzes nach 
ber Reihe ber SS. fortgeſahren, und zwar mit dem zweiten 
Abſchnitt. 
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Spezielle Beftimmungen: 
| Erſter Titel. 
Bon der Befugniß zur Ablöjung. i 


I. 20. 

„Der einem Zehntberechtigten in. einer Gemarkung, zu⸗ 
ſtehende Wieſenzehute kann für ſich allein abgelöſt werden.“ 
„Eben fo der Gartens, der Obſt⸗, fo wie der Holzzehnte“ 
erhält ohne Erinnerung die Genehmigung der Kammer. 
8. 21, 

„Andere Zehntgefälle, die einem und demſelben —— 
rechtigten in einer und derſelben Gemarkung zukommen, 
können zuſammen abgelöst werden, ſo fern nicht der Berech⸗ 
tigte in die Ablöſung einzelner Zehntgattungen, oder des 
Geſammtzehnten in einzelnen Diſtricten einwilligt, oder aber 
die Diſtricte, von welchen der Geſammtzehnte abgelöst 
werden will, ein geſchloſſenes Hofgut bilden.“ 

„Zehnten, die von denſelben Gewächsgattungen, und 
denſelben Diſtricten unter mehrere Berechtigte vertheilt, und 
deßhalb, wenn gleich abgeſondert bezogen, gemeinſchaftlich 
eingeſammelt worden ſind, koͤnnen nur im Ganzen abgelöst 
werden, ſo fern nicht einer oder der andere der Berechtigten 
zugiebt, daß ſein Antheil in die Ablöſung nicht mit aufge⸗ 
nommen werde.“ | | 

Duttlinger: Sch fchlage vor, in dem erften Abjaß in 
den drei legten Zeilen das Wort „Gefammtzehnten“ wegzu 
laſſen, und dafür zu fegen, „oder einzelner Diſtricte“, weil 
bie Tendenz ber Gefeßgebung feyn wird, daß nicht blos der 
Gefammtzehnte in den Diftricten abgelöst, fondern auch von 
den Berechtigten die Webereinfunft getroffen werden Fann, 
einzelne beftimmte Zehntgattungen für ſich allein abzulöſen. 
Wir werben doc) nicht wollen unmöglich machen, Ueberein⸗ 
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fünfte abzufchließen, durch die man fchneller vom Zehnten 
fommt, als man fonft davon los fommen würde. Ed würde 
aber die Möglichkeit einer Uebereinfunft, in einzelnen Di- 
firicten einzelne Zehntgattungen abzulöſen, ausgefchloffen 
ſeyn, wenn mein Vorſchlag nicht anfommen würde. 

v. Rotteck: Ich unterftüge diefen Antrag, mache aber 
einen weiteren Borfchlag. Sch wünſche nämfich, daß Den: 
- jenigen, welche Wein bauen, oder Krucht bauen, alfo den 
Pflichtigen des Weinzehnten oder des Fruchtzehnten in einer 
Gemarkung geftattet werden folle, ihren Zehnten auch -in 
dem Fall abzulöfen, wenn der nämliche Zehntberedhtigte auf 
biefer Gemarkung den Fruchtzehnten und_Weinzehnten bes 
zieht. Da ihnen erlaubt ift, ein Gleiches zu thun, wenn ein 
anderer Berechtigter den Weinzehnten und ein anderer ben 
Fruchtzehnten bezieht, fo kann ich mir feinen eigentlichen 
Rechtsgrund denken, der die Lage der Zehntholden in einem 
Fall fchlechter machen fol, als im andern. Sch begreife 
wohl, daß eine zärtliche Sorgfalt für das Intereſſe der 
Zehntherrn hier zu Grund liegt, nämlich die etwaige Bes 
ſorgniß, daß, wenn der Fruchtzehnte aufgehoben ift, Eins 
zelne ihre Weinberge in Fruchtfeld verwandeln fönnten. Diefe 
Beforgniß fpricht aber gegen das Ganze, und die dee ift uuzus 
laͤßig, daß fich für alfe Zukunft auch factifch nichts ereignen 
Dürfe, wodurch das Intereſſe des Zehntherrn eine Schmäler 
rung erleidet. Es kann ja der Bauer feinen Weinberg der 
Zehntpflicht noch auf eine andere Weife entziehen, als daß 
er ihn in Fruchtfeld verwandelt. Er fann ihn in Wald ver: 
wandeln, und wenn der Bauer wirklich fid) davon befreien 
- and die Neben aushauen will, fo ift es ein Beweis, daß 
der Zehnte drückend ift, und wenn er es auf eine Art kann, 
ohne daß dem Recht des Zehntherrn ein Eintrag gefchieht, 
fo fol es auch im andern Falle gefchehen fönnen. Ich mache 
alfo den Vorſchlag, daß auch der Weinzehnte befonders und 
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der Fruchtzehnte befonders abgelöst werden kann, wenn and) 
der nämliche Zehntherr beiderlei Zehnten bezieht. Es ift ohne- 
bin fchon meiner Ueberzeugung nach ven Zehntholden zu hart 
gefchehen, -vaß man die Weinbauern in einer Gemarfung 
zuſammen und: die. Fruchtbauern zufammen it eine Ges 
fammtverpflichtung gegenüber von den Zehntherrn ſetzte. Wenn 
man nun aber noch auch dieſe Geſammtverpflichtung beider 
vereinigt ausfpräche, fo wäre die Härte doppelt groß. Es 
fommt hier noch die weitere Betrachtung hinzu, daß die 
Weinbauern ein noch näheres Intereffe in diefer Beziehung 
haben, 'ats die Fruchtbauern, weil man hinfichtlich der 
Fruchtbauern nicht zu dem Unſinn, möchte ich fagen, gelangt 
ift, die Zeit der Einheimjung in die Willkühr des Zehntherrn 
zu ſtellen. Der Fruchtbauer kann die Früchte einheimfen, 
wenn cd ihn gefällt, d. h. wenn fie fo reif find, daß fie ihm 
eine vortheilhafte: Erndte darbieten. Der Weinbauer aber 
muß fich gefallen laſſen, feine Trauben zur Hälfte verfaulen 
zu ſehen, bis es dem Zehntherrn anftändig ift, in einem 
ganzen Bezirk gerade in diefer oder jener Zeit feinen Tribut 
zu nehmen; er muß fich gefallen laſſen, nach einem Ueber—⸗ 
fchlag der allgemeinen Befchaffenheit der Trauben früher zu 
berbften, als es für ihn vortheilhaft iftz er muß überall am 
gleichen Tage berbften, wie es dem Zehntherrn bequem ift, 
während es für die Zehntholden vortheilhaft und für die all» 
gemeine Cultur erfprießlich wäre zwei und breimal zu lefen, 
je nach Befchaffenheit der Reife fogar derfelben Trauben- 
forten in bemfelben Weinberg, noch weit mehr aber nach 
der allgemeinen Berjchiedenheit der Reife, zwifchen vers 
fehiedenen Rebforten und Geländenz und daher mache id; den 
. Borfchlag, daß wenn auch der Derr, ber den Weinzehnten 
und Fruchtzehnten in ‚einer Marfung bezieht, eine und die 
felbe Perſon ift, dennocd der Geſammtheit der Weinbauern 
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freiiftehen jolle, den Zehnten abzulöfen, wie der Gefammt; 
heit der Sruchtbauern auch. 

Poffelt: Sch unterftüge befonders den Vorſchlag in Bes 
giebung auf den Weinzehnten, deun für feinen Zweig der 
Landwirthichaft ift die Zehnterhebung nachtheiliger und der 
Cultur hinderlicher, ald gerade für den Weinbau. Die Bes 
denklichkeit, daß die Befiser des Weinzehnten durch folche 
einzelne Ablöfungen gefährdet werden könnten, fällt gang 
weg. | 

Hoffmann: In Beziehung auf den Weinzehnten unter; 
ftüge ich den Antrag, weil diefer der gehäffigfte Zehnten ift, 
und am fehädlichften auf die Sultur wirft, und meil es 
ohne befondere Störung der übrigen Zehntgattungen gefchehen 
kann. Es wäre ein Zufaß zu dem Art. 20 zu machen. Den 
Fruchtzehnten für fich ablöfen zu laſſen geht aber nicht am, 
ba diefer mit dem Fleinen Zehnten zu fehr in Verbindung fteht. 

Minifterialrath Regenauer: Diejer VBorfchlag des Abg. 
v. Rotteck wird doch verfchiedene Anftände haben. Nicht 
bie zärtliche Sorgfalt für die Rechte der Zehntherrn war es, 
bie die Beftimmung in dem $. 21 angerathen hat, fondern 
Beforgniffe waren es, eben ſowohl im Intereſſe der Cultur, 
im Intereſſe der Zehntpflichtigen, als in jenem der Zehnts 
herren. Da, wo der Weinzehnte in der Hand befonderer 
Zehnheren ift, hat die Sache feinen Anftand; da, wo er 
aber in den Händen eines allgemeinen Decimators ift, iſt es 
nicht zuläßig, ihn allein ablöfen zu laſſen, weil-Frucht- und 
Weinzehnten fehr in einander eingreifen. Wollte in diefem 
Halle eine Ablöfung diefer einzelnen Zehntgattungen zuges 
geben werden, fo Fünnte es nur für einen beftimmt bezeich- 
neten Diftrict gefchehen. E& würde die Ablöfung des Wein- 
zehnten allein in fo fern aber auch gegen das Intereſſe der 
Zehntpflichtigen felbft gehen, ſals die Verwaltungsfoften 
nicht vollftändig abgezogen werben fünnten, wenn der Ges 
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fammtzehnte gegen den Willen der Zehntherru theilweiſe 
wollte abgelöst werben. 
Körner: Ich würde auch den Antrag des Abg, von 
Rotteck unterftüßt haben, wenn ich nicht ebenfalls cine 
Bedenflichfeit dabei faͤnde. Ohne das Intereſſe der Zehntbe- 
rechtigten zu vertheidigen, würde es doch manche Anftände 
in Beziehung auf die Eultur veranlaſſen. Es wäre leicht 
möglich, daß eine Gemeinde. den Fruchtzehnteu ablöste uud 
den Weinzehnten beftehen ließe. Die Weingärten find jeder 
Eultur fähig, und wenn der Fruchtzehnte abgelöst ift, fo 
fonnte manchem Rebbauer einfallen, um dem Zehnten zu 
entgehen, zu einer andern Sulturart zu fchreiten, wodurch 
der Zehntherr eine Befchädigung erleiden könnte, die nicht 
fo ganz unbedeutend feyn würde, und ich wünfchte nicht, Daß 
vonder andern Kammer wieder neue Anftände erhoben würden. 
Duttlinger: Sch berücfichtige zwar, wenn von diefem 
Geſetz die Rede ift, bei allen meinen Abftimmungen das Ins 
tereffe der Zehntberechtigten, wie das der Zehntpflichtigei, 
allein deſſen ungeachtet unterftüße ich den Antrag des Abg. 
v. Rotteck, wenigftens in Beziehung auf den Weinzehnten. 
Ich hatte vorher die Abficht, den Antrag in feinem ganzen 
Umfang zu unterftügen, allein die Bemerkungen, die in 
Beziehung auf den Fruchtzehnten gemacht wurden, beſtimmen 
mich, meine Unterftüßung aufden Weinzehnten zu befchränten, 
mit bem Beifate, daß es dann im 8. 20 heißen möchte: 
neben fo der Garten, Wein⸗, Holz- und Obftzehnte,“ 
Marger: Bei der Ablöfung des Obftzehnten,. welche 
abgefondert Statt finden kann, muß ic; bemerken, daß id) 
nicht finde, wie er abgelöst werden foll. Sch kann nicht 
zwanzig Jahre zum Maßſtab nehmen; und wünfche deßhalb, 
‚daß im $. 14 noch beigefügt worden wäre, das Ablöfungs- 
Fapital bes Obftzehnten muß auf die Morgenzahl der ganzen 
Gemarkung mit Ausnahme derjenigen Grundftüce.rc. res 
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partirt werden. Man fönnte hier daſſelbe Verfahren eintreten 
laffen, wie bei dem Blutzehnten, den man auch nicht auf 
die. vorhandenen Mutterfchweine vepartirt hat, fondern 
folche zum Theil der Gemeindefaffe und den Einzelnen, und 
die Hälfte dem Staat aufgelegt hat. Hier bezahlt der Staat 
die Hälfte und das Uebrige fol auf die Grundftüce repartirt 
werden. Sch kann 3. B. nur wenige Bäume beißen und ab- 
löfen, während der Andere, der noch gar nie Obftzehnten 
bezahft hat, vieleicht 200 bis 300 Bäume befist, und für 
alle Zeit den Vortheil genießt. 

v. Rotteck: DerAbg. Marget bat eirten neuen Beweis 
von der Wahrheit des jenigen Satzes aufgeſtellt, den ich ſchon 
mehrmahls behauptet habe, daß nämlich, vernünftigerweiſe 
betrachtet, der Zehntpflichtige gar nicht zum Kapital ſeiner 
jetzigen Zehntlaſt, ſondern blos zur Forttragung derſelben, 
ſo lange ſie nach den factiſchen Verhältniſſen beſtehen kann, 
verpflichtet ift, und verpflichtet werden kann ohne Ungerech⸗ 
feit, Da wir aber die Ungerechtigfeit im Großen begehen, 
fo mögen wir fie auch im Kleinen flatuiren. Auf der andern 
Seite wäre ed auch ungerecht, Jedem, den vielleicht einmal 
die Luft amwandeln koͤnnte, Bäume zu pflanzen, die Zehnts 
fapitalfaft aufzulegen, ungeachtet jene Bäume vielleicht 
erft in fünfzig Jahren gepflanzt oder tragbar werben. In” 
Gottes Namen laffe ich mir aber auch diefe vergleichunge- 
weife Heine Ungerechtigkeit gefallen. Der Pflichtige fol ein- 
mal, weil er factifch die Zehntpflicht getragen hat, von 
Rechtöwegen verfällt werden, das Kapital diefer Laſt zu 
zahlen, damit der auf dem Zehnten haftende Fluch um fo 
allgemeiner werde. Was meinen Antrag betrifft, fo fühle 
ich mich zur größern Hälfte befriedigt, wenn in ben 8. 20 
der Weinzehnte aufgenommen wird, und bin überzeugt, DAB 
dadurch Mancher erfreut: und befriedigt und der Allgemein⸗ 
heit ein großer Vortheil gefchaffen werben wird, denn die 
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Beförderung ber Weinproduction ift- von großem Jutereſſe 
fir die Geſammtheit und nicht blos für Diejenigen Die die 
Weinberge bauen. Ich kann mir auch nicht vorftellen, wie ' 
die Bebenflichfeit des Herrn Regierungscommiſſärs hiebe; 
Platz greifen Faun, wie namlidy der Weinbau und. der Feine 
Zehnte mit einander concurriven; denn wenn auch. in ben 
Weinbergen einige wenige Gartengewächfe und Pflanzen 
fi) befinden fünuen, fo können dieſe doch — nicht in 
Betracht kommen. 

Was den Fruchtzehnten betrifft, ſo möchte ich allerdings 
meinen Autrag aus innerer Ueberzeugung fortführen, weil 
ich nicht glaube, daß die Bedenklichkeit des Abg. Körner 
eine Erwäguug-in Anfpruch nimmt, denn das Unglück, daß 
ein Weinbergebefiger fein Rebland in Fruchtfeld verwandelte, 
wenn der Fruchtzehnte abgelöst wäre, macht auf mid). feinen 
Eindrud. Wenn die Zehntlaft fo hoch ift, daß ſelbſt dieſe 
Berwaublung befchloffen werden kann, wodurch ‘doch die 
Borauslagen und das Kapital, womit die Reben ange: 
legt :worden,. vertilgt werben, fo wird der Eigenthümer 
eben fo feicht die Reben fchlechthin ausrotten, und Wald 
ſtatt Fruchtanpflanzen, Solche factifche Berwandfungen haben 
ſich die Zehutherrn immer gefallen laſſen müſſen; und fie 
können nicht als Rechtsgrund aufgeſtellt werden, um allen 
und allen Bauern, die Wein oder die Früchte bauen, ein 
ſchweres Opfer aufzulegen. Dieſe Betrachtung alſo, daß 
möglicherweiſe ein Weinbauer ſein Rebfeld in Fruchtfeld 
verwandeln könne, kann an dem rechtlichen Anſpruche aller 
Fruchtbauern nichts verändern ; Doch möge man diefen Antrag 
beſonders zur Abftimunıng, bringen. Sch. freue mich, wenn 
auch blos ‚ber. erfie durchgeht, weil allerbings dafür die 
meiften Gründe fprechen, allein noch angenehmen: wäre es 
mir, wenn auch ber; zweite durchgienge. 1 

Staatsrath Neben ius⸗ Der Abg. Körner bat auf 
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in Aderbau nicht fo leicht ausführbar. Der Landmann befinnt 
ſich bis er es thut, weil er wenigftend vier Jahre lang hat 
warten müffen, bis der Weinſtock etwas trug. Der zweite 
Grund ift der, daß in jeder Gemeinde einem Jeden vors 
fchwebt, der Zehnte Fönne in den erften Jahren verfchwinden. 
ch würde auf den ungewiffen Fall hin, daß ich ein Fahr 
früher vielleicht zehntfrei würde, mein Feld, das Weinberg 
war, nicht in Ackerland verwandeln; dennn der Nußen, ben 
ich hätte, ftünde in feinem Vergleich mit den Opfern. Jede 
Gemeinde, die Weins und Fruchtbau treibt, wird ohne allen 
Zweifel vorerft darauf bedacht feyn, den Weinzehnten abzu> 
löſen, denn diefer ift, wie SGedermann fennt, die drückendſte 
ind die Gultur hemmtendfte Abgabe, und ich muß daher 
wiederholt bitten, den Antrag wegen des Weinzehnten ans 
zunehmen. | 

Rettig v. K.: Ich bin zwar etwas fchüchtern, an dem 
Gebäude des Zehntablöfungsgefeßes fortzufahren, weil wir 
fo eben darauf aufmerffam gemacht wurden, daß wir im 
Begriffe ftehen, eine Ungerechtigfeit zu begehen, was ich 
weder mit meiner Pflicht noch ber Stellung der Kammer 
vereinbarlich finde. In der Hoffnung aber, daß dieß nur eine 
perfönliche Anficht ift; will ich meine Meinung dahin aus⸗ 
fprechen, daß ich glaube, der Antrag unfered Herrn Bes 
richterftatters laſſe fich ausführen, daß nämlich auch die Abs 
löfung des Weinzehnten einzeln gefchehen fünne. In der 
Regel gibt es zweierlei Gelände, die zum Weinbau ges 
hören, einmal die gefchloffenen Rebberge, und dann find es 
einzelne tiefer. liegende Güterftücke, die füch zum Fruchtbau 
und auch zum geringen Weinbau eignen. Wenn es alfo zum 
Ablöfen des Weinzehnten kommt, fo fallen darunter zweierlei 
Arten von Grundſtücken, einmal die gefchloffenen Rebberge. 
Wenn aud) ein Stück nicht augenblicklich dazu benubt wird, 
fo verfieht fich, daß dieſes mit am Ablöfungsgefchäft Theil 
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nimmt. Bei den andern, bie nicht im Nebberg liegen, wird 
ed dahin fommen, daß der Befiter des augenbliclichen 
Rebbergs Theil nimmt. Er befreit alfo fein Grundflüd das 
durch, daß er mitbezahlt, und dem Fruchtzehntheren entgeht 
dadurch nichtö, weil er ja feinen Zehnten davon bezieht und 
der Eigenthümer des Fruchtzehnten verliert nichts, weil er 
durch die Ablöfung des Weinzehnten das Gut frei madhıt. 
Freilich wird, wenn man das Gefchäft mit Pünktlichkeit 
unternehmen will, die Berechnung nicht leicht feyn, aber 
das fchrecft mich nicht ab, denn der Vortheil und das Inte⸗ 
reffe wird fehr groß feyn, ſowohl in Beziehung auf die Vers 
befferung ded Weinbaus, ald des Muthes, mit dem der Nebs 
bauer künftig an die ohnehin mühfelige Arbeit gehen, fo daß 
der Bortheil, die Zeit und die Koften, die etwa aufzumenden 
ſeyn werden, wohl lohnen wird. Sch unterftüße Daher des 
Antrag des Abg. Hoffmann. 

Hoffmann: Auch ich halte die gemachten Einwuͤrfe 
nicht von Bedeutung, und will nur noch beifügen, daß die⸗ 
felben Einwürfe auch gegen den jetzigen Negierungsentwurf 
gemacht werden können, wenn nämlich zweierlei Berechtigte 
für den Weinzehnten und den Fruchtzehnten vorhanden find. 
Sodann verringern ſich die Einwürfe dadurch, daß den Bes 
rechtigten das Recht zufteht, abzulöfen. Wenn der Fall eins 
treten follte, daß der Weinberg in Fruchtfeld und umgefehrt 
verwandelt würde, fo könnte der Berechtigte die Auffündi- 
gung vornehmen. Wenn dieß auch nicht gleich gefchehen. darf, 
fo machen die Paar Jahre Minderertrag nichts aus, da bag 
Ablöfungsfapital dadurd nicht verringert wird, Der. Eins 
wurf wegen der Laften ift von größerer Wichtigkeit. als die 
andern, allein es Täßt ſich durch die Theilung nach Bers 
hältniß des Ertrags diefer Fall befeitigen. Der Vortheil, der 
durch die Genehmigung.des Antrags bewirkt wird, ift viel 


größer, als der daraus hervorgehende Nachtheil. 
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Knapp: Ich habe ein Bedenken gegen diefe beiden Ans 
träge und zwar im Intereſſe der Gefammtheit. Geſetzt, es 
wird in einer Markung der Weinzehnte abgelöst, und num 
macht Einer, der früher Fruchtzehuten gegeben hat, fein 
Feld zu Weinberg, fo käme er dadurch von der Laft des 
Zehnten viel früher weg, als die andere Klaffe, die dann 
für ihn bezahlen muß, was für den übrigen ‘Theil der 
Markungsgenoffen drüdend werden Fönnte, indem fich das 
Abröfungsfapital auf fie concentriven würde, 

Trefurt: Ich umnterfiige den Antrag des Abg. von 
Rotteck, muß aber bemerken, daß die veratorifchen Maßs 
. regeln, die bei dem Weinbau vorkommen, nicyt gerade in 
dem Zehnten ihren Grund haben, Sch habe lang in einem Drt 
gewohnt, wo der Zehnte in Maſſe genommen werben, umb 
doch die polizeilichen Maßregeln Statt fanden. E& gefchieht 
dieß nicht um des Zehnten willen, ſondern im Intereſſe der 
Producenten ſelbſt, beſonders damit der Herbſt nicht zu früh 

geſchieht. 

v. Rotteck: Das Hauptintereſſe iſt immer dad des Zehnt⸗ 
herru, und ich weiß viele Beifpiele, wo Domaͤnenverwal⸗ 
tungen, ald Zehntherrn, Befehle und Berlangen an bie 
Aemter erlaffen haben, daß die Weinlefe nicht früher und 
nicht fpäter, als an diefem oder jenem Tage anfangen folle, 
und die Aemter und die Magiftrate befliffen und. unterthänig 
genug waren, biefen Befehlen pünktlich zu gehorchen, Die 
Bedenflichkeiten, die gegen die Ausfirhrung meines Antrags 
erhoben wurden, haben viele Redner, befonderd der ‚Herr 
Berichterftatter, widerlegt, und ich will. nur noch Einiges 
beifügen, Es könnte jede, auch die entferntefte Bedenklich 
keit, daß eur Zehntherr- verkürzt wide: durch Die nachträg⸗ 
fihe Berwandlung eines Feldes in Weinberg, und damit 
Auch die. Bedenflichfeit des Abg. Knapp durch eine Verord⸗ 
nung befeitigt werden, die dein Geſetze beigefügt würde, und 


LX. Gihuug p 17: September 4883. 99 


bie ich auch in der neueſten Sitzung vorgefihlagen habe, wo⸗ 
* naͤmlich überall vorgeſchrieben würde, daß, mag man 
nun den Zehnten ſogleich ablöſen oder nicht, jetzt ſchon 
wenigſtens eine Abfchägung des Zehntrechts nad) demjenigen 
Ertrag vorgenommen werde, der in den lebten zehn Jahren 
Statt fand. Wenn dieß gefchehen ift, fo wird der Eulturs 
wechfel, der von dem einen oder andern Eigenthümer anges 
ordnet wird, von feinen nachtheiligen Folgen feyn, da ihm, 
nach dem bicherigen Ertrag, dieſe oder jene Zehntlaft, alſo 
auch dieſes ober jenes Abldfungfapifal- zur Laſt fat. Wenn 
er feinen Ader in Weinberg verwandelt, ſo muß: er bie. Zehntr 
laft gleichwohl tragen nach Berhältmiß-defien, was fein Acker 
früher trug, und er wird dadurch nicht verkürzt werben, weil 
man vermutbet, Daß bie Verwandlung zu feinem Vortheil 
geichieht,. Dadurch wirb auch die Bedenklichleit wegen der 
auf dem Zehnten.haftenden Baulaſten oder privatrechtlichen 
Laſten, fo wie überhaupt alle Bedenklichkeit gehoben. Pie 
allgemeine Abloͤſung wird in ber Gemarkung doc ‚einmal 
Statt finden, und. dann wind die Hebernahme. diefer Laſt 
nach einem Verhaͤltniß, welches das Gefeg mit ſich hringt, 
ober das factiſch beſteht, gar Feine Schwierigkeiten haben, 
Man erlaffe alſo eine allgemeine Verordnung im Lande, obey 
auch wur da, wo ein Theil der Weinbauern ober der Frucht⸗ 
bauern bie Zehntablöfung fordern, daß fofort der Zehnte 
ganz abgeihäßt und jedem Beſitzer fo piel vom Abloͤſungs⸗ 
fapital, ala ihn aach Maßgabe: feines Beñtzes trifft, als 
eine exentuell darauf zu legende Schuld zuge ſcheieben werde. 
Miniſterialxath Regenaners; Der Herr Abg. Trefurt 
hat richtig bemerkt, daß die Anftände, die Hinderniſſe, die 
dem Rehmann entgegengeſetzt werben, in der Regel sicht 
vom Zehntwelen herxlymmen ſonderan Ausfluͤſſe poligeilicher 
Beſtimmungen ſigd, und er hat Recht, wann er in dieſer Hin⸗ 
ſicht auf Rheinbgiern hinweißt. Es ſind beraeen ociatn 
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als hätten die Domänenverwaltungen folche polizeiliche Ans 
ordnungen eintreten laffen; ich weiß auch, daß in früherer 
Zeit die Domänenbeamten beigezogen wurden, wo folche 
polizeiliche Anordnungen vom Bezirfsamte im Vereine mit 
den Ortövorftänden getroffen wurden. Allein ich weiß auch, 
daß ſchon Tange die Hofdomänenfammer den Domänenvers 
waltungen aufgegeben hat, ihre Mitwirkung bei diefer Sache 
nicht mehr eintreten zu laſſen, weil der Zehntherr fein Recht 
habe, fich in folche polizeiliche Beitimmungen einzumiſchen. 
Was den Vorfchlag des Herrn Abg. v. Rotteck betrifft, 
fo haben wir unfere Anftände dagegen bereits entwickelt. 
Wir haben des Zufammenhangs der verfchiedenen Zehntgat- 
tungen unter ſich, bed Uebergangs der einen in die andere 
beim fteten Wechfel der Eulturen erwähnt. Wir haben das 
mit unter Andern auch die Schwierigkeit angedeutet, ben 
Ertrag des Weinzehnten allein für die Durchfchnittöperiode 
genau zu erheben, was zu Schäßungen nöthigt, bie hier 
ohne fefte Haltpunfte etwas gar Unbeftimmtes find. Was 
den Anftand wegen der Laften betrifft, fo ift mir dieſer ſtets 
ein fehr wichtiger, und fortan bleibt das Bedenken, ob denn 
der Laftenberechtigte fich gerade gefallen laſſen muß, feine 
Competenz, die er bisher aus einer Hand empfangen, zers 
fplittert, von Dreien und Mehreren zu beziehen. Wohl mag 
jugegeben werden, daß wenn die Einrichtung getroffen wird, 
von der der Herr Abg. v. Rotteck gefprochen hat, wenn _ 
- nämlich zu gleicher Zeit der ganze Zehntwerth und: deffen 
Ablöfungskapital beftimmt wird, ein Theil der Schwierigs 
feiten / die aus dem Wechfel der Eulturen entftehen, — 
werde. 
Staatsrath Nebeniu 8: Auch der Einwand gegen die 
Gerechtigkeit einer ſolchen Beſtimmung wird wegfallen. 
Blankenhorn: Es if nicht richtig, daß die Domänen 
vewaltungen die Herbſtordnung reguliren, ſondern es ir 
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von ben Gemeindenräthen blos im Einverftändniß. mit ben 
Domänenverwaltungen gefchehen, und der Zuſtand, der jetzt 
befteht, wird auch. nach Ablöfung des Zehnten beftehenz 
Niemand wird früher, als die Herbſtordnung lautet, herbften 
dürfen, aber er fann feine Trauben fo Tange ftehen laſſen, 
als er will. Im Uebrigen ftimme ich für den Antrag des 
Abg. v. Rotted, daß nämlich der Weinzehnte allein abs 
gelöst: werden kann, benn fo. viel ich weiß, darf ja feine 


Eulturveränderung gemacht werden ohne Einwilligung des’ 


Zehntberechtigten. So ift es wenigftend in meinem Bezirk, 
und wenn ed auch nicht fo wäre, fo glaube ich doch, daß 
dad: allgemeine Intereffe dem der Einzelnen vorgehen follte. 

Marget: Wenn mein früherer Antrag Feine Unterflügung 
findet, fo will ich ihn auf andere Art ftellen, daß nämlid) 
nad) der Zahl der in der Markung befindlichen Obftbäume 
das Ablöfungsfapital berechnet, und dann. übernommen 
werben folle, damit doch wenigftend Diejenigen, denen wir 
viel Dank ſchuldig find, nicht allein durch das Geſetz ge 
ftraft werben. 

Poſſelt: Die Behauptung, als fei die Erhebung des 
MWeinzehnten mit gar feinen Berationen für die Pflichtigen 


verbunden, erlaube ich mir zu widerlegen. Sch will nicht 


darauf hinweifen, daß noch in vielen Gegenden felbft die 
Beftimmung der Zeit, wo die Trauben als reif erkannt 
werben, nicht fo fehr von dem Zehntpflichtigen ald dem Zehnts 
berechtigten abhängt. Ssch weiß eine Marfung, mo die zehntr 
pflichtigen Weinberge an einem Zage zugleich abgelejen 
werden fönnten, allein der Zehntberechtigte theilt ſie in zehn 
Theile, und der Pflichtige muß fich dieß gefallen Laffen, 
wenn er dadurch acht Tage fpäter zum Lefen fommt, und 
feine Trauben verfaulen. Diefe Theile beftehen oft in fo 
Heinen Diftricten, daß fie kaum die Breite des Ständehaufes 
haben. | 


— 
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b Rotteck: Meine Behauptung iſt von dent Herrn NE 
gietungscommiſſaͤr angegriffen worden, indem dieſet be⸗ 
hauptete, es ſei bem nicht fo, allein ich behaupte wiederholt, 
daß es gefchehen ift, denn die Gemeinderäthe und die 
Aemter ſind gar fehr getteigt, die Infinuatishen don Seiten 
der Domärtenverwaltungen, weil fie in Namen des Landes⸗ 
herrn zu fprechen ſcheinen, als Befehle zu betrachten, In 
einer mir bekannten Gemarkung, wo das Rebeigenthum in 
ſechs oder ſieben Geländen zerftrent liegt, und es jeden Ein⸗ 
zelnen leicht möglich war, daß er, fogleich von dein Einen 
auf das Andere übergehend, in anderthalb Tagen mit feinem 
ganzen Herbfte fertig geworden wäre, und dad Ganze zii 
ſammen hätte Feltern können, wurde doch auf die Einfprache 
. der Domänenverwaltiung von dem Magiftrat den Leuten 
diefes Verfahren jEreng verboten und die Eigenthümer mußten 
beB Zehnten wegen ihren Herbſterwachs in kleinen Quan⸗ 
tiläten und langen Zwiſchenraääͤumen einheimfen, wodurch das 
- Ganze nad) und ach verdarb. 

Walchner: Sch muß gleichfalls anerkennen ; daß, ivenn 
eine theilweiſe Ablöfting des Weinzehnten geftättet ift, dieſes 
der Cultur nur höchft günftig feyn fan. Was die Beforgniß 
betrifft, ed: werde, wenn ein Meinberg an ein Adferfeld 
foßt, das Ackerfeld in Weinberg verwandelt werden, ſo kann 
ich Diefe nicht theilen. In Gegenden, wo man Weinbau 
hat, und zugleich Aderban treibt, liegen die Weinberge an 
Abhängen oder am Gebirge und das Aderland ziemlich in 
der Ebene. Eine verfehrte und unrichtige Speculation hat 
in nelteter Zeit auch Neben in der Ebene angelegt: Man hät 
dieß erkannt. An wenigen Orten wächst Wein, wie bei 
Worms, in der Ebene. Die mehrften Rebleute gehen bamit 
Hin, das in der Ebene gelegene Rebland nad) und ach in 
Ackerland zu verwandeln, die Reben dagegen auf deh Hügeln 
und den Bergen anzupflanzen. Bei dem jetzigen Stande der 
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Weincultur wird wohl bie.befürchtete Verwandlung ſchwer⸗ 
lich Statt finden. | J 

Staatsrath Nebenius: Beiſpiele ſolcher Culturveraͤnde⸗ 
rungen findet man ganz in der Naͤhe. In einem nahe bei 
Karlsruhe gelegenen Orte wurde neuerlich ein Diſtriet Acker⸗ 
feld, das an die Abhänge der Weinbergbezirke anſtieß, mit 
Reben bepflanzt. Ohne allen Zweifel werden ſolche Unter⸗ 
nehmungen in viel größerer Ausdehnung erfolgen, wenn ber 
Weinzehnte aufhört, ohne daß zugleich der Getreidezehnte 
gur Ablöfung kommt, denn der Reiz zu einer folchen Anlage. 
ift zu groß, weil Derjenige, der ein Ackerfeld, das nur 
halb tauglich zur Weincultur ift, anf diefe Weife aulegt, 
mit den übrigen Weinbauern auf die vortheilhaftefte Weiſe 
concurriren kann, weil er den zehnten Theil nicht zu geben 
hat. Auf jeden Fall würde der Zehntherr, bis die Ab⸗ 
löſung des Getreidegehnten erfolgt, den Zehnten auf einem 
Theile feines Bezirks entbehren. Anders wäre ed, wen ed 
bei dem Art. 23 urfprünglic; geblieben wäre, in welchem 
Fall nämlich der Zehntberechtigte nichts verloren hätte, 


Knapp: Der Abg. Poffelt hat die Gemwaltthätigfeit 
der Zehntherrn auf eine Art dargeftelt, die mich in Erftaunen 
feste. Die Gemeinderäthe und die Bürger dafelbft müſſen 
miferable Leute ſeyn, wenn fie ſich dergleichen gefallen Laffen. 
Bei und ift ed nicht fo, und wird auch nicht auffommen, 
daß die Zehntberechtigten auf diefe Weife verfahren dürfen. 

Poffelt: Ich wünfche eine Erklärung darüber, ob nicht 
diefe gewaltfame Einrichtung in Heidelberg mittelft der Eins | 
theilung in fo Eleine Gelände befteht ? 

Miniſterialrath Regenauer: Es ift mir nicht möglich, 
Aufklärung darüber zu geben, wie es mit dem Zehntweſen 
in Heidelberg ftehe. Die angefochtene Einrichtung Fann 
jedoch unmöglic, in der ganzen Pfalz Statt finden; ich war 
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felbft mehrere Sahre Fang Domänenrefpicient in biefer Gegend, 
und weiß, daß ed nicht überall fo ift. 

Poſſelt: Ich weiß aber mehrere Orte, wo bieß ber 
Fall ift. 

Minifterialrath Regenauer: Sc wiederhole meine früs 
here Bemerfung. Dem Herrn Abg. v. Rotteck muß ich 
eriviedern ,„ daß, die Domänenverwaltungen fich um biefe 
polizeiliche Einrichtungen nicht mehr zu fümmern haben, und 
ihnen auch feine befondere Diäten mehr für Gefchäfte ber 
Art bewilligt find. Die Herbftordnung ift Gegenftand ber 
Polizeibehörde und der Ortsvorgefegten, und es ift blos 
freier Wille, wenn man die Domänenbeamten zu den Bes 
rathungen beruft und fie anwohnen. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. Duttlinger, daß 

ftatt des Wortes „Sefammtzehnten“ die Worte „eins 
zelner Zehntgattungen odereinzelner Diftrifte 
gefeßt werden follen, zur Abftimmung gebracht und ange 
nommen. 

Eben fo ber Antrag des Abg. v. Rotteck, daß in dem 
$. 20 auch noch der Weinzehnte aufgenommen werben 
folle. | 

Der andere Antrag des Abg. v. Rotteck wegen bed 
Fruchzehnten wird verworfen, und mit obigen Aenderungen 
der Paragraph angenommen. 

§. 22. 
„Die Ablöfung kann 

4) von der Gemeinde, ber mit dem Zehnten belafteten Ge; 
marfung ftatt der Zehntpflichtigen; und 

2) wo die Gemeinde dazu Feine Luft hat, von mehr ale 
einem Drittel der Zehntpflichtigen, fo ferne diefe Anzahl 
nad; dem Steueranfchlage mindeftens die Hälfte der 
dem betreffenden Zehntberechtigten in der Gemarkung 
zehntbaren Gütern befißt ; 
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3) von ben Befigern der im $. 21. erwähnten ‚gefchloffenen 
Hofgüter jederzeit verlangt werden.“ 

Mohr: Wir haben im $. 24 feftgefeßt, daß die verfchies 
benen Zehntgefälle, die einem und demſelben Zehntberech- 
tigten in derfelben Markung gehören, zufammen abgelöst . 
werden können, und jeßt. wollen wir im $. 22 beftimmen, 
wo diefe Ablöfung bewerfftelligt werden darf, und dazu wirb 
feftgefeßt, daß entweder von der Gemeinde, oder wenn biefe 
feine Luft hat, von einem Drittel der Zehntpflichtigen dieſes 
gefordert werde. Die Kammer wird, um Fünftig feinen 
Streit zu veranlaffen, ob die Zehntpflichtigen verfchiedener 
Gattungen zufammen, oder die Zehntpflichtigen einer einzigen 
Gattung diefes zu beftimmen haben, eine nähere Beftimmung 
treffen müffen, wie viele Leute hiezu nothmwendig find. Es 
Fonnen in einer Marfung 200 Fruchtzehntpflichtige feyn, von 
benen 80 ablöfen wollen, während 140 Weinzehntpflichtige 
und 400 Kleinzehntpflichtige ablöfen wollen. Sin diefem 
Fall würden wir 620 haben, die ablöfen wollen, und dieſe 
würden dann bag Uebergewicht über biefe einzelnen Zehnts 
pflichtigen felbft ausüben. Ob diefes Uebergemwicht zuläßig 
feyn fol, darüber muß entfchieven werden. 

Minifterialrath Regenauer: Sch glaube nicht, daß in 
diefer Beziehung eine weitere Beſtimmung nothmendig ift. 
Wenn es ſich nur von Ablöfung einer Zehntgattung handelt, 
fo werben nur Diejenigen als zehntpflichtig angefehen, die 
von biefer Öattung Zehnten zu geben haben, während, wenn 
es fid, von der Ablöfung ded Gefammtzehnten handelt, Alle, 
die hieran mittragen, zehntpflichtig find. 

Der $. wird hierauf angenommen, 

| $. 23. Ä 

„Geſchieht dieß nicht bis zum 4. Sänner 1837, fo kann 
auch der Zehntberechtigte bie Ablöfung fordern.‘ 

„Iſt jedoch ein Zehnte unter mehrere Berechtigte derge- 
ſtalt vertheilt, daß ſaͤmmtliche Antheile nach S.24 zufammen 
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abgelöst werden müſſen, fo können die Berechtigten die Ab- 
löfung nur dann fordern, wenn jene unter ihnen, Die fid) 
hiefür entfchieven haben, über die Hälfte des abzulöfenden 
Zehnten beſitzen.“ 

Aſchbach: Wir find nun an jenen $. gekommen, wodurch 
für die Zehnitpflichtigen das Ablöſen können in das Ablöſen⸗ 
müffen:vermandelt wirb, fobald ein gewiſſer Zeitpunkt ger 
kommen ift, Wir haben ſchon oft gehört, daß die Zehntabr 
loͤſungsfrage nur aus dem Gefichtspunft eines privatrecht⸗ 
lichen VBerhältniffes behandelt, und daß hienach jede einzelne 
Beftimmung bemeſſen werden dürfe. Nun kann zwar nad 
den Sat 545 des Landrechts und nach 8. 44 der Berfaffung 
Jedermann gezwungen werben, nad vorgängiger Entſchä—⸗ 
digung um des üffentlichen Nutzens willen das größte aller 
Privatrechte, namlich das Eigenthum, abzutreten, was auch 
bei dem Zehntrecht Anwendung findet, nämlich in Beziehung 
Auf die Zehntberechtigten; allein für die Zehntpflichtigen 
fann eine ſolche rechtliche Nothwendigkeit meiner Ueberzeu⸗ 
gung nach nicht aufgefunden werben, die Nothwendigkeit 
naͤmlich, ſeine Pflicht in eine andere, die dem Zehntherr 
mehr zufagt, verwandeln zu müſſen. Die Zehntablöfung iſt 
überhaupt angeordnet und befchloffen im Intereſſe der Zehnt⸗ 
holden, alſo degjenigen Theild, der durch diefe Laſt nieber- 
gedruckt wird, Durch den $. 4 des Zehntgefeßes wird die 
Zehntpflicht nur zur Wahlverbindlichfeit verwandelt, und 
richt zum Wahlrecht, und nad) dem Landrechtfaß 1490 
gebührt in diefem Fall, wo eine Wahlverbindlichfeit eriftirt, 
die Wahl immer dem Schuldner, wenn nicht etwas Anderes, 
nämlicd) durch Zuftimmung des Gläubigers feftgefegt worden 
ift. Kann aber das Geſetz ein einfaches Privatrecht in ein 
Wahlrecht verwandeln, den Pflichtigen zu größern Vers 
pflihtungen zwingen, als er nach feinem. urfprünglichen 
Rechtstitel genöthigt ift? Ach alaube es nicht, und am we⸗ 
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nigſten hier, wo Feine Ruͤckſicht des offentlichen Wohle es 
fordert, ſondern nur Rückſichten auf die Convenienz bed 
Zehntberechtigten bad Motiv ſeyn führten. Wenn das allge 
ineine Intereſſe ed geböte, fd würden wir int $. 4 die Zehnt⸗ 
ablöfung als Nothwendigkeit conſtituirt haben: Jetzt aber, 
wo der Afache Betrag als Entſchaͤdigung angenommen iſt, 
was anerkanntermaßen mehr als die volle Entſchaͤbigung 
ündmächt, indem von allen Seiten erklaärt wurde, daß auch 
der ABfache Betrag eine volle Entfhädiguitg twäre, jetzt, wo 
der Staat an dei Ablöfungsfunime nur vier Zwanzigſtel auf 
"bie Geſammtheit repartirt, die Verpflichteten alſo mehr ale 
ſechszehn Zwanzigſtel Kapital zu bezahlen haben, iſt deren 
Stellung in Beziehung auf die Zehntablösbarkeit nicht mehr 
fo günſtig, und es führen Zeiten kommen, wo fie offenbar 
darin ihren Vortheil fehen werden, die Ablöfung nicht zu 
fordern, weit blos den Berechtigten die Ablöfung gümſtig iſt. 
Jebenfalls könnte dem Pflichtigen nicht zugemuthet werden, 
ihr Wahlrecht ven Berechtigten ohne alle Vergütung zu über⸗ 
Yaffen, indem dieß gegen das Landrecht und die Verfaſſung 
anftoßen wurde, da dasjenige, was fie abtreteit, auch Ein 
Recht ift. Diefe Entſchädigung kann aber mar darin beſtehen, 
daß die Ablöſungsſumme in dieſem Fall zum Vortheil der 
Zehntholden herabgeſetzt wird, und ich trage daher darauf 
an, den $: 23, als dem Prinzip des Rechts widerſprechend, 
ganz zu flreichen. Sollte aber diefer Antrag Ihre Zuſtim⸗ 
mung nicht finden, fo ftelle ich ven eventuellen Antrag da- 
hin: dem erften Sab die Beftimmung beizufügen: „jedoch 
alsdann nur den 16fachen Betrag anſprechen,“ melde Ver⸗ 
minderung aber nur dem Zehmtpflichtigen zu gut' kommt. 
Eetzteres wurde alſo heißen: die vier Zwanzigſtel werben von 
dent Staat bezahlt, und die geringere Ablöſungsſumme 
kommt in dem Maß den Zehntpflichtigen zu gut, daß fie 
nur zwoͤlf Zwanzigſtel zu bezahlen haben. Nachdem unſer Ge⸗ 


408 Verhandlungen ber II. Kammer. 


feß in einigen wichtigen Punkten die Abänderung erlitten 
hat, welche die Tage der Zehntpflichtigen nicht fo günftig 
fielen, fo daß nur der Drang nach Freiheit fie bewegen fan, 
diefe Laft mit fo großen Opfern auf fich zu nehmen, fo barf 
ic, Ihnen die Betrachtung dringend and Herz legen, daß 
unfer Gefeß nicht im Lauf der Zeit eine Härte werde, bie 

ung den Danfvon Seiten der Pflichtigen nicht zuziehen koͤnnte. 
Staatsrath Nebenius: Sch muß darauf aufmerffam 
machen, daß nach dem Borfchlag der Commiſſion, der mit 
dem urfprünglichen Entwurf ber Regierung übereinftimmt, 
bem Zehntberechtigten das Auffündigungsrecht nicht früher 
äuftehen foll, als bis der Zehntpflichtige durch den Staates 
zuſchuß einen Vortheil erlangt, der gerade fo groß ift, ale 
er nad) der Meinung des Herrn Abgeordneten ſeyn follte, 
um dem Zehntherrn diefes Recht zu geben; denn bis zu dem 
Jahr 4842 fteigt der Zufchuß von 20 Proc. bis auf 30 Proc. 
Hierin lag der Grund, der die Commiſſion veranlaßt hat, nach⸗ 
dem fie Die Beftimmung des Staatszufchuffes auf den Afachen 
Betrag der Zehutrente angenommen hatte, zugleich den Zeite 
- punkt, von weldem an dem Zehntherrn das Auffündigunges 
recht zuftehen foll, vom Sahr 1837 auf das Jahr 1842 hinaus 
zu rücken. 

MWelder: Ich habe aus dem Hauptgrund ded Herrn 
Regierungscommiffärd mich dem Antrag des Abg. Aſch⸗ 
bad) widerfeßen wollen, und muß überhaupt der ganzen 
Anficht widerfprechen, ald wenn man den Grundfag des 
Privatrechts, den man ald Richter zu beobachten hat, als 
Norm für den Gefeßgeber hinftellen könnte, Wenn man feine 
Abänderung in dem Privatcecht ohne den Willen der Eins 
zelnen machen fünnte, fo müßte man alle Privatgefeßgebung 
aufheben. Darum hat man aber eine Gefeßgebung durch Die 
Repräfentation des ganzen Landes, damit alle Intereſſen 
erwogen werben, baß alle Veränderungen in dem Privats 
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recht den höheren Grundfägen der Gerechtigkeit und dem 
Staatswohl gemäß find. Hier ift aber ein dringender Grund 
des Staatswohls vorhanden, Der Abg. Aſchbach hat ges 
fagt, es liege fein Grund in dem Staatswohl. Allein es ift 
doch eitt dringender Grund des Staatswohls, daß der Zehnte 
abgelöst werde, und wenn auch dieſer Grund nicht fo 
dringend gefunden werden follte, daß man gleich vornenweg 
fagen fünnte, der Zehnte müſſe abgelöst werden, fo ift 
doch der Grund von Wichtigkeit, daß allmählig abgelöst 
wird, mitteljt der Beiträge aus der Zehntfchuldentilgungss 
faffe. Wenn aber einmal das Zehntablöfungsgefchäft bes 
gonnen hat, fo können wir nicht blos den allgemeinen Vor⸗ 
theil und die allgemeinen Staatsrückſichten bei der Ablöſung 
des Zehnten ins Auge faſſen. Nicht blos darum, weil ein 
Zehntgeſetz da iſt, muß die Zehntablöſung befördert werden, 
ſondern darum, weil ed im höchſten Grabe ſchaädlich ſeyn 
würde, wenn bier der Zehnte beftünde und bort nicht. Wenn 
die Ablöfung in diefem oder jenem Sahr gefchehen kann, dann 
würbe befonders in Beziehung auf die Erhöhung des Werths 
der Producte zwifchen den Zehntpflichtigen und Zehntherrn ein 
Krieg entftehen. Die Einen würden den Zehntertrag möglichft 
erhöhen und die Andern möglichft herabfegen wollen. Dieß 
würde wenigſtens eintreten, wenn nicht der Antrag des 
Abg. v. Rottedf angenommen würbe, und idy unterftüße . 
alfo aus diefen Gründer, welche dem’ öffentlichen Wohle 
entfprechen und das Privatrecht nicht verlegen, und weil es 
fehr heilfam iſt, daß das Gefchäft auf dieſe Weiſe beförbert 
wird, feinen Antrag. 

Hoffmann theilt bie Anſicht des Abg. Afchbach, daß 
der Berechtigte Fein vernünftiges Recht habe, die Ablöfung 
fordern zu können.’ Diefe Idee ift auch im Commiſſionsbe⸗ 
richt andgeführt. Der Grund der Beftimmung des Entwurfs 
iſt aber ein beſonderer; er Liegt im Intereſſe des dffenitfichen 
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Wohle. DieAbjchaffung des Zehnten iſt im allgemeinen In⸗ 
terefje begehrt ; nach zehn Jahren iſt der Staatebeitrag auf 
das Sechsfache gewachſen; e8 ift Damit noch fechzehnjährige 
Steuerfreiheit verbunden, alfo Bortheile genug vorhanden, 
fo daß man im Intereſſe des öffentlichen Wohle den Zehnt⸗ 
pflichtigeu ein Dpfer zumuthen kann. Es giebt übrigens viel 
leicht Zehntberechtigte, die eine frühere Ablöfung wünfchen; 
Auch dieß Fann man zulaffen, wenn fie den Zehntpflichtigen 
erjeßen, was biefe an dem Zufchuß des Staats einbüßen, 
Darum ftelle ich deu Antrag, daß vom Sahr 1835 an ber 
Berechtigte fol ablöfen können, wenn er mit dem 48fachen 
- Betrag ſich begnügt. 

Die Bedenklichfeit des Abg. Welcker, daß durch die Bes 
ſtimmungen bes Entwurfs ein Krieg zwifchen Zehntpflichtigen 
und Berechtigten entftehen fönute, ift nicht begründet; denn 
nad) dem Vorjchlag der Commiſſion werben immer die Jahre 
41820 — 4830 zur Baſis der Berechnung des einfachen Bes 
trags angenommen, wenn auch jpäter erſt abgelööt wird, 
Nur im früheren Regierungsentwurf war die Beftimmung, 
daß von fünf zu fünf Jahren eine neue Berechnung Statt 
finden-folle. 

v. Rotted: Ich geftehe, daß, nachdem bie Bedingungen 
ber Abldfung für die Zehutpflichtigen fo hart geworben find, 
ich Anftand nehme, den erſten Satz des S., zu gemehmigen. 
Ich glaube auch, daß ‚wir ‚den Zehntpflichtigen nicht mehr 
zumuthen fongen, zwangsweiſe abzulöfen, ob ich gleich ſelbſt 
ſchon im Jahr 4834 verlangt habe, daß die Pflichtigen ſollen 
gezwungen werden können, jedoch in. der Vorausſetzung, 
daß die Bedingungen ſich fo ſtellen, daß fie. koſtbare Vortheile 
dadurch erhalten; ſo zwar, daß Derjenige, ber daſſen unge⸗ 
achtet nicht abloſen wollte, in ver, Lage waͤre, eines Vor⸗ 
munds au bedürfen. Seht aber koͤnnen es ſehr perſtaͤndige 
handpirthe ſeyn, „bie dieſen Abloſungsfuß fur zu theuer 
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halten. Sie würden dann, wie mancher Snhaber won Actien, 
auf das Steigen derſelben warten, hoffend, die Actien der 
Zehntherrn werden vielleicht fallen ‚ und jene der Pflichtigen 
fteigen; und daraufhin zu fpeculiren möchte vernünftig feyn, 
Wie kann man ihnen zumuthen, jest nach diefem Fuße, wo 
bie Actien der Zehntherrn al pari gejtellt wurden, abzulöfen ? 
Man follte deßhalb den 6. ftreichen, und dem Zehntherrn 
das Recht gar nicht geben, die Ablöfung zu fordern. Sch 
möchte dem Antrag des Abg. Aſchbach nicht beiftimmen, 
daß, wenn der Zehntherr die Ablöfung fordert, er nur eitten 
46fachen Betrag erlange; denn wenn Die Zehntpflichtigen 
wiſſen, daß im Sahr 4842 ein geringerer Preis zu zahlen 
ift, jo werden fehr Wenige jegt ſchon ablöfen, Allein es muß 
auch Demjenigen, der zwar den Preis zu hoch hält, aber 
ſich jetzt doch befreien und nicht noch zehn Jahre lang warten 
will, die Möglichkeit der Ablöfung gegeben, und die Sadıe 
erleichtert werden. Wenn aber in einer Gemeinde der Bortheil, 
der im zehn Jahren fich darbieten wird ‚ bie Pflichtigen be; 
ſtimmt, fich gegen bie gleichbaldige Zehntablöfung zu er⸗ 
Fären, fo kommt fie nicht zu Stande, und auch Derjenige, 
ber fie um den häxtften Preis erfaufen wollte, muß dann 
doch den Tribut: noch fortentrichten, Wird es ſich übrigens 
in der Folge zeigen, daß der Zehnte um dieſen beſtimmten 
Ablöſungsfuß nicht abgekauft werden will, ſo kann man, 
falls bis dorthin, wo zu Gunſten der Zehntberechtigten eine 
Beſtimmung getroffen werden will, die Zehntholden nicht 
abgelöst haben, immer noch eine ‚andere Verfügung treffen, 

Aſchbach: Das, was der Abg. v. Rotteck gegen meinen 
eventuellen zweiten Autrag vorgebracht hat, dient um ſo 
mehr zur Unterſtützung meines erſten Antrags, der auch der 
heffere iſt. In dem Fall aber, daß der erſte Antrag nicht 
durchgehen ſollte, müßte ich doch auf dem zweiten beharren; 
auch der Herr Negierungscommiffär. wird mich nicht irre 
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machen, denn wenn die Lage ber Zehntpflichtigen nach dem 
Laufe von zehn Jahren eben fo vortheilhaft werden follte 
durch die Beftimmung des Gefetes, fo ift diefelbe Beforgniß 
auch vorhanden, die der Abg. v. Rotteck vorgetragen hat, 
nämlich die Pflichtigen werden fo lange warten, um ben 
Vortheil zu erlangen. Dieß ift aber nicht der Fall; denn 
auch nach diefen zehn Jahren werden Zeiten fommen, wo 
noch viele Zehnten beftehen, und ich würbe es für eine große 
Laſt der Gefammtheit halten, wenn der Berechtigte, falld 
er ed feiner Convenienz angemeffen findet, den vollen Betrag 
fordern könnte. Sch finde feinen Grund, bie. Gefammtheit 
opfern zu laffen, daß der Berechtigte volle Affecuranz für 
alle Zeiten hat; und ich muß darauf beftehen, daß auch der 
Berechtigte den Wechfelfällen der Zeit unterworfen ift, und 
feine Garantie für fein Recht, befonders nach einem jo kurzen 
Zeitraum erhält. 

Trefurt: Sch unterftüße den Antrag des Herrn Berichts 
erftatters, der dahin geht, daß der Art. 23 beibehalten werde, 
mit dem Zufaß, Daß der Zehntberechtigte auch fchon im Jahr 
4835 die Ablöfung fordern fünne, wenn er mit dem A8fachen 
Betrag zufrieden ift. Dem Antrag des Abg. Afchbach, der 
jeßt von dem Abg. v. Rotteck unterftügt ift, muß ich mich 
widerfeßen. Es ift zwar, wie fchon früher bemerkt wurde, 
‚ Manche Ungerechtigkeit begangen, und fo ift auch das unges 
recht, daß wir den Zehntpflichtigen zumuthen, abzulöfen ; 
allein diefe Ungerechtigkeit ift, wie alle übrigen, in der Wohl 
fahrt des Staatd gegrümdet. Es ift irrig, wenn der Abg. 
Aſchbach glaubt, die Ablöfung fei nur im Intereſſe der 
Nflichtigen geboten. Wenn dieſes wäre, dann wäre ed Die 
größte Ungerechtigkeit, einen Staatöbeitrag zu leiften; denn 
um des bloßen Bortheils dieſer einzelnen Klaffe willen hätten 
wir nicht das Necht, eine folche Laft zu übernehmen, und 
der Abg. Aſchbach hat richtig bemerkt, daß das Eigenthum 
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das heiligſte und größte. der Privatrechte ſei, und: diefeg 
muß der Zehntberechtigte hier im Intereſſe der Staatswohl⸗ 
fahrt abtreten. Warum ſoll daher nicht auch der Zehntpflich⸗ 
tige genöthigt werden können, im Intereſſe der Geſammtheit 
ein Privatrecht, das, . juriftifch genommen ,: feinen fo hohen 
Werth hat, abzutreten. Was er abtritt, ift nichts Andereg, 
als das Ablöfungsfapital, denn er giebt ja nicht das volle. 
Kapital, fondern nur das halbe Kapital, und erhält dafür 
den: ganzen Werth, fo daß. nicht gezweifelt werden kann, 
daß er mehr als genügende —— für ——— er⸗ 
haͤlt, was er hat. 

Duttlinger: Ich bin mit on beiden Borfchlägen des 
Herrn Berichterftatters, nämlich: für die Annahme des Bors 
fchlags der Eommiffion und für die Annahme bed Zuſatzes 
in Beziehung auf die. Auffündbarkeit, die. dem Zehntheren 
und dem Zehntberechtigten fchon vom Sahr 4835 an zuftehen 
folle , jedoch mitder Bedingung einverftanden, daß fie als⸗ 
dann ſich den nieberen Ablöfungsfuß gefallen laſſen müffen. 
Die Gründe für meine: Abftimmung find im Ganzen biefelben, 
auf, denen überhaupt ‚das ganze Gefeß beruht, die. Gründe 
namlich „auf die überhaupt das Begehren der Ablöſung des 
Zehnten gebaut worden iſt, und: die noch an Gewicht für den 
Borjchlag gewinnen ,. der, ben Inhalt des 8.23 ausmacht. 
Alle ſtaatswirthſchaftlichen Gründe und, alle. politifchen 
Gründe, die man aufgeftellt hat, um daraus die Nothwen⸗ 
bigfeit. der Abfchaffung des Zehnten überhaupt zu abftrahiren, 
gewinnen in ber That an Gewicht, wenn ein großer Theil 
des Zehnten ſchon abgefchafft ift, und andere Gründe noch 
im Staatögebiet find, ‚auf denen: diejenige: Laft fortruht, die 
man heillos und verberblich nannte, und: von der man.glaubte, 
daß ſie allen Fortfchritten des Ackerbaus entgegenftehe , und 
den Staat großen Gefahren ausſetze, für Zeiten, wo unſere 
Nachbarn, die von beweglicher Natur find, en von ‚Zeit zu 
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Zeit Unruhen unter fich erhalten, und nur daun zur Ruhe 
gelangen, wenn fie ihre Waffen und ihre Fahnen über bie 
Grenzen hinaus tragen,. wenn, fage ich, in einer folchen 
Zeit diefe Nachbarn Berfuche bei und machen würden, mit 
den Waffen in.der einen Hand und der Fahne, worauf 
Zehntfreiheit fteht, in der andern Hand, leßtere zu procla⸗ 
miren, Diefe Gefahr würde alddann noch größer, menu in 
der Hälfte des Großherzogthums dieſe heillofe Laſt noch fort- 
beſtünde. Ich ſtimme daher dafür, dieſen Vorſchlag anzu⸗ 
nehmen, indem er das Mittel darbietet, die Laſt abzuſchaffen. 
Sch würde aber nicht dafür ſtimmen, wenn darin eine Unges 
rechtigfeit läge, nicht nad) den Beftimmungen des Land- 
rechts, denn dieſes abzuändern, haben wir allerdings Fug 
und Macht, fondern nad) den Beſtimmungen des ewigen 
Geſetzes des vernünftigen Rechtd und der Berfaffung. Der 
Abg. Aſchbach hat ſich nicht an das Landrecht allein ges 
halten, fondern fi) auf den Artitel 14 der Verfaſſung bes 
rufen. Wenn der Vorfchlag gegen dieſe koftbare Beftimmung 
unferer Berfaffung lauten follte, fo würde ich mich wider 
feßen, allein der Herr Staatsrat Nebenius und andere 
Redner haben nachgewiefen, daß dieß nicht der Fall ift, daß 
nämlich der Vortheil, der für Die Zehntpflichtigen jetzt ſchon 
in dem gegenwärtigen Augenblid, wo wir hier verſammelt 
find, nämlich vom Januar 18323 zu laufen angefangen hat, 
vorausſetzt, daß dieſes Gefeß zu Stande komme; diefe Bors 
theile find in ber That eim gerechter und billiger preis für 
bie Zehntpflichtigen, oder für den Zwang, der den Zehnts 
pflichtigen anfgelegt wirb, wonach fie ſich gefallen laſſen 
müffen, gegen ihren Willen den Zehnten abzulöfen. Der 
Grund fir den andern Vorſchlag, welchen ver Herr Berichts 
erftatter gemacht hat, ift won ihm felbft fo Har aus einander 
geſetzt worden, DAB ich nichts beizufegen brauche, | 

- +9 Aſcheppe: Ich widerfeße mich dem Antrag , daß bie 
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Berechtigten nur ben 4öfachen Betrag: follen fordern: koͤnnen, 
wenn fie felbft in den Fall fommen, die Ablöfung des Zehnten 
zu fordern. Es ift fonderbar, daß man eine abenteuerliche 
Laft von einem mit Fluch belegten Boden entfernen will, und 
gerade folche Maßregeln trifft, wodurch fie, fpäter entfernt 
wird, Derjenige, der glaubt, daß durch eine leichtere Norm 
die Zehntablöfung erfolgen könne, wird es anftehen laſſen, 
bis diefe Zeit gekommen ift, wo dieſe Erleichterung eintritt; 
Ich trage daher darauf an, ven $. zu Laffen, wie er von 
der Commiſſion vorgefchlagen: iſt. 

Mettig © K.: Ich bin gegen den Antrag — Be⸗ 
richterſtatters, daß nämlich dem Zehntberechtigten gegen 
Zurücklaſſung von zwei Jahrsbeträgen geſtattet ſeyn ſolle, 
früher. als in dem Geſetz ausgeſprochen iſt, die Auffündigung 
zw machen; Sch glaube einmal, daß eine ſolche Begünſtigung 
fürr- einzelne Fälle bedenklich ift. Es ift laͤngſt unter ung an⸗ 
- erfannt, daß dieſes Ablöfungsgefchäft keineswegs leicht, 
fondern in Beziehung anf: einzelne Zehntgattungen und 
Marfungen fehr ungleich ausfallen wird. Da, wo fruͤher der 
Zehnte mit aller Stvenge eingezogen wurbe, und andere 
Berhältniffe auf Erhöhung des Zehnten eingewirkt haben, 
wird. der Kauffchilling höher ſeyn; wenn Daher folche eins 
zelne Bälle herausgehoben wrrden fünnen und. die Aufkuͤndi⸗ 
gung gleich Statt finden kann, fo koönnen einzelne Gemeinden 
und zehntpflichtige Complexen, befonderg Die nicht: reich fing 
in große Berlegenheit kommen. Sch halte aber auch den Vor⸗ 
ſchlag ſelbſt für überflufjig, da nämlich, wo der Zehntbered)s 
tigte erkannt hat, es fei-jeßt ſchon an der Zeit, die Zehnt⸗ 
ablöfüng zu bewirken, wenn er Intereſſe hat, nicht zu warten, 
Wenn ihm aufgefündigt wird, da hat er es in der Macht, zu 
operiren; er kann fo weit herabgehen, bis e8 im Sutereffe 
bed: Pflichtigen ift, feine. Auftündigung wor: der Zeit anzu⸗ 
nehmen; Eine gütliche Uebereinkuuft iſt nicht entgeihlofen 
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und es tritt: doch nicht die Verlegenheit ein, daß der Zehnt⸗ 

pflichtige genöthigt werden kann, vor der gefeßlichen Frift 
darauf einzugeben. Ich ſtimme daher für den-$. nach der 
Faſſung der Commiſſion. 

Merk: Wenn man das poſitive Recht in unſer Geſetz 
anf diefe Art herüberziehen wollte, wie der Abg. Afch bach 
gethan hat, fo müßte. gerabe das Gegentheil feiner Anficht 
erfolgen, naäͤmlich das Wahlrecht müßte durchaus gleich auch 
den. Berechtigten zukommen; ‚denn wenn ed Privatrecht ift,. 
fo ift fein Rechtsgrund vorhanden, daß der Zehntherr nicht 
eben fo den Zehnten fol auffündigen fünnen, als der andere 
Theil. Nach dem pofitiven Recht müßte ed gefchehen Fonnen, 
und ed kann alfo in diefer Hinficht ein Rechtsgrund nicht ges 
dacht werben. Was den andern Grund betrifft, daß die Laft 
zu groß fei, und diefe Auffündigungsberedhtigung noch zehn 
Sahre entfernt werben müſſe, fo hat die Kammer diefes 
nicht anerkannt, denn ihre Befchlüffe beftimmen etwas 
Anderes; und dann muß id) geftehen, daß viele Sacvers 
ftändige, die ich bis jeßt hörte, gefagt haben, daß auf dieſe 
Weife die Sache allerdings ſich machen laſſe; vergleichen 
wir unfern Staatözufchuß mit dem Fleinen Theile, der nach 
andern Gejeßgebungen dem Pflichtigen zur Unterftügung 
gereicht wird, fo wird man behaupten Eünnen, daß ben 
Pflichtigen hier die möglichfte Rückficht gefchenkt worden iſt. 
Sodann kommt noch der politifche. Geſichtspunkt hinzu 
Wenn diefes Geſetz zu Stande fommen fol, fo müſſen wir 
die Beftimmung der Commiſſion annehmen ;. denn gewiß ift 
ed, daß Wohlthaten befonders dem Volke aufgezwungen 
werben müffen. Hier ift e8 nicht immer der verftändige Theil, 
ber das Uebergewicht hat, fondern die weniger Berftändigen, 
die von Eigenfinn und Widerfpruchsgeift und anderen Kleins 
lichen Leidenfchaften, die bei folchen Maßregeln aufgeregt 
werben, erhalten in den Gemeinden ein. folches Uebergewicht, 
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daß die Verftändigen fich deffen nicht bemächtigen koͤnnen; 
ich ftimme daher für den Commiſſionsantrag. j 

Gerbel: Gegen die Darftellung des Abg. Rettig unters 
ftüße ich den Antrag des Berichterftatterd, daß nämlich der 
Zehntberechtigte auch berechtigt feyn folle, vom 1. Januar 
41835 an die Zehntablöfung zu fordern. Der Abg. Nettig 
glaubt darum widerfprechen zu müffen, weil die Pflichtigen 
Leicht in Berlegenheit fommen fünnten. Dagegen hat aber das 
Geſetz felbft geforgt, indem es die Pflichtigen ermächtigte, 
Kapitalien aufzunehmen. 

Was den Punkt betrifft, daß beide Theile mit einander | 
Verträge über die Ablöfung ſchließen fünnen, fo verfteht fich 
dieß von felbft, und hat feinen Einfluß auf den $., wenn er 
nach dem Antrag bes Abg. Hoffmann geftellt wird. 

Walchner: Sch theile vollkommen die Anficht des Abg, 
Merk, daß nämlich das Geſetz, wie es fich bis jeßt ges 
ftaltet hat, allerdings nicht fo fehr drückend iſt; ſechzehn 
Fahre Steuerfreiheit ift eine fehr beherzigungswerthe Berück⸗ 
fichtigung. Wenn wir fortfahren, folche billige Beftinnmungen 
zu treffen, fo wird bie: große Maßregel als eine Wohlthat 
ind Leben treten, und dieß weit eher, als wenn wir. folche 
theifweife Ausnahmen machen. Drüdt das Gefeß auch 
Manchen etwas, fo wird diefer Druck doch nicht fo ſchwer 
auf ihm laften, und aus diefer Bürde wird ihm fpäter ſonder 
Zweifel eine Wohlthat erwachſen. 

Mördes: Ich ſtimme für den Commiſſionsantrag aus 
der allgemeinen Rückſicht, weil ich glaube, daß die Maß» 
regelt, die wir bis jeßt befchloffen haben, immer noch den 
Landmann hoffen laſſen, fi) auf billige Werfe von dieſer 
Laft zu befreien; mit fo fanguinifchen Hoffnungen, wie 
Manche glauben, betrachten übrigens die Landwirthe bie 
Ablöfung des Zehnter nicht, und die Stimmen, die ich 
darüber vernahm, fuspendiren ihr Endurtheil, bis wir über 
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alle Gegenftände berathen haben, befonders über die Wahl 
der Sahre, nach welchen die Preife audgemittelt werben 
ſollen. 

Nachdem die von den Abg. Aſchbach und Hoffmann 
geſtellten Anträge verworfen worden, wird ber $,, jedoch 
mit der Aenderung angenommen, daß flatt bes Sahre 1837, 
das Jahr 1842 geſetzt werden folle. 

§. 24. 

„Der die Ablöfung verlangende Theil! fan, fo lange 
das Ablöfungsfapital noch nicht endgültig feftgefeßt ft, von 
feinem Begehren wieder abgehen. Er hat aber danır die ers 
wachfenen Koften zu tragen.“ 

Wird mit der Aenderung angenommen, daß am Schluffe 
die Worte: „und zu erftatten“ noch beigefügt werden ſollen. 
$. 25, lautend: 

„Wird die Ablöfung durch Die Gemeinde, oder Die im S. 22 
Sat 2 bezeichnete Anzahl der Zehntpflichtigen vermittelt, fo 
teitt die Gemeinde oder diefe Anzahl, im Fall der Zehnte 
nach 8. 15 forterhoben wird, in Die Rechte des Zehntbeziehere, 
und im Fall der Ablöfungsbetrag von den Pflichtigen nach 
$. 44, oder in anderer Weiſe aufgebracht werden muß, in 
die Rechte, welche Der $. 16 der Gefammtheit, den einzelnen 
Schuldnern gegenüber, einräumt.“ 

v. Rotteck: Ich mache den Borfchlag, daß es heißen 
möge: „jo tritt die Gemeinde oder dieſe Anzahl in Beziehung 
auf Diejenigen, die nicht mit Gelb ablöfen wollen, in die 
echte des Zehntbeziehers ein.“ Durch diefen Beifaß wird 
dasjenige erreicht, was durch den Vorfchlag des Abg. Wolff 
in einer früheren Situng hätte erreicht werden fönnen, bei 
welcher Gelegenheit ich bemerkte, daß der Zweck jenes Bors 
ſchlags von vielen Mitgliedern als ein in der Gerechtigkeit 
und Billigfeit gegrümdeter betrachtet wırde, damit nämlich 
fo wenig ald möglich der. Fall eintreten möge, daß irgend 
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Einer durch eigenfinnige Leute gezwungen wird, nody zehn 
Sahre lang die Zehntlaft fortzutragen, ober bie Befreiung 
einer nachfolgenden Generation zu überkaffen, und ich wieder⸗ 
bole daher meinen Antrag. 

Nachdem der Abg. Merk dem Antrag bed Abg. vom 
Rotted als ein befondered Befürderungsmittel des ganzen 
Geſchaͤfts unterftüst hatte, wird derfelbe von der Kammer 
angenommen, und fofort zum . 


Zweiten Titel. 
Bon ber Beftimmung des a 
$. 26 
übergegangen, welcher alfo lautet: 
„Bei Vornahme der Zehmtablöfung ift 
4) vorderfamft der Zehntrohertrag eines jeden ber zehn 
Sahre, von 1824 bis mit 4830 aufzufuchen (SS. 27 bie 
nit 30); 

2) der Preis der darunter vorkommenden Naturalien für 
ein jedes Diefer zehn Jahre zu beftimmen ($$. 34 bie: wit 
34); dann 

3) der Zehntertrag jedes Jahrs, fo weit er in Naturalien 
befteht,, nach dem Preiſe veffelben Sahrs in | Gelb zu 
verwandeln, und 

4) der zehnjährige Durchfchnitt vom gefammten Geldwerthe 

des Zehntrohertrage zu berechnen, fofort 
..59 ber mittlere jährliche Betrag, der den Zehntberedjtigten 
zur Laft fallenden Zehntverwaltungsfoften, Abgänge, 
Nachläſſe und Steuern zu erheben (35); endlich 

6).diefer Gefammtaufmand (Sa 5) von dem nach Sat 4 
bis 4 berechneten Durchfchnitt des Zehntrohertrags abs 
zuziehen, und fo der mittlere Reinertrag des 
Zehnten zu bilden, befien Zwanzigfadhes als 
Ablofungsfapital muß entrichtet werben.‘ 
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Staatsrath Nebenius hält von der Nednerbühne aus 
wi Bortrag: 

Meine Herren! wenn ich mich über diefen wichtigen Ge— 
genſtand zu ſprechen erhebe, habe ich die Wahl, entweder 
den Entwurf der Regierung mit einigen allgemeinen Behaup⸗ 
tungen und Gemeinplaͤtzen zu vertheidigen, und auf gleiche 
Weiſe die Vorſchläge Shrer Commiſſion zu widerlegen, oder 
mich in eine fehr trockene weitläuftge Erörterung -einzulaffen, 
die für Manchen vielleicht felbft ſehr langweilig ſeyn dürfte. 
- Gleichwohl muß ich mich fir das Letztere entfcheiden und um 
Shre Geduld bitten, welche auf eine folche Probe zu ftellen, 
ich nur durch die Wichtigkeit des Gegenſtandes mich veran⸗ 
laßt ſehen kann. 

Ihre Commiſſion weicht in folgenden .. von ben 
Borfchlägen der Regierung ab: 

41) Zur Audmittelung des Rohertrags aller — 
ſchlaͤgt ſie als Normalperiode die Jahre 1821 — 1830 vor, 
waͤhrend der Regierungsentwurf nur für den Rohertrag des 
Getreidezehntens dieſe Periode annimmt, für alle übrigen 
Zehntgattungen aber die Periode von 1811 — 1830. 

2) Sie nimmt für die Preife die Periode von 1821 bis 
41830 an, während. der Negierungsentwurf die Preife nadı 
den Sahren 1811 — 1830 beftimmt wiffen will. 

3) Ihre Sommiffton will den Werth des Rohertrags jebes 
Sahrs nach den, für diefes Jahr feſtgeſetzten Preifen, und 
den Durchfchnitt aus der Summe dieſer Erträgniffe berechnet 
wiſſen; während der Regierungsentwurf feftfeßt, daß zuerſt 
der Durchfchnitt der Naturalerträgniffe berechnet und diefer 
fodann mit dem Durchfchnittspreife multiplicirt werde, um 
den mittlern Geldertrag darnach zu beftimmen. | 

4) Giebt.der. Borfchlag Shrer Commiſſion nähere Beftims 
mung über die Art und Weiſe, wie die mittlern Marftpreife 
des Getreides feftgefeßt werben follen. 
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Dießkfind im Wefentlichen die Abweichungen, die fidy in 
Bezug-auf die Beſtimmungen der Naturalerträgniffe und der 
Preife zwifchen dem. Borfchlag Ihrer Commifflon und Dem 
Regierungsentwurf zeigen. Bon andern: Beſtimmungen, die 
auf Berechnung des mittlern Ertrags einen Einfluß ausüben, 
fpreche ich hier nicht, da diefe den Gegenftand befonderer 
Discuſſion bilden werden. 

Eben ſo wenig berühre_ich hier die Frage über dag Forts 
rücken der Perioden für die Berechnung der Naturalerträgs 
niffe und ber Preife. 

Bor Allem haben wir nun zu erflären, daß wir 

4) nichts Dabei zur erinnern finden, wenn allgemein für 
die Quantitäten und für die Preife die Periode von 1814 
— 4830,. unter Ausfcheidung der höchften und niederften 
Fahre, angenommen werden (der Sahre, die das höchfte und 
niedrigfte Probuft geben) ; 

2) daß wir auch nichts gegen die von Ihrer Commiſſion 
vorgefchlagene Regel zu erinnern haben, wornach die Marfts 
preife beftimmt werben follen; — und wir eben fo zugeben, 

3) daß der mittfere Ertrag auf die von Ihrer Commiſſion 
unter Abſatz 5 bezeichnete Weiſe gefucht, d. h. der Werth 
des Naturalzehntertrags von jedem Jahr nach den Sahrs- 
preifen berechnet, und die Summe der Gelderträgniffe durch 
die Zahl der Jahre getheilt werde, 

Gleichwohl fehe ich mich veranlaßt, Shnen über die von 
der Regierung ausnahmsweife für-die Berechnung der Ges 
treidequantitäten vorgefchlagene Beftimmung einige Erläutes 
rungen zu geben, weil fie fcheint „mißverftanden geworden 
zu feyn. Sie beruht auf der Uinterftellung, daß ungeachtet 
der angewachjenen Bevölkerung der Bau der Körnerfrüchte 
nicht zugenommen habe. Das Finanzminifterium hat hierüber 
Unterfuchungen anftellen laffen, welche zu diefer Annahme 
vollfommen berechtigten. Unter der bezeichneten Vorausſetzung 
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konnte daher, ohne wefentlichen Einfluß auf das Mefultat 
für die Berechnung des Körnerertrags, dgs Decennium von 
4811 — 18230 wegbleiben. Anders verhielt ſich die Sache 
bei den Öegenftänden bes Heinen Zehnteng und bei dem Wein. 


Die von dem Finanzminifterium erhobene Thatfache übers 
vafchte mich nicht ; fie ftimmte vielmehr mit allgemeinen Thats 
fachen überein, die zu ihrer Erklärung dienen. Sch wußte, 
daß ım Jahr 1819 Franfreich eine Maßregel ergriffen hatte, 
bie auf unfere Ausfuhr und auf unfere Production nicht ohne 
Einfluß bleiben fonnte. Der fire Einfuhrzoll wurde bedeutend 
erhöht; dazu fam ein mit dem Sinfen der Preife fteigender 
Zufaßzoll und das Einfuhrverbot bei einem Minimum des 
Preiſes. Für den Markt von Straßburg begannen bei einem 
Preije von 21 Franfen vom Hectoliter oder 14 fl. 12 fr. vom 
badischen Malter die Zölle zu wachfen, und bei einem Preife 
von 48 Franken vom Hectoliter oder von 12 fl. 30 fr. vom 
badifchen Malter war an diefer Grenze die Einfuhr verboten. 
- Diefe Maßregeln wurben im Jahr 1821 noch verſchaͤrft. Ich 
wußte ferner, daß mehrere Schweizer Gantone durch die 
Theurungsjahre in ihrem Wohlftande ſehr zurück gefommen, 
daß in verfchiedenen Gantonen bedeutende Culturausdeh—⸗ 
nungen Statt gefunden. und einzelne Gantone zeitweife Eins 
fuhrzöffe angelegt hatten, und daß alle diefe Umftände auf 
unfere Getreideproducte und Einfuhr einwirken mußten. 
Das natürliche Ergebniß war, daß die ohne Zweifel nad) 
den Theurungsjahren eingetretenen Fortfchritte unferes Acker⸗ 
baues ſich weniger im Getreidebau ald in dem Anbau von 
andern Erzeugniffen zeigten , weldye Gegenftände des Fleinen 
Zehnteng find. 


Dieß zur Erläuterung des urfprünglichen Regierunggents 
wurfs. 


Es handelt ſich nun lediglich noch um die Frage, welche 
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Periode zur Berechnung ber mittlern Erträgniffe gewählt 
werden fol. | 

Bei Beantwortung diefer Frage gehe ich von dem Grund» 
faße aus, dem auch Ihre Commiffion ihre ausdrüdliche As 
erkennung nicht verfagt hat, von dem Grundfaße einer vol” 
ftändigen Entfchädigung der Zehntberechtigten. 

Diefer Grundfaß verbietet, das was den Zehntberechtigten 
gebührt, ihnen auf indirecte Weiſe zu entziehen, er verbietet 
eben fo, ihnen auf indirecte Weife mehr zuzuwenden, als 
ihr wirfficher Verluft beträgt, Das eine oder das andere 

würde gejchehen, wenn man eine Periode wählte, welche 
nicht nach allen Umftänden, ald möglichft fichere Baſis für 
bie Berechnung des mittlern Zehntertrags betrachtet werben 
konnte, ſowohl in Beziehung auf die Ergiebigkeit der Ernten, 
als in Bezichung auf die Preife, 

Diefe Frage ift nur eine reine Thatfrage, die wir zu ent 
fcheiden haben nach beftem Wiffen und Gemiffen, im Inte 
veffe der Gerechtigfeit, die wir den Zehntpflichtigen, den 
Zehntberechtigten und der Gefammtheit auf gleiche Weiſe 
ſchuldig find. 

Was die Zehntpflichtigen und die Zehntberechtigten anbes 
langt, fo ift ed an fich klar, daß fie bei der richtigen und 
umfichtigen Entfcheidung diefer Frage zunächft intereffirt find. 

Aber aud die Gefammtheit ift dabei betheiligt. Sie fol 
auf mittelbare Weife durch Vermehrung der Domanialein; 
fünfte nicht begünftigt, fie foll aber auch nicht auf indirecte 
Weiſe zu einem erhöhten Beitrag angehalten, und eben fo 
wenig in ihren zarteften und wefentlichften Intereſſen, durch 
eine Berfümmerung des Einkommens der Kirche und Schule 
verlegt werden. Beinahe für *"/zo des Zehnten ift die Ges 
fammtheit bei diefer hochwichtigen Frage betheifigt. 

So wie diefe Frage eine der wichtigften ift, welche ber 
ganze Entwurf darbietet, ſo iſt fie nach meiner Ueberzeu⸗ 
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gung auch eine ber fchwierigiten, vielleicht unter allen bie 
ſchwierigſte. 

Ehe ich nun über die von der Regierung und die von Ihrer 
Commiſſion vorgeſchlagenen Perioden ſpreche, ſei es mir er- 
laubt, einige allgemeine Bemerkungen vorauszuſchicken. 

Es iſt eine anerkannte, aus der Natur der Sache abflie— 
ßende und durch die Erfahrung beſtätigte Wahrheit, daß ein 
Zeitraum von ur zehn Jahren Feine ſichere Baſis zur Aus— 
mittelung des mittlern Ertrags darbietet. Die Erfahrung 
lehrt, daß bisweilen mehrere fruchtbare Jahre in dem einen, 
mehrere unfruchtbare Sabre in dem andern Sahrzehent nach 
einander eintreten, und die Mittelpreife auffallend niedriger 
oder höher ftellen, als fie nach einem längern Durchfchnitt 
erfcheinen. Die Fruchtbarkeit der Sahre zu beftimmen, iſt 
Außerft ſchwierig, und im Ießten Reſultat hängt fie nicht von 
den Quantitäten, die man im Ganzen nie genau fennt, 
fondern von der Güte der Producte ab, die man noch weniger 
genau kennt. Nur die Preife find es in leßter Snftanz, 
welche hierüber Aufjchluß geben. 

Wie unficher eine zehnjährige Periode fei, ergiebt fich aus 
den Sprüngen, welche die zehnjährigen Preife in Vergleis 
Hung mit Durchfchnittöpreifen von längeren Perioden zeigen, 

Sch will darüber nicht ausführlich fprechen und Shnen 
feine Beweife vorlegen, denn es ift dieſes eine befannte 
Thatfache. 

Eine weitere unbeftrittene Thatſache ift die fortwährende 
Neigung der Preife der Acferbauerzeugniffe zum Steigen in 
ber naturgemäßen öconomifchen Entwicelung jedes Landes 
— eine Thatfache, die fich aus der Natur der Sache erflärt 
und durch die Erfahrung. beftätigt, fo fern man nur die Durch» 
ſchnittspreiſe von längeren Perioden vergleicht. 

ch finde Getreidepreife von einem bedeutenden fübdeurfchen 
Markte (München) aufgezeichnet, die von 4637 an bie 4848 
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ein fortwaͤhrendes Steigen der fünfzigjaͤhrigen Durchſchnitts⸗ 
preiſe des Roggens, und zwar von 4fl. 30 kr. in der erften 
Periode, auf 6 fl. Sfr. in der zweiten, auf Sfl. 3 kr. in 
der dritten fünfzigjährigen Periode und auf 14 fl. 9 kr. in 
der vierten breißigjährigen Periode nachweiſt, während in 
jeder diefer größern Perioden einzelne Decennien vorkommen; 
die. niedrigere Mittelpreife haben, als einzelne Decennien 
früherer fünfzigjähriger. Perioden, oder höhere Preiſe als 
einzelne Decennien. fpäterer Perioden von der bezeichneten 
längern Dauer. 

Die Preistabellen eines norddeutſchen bedeutenden Marktes; 
die bis zum Jahr 1500 zurüd gehen, zeigen in. Beziehung auf 
das allmählige Steigen der Preife ähnliche Refultate. Diefünfs 
zigjährigen Durchfchnittspreife des Braunſchweiger Marfted 
fliegen in dem VBerhältniß von 5, 11, 15, 17, 22, 27 in 
dem Zeitraum von 300 Jahren. 

Sch will Sie durch Mittheilung weiterer — für die 
behauptete Thatſache nicht ermüden; erlaube mir aber, kurz 

die Urſache dieſer Erſcheinungen zu berühren. Dieſe allmaͤh⸗ 
lige Preiserhöhung war die natürliche Folge 

4) der zunehmenden Bevolferung , welche fortfahreitend 
größere Schwierigkeit findet, bie. wachjende Nachfrage 
nad) Naturerzeugniflen zu befriedigen; und 

2) der zunehmenden Production: der edlen. Metalles:-- 

Die fortdauernde Wirkung: der erften Urfache darf, man 
wenigftens überall noch annehmen, wo.die Volksmenge noch, 
wie faft in allen Ländern Europa’s, einen jährlichen Zus 
wachs von v/2, 4, 41/2 umd ſelbſt theilweiſe von 2 Procent 
erhält.. Wie die Erfahrung lehrt, und aus der Natur der 
Sache hervorgeht, überwiegt ſie oder gleicht fie wenigſtens 
aus jeden Einflup periodijcher Verbeſſerungen der Produktion. 


si Bau 


Metalle, nicht mehr in RE Stärke. wie | früher, wirft, 
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ſo uͤbt doch bie Verbreitung bergmännifcher Kenntnifje, der 
man hie und.da die Bearbeitung neuer Minen verdankt, 
und die Vervollfommmung des Bergbaues und der Hütten⸗ 
funde immer noch einigen Einfluß aus. Allein es ift fein 
Zweifel, daß diefe nachhaltig wirkenden Urfachen in ihrer 
ganz langfamen und nur in bem Durhfchnitten längerer 
Perioden fühlbaren Wirkung, in kürzeren Perioden mannig⸗ 
faltig bald durchkreuzt, bald verftärft werben. Außer ber 
größern oder geringern Ergiebigkeit ber Ernten im eigenen 
und in fremden, durch einen regelmäßigen Handel verbuns 
denen, Ländern, find ed vorzüglich Beränderungen. in ber 
Zoligefeßgebung der Länder, ſodann Kriege, und endlich 
Veränderungen in:ber Geldzirkulation. oder der Menge des 
umlaufenden Metalls und Papiergeldes, welche mannig⸗ 
faltfige Schwankungen hervorbringen. 

Schon für gewöhnliche Zeiten muß. man, um nur einiger⸗ 
maßen eine ſichere Baſis zu gewinnen, eine längere als zehn⸗ 
jährige Periode annehmen ; ba fchon ein zufälliged Zuſam⸗ 
mentreffen von mehreren ergiebigen ober umergiebigen Ernten 
den Durchfchnitt-fo weniger Jahre bedeutend affizirt. 

Allein auch andere einwirkende Umftände ber bezeichneten 
Art darf man nicht unberücfichtigt Tafjen, wenn man bei 
der Wahl der Jahre nicht Gefahr laufen will, den einen 
oder andern Theil zu verlegen. Auch folche andere Einflüffe 
gleichen fich in laͤngerer Periode leichter aus. | 

Mit Recht hat daher ein verehrliches Mitgkieb diefer 
Kammer, das gegenwärtig durch feine ehrenvollen Funk⸗ 
tionen an den Discufflonen Antheil zu nehnten verhindert ift, 
auf dem Landtage ſich dahin ausgefprochen: Man will Ges 
rechtigfeit und Wahrheit; — je mehr wir aber eine große 
Reihe von Sahren annehmen, und hienach den Durchfchmitt 
berechnen, befto ficherer kommen wir zudem Ziele der Wahrs 
heit und Gerechtigkeit. — u ii 
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In der gzwangigjährigen Periode num, melde: bie 
Regierung gewählt bat, durfte man nad), Abzug der zwei 
hödhiten und: zwei niedrigſten Jahre zuvörderſt annehmen, 
daß ſich in den übrigen fechzehn Sahren die ungleiche Ergies 
bigfeit der Ernten ausgleiche. 

Allein zwei anßerordentliche Urfachen anderer Art haben 
eingewirkt. Der Krieg und Veränderungen in den Zirkulas 
tionsmitteln, In unferer Nähe war der Kriegsſchauplatz nur 
in den Jahren 1813 — 415. Da feine. größere Magazine 
mittelſt Auffauf von Lebensmitteln angefegt wurden, fo 
geigte ſich der Eiufluß des Krieges weit weniger. in hohen 
Preiſen — das Jahr 1844 hatte felbft niedere Preife — als 
in der-Berminderung der Borräthe. und. in, der Verftärfung 
der Wirkung des Mißwachfes: vom Jahre 1816, oder der 
Theurung von 1816 auf 17. Diefe beiden Sahre falfen aber, 
als die höchften aus dem Maßſtab, den die Regierung vor⸗ 
fchlug, hinweg. 

Was die andere Urfache, die Veränderung in der Zirkula⸗ 

tion betrifft, fo iftes eine unlaugbare Thatfache, Haß während 
ber Kriegsperiode von mehreren größeru Staaten eine unges 
heure Menge Papiere emittirt, worden ift, welche nach ihrem 
Metallwerthe der Zixfulation deu gleichen Dienft, wie die 
edlen Metalle leifteten, den Werth derfelben herabſetzten 
uud. folglich den Geldpreis der Dinge erhöhten. 

Nach Herftellung des Friedens, und hauptfächlich. Yon 
dem Jahr 4847 an, erlitt aber die Zirkulation von Eurppa 
eine zafche und bedeutende Verminderung, theild durch bie 
Tilgung ober Verminderung des zwangsweiſe umlaufenden 
Papiers, theild auch, ehe diefe Maßregelu noch eine fehr 
fühlbare Wirkung hervorgebracht hatten, durch den Abfluß 
ber Fingenden Münze unferes Gontinents nad) andern Welt 
theilen, in Folge des wieder frei gewordenen Seehandels. 

Darnach kann man. den Zeitraum von 1811: — 4830 in 


x 
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zwei Perioden, von A814 — 4817 und vorm 4818 — 41830 
abtheilen , nach der Natur der verfchiedenen Urſachen, welche 
auf die Produktion und auf die Preife-eingemwirft haben. 

In der erſten Periode haben, abgefehen von der Fruchts 
barfeit der Gahre, der Krieg, und eine ausfchweifende 
Papierzirkulation anf die Preife eingewirft. Da aber die 
Jahre 1816 und 1817 aus dem Mapftab hinmwegfallen, fo 
bleiben nur fünf Jahre übrig, in welchen außerordentliche 
Umſtaͤnde die Preife erhöhten. In der andern dreizehnjähs 

rigen Periode wirften in den erften neun Jahren die Störuns 
gen der Geldzirkulation und die Zollgefeße eines benachbarten 
Staates nachtheilig auf die Preiſe, während erſt in ben 
letzten vier Sahren allmählig eine günftige Rückwirkung eins 
trat und erft am Schluffe der Periode der Einfluß der 
rafchen Volfövermehrung , welche feit dem Jahr 18148 Statt 
gefunden hatte, in feiner. vollen Stärfe fühlbar ſeyn konnte. 

Indem man den Mafftab aus der Periode von 1814: bie 
4830 bildete, in welcher auf folche Weife ungewöhnliche 
Urfachen entgegengefeßter Natur einwirkten, ‚war ed zwar 
nicht möglich, die Größe diefer Nebeneinflüffe zu berechnen, 
allein jedenfalls fprach gegen die Gefahr einer zu hohen 
Taration der Umftand, daß die Urfachen einer von ber 
Ergiebigkeit der Ernten unabhängigen Preiserhöhung ‚von 
einer weit fürgern Dauer ——— als die entgegengeſetzten 
Urſachen. 

So gewiß es aber iſt, er die Periode von 1814 bid 1820 
allein einen zu hohen Maßftab geben würde, eben fo wenig 
ift es zweifelhaft, daß die Preife von 1821 bis 4830 nicht 
als wahre Mittelpreife gelten können. 

Dieß zu beweifen , iſt meine Aufgabe; dieſe Aufgabe su 
loͤſen, wird mir nicht fchwer fallen. - 

Sie werden mir, meine Herrn, 

4) zugeben, daß das Decennium von 1821 — 4830 als 
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durch feine Fruchtbarkeit ausgezeichnet, allgemein betrachtet 
wird. - Die größere Zahl fruchtbarer Ernten in: einzelnen 
Decennten ift feine Seltenheit; ihr au auf die Durch⸗ 
fehnittöpreife ift au fich klar. 
Sie werden mir | 
2) zugeben, daß die Theurungsjahre zu einer Erweiterung 
der Produktion Beranlaffung gaben, welche dem Wachsthunt 
der Bevölferung günftig war. Eine durd) einen folchen Ans 
trieb , wie die hohen Preife von 1816 und 1817 ‚bewirkte 
Ausdehnung der Produktion mußte in den erften Fahren nie: 
drigere Preife hervorbringen. Eine ſolche Preigerniedrigung 
ift aber kurz vorübergehend, wenn ihr rafch eine Volksver⸗ 
mehrung folgt, und dieſe wird. in Folge einer erweiterten 
Production nie Ausbleiben. Noch. nach jeder Theurungs— 
periode wurde diefe Wahrheit beftätigt gefunden, und nie - 
werden die auf eine folche Periode zunächft folgenden. zehn 
Jahre richtige Mittelpreife aeben. 
Sn den erften Jahren des Decenniums, welches : Ihre 
Commiffton. vorfchlägt , äußerte 
3) die Veränderung der franzöftfchen Zollgefeße über die Ein 
fuhr des Getreides einen nachtheiligen Einfluß anf die Preife 
der Körnerfrüchte. Ich: halte nicht dafür, daß diefe Maßregel 
einen nur einigermaßen fühlbaren Einfluß auf die Durdy 
fchnittspreife längerer Perioden Außern wird. In der erften 
Zeit pflegen folche Befchränfungen aber immer nachtheiliger 
empfunden zu werden, bi8 die Produktion. fich den verätt; 
derten Verhältniffen angepaßt hat. 
Ein nachtheiliger Einfluß auf die Preife war 
4) mit der Veränderung verbunden, welche. fich ſeit dem 
Jahr 1818 auf dem Geldmarfte ergeben hatte, und deren 
ftarfe Wirkung in die Jahre 1820 — 1825! fällt. 
Wenn man zugeben muß, daß die zur Verminderung der 


Papierzirkulation von mehreren Staaten” getroffenen Maß: 
1833, TI, 8. Prot. 135 Heft. 9, 
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regeln eine Wirkung hervorbrachten , die theilweife als 
dauernd zu betrachten ift, fo lag Dagegen in der Natur ber 
Sache, daß von dem Augenblid an, da fie ihre größte 
Stärfe erlangt hatte, eine Rüdwirfung eintreten. mußte, 
und daß ihr permanenter Einfluß nicht fo groß bleiben konnte, 
als er in der Periode von 1819 bis 1825 war. Die plößliche 
Eutleerung des Geldmarftes brachte in jener Periode mannig⸗ 
faltige Störungen, Stockungen des Umlaufs, Schwächung 
bed Kreditd und andere nadhtheilige Folgen hervor, die nur 
vorübergehend nachtheilig auf die Preife wirkten, und nach 
überftandener zweifacher Krife mußten in natürlicher Folge 
. bie Berhältniffe der Zirfulation ſich wieder verbeflern. Es 

ift wohl fein Zweifel, daß die Menge der Zirkulationsmittel 
im Berhältniß zum Bebürfniß dermalen größer ift, als vor 
dem Kriege. 

Aus den angeführten Gründen fann man nun mit voller 
Sicherheit behaupten, daß das Decenniunt von 4821 bie 
4830 eitte Periode von 5— 6 Jahren enthält, in welcher 
ein Zufammentreffen von ganz ungewöhnlichen in Sahrhuns 
derten nicht wiederfehrenden außerordentlichen Ereigniffen 
und fünftlichen Operationen einen unnatürlichen Einfluß auf 
bie Preiſe der Dinge ausgeübt hat, und daß dieſes Decens 
ninm daher für fich allein fchlechthin ale Maßſtab der mitt 
lern Preife der Ackerbauerzeugniſſe nicht gelten kann. 

Meine Heren, wenn man bie Urfachen, welche auf die 
Preife eingewirkt haben, nicht kennte, wenn man bie anges 
gebenen in Abrede ziehen wollte; fo würbe ein Blick auf vie 
Preife der Körnerfrüchte auf allen Märkten Europa’s feit 
einer Reihe von Jahren allein fchon zu dem Schluffe nöthigen, 
daß irgend eine außerordentliche vorübergehende Urfäche in 
der Periode von 1824 — 1826 eine Einfluß ausgeübt haben 
miüſſe. | 
Die Erfcheinungen, welche diefe Jahre barbieten, find zu 
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anffallendb , als daß fie, als im gewöhnlichen Laufe der 
Natur fiegend, betrachtet werben fönnten. 

Werfen wir zuerft einen Blick auf die Getreidepreife unferes 
Landes, fo finden wir , daß die . Durchfchnittöpreife von 
418241 — 1830 bedeutend unter den Gteuerperäquationspreifen 
fiehen. Nun wurden diefe Preife, wie Sie wiffen, aus den ” 
Durchfchnittspreijen von 4780 — 1789 und 1800 — 1809 
gebildet. BZwifchen dem erften: diefer Decennien und ber 
Gegenwart liegt ein Zeitraum von 40 Jahren, in welchen 
die Bevölferung fic, wohl un mehr als ein Drittheil vers 
mebhrt hat; das zweite Decennium enthält nur eine kurze 
Zeit, in weldjer der Kriegsfchauplas in unferer Nähe: war, 
und gerade in diefen Kriegsjahren ftanden die: Preife größten: 
theild unter dem Durchfchnitt der zehn Fahre von 1800-— 1809. 

Aber vergebens fuchen Sie auch vom Jahr 1820 bis zum 
Sabre 41781 zurüd in den Preidliften der Hauptmärfte. des 
Landes ein einziges Sahr , in welchem Die Preife ben: niedrigen 
Stand erreichten, auf welchem fie in einzelnen Jahren: des 
Decenniums 48234 — 1830 zurückgeſunken find. 

Die niedrfgften Preiſe waren J 

4781 — 19. 1821 — 26. Malter 
in Durlach 6. 48. 6. 13. Kernen 
Heidelberg 2. 42. 2. 46. Dinkel 
Ueberlingen 7.- 47. 6. 58. Kernen. 

Der Durchfchnittöpreid der Jahre 1823 bis 1825 und 4826 
für die Hauptfruchtgattungen auf den Märkten zu Durlach, 
Heidelberg und Ueberlingen ift theild niedriger, als ber 
niedrigfte Preis des wohlfeilften Jahres in der ganzen Periode 
bis zum Jahre 4781 zurück, ober ſteht demſelben ungefähr 
gleich. 

Es beträgt nämlich der Durchfdmittspreis vom Sahre 
123 — 1825 auf den Marfte in Durlach 6 fl. 45 fr. das 
neue Malter Kernen. Der vierjährige  Durchfchnitt: von 

9. ; 
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1823 bid 41826 — 6 fl. 52 fr; der wohlfeilſte Jahrespreis 
in der andern Periode von 1781 an, im Sahr 1786 — 6fl. 
48 fr. 

Soo jteht auch der vierjährige Durchfchnitt der Heidelberger 
Preife von. 1823 — 4826 mit 2.fl. 38 fr. für ein Malter 
Dinkel noch etwas niedriger, als der niedrigfte Sahrespreis 
in der ganzen Periode von 1781 bis 1820, der in das Jahr 
4786 mit 2 fl. 42 fr. fällt. Die Kernenpreije des Leberlinger 
Marktes der fünf Sahre von 4821 — 18265 mit Ausſchluß 
von 1824 ftehen mit dem fünfjährigen Durchſchnitt von 7 fl. 
51 fr. faum etwas höher, als der niedrigfte Preis des wohl, 
feilften Sahres rückwärts bis 1781, welcher mit 7 fl, 17 Er. 
dem Sahre 1784 angehört. 

Diefelben Urfachen haben allerwärts diejelben Birkungen 
hervorgebracht. 

Ich habe die Preisliften von zwei franzöftfchen Departes 
ments vor mir liegen, welche von auswärtiger Zufuhr aut 
wenigften influirt werden. Sch finde, daß der fechsjährige 
Durchfchnitt der Weizenpreife von 1824 — 1826 in diefen 
beiden Departements, haut Garonne und Pay de Dome 
um circa 38 Proc. niedriger ftehen, ald der Durchfchnitt von 
4808 — 1812, wo der Kriegsfchauplag in feinem Jahre 
der franzöfifchen Grenze fo nahe gekommen war, daß die 
Armeeverpflegung einen Einfluß ausüben Fonnte. 

Zum Beweife der Behauptung, daß dieje Preife eine ganz 
außerordentliche Erfcheinung find, befige ich eine Reihe von 
Belegen. Sch will aber nur noch von einigen Märkten ſprechen, 
welche am Meere oder in deffen Nähe gelegen find, und auf 
welchen fich die Wirkung allgemeiner Urfachen am lauteften 
zeigt, weil Tocaleinflüffe durch den Welthandel leichter aus⸗ 
geglichen werben. Vergleicht. man die Weizenpreife der Jahre 
1820 — 4826 mit. den Preifen früherer Decennien auf einer 
Reihe folcher Märkte, fo muß man auf 6 — 9 Decennien 
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zurückgehen, um fo: niebrige.Preife zu finden, ald der fiebenr 
jährige Durchfchnitt. von 4820 — 1826 darbietet. Ich finde 
die Durchfchnittepreife von diefen Jahren von einem ſorg⸗ 
fältigen Statiftifer (v. Gülich) aufgezeichnet. 
Bon Danzig mit . » 27 Sch.1P. fürden engl. Quart 
Von der Provinz Biscaja 


in Spanien. . 38 „ 4 nm 
Bon Hamburg .. 8 „u 2 m) " 
- Bon Dortreht -. . .» 37 „10 " m 
Bon Bordeau . . 40 „ 2 " „ 
Bon Stodholm . . 17 „ 5 „ Ip 


und ich muß in der Preislifte von Danzig auf bie. Sahre 
4760 — 1769, bei Biscaja auf das Decennium von 1770 
bis 1779, bei Hamburg auf das Decennium von 41750 bis 
1759, bei Dortrecht auf daffelbe Decennium 1750 bis 1759, 
bei Borbeaur auf die Jahre 1770 — 1779 und bei Stods 
holm auf das Decennium von 1730 — 1739 zurückgehen, 
um gleich niedrige oder niedrigere Preife zu finden. Wo diefe 
auffallenden Erfcheinungen nicht in gleich ftarfem Verhaͤltniſſe 
fich zeigen, wie namentlic; in England, ift die Einwirkung 
der Gefeßgebung fichtbar, welche bei niedrigen Preifen dag 
fremde Getreide von den Häfen und Grenzen des Landes 
zurückweist. 

Meine Herren! Ich habe Ihnen die Urſachen eines natur⸗ 
gemäßen Fortſchreitens der Preiſe in längeren Perioden ans 
gedeutet, und die Wirkungen diefer Urfachen. durch Thats 
ſachen nachgewiefen, denen ich noch mannigfaltige andere 
Erfahrungen beifügen könnte. Wenn die Refultate der Preis⸗ 
tabellen von 1821 — 1830 widerfprechen,, fo darf man bei 
Grund davon lediglich dem bereits angeführten Zufammen- 
treffen außerordentlicher vorübergehenderlirfachen zufchreiben ; 
mögen Sie diefe Wohlfeifheit den Fünftlichen. Maßregeln der 
Staaten, welche ihr Papiergeld reducirten, oder dem zus 
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fälligen Zufammentreffen mehrerer ungemein günftiger Ernten, 
oder beiden Urſachen zufchreiben, in jedem Falle erfcheint 
diefe Periode nicht ald maßgebend. Denn wenigſtens fünf 
Sahre find darnnter, in welche ganz ungewöhnliche Ereig- 
niffe eingewirft haben. 

Es wäre im hohen Grade ungerecht, rückwaͤrts auf vierzig 
Jahre, gerade dasjenige Decennium zum Maßftab heraus 
zu wählen, welches unter allen die niedrigften Preife hat, 
unter Umftänden, welche mit aller menfchlichen Wahrfcheins 
lichfeit für die Zufunft höhere Preife erwarten laffen. 

Schon die Perivde von 1827 bis 1833 hat! weit höhere 
Preiſe, und der Einfluß der Fruchtbarkeit iff in den Preifen 
biefer Jahre weniger fühlbar als in den erften Jahren des 
Decenniumsd von 1820 bis 1830. Ich erlaube mir eine Meine 
Digreffion, um auch diefen Punft zu erläutern. Das Sahr 
41832 war von beifpiellofer Fruchtbarkeit und hat die Preife 
dennoch nicht fo tief herabgedrückt, ald fie in den Sahren 
1823 — 1825 gefallen waren. Hierin finde ich in der That 
einen neuen Beleg für die früher Statt gefundenen außerges 
wöhnlichen Einflüffe. Sch nenne das Jahr 1832 ein Jahr 
von außerordentlicher Fruchtbarkeit, weil ich nicht allein auf 
die Quantitäten, fondern zugleich auf die Befchaffenheit des 
Getreides fehe. Nach forgfältiger Erfundigung in vier bes 
nachbarten Gemarfungen verhielt fich der Dinfelerrrag von 
4831 und 1832, von gleich gutem Boden und bei gleicher 
Beftellung der Felder, nur wie 400:443 im Durdjichnitt. 
Allein man erhielt beim Gerben von einer gleichen Quantität 
Dinfel im Jahr 4832 um 45 Procent mehr Körner als im 
Fahr 1831 und von einer gleichen Quantität Körner um 23 
Procent mehr Mehl. Das Verhältniß der effectiven Quans 
tität Rahrungsftoff in beiden Jahren war Daher wie 100 :2486. 
Aehnliche Refultate erhielt ich in andern Landesgegenden. 
Bon drei Orten, wo ich die mäthlichen Unterſuchungen 
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anftellte, war das Refultat wie 4007260, 100 ::226 und 
400: 243. Dieß ift aber noch nicht alles; ich ließ Mehl von 
4831 und 4832, auf einen ‚gleichen Grad der Trocenheit 
gebracht, unterfuchen, und es fand ſich, daß der am meiften 
nährende Beftandtheil, der Kleber, ſich von beiden Mehl: 
gattungen!, wie 42!2 : 16/2 verhielt, während die Diffe- 
venz bei dem Stärfmehl ſich ausglih. Man Faun daher dem 
Ertrag ber Ernte des Jahres 4832 faft dreifad; höher, als 
ben von 4831 annehmen.- Gleichwohl find die Preife bis jetzt 
auf feinem einzelnen Marfttage fo tief gefallen, als fie z. B. 
auf:dem Markte zu Durlach, nach dem Durchfchnitt der 
zwei niebrigften Jahre bed Decenniums von 1830 — 1830, 
gefunfen waren. 

Die Berhältniffe des Geldmarftes haben ſich bedeutend 
gebefjert und die wieder zunehmende Production des Goldes 
und Silbers verfpricht fortichreitende Verbefferung. 

Sm Allgemeinen läßt fich Alles behaupten, aber id; jeße 
nie einen Werth; auf allgemeine Behauptungen, wenn man 
fie nicht durch Thatfachen beftätigen fann. 

Zu Anfang diefes Jahrhunderts brachte Europa jährlid; 
mehr nicht ald 6%ı0 Millionen Gold, Silber und Geld hers 
vor, Während der Heberfüllung des Geldmarktes mit Papier 
hatte die Production der edlen Metalle. fich vermindert. Der 
Zufluß aus Amerifa mar in Solge befaunter Ereiguiffe faft 
ganz audgeblieben. 

Seit dem beifpiellofen Sinfen ber Preife aller Dinge ift 
die europäifche und fibirifche Production bis zu den neueften 
Zeiten wieder auf jährliche 19 — 20 Millionen Gulden ges 
fliegen, und ed wird der amerifanifche Bergbau zum Theil 
mit brittifchen Rapitalien wieder Lebhafter betrieben. 

Es droht in ber jegigen Lage der Dinge feine Gefahr, daß 
durch Papierreductionen die Maffen der umlanfenben Zirkus 
lationsmittel vermindert werben. 


* 
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Frankreich, Großbritannien, Deftreich , Preußen u. f. w. 
haben nur gegen Flingende Münze einlösbare Zettel im Um— 
lauf. Der Zuftand des Friedens verfpricht eher die Ausdehs 
nung als die Verminderung ded Papiercredits; ungewöhns 
liche Greigniffe laſſen eher die Rückkehr ausfchweifender 
Papieremiffionen und in defjen Folge ein Fünftliches Steigen 
der Geldpreife und der Dinge beforgen. 

Der erſte Krieg kann und wird diefe Gefahr hervorbringen: 
Diefe Gefahr trifft aber nur den Zehntberechtigten ald Gläu— 
biger, nicht aber den Zehntpflichtigen als Scjuldner. Alle 
Wechſelfälle die ſich in dieſer Dinficht darbieten, find zum 
Vortheil der Pflichtigen und zum Nachtheil der Berechtigten. 
Eine andere außerordentliche Urfache der Preisverände— 
tungen, bie recht lange ausbleiben möge, die Unterbrechung 
des Friedendzuftandes kann, abgefehen von dem Einfluß der 
Ergiebigkeit der Ernten, wohl nie eine Preisverminderung 
bewirkeıt. 

Bor Allem ift es die vafch zunehmende Bevölferung, welche 
in längeren Zeitabjchnitten ein, wenn auc, langſames, doch 
ficheres Steigen hervorbringen muß. 

Diefe nachhaltige Urfache ift geeignet, jeden andern Eins 
fluß, die fortfchreitende Cultur, die Berbejjerung des Acer: 
baues zu überwiegen. 

Man erwartet von der Aufhebung des Zehnten in dieſer 
Hinficht, wie wir in der legten Sißung vernommen haben, 
ganz wunderbare Wirfungen, Es knüpfen fich aber au den 
Zehnten Berhältniffe, deren Befeitigung eher die Erhöhung 
ver Durchfchnittspreife erwarten läßt. Der wohlhabende 
Fandwirth wird in feiner Berechnung nicht mehr durch die 
Berfäufe der Domänenverwaltungen, der Firchlichen und 
Stiftungsrezeprionen, ‚der ftandes > und grundherrlichen Ver⸗ 
wältungen ,. wie bisher geftört werden. 

Ihre Speculationen werden fo, wie Die Speculationen 


- 


LX. Situng v. 17. September 1833. 137 


des Weinhandels einen freien Spielraum erhalten und nicht - 
wenig dazu beitragen, tie Tandwirtbichaftlichen Producte 
bei gleichförmigern und die Production gehörig lohnenden 
Preifen zu erhalten. Diefes Reſultat findet in Frankreich 
Statt. Ich habe Unterfuchungen über das Schwanfen ter 
Preife in einer Neihe der Teßtverfloffenen Sahre angeftellt, 
und fam zu dem Nefultat, daß die Preife in Frankreich 
weniger fchwanfen als bei und, indem dort ein Schwanfen 
von 100 bis 170, und bei uns von 100 bis 250 in ber 
gleichen Periode ſich zeigte. Diefes Nefultat kann übrigens 
auch von der Gefeßgebung über die Getreideeinfiihr herrühren. 

Der Ban der Handeldgewächje wird, weil der Zehnte 
biefe foftbarere Production in ftärferem Maße afficirt, an 
- Ausdehnung gewinnen, und jedenfall der Gefammtwerth 
der Production, aus welchem die Ablöfungsfapitalien ges 
tilgt werden müffen, wachfen. Denn es ift wohl zu bemerken, 
daß der wefentliche Bortheil der Zehntablöfung gerade darin 
beftcht, daß die Zehntlaft von dem Augenblick an, wo fie in 
eine Kapitalſchuld verwandelt worden ift, nicht mehr zu— 
nehmen kann, und die Gefammtheit der Zehntpflichtigen 
nicht nur durch ein Steigen der Preife, fondern auch bei der 
Zunahme der Gefammtmaffe der Producte gewinnt, und ein 
Verluſt auf der einen Seite leicht durch den Gewinn auf der 
andern aufgewogen wird. Raffen wir übrigens die Erfahrung 
fprechen. Wäre die Behauptung, daß die Aufhebung des 
Zehnten die Acerbauerzeugniffe wohlfeiler machen müffe, 
richtig, fo müßte ihre Wirfung vorzugsmeife in Franfreich 
fühlbar geworden feyn, weil fie dort auf die allermohlfeitfte 
Weiſe für die Zehntpflichtigen erfolgte. Diefe Wirkung ift 
aber in Frankreich nicht eingetreten, vielmehr ift dort, feit 
der Aufhebung des Zehntens der Preis der Aderbauerzeng: 
niffe in ftärferem Verhältniſſe als bei ung geftiegen, in fo 
ſtarkem VBerhältniffe, daß die Geſetzgebung für notbwendig 


138 Verhandlungen der II, Kammer. 


erachtet hat, das Land gegen fremde Einfuhr aus dem weit 
lichen Zehntländern zu ſchützen. Und doch hat die Bevölfes 
rung Frankreichs Feine fo raſche Fortſchritte wie die unfrige 
gemacht. Auch während der Theuerungsperiode fanden in 
Franfreich die Preife höher ale bei und, Die Preife vom 
November 1846 bis Februar 1817 finde ich auf dem Marfte 
zu Freiburg zu 29 fl. 46 fr. angegeben. In Straßburg bes 
trug vom November 1816 bis einschließlich zum erſten Markts 
tag im-Februar 1817 der Durcchfchnitt der mittlern Preife 
zu 48 Fr. 84 Gent. oder über 34 fl. vom bad. neuen Malter, 

Diejenigen, welche das Sinfen der Preife ald eine natür- 
liche Folge der Zehntablöfung betrachten, haben daher ihre 
Behauptung aufzugeben, oder müfjen Die Urfache nachweifen, 
warum in Frankreich diefe Wirkung nicht eingetreten if. 
Vielleicht finden fie die Urfache darin , daß dort der Segen 
des Himmels gefehlt habe, weil die Zehntabjchaffung nicht 
auf dem Wege der Gerechtigfeit erfolgte, 

Präfident: Sie Alle haben fich überzeugt, daß ein folcher 
gründlicher Vortrag aus der Fülle des Schaßes der dem Hrn, 
Negierungscommiffär innwohnenden Erfahrungen nicht fos 
gleich auf die verdiente Weife benußt werben fanır, und ed _ 
möchte deßhalb zweckmaͤßig ſeyn, denfelben auf das jchnellfte 
drucken zu laffen und die Discuffion über die 88. 26 bis 34 
fo lange auszufeßen, bis dieſer Vortrag gedruckt ift. 

Duttlinger: Ich unterftüße diefe Anficht und halte für 
mwünfchenswerth, den Bortrag an die Commiſſion zu vers 
weifen, da man, wie die Erfahrung lehrt, in Commiſſions⸗ 
figungen beffer rechnen fan, als in der Kammer. 

Hoffmann: Es find allerdings in dem Bortrage Grunds 
füge aufgeftellt, und mit Beifpielen belegt worden, auf bie 
man nicht im Augenblick vollftändig antworten kann und ber 
Druck der Rede wird gewiß zu einer gründlicheren Erörter 

rung der Sache führen. 


— 
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v. Rotteck: Ich unterſtütze dieſen Antrag, ſehe aber 
nicht ein, welchen Nutzen es haben ſolle, die Sache an die 
Commiſſion zurück zu weiſen, denn dadurch würde abermals 
eine nicht unbedeutende Verzögerung entſtehen, und dem 
freien Urtheil der Kammer gewiſſermaßen vorgegriffen, ja 
vielleicht Manchem eine Beſorgniß eingeflößt werden, wenn 
die Commiſſion ſich vorher verabredet und einen Geſammtvor⸗ 
ſchlag macht. Ich glaube, daß durch den Commiſſionsbe⸗ 
richt die Sache nad) ihren Hauptprinzipien fchon hinreichend 

- entröickelt ift, und was die Beleuchtung oder Abwägung ber 
Gründe des Herrn Regierungscommiffärs betrifft, jo kann 
diefes von Seite jedes Einzelnen, wenn er die Rede gedruckt 
vor fich hat, ohne Anftand gefchehen, ohne daß man deß—⸗ 
wegen ein Sommiffiondgutachten nothwendig hat. Es handelt 
ſich audy wirffich nicht um Zahlen, fondern um die Würdis 
gung der allgemeinen Prinzipien, und darum follte der Bors 
trag gedruckt und nach einem oder zwei Tagen nach der Berz 
theilung die Discuffion darüber eröffnet werden, wodurch 
feine Zeit verfäumt wird, weil wir einftmeilen mit der Dis⸗ 
cuffion der andern 88. fortfahren. 

Martin glaubt, man könnte die Discuſſion fortjegen, 
ohne nöthig zu haben, den Druck diefer Rede abzumwarteır, 
da es fich bier um Grundſätze handle, mit denen Jeder fo 
weit im Reinen feyn werde, um fein ficheres Urtheil hierüber 
füllen zu fönnen. 

Mordes: Ich traue zwar dem Abg. Martin große 
Einfichteit in den nationalsöfonomifchen Prinzipien zu; aber 
ed gehört Fein gemeined Talent dazu, einen ſo umfafjenden 
Bortrag auf der Stelle gehörig zu würdigen, und erfläre 
mich deßhalb für den vorläufigen Druck. 

Es wird hierauf befchloffen, den fraglichen Vortrag 
dem Druck zu übergeben, und blos die Discuſſion über den 
Art. 36 einftweilen im Anſtand zu bekaffen, 
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Der $. 27, lautend: 

„Der Zehntrohertrag wird, fo meit über die wirffiche 
Zehnteinnahme der zehn Jahre von 4821 bis mit 1830 Rech⸗ 
nungen, Pachtcontracte oder fonftige urkundliche Nachweis 
jungen vorliegen, aus diefen entnommen‘ 

wird fo wie 

$. 28, 

„Mangelt e8 an urkundlichen Nachweifungen über die 
wirflicye Zehnteinnahme eines, mehrerer, oder aller der be; 
zeichneten Sahre, fo ift der Zehntrohertrag, fo weit die Nach— 
weifungen mangeln, durch Schäßung zu beſtimmen“ 

mit Vorbehalt der noch zu beftimmenden Jahre anges 
nommen. 

Zum $. 29. 

„Iſt der Zehntertrag nach Urkunden zwar befannt, haben 
aber dabei ermwiefenermaßen Umftände obgemalter, nad 
welchen derfelbe als zu hoch, oder zu nieder angejehen werben 
kann; fo fol er ($. 30) durch Schäßung berichtigt werden.“ 

Hoffmann: Hier könnte man die Allegation des $. 30 
weglaffen, indem diefe zu dem Glauben veranlafjen möchte, 
daß blos die dort aufgeftellten Beſtimmungen zu ſolchen Bes 
richtigungen veranlaffen dürften, was aber nicht gemeint ift. 

Der $. wird mit Weglaffung der Allegation angenommen. 
$. 30. 

„Eine folche Berichtigung fol namentlich eintreten: 

4) wo die Zehntflur im Laufe der Durchfchnittsperiode an 
Ausdehnung bedeutend zus oder abgenommen hat, ohne 
daß die betreffende Urkunde dieß beachten fonnte; 

2) wo der Zehnte verfteigert und hiebei die Einnahme ent 
weder durch Teidenfchaftliches Bieten über den ‚Zehnts 
werth wenigſtens um ein Zehntel erhöht, oder aber 

durch Gefaͤhrde der Pflichtigen wenigftend um ein Zehntel 
gefchmälert worden tft; 
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3) wo der Zehnte verpachtet war, und die Wächter neben 
dem in Rechnung erjcheinenden. Pachtichilling noch 
andere Leiftungen übernommen, oder neben dem Zehnten 
noch fonftige Bortheile genoffen haben; dann 

4) bei Weinzehnten, wenn der Ertrag auch den Zehnten 
enthält, den. Drtseinwohner von ihren Weinbergen'in 
Nachbargemarkungen entrichteten; fo wie 

5) wenn der Ertrag den Zehnten nicht enthält, den Aus: 
märfer von ihren Neben in der. Gemarfung in ihrem 
Wohnorte leifteten ; \endlich — 

6) bei Holzzehnten in jedem Falle.“ 

v. Rotteck: Hier köunte das noch beigefügt werden, 

was der Abg. Marget früher gemwünfcht hat. Wenn näm⸗ 
lich die Gründe, die eigentliche Wiefen find, doch in einer 
Periode von ſechs Jahren als Aecker behandelt werden, und . 
daun wieder in den früheren Zuftaud kommen, fo wird aller» 
dings der. in diefen Sahren entjlandene höhere Betrag des 
Zehnten feinen Grund abgeben, um bad volle Ablöfunge- 
fapital dem Zehntheren zuzumweifen, und darum follte die 
Scyäßung hiernach berichtigt und dieſes ausdrücklich im 
Gefeße für den Fall feftgefegt werden, wenn etwa durch 
einen zeitlichen oder einen vorübergehenden Gulturwechfel der 
Ertrag. einer oder der andern Zehntgattung gegen den vegel- 
mäßigen oder ordentlichen Ertrag bedeutend vermehrt oder 
vermindert worbet ift. 

Mordes unterftügt den Antrag. 

Minifterialrati Regenauer: Diefe Beftimmung liegt 
wohl fihon im $. 30, Sat 1. Es hat wenigftend die Regie: 
rungscommiffton die Sache nie anders genommen; denn eg 
kann durch einen vorübergehenden Gulturmwechfel der Zehnt: 
ertrag gegen feinen mittleren Umfang allerdings wefentlic 
vermehrt oder vermindert werden, und hierauf muß bei der 
Ablöfung Rücficht genommen werden, 
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Mördes: Ed wäre doch gut, dieſe Beftimmung mit auf 
gunehmen, denn der ganze $. 30 zählt beifpielömweife nur auf, 
welche Fälle zu beachten ſeyn Fönnten. 

Hoffmann: Man follte fie allerdings aufnehmen, denn 
fo deutlich Tantet die Beftimmung nicht; und ich mache noch 
den weitern Antrag, daß beigefeßt wird: „gegen den neueften 
Stand,“ indem man fonft nicht weiß, nach welcher Ver⸗ 
gleichung man dieſe Ausdehnung nehmen ſoll. 

Körner: Es wäre meiner Anſicht nach doch nothwendig, 
ein Grenze feſtzuſetzen, deun man könnte es auch ins Kleine 
unterſuchen, und darum trage ich darauf an, ſtatt des Worts 
„bedeutend“ im erſten Satz „ein Zehntel“ zu ſetzen. 

Dörr unterſtützt den Antrag. 

Marget: Der Grund, warum ich damals meinen An⸗ 
frag ſtellte, war der, weil in den Grund und Unterpfands⸗ 
Büchern die nun da liegenden Grundſtücke durchaus ale 
Wieſen bezeichnet find, und doch Jahre lang]als Aderfeld 
benutt wurden. Deßhalb trage ich darauf an, daß diejenigen 
Wieſen, die feit zehn oder mehr auf einander folgenden 
Sahren ald Ackerfeld benutzt wurden und den Fruchtzehnten bes 
zahlten beider Zehntablöfung, ald Ackerfeld betrachtet werden. 

Mördes: Mein Antrag wäre der, daß der Fruchtzehnte 
nicht erhöht, fondern bei der Taration dasjenige abgezogen 
werde, was nur eine zufällige Erhöhung oder Vermindes 
rung veranlaßte; denn ed wäre ungerecht, wenn dasjenige, 
was nur einige Sahre lang benußt wurde, num für und für 
in Rechnung gebracht werben follte. 

Nettig v.8,: Ich bin mit dem Abg. v. Rottec eine 
verſtanden, daß in dem gegenwärtigen Fall nur Derjenige 

Behnte bevechnetwerbe, der eigentlich hätte fortbezahlt werden 
follen, und nicht der Fruchtzehnte erhöht werden darf, indem 
fonft die andern Befißer der Aecker geftraft- würden, durch 
ben zufälligen Umftand, daß dem Einen ein Unrecht ges 
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ſchehen if: Den Antrag des Abg. Körner unterftüße ich 
mit einer Befchränfung. Ich glaube, daß eine Eulturvers 
änderung auf weniger ald den zehnten Theil der ganzen 
Flur geringen Einfluß auf die Berechnung haben kann, und 
es könnte die Folge entftehen, daß Eufturveränderungen auf 
400 Morgen gar nicht mehr vorgenommen würden, Sch 


möchte daher, um der Schäßung einen größeren Spielraum 


zu laffen, den Antrag ftellen, daß ber zwanzigſte Theil ſtatt 
des Worts „bedeutend“ geſetzt werde. 
Miniſterialrath Regenauer: Man wird vielleicht in der 
Faſſung die beiden Anträge dahin vereinigen können, daß 
man ſagt, „wo die Zehntgattung, beziehungsweiſe die Zehnt⸗ 
flur ꝛe.“ Dadurch würde auch dem Wunſch des Herrn Abg. 
v. Rotteck entſprochen. Die Bemerkung kann ich aber nicht 
theilen, daß ein Stück Feld, das früher Wieſe war, und 
als folche im Lagerbuch aufgezeichnet ift, jeßt aber fort: 
an ald Acerfeld benußt wird, und als folches den Zehnten 
entrichtet, bei der Zehntablöfung als Wiefe behandelt werden 
fol. Die Zehntherrn follen das Ablöfungsfapital für den— 
fenigen Zehnten beziehen, den fie gegemmärtig inne haben. 
Das erwähnte Stück Land ift gegenwärtig Acker, wird allers 
dings: zu dem Ackerlande gerechnet werden, und an dem Ab⸗ 
löfungsfapital des Zehnten von Aeckern Theil nehmen müffen. 
v. Rotteck: Dieß fann nicht anerkannt werben, Wenn 
ein Grundſtück nad; breijähriger Ackereultur wieder in Wiefen 
verwandelt wird, fo wäre es die höchfte Ungerechtigkeit, dem 
Eigenthümer diefes Grundes die Ablöfung in der Art aufzus 
legen, wie wenn es bleibendes Ackerland wäre. Es Fann 
diefe vorübergehende Verwandlung gefchehen, um ein Gut 
für den früheren Bau wieder tauglicher zu machen, und darum 
glaube ich, daß bei folchen Gütern, die zu den Wiefengrüns 
ben gehbren, der Anfchlag des Bruttojehntertrags nach 
dieſem Verhaͤltniß berichtigt werden muß, weil dieſes Fein 


- 


“ 


[2 
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bleibender Ertrag ift, fondern blos als vorübergehender in 
Anfchlag fommen kann. Was den Antrag des Abg. Körner 
und Rettig v. K. betrifft, jo kann ich nicht beiftimmen; 
denn ich glaube nicht, daß diejes im Verhältniß der Auss 
Dehnung der Gemarfung gefchehen muß, fondern überhaupt 
fich auf eine Gemeinde beziehen fol. Diefer Artikel hat den 


Zweck, zu bewirken, daß der Zehntherr oder der Zehntpflich⸗ 


tige nicht bedeutend verfürzt, alfo dem wahren Ertrag fo 
nabe als möglich gefommen werde. Wenn nun eine Anzahl 
von zehn oder zwanzig Morgen einen bedeutenden Unterfchied 
hervorbringt, jo kommt es nicht auf das DVerhältniß zu der 
Markung an, denn die Bedeutſamkeit, tft in dem einen: Sal, 
wie in dem andern, vorhanden, und die Schäßer werden 
ſchon beurtheilen können, wie es fich damit verhält. 

Wetzel II.: Sch unterftüße den Antrag des Abgeordueten 
Margetz denn ich kenne Viele, die, um ihre Felder in 
gutem Stand zu erhalten, folche von Zeit zu Zeit mit Frucht 
bauen; und eben fo unterftüße ich den Antrag, daß man ein 
Zehntel als Gegenftand der Entjchädigung annehme. 

Marget: Falls der Fruchtzehnte nicht vermindert umd 
alles als Wiefe betrachtet werden foll, was auf diefe WWeife 
da liegt, dann hätte ich nichts zu bemerken und wäre um fo 
eher zufrieden, 
Beekk: Sc will nur darauf aufmerkffam machen, daß der 
$. 14 Nr. 2 eigentlich die Frage in Beziehung auf die Subs 
repartition auf die einzelnen Gutsbeſitzer ſchon entfchieden 
hat. Ä 

E8 wird hierauf befchloffen, erftend nach dem Antrag 
des Abg. v. Rotteck, daß die Berichtigung eintreten fol: 
„wenn burch vorübergehende Gulturveränderung eine ober 
die andere Zehntguttung nur auf einige Zeit bedeutend ver; 
mindert oder erhöht würde; zweitens nach dem Antrag des 
Abg. Hoffmann, daß nad) dem Wort'„Ausdehnung“ im 
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erften Saß eingefchalten werde: „gegen den neueften Stand,“ 
baß ferner drittens nad) dem Antrag des Abg. Rettig flatt 
„ein Zehntel“ „ein Zwanzigſtel“ gefeßt werde, mit welchen 
Aenderungen ſodann der $. felbft angenommen wird. 
$. 31. 

„Die Öetreidepreife der einzelnen Fruchtgattungen 
für jedes der zehn Jahre von 1821 bie mit 1830 werden aus 
dem Durchſchnitt der mittleren Marktpreife gebildet, welche 
auf dem für die Zehntgemarfung maßgebenden Hffentlichen 
Fruchtmarfte vom 41. November des betreffenden bis A. März 
des nächftfünftigen Jahre beftanden haben.“ 

„Der mittlere Marktpreis eines und defjelben Markttages 
wird dabei in der Art berechnet, daß für jeden Kauf nadı 
dem ihm angehörigen Preis zuerft der Kaufwerth des vers 
Fauften Quantums beftimmt, dann die Summe diefer Kauf⸗ 
werthe gebildet, und durch die Gefammtzahl der verfauften 
Malter getheilt wird, 

„Die Kreisregierungen werben für alle öffentlichen Frucht⸗ 
märfte des Kreiſes und derjenigen angrenzenden Städte des 
Auslanded, welche dem Inlande ald Markt dienen, die 
Marktdurchfchnittspreife genau berechnen laffen, und nad) 
forgfältiger Prüfung durch die Kreisunzeigeblätter befannt 
machen.“ 

„Fehlt es für einzelne Fruchtmaͤrkte an — 
Materialien zur Preisbeſtimmung, ſo ſind die Preiſe nach 
jenen des nächſten Hauptmarktes mit Rückſicht auf die ge⸗ 
wöhnliche Richtung des Getreideverkehrs auf die Entfernung. 
beider Drte, und auf die Güte der Früchte an beiden Märkten 
durch Sachverftändige abfchäßen zu laſſen.“ 

Sonntag: Sm dritten Satz wird wahrfcheinlic, der 
Ausgangszoll abgezogen werden müſſen, wenn die Preife 
von ben verfchiedenen Fruchtmärften zuſammengeſtellt werden 
ſollen. 

1838, 11, K. Prot. 138 Heft. u 10 
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Miniſterialrath Regenauer: Allerdings werben der 
Ausgangszoll, der Transportaufwand und fonftige Laften 
abgezogen werden müffen. 

Bekk: Ich erlaube mir an den Herrn Berichterftatter in 
Beziehung auf den dritten Abſatz, wonach die Kreisregies 
rungen die Durchfchnittepreife durch die Anzeigeblätter bes 
kannt machen follen, die Frage, ob diefe Bekanntmachung 
definitiv gültig feyn folle, jo daß vor dem Nichter fpäter 
nicht darüber geftritten werden darf, ob die Berechnungen 
der Kreisregierungen richtig find oder nicht. 

Minifterialratb Regenauer: Der Recurs an bie vors 
gefeßte Adminiftrativbehörde ift vorbehalten. 

Bekk: Sn der Natur der Sache wäre es gelegen, daß 
der Richter, der über die Ablöſungsſumme zu entfcheiden hat, 
auch über die Baſis derfelben felbft zu erfennen hätte. Es ift 
übrigens einfacher auf diefe Weife, allein es follte dann 
auch ausdrücklich gefagt werden, daß ein Streit über die 
Richtigkeit der von den Kreißregierungen verfündeten Bered): 
nungen vor dem Richter nicht Statt finde, denn ich bin über; 
zeugt, daß fonft in allen Prozeffen die Bafid angefochten 
werden wird, von demjenigen Theil, der durch die Bekannt⸗ 
machung der Streisregierung fich befchwert glaubt, und es 
follte alfo die ausdrückliche Beftimmung aufgenommen werden, 


daß darüber blos der Recurs an die höhere Verwaltungöftelle 


Statt findet. 

Knapp: Die Marktpreife ald Maßſtab anzunehmen, ift 
höchſt ſchwer, denn in der Regel werden vielleicht nur drei 
Viertel in einem hohen Preife ftehen, während die anderen 
niederer find. Man hat gefagt, daß die Durchfchnittspreife 
angenommen werden follen , allein dieſes kann nur dann 
Statt finden, wenn fohon lange die erforderlichen Aufzeich- 
nungen gemacht worden; allein gewöhnlicd, heißt es eben; 
die beften Sorten haben diefen Preis und die andern jenen, 


t 
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Die Früchte würden hiernach in ber Regel weit höher fommen, 
als fie auf den Märkten zu bezahlen find, und man kann 
deßhalb nur diejenigen Märkte zum Mapftab nehmen, bie 
von Bedeutung find, und wo hierin gehörige Drdnung ges 
bandhabt wird. Die Regierung felbft ift Damit vorangegangen, 
indem fie und von vier Märkten die Preife angab; ich ftelle 
fonach den Antrag, daß die Marftpreife von biefen wier 
Märkten für das ganze Land maßgebend feyn follen, fo zwar, 
daß jeder betreffende Markt für den betreffenden Regierungs⸗ 
bezirf ald Norm gilt. 

Blankenhorn unterſtützt Diefen Antrag. 

Dörr ebenfalld, mit der Bemerfung , daß dadurch das 
Geichäft abgekürzt, und manche Unrichtigkeit vermieden _ 
wirde, 

Miniſterialrath Regenauer: Was biefe angedeutete 
Unzuverläßigkeit der Marftpreife betrifft, fo muß ich bes 
merfen, daß in dem $. 31 bereits gefagt ift, daß ed ba, wo 
die Materialen zur Herftellung eines richtigen Mittelpreifes 
nicht vorliegen, Sache der Schäßer fei, ſolchen nach der 
Lage der Verhältniffe zu beftimmen, und es wird fich auch 
im Allgemeinen nichts Beffered vorfchreiben laffen. Was 
aber den Antrag wegen Auswahl einzelner Märkte für dad 
ganze Land betrifft, jo würde die Ausführung hiernad) große 
Anftände finden. Ich glaube zwar wohl, daß die Gegend, 
die zwiſchen Durlach) und Freiburg liegt, fich theils bei den 
Freiburger, theils bei den Durfacher Preifen gut befinden 
dürfte, allein ich mache darauf aufmerffam , daß. man dann 
unter Anderem, 3.3. für den ganzen Odenwald, einen eigenen 
Mreidbezirf bifden müßte, weil Die Preife dort. bedeutend 

-niederer find, als auf dem Heidelberger Markt. So würben 
noch für manche andere Gegenden befondere Preishezirfe ges 
bildet werden müffen, und ſchon in biefer Beziehung die 
Sache viel fchwieriger werben, ald man beim erften: Anblicke 
10. 
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glauben mag. Es dürfte demnach zweckmäßig ſeyn, es bei 
der Beftimmung zu laffen, die der $. 31 enthält. Die 
Schäßer werden dann in jedem einzelnen Fall beurtheilen, 
welcher Markt zur Norm dienen kann. 

Merk: Sch bin gegen den Antrag des Abg. Knapp; 
benn diefe Eintheilung in Provinzen ift ganz zufällig und 
hängt nicht mit dem Verkehr in diefer Hinficht zufammen. 
Es wiirde eine foldye Manchfaltigkeit in den Berechnungen 
herbeiführen und eine ſolche Prägravation daraus erwachfen, 
daß ed nicht ausführbar wäre. Die Zehntablöfung iſt eine 
allgemeine Maßregel, die nad) allgemeinen Grundfäßen und 
Durchfchnitten, wie alle Operationen diefer Art, auszuführen 
iſt; ich widerfege mich alfo einer folchen Ausfcheidung nad) 
Landestheilen. 

Staatsrath Nebenius: Man würde die Zehntpflichtigen 
in manchen Bezirken, namentlich in der Gegend von Werts 
heim, empfindlich verlegen, wenn man allgemeine SPreife 
annehmen wollte. 

v. Rotteck: Der Abg. Merk hat den Antrag des Abg. 
Knapp, wie es feheint, unrichtig verftanden. Der Abg. 
Knapp möchte gerade die Zahl diefer Bezirke verfleinern. 
Nach unferem Geſetz hat nicht blos das Ober» und Unter- 
land einen verfchiedenen Marktpreis, fondern jede Gemeinde. 

Es fcheint mir aber, daß noch etwas hinzugefeßt werben 
follte, das fo viel ich weiß, auch in der Commiſſion ſchon 
befprochen und befchloffen wurde, daß nämlic, von dem 
Marktpreis ded Audlandes jedenfalls der Aus- und Ein- 
gangszoll abgezogen werden muß, denn der Preis, den das 
Getreide in Bafel hat, ift nicht der Preis, der dem Zehnt- 
heren, oder Demjenigen, ber Getreide zu verkaufen hat, zu 
gut fommt. Es hat den Aus > und Eingangszoll bezahlt, und 
biefe Borauslage muß abgezogen werben. 

Aſchbach: Für den Fall, daß der Antrag des Abg. 
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Knapp den Beifall der Kammer finden follte, muß ich doc) 
darauf aufmerffam machen, was inzwifchen auch einer ber 
Herrn Regierungscommiffäre gethan hat; nämlich die Vers 
hältniffe des Main» und Tauberkreifes, befonders des Oden⸗ 
waldes, find von fo befonderer Art, daß die Heidelberger 
Preife für denfelben nicht angenommen werden Fönnten, 
fondern ein befonderer Preis dafür feftgefegt werden müßte. 

Knapp: Für diefe Gegend könnte fchon noch ein Markt: 
preis gefunden werden, den ich übrigens im Augenblick nicht 
nahmhaft machen kann. Der Abg. Merk fcheint mich übrigeng 
irrig verftanden zu haben, indem meine Abficht gerade dahin 
geht, alle diefe Weitläufigfeiten zu entfernen. Sch hätte 
nichts. Dabei zu erinnern, wenn man für das ganze Land 
einen Preis annähme; allein es ift dieß nicht thunlich. und 
nicht möglich. 

Staatsrat Nebenius: Die Bedenflichfeit des Abg. 
Knapp wird ſich leicht heben, wenn bei Feftfeßung. der 
Preife auf eine zwectmäßige Art verfahren wird. Die Re 
gierung wird zuvörderſt die Preife ohne Zweifel an denjenigen 
Märkten erheben laffen, die als die ficherften zu betrachten 
find , nämlich an ſolchen Märften, wo im Durchfchnitt jährs 
lich die größte Quantität Früchte verfauft wird. Die Preife 
der übrigen Märkte werden ebenfalls erhoben, und wenn bie 
Scyäßer finden, daß diefe Preife auf eine unerflärbare Weife 
von den Preifen der Hauptmärkte abweichen, wenn z. B. 
auf einem kleinen Marfte, von welchem nach dem tegels 
mäßigen Zuge des Getreidehandeld die Früchte nach dem 
größern Marfte abgeführt werben, ein höherer Preis fid) 
herausſtellt, ſo werben fie fagen, der Preis fei nicht maß⸗ 
gebend. Ä Ä 

Hoffmann: Der Anftand des Abg. Knapp könnte 
durch einen Zufag zum 6. 32 gehoben werden, in ber Art, 
'wie Herr Staaterath Nebenins es beabfichtigt, daß naͤm⸗ i 
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lic, die Schäßer ‚berechtigt feyn follen, Abzüge oder Er 
höhungen zu machen, wenn die Preife durch befondere Vers 
hältniffe, die vor Augen liegen, außerordentlich gefteigert 
oder niedergebrückt worden find. Wenn man gar nichts fagt, 
fo werden die Schäßer diefe Macht nicht haben, denn fie 
dürfen blos nach den Beftimmungen, wie fie gegeben find, 
Abzüge machen oder nicht, 

Körner: Ich bin mit dein Abg. A fch ba ch einverftanden, 
daß der Antrag des Abg. Knapp nicht völlig ausführbar 
ift, befonders nicht für den Odenwald und den Wertheimer 
Kreis, der feine Früchte nach Heidelberg führt, und wo bes 
deutende Transportfoften Statt finden. Wenn man in 
zweifelhaften Fällen glaubt, daß nicht hinreichende Preisbe⸗ 
flimmungen vorhanden feien, fo fünnte man den Schäßern 
einräumen, ſich an die Steuerperäquationspreife anzulehnen. 

Wolff: Sene Gegend führt den größern Theil ihrer 
Früchte nicht nach Heidelberg, fondern nach Mildenberg ; 
man müßte daher den dortigen Preis zum Mapftab nehmen. 
Mördes: Ih würde mic dem Abg. Knapp aus allen 

Kräften widerfegen, wenn er Beiftimmung fände. Den Zus 
faß des Abg. Hoffmann halte ich dagegen für annehmbar. 
Wir wollen nur den Markt von Moßbach und Heidelberg 
ind Auge faffen, mo eine Erhöhung der Preife eintreten 
fonnte, ohne daß die Schäßer nad) diefem S. verfahren dürften. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. v. Rotted, dem 
$. noch beizufeßen: „Bei Berechnung der Durdyichnittss 
preife der ausländifchen Märkte ift der zur Zeit des Marfted 
beftandene Ausgangszoll des Inlandes und Eingangszoll 
bed Auslandes abzuziehen“ zur Abftimmung gebracht und 
angenommen; der Antrag des Abg. Knapp dagegen 
abgelehnt. 

Als der Antrag des Abgeorbnieten Bett auf einen Zufaß, _ 
wonach gegen die Entfcheidungen. der Regierungen auf die 
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vorgetragenen Einwendungen der Recurd an die höheren 
Berwaltungsbehörden vorbehalten bleiben folle, zum Abſtim—⸗ 
mung gebracht werden wollte, äußert 

Staatsrath Nebenius: Sch glaube nicht, daß hierüber 
eine höhere Adminiftrativentfcheidung zugelaffen werben follte; 
denn die Kreisregierungen find doch Diejenigen Stellen, die. 
am genaueſten mit den Rocalverhäftniffen befannt find. Die 
obere Behörde kann eine folche Localfenntniß in diefer Aus⸗ 
dehnung nicht befigen, weil das Feld ihrer- Thätigfeit viel 
größer ift. Sie muß fich alſo in folchen Fällen lediglich auf 
die Berichte der unteren Behörden verlaffen, und ich würde 
eher in diefem Fall vorfchlagen, es fol eine Entfcheidung 
etwa nad Bernehmung der Kuuftverftändigen erfolgen, wos 
von in einem fpäteren Artifel die Rede ſeyn wird, und die 

auch bei anderen Fragen von dem Richter zu Rath gezogen 
werden formen. 

Bekk: Ed find nicht nur Berichte, die ind Auge zu faffen 
find, fondern Materialien, worauf die Bekanntmachung der 
Kreisregierung beruht, und diefe konnen angefochten jeyn. 
Es kann viel Streit über die Bafid eines folchen Durchfchnitts 
entftehen, und da muß ein Rechtsmittel vorhanden feyı, 
weil ja die Kreisregierung ihre Bekanntmachung erläßt, ohne 
vorher die Betheiligten Darüber gehört zu haben. Wenn man 
in anderen Fällen ein Urtheil erfter Inſtanz zugleich als. das 
der letzten Inſtanz ergehen läßt, ein Urtheil, das auf eine 
vorherige Berhandlung mit den Parthieen er 
folgt ift, fo mag dieß angehen; allein hier wird der Betheis 
ligte nicht gehört, fondern er erhält in der Recursinſtanz 
zum erſtenmal Gelegenheit feine Einwendungen vorzubringen, 
Darum ift ein folder Recurs nothwendig. Das Minifterium 
des Sunern Fann aber natürlich Die Sacjverftändigen, von 
denen der Herr Regierungscommiſſär gefprochen hat, eben⸗ 
falls hören, und noch andere Beweismittel anordnen. Die 


=“ 


152 Verhandlungen der II, Kammer. 


einzige Bebenklichkeit gegen die Verweiſung an den Richter 
ift nur die, daß dadurch die Prozeffe gar fehr vermweitläufs 
tigt werden, und daß ed möglich ift, Daß von zwei verfchier 
denen Gerichten, für deren Bezirk ein und derfelbe Markt 
maßgebend ift, das eine die Bekanntmachung der Kreidres 
gierung ald unrichtig erkennt, das andere diefelbe beftätigt. 
Um nun felche Ungleichheiten zu vermeiden, wäre es gut, 
wenn man, ftatt einen Streit darüber vor dem un zuzu⸗ 
laſſen, nur einen Recurs geſtattete. 

Merk: Ich glaube auch, daß man die Erhebung der 
Durchfchnittöpreife nicht an den Richter verweifen, fondern 
der von dem Richter erhobene Preis von der Verwaltungs⸗ 
behörde, alfo von den Sachverftändigen, beurtheilt werden 
foßte. Was nun aber den Recurs gegen die Preife betrifft, 
fo fcheint er nicht ganz natürlich zu ſeyn, fondern hier tritt 
ein andered Rechtömittel ein. Der Preis wird durch die 
Kreisregierung befannt gemacht, und wenn nun Diejenigen, 
die dabei betheiligt find, feine Befriedigung darin finden, fo 
fönnen fie ihre Einwendungen dagegen erheben, db. h. fie 
müffen andere Thatfachen vorbringen, und die Kreisregie 
rung hat dann nad) diefen beigebracdhten näheren Bemweifen 
die Sache zu reguliren. Es ift alfo blos ein regelmäßiges 
Verfahren und fein Recurd nothwenbdig. 

Rettig v. K.: Sch fehe die Bekanntmachung der Preid- 
beftimmung nur als eine Smitiative an, welche die Regies 
rung zu treffen hat, damit die einzelnen Gemeinden eine 

Baſis erhalten, nach der fie ihre Befchlüffe faſſen können. 
Wollte man aber durch die Preisbeftimmung abfchneiden, 
daß fie gar feine Einwendungen mehr vorbringen Fönnten, fo 
würde dieſes bie entgegengefegte, nämlich die Folge haben, 
daß manche Gemeinden, denen biefe Preisbeftimmungen zu 
hoch erfcheinen, abgeneigt würden, in dieſes Gefchäft eins 
zugehen. Sch glaube allerdings, daß, wie der Abg. Berk 
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fagte, die Gemeinden, welche gegen diefe Beltimmung, in 
Beziehung auf fih, Einwendungen vorzubringen haben, in 
die Lage fommen fünnen, diefe durch den Recurs in einer 
höhern Inſtanz bei der Berwaltungsbehörde vorzubringen, 
weßhalb ihnen diefes vorbehalten werben follte. 


v. Rotteck: Wenn aud) diefe Regufirung bei der Kreis— 
regierung vorgenommen wird, fo würde ich Doch noch einen 
Recurs flatuiren, denn fonft heißt e8 fo viel als der Kreis— 
regierung das Prädikat der Snfalibilität zuzugeſtehen, das 
man blos der höchften Behörde giebt, und man foll damit 
allerdings nicht freigebig feyn. Es fünnte eine Irrung bei 
ber Kreisregierung Statt finden, denn irren ift menſchlich. 
E83 fünnte fogar noch der andere menfchliche Fall eintreten, 
daß blos durch die Mehrheit einer einzigen Stimme ein 
folcher Beſchluß Statt fände, wodurch dann dieſe einzige 
Stimme für unfehlbar erklärt würde. Darum wünſche ich, 
daß ein Recurs noch bis zur höchften Stelle Statt finde, weil 
auch ein von ber höheren Inftanz gefältes Erfenntniß nach 
ber Ueberzeugung der Bethriligten befchwerend feyn Fann. 
Nach den allgemeinen Principien ift alfo noch ein weiterer 
Recursräthlich, wogegen, wennderfelbe nicht'geftattet würde, 
eine irrige Entfcheidung der Kreisregierung heillos wäre, 
d. h. nicht mehr geheilt werden könnte. 


Mordes: Menn auc die Kreisregierungen weniger 
fallibel wären als fie es, gleich jeder andern menfchlichen 
Einrihtung, find, fo muß man doch auf die Leichtfertigkeit 
Rückſicht nehmen, mit der die Marftpreife gefammelt werden. 
Es geht ein niederer Diener des Gerichts von einer Parthie 
zur andern, fragt nad, und notirt ohne Prüfung deren 
Angaben, um folchergeftalt den Durchfchnitt zu bilden. 
Nach einer ſolch willkührlich aufgeftellten Norm können 
daher ſo richtige Beſtimmungen, wie die hier beſprochenen 
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ausfchlieglic nicht regulirt werden, wenn man nicht in 
vielen Fällen ſchwere Bedrückungen veranlaffen will. 

Stanterath Nebenius: Wenn Alles auf den Recurs 
der Parthieen ausgeftelt wird, fo würde es fehr fonderbare 
Refultate geben. Geſetzt, es wird der Preis für Freiburg 
feftgefetzt,, und es löfen darauf zehn Gemeinden ab. Bei 
der eilften Ablöfung recurirt der Berechtigte oder Pflichtige, 
und es wird nun ein anderer Preis für Freiburg feftgefegt. 
Es handelt ſich bier nicht von dem Zufchlag, nicht von der 
Verminderung des Preifeg wegen der Transportfoften, fon« 
dern um ben Localpreis von Freiburg felbfl. Die vorges 
fchlagene Beſtimmung würde meiner Ueberzeugung nach zu 
bedenflichen Nefultaten führen. Ich glaube, daß man 
jedenfalls fefifegen müßte, daß die Preife durch dad Ans 
zeigeblatt befannt zu machen feien, und alle Reclamationen, 
die von den Berechtigten oder Pflichtigen vorgebracht werben 
wollten, in Beziehung auf die Zehentablöfung, die fie beab— 
fichtigen, oder die mögliche Auffündigung, die erfolgen kann, 
innerhalb gewiffer Frift bei der Regierung vorgebradht 
werden müffen. Die Regierung wird fid) darauf befchränfen, 
die Preisberechnungen, wie fie ihr mitgetheilt worden find, 
öffentlich befannt zu machen; fle wird zur Abgabe der Eins 
wendungen gegen diefe Preisberechnungen in einer gewiſſen 
Zeit einladen, und wenn ſolche einkommen, dieſelben prüfen 
laffen, und darüber entfcheiden, was, meiner Anſicht nadı, 
das zwechmäßigfte Verfahren feyn würde. 

Welcker: Wenn man bei foldhen Beltimmungen eine 
aus dem Vertrauen der Betheiligten bervorgegangene Bes 
hörde vor fich hat, dann bedarf es Feiner Appelation. Wenn 
man fich aber beflimmten Staatsbehörden hingeben muß, ſo 
muß man auch bei fo wichtigen Gegenfländen die Appellas 
tion frei laffen, wenn man feine Inconvenienzen. herbeis 
führen mil. Daß aber ein. Termin beftimmt wird, in 
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welchem dieſe Reclamationen vorzubringen find, Täßt ſich 
durchaus rechtfertigen, und ift durchaus paffend, Der 
Recurs felbft aber ift von großer Wichtigkeit, und die Kreis» 
regierungen würden felbft in Berlegenheit gefeßt werden, 
wenn man fie inappellabel machen wollte. 

Staatsrath Nebenius: Wefestlich ift, daß wenigftend 
fein Recurs Statt findet, ehe die. unteren Behörden, bei er: 
hobener Einfprace, die Sadye gehörig geprüft haben, und 
darum wird jedenfalld die Reclamation gegen die befaunt 
gemachten Preife bei der Regierung anzubringen und von 
ihr darüber zu entfcheiden ſeyn, damit nicht ein Recurs in 
einer Sache Statt findet, welche die Mittelbehörde nod) 
nicht gehörig geprüft hat. | 

Merk: Meine Anficht ift jedenfalls vortheishafter für die 
Pflichtigen, ald wenn man fie an den Recurs vermweidt. Es 
ift nicht um die Beurtheilung, fondern um die nackte Samms 
lung von Thatfachen zu thun. Wenn nun die Betheiligten 
im Wege des Recurfed auftreten und fagen, hier fei ein Jrrs 
thum im Anfaß, fo muß man doch vorausfegen, daß diefer 
Irrthum erfannt werden müſſe, weil er blos auf einfachen 
Thatfaden beruht. Der Kreiregierung muß von der 
anderen Seite bewiefen werben, der Preis fei anders, und 
dann muß fie ihn annehmen. Auf. diefe Weife giebt fidy die 
Sache mehr im Wege der Regulirung als im Wege des Ne; 
curfes, wo nur Wiederholungen Statt fanden. 

Bekk: Ich bemerfe nur zum Vorſchlag des Herrn Regies 
rungscommiffärd, daß ich Damit ganz einverftanden bin; aber 
gegen die definitive Entfcheidung der Kreisregierung muß 

. ein Recurd Statt finden, und es wird fehr angemeffen feyn, 

daß die Kreidregierungen die ‘Preife mit der Aufforderung bes 
fannt machen, daß, wer fid) dadurch befchwert hält, inners 
halb zwei Monaten, oder in irgend einem andern Termin, 
feine Gründe dagegen vorzubringen habe, und wenn biefes 
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gefchehen, oder die Frift verlaufen fei, fo werde das Purga⸗ 
torium ertheilt. 

v. Tſcheppe: Ich unterftüße diefen Antrag. Die Kreids 
regierungen werden feine Mühe haben, bei geordneten 
Marktſtädten die Preife fo zu ftellen, daß gar feine NRecla- 
mationen Statt finden, ausgenommen ed müßte ein Schreib» 
fehler oder ein Rechnungsfehler begangen werden, der nad) 
einem allgemeinen Aufruf leicht zu berichtigen feyn wird. 

Hoffmann: Ein Termin zu Vorbringung der NReclas 
mationen wird wohl nidyt gegeben werden fünnen; da die 
Leute blos bei der Ablöfung in den Fall fommen, den Fehler 
zu;erfennen. 

Bekk: In fpäterer Zeit kann der Zehentherr die Ablöſung 
felbft fordern, die Gemeinde darf alfo blos darum , weil fie 
nicht ablöfen will, zur Sache nicht fchmeigen. 

Rettig v. K.: Ich mache den Abg. Bekk daranf aufs 
merkſam, daß folche reclamirende Gemeinden, ehe fie ihre 
Reclamationen vorbringen, fidy) nad) verfihiedenen Ders 
häftniffen erfundigen müffen. Sie werden Gorrefpondenzen 
nöthig haben, und darum follte man einen Termin von drei 
Monaten fegen. 

Es wird hierauf befchloffen: 
Im dritten Abfaß des Paragraphen auszufprechen: daß von 
den Kreisregierungen die berechneten Marktdurchſchnitts⸗ 
preife öffentlich und mit der Aufforderung befannt gemacht 
werden follen, daß Diejenigen, welche ſich befchwert glauben, 
innerhalb drei Monaten ihre etwaigen Einwendungen vors 
zubringen haben, daß darauf die Kreisregierungen die Ents 
foheidungen geben, und hierüber der Recurs an die höheren 
Berwaltungsbehörden offen ftehe; womit fodann der ganze 
Paragraph angenommen wird. 

$. 32, 
„An dem nad vorfiehendem Paragraph bes 


- 
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Rimmten Preis für jedes Jahr wird ein vew 
hältnißmäßiger Abzug gemacht, wenn die Frucht» 
preife der Zehntgemarfung wegen ihrer Entlegenheit vom 
Marfte, wegen geringerer Güte ihred Erzeugniffes, oder 
aus andern Urfahen, gewöhnlich unter den Marftpreifen 
eben; ein verhältnißmäßiger Zufchlag aber, 
wenn die Fruchtpreife der Zehntgemarfung bei vorzüglicher 
Güte ihres Getreides, oder, weil in ihrer Umgebung we; 
niger Frucht erzeugt wird, oder aus fonftigen Urfachen in 
der Regel höher find, ale die Preife des Marktes.” 


„Welcher Marftort für die Zehentgemarfung maßgebend 
fei, welcher Abzug am Marftdurchfchnittöpreife, oder welcher 
Zufchlag zu ſolchem Statt finden müſſe, beftimmen die ſach⸗ 
verftändigen Schätzer ($. 64.).“ 


Bekk: In Beziehung auf den lebten Abfag wird nun 
noch im $. 31 etwas zu beftimmen feyn, indem die Kreis; 
regierung mit der Belanntmadyung der Marftpreife audy zu: 
glei zu verfünden haben wird, für welche Diftrifte der 
Marktpreis gilt; denn fonft wüßte man nicht, weldje Ges 
meinden betheiligt find. 


Minifterialrath Regenauer: Das ift nicht die Tendenz 
des Entwurfs. Nicht die im S. 31 erwähnten Sachjverftäns 
bigen follen den Preisbezirf beftimmen, fondern die für jeden 
Ort aufgeftelten Schäßer follen angeben, nach welchem 
Markt die Preife des Orts fich richten müſſen. Es wird 
hierin eine Abänderung nicht getroffen werden fünnen. Es 
ift viel ficherer, den einzelnen Schäßern, welche die Ber: 
hältnifje des Orts geprüft haben, die Beftimmung zu über: 
lafjen, nad) welchem Markte die Preife des Ortes fich richten 
follen. Es wird 5. B. der Schäßer aus Durlach, der recht 
wohl im Stande feyn mag, den Marktpreis von Durlach 
zu prüfen, denn doch nicht mit Sicherheit fagen können, ob 
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ein Drt im Amte Eppingen fi nad) dem Durlacher Preis 
zu richten habe. 

Bekk: Es ift aber doch nothwendig, befannt zu machen, 
welche Gemeinde bei der Beſtimmung dieſes Marftpreifes 
betheiligt fei; wogegen es nicht gerade nothwendig feyn 
wird, daß die Drtefchäßer diefed beftimmen, fondern die 
Sreißregierung foll e8 erheben, und nach Maßgabe aller 
Gutachten befanunt machen, 3. B. der Marktpreis von Ueber⸗ 
Iingen gelte für den Diftrift von da bie dorthin. 

Mordes: Ich will den Abg. Bekk nur darauf aufmerks 
ſam machen, daß, wenn der Zufat des Herrn Berichters 
fintterd genehmigt werden follte, dieſes im Voraus nicht fo 
genau ſich beftiimmen läßt. Er hat die Abfickt, die Bes 
ſtimmung hinzuzufügen, daß da, wo zufällige örtliche Vers 
häftniffe die Auswahl eined andern Marftortd räthlich 
machen, die Echäßer darüber erfennen follen. Nun fünnte 
ed ſeyn, daß durch folche Verhältniffe das Marftgebiet bes 
fimmt würde, von denen die Betheiligten nicht unterrichtet 
wären. 

Bekk: Es liegt gerade in meinem VBorfchlag, eine Bes 
ſtimmung zu treffen, daß bie ——— dieſes amtlich 
zu erheben habe. 

Hoffmann: Die Kreisregierung ſoll blos vorläufig den 
Rayon beftimmen, wo dann doc den Schägern überlaffen 
bleibt, zu fagen, diefer oder jener Drt fei maßgebend. Wenn 
diefes neben einander beftehen kann, fo fönnte der Vorſchlag 
wohl aufgenommen werden. 

Miniſterialrath NRegenauer: Die Kreisregierung in 
Raftadt wird nicht beflimmen können, melde Orte im 
Neckarkreis fi, nach dem Durlacher Markt richten. Es giebt 
bier zwei Syſteme: das eine Syftem, wonach gemiffe Preiss 
bezirke nad vorgängiger Unterſuchung durch das Geſetz 
ſelbſt beſſimmt werden, und das andere Syſtem, wonach 
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man den Echäßern an Drt und Stelle überläßt, zu beftim; 
men, welcher Marftort der maßgebende feyn werde. In 
dem Entwurf ift das leßtere Syftem gewählt, und wollte 
man den Borfchlag ded Abg. Beff annehmen, fo müßte 
man auf das erftere zurückgehen. Eine vorläufige Unters 
fuhung der Kreisregierungen, die ſchon mir großen Schwies 
rigfeiten verbunden ift, kann nicht fo umfafjend Statt finden, 
und ift.unfider. Man hat von Seiten der Regierung ges 
rade deshalb beftimmte Preisbezirfe nicht gewählt, weil 
man glaubte, es fei mit großen Umfländen verbunden, zum 
Voraus zu fagen, diefer oder jener Ort richte fich nadı 
biefem oder jenem Marfte, 

Staatsrath Nebenius: In jedem Bezirk könnte man 
einige Märkte bezeichnen, die ald maßgebende Hauptmärfte 
zu betrachten wären, 3. B. im unterrheinifchen Kreis der 
Markt von Heidelberg, der, wenn Zweifel über die Rich— 
tigfeit der Preife entftcht, berüdfichtigt werden würde; fo 
wird für den oberrheinifchen Kreis Freiburg, für den Gees 
freid Ueberlingen. ald Hauptmarft beftimmt. Wenn auf diefe 
Weiſe die Regel feftgefegt ift, fo Fanın Seder Vergleichungen 
anftellen. Auf eine andere Weife ift es nicht möglich zu 
verfahren; die Regierung und das Minifterium können 
durchaus nicht die Orte beftimmen, welche maßgebend feyn 
follen. Es laͤßt ſich überhaupt für feinen Ort eine allges 
meine Beftimmung geben; denn wie jegt eine veränderte 
Berechnung zur Ausmittlung des Neinertrags ded Zehnten 
beliebt worden ift, fo kann fehr häufig der Fall feyn, daß 
man für verfchiedene Sahrgänge verfchiedene Marftpreife 
als maßgebend betrachtet. Der Preis des Getreides hat in 
‚ gewöhnlichen Zeiten feine regelmäßige Abftufungen von den 
untern Gegenden des Landes bie an die Schweizer Grenze; 
im ehemaligen Mainz und: Tauberfreis aber gegen Nords 
weſten hin. Wenn ein Mißwachs im Norden entfteht 5: fo 
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fleigen unfere Preife, von dem füdlichen Theil unferes 
Landes gegen Norden. Es kann dann ber Fall feyn, daß 
man aus der Gegend von Freiburg Getreide auf dem Rhein 
“ herunter führt. Wenn eine Theuerung auf dem Gontinent 
entfteht], fo ift die Folge die, daß die Preife von Holland 
bi8 nad der Schweiz fleigen. Im Sahr 1816 wird man 
anders rechnen müflen,, als im Sahr 1832, 


Bekk: Nach den gegebenen Auffchlüffen, nehme ich meinen 
Vorſchlag zurüd. 


v. Tiheppe: Sch Fannn ebenfalld nicht beiftimmen, daß 
eine Normalmarftftadt aufgeftellt werden folle. Jede Kreids 
regierung hat die Preife zu beftimmen, die maßgebend feyn 
fonnen, und dann muß es doch den Schäßern überlafien 
feyn, für welche Marftfladt fie den betreffenden Ort am 
Helegenften finden. Wie fann die Kreisregierung in Konftanz 
berechtigt feyn, zu beftimmen, Singen foll nad, der Markt» 
ſtadt Radolphzell behandelt werden, während jenes den 
Markt in Stein vorzieht. Das fann eine Kreisregierung 
nicht fo wiſſen, als die Schäßer, welche die Berhältniffe 
alle erwägen; ich wünſche daher, daß es bei der Faſſung 
der Sommiffion bleiben möchte. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. Hoffmann zur- 
Abftimmung gebracht, und in der Form angenommen: 

‚Wenn der Marktpreis eined Marftortd, wegen befonde> 
„rer Berhältniffe, an und für fich felbft von den Schäßern 
„für zu hoch oder zu nieder erachtet werden; ſo ſoll es den 
„Schätzern überlaſſen bleiben, einen andern Marktort als 
„maßgebend zu beſtimmen,“ womit der Paragraph ſelbſt 
angenommen wird. 

$. 33. 

„Der Weinpreis fir jedes der zehn Jahre von 1821 bis 

mit 4830 ift der SHerbfipreis des Orts nach einem durch 


LX. Sitzung v. 27, Geptember 4833. 461 


Schaͤtzung beftimmten Abzug für die geringere Qualität Bes | 
Zehntweines.“ 

„Mangelt dur Herbſtpreis ganz oder zum Theil, fo wird 
er für daB betreffende Jahr, mit Ruͤckſicht auf bekannte Preife 
der Nachbarfchaft, durch Schäßung beſtimmt.“ 

Sonntag: Sch wünfchte, daß der Abzug im Gefet gleidy 
feftgefegt merben möchte, weil die Pflichtigen zu kurz kommen 
fönnten, wenn man ed der Wilführ überließe. Ich weiß, 
daß geringerer Zehntwein zu 4 fl. verfauft wurbe, während 
sin anderer 42 fl. foftete, und darum wird fich der Abzug 
auf 45 Prozent reguliren, allein ich mache den Vorfchlag, 
nur 10 Procentabzuziehen. 

Minifterialsath Regenauer: Der Borfhlag ſcheint 
allerdings billig, aber nicht zweckmaͤßig. Es iſt im Ganzen 
wohl ald richtig anzunehmen, daß der Zehntmein geringer 
iſt, als der andere; allein es befteht felbft wieder ein großer 
Muterfchied in Bezug auf diefe Preisdifferenz. Es fommt 
nämlid darauf an, in welcher Weife ber Zehntwein ges 
fammelt wird, ob er an den Neben, an der Kelter, an ber 
Bütte, oder vom Faß gefammelt wird. Die Preisdifferenz 
jwifchen den Zehnt» und eigenen Weinen kann hiernady von 
weniger ald zehn bid über dreißig Prozent betragen; ich 
glaube darım nicht, daß ed zwedmäßig und billig wäre, 
hierüber eine-fefte und gleiche Beſtimmung ins Geſetz aufzu⸗ 
nehmen. 

Herr: Man würde ſich in große Schwierigkeiten ver⸗ 
wickeln; die Einen würden fehr übervortheilt werben, amd 
Andern würbe bie Sache zu gut fommen. Sch weiß auch 
Gegenden, wo ber Zehntwein der beite ift, wo ich nur Freis 
burg als Beifpiel anführen will. Dort trinftiman bei dem 
Heren Erzbifchof an der Tafel Zehntwein, und diefer wird 
wahrlich nicht den fchlechteften am Tiſch haben. 


Der S. wird unverändert angenommen. 
1833. II, K. Prot, 138 Heft, 414 
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Eben fo der 
$. 34, Tautend: 

„Der Preis für andere unter bem Zehntrohertrage befindliche 
Naturalien wird von jedem der zehn Jahre von 1821 big mit 
4830 durch Schäßung feftgefegt.‘‘ 

$. 35. | 
„An dem zu Geld berechneten jährlichen Zehntrohertrage 
fommen in Abzug: 
4) die Berwaltungefoften, und zwar 

a) die von dem Zehntberechtigten beftrittenen Koſten der 
jährlichen Zehntabfhägung und Verpachtung bei in Pacht 
gegebenen, die Koften für Zehnt- und Kelterinfpeltoren, 
Zehnt: und Kelterfnechte, dann fonftige Koften für das 
Einfammeln, Einführen und Ausdrefhen oder Keltern bei 
felbft eingeheimsten Zehnten, die Koften für die zur Zehnts 
fanmfung erforderlichen Geräthfchaften, der Werth etwaiger 
hiezu verwendeter Frohnden, nach dem Durchfchnitt von 
1821 big mit 1830. 


„Hierunter begriffene Naturalien werden nad den für den 
Zehntrohertrag des betreffenden Jahres ausgemittelten Preis 
fen zu Geld berechnet.‘ 


„Sind die Koften zugleich für andere Gefchäfte des Zehnt⸗ 
herrn aufgewendet worden, fo fommt hier nur ein verhält 
nißmäßiger Theil in Anſatz.“ 

b) „Der Aufwand für Zehntfcheuern und Keltern, beftehend 
in dem Zinfe vom dermaligen Kaufwerthe der Gebäude, fo 
wie im mittlern Betrag der jährlichen Unterhaltungsfoften, 
Staats- und Gemeindelteuern, dann Brandverficherungss 
beiträgen für die Gebäude. Er wird, wenn diefe zur Zehnts 
erhebung ınebrerer Gemarfungen dienen, bei jeder einzelnen 
nur im verhältnißmäßigen Theile berechnet. Eben fo wird 
aur ein Theil des Aufwandes berechnet, wo das Gebäude 
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nicht ausfchließlich zur Zehntfammlung beftimmt ift, fondern 
auch zu anderen Zwecken dient.‘ 

c) „Der Aufwand für Auffpeicherung und Einfelerung, 
für die dazu erforderlichen Geräthfchaften, und für die 
Kaftenknechte und Küfer nach dem Durchfchnitt von 1824 
bis mit 1830, fo mie der Aufwand für Speicher und 
Keller, beftehend in dem Zinfe vom dermaligen Kaufwerth 
der Gebäude, fo wie im mittleren Betrage der jährlichen 
Unterhaltungstoften, Staats- und Gemeindefteuern, dann 
Branbverfiherungebeiträgen für die Gebäude. ANe diefe 
Ausgaben fommen aber nur im Verhältniß des Quantum 
von Naturalien, welche vom Zehntertrag eingeheimdt 
wurden, zu der Quantität, welche bei der ganzen Verwals 
tung eingieng, und der hiernach berechnete Aufwand für 
Einfellerung, Küfer und Keller nur mit dem vierten Theil 
Davon in Anrechnung.‘ 

d) „Die Befoldungen und Bureaufoften der Bezirfövers 
waltungen nach Verhältniß ihrer Einnahmen vom Zehnten 
gegen ihre Sefammteinnahme.” 

2) „Die Steuern, nänlid) 

a) „die Staatöftener nad) dem Steuerfapital ded Zehnten 
im mittleren in der Periode von 1824 bis mit 1830 ausge⸗ 
ſchriebenen Jahresbetrage.“ | 

b) „Die Gemeindeumlagen nah Schätung, begründet 
auf den neueften Stand, die befonderen Berhältniffe der 
Gemeinde und die Vorfchriften der Gemeindeordnung.“ 

3) „Die Abgänge und Nachläſſe nad dem Durdy- 
ſchnitt ihres Betrags in der Periode von 1824 bis mit 1830, 
jedody nur in fo weit, als fie an der dem mittleren Zehnts 
rohertrage zum Grund gelegten Einnahme der Durchfchnittes 
periode nicht ſchon in Abzug gefommen find.“ 

„Wo der Zehntertrag nicht aus Rechnungen, fondern durch 
Schägung beftimmt wurde, iſt es auch die Aufgabe ber 
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letzteru, die Abzüge anzugeben, bie unter den Rubriken 4 und 
3 Statt zu finden haben.“ | 

„Wurden die Abzüge aus Rechnungen erhoben, fo find fle 
— wo nöthig — durch Schägung zu ergänzen und zu bes 
zichtigen, namentlich auch die in ben Rechnungen etwa nicht 
vorgemerkten Frohnden in Anrechnung zu bringen.“ 

Bet: Was den zweiten Sat hinfichtlich der Steuern 
betrifft, fo habe ich hier Einiges zu bemerfen. Es find hier 
die Stantöfteueru nad die Gemeindeumlagen aufgeführt; 
allein es giebt auch Beiträge zu ben Bezirksſchuldentilgungs⸗ 
kaſſen, die auch hierher gehören, und .die Kriegskoſten, bie 
ba umgelegt worbeu find, möchten unter den Staatöftesern 
und Gemeindeumlagen nicht begriffen ſeyn; ich ſchlage daher 
den Beifag vor: „auch die Beiträge zu den Bezirksſchulden⸗ 
tilgungskaſſen und.die Kriegsfoften, fo wie andere nach dem 
Steuerfapital zu tragende Laſten.“ 

Vielfach unterftügt. 

Rettigv. K.: Vorläufig gefagt, glaube ich faum, daß 
man auch die Kriegsfoften abziehen darf. Wir müßten ans 
nehmen, daß in der Regel von Zeit zu Zeit ein Krieg wies 
derfehrt, und dieſes gehört nicht unter die Rubrik von Laſten, 
. die auf dem Grund und Boden haften. Ich war ſchon in der 
Sommiffion der Meinung, daß der Satz Liät.-c. wegbleiben 
folle; allein ich gebe die Hoffnung auf, meine Meinung 
durchzuſetzeu, und befchränfe mich bloß auf den Zehnten ber 
Pfarrer und Schullehrer. Wir wiffen, daß unfere Pfarrer 
und Schullehrer nicht fo viel Wein und Fruschtcompeteng has - 
hen, daß fie ſich damit auf den Handel legen fünnten, und ihre 
Einkellerung und Auffpeicherung bezieht ſich auf ihre ‚eigene 
Sonfumtion. Warum alfo dieſe nody einen Abzug erleiben 
fole, dazu fehe ich feinen Grund ein, und fchlage daher var, 
in Lit. c. beizuſetzen: „mit Ausnahme des Pfarr und Schul 

n.“ 
Miniſterialrath Regenauer: Ich unterftüge nicht nur 
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biefen Autrag, fondern dehne ihn noch weiter aus. Die Res 
gierung hat für Aufſpeicherungs⸗ und Einfellerungdfoften 
durchaus nichtd angenommen, weil fie auf der andern Seite 
auch die höheren Preife, welche die Einfellerung und Aufs 
fpeicherung den Fruchtfpeculanten und Weinhändlern eins 
bringt, unberücfichtigt ließ. Die Commiſſion fucht zwar der 
Anficht der Regierung zu widerfprechen,, indem fie fagt, es 
fönne fein Zehntbezieher ohne Speicher und Keller feyn, er 
müffe fchon, um den Ertrag aufzubewahren , diefe Gebäude 
erhalten. Diefe Behauptung entſpricht indeß der Erfahrung 
nicht. Es muß der Zehntbezicher allerdings, wenn er fich 
nicht ganz den Händen der ihm gegenüberftehenden Zehnt« 
pflichtigen überlaffen will, die Zehntfcheuern und Keltern 
beibehalten. Speicher und Keller hat er aber zu diefem Behuf 
nicht nöthig. 

Die zweite Betrachtung ber Sommiffion ift die, daß, wenn 
audy bie im Entwurf vorgefchlagenen Preife ald die dem 
Bezug des Zehnten angemefjenen anerfannt werden, daraus 
sticht folge, daß die Speicherfoften nicht in Abzug fommen 
dürften. Allein die Auffpeicherung der Garben gefchieht ist 
der Zehntfchener, wo im Laufe des Winters bis zum erften 
März die Früchte gebrofchen, und fogleich auf den Markt 
gebracht werden fonnen, um durchaus ohne Speicher und 
Speicherfoften die Preife zus erzielen, die der Ablöfungsbes 
rechnung zu Grund gelegt werben follen. Die Früchte fonnen — 
‚wie gefagt — von der Zehntfchener auf den Markt geführt 
werben, und wenn fie bei Zehntverpachtungen nicht in ber 
Scheuer ded Berechtigten liegen, fo liegen fie in der Scheuer 
und aufdem Speicher bed Beftänderd. Diefer hat überall, 
wo der Zehnt verpachtet war, nicht ſchon am erften Nos 
vember, oder gar gleich nach der Ernte abzuliefern gehabt, 
fonbern erſt dann, ald das ganze Gefchäft vollendet war, 
alfo in der Regel am Anfang ded Monats März. Wie 
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fönnten nun in einem oder andern Kalle auch noch Speicher: 
foften des Zehntheren in Abzug fommen? Es ift weiter bes 
merkt worden, daß die Herbitpreife nicht gerade diejenigen 
Preife feien, die man bei dem Verkaufe des Weins in der 
Kelter erziele, fondern es gefchähe ein großer Theil der 
Beräußerungen im Herbfipreife aus den Kellern, es müßten 
daher auch die Kellerfoften in Betracht fommen. Es mag 
nun aud) feyn, daß einzelne Parthieen zur Herbſtzeit erft 
aus dem Keller verfauft werden, allein der größte Theil des. 
Weins wird von der Kelter oder den Bütten weg verkauft. 
Wenn übrigens auch die Betrachtung der Commiſſion geltend 
gemacht werden wollte, fo bitte ich zu erwägen, daß, wenn 
man bie Koften für Einfelerung und Auffpeicherung berück⸗ 
fichtigen will, man auch die Speculationgpreife für ältere 
Weine berücdfichtigen müffe, die weit höher find, als die 
Preife des neuen Weins; denn befannt ift, daß, wer immer 
bei dem Weinhandel Flug verfährt, auch gewinnt. Ferner 
ift noch zu bemerfen, daß bei einem großen Theil des Zehnten 
ein Abzug fohon darum nicht Statt finden könnte, weil dem 
Zehntbezieher die Laſt, die abgezogen werden fol, nicht 
einmal obliegt, wie z. B. die Pfarrer und Schullehrer, die 
in der Regel feine Häufer zu bauen haben. Es ift häufig 
nicht Pflicht der Pfründe, die Pfarr» und Schulhäufer mit 
ihren Speichern und Kellern herzuftellen; wie fann man nun 
der Pfründe eine Laft abziehen wollen, die ihr nicyt obliegt ? 
Zuletzt ift auch die Repartition, die hinfichtlich diefer Abzüge 
vorgefchlagen ift, ganz unrichtig; ed würde hiernach eine 
Ungleichheit unter den Zehntpflichtigen felbft entfichen, es 
würde bloß darauf anfommen, ob viele Zehnten im Bezirk 
eingefammelt worden find, oder nicht, und namentlich, ob 
in einem gewiffen Ort eingefammelt wurde, oder nicht. 
Wenn 3.8. in der Gemarkung Durlach eine Zehntfammlung 
nicht Statt hatte, fo würde bei Durlach ein-Abzug für 
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Speicher und Keller nicht eintreten; allein diefer Abzug 
würbe in Größingen Statt finden, fobald die Verwaltung 
fich veranlaßt gefehen hätte, den Zehnten von dort einzus 
fanmeln. Man follte daher den Borfchlag der Eommiflion 
mit Lit. ce. ganz ftreichen; auch behalte ich mir ‘vor, 
gegen Lit. d. zu fprechen, wenn über Lit. c. abge 
ftimmt ift. 

Buhl: Ich glaube mit dem Abg. Rettig, daß bie 
Kriegsfteuern nicht abgezogen werben follten, weil richtig 
ift, daß man dadurch in einer gewiſſen Zeitperiode eigentlich 
auf Krieg rechnen würde, Wenn ich aber auf bie Sjahre hin« 
fehe, wonach der Preis des Zehnten beftimmt werden fol, fo 
finde ich die Verewigung des Kriegs wieder, weil wir die 
Kriegsjahre mit in Rechnung nehmen; ich trage deßhalb 
darauf an, daß man diefen Punkt ausgefegt läßt, bis die 
Durchfchnittöpreife fefigefegt find; denn wenn Kriegsjahre 
angenommen werden, fo mäffen aud) die Kriegäfoften in 
Abzug fommen. 

Staaterath Nebenius: Sch halte dieß für gegründet. 

Welcker: Sch glaube aud;, daß die Sache ausgeſetzt 
bleiben kann, weil dort genauer der Grundſatz zu befiimmen 
ift. Was die Koften für Auffpeicherung und Einfellerung 
betrifft, fo unterftüge ich den Antrag des Abg. Rettig, da 
ich jeden Antrag unterlügen werde, der dahin geht, die 
Berhältniffe für die Schullehrer und Geiftlichen vortheilhaft 
feftzuftellen, und ich überzeugt bin, daß bei dem ganzen 
Zehntablöfungsgefchäft keine Klaffe ungünfliger geſtellt ift, 
als diefe; da befanntlicdy immer, wenn man den Zehnten in 
Verwaltung geben muß, theild Koften, theils auch Verluſt 
entfteht; was bei den andern Zehntberechtigten nicht ber 
Hal ift, die überhaupt eine freiere Verwaltung haben. Sich 
glaube aber nicht, daß ganz allgemein, wie der Herr Regie 
rungscommiffär geſagt hat, diefe Koften ungbgezogen bleiben 
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follen; denn die Grundfäge der Commiſſion ſcheinen mie 
nicht ganz widerlegt zu ſeyn, durch das, was der Herr Re— 
gierungscommiffär angeführt hat. Es ift doch gewiß, daß 
befonders bei großen Zehnteinfünften dieſe Aufſpeicherungs⸗ 
oder Einfellerungstoften unmittelbar bei dem Zehntberech⸗ 
tigten oder Demjenigen, der ben Zehnten pachtet, in Abzug 
fommen, weil dadurch der Neinertrag gemindert wird. 
Hoffmann: Mir fcheinen die Gründe der Commiſſion 

durch die Erinnerungen des Herrn Regierungscommiffärd, 
nicht widerlegt. Er fpricht davon, die Erfahrüng zeige, daß 
diejenigen Zehntberedjtigten, bie nicht einkelern und auf 
fpeichern,, feinem Keller und Speicher hätten, allein wenn 
biefes ift, fo werden nad dem Vorfchlag auch Feine Koften 
in Abzug gebracht. Wenn die Auffpeicherung in den Zehni⸗ 
ſcheuern gefchieht, fo ift Feine Frucht anf den Speicher ge 
kommen, und ed wird befhalb auch kein Abzug gemacht, 
und wenn der Wein von ber Kelter weg verfauft wird, ſo 
geichieht ebenfalls Fein Abzug. Was die Ungleichheiten ber 
trifft, die daraus entftehen, fo kann dieß fein Grand feyn, 
keinen Abzug zu machen, denn ganz gleich wird man die 
Gemeinden ohnehin nicht behandeln können. Den Borfejlag 
bes Abg. Rettig, daß die Koften bei den Geiftlichen und 
Schullehrern nicht in Abzug gebracht werden follen, kann 
ich nicht gegründet finden, denn ich fehe nicht ein, warum 
eine Ausnahme von der allgemeinen Regel gemacht werden 
fol. Was Aber den weiteren Antrag wegen des Abzugs der 
Kriegskoſten betrifft, fo folte man dieſen Punkt ausgeſetzt 
ſeyn laffen, bis die Frage über bie Durchfchnittsjahre erledigt 
it. Ich halte für unbilig, daß die Kriegskoſten in Abzug 
fommen, weil diefe für eine Zeit ————— werden, die 
ſchon verfloſſen iſt. 

Buhl: Was die Einkellerungskoſten betrifft, ſo muß ich 
den Antrag der Commiſſion unterſtuͤtzen, und glaube, daß 
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das, was der Herr Regierungscommiſſaͤr gegen die Ein⸗ 
kellerungskoſten ſagte, nicht ganz gegründet iſt. Die Res 
gierung hat naͤmlich abſolut in Folge ihrer Eigenſchaft als 
Zehutherr die Einkellerung nothwendig gehabt, denn es lag 
in ihrem eigenen Intereſſe. Wenn fie ihren Zehntwein zu⸗ 
gleich im Herbſt mit andern Nothverkaͤufern verkauft 
hätte, ſo witrde fie einen um fo viel geringeren Preis er⸗ 
halten, und audy den Weinpreis um fo viel vermindert 
haben, daß fle dadurch bei der Berechnung in Schaden fonts 
niert Würde. Die Preife würden nicht fo hoch ſeyn, went 
die Zehntherren ihre Weine gänzlich im Herbſt verkauft 
hätten, weßhalb auch die Einkellerungskoſten mit Billigkeit 
in Abzug gebracht werden. Im Ganzer ſchwebt ir aber 
bei Allen diefen Abzügen das Traurige vor, daß manche 
Diftritte, beſonders diejenigen, die feit längerer Zeit vers 
pachtet wurden, gegen die andern Diftrifte, wo felbft ein 
geheimst worden ift, außerordentlich zurückkommen, und 
die fchöne Berechnung, melde der Herr Miniſterialrath 
Regenauer aufgeftellt hat, fehr an ihrer Wahrheit und 
MWirklichfeit verliert, daß nämlich bis auf 30 Ptozent im 
Ganzen es ſich belauft, denn in denjenigen Gegenden, wo 
die Verpachtungen Statt fanden, gab es wenig odet gar 
keine Koſten, und bei den Zehntverpachtungen werden biefe 
Koften von den Pächtern nicht berechnet. Es liegt auch ein 
Beifpiel aus der Nachbarſchaft vor, wo erft kurz won dein 
herrſchaftlichen Schaͤtzer der Kärtoffeljehnte auf 800 fl ge⸗ 
ſchaͤtzt, und um 1900 fl. verpachtet wurde. 

Minifterialrath Regenauer: Die Mehrheit der Zehnt⸗ 
beſtaͤnder beſteht aus Leuten, die, wenn fie pachten, auch 
prüfen, was ſie pachten, und deßhalb darauf Rückſicht 
nehmen, daß ihnen doch wenigſtens ein billiger Erſatz ihres 
— den fie wit der Einſammluug hatten, zu Statten 
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Das, was der Herr Abgeorbnete hinfichtlich der Ungleich⸗ 
heit bemerft hat, die entftehen würde, wenn man nach dem 
Vorſchlag der Commiſſion verführe, betrifft allerdings manche 
Zandestheile, wobei ic) zunächit die Domänenverwaltungen 
im Auge habe. Beftehen gar Feine Speicher und Keller und 
hat nie eine folche Einheimfung Statt gehabt, fo wird auch 
nad) dem Antrag der Gommifjion Fein Abzug Statt finden, 
Eine Unbilligkeit Liegt meiner Anficht nach darin, daß man 
die Koften in Abrechnung bringen will, die doch in der That 
nur von dem Weinhandel und Fruchthandel herfommen, 
während man die höheren Preife nicht vergütet, die Derjenige 
genießt, der feinen Wein in Keller legt. Und wenn zulebt 
von dem Herrn Berichterftatter bemerkt worden ift, er fei 
fehr dagegen, daß bei den Pfarrern und Schullehrern diefer 
Abzug unterbleibe, fo muß ich mich faft wundern; denn ich 
habe vorhin bemerkt, daß die Pfarreien und Schulen die 
Laften der Unterhaltung von Speicher und Keller in der 
Pegel gar nicht einmal zu beftreiten haben; darum fol nun 
ihnen eine Laft abgezogen werden, die fie gar nicht zu leiften 
haben? ch wiederhole, daß ich es nicht für recht halte, den 
Saß unter Lit. c. ftehen zu laſſen. 

Wesel II.: Den Antrag des Abg. Nettig, daß die 
Pfarrer und Schullehrer frei bleiben ſollen, unterftüge ich, 
da ich ohnehin fürchte, daß fie an ihren Gompetenzen vers 
lieren werden; und ich dehne den Antrag noch dahin aus, 
daß auch die Armenanftalten eben fo befreit werden jollten. 
Man bat unter Lit. c. aud) angenommen, daß auch die 
Gebäude, wo die Weine eingefellert werden, berückſichtigt 
und abgezogen werben, 3.B. Waifenhäufer, die aud) größere 
Keller haben müffen,. ald andere, nicht wegen des Zehnten 
fondern wegen ihrer Vorräthe. E3 ift alfo Leicht möglich, 
daß diefe Stiftungen, die jo wohlthätig find, hinjichtlich 
ihrer Beſtimmung verlieren; und nach der Verfaſſungsur⸗ 
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funde follen fie doch nichts verlieren; darum fehe ich wahr; 
lich mit Trauer in bie Zukunft, indem, wenn ihnen dasjenige 
nicht wieder zu gut fommt, was ihnen durch die Ablöſung 
des Zehnten entgeht, manche Wohlthat nicht mehr geſpendet 
werden kann. 

Knapp: Der Abg. Buhl hat einen Gegenſtand zur 
Sprache gebracht, auf den ich in der Commiſſion ſchon auf— 
merkſam machte. Ich glaube, es iſt nothwendig, daß man 
ſich hier über gewiſſe Procente ausſpricht; denn im ganzen 
Kinzigkreis wird feit längeren Jahren keine Frucht mehr auf 
gefpeichert. Die Speicher find zwar noch da, allein wenn 
die Berechnung fo wie hier ftehen bliebe, fo fäme diefer 
Landestheil fchlecht weg. Der Zehnte wird verpachtet, allein 
der Marktpreis von Martini bis März wird dafür bezahlt, 
Ein unrechter Maßſtab wird angewendet, und nad) eben 
Diefem unrechten Maßſtab fol auch die Ablöfung in Zufunft 
erfolgen. Sch bitte darauf einige Rückficht zu nehmen, denn 
es ift eine der drückendſten Laften, die auf die Zehntpflichtigen 
geworfen würde, wenn nicht eine gewiffe Summe, vielleicht 
der zehnte Procent, für folche Gegenden in Abzug PRRER wo 
die Früchte nicht mehr aufgeſpeichert werden. 

Marget: Nach unſerem beſtehenden Geſetz kommt, wenn 
nicht ein Viertel der Ernte durch Hagelſchlag zu Grunde geht, 
nichts in Abzug; allein ich weiß aus Erfahrung vom vorigen 
Jahre, wo ich ſelbſt als Schätzer aufgetreten bin, daß in 
gewiſſen Gemarkungen die ganze Sommerernte völlig vers 
bagelt wurde, fo daß die Gemeinden felbft den Samen in 
ber Nachbarfihaft kaufen mußten, und doch haben fie Feine 
Entfchädigung erhalten, weil die übrige Ernte ziemlich gut 
ausgefallen iſt. Man ſollte deßhalb hierin ein anderes Ver⸗ 
fahren beobachten, da es Gegenden im Lande giebt, die ſehr 
oft von ſolchen Gewittern heimgeſucht werden. 

Dörr: Was der Abg. Marget bemerkte, hat ſeine volle 
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Nichtigkeit, denn ic weiß, daß von einzelnen Gemeinden 
Borftellungen eingefommen find, worauf von dem Minis 
fterium des Innern die Antwort erfolgte, daß, wenn nicht 
ein Viertel der ganzen Ernte verborben fei, feine Entfchädis 
gung Statt finde. Nun haben aber diefe Gemeinden, in dem 
Jahren 1851 und 4832 das Unglüd einer Mißernte gehabt, 
jedoch ift die Summe zur Begründung eines Nachlaſſes um 6 fl. 
nicht erreicht, und fie find befhalb abgewiefen worden, worin 
offenbar eine große Härte liegt. Es ift nun traurig genug, 
daß diefe Leute feinen Nachlaß erhalten, und wenn fie auch 
noch das Verlorne für die Emwigfeit ablöfen müßten, fo 
wäre es eine doppelte Ungerechtigkeit. 

Minifterialrati Regenauer: Es wird allerdings nicht 
für jede Kleine Befchädigung Nachlaß gegeben; und es befteht 
bei den Domänenverwaltungen die Regel, daß wenn ein 
ſolcher Hagelfchaden unter einem Viertel des Rohertrags bes 
trägt, ein Nachlaß nicht Statt finde. Für Hagelfchaden diefer 
Art ift alfo Feine Ausgabe in der Rechnung, es hat ein Abs 
zug nicht Statt gefunden, und es wird deßhalb bei der Feſt⸗ 
ſetzung des einfachen Betrags, der dem Ablöfungskapitaf 
zu Grund liegt, feine Rückficht darauf genommen. ch glaube 
aber auch, daß diefed ganz in ber Natur der Sache liegt. 
Die Zehntpächter haben bei Pachtung des Zehnten auf dieſes 
Verhaͤltniß Kückficht genommen, und ſich bei ihren Geboten 
darnach gerichtet. Wollte man nun eine Beftimmung geben, 
wonach auch die geringeren Befchädigungen zu beachten 
wären, fo muͤßte man auch die weitere Beſtimmung hinzu—⸗ 
fügen, wonach in diefem Fall auch die Zehntpachtzinfe an⸗ 
gemeffen zu erhöhen wären. Im Refultat bliebe es alfo doch 
bei den Folgen des Entwurfs. 

Marget: Die Zehntpächter können allerdings nicht 
"darauf Ruͤckſicht nehmen, weil gerade vor der Ernte die Ver⸗ 
pachtung geſchieht, wo man nicht meht Auf Unglücksfaͤlle 
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"rechnet. Wenn aber der Zehnte auch auf mehrere Jahre ver- 

fteigert wird, jo Fünnen die Pächter ein Jahr in das andere 
rechnen, 

Minifterialrati Regenauer: Wenn ein mehrjähriger 
Zehntpacht abgefchloffen wird, fo muß der Nettvertrag ber 
fetten Periode erheben, und der Pachtzind hienach regulirt 
‘werben. 

Merk: Sch bin zwar auch dafür, daß man die Compe⸗ 
tenzen der Pfarrer und Schullehrer und die Einfünfte der 
milden Stiftungen möglichft erleichtert, und in diefer Hins 
ficht fichert, jedoch nur in fo weit, als dieſes auf Koften der 
Sefammtheit gefchehen kann, nicht aber wie hier, mo «8 
auf Koften einer Klaffe der Gefammtheit, nämlich der Zehnts 
pflichtigen geſchehen fol. Wenn wir hier eine Ausnahme 
machen, fo führen wir in den Grundfaß der Ablöfung große 
Ungleichheit ein, weil Denjenigen, die jetzt zufällig ihren 
Zehnten an folche Anftalten geben müffen, eine Laſt nicht 
in Anfchlag gebracht wird, die bei den Andern, welche ihren 
Zehnten an andere Berechtigte geben müffen, in Abzug 
fonmt. Darin liegt eine Ungleichheit, die mir fo flörend 
ſcheint, daß ich nicht beiftimmen kann. 

Was aber den Vorfchlag des Abg. Knapp betrifft, fo 
unterftüge ich ihn, gerade um die Ungleichheit auszugleichen, 
die jeßt Durch eine gewiſſe Zufälligfeit entftanden ift, daß der 
Zehnte verpachtet und nicht aufgefpeichert wurde. Ob dieß 
zehn Procent ſeyn follen oder nicht, kann ich nicht ermeffen. 


Minifterialrath Regenauer: Aus welchem Grunde fol 
denn dieß gefchehen? Es foll nach bem Commiffionsantrage 
ein Abzug für Speicher und Keller Statt finden, wo wirf- 
lich aufgefpeichert und eingefellert worben ift; wo aber dieſes 
aichtStatt fand, kann doch. wahrlich. kein Abzug hiefür eintreten. 
Ich würde einen folchen Abzug etwa nur als eine Strafe ba» 
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für anfehen, daß der Zehntherr weder Speicher noch Keller 
gebrauchte. 

Hoffmann: Sch kann auch Feine Bafts für den Antrag 
des Abg. Knapp finden. Man hätte vielleicht in Beziehung 
auf die verfchiedenen Berechtigten eine nähere Unterfuchung 
anftellen und nach DBerfchiedenheit der Wirthfchaft Abs 
ftufungen in dem Maß der Abzüge, aber nad) beftimmten 
Procenten machen follenz; allein jegt kann man Feine folche 
Abftufung machen. 

Merk: Der Grund ift der, weil Derjenige, welcher den 
Zehnten pachtet, folchen auffpeichern muß, und diefe Koften 
auf fich nimmt, 

Hoffmann: Darum giebt er aber auch weniger Pacht. 
Pas den Antrag des Abg. Marget betrifft, fo ift diefer 
im $. 30 Nr. 2 berüdfichtigt. Wenn nämlich der Pächter auf, 
folche Verhältniffe Feine Nückfidyt genommen hat, jo muß 
ein Abzug Statt finden. 

Mohr: Sch ipreche für den Sommiffionsantrag und gegen 
jenen des Herrn Negierungscommiffärd, daß der Aufwand 
für Auffpeicherung und Einfellerung nicht abgezogen werben 
folle. Wenn wir überhaupt annehmen müffen, daß die beffere 
oder geringere Qualität der verfäuflihen Waare zu dem 
geringen oder hohen Preiſe beiträgt, jo können wir auch 
nicht in Abrede ftelen, daß wenn der fich ergebende bedeus 
tende Vorrath der Zehntbefiter dem öffentlichen Verkehr vor⸗ 
enthalten wird, fomohl im Herbft als in den andern Jahrs⸗ 
zeiten der Preis ſich fehr modifteirt. Sn der Herbftzeit be> 
fonderd entgeht der Zehntwein, der von geringerer Qualität 
iſt, dem Verkehr, indem er eingelegt wird, und Derjenige, 
der eingelegt wird, fteigert Dadurch, daß er die Concurrenz 
vermindert, den Preis. 

Daffelbe gilt von der Auffpeicherung der Früchte, indem 
dadurch, daß dieſe nur von Zeit zu Zeit verfauft werden, 


LX. Sitzung vom 17. September 1833. 175 


der Marft geringer wird. Da nun die Auffpeicherung und 
Einfellerung nur die Mittel find, um den Preis zu beftimmen, 
fo müffen fie auch in Anfchlaß gebracht werden, wenn man 
den Neinertrag feftfeßen will, 

Schinzinger: Sch unterftüße den Antrag ded Abg. 
Wetzel 11, daß befonderd auch Armenftiftungen berück- 
fichtigt werden. Sch fehe nicht ein, warum die Auffpeiche- 
rung und Einfellerung hier nicht in Abzug gebracht werden 
ſolle. Mit der Zehntverabreichung hört des Zehntberechtigten 
Eigenschaft als folcher auf; und er wird, wenn er Wein 
einfellert, eigentlich Weinhändler. 

Was den Antrag des Abg. Knapp betrifft, fo kann ich 
ihn nicht unterftüßen, da jeder Zehntpächter die Einfäch- 
fungsfoften durch den Werth des Stroh, welches bei dem 
Fruchtzehnten nicht in Anfchlag gebracht wird, vergütet ers 
hält, bei dem Weinzehnten aber diefelben befonders in Ab- 
zug bringt. 

Duttlinger: Ich hatte in der Sommiffton die Meinung, 
daß, ald zu dem Kreis der VBerwaltungsfoften gehörig, bie 
Ausgabe für Zehntſcheuer und Keller abgezogen, aber nicht 
dazu gezählt werden dürfen, die Ausgaben für Auffpeiches 
rung und Einfellerung; und bin deßhalb der Meinung ges 
wefen, daß es nicht gerecht und nicht billig wäre, wenn 
man auch diefe Ausgabe abziehen wollte, aus denfelben 
Gründen, die fo eben mit mehr Klarheit und Gründlichkeit 
von dem Herrn Negierungscommiffär aus einander gefegt 


worden find, als ich fie früher in der Gommifftongberathung 


aus einander gefeßt habe. Sch habe heute noch nad) allen 
Gründen und Gegengründen diefelbe Meinung, die ich das 
mals hatte, und fchlage deßhalb vor, daß die Beftimmung 
unter Lit. c. ganz aus dem Entwurf bleibe. Der Abg. 
Mohr, welcher den entgegengefegten Antrag machte, ift 
dabei von einer irrigen Vorausſetzung ausgegangen, nämlich 
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davon, daß die Preife von einer fpäteren Zeit zu Grund ge- 
legt werben bei Feſtſetzung des Ertrags, alſo die Preife, bie 
zu jener Höhe durch das Mitl der Auffpeicherung und Ei ' 
fellerung gebracht würden. Es werben aber andere Preife zu 
Grunde gelegt, 3. B. bei dem Wein die Preife im Herbft, 
wicht aber diejenigen, die ſich barftellen, nachdem der Zehnt- 
berechtigte die Handlungen eines Weinhändlerd, nämlic, die 
Aufſpeicherung und Einfellerung vorgenommen hat. Nach 
den Handlungen eined Subjects, das offenbar in fo fern in 
den Kreis der Weinhändler gehört, als dadurdy höhere 
Preife herbeigeführt werden, kommen diefe bei Berechnung 
der Zehnterträgniffe nicht in Anfchlag, fondern die Herbſt⸗ 
preife, und darumı ift die Folgerung nicht richtig, Die der 
Abg. Mohr daraus 308. 

Kuapp: Wenn diefe Vorausſetzung richtig wäre, daß 
die Pächter Rückficht Darauf nehmen, fo wäre es fchon recht; 
allein fie fteigernin den Tag hinein, und diefes foll nun von 
der Geſammtheit erfeßt werden, womit man offenbar eine 
Ungerechtigkeit begeht. Als man fich um einen Staatebeitrag 
von ſechs Zwanzigftel und vier Zwanzigftel ftritt, hat man 
von Seiten der NRegierungscommiffion und mehreren Mit: 
‚gliedern diefe fcheinbare Rechnung aufgeftelt, daß man nur 
Kapitalien von 1000 fl, und 500 fl. zu zahlen habe, allein 
geßt wird diefe Rechnung auf andere Art und zum Nachtheil 
derjenigen Gegend zurückgenommen, wo biefe Auffpeicherung 
nicht mehr befteht; 

Staatsrat; Nebenius: Es fcheint, daß auf ben Abg. 
Knapp dieſe Vorftelung einen -fo tiefen Eindrud macht, 
daß er in dem Geſetz felbft dad Heilmittel gegen diefen 
‚Schaden nicht finden kann. Es ift allerdings der Fall, daß 
in einzelnen Gemeinden durch Teidenfchaftfiche Steigerer ber 
Ertrag zu hoch hinauf getrieben worben ift. ‚Solche Steige: 
mungen werben immer Statt finden; allein Diejenigen Pers 
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ſonen, die fo Teidenfchaftlich find , werden über kurz one 
Lang ihrem Bermögen einen ſolchen Schaden zufügen, daß 
die ‚Folgen ihrer Handlungsweife in ihrem zerrütteten Ver⸗ 
mögenszuftand fichtbar werben.: Daher wird es in Orten, wo 
folche Teidenfchaftliche Steigerungen Statt fanden, nicht 
fchwer fallen, die Beweife für diefe Thatſache aufzufinden, 
Alsdann wird der zweite Satz bes $. 30 Anmendung finden, 
und ed wird dann ber Ertrag des Zehnten eine verhäftnißs 
mäßige Berminderung erleiden. 

Es wird hierauf befchloffen: 

4) Die Schlußfaffung über den die Kriegsfoften betreffen, 
den Punct ſo lange zu fuspendiven, bis die Sabre, aus 
welchen bad Zehntablöfungsfapital berechnet werben fol, 
beftimmt find. 

2) Nadı dem Antrag des Abg. Bekk dem — Satz 
noch beizufügen: „Beiträge zu den Bezirksſchuldentilgungs⸗ 
kaſſen, ſo wie andere nach dem Steuerkapital zu tragende 
Laſten.“ 

Die übrigen won den Abg. Rettig v. &, Duttlinger 
und Wege IL. geftellten Anträge wurden jänunslich ver⸗ 
worfen, worauf 

Minifteriafrath Regenauer äußert: Wir haben von 
Seiten ber Regierung nicht für billig gehalten, daß Beſol⸗ 
dungen und Bureanfoften ber Bezirksverwaltungen berück⸗ 
fichtigt werben. Es follen alle jene Koften in Abzug kommen, 
die ſich unmittelbar auf die Verwaltung des Zehnten beziehen, 
nicht aber ſolche, die nicht unmittelbar damit verbunden ſind. 
Dahin gehören diejenigen der Bezirksverwaltung, und wenn 
man file abziehen wollte, fo würde eine Ungleichheit unter 
den verjchiedenen Zehntherren Statt finden. Ein großer - 
Theil. derfelben hat gar feine Bezirksverwaltungen und bei 
ihm kann ein folcher Abzug überhaupt nicht eintreten, und 
dadurch, daß bei einem Theile, der zufällig — ag Händen 
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eined größeren Zehntherrn ift, ein Abzug ftatuirt wird, würbe 
eine ungleiche Behandlung herbeigeführt. Weberbieß werben 
die Kapitalien, welche an die Stelle des Zehnten treten, fie 
mögen in Güter beftehen oder auf fonftige Weife verwendet 
werden, gewiß diefelben Bezirföverwaltungsfoften veranlaffen, 
wie die Zehntverwaltung ; ja esift diefe für die Bezirksverwal⸗ 
tung viel einfacher, als die Kapitalanlage und jede andere 
Art der Verwendung der Kapitalien. Schon in diefer Hin⸗ 
ficht würde es nicht recht fegn, wenn ein Abzug Statt fände. 

Schinzinger: Ich theile die Anficht des Herrn Regies 
rungscommiffärd, und ftelle daher den fürmlichen Antrag 
auf den Strich des Satzes sub lit. d. Mit dem Antrage des 
Abg. Knapp, auf Abzug gewiſſer Procente bei allen Zehnten, 
bin ich nicht einverftanden, denn alddann würde der Abzug 
der Allgemeinheit, und felbft Denen zu gut fommen, bei 
welchen feine Bezirföverwaltungsfoften bisher beftanden. 
Der Umftand, daß bei einer Gemeinde für die Koften sub 
lit. a. — c. etwas mehr abgezogen werben fann, als bei 
der andern, kann fein Grund ſeyn, überall auch Bezirksver⸗ 
waltungsfoften 2c. abzuziehen. Allein der Grund, daß aud 
in dem Fall der Zehntablöfung VBerwaltungsfoften der Kapi- 
talien, oder anderer daraus aquirirter Güter, entftehen, 
muß in Betracht fommen, indem diefe mit den Koften der 
Zehntverwaltung nicht zu verwechjeln find. Diefe Verwal⸗ 
tung fann nicht wohl von der Zehntadminiftration beforgt 
werden, wofür allerdings feine Koften in Abzug zu bringen 
find, 

Staatsrath Nebenius: Das ift eined Jeden eigene 
Sache, ob er fein Vermögen felbft verwalten oder Semand 
dafür aufftellen will, und cd wäre ungeredht, wenn man 
Demjenigen einen Abzug machen wollte, der fein Vermögen 
verwalten läßt. In jedem Fall werden eine lange Reihe von 
Sahren hindurch die Gefchäfte eher vermehrt ald vermindert 


LX. Sitzung v. 47. September 1833. 179  , 


werben. Es wird noch lange eine Rente bezahlt werben 
müffen, und ich glaube, die Domänenverwaltungen werben 
mit diefer Rente mehr zu thun haben, als wir ung jet vor⸗ 
ftellen. 

Rettig v. K.: Ich unterftüge den Antrag und glaube, 
daß Lit. d. ganz geftrichen werden könnte, denn es fehlt an 
einer Bafıd. Das Verhältniß des Zehnteinfommens zu dem 
übrigen Einfommen ded Zehntberechtigten ift eine ſchlimme 
Baſis, denn es ift die Frage, ob Einer reich ift oder nicht. 
Wenn man aud, den Sag annehmen wollte, fo kann bie 
Rückficht aufdiefes und jenes Verhältniß, und ob die Revenue 
gering ober bedeutend ift, auf die Zehntpflichtigen durchaus 
feinen. Einfluß haben. So wie der Zehnte abgelöst iſt, fo ift 
er reines Vermögen, und die Bermögensverwaltung gehört 
nicht mehr unter die Zehntlaften. 

Bekk: Der Hauptgrund betrifft nur den Staatszehnten, 
und hinfichtlic, diefes Zehnten würde ich wünfchen, daß 
biefes zum wirklichen Antrag erhoben, und von der Commiſ⸗ 
fion nochmals berathen würde, denn, was den Staatözehnten 
betrifft, fo könnte man allerdings eine Gleichheit, die wirk⸗ 
lich billig ift, eintreten laffen, und nach dem Antrag des 
Abg. Knapp gewiffe Procente per aversum feftfeßen, 
was dann allen Zchntpflichtigen nach gleichem Maßſtab zu 
gut kommen follte. Bei dem andern Zehnten Täßt ſich diefes 
nur darum nicht machen, weil die Ablöfung nicht gleichzeitig 
gefchieht, und es nicht eine und diefelbe Perfon ift, welche 
die Entfchädigung erhält. Der eine Zehntherr hatte bisher 
mehr Verwaltungsfoften, der andere weniger, und für Alle 
eine gemeinfchaftliche Norm feftzuftellen, oder aber dieſen 
Laftenabzug gleich zu repartiren, ift deßhalb nicht möglich. 
Bei dem Staat aber ift fein Hinderniß vorhanden. Wenn - 
man Materialien befigt, von denen der Herr Regierungs⸗ 
commiflär felbft gefprochen hat, fo Fanıı man ſagen, jedem 


. 
« 


480 Berhandlungen der II. Kantiner. 


Staats zehntpflichtigen werden gleiche Procente von dem 
Zehntrohertrag abgezogeit und Feine weitere Berechnung ges 
macht. Der Abg-Knapp hat richtig bemerkt, daß im der 
andern Manipulation eine große Ungleichheit liege. Die 
Zehntherrn felbft kann man freilich nicht alle über eitten 
Leift fehlagen, denn der eine hat mehr der andere weniger 
Verwaltungskoſten, alleit gegerüber den Zehnt pflichtigen 
ſoll dieß feinen Uinterfchied begründen, Die Pflichtigen haben 
am dieſes Benefteium des Gefeges gleichen Anfpruch, wer 
auch ihr Zehntherr ſei, und ob er zufällig mehr oder weniger 
Verwaltungskoſten hatte: Daher füllte man von flrengen 
Rechtswegen, alle dieſe Bortheile, die badurdy gewonnen 
werden, in eine Maſſe zufainmen nehmen und repartiren. 
Weil dieß.aber hinfichtlich der übrigen Zehntpflichtigen nicht 
ausführbar ift, fo glaube ich menigftend, daß man es von 
Seiten des Staats wirklich ausführen follte. 
Miniſterialrath Regenauer: Der Abg. Bekk hat bie 
ſpeciellen Berwaltüngsfoften mit den Koften der Bezirkövers 
waltung verwechfelt; er hat ferner verwechfelt,, die Koften 
an Drt und Stelle, mit den Koſten, die die Gefchäfte der 
Domänenverwaltungen im Allgemeinen herbeiführen. 

Was die erfteren Koften betrifft, fo werden fie überall da 
direct abgezogen, wo die Selbfteinfammlung eintrat, und 
fie find mittelbar abgejogen, wo der Zehnte verpachtet war; 
denn vernünftigerweife muß doch angenommen werden, baß 
der Pächter Rückficht auf die Koften der Zehnteinfammlung 
genommen hat Ich glaube auch nicht, daß bie Abficht der 
Kammer feyn kann, für Bezirföverwältungsfoften bei den 
Domänen irgend einen Abzug in runder Summe feftzufegen: 
Die dreißig Procent, die in den fatiftifchen Notizen enthalten 
find, find die Procente für die ſpeciellen Berwaltungsfoften, 
für die Abgänge und Rachläffe, die alle hier befonders in 
Anfchlag kommen ſollen. Es wäre großes Unrecht, wenn 
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man die Berwaltungstoften per Baufch und Bogen bei jebem 
Zehnten annehmen wollte. Die Zehntpflichtigen haben ſelbſt 
wieder ein Recht auf die Vorcheile, welche Die mehr oder 
weniger günftige Art der Erhebuug für fie herbeigeführt hat, 
und ed wäre eine Verkümmerung der Zehntpflichtigeu, bei 
welchen der Weinzehnte auf eine für fie befonders vortheil⸗ 
hafte Weiſe erhoben wurbe, wenn ihnen nur ein Theil dieſer 
Bortheile berechnet wurde, damit andere Zehntpflichtigen, 
bei denen die Erhebung einfacher iſt, auch einen größern Ab⸗ 
zug genießen können. Es wurde meiter bemerkt, es werbe 
an der Domänenadminiftration gefpart werden. Dieß iſt 
aber vorerft nicht richtig, wenigſtens wird in den erſten 
zwanzig Jahren nichts geſpart werden. Man erfundige ſich 
nur bei Mitgliedern der Hofdomänenfammer darüber, welchen 
Müůheaufwand die Srohndablöfung verawlafßt hat, und man 
wird fid) überzeugen, daß die Zehntablöfung in den erſten 
zehn Jahren eine Verminderung des Perfonafs unmöglich 
macht. Es fann vielleicht da und dort eine Domänenverwal⸗ 
tung aufgehoben werben, allein bei manchen Verwaltungen 
müffen wir Hülfsperfonen anftellen, um die nothmendigen 
Gefchäfte zu beforgen, die die Zehntablöfung zur Folge hat. 
Hoffmann: Die Zurückweiſung an die Sommiffion würde 
wohl zu feinem großen Nefultat führen, fchon darum, weil 
nicht blos der Staat, fondern auch die Standesherrn Gen- 
tralverwaltungen haben, deren Ausgaben alfo nad) gleichen 
Grundfägen bemeffen werden müßten. Den entfprechenden 
Abzug bei dem ftandesherrlichen Zehnten wäre der Commiſſion 
unmöglich zu berechnen, ja es wäre felbft hinfichtlich. des - 
Staats zu fohwierig. Man hat gefagt, der Vorfchlag der 
Commiſſion habe feine Baſis. Diefe Baſis ift aber das Eins 
fontmen der Verwaltungen vom Zehnten im Berhältniß zu 
ihrem übrigen Einfommen, und icy halte dieſes für eine fehr 
billige Bafis, indem die Zehntverwaltung weit mehr zu thun 
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macht, ald andere Gegenftände. Was die andere Bemerkung 
betrifft, daß der Aufwand nicht jeßt gleich erfpart werben 
könnte, fo ift.dieß richtig, und man könnte ald Auskunfts⸗ 
mittel beantragen, daß der auf die Weife, wie die Commifs 
fion vorfchlägt, ausgemittelte Aufwand, nur zur Hälfte in 
Anrechnung gebracht werben folle. 

Staatsrath Nebenius: Wir haben nicht von einer Bafte 
für die Rechnung, fondern von einer Rechtsbaſis gefprochen, 
diefe läßt fich nicht denfen. Es fteht Jedem frei, ob er fein 
Vermögen felbft verwalten, oder einen Verwalter aufftellen 
will, die Sache würde auch in der andern Kammer bedeus 
tende Schwierigfeiten finden. 

v. Rotteck: Wenn er felbft der Verwalter ift, fo fann 
er auch die bisher fich felbft bezahlte Befoldung abziehen. 

Die geftellten Anträge werden hierauf zur Abftimmung ge 
bracht und abgelehnt, die Faffung des Sabes dagegen, 
wie ihn die Sommiffton vorgefchlagen, und fomit auch der 
ganze $. angenommen. 


Damit wird die Sitzung gefchloffen. 
Zur Beurfundung | 
der erfolgten Prüfung und Genehmigung diefes Protocolle. 


Der Secretär: j 
A. Schinzinger. 


LXI. Oeffentlihe Sigung. 


Verhandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 18. September 1833. 


In Gegenwart der Herren Regierungscommifläre Finanzminifter 
v. Boͤckh, Staatsrath Nebenius, Geheimerrath Eifenlohr und 
Minifterialrath Regenauer, fodann fämmtliher Mitglieder der 
zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. Aſchbach, Ddrr, 
Gläß, v. Itzſtein, Kienle, Köhler, Schaaff, Völker und 
Winter v. K. 


Unter dem Vorſitz des Präfidenten Mittermaier. 


Das Sekretariat zeigt an, daß eine Vorftellung der Stadt 
gemeinde Bretten, um Abänderung des S. 55 des Bürgers 
annahmögefeßes eingefommen fei; diefelbe wird der Peti« 
tionscommilffion zugemiefen. - 

Es wird fofort die Redaction der bis jet über das Zehnts 
gefeß gefaßten Befchlüffe vorgetragen (fie ift dem Protokoll 
ber 64. Situng beigedruckt) und fodann mit der Discuffion 
dieſes Geſetzes fortgefahren. 

§. 36. 

„Für den Abzug der Staatsſteuern an dem Zehnten, 
welchen Ortsgeiſtliche oder Schullehrer als Berechtigte anzu⸗ 
ſprechen haben, wird aus ber Staatskaſſe eine Entſchaͤdigung 
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im zwangzigfachen Betrage geleiftet, und dem Ablöfunges 
fapital zugelegt.’ | 

Wetzel I.: Sch wünfche, daß nicht nur bie Staatsſteuer 
der Ortögeiftlichen und Schullehrer, fondern auch die Zehnts 
einfächjungsfoften auf diefe Art erfegt werden, Es fünnte mir 
vielleicht entgegen gehalten werden, daß biefe die Koften 
ohnehin tragen, allein ich fürchte, daß der Anfaß biefer 
Laften, fo wie er im $.35 vorgefchrieben ift, fo hoch fommt, 
daß er das Berhältmiß, das bisher beftand, nicht nur erreichen, 
fondern überfteigen wird. Die Geiftfichen und Schullehrer 
werden dadurd gewiß beeinträchtigt, und ich wünfche, daß 
dad Zehntablöfungsgefeg eine Wohlthat werde. Man hat 
die Laft heillos genannt , allein es dürfte dieſes Gefeg heillos 
werben, wenn nicht auch beſondere Ruͤckſichten der Billigkeit 
iind der Gerechtigkeit genomihen würden. Sch fpreche übrigens 
nicht bloß den Geiftlichen und Schullehrern das Wort, fons 
dern auch. den milden Stiftungen. Diefe Stiftungen befonders, 
auch was die Armenftiftungen find, haben freilic, bis jegt 
den Zehnten auf zigene Koſten erhoben, allein fie haben 
Hülfe gehabt, und zwar oft von den zur Arbeit tauglichen 
Mitgliedern, die in diefen Häufefn unterftüßt werden, oder 
darin leben. Nun werden aber diefe geleifteten Dienfte ihnen 
gar nicht in Aufrechnung gebracht, fondern fie müſſen das⸗ 
jenige, was fie bisher Leifteten, felbft noch unabgegogen laſſen. 
Sm Sahr 1831 hat der Abg. Fecht bereits für die Armen 
gefprochen, worin ich ihn unterflüßt habe, Er.hat nämlich 
Damals darauf angetragen, daß ein Zehntel des Zehnters 
trags ‚lediglich zur Unterftügung der Armen beſtimmt werben 
ſolle. Dieſem Wunſch wird nun nicht entfprochen,, und auch 
nicht entfprochen werden können, allein auf diefe Art wird 
wenigftend in etwas den Armen unter die Arme gegriffen, 
and ic fielle Daher den Antrag, daß hinter das Wort Schub. 
lehrer noch die Armenanftalten hinzugefügt werben. 
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v. Tſcheppe: Sch wiberfeße mich dieſem Antrag, denn 
wir wollen nicht die biäherigen Berechtigten verbeflern, fons 
dern nur fuchen, daß fie nichts verlieren. Sie werben aber 
weit verbeffert zum Schaden der Allgemeinheis, wenn wir 
auch. die Laften, die fie gegenwärtig haben, übernehmen 
wollten. 

Der Antrag wird nicht unterſtützt, und der S. unverändert 
angenommen. 

$. 37. 

„Der Kapitalanfchlag yrivatrechtlicher Laften, die der 
Zehntberechtigte als folcher 

4) an Sompetenzen von Beiftlichen, Meßnern und Lehrern, 

2) an Baulichfeiten von Pfarrfirhen und Kapellen, von 
Pfarr⸗, Meßnereis und Schulhäufern, 

3) an fonftigen Kirchen » und Schulrequifiten,, 

4) an Faſelvieh, 

5) an andern Keiftungen 
zu tragen hatte, wird — fo fern ihn die Partheien durch 
gütliches Uebereinkommen nicht anders feftfegen — berechnet, 
und zwar, wie in den folgenden Paragraphen.‘ 

Sonntag: Was den Abzug bei Berechnung bed Zehnten 
betrifft, fo follte hier nod) etwas beigefügt werden. Im6. 30 
Mr. 2 heißt es: „wo ber Zehnt verfieigert ꝛc.“ Es giebt 
aber auch noch andere Fälle, wo der Betrag des Zehntpacht⸗ 
zinfed außerorbentlich erhöht worden ift, wo nämlich Die 
Schaͤtzer, bie vor der Berpachtung den’ Zehnten gefchäßt 
haben, zu viele Jauchert annahmen. Vielleicht im ganzen 
Hochbergifchen haben die Wächter ſtets verloren, und nie bes 
greifen fonnen, warum fie verlieren, und es gefchah alfo 
acht immer aus Leidenfchaft, daß die Pachtzinfe ‚fo hoch 
famen, fondern es war auch Irrthum in der Abſchätzung 
der angeblümten Felder. 

Winiſterialrath Regenauer: Es ift dieß allerdings ein 
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Umſtand, der bisweilen eintreten kann, daß nämlich Durch Irr⸗ 
thum der Schäger eine größere Morgenzahl, und deßhalb 
auch mehr an Pachtzins abgefchätt wurde, worauf fich dann 
die Steigerer verließen, und, mehr geboten haben, als der 
Zehnte werth war. Außer dieſem Fall werben aber noch 
verfchiedene andere vorfommen, und für die Heilung folcher 
Irrthümer ift im S. 29 geforgt, indem es dort heißt, daß, 
wenn der in Rechnung erfcheinende Zehntertrag nicht der 
richtige ift, eine Berichtigung durch Schäßung eintreten folle. 

Der Antrag von Sonntag wird nicht unterftüßt, und 

ber $. angenommen. 
$. 38. Ä 

„Der Sahreöbetrag der, in ihrer Größe unveränderlichen 
Competenzen ift — fo weit er in Naturalien befteht — nadı 
ben Durchfchnittöpreifen von 1821 bis mit 1830 in Geld zu 
verwandeln, fofort der gefammte Geldanſchlag der Coms 
petenz mit zwanzig zu Fapitalifiren.‘ 

„Bei den in ihrer Größe veränderlichen Sompetenzen ift in 
gleicher Art zu verfahren, nachdem vorderfamft ihr Sahres» 
betrag aus dem Durchfchnitte von 1821 bie mit 1830 und 
— mo diefer Durchfchnitt für den Fünftigen mittleren Aufs 
wand nicht maßgebend wäre — durch Schätung beflimmt 
ift. In fo weit Naturalien darunter enthalten find, ift der 
Durchfchnittögeldwerth auf diefelbe Weiſe zu berechnen, wie 
der Geldwerth des Zehntertrags.‘ 

wird mit Suspenſion des Punkts wegen ber Bi 
jahre angenommen. 

Die 

5.39. 

„Gleich dem Kapitalanfchlag der Eompetenzen ift aud) 

jener ver Laften S. 37 Satz 3, 4 und 5 zu berechnen.” 
$. 40. 
„Baulaſten werben verfchieben Eapitalifirt, je nachdem 
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fie blos die Verbindlichkeit zu Reparaturen, oder bloß jene 
zum Neubau, oder endlich beide umfaſſen.“ 
$, 41, 

„Die Verbindlichkeit zu Reparaturen (zur Unterhals 
tung) fommt in Anfchlag, wie folgt: 

41) Durdy Schäßung wirb beftimmt, J 

a) nach wie viel Jahren das Gebaͤude, auf das ſich die daſt 
bezieht, muthmaßlich durch ein neues muß erſezt werden, 

b) was es bis dahin im Durchſchnitt jährlich an Unter 
halt koſten wird, und 

c) was das fünftig neu aufgeführte Gebäude während 
feiner ganzen Dauer im Durchſchnitt jährlich zu unterhalten 
foften dürfte,” 

2) „Sind nun die nach Satz 4. b. und c. abgefchäßten Bes 
träge des jährlichen Unterhaltungsaufmandes gleich, fo bes 
fteht der Kapitalanfchlag der Laft im ee diefes 
Aufwandes.“ 

3) „Sit aber der Betrag 1. b. ae als der nadı a 
4. c., ſo befteht der Kapitalanfchlag der Laſt 

a) im Zwanzigfachen der nach . c, gefchäßten jährlichen 
Unterhaltungsfoften,; und 

b) in dem mit Rücdficht auf Zind und Zinfezind zu vier 
Procent berechneten jegigen Werth des bis zum Eintritt des 
Neubaues (1, a.) weiter erforderlichen jährlichen Untere 
haltungsaufwandes.“ 

4) „Iſt endlich der Betrag 1. c.größer, als jener nach Sat 
1. b., ſo beſteht der Kapitalanſchlag der Laſt 

a) im Zwanzigfachen der nach 1. b. geſchaͤtzten jährlichen 
Unterhaltungstoften und 

b) in dem mit Rückficht auf Zins und Zinfeszind zu * 
Procent berechneten jetzigen Werth der zur Zeit des Neubaues 
(1. a.) fälligen Summe, um welche das Zwanzigfache von 
1. c. jenes von 1. h. überfteigt.” 
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$. 42, 

„Die Pflicht zum Neubau wird fapitalifirt, wie folgt: 

4) „Durch Schäßung wird beftimmt, 

a) wie viele Sahre das Gebäude, auf das fich Die Laſt bes 
zieht, muthmaßlich noch ausdauern wird, 

b) welcdye Summe dann ber Neubau den Zehntherrn ko⸗ 
ſten und 

c) anf wie viel Sabre die Dauer diefed neuen Gebaͤudes 
angenommen werden kann.“ 

2) „Iſt nun die Gebäudedaner nad) Sat 1. a. und e. gleich 
lang beſtimmt, fo befteht der Kapitalanfhılag der Laft im 
Zwanzigfachen des Betrags, der, während der nach 4. c. bes 
flimmten Sahrenreihe jährlich fortgereicht, mit Zins und 
Zinfeözinfen a 2"/2 Procent zur Baufumme (1. b.) anwädhet, 
(Reädififationsbetrag, Betrag für die Wiedererbauung).“ 

3) „Iſt aber die Dauer des Fünftigen Gebäudes (1. c.) 
länger beſtimmt, als die des dermal vorhandenen (1. a.), 
fo begreift der Kapitalanfchlag der Laft nicht nur, 

a) wie im Saße 2 das Zwanzigfache des Reädiftfationd- 
betrages, fondern auch 

b) eine Summe, die mit Zins zu fünf Procent und Züts 
ſeszins zu 27/2 Procent bis zu dem nach Satz 1. a. beſtimm⸗ 
sen Zeitpunfte des Neubaues die Koftender Baufumme(1.b.) 
deckt, fo weit der Reädificationsbetrag, jährlich fortgereicht, 
mit Zins und Zinfegzind a 2!2 Procent Hierzu noch ungus 
Jänglid, wäre.“ | 

4) „Iſt endlich Die Dauer des Fünftigen Gebäudes (1. c.) 
Bürger beftimmt als die des Dermal Vorhandenen (1. a.), fo 
befteht der Kapitalanfchlag der Laft in einer Summe, wie 
binnen den Jahren, um welche leßtere Gebäudedauer die 
erftere überfteigt, mit Zins A 5 Procent und Zinfedzind 
a Rs Procent zu dem nach Satz 2 bemeffenen nn 
chen des Reädiftcationsbetrages anwaächst.“ 


LXI. Sigung vom 48. Sestember 1833, 189 


$. 43, 

— auf dem Zehnten die Laſt zum Unterhalt und Neu⸗ 
bau, ſo beſteht ihr Kapitalanſchlag in der Summe der beiden 
nach $. 39 und 40 beſtimmten Anfchläge für den Unterhalt 
und Neubau‘ 

erhalten ohne Erinnerung die Genehmigung der Kammer. 

$ 44, 

„Hat der Zehnte die Baulaft nur hülfsweiſe, d. i. in 
fo weit, als ed dem zunaͤchſt Baupflichtigen an den eeferder⸗ 
lichen Mitteln mangelt, ſo wird 

4) die Laſt zwar nach den $$. 41, 42 und 43 Fapitalifirt, 
aber 

2) von ber Staatöverwaltungsbehörde beftimmt, wie hoch 
fi, die zur Beſtreitung derfelben disponibeln Mittel bes 
zunähft Baupflichtigen belaufen, hiernach endlich 

3) vom Kapitalbetrage des Satzes 1 nur das ale Anſchlag 
der Baulaſt des Zehntherrn angenommen, um was jener 
Betrag die nach Satz 2 bemeſſenen disponibeln Mitteln des 
zunächſt Baupflichtigen etwa überſteigt.“ 

Bader: Im zweiten Satz heißt es, daß die disponiblen 
Mittel zur Beſtreitung der Baulaſt von der Staatoͤverwal⸗ 
tungsbehörde beftinnmt werden. Dabei wird fich von felbft 

verftehen, daß von diefer Behörde, die die erfte Beftimmung 
gibt, der Recurd an die höhere Behörde geht. 

Biele Stimmen: Allerdings, 

Der $. wird angenommen. 

Die 

| s 48. 

„Bei den nach $. 441 und 42 vorzunehmenben Abſchaͤtzungen 
muß mit beachtet werden: 

4) Die Beſtimmung der Gebäude; 

2) ob das vorhandene Bauweſen nach den zur Zeit ber 
Abſchaͤtzung beftehenden Verhaͤltniſſen diefer Beftimmung ger 
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nügt ober nicht, und letztern Falles, ob es darum voraus⸗ 
fichtlicy früher durch ein neues wieder erfezt werben müffe, 
als dieß fonft nad) Befchaffenheit und Dauer ded Bauweſens 
nöthig wäre; 

3) die in der Gegend herfümmliche Weiſe zu bauen, und 
der örtliche Preis von Materialien und Arbeit; 

4) der Umfang der auf dem Zehnten haftenden ungetheil 
ten oder getheilten Baulaften.‘ 

„Nach den Sägen 1 und 3 richtet ſich die Größe des mitt, 
leren jährlichen Uinterhaltungsaufwandes, nad) den Säßen 
41,2 und 3, fo wie nad) der Befchaffenheit ded Bauweſens 
bie Schägung der Dauer, nach 1 und 3 die Schäßung ber 
zum Neubau benöthigten Summe. Ueberall aber fommen 
Koften des Unterhalts oder des Neubaues nur fo weit in 
Betracht, ale fie nad Satz 4 den — zur Laſt 
fallen würden.‘ 

$. 46. 

„Die Ueberweifung, beziehungsweife Ablöfung ber privats 
rechtlichen Laſten, deren Kapitalanfchlag hiernach feftgefezt 
wurde, fommt — wenn nichtd Andered beftimmt ward — 
vom 1. Sanuar des Jahre an in Vollzug, in welchem bie 
Zehnterhebung zum erften Male unterbleibt.‘‘ 
„Hinſichtlich der Tilgung der Entfhäbigungsfapitalien für 
dieſe Laften finden die Beftinnmungen des $.10 Anwendung.” 

$. 47. 

‚Auf fchriftliches Anfuchen von mindeftens einem Zehntel 

der zehntpflichtigen Güterbefiter, 
daß die Gemeinde vefammelt und vernommen werben 
möge, ob fie. nicht geneigt fei, die Ablöfung des in ber 
Eingabe bezeichneten Zehnten zu verlangen, 

ift der Bürgermeifter gehalten, die Gemeinde zu verfammeln 

und ihre Entfcheidung einzuholen.‘ 

„Zur Öültigfeit eines bejahenden Gemeindebefchluffes find 
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die in $. 37 ber Gemeindeordnung aufgeführten — 
nöthig.“ 
$. 48. 

„Kommt hiernach ein bejahender Gemeindebefchluß zu 
Stande, fo hat der Gemeinderath in Betreff der Zehntablös 
fung für die Gemeinde weiter zu handeln.‘ 

$. 49. 

„Halt aber der Gemeindebefchluß verneinend aus, fo hat 
der Bürgermeifter auf fchriftliches Anfuchen eines Zehntels 
der, dem betreffenden Zehntberechtigten gegenüber, pflichtigen 
Güterbefiger in der Gemarkung, oder einer Anzahlvon 
Güterbefigern, die zufammen’ein Zehntel der 
zehntpflichtigen Gemarkung befigen, fämmtliche 
zehntpflichtige Güterbefiger zur Berfammlung einzuladen, 
um zw vernehmen, welche von ihnen die Zehntablöfung vers 

langen.‘ 

„Hat die für die Ablöfung flimmende Anzahl die im $.22 
Sat 2 angegebenen Eigenfchaften, jo wird fie unter Leitung 
des Bürgermeifterd fogleich drei bis neun aus ihrer Mitte 
wählen, welche die Ablöfungsverhandlungen- in ihrem Aufs 
trag zu beforgen. haben.“ 

$. 50. 

„Wollen die Zehntpflichtigen im Laufe der Verhandlungen 
von dem im $. 20 ausgefprochenen Rechte der Zurücknahme 
des Begehrens der Ablöjung Gebraud machen, fo muß bad 
Anfuchen beim Bürgermeifter entweder von den Bevollmaͤch⸗ 
tigten oder unter den Borfchriften der SS. 47 und 49 von 
Seiten der Güterbefiger angebracht und nad) den Bedingun⸗ 
gen der gleichen SS. entfchieden werden.“ 

§. 51. 

„Macht nady Ablauf der im S. 23 beflimmten Frift der 
Zehntberechtigte von der Ablöfung Gebrauch, fo hat er ſich 
deßhalb an den Bürgermeifter zu wenden.” 
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„Dtefer verfammtelt fofort die Gemeinde und — wenn lets 
tere die Ablöfung nicht übernehmen will — die Zehntpflichtis 
gen, damit fie zum weitern Verfahren Bevollmächtigte währ 
Ien, von deren Wahl der Zehntberechtigte zu unterrichten iſt“ 

werben ebenfalld angenommen. 

$. 52. 

„zur Rechtsgültigkeit des gütlichen Uebereinkommens ift 
die Ratification des Zehntberechtigten, dann — im Fall die 
Gemeinde die Ablöfung vermittelt — die Zuftimmung des 
Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes,, und im Fall bie 
Behntpflichtigen die Ablöfung vermitteln, die Zuftimmung 
der im $S. 22 Sat 2 bezeichneten Anzahl derfelben, endlich 
aber die Genehmigung der Finanzbehörde erforderlich.‘ 

„Iſt deßhalb das Zehntablöfungstapital durch gütliches 
Uebereinkommen unter den Bevollmächtigten der Partheien 
feftgefezt, fo find die zwifchen ihnen verabrebeten Vertrags 
beftimmungen nebft kurzer Darftelung des ZehntrechtS und 
bes biöherigen Zehntertragd, dann nebft einer vom Steners 
peräquator des Bezirks beglaubigten Angabe des Zehntſteu⸗ 
eranfchlags dem Bezirksamte einzureichen.‘ 

„Dieſes hat die Vorlage der Finanzbehörde zur Erflärung 
zuzuftellen, die binnen einer unerſtrecklichen Frift von drei 
Monaten muß abgegeben werden.” 

Geh.RathEifenlohr: Ihre Commiſſion hatiwegen ber 
Ratification der gütlichen Uebereinkunft von Seiten der Bes 
theitigten eine neue, gewiß zweckmaͤßige Beftimmung aufge, 
nommen, und ed möchte fich nur fragen, ob es nicht auch 
zweckmaͤßig wäre, auf die Ertheilung der Ratifikation beſon⸗ 


ders von Seiten bed Zehentberechtigten einen gewiſſen Ter⸗ 


min unter einem Präjudiz zu ſetzen, da ſich der Fall denken 
läßt, daß die Uebereinkunft durch Bevollmächtigte abgeſchloſ⸗ 
‚fen worden iſt, und daß vielleicht dem Zehntberechtigten 
nachmals diefe Webereinfunft nicht gefiele, der dann die Ers 
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theilung der Ratification verzögern könnte. Bei dem Finanz 
minifterium find drei Monate ald Termin angenommen, 
allein es dürfte genügen, wenn man hier nur vier Wochen 
feſtſetzte. 

Staatsrath Nebenius: Es handelt ſich ja hier von 
einer gütlichen Uebereinkunft, und das anzudrohende Präs 
judiz fönnte nur darin beftehen, daß im Weg des eſedes 
die Ablöſung eintreten werde. 

Miniſterialrath Regenauer: Hier handelt es ſich von 
gütlicher Uebereinkunft. Wenn der Eine nicht will, fo bleibt 
dem Andern nichts übrig, als die eio ſung nach dem Geſet 
zu verlangen. 

Der Antrag wird zurückgenommen und der $. ſelbſt ges 
nehmigt. 

Deögleichen der 

$. 53. ä 

„Sit die Erflärung der Finanzbehörbde erfolgt, oder bie 
hiezu anberaumte Frift umlaufen, auch die Ratification des 
Berechtigten ertheilt, fo ift die Genehmigung des Gemeindes 
raths und Bürgerausfchuffes, beziehungsweife die Genehmis 
gung der Zehntpflichtigen einzuholen.“ 

„Der Bürgermeifter hat auf den Antrag der Bevollmädh- 
tigten die Verfammlung zur Entfcheidung der Sache zu bes 
rufen, und ihr die Erklärung der Kinangbehörde und bie 
Ratification des Berechtigten vorzulegen.“ 

und $. 54. 

„Ertheilt die Finanzbehörde ihre Zuftimmung , oder erflärt 
fie füch gar nicht, und ift die Ratiftcation der Partheien ers 
folgt, fo ift der Ablöfungsvertrag für den Zehntberechtigten, 
bie Zehntpflichtigen und die Staatsfaffe verbindlich, und bie 
Zehntentrichtung einzuftellen, in fo fern die Zehntpflichtigen 
nicht die einftweilige Fortentrichtung des Zehnten den Bes 


flimmungen des S. 35 vorziehen.“ 
1833, 11. N. Prot, 138 Heft. 13 
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„Eben fo, wenn die blos formellen Erinnerungen der 
Finanzbehörde gehoben ſind.“ 

„Verlangt dieſe Behörde hinſichtlich des Ablöſungskapitals 
richterliche Entſcheidung nach Vorſchrift dieſes Geſetzes, iſt 
aber demungeachtet die Ratification der Partheien erfolgt, 
fo iſt der Ablöfungsvertrag für den Zehutberechtigten und die 
Zehntpflichtigen ebenfalls verbindlich und die Zehntentrich⸗ 
tung einzuftelen, in jo fern die Zehntpflichtigen nicht Die 
einftweilige Fortentrichtung des Zehuten den Beftimmungen 
des $. 55 vorziehen, wegen Ausmittlung des Staatszuſchuſſes 
aber ſo zu verfahren, ald ob eine Uebereinkunft nicht zu 
Stande gefommen wäre, 

„Bei diefem Eünftigen Berfahren handelt jedoch dem Zehnt⸗ 
berechtigten gegenüber, an der Stelle der Zehntpflichtigen, 
die Finanzbehörde.“ 

Merk hält die Feftfegung eines Termind hier für noth- 
menbig, 

v. Rotted: Es entfteht hier die Frage, ob nicht die 
Folge der Kichtratiftcation, nämlich die Kolge ber Nichte 
klärung des Berechtigten, eine ſtillſchweigende Ratification, 
nicht aber eine Verweiſung auf den geſetzlichen Weg ſeyn 
ſolle. Es iſt nämlich zur Förderung des Geſchäfts dieſes 
ſehr thunlich, weil im andern Fall alle Arbeit vergeblich auf⸗ 
gewendet wäre, und der neue mühſelige Weg betreten werden 
müßte. Darum wäre es fein Unrecht, wenn man dem Zehnt- 
berechtigten das Gleiche auflegte, wie der Finanzbehörde 
feloft, und ſagte, Daß wenn er nicht ausdrücklich Die Ratifi⸗ 
cation verweigere, er ſtillſchweigend einmwillige, 

Bader; Der $. feßt ja ſchon dieſe Ratiftcation voraus, 
indem feine Lebereinfunft vorhanden ift, fo Tange dieſe 
Ratification nicht vorliegt. 

Staatsrath Nebenius: Dieß iſt nichts Anderes als 

eine Reproduction des Vorſchlags, der zu dem $. 52 gemacht 
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wurbe, daß nämlich: dem Zehnsberechtigten zu Ertheilung 
ber Ratification ein Termin zu feßen fei. Es war. dabei 
vorausgeſetzt, daß in feinem Namen fchon eine Lebereinfunft 
getroffen wurde, und es nur noch an feiner Ratification 
fehle. Dort fand man nicht für angemeffen, für ben Fall; 
daß er in einem beftinnmten Termin die ausdrückliche Rati⸗ 
fication nicht ertheile, ihn dafür anzufehen, daß er feine 
Zuftimmung wirklich) gegeben habe, weil dieſes allgemeinen 
Rechtsgrundſaͤtzen widerfpricht, Hier in dem $. 52 handelt 
es fich Lediglid) von der Zuftimmung bes Finanzminifteriumd - 
zu einer fohon ratiftcirten Uebereinkunft. Man fann jene 
Frage hier nicht wieder vorbringen, da es fich in dieſem 
Artikel Vediglich von dem Falle handelt, da bie Uebereinkunft 
zwiichen dem Pflichtigen und Berechtigten jchon won beiden 
Theilen ratificirt worden ift. 

Körner hält für nothiwendig, einen Termin dem Berechs 
tigten zur Abgabe feiner Erklärung, ob er mit der Ueberein⸗ 
funft zufrieden fei, zu fegen, und fchlägt dafür vier Wochen 
vor, 

Staaterath Rebenius: Diefen Termin Fonnen bie Be- 
theiligten felbft ſetzen, und fagen, wenn der Berechtigte 
innerhalb vierzehn Tagen fich nicht erflärt, fo betreten wir 
ben Weg des Gefekes. 

Körner: Sobald in dem Gefeß enthalten ift, daß bie 
Pflichtigen dieſe Erklärung innerhalb einer Frift fordern 
können, fo nehme ich den Antrag zurüc. 

Staatsrath Nebenius: Man würde den Pflichtigen die 
Sache erfchweren, wenn man eine Frift ſetzte, die ald all 
gemeine Regel von längerer Dauer feyn müßte, denn fie 
koͤnnen ja auch innerhalb acht Tagen Antwort verlangen. 

Merk: Sch widerfege mich ſchon deßhalb dem Antrag, 
weil, wenn man die Berechtigten fo Fathegorifch behandeln 
würde, feine gütliche Uebereinkunft zu. erzielen wäre, 

13.- 
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v. Rotted: Diefe Bedenklichkeit kann ich nicht theilen, 
denn es ſetzt ja das ganze Gejchäft fchon voraus, daß eine 
gütliche Uebereinkunft abgeichloffen worden fei, mit Vorbe⸗ 
halt der Ratification. Die Sache ift alfo nicht mehr in in- 
tegro. Die Bevollmächtigten, die ernannt wurden, haben 
das-Gefchäft fchon abgefchloffen, und nur noch vorbehalten, 
daß wegen der einen oder der andern Bebingung die Ratifts 
cation eintreten, und dadurch dargethan werben folle, ed 
fei die Vollmacht nicht überfchritten worden. Das ift doch 
ſicherlich Alles, was zur Außerften Fürforge durch Das Ges, 
feß zu wahren, und was allein nothiwendig ift, weil jonft 
überall das, was die Bevollmächtigten abfchließen, als 
vechtögültig betrachtet werden muß. Wenn ich nun dem 
Hauptperfonen zumuthe, fich in vier Wochen zu erklären, 
ob es ihnen recht ift, fo wird diefe Aufforderung dem Ger 
fchäft die Natur einer gütlicyen Uebereinfunft nicht rauben. 
Es wird aber zur Befchleunigung der Sache beitragen, und 
verhindern, daß wegen Bergeffenheit oder Nachlaͤßigkeit ein 
langwieriger neuer gefeßlicyer Weg betreten werde. 

ch geftehe, daß ich mir gar feinen wichtigen Grund denken 
kann, der und abhalten könnte, beiden Hauptpartheien, beit 
Berechtigten und den Pflichtigen, hier wirklich einen Termin 
zu fegen, innerhalb welchem fie ſich über den von ihren Bes 
vollmächtigten eventuell abgefchloffenen Vertrag erklären 
ſollen, ob fie etwas dagegen haben oder nicht, und ihr Still 
fhweigen dann für eine Erflärung genommen wird, fie 
hätten nichts dabei zu erinnern, wodurch der Vertrag feine 
Endgültigfeit erhält, Diefes zu beftimmen fteht ung ale Ger 
ſetzgeber frei. | 

Staatsrath Nebenius: Die Beftimmung ift weder im 
Intereſſe der Pflichtigen noch der Berechtigten nothwendig, 
fie werden in jedem Fall erwägen, wie fie am beften zum 
Ziel einer gütlichen Uebereinkunft zu gelangen hoffen Dürfen. 


LXI. Sitzung v. 18. September 1833. 197 


Sie können Urfache haben, eine fchnelle Entfcheidung zu 
wünfchen, weil fie fehen, daß ed nicht recht ernft mit einer 
gütlichen Webereinfunft gemeint ift, und daß man die Sache 
nur zu verzögern fuche. Alsdann fegt man einen Termin von 
fünf Tagen, während man im andern Fall, oder wenn der 
Berechtigte weit entfernt wohnt, einen Termin von mehreren 
Wochen fest. Es ift daher Feine gefegliche Beftimmung noths 
wendig, die eher nachtheilig werden könnte. 

Poſſelt: Auch ich glaube, daß lediglich den Einzelnen 
zu überlaffen ift, was fie hier thun wollen, da möglichers 
weife die Berechtigten mehrere 100 Stunden weit entfernt 
feyn fünnen. \ 

Wolff: Der Begriff einer gütlichen Uebereinkunft fehließt 
jede Art von Zwang aud. Wir können Niemand unter Anz . 
drohung eines Präjudized zwingen, eine gütliche Ueberein⸗ 
kunft zu fchließen. Um übrigens jedes Mißverftändniß zu 
befeitigen, wird nothmwendig feyn, ftatt des Worts Ratifis 
cation „Einwilligung“ zu ſetzen. 

Duttlinger: Den Bebenflichfeiten , die man bem Bor; 
fchlag entgegenfeßte, will ich noch eine weitere beifeßen, 
Wenn man feftfegen wollte, daß die Nichterffärung,, oder 
die Unterlaffung der Erflärung fo viel heißen folle, daß Der» 
jenige, der ſich nicht erflärt hat, fich wirklich erflärt, oder 
ſich zuftimmend ausgefprochen habe, fo müßte man in dag 
Gefeß eine weitere Beftimmung über die Reftitutionsgründe 
und das dießfallfige Verfahren aufnehmen, fobald man 
folche inhaltſchwere Folgen eintreten laſſen wollte. 

v. Rotteck: Nachdem der Herr Regierungscommiffär 
bemerft hat, daß die Partheien fchon felbft dafür forgen 
werben, fo nehme ich meinen Antrag zurüd. 

Der Artifel wird angenommen. 

Der $. 55. 

„Iſt die Zehntentrichtung eingeftellt, fo tritt ftatt ihrer 
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nach $. 40 die einftweilige Berzinfung des Ablöſungskapitals 
ein.“ | 

„Zur Berabfolgung diefes letztern von den Zehntpflichtigen 
an den Zehntberechtigten oder dritte Empfänger bedarf es 
jedoch der vorgängigen fürmlichen Ausfertigung des Abld- 
fungsvertraged durch das Amtereviforat, und diefe kann erft 
gefchehen, wenn wegen llebernahme der auf dem Zehnten 
etwa haftenden privatrechtlichen Laften gütliches Ueberein— 
fommen oder das Verfahren nach Borfchrift dieſes Geſetzes 
Statt gefunden hat, auch megen der etwaigen Anfprüche 
Dritter ($. 17) die VBorfehriften der SS. 73 und 76 beobachtet 
worden find‘ 

und 

$.. 56. 

„Zu dieſem Behufe hat das Bezirksamt 

a) darüber ein Zeugniß ded Gemeinderaths zu erheben, ob 
auf dem Zehnten privatrechtliche Laſten haften oder nicht, 
fodann 
 b) wenn auf dem Zehnten privatrechtliche Laſten haften, 
ben Zehntberechtigten und jene, an weldye die Laften im Fall 
ber Ablöfung zu überweifen find, aufzufordern, aud) rück 
fichtlich derfelben ein gütliches Uebereinkommen abzufchließen, 
oder die gefeßliche Beftimmung des Laftenanfchlags zu vers 
anlaſſen.“ | 

„Das Bezirksamt wird hiernächſt und nachdem die nach 
$. 74 anberaumte Frift abgelaufen, unter Zuziehung ber 
Partheien darüber, wie nunmehr das Ablöfungsfapital 
unter den Zehntberechtigten, die Laftenübernehmer und Dritte 
zu vertheilen fei, ein Protocol aufnehmen, und dieſes mit 
den weitern Actenftücen zur fürmlichen Ausfertigung der 
Gefammtverhandlung an das Amtereviforat geben. Ein 
Eremplar diefer Ausfertigung ift dem Zehntberechtigten,, ein 
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zweites den Zehntpflichtigen, beglaubigte Auszlıge aber 
find den übrigen Betheiligten zuzuftellen.“ 

werden ohne Erinnerung angenommen. 

$. 37. 

„Kommt zwiſchen dem Zehntberechtigten umd den Zehnt⸗ 
pflichtigen, beziehungsweiſe der Gemeinde, auch Anderen, 
welche die Zehntlaſten zu übernehmen haben, über die Be/ 
ftimmung bes Zehntablöfungsfapitald oder des Kapitalan⸗ 
ſchlags der Zehntlaften eine — jedenfalls zu verfuchende — 
gütliche Uebereinfunft nicht zu Stande, und begehren dafür 
die Partheien auch feine ſchiedsrichterliche Entjcheidung nach 
den im fechsten Titel der Prozeßordnung vorgefchriebenent 
Formen, fo ift das Bezirfsamt um Entfcheidung anzurufen, 
und dabei folgendes Verfahren einzuhalten.“ 

Geheimerraty Eifenlohr: Meine Herren! der Discuſ⸗ 
fion über diefen und die folgenden $S., welche die Vorſchriften 
für das gerichtliche Verfahren bei Zehntablöfungen enthalten, 
erlaube ich mir die beftätigende Erklärung vorauszuſchicken, 
daß wir gegen die von Ihrer verehrlichen Commiſſton vorge: 
fehfagenen abändernden Beftimmungen in Allgemeinen nicht® 
einzuwenden haben. 

Die wefentlichfte Abänderung, welche Ihre verehrliche 
Commiſſion vorgefchlagen hat, betrifft die Aufftelung von 
Schätzern und dad nach.der neuen Prozeßordnung beſtimmte 
Verfahren. In dieſer Beziehung beſtehen die Abweichungen 
vom Regierungsentwurf hauptſächlich darin, daß 
y nad dem $. 62 des Commiſſtonsentwurfs die Ernen⸗ 

nung der Schäßer von den Partheien gemteinfchaftlich ges 
fehehe, und wenn fie nicht einig werden, das Bezirksamt 
drei Schäßer ernennen folle, wie dieß auch der $. 537 der 
Prozeßordnung vorſchreibt. 

Der Regierungsentwurf hatte dagegen beſtimmt, daß scher 
Theil einen Sachverftändigen aus enter ander Gemeinde 
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vorfchlagen, und dad Amt einen dritten Schäßer beftellen 
folle. Man glaubte diefe Beftimmung deßhalb vorziehen zu 
müffen, weil fie dad Verfahren abfürzt und eher zu einem 
Refultate führt, ohne dem Richter eine größere Gewalt eins 
zuraäumen, als nöthig it. Man hat dabei insbefondere er- 
wägen zu müffen geglaubt, daß es oft viele Zeit und Mühe. 
foften dürfte, die Partheien zur gemeinfchaftlichen Ernennung 
der Schäger zu bewegen, von denen die Entſcheidung über 
die wichtigen Intereſſen beider Theile abhängt, daß in den 
meiften Fällen eine Vereinigung derfelben für die Ernennung 
eines oder mehrerer Schäßer gar nicht zu erzielen und nach 
vielfachem Streit der Richter in die für ihn doppelt unange- 
nehme Nothwendigkeit fich gefeßt fehen würde, alle drei 
Schäger jelbft ernennen zu müffen. Dieß find die einfachen 
Gründe, weldye die Regierung zu ihrem Vorſchlage be- 
flimmt und auch die erfte Kammer bewogen haben, denfelben 
anzunehmen. 

Die Regierung hat aber fein befonderes Intereſſe, gerade 
auf diefem Borfchlage zu beharren. Sie überläßt es dem 
eigenen Ermeffen der verehrlichen Kammer, ob fie dem einen 
oder dem andern Borfchlag ihre Zuftimmung geben wolle. 

2) Die zweite Abweichimg hinfichtlich des Verfahrens bes 
fteht darin, daß nad) $. 64 des Commiſſionsentwurfs über 
das Gutachten der Schäßer ein fchriftliches Verfahren 
Statt finden, und dad Ablöfungsfapital durch ein fürms 
liches Urtheil feftgefegt, und die Berufung gegen das» 
felbe durd; eine fchriftliche Aufftelung der Befchwerden nad) 
$. 1169 der Prozeßordnung eingeführt werden jolle. 

Der Regierungsentwurf enthielt nur in den SS. 63 und 64 
allgemeine Borfchriften, nach denen zwar die Friften fireng 
einzuhalten oder nach Umftänden fchriftliches oder mündlicheg 
Verfahren zuläffig gewefen wäre, indem man dem Richter 
und den Partheien zur Vermeidung unndthiger Koften und 
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langen Gefchäftöverzögerungen die freie Wahl, hinfichtlich 
des einen oder des andern Verfahrens, laffen wollte, 

Ihre verehrlihe Commiffion hat die Formen des firengen 
prozeffualifchen Verfahrens überhaupt vorgezogen, und die 
Regierung hat fein anderes Intereſſe dabei, als daffelbe zu 
Beförderung der guten Sache nur möglichft abgekürzt zu 
- fehen, wie dieß auch aus der von Ihrer verehrlichen Com⸗ 
miffion angenommenen Beſtimmung im $. 65 hervorgeht, 
wonach eine Dberappellation nur dann zuläflig ſeyn fol, 
wenn dad Erfenntniß erfter Inſtanz in der zweiten abgeändert 
wurde. 

Bei den einzelnen von Ihrer verehrlichen Sommiffion vors 
geſchlagenen Zufägen ift nichts zu erinnern, als daß fie fich, 
wie 3. B. der Zufaß zu S. 60 und 63, zum Theil auch ſchon 
von felbft verftehen, im Uebrigen find fie als zweckmäßig 
anzuerkennen, | 

Der $. wird unverändert angenommen. 

Der 

$. 58. 

„Die Gemeinde oder die Zehntpflichtigen geben hierzu bie 
Beranlaffung, indem fie dem Bezirfdamte den Wunfc zur 
Ablöfung erklären und nachmweifen, daß die Gemeinde, oder 
die im $.22 Sag 2 beflimmte Anzahl der Zehntpflichtigen 
die Ablöfung verlangt, und letzteren Falls, daß und welche 
Gefchäftsführer beftelt wurden.“ 

und 

$. 59. 

„Das Amt theilt die Eingabe dem Zehntberechtigten mit 
ber Auflage mit, binnen drei Monaten unerftredlicher Frift 

4) eine kurze Darſtellung des Zehntrechte zu liefern; 

2) eine Berechnung des Ablöfungsfapitald — fofern es ihm 
hierzu nicht an den erforderlichen Materialien mangelt — 
vorzulegen, dabei indbefondere 
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a) den mittleren Zehntrohertrag, wie er nach $. 27 anzu⸗ 
zeigen ift, mit Angabe des Ertrags jedes einzelnen, in die 
Durchfchnittsrechnung fallenden Jahres darzuftellen. 

b) welchen Modiftcationen der Durchfchnittdertrag nad 
$. 28 etwa zit unterwerfen feyn möchte, anzudeuten und zu 
begründen; 

ce) die nach den S$. 31, 32, 33 und 34 angemwendeten 
Zehntablöfungspreife zu rechtfertigen, beim Getreide ımter 
Hinweifung auf die nach 8. 32 öffentlich befannt gemachten 
reife ded vom Zehntberechtigten für maßgebend erachteten 
Marftorteg ; 

d) die nad) $. 35 am NRohertrage vorgenommenen Abzüge 
zu begründen; 

3) ein Verzeichniß der auf dem Zehnten haftenden privat- 
rechtlichen Laſten einzugeben; 

4) eine Berechnung des Ablöfungsfapitals Teßterer Laften 
— fo fern e8 nicht Banlaften find — nach Vorfchrift des 
Geſetzes aufzuftellen und anzuſchließen.“ 

„Dem Zehntberechtigten ift die Auflage zu diefen Erfläs 
rungen mut dem Anhange zu machen, daß, wenn ihr in der 
gefeßten Frift nicht entfprochen wird, von Amtswegen die 
Feſtſetzung des Ablöfungsfapitald eingeleitet werde, und 
daß mach vollzogener Schägung Rechnungsnachweiſungen 
fticht mehr angenommen werden.“ 

„Wenn der Zehntberechtigte die Ablöjung verlangt, und 
nach fruchtlos verfuchter gütlicher Uebereinkunft veranlaßt 
ift, die richterliche Entfcheidung anzurufen, jo hat derfelbe 
mit der Beurfundung hierüber die im vorftehenden Paragras 
phen unter Nr. 4 — 4 beftimmten Nachweifungen mittelft _ 
Eingabe dem Richter vorzulegen.” 

werden ohne Discuffion angenommen, 

$. 60, 
„Die Eingabe des Zehntberechtigtem iſt rückſichtlich der 
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Punkte 1 und 2 den Gefchäftsführern der Ablöfenden zur 
Gegenerflärung binnen dreimonatlicher Frift, und mit dem⸗ 
felben Präjudiz der Feſtſetzung des Ablöfungsfapitals von 
Amtswegen zuzuftellen, rücfichtlich der Punfte 3 und 4 aber 
denen, an welche die Laſt überwieſen werben folk, mit dem 
Anhange zur Erklärung binnen fechswöchentlicher Friſt zuzu— 
fertigen, daß nach fruchtlofem Ablauf der Frift weiter werde 
verfahren werden.“ 

Die Rechnungen und Urkunden, auf weiche der Berech⸗ 
tigte feine Erklärung ſtützt, müſſen den Gefchäftsführern der 
Ablöfenden und den Uebernehmern der Laften zur Einficht 
offen ſtehen.“ 

Körner: Sch erlaube mir noch zu $. 59 eine Bedenklich⸗ 
keit vorzutragen: Ich glaube, daß alle Diejenigen, die Anz 
ſpruch auf Brivatrechte risckfichtlich Des Zehnten haben, fic) 
eigentlich nach der Ablöfung nur an die Berechtigten. zu 
wenden, und ihre Anfprüche dort geltend zu machen haben, 
falls fie vergeffen worden find. Damit alfo nicht zum Nache 
theil der Zehntpflichtigen Einer mit einem Anfpruch hintennach 
kommen fonnte, wünfchte ich in dem $. 59 noch Die Beftims 
mung, daß wenn etwa privatrechtliche Anfprüche nach der 
Ablöfung vorgebracht werden, die Betheiligten ſich blos an 
den Berechtigten Damit zu wenden haben. 

Minifterialraty Regenauer: Darüber ift in den SS. 74 
— 74, oder SS. 73 — 76. nad) der Redaction der Commiſſion, 
das Erforderliche beftimmt. 

Der $, wird angenommen. 

Der 

$. 61. 

„Iſt die Erflärung des Zehntberechtigten anf die Eingabe 
der Gemeinden oder der Zehntpflichtigen (F. 57,59 nicht 
eingelommen, fo wird das Bezirksamt zur Beftimmung ded 
Zehntablöfungstapitals mittelſt Abfchägung ſchreiten.“ 
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„Iſt die Erklärung oder belegte Eingabe des Zehntberedy, 
tigten eingefommen, darauf nach $. 60 Gegenerflärung ver: 
langt, und die Frift zur Abgabe derfelben umlaufen, fo wird 
das Bezirksamt nach Lage der Materialien ermeffen, in wie 
weit eine Schäßung vorzunehmen fei oder nicht.“ 

und 

I. 82. 

„Iſt eine Schäßung nothwendig, fo gefchieht Die Ernens 
nung der Schäßer von den Partheien gemeinfchaftlich. Sie 
ernennen entweder nur einen oder mehrere, im letzten Fall 
in ungleicher Zahl. Sind die Partheien in der Ernennung 
nicht einig, fo ernennt das Bezirfdamt drei Schäßer.“ 

werden ohne Discnffion angenommen. 

$. 63. 

„Das Gericht feßt zur Abfchäkung eine Tagfahrt, zu 
welcher die Schäßer und die Partheien vorzuladen find. Den 
Schäßern werden die Acten, fo weit fie fich auf ihre Aufs 
gabe beziehen, mit den Bemerkungen der Partheien und einer 
geeigneten Inſtruction mitgetheilt. Die Schäßer werden nur 
dann beeidigt, oder handgelübdlich verpflichtet, wenn es 
von einer der beiden Partheien ausdrücklich verlangt wird. 
Sie nehmen von der Zehntflur, wenn fie es fir nothwendig 
finden, Einficht, und fordern von den Partheien die erfors 
berlihen Aufflärungen. Wenn eine Abfchäßung des Zehnt- 
rohertrags von ihnen verlangt wird, muß ihnen eine urfunds 
liche Nachweifung über den bei der Steuerperäquation aus 
gemittelten Rohertrag des Zehnten und etwa vorhandene 
Tarationen von Nachbargemarfungen mitgetheilt werden.“ 

„Die Schäßer geben ihr Gutachten mündlich zu Protocol 
oder fchriftlich zu den Acten. Kommt feine abfolute Mehrheit 
für eine gewiffe Summe der Schäßung heraus, fo wird, 
um diefe zu finden, von der höchften Schäßung bis auf die 
nachfolgende geringere zurückgegangen, bis man zu derjenigen 
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gelangt, in welcher die Mehrzahl der Schäger zufammens 
trifft, und die nun für die Schäßung der Mehrheit gilt. 

MWelder: Gegen den Grundfaß, daß die Schäßer nur 
auf Berlangen der Partheien beeidigt werben follen, habe 
ich dad Bedenfen, daß die Rechte Dritter, nämlich des Staats 
in Beziehung auf den Staatöbeitrag dabei zur Sprache 
fommen, und daher trage ich darauf an, daß die Schäßer 
immer beeidigt feyn follen, denn offenbar handelt es fidy hier 
nicht um die Rechte der Pflichtigen und Berechtigten allein, 

Mördes: Wenn aber die Betheiligten in die Treue und 
Nedlichfeit der Schäßer Vertrauen ſetzen, baß fie ohne Eid 
dasjenige leiften werben, was man von ihnen erwartet, fo 
follte man feine befondere Clauſel vorfchreiben. 

Minifterialrath Regenauer: Wenn das Wort „beiden“ 
ausgelaffen würde, dann wäre vielleicht dem Bedenken ab» 
geholfen. Sch glaube wohl, daß die Finanzbehörde, die ja 
‘ ebenfalld zu den Partheien gehört, zuweilen in die Lage 
fommen kann, auf Verpflichtung der Schäßer anzutragen. 

Rettig v. K.: Ich unterftüge den Antrag des Abg. 
Welcker, dehne ihn aber noch weiter aus, und fchlage vor, 
daß fie jedenfall Handgelübde ablegen, denn ich möchte vers 
meiden, baß eine Parthei in die Lage Fame, die Beeidigung 
zu verlangen, indem fie dadurch in eine etwas unangenehme 
Stellung zu den Experten fommen konnte. Wenn eine Pars 
thei jagt, fie habe Vertrauen, die andere aber die Beeidis 
gung verlangt, fo Fönnen die Erperten denfen, es herrfche 
ein Mißtrauen gegen fie, was ich Dadurch vermeiden möchte, 
daß alle Schäßer beeidigt find, wo dann jeber Grund zu 
einer Befchwerde wegfiele. 

Gerbel: Sch habe diefelbe Anficht, denn wenn es bleibt, 
wie e8 jegt ift, fo liegt immer ein Borwurf des Mißtrauend 
darin, der befeitigt werben follte. 

Wolff: Ich widerfege mich diefem Antrag, und halte 
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feine weitere Vorfichtömaßregel für nothwendig, als in 
andern Prozeffen au, Die Partheien fonnen auf die Vers 
pflichtung der Zeugen verzichten, und wenn alle in eine 
Perfon Bertrauen feßen, fo fehe ich nicht ein, warum ein 
überflüffiger Eid gefchworen werden foll. 

Trefurt: Ich halte fir nothwendig, und nicht nur für 
nüßlich, daß die Sachverſtändigen jtetö beeidigt werden, 
denn wie fchon der Abg. Rettig bemerfte, ed werbe immer 
gewiffermaßen ein Mißtrauen gegen Denjenigen darin liegen, 
der feine Verpflichtung verlangte, und anderer Seite würde 
ed. eine Art von Mißachtung des Vertrauens audfprechen. 
Ich fehe auch nicht ein, wie irgend Jemand ein Nachtheil 
dadurch zugehen kann, wenn die Verpflichtung immer Statt 
findet. 

Sander: Es ift ohnehin diefe Frage fchon im $. 68 ent⸗ 
ſchieden, denn dort wird eine Art von Erpertife aufgeftellt, 
die von dem Gericht um ihr Gutachten gefragt werden kann, 
und am Ende wird voraudgefeßt, daß fie Daraufhin beeidigt 
werden. Es würde ſonach ein Unterjchied hier begründet 
werden, der in einem Geſetz nicht gut iſt. 

Der $. wird hierauf mit der Aenderung angenommen, 
daß nach dem Antrag bes Abg. Rettig die Schäßer jeden» 
falls beeidigt werben follen, 

$. 64 

„Das Gutachten wirb den Partheien fchriftlich eröffnet, 
und ihnen eine Frift von ſechs Wochen zu ihrer fehriftlichen 
Erflärung darüber anberaumt. Iſt eine Vervollſtaͤndigung 
bes Gutachtens nothmwendig, fo hat das Gericht Dafür Sorge 
zu tragen. Wenn eg fich nicht um Ablöfung eines der Staats⸗ 
Faffe gehörigen Zehnten handelt, fo hat das Gericht nach ers 
folgter Aeußerung der Partheien auch die Finanzbehörde 
unter Anberaumung einer unerftreeflichen Frift von drei 
Monaten und unter Zuftellung der Acten zur Erklärung auf⸗ 
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zuſordern, hierauf durch Urtheil das Ablöſungskapital feft- 
zuſetzen, und den Beſcheid den Partheien und der — 
behörde zu eröffnen.“ 

wird ohne Discuſſion angenommen. 

§. 65. J 

„Iſt einer oder der andere der Betheiligten hiermit nicht 
zufrieden, ſo ſteht ihm die Berufung an das Gericht zweiter 
Inſtanz binnen vier Wochen offen. Die Berufungsfchrift iſt 
nad) $. 1169 der Prozeßordnung einzurichten, und wenn ber 
Appellant eine neue Schäßung verlangt, fo hat er in der 
Berufungsfchrift darauf feinen Antrag zu ftellen. Das Ge- 
richt theilt die Berufungsfchrift dem Appellaten mit, uud 
ordnet, menu es die neue Schäßung zuläßig findet, Tag- 
fahrt an zur mündlichen Uebereinkunft der Partheien über die 
Perfonen der neuen Schäßer,. Kommt die Webereinfunft nicht 
zu Staude, fo ernennt das Gericht jelbft die Schäßer, laßt 
die neue Schäßung vornchmen, ladet die Partheien zur 
mündlichen Berhaudlung in die Gerichtsſitzung und entfcheidet 
dann über das Ablöfungsfapital. Oberappellation ift nur 
dann zuläßig, wenn das Erfenntniß erfter Inftanz abgeän- 
dert wurde. Die Friften find Diefelben, wie beim Verfahren 
in zweiter Inſtanz.“ 

Gerbel: Ich möchte wiffen, warum hier eine Abände⸗ 
rung von der allgemeinen Regel Statt findet, denn diefe bes 
fieht darin, daß wenn die zweite Inſtanz das Urtheil der 
erfteren abgeäudert hat, Doch noch eine dritte vorbehalten iſt. 

Bader: Die porliegende Beftimmung dient zur Abfürzung 
der Sache. 

Geheimerrath Eifenlohr: Wir haben Hoffnung, auch 
in erfter Inſtanz Gollegialgerichte zu erhalten, und dann 
wird wohl aud) diefe Beftimmung von Nugen feyn. 

Gerbel; Ich trage jedenfalls darauf an, daß die Ober- 
appellation fo Statt findet, wie fie in der Prozeßordnung 
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gegeben ift. Iſt einmal in der erften Inftanz Collegialge⸗ 
richtöbarfeit eingeführt, fo gebe ich gern zu, daß zwei In—⸗ 
ftanzen genug find. j 

Trefurt: Der Abg. Gerbel glaubt, daß, weil hier 
eine Abweichung von der allgemeinen Regel Statt finde, 
diefe Beftimmung nicht ftatthaft fei. Wir haben vor einigen 
Wochen auch eine Abweichung von dem allgemeinen Prozeß- 
recht angenommen, und ich glaube wirklich, daß ed das 
Zehntablöfungsgefchäft ind Unendliche vervielfältigen würde, 
wenn man überall drei Inftanzen zufieße. 

Bader: Wenn irgendwo die Abfürzung des Verfahreng, 
befonderd die Verminderung der Inftanzen gerechtfertigt 
werden fann, fo ift e& hier, weil eine Beendigung des Ges 
fchäfts zu wünſchen ift. 

v. Rotteck: Zwei gleichlautende Erfenntniffe find immer 
ficherer ald eines, wenn auch in höherer Inftanz gefälltes. 
Ich will Tauter gute Gerichte haben, nämlich folche, die mit 
Rechtskenntniß auch Nechtsliebe verbinden, die man bei den 
zwei unteren Gerichten fo gut finden fol, als bei dem dritten 
und höchften, und ich ftimme alfo für den Commiſſionsan⸗ 
trag. 

Sander: Die rechtlichen Formen find nicht die ſchwie⸗ 
rigften, fondern die Hauptfache liegt in den factifchen Berhält- 
niffen. Da nun in diefem $. vorausgefeßt wird, daß eine neue 
Schätzung bei dem Gericht zweiter Inſtanz vorgenommen 
wird, fo ift, wenn diefe neue Schäßung ein ähnliches Re⸗ 
fultat herbeiführt, wie die Schäßung erfter Inſtanz, gar 
fein Grund vorhanden, eine Oberappellation zuzulaffen, 
und eine dritte Schäßung zu veranftalten. 

Gerbel: In der Vorausfekung, daß das Berfprechen 
des Herrn Regierungscommiffärs in Erfüllung gebt, daß 
wir naͤchſtens Gollegialgerichte in erfter Inſtanz erhalten, 
bin ich zufrieden. | 
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Staatsrath Nebenius: Die Taratoren find Richter ber 
Thatfrage, und haben daher jedenfalls die weſentliche Frage 
zu entſcheiden. 

Der $. wird unverändert angenommen. 

Eben fodie 

$. 66. 


„Wie wegen Keftfegung des Zehntablöfungsfapitals, fo ift 
auch in Bezug auf Beftimmung des Kapitalanfchlags privats 
rechtlicher Laſten zu verfahren.“ 

..$& 6. 

„Iſt hiernach über das Zehntablöfungsfapital und ben 
Kapitalanfchlag der privatrechtlichen Laſten rechtskräftig ers 
kannt, auch wegen der Rechte Dritter nach den SS. 73 bie 
76 verfahren, fo hat das Bezirksamt das Amtsreviforat zur 
Ausfertigung der vollftändigen Ablöfungsurfunde, wie nad 
$. 56 zu veranlaffen.” 

„Sobald nach 8. 65 über das Zehntablöſungskapital rechts⸗ 
fräftig erfannt ift, tritt au die Stelle des Zehnten der Zing 
aus dem Ablöfungsfapital, und fobald die fürmliche Ablö⸗— 
fungsurfunde durch das Amtöreviforat an die Partheien auds 
gehändigt ift, kann das Ablöfungsfapital, mit Rückſicht auf 
F. 44, bezahlt und der Staatszufchuß erhoben werden.“ 

„Diefer Zufchuß, den Zins mit eingefchloffen , ift ſogleich 
nach Empfang als erfte Zahlung zu verwenden.’ 

$. 68. 

„Um die Gerichte bei Bornahme des Ablöfungsgefchäfts 
zu unterftüßen,, und ihnen über die vorfommenden wirth- 
ſchaftlichen Punkte die etwa nöthige Belehrung zu verfchaffen, 
fol für jeden Amtsbezirk vom Minifterium des Innern auf 
den Borfchlag ber Kreisregierung ein Sachverftändiger auf 
geftellt werden, der vor Ertheilung des amtlichen Erfennts 
niffes über den Betrag des a in re und der 

1833, II, R. Brot. 136 Heft. 


210 Verhandlungen der II. Kammer. 


‚ taftenanfchläge unter Zuftellung der Aeten mit riechen 
"Gutachten fann vernommen werden,‘ 

„Eben fo follen für jedes Gericht zweiter Inſtanz wenigſtens 
zwei Sachverftändige bezeichnet werden, von denen das 
Gericht je einen mit feinem Gutachten vernehmen kann, fo 
fern es dieß für nöthig findet. 

„Sie werden in Bezug auf gewiffenhafte Erftattung der 
von ihnen verlangten Gutachten beeidigt.“ 

$. 69. 

„Alle wegen Feſtſetzung des Zehntablöfungsfapitald und 
der Paftenanfchläge Statt findenderichterliche Berbandlungen, 
dann die Ausſertigungen des Amktsreviſorats find tar-, 
fportel= und ſtempelfrei.“ 

„Die Koſten der Abſchätzung zahlen die beiden Theile, aus— 
nahmsweiſe aber — wenn auf Berufung des einen Theils 
eine zweite Schätzung vorgenommen, demnächſt aber die Be— 
rufung für unbegründet erfunden wird — der recurrirende 
Theil allein.“ 

„Die Behörden haben übrigens anf möglichſte Koſtenver— 
minderung Bedacht zu nehmen.“ 

$. 70. 

„Nachdem das Ablöfungsfapital in Bezug auf die Zchnt> 
pflichtigen endgültig feftgefetst ift, hat der Bürgermeifter die 
Zehntpflichtigen, beziehungsweife ihre Vermittler ($. 25) zu 
verjammeln und fie zur. Entfcheidung über folgende Punkte 
zu veranlaffen : 

1) auf welche Weiſe das erforderliche Kapital aufgebracht 
und der Berechtigte, "beziehungsweife Laftenübernehmer, bes 
friedigt werden foll; 

2) ob eine andere, als die im $. 14 beftimmte Norm zur 
Aufbringung der Beiträge der Pflichtigen angenommen werde; 

3) in fo fern es nötbig ift, Sachverſtändige zu ernennen, 
welche die Bertheilung des Kapitalbetrags der Pflichtigen 
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nach dem gewählten, oder nach dem im S. 14 vorgefchries , 
benen Nepartitionsfuße beforgen; 

4) die Borträger zu beftellen.“ 

„Bo die Gemeinde ald Vermittlerin auftritt, ift der Ges 
meinderath der gefeßliche Vorträger.“ 

„Die Vorträger führen dann die Verhandlungen wegen 
der Rapitalaufnahme, Ieiften die Zahlungen, erheben die 
Beiträge von den Pflichtigen und legen öffentlich Rech— 
nung ab.’ 

Minifterialratd Regenauer: Als Aufgabe für die Res 
daction möchte ich bezeichnen, daß die Faſſung der dritten 
und vierten Nummer etwas verbefjert werben müffe; denn 
diefe Süße erfcheinen hier ald Nachjäße zu dem vor Nr. 1 
vorfommenden Vorderſatz, amd paffen nicht ganz. 

Körner: In der Nummer d, wo die Gemeinde ald Vers 
mittlerin auftritt, ift der Gemeinderath der gefeßliche Vor: 
träger, und es entfteht hier die Frage, ob nicht den Zehnts 
pflichtigen Das Necht eingeräumt werden follte, wenn fie es 
vorziehen, befondere Abgeordnete fich zu wählen, die dem 
Gemeinderath beigegeben werden, worauf ich meinen Autrag 
ſtelle. 

Knapp: Wenn das Geſetz eine Wahrheit werden ſoll, 
ſo müſſen wir beſonders darauf ſehen, daß der Einzug in 
gehöriger Weiſe geſchieht. Wir haben geſtern von dem Hrn. 
Regierungscommiſſär gehört, daß die Domänenverwaltungen 
noch fünfzehn bis zwanzig Jahre in derſelben Weiſe fortbes 
ftehen werden, wie fie heute beftehen, und es könnte nun 
meiner Anficht nad) leicht. die Einleitung getroffen werden, 
daß fobald eine Gemeinde über die Ablöfung einig und die 
Schuldigkeit von der Gemarfung hergeftellt ift, für jeden 
Einzelnen ein Sculdenregijter angelegt, und leßteres der 
Domänenverwaltung zum Einzug übergeben werde. Jeder 
Einzelne hat alle Jahre an diefer Schuld fünf Zwanzigftel 

14. 
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des Kapitald mit Zinfen zu bezahfen, wodurch die Ges 
meinde nicht in die Lage fommt, neue Kapitale zu entlehnen, . 
und die fogenannte Schuldentilgungsfaffe würde überflüfftg 
feyn. Durch die Beträge, die jedes Jahr von den Einzelnen 
eingiengen, würde die Staatöfaffe ftetd in der Lage ſeyn, 
. ihren Berpflichtungen gegen die Berechtigten Genüge zu leiſten. 
Sollten mehr Gelder eingehen, als nothwendig ıft, fo ftünde 
e8 bei der Regierung, einzeln an Berechtigte vorzugsmweife zu 
bezahlen. 

Diefe Einrichtung würde nicht nur nicht theuerer, fondern 
wohlfeifer feyn. Wenn ich annehme, daß man 2000 Ges 
meinden lim Lande hat, und jede Rechnung anf wenigſtens 
400 fl. zu ſtehen fommt, fo würde dadurch eine Ausgabe 
von wenigſtens 200,000 fl. veranlaßt werben. Nehmen wir 
dagegen anderer Seits an, daß man dreißig Domänenver; 
maltungen im Lande hat, und man jede berfelben wegen 
diefes Gefchäfts um 500 fl. beffer ftellte, fo würde dadurch 
eine Ausgabe von circa 20,000 fl. herbeigeführt werden, und 
dabei noch das Gefchäft in folidere feftere Hände fommen, 
deffen nicht zu gedenken, daß der Pflichtige mit mehr Zus 
trauen feine Schuldigfeit an die Domänenverwaltung ent» 
richtet. Es wird mehr Neiz für ihn in diefer Beziehung ent- 
ftehen, ald wenn er denfen muß, er-bleibe, wenn er auch 
feine Schuldigkeit an die Gemeinde entrichtet babe, dennoch 
für das Kapital der Sefanmtheit verbindlich. Ich trage alſo 
daranf an, den Einzug den Domänenverwaltungen zu übers 
faffen. 

Seramin unterftüßt diefen Antrag. 

Gerbel: Sch unterftüge diefen Antrag auch, jedoch nur 
in der Art, daß ed ganz in den freien Willen der Domänens 
verwaltungen geftellt werde, ob fie diefen Auftrag übers 
nehmen wollen oder nicht, da ein Zwang von Seiten bed 
Staats nicht wird Statt finden fünnen. Es wird übrigens 
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genug feyn, wenn der Staat zuläßt, daß feine Domainens 
verwaltungen fich dieſem Auftrag gegen eine billige Provifion 
unterziehen. Ich ſtelle übrigens noch den weitern Antrag, 
daß es ftatt „legen öffentliche” Rechnung ab, heißen folle, 
legen ‚‚jährlich öffentliche” Rechnung ab. Mein Antrag 
motivirt fih Dadurch, daß wenn der Vorträger nicht auslie⸗ 
fert, die Pflichtigen in die Lage fommen, daß auf ihre Güter 
zurüc gegriffen wird. Sie müffen alfo jedes Jahr wiffen, 
wo fie daran find, allein aus dem Saß, fo wie er hier fteht, 
könnte man fchließen, daß er nur nad) Vollendung bed Ge; 
fchäfts Rechenſchaft abzulegen habe. 

Platz fragt,-wie ed jenſeits des Neckars gehalten — 
ſoll, wo feine Domänenverwaltungen ſeien. 

Miniſterialrath Regenauer: Dort weisſst man die Sache 
den Obereinnehmern zu. 

Rettig v. K.: Der Antrag des Abgeordneten Knapp 
hat allerdings das für ſich, daß der Einzug der Ablöſungs⸗ 
kapitale pünktlicher, einfacher und mit weniger Schwierig» 
keit ausgeführt werben fünnte, und ich bin nur darum nicht 
dafür, weil die Zehntablöfung nicht gleichfeitig, fondern im 
Einzelnen eintreten würde, und weil die Verhäftniffe der 
Summen fo außerordentlich verfchieben find, daß einzelne 
wohlhabende Gemeinden wünfchen werden und müffen, das 
Geſchaͤft felbft zu beforgen , während wieder in anderen Ges 
meinden, wo die Erheber und Borträger nicht die erforderliche 
Sicherheit gewähren, ber Wunſch feyn wird, ed möge bie 
Erhebung von Seiten des Staats gefchehen. Die Idee bed 
Abgeordneten Knapp laͤßt ſich alfo theilweife ausführen, 
ohne daß wir unfer großherzogliches Finanzminifterium mit 
einer neuen Arbeit erfchredfen, wenn wir nämlich ben Satz 
fo faffen, daß jede Gemeinde ihren Vorträger ſelbſt wählt, 
und jelbft mit ihm wegen feiner Belohnung übereinfommt. 
Diefes hätte dann bie Wirkung, baß im dev Gemeinde, wo 
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die Mehrheit der Pflichtigen nicht gerade Vertrauen in bie 
G:rfhäftspünftlichkeit oder die Geldpünktlichkeit ihrer Ges 
meinderäthe hat, eine andere Wahl getroffen werden kann. 
Es fann in einzelnen Gemeinden ein Mann ſeyn, der ſich 
zwar nicht gern mit gerichtlichen Gefchäften abgibt, aber 
vermöge feiner häuslichen Lage freie Zeit und Unabhängig» 
feit genug, und befondere Borliebe für das Zuflandebringen 
dieſes Werkes hat, und daher gern Borträgerimwerden würde. 
Es ift fogar der Fall möglich, daß mehrere benachbarte Ge⸗ 
meinden, die auf die dee des Abgeordneten Knapp gerne 
eingehen möchten, ſich felbft einen Cameralſcribenten erwäb» 
len, dem fie das Zutrauen fchenfen, und der dann ihr Bors 
träger wird. Es fünnte diefe Idee der Erhebung von Seiten 
der Staatdbehörden in der Art alsdann durch den Gemeinde> 
rath vermittelt werden , daß ihm die freie Wahl .überlaffen 
bliebe. 

Minifterialratt Regenauer: Dad Zutrauen des Abge- 
ordnneten Knapp zu den Finanzbehörden ift fehr fchmeichel- 
haft; allein es ift in einem Grade ausgedehnt, wie ich es faft 
nicht annehmen kann. Sich glaube, daß die Domänenverwals 
ter und Obereinnehmer" das ihnen zugedachte Gefchäft gewiß 
fehr pünktlich beforgen würden, aber ich glaube nicht, daß 
die Domänenverwalter und Obereinnchmer die einzigen Pers 
fonen find, die ein ſolches Gefhäft gut beforgen fünnen. 
Schwierig würde es feyn, daffelbe den Domänenverwals 
tungen zu übergeben, weil, wie fchon ein Abgeordneter aus 
dem vormaligen Main: und Tauberfreife bemerft hat, in den 
ftandesherrlichen Gebieten gar feine Domänenverwaltungen 
beftehen, und weil man in andern Landestheilen die Bezirke 
der Domänenverwaltungen neuerlich fehr ausgedehnt hat. 
Schwierig würde ed auch darum feyn, weil — wie ich glaube, 
‚und wie ich es fogar fehnlich wünfche — die meiften Gemein 
ben, die zur Ablöfung fchreiten, die Tilgung des Kapitals 
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mittelft des Zehnten felbft wählen werben, und in diefem 
Fall eine Zehntverwaltung eintrit, die allein von den Ges 
meinden am zwectmäßigften geleitet wird. Freifich, hat man 
bemerft , werde das Erhebungegefchäft durch die Domänen: 
verwaltungen oder eine andere Klaffe von Staatöverrechnern 
mohlfeiler beforgt werden , ald durch die Gemeinden felbft. 
Ich weiß nicht, ob die Rechnung des Abgeordneten Knapp 
in diefer Beziehung richtig iſt; allein ich habe fo oft gehört, 
daß man, von diefen Plage aus, feine Rechnungen lebhaft 
und mit Erfolg angefochten hat, fo daß ich auch in die Rich— 
tigfeit des jeßt Vorgetragenen Zweifel fegen darf. Wirklich 
möchte fie auch manche Berichtigung erleiden können. In 
Beziehung auf die Koften der Erhebung insbeſondere muß 
id; bemerfen, daß diefe bei den Domänenverwaltungen viel 
bedeutender feyn würden, wenn man an die umfaffenden 
Gefchäfte denft, die dann einzutreten hätten. Wenn bie 
Gemeinde die Ablöfung in der Art beforgt, wie ed der Abges 
orbnete Rettig vorgefchlagen hat, fo feheint mir jeder Ans 
fand befeitigt; es fünnen fich mehrere Gemeinden vereinigen, 
fie fünnen einen Vorträger wählen, wozu fie einen Cameral: 
feribenten, einen Theilungscommiffär oder einen Andern 
beftimmen können. Wenn der Abgeordnete Knapp glaubt, 
daß mit der Zahlung von 5 Procent die Koften beftritten 
werben fonnten,, fo gebe ich zu bedenken, daß die meiften 
Pflichtigen fich nicht dazu verftchen werden, ein 5ted Procent 
zu geben, denn fie werden wohlfeilere Gefchäftsführer finden. 

Knapp: Die Hauptfadhe iſt Sicherheit und Garantie, 
welche ich nur in der Staatöverwaltung finde, nicht aber in 
aufgeftellten Scribenten oder eines oder anderen Berrechners 
in einer Gemeinde. Sch will nur auf die Erfahrungen in den 
Gemeinden zurückweifen, wo viele Redinungsunterfuchungen 
Statt hatten, ohne daß fo große Summen dabei in Frage 
waren, während es fich hier um bedeutende Summen und 
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audgebehnte Rechnungen handelt. Die Gültablöfung beforg- 
ten Leute‘, die dem NRechnungsfach gewachſen waren, aber 
wie ganz anders wird es bei Landleuten feyn, die fich nie 
mit diefem Fach befchäftigt haben. Was die weitere Berech⸗ 
nung betrifft, die irrig ſeyn fol, fo muß ich doch fragen, ob 
ed zu hoch ift, wenn ich annehme, daß jede Zehntrechnung 
von einer Gemarkung 100 fl. foftet. Eine folche Zehntrech⸗ 
nung forbert fo viel Zeitaufwand ale eine Gemeinderechnung, 
und die Gemeinderechnungen vom Amt Offenburg often 
3,200 fl,, und ich bin gewiß, daß die Zehntrechnungen noch 
Boftfpieliger feyn würden, und dann wäre erft noch feine Gas 
rantie vorhanden, da man einem Scribenten nicht 100,000 fl. 
anvertrauen kann. 

Staatdrath Nebenius: Man analiflre die Sad;e nur 
einmal wie fie in der Wirklichkeit fich darftellt. Entweber 
wird der Zehnte forterhoben, oder der Zehntertrag auf bie 
einzelnen Grundftüde in einer feften Rente repartirt und bis 
zur Tilgung des Ablöfungsfapitald forterhoben. Im erften 
Fall ift natürlich, daß die Verwaltung befjer beforgt werben 
fann, von einer Commiffion, die die Zehntpflichtigen aus 
ihrer Mitte wählen. Sie wählen diefe Sommiffion ohne 
Zweifel aus den höchft Beftenerten, die am meiften dabei bes 
theiligt find, daß gut verwaltet werbe, und welche Die gehörige 
Garantie für eine gute Berwaltung in ihrem Vermögen dars 
bieten. Die Operation des Berfaufs des jährkichen Zehnts 
ertrags ift das Einfachfte auf der Welt. Der Zehnte wird 
verfleigert , man läßt fich von beit Steigerern Caution ftellen 
für die richtige Zahlung des Pachtſchillings, und in einer 
Summe wird das Geld an die Amortifationsfaffe geliefert. 
Dieſes gefchieht, wenn der Zehnte fortbezahlt wird, um das 
durch die Ablöfung zu bewirken. Gefchieht eine jährliche 
Umlage, fo ift die Sache wieder ganz einfach. Neben dem 
Vorträger wirb man einen oder mehrere Einwohner beftellen, 
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bie biefen unterſtützen, auch nachfehen, wie ed mit dem Eins 
zug fteht, und wenn viele Ausftände erwachfen, fich erfundigen, 
ob die im Rückſtandsregiſter aufgeführten Perfonen wirklich 
noch nicht bezahlt haben. Das Einzugegefchäft felbft ift nicht 
fchwieriger als die Erhebung der Gemeindeumlagen, und 
ed wird in den meiften Gemeinden für rathfam gefunden ' 
werben, den Einzug dem Gemeinderechner zu übertragen, 
der dieſes Gefchäft um eine geringe Summe beforgen kann, 
denn indem er die Gemeindeltener erhebt, erhebt er zugleich 
die Umlage wegen ded Zehnten, und die Sache würde nur 
dann fohwierig, wenn man die Finanzverwaltung mir diefem 
heterogenen Gefchäft belaftete. 

Gerbel: Die Berechnung bed Abgeorbnneten Knapp 
beruht aus dem Grund auf einem Irrthum, weil fie auf 
Mißbräuche fih fügt, denn wenn eine Gemeinderehnung 
400 fl. Eoftet, fo ift die Hälfte zu viel. Es findet dann eine 
Ueberfegung der Zaren für diefe Rechnungen ftatt, die feine 
Baſis für eine andere Berechnung bilden kann. Die Aufftels 
lung eines Borträgerd aber muß lediglich Sache ber freien 
Wahl bleiben, und wenn felbft der Staat verfügen wollte, 
eö müßten die Domänenverwaltungen diefe Vorträger ſeyn, 
fo müßte man die Berpflichtung übernehmen, das, was an 
diefen Borträgern verloren geht, zu erftatten. Darum; maß 
ed Sache der freien Wahl bleiben, weil e8 für die Pflichtigen 
gar Fein anderes Pfand giebt, ald das Bertrauen zu den 
Borträgern, weßhalb man auch nicht Diefen oder Seren 
durch das Geſetz hiezu beftimmen fann. Etwas Anderes 
ift es, wenn fich die Pflichtigen für den Domänenverwalter 
vereinigen, und dann müßte er erft die Erlaubniß einholen. 
Es hier zu beftimmen, würde der Staatäfaffe eine weitere 
Verbindlichkeit feyn, denn e8 haben ja die Zehntberechtigten 
immer ihr Rückgriffsrecht auf die Pflichtigen, ohne Rüdficht 
auf die Borträger. Es follte daher bei der Faffung bfeiben 
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mit der Modiftcation ded Abgeordneten Rettig, von der 
ed genug iff, wenn fie im Protokoll fleht. 

Sander: Der Abgeordnete Knapp hat den Hauptgrund 
in der ficheren Erhebung der Summe gefunden, allein ich 
finde gerade einen Hauptgrund darin, feinem Antrag nicht 
beizutreten, bein die Sicherheit feßt voraus, daß die Gemeinde 
Jene, denen fie die Gelder bezahlen, beauffichtigen und con 
troliren fünnen. Wie fann aber eine Gemeinde eine Domäs 
nenverwaltung oder gar eine Obereinnehmerei controliren. 
Der Gemeinde wäre jede Control genommen, und dem Staat 
kann man nicht zumuthen, frine Gontrofe auch noch auf 
dieſes Geſchäft, das gegen den Staat ein reines Privarges 
fhäft if, audzudehnen, und in diefer Hinficht wäre ed fogar 
noch gefährlich, weil ein Beamter des Staats, der eine Eaffe 
hat, zweierlei Rechnungen führte, wodurd für feinen Theil 
eine Sicherheit gegeben wäre. \ 

Rettig v. Sch.: Ich unterjtüge den Antrag des Abge⸗ 
ordneten Rettig vo. K., den ich als Vermittlungsvorſchlag 
zwiſchen jenem der Commiſſion und des Abgeordneten Knapp 
anfehe. Sch habe aber noch zu erwarten, daß er einen förm⸗ 
lihen Antrag darüber ftellt, mie die Nr. 4 des sg. gefaßt 
werden ſolle. Wenn ich ihn richtig verſtanden habe, fo ſetzt 
er voraus, es fol in dem freien Willen der Pflichtigen liegen, 
einen Borträger unter ſich zu beitelen. Es fünnte auch der 
Fall feyn, wo die Gemeinde als Vermittlerin auftritt, und 
dazu wird ein befonderer Antrag geftelt werden müffen , der 
fo lauten könnte: Da wo die Gemeinde ald Vermittlerin 
auftritt, fol ed der Gefammtheit der Pflichtigen überlaffen 
bleiben, den Vorträger zu beftellen. 

Hoffmann: Ed wird am beften feyn, den Sab ganz 
wegzulaffen, indem alsdann entfihieden ift, daß ed ganz in 
die Wilführ geftelt ift, worauf ich hiemit den Antrag ftelle. 

Rutfhmann: Sch unterftüge diefen Antrag und gebe 


” 
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dem Abgeordneten Knapp zu erwägen, wie fehr die Doms 
nenverwaltuugen ohnehin fchun durch den Vollzug des Gr 
feße8 in Anfprud) genommen werden. 

Körner: Den Antrag des Abgeordneten Knapp würde 
ich früher ſchon unterftügt haben, wenn er mir ausführbar 
fchiene, und wenn ich nicht glaubte, daß es manchen Gemeinden 
unwillfommen wäre, wenn man fie zwingen wollte, ihre Inte— 
reffen in die Hände der Domänenvermwaltungen zu legen. 
Es giebt Gemeinden, die ihre Verrechner und Erheber recht 
gut aus fich felbft wählen fünnen. Was übrigens meinen 
Antrag betrifft, den der Abgeordnete Rettig auf eine andere 
Reife geftelt hat, fo will ich ihn doch näher mobdificiren. 
Wenn nämlich die Gemeinde die Abloͤſung wünfcht, fo wird 
ed doch allerdings am Platz feyn, Daß der Gemeinderath als 
Borträger erfiheint, und im andern Fall, wenn nur eine 
Anzahl von Pflicyrigen die Ablöfung fordert, e8 im Gate 
treffe Derjenigen, die es verlangen, liegt, daß in jedem Fall 
die Hälfte des Gemeinderaths nad) ihrer eigenen Wahl als 
Vorträger beflelt werde, und die Pflichtigen follten dann 
eine nämliche Anzahl aus ihrer Mitte wählen, die Diejer 
Hälfte ded Gemeinderaths beigegeben werden und melde 
unter ſich einen Berrechner wählen, wodurd; die Intereſſen 
der Pflichtigert und Gemeinden gewahrt würden. a diefer 
Weiſe unterflüge ich alfo den Antrag des Abgeordneten 
Rettig. | 

Trefurt: Ich unterftüge den Antrag bed Abgeorbneten 
Knapp, denn ich glaube, daß durch feine andere Einrichtung 
die Intereſſen des einzelnen Ablöfenden fo fehr gemahrt 
werden, als durch diefe. Nur dann, wenn fie unmittelbar in 
die Staatdcaffe felbft zahlen, haben fie die Gewißheit, daß 
fie nicht nochmals zahlen müffen, und gerade weil wir diefen 
Zwei im Auge haben, kann die Art, wie der Abgeordnete 
Körner diefen Antrag unterfügt hat, nichts nützen. Er 
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will es blos ald ein Mandat der Domänenverwaltungen 
betrachtet wiffen, allein dieß ift nicht die Meinung des Abges 
ordnneten Knapp, fondern der Staat fol als Staat diefes 
übernehmen. Dadurch allein wäre dem Zehntpflichtigen moͤg⸗ 
lich ohne Gefahr zu zahlen. Wenn z. B. die Minderzahl fein 
Vertrauen auf diefen Borträger hat, fo ift fie genöthigt, an 
einen Mann zu zahlen, dem fie keinen Glauben fchenft. 
Wenn fie aber unmittelbar an den Staatsverrechner zahlen 
kann, dann ift fle gedeckt. Die Schwierigfeit, die ein Redner 
der Regierung in Beziehung auf den Fall erhoben hat, wo 
der Zehnte durch die Forterhebung abgelöst wird, fällt weg, 
denn in diefem Hal kann nicht davon die Rede feyn, daß die 
Domänenverwalter die Zehntverwalter machen follen. Die 
Gemeinden haben dann dafür zu forgen, daß der Ertrag bes 
Zehnten jedes Sahr bezahlt wird. Da aber, wo die Erhebung 
in Geld gefchieht, fünnen die Domainenverwaltungen das 
Gefchäft wohl beforgen, und für den Zuwachs an Gefchäften 
reichlich bezahlt werden, mit demjenigen, was für Die Gemeinde 
gewonnen wird. 

E83 wird hierauf zur Abftimmung gefchritten und ber An⸗ 
trag des Abgeordneten Hoffmann auf Streichung bes 
Satzes „wo die Gemeinde ıc. bie Vorträger“, fo wie der des 
Abgeordneten Gerbel, am Schluß des legten Satzes vor 
das Wort öffentlich, das Wort jährlich zu feßen, ans 
genommen, die übrigen Anträge dagegen abgelehnt. 

Bekk: Sch muß hier auf einen Redactiongfehler im $. 42 
aufmerffam machen, der berichtigt werden follte. Unter 
Nr. 3 befonderd ift gefagt, „eine Summe die mit Zins zu 
5 Procent ꝛc.“ Hier wird der Ausdruck 5 Procent nur aus 
Berfehen eingerückt ſeyn, weil e8 mit Nr. 2 in Widerſpruch 
ſtünde, wo der Reädificationdbetrag berechnet iſt, uud Zins 
und Zinfeszinfe nur zu 2a Procent angenommen werben, 

Nun kann aber bei dem Zufchlag , der gemacht wird, na⸗ 
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türlich Feine andere Verrechnungsart eintreten, als bei der 
Verrechnung des Reädificationsbetrags felbft. 

Minifterialrath Regenauer: Es ift dieß fein Verfehen. 
Im Sap 2 des $. handelt es fich blos von der Verzinfung 
der Rente. Im Sat 3 ift aber die Rede von dem Kapital, 
das diefe Rente abwirft, und von der Verzinſung diefer 
Rente felbit. Es ift hier — wie auch im Sage 2 — ein 
‚doppelter Zingfuß vorgefchrieben, für die Kapitalbeträge, 
d. i. die größeren zindtragenden Summen, der von 5 Procent, 
für die Renten aber, d. i. die Fleineren zinstragenden Sum: 
men, nur der von 2'/2 Procent, 

Die 

§. 71. 

„Wird die Ablöfung eines Zehnten verlangt, bei welchem 
das Bezugsrecht felbft oder deffen Umfang beftritten ift, fo 
foll das Ablöfungsfapital — vorbehaltlich, der im ordentlichen 
Rechtswege auszutragenden Anfprüche des einen oder des 
andern Theild — nad) dem gerichtlich anerkannten Beſitz⸗ 
ande bemefjen werden, und fobald es endgültig feftgefegt 
ift, an die Stelle der Zehntentrichtung die Verzinfung des 
Ablöfungsfapitals treten (F. 10). 

„Eine Berabfolgung diefes Kapitals aber, fobald fie nach 
gegenwärtigem Geſetze überhaupt zuläßig ift, fol nur fo 
weit Statt finden, als daffelbe dem unbeftrittenen Theile 
des Zehnten entfpridht.” 

TR 

„Iſt das Dafeyn oder der Umfang einer auf dem abzulös 
fenden Zehnten haftenden privatrechtlichen Laſt beftritten, 
jo fol der Kapitalanfchlag für den beftrittenen Theil der 
Laft befonders bemeffen und damit nach richterlicher Beſtim⸗ 
mung verfahren werden.“ 

$ 73. 
„Iſt die Abloͤſung im ihren Haupt und Nebenpunften 
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endgültig befchloffen, fo wird dieß vom Bezirksamte durch 
die fümmtlichen Kreisanzeigeblätter öffen:lich, den in den - 
Grund: und Pfandbüchern eingetragenen oder fonft befannten 
Gläubigern und dritten Berechtigten aber noch befonderd 
fchriftlich befannt gemacht.‘ 

| $. 74. 

„Bon dieſem Zeitpunft der öffentlichen und befondern 
Bekanntmachung an, ift Denjenigen, weldye an dem Ablös 
fungsfapitale irgend Rechte zu haben glauben, zur Wahrung 
derfelben eine Frift von drei Monaten unter dem im $. 16 
ausgefprochenen Rechtsnachtheil anberaumt.“ 

„Anſprüche, die hierauf angemeldet werden, ſind in gütlicher 
Weiſe zu erledigen, oder aber im ordentlichen Rechtswege 
auszutragen.“ | 

$. 75. 

‚erden innerhalb der bezeichneten Frift Feine Anſprüche 
angemeldet, ſo iſt nach Ablauf derſelben die Ablöſungsurkunde 
dem $. 56,gemäß ausfertigen zu laſſen.“ 

„Erfolgt eine Zahlungsfperre, fo iſt zwar nad) Ablauf 
der Frift die Ablöfungsurfunde ausfertigen zu laffen, dabei 
aber die Hinterfegfing des betreffenden Theils vom Ablöfunges 
fayitale anzuordnen.‘ 

„Iſt endlicy_rücjichtlich der, innerhalb der im vorigen 
Paragraphen gefegten Friſt etwa angemeldeten Anfprüche 
Dritter gütliche Vereinbarung oder rechtöfräftige Entfcheis 
dung erfolgt, fo ift hierauf bei Ausfertigung der Ablöſungs⸗ 
urfunde der geeignete Bedacht zu nehmen‘ — 

werden ohne Erinnerung angenommen. 


Zu $. 76. 
„In Ruͤckſicht auf Sene, deren Rechte in den Grund, und 


Pfandbüchern auf den Zehnten eingetragen find, wird dabei 
in allen Fällen die Hinterlegung angeordnet, es mag richters 
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liche Verfügung erfolgt ſeyn oder nicht, auegenommen wenn 
bie gürliche Erledigung nachgewiefen würde, 

Rettig v. 8.: Hier wird ver Ausdruck, in Fällen 
der Hinterlegung, fo zu verfiehen ſeyn, daß ein Pfleger 
aufgeftelt wird, denn die Hinterlegung bei Gerichten würde 
Depofitengebühren veranlaffen. Die Hinterlegungsfaffen 
beitehen noch nicht, und darum tritt das Surrogat der Gü— 
terpfleger ein, weßhalb ich den Antrag ftelle, zu fegen: ftatt, 
„Hinterlegung angeordnet,” „Verwaltung durch einen Gü— 
terpfleger angeordnet.‘ 

Bekk: Sch trage dagegen darauf an, zu feßen:. „wird 
beider Hinterlegungsfafle angeordnet” — und einen Beſchluß 
zu faflen, wodurd die Regierung gebeten wird, zum VBolzug 
der Prozeßordnung dieſe Hinterlegungskaſſen zu errichten. 

Sander: Sch unterftüße diefen Antrag, indem fchon von 
den Gerichten mit den eindringlichften Bitten Dargeftellt wor; 
den, daß die Hinterlegungsfaffen eines der dringendfien Bes 
dürfniffe feien. Hier bei dieſem Gefeß wird dieſes Bedürfnig 
nod) erhöht, und wenn wir dieſes noch ind Gefeß hineinfeßen, 
fo wird die Regierung fich überzeugen, daß fich die Sadıe 
nicht mehr länger verfchieben läßt, da die Einrichtung eigents 
lich ſchon befteht, und nur noch ein Gefeß deßhalb noth— 
wendig ift. 

Buhl unterflüßt den Antrag bes Abgeordneten Bekk mit 
dem Beifag, daß noch hinzugefügt werde, „oder in Ermangs 
lung berfelben in die Amortifationsfaffe.” 

Minifterialrathb Regenauer hält den Ausdruck 
„Zehntſchuldentilgungskaſſe“ für beffer. | 

Bektk: Durch den Ausdruck „Hinterlegungskaſſe“ wird 
man bie Regierung beftimmen, folche einmal ind Leben treten 
zu laſſen. 

Staatsrat; Nebenius: Eine — Kaſſe kann man 
nicht dafür gründen, und es bleibt nichts übrig, als die 
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Amortiſationskaſſe ald Hinterlegungsfaffe zu conftituiren, wie 
dieß in andern Staaten gefchehen ift. 

Rettig v. K.: Der Zweck meined Borfchlags war Fein 
anderer, als zu verhüten, daß in ber effectiven Ermanglung 
der in der Prozeßordnung ideal aufgeftellten Deypofftenfaffen, 
nicht eintrete, was gewiß eintreten würde, daß nämlich die 
Gerichte die Hinterlegung angeordnet hätten, ohne eine Kaffe 
zu befißen. Wenn nun der Herr Regierungscommiffär erklärt, 
daß für die Zehntablöfungsfapitale die Amortifationgkaffe 
als Hinterlegungsfaffe conftituirt werde, fo bin ich einvers 
flandeıt. 

Staatsrath Nebenius: Sch habe gefagt, die Schwie⸗ 
rigkeit ſei die, daß keine beſonderen Kaſſen dafür aufgeſtellt 
werden koͤnnen, ſondern die Amortiſationskaſſe dafür cons 
ftitwirt werden müffe. Die Amortifationdfaffe fteht aber nach 
ihrer Berfaffung unter befonderen Gefeten, und darum 
müßte darüber ein Gefeß vorgelegt werden, wodurch Br 
ermächtigt würde, Depoflten anzunehmen. 

Rettig v. K.: Die Sache ift alfo noch problematifch und 
darum muß man vorfichtig ſeyn, weßhalb ich darauf antrage, 
zu feßen: „in allen Fällen, an die Hinterlegungsfaffe, oder 
in deren Ermanglung an einen Güterpfleger.’ 

Gerbel: Ich unterftübe den Antrag des Abg. Bert, 
und fehe nicht ein, welche große Schwierigkeiten die Sache 
haben kann. Wir fommen auf diefe Weife am Fürzeften zu 
einer Vorfchrift, deren Mangel in dem ganze Lande Bes 
ſchwerlichkeiten und Schwierigkeiten herbeiführt. Jede Staatds 
verrechnung und jede Verbindung mit der Amortifationgfaffe 
würde dann aufhören. Die Leute am See würben die Gelder 
nicht in die Amortifationdfaffe legen, fondern der zunächfts 
liegenden Staatsverwaltung, die mit der Amortifationdfaffe 
zunächft in Verbindung fteht, übergeben. In andern Staaten 
befteht die Vorfchrift, daß folche Depofiten, wenn folche 
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eine Zeit lang zinsfrei da lagen, mit 3 Procent in den Zing 
fommen, und Die Verrechnung: mit. der Amortifationdkaffe 
wird durch die betreffende Localverrechnung gepflogen. Es 
kann auch mit Bekanntmachung des Zehntgeſetzes Leicht: diefe 
Anordnung mit verbunden werden, nicht gerade als zumächft 
ins Zehntgefeß gehörig, fondern alg eine beſondere Verord⸗ 
nung, die ins Leben zu treten hat, nachdem man einige Jahre 
lang darauf wartete. 

Staatsrath Nebenius: Ich anerkenne die Nothwendig⸗· 
keit in ihrem ganzen Umfang, wünſche recht fehr, daß die 
Kammer feinen ungeeigneten Weg einfchlagen möge, um bie. 
Conftituirung diefer Kaffen zu bewirken. Man bat genug ges 
forgt, wenn man die Anlegung der Gelder in der Zehnts 
ſchuldentilgungskaſſe ausfpricht. Die Errichtung einer allges 
meinen Depofitenfaffe kann blog Gegenftand einer befondern 
Motion ſeyn, und die in Frage ftehende Beflimmung würde 
nichts nüßen, indem dag Sinanzminifterium mit Recht ers 
Flären würde, daß es nad) dem Geſetz über die Amortiſations-⸗ 
kaſſe nicht ermächtigt ſei, Depoſiten anzunehmen. Nur ſolche 
Gelder, die aus der Staatskaſſe ſelbſt fließen, dürfen ange⸗ 
nommen werden. | on 

Hoffmann: Sn den Amortiſationskaſſegeſetz fteht aber 
auch, daß die Gefeßgebung der Amortifationgfaffe auch 
andere Gelder zuweifen fonne. Wenn wir alfo einen dießs 
fallſigen Artikel ins Gefeß aufnehmen, fo ift geholfen. 

Bekk: Wenn man den Ausdruck Zehntſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe braucht, ſo bin ich einverſtanden, allein ‚ wenn man 
zugleich fagt, in Ermanglung ber Hinterlegungsfaffen, fo 
billigt man damit, daß diefe Kaffen noch nicht einmal ers 
richtet werden dürfen, Wenn wir übrigeng die Beltimmung, 
daß die Hinterlegung in die Amortifationdfaffe geſchehen 
durfe, in dieſes Geſetz aufnehmen, ſo iſt eben damit das 


Finanzminiſterium ſchon ermächtigt, die Gelder anzunehmen. 
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Es wird hierauf beſchloſſen, zu fegen: „an bie Hinter⸗ 
legungöfaffe, oder in deren Ermanglung an die: Zehutfchuls 
dentilgungskaſſe. 
Zu 
$. 77. 
„Es wird eine befondere Zehntfchuldentilgungsfaffe ers 
richtet, die unter der Aufficht und Leitung des Finanzminis 
fteriums fteht, und mit deren Führung die Beamten der 
Amortifationstaffe beauftragt werden Fünnen.“ 
„Weber die Zehntfchuldentilgungsfaffe wird befondere Rech» 
nung geführt, und foldye auf jedem Landtage den Ständen, 
jo wie jedes Jahr dem ftändifchen Ausfchuffe vorgelegt.’ 
wird nichts bemerft. | 
$. 78, 


„Die Zehutfehuldentilgungsfaffe hat die Beftimmung, den 
Zehntpflichtigen die zur Ablöfung benöthigten Kapitalien 
. barzuleihen, und von ihnen nebft Zins nach und nach wieder 
zu erheben.“ 

„Die Amortifationdfaffe iſt ermächtigt, die zu dieſem 
Zweck erforderlichen Kapitalien von der Grundſtocksverwal⸗ 
tung, und — fo weit deren Mittel nicht zuxeichen — im 
Wege geſetzlicher Staatsanleihen beizufchaffen. | 

„Der Zins, welchen die Zehntpflichtigen zu entrichten 
haben, foll um ein Viertel Procent des entliehenen Kapitals 
höher feyn, ald jener, den die Kaffe felbjt zu zahlen vers 
bunden ift,“ 

- „Die Darlehen der Kaffe genießen ba$ im $. 43 dem Dars 
leiher von Zehntablöfungsfapitalien eingeräumte Recht.‘ 

wird mit.der Aenterung angenommen, daß es figtt „,$. 43 
ud» 46” heißen folle, 

8§. 79. 
⸗ate BERKER bed BR — welche Die 
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Zehntabloſung zur Ausführung bringen, haben Anſpruch 
‚anf die Unterſtuͤtzung der Zehntſchuldentilgungskaſſe.“ 

erhält ohne Erinnerung die Genehmigung. 

$. 80. 

„Sie konnen, wenn fie ſich diefer Unterftüßung bedienen, 
das Darleihen in kürzeren oder in längeren Friſten, größeren 
oder Hleineren Zahlungen allmählig wieder abtragen.“ 

„In keinem Falle aber darf bie zur Zinszahlung und 

Schuldentilgung jährlich zu entrichtende Summe weniger 
betragen, als der Jahrs zins für dad von ber Zehntſchulden⸗ 
tilgungsfaffe entliehene volle Kapital nebft weitern zwei und 
drei Viertel Procent dieſes Kapitals.“ 
Hier wird beſchloſſen, daß es ſtatt „2a Protent“ „AN 
Procent‘ heißen folle. 
$. 81. 

„Die Zahlungen zur Kaffe haben aus einer Hand koſten⸗ 
frei an die der Zehntgemarfung nächftgelegene Staatsver⸗ 
rechnung zu gefchehen.* 

„Beträge unter hundert Gulden werden mır bei der Ende 
äbrechnung angenommen.‘ | 
Bekt: Für den Fall, daß Streit entiteht, wie ih der 
Zwifchenzeit die Baulaften und andere Laften zur beftreiten 
feien, follte eine proviforifche Beſtimmung gegeben werden. 

Im $. 55 ift gefagt, daß fubald das Abloͤſungskapital ber 
ftimmt fei, die Verzinſung einftweilen an ben Zehntherrn 
gefchehe, daß aber das Kapital erft an den Zehmtherrn bes 
zahlt werde, wenn über die Laſten definitiv entſchieden it, | 

und Alfo die Kaftenfapitäle davon abgezogen ſind. 


Hier entfteht num die Frage, wer in der Zwiſchenzeit von * 


der Feſtſetzung des Abloͤſungskapitals bis zur Feſtſetzung des 

Laſtenkapitals die Laſten zu beftreiten, oder die Competenzen 

zu geben habe. Man muß fich nämlich den Fall denken, daß 

ein Streit Über folche Laſten, über Aber die Berechnung der 
15. 
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Laſtenkapitale entfteht, der vieleicht Jahre lang dauert, und 
da muß bafür geforgt werben, daß in ber Zwifchenzeit 
Derjenige, zu deffen Gunften die Laft beiteht, der Pfarrer 
oder der Schullehrer, nicht warten muß, bis der Proceß aus 
ift. Snöbefondere glaube ich, daß der Zehntherr, dem das 
Ablöfungskapital nach $. 55 einftweilen verzindt werden fol, 
aus diefem Zind auch die Laften zu beftreiten habe, oder daß 
‚beftimmt- werden follte, der Zehnthert erhalte den Zins vom 
Ablöfungsfapital, in fo weit ſolcher nicht nothwendig ſei, 
zu Beftreitung von Laften, in welchem Sinne nun der $: 55 
einen Zufaß erhalten. jollte, 

Duttlinger: Das verfteht ſich von felbft, denn fo Tang 
der Zuftand nicht definitiv abgeändert ift, fo lang bleiben 
die alten Rechte und Verpflichtungen ftehen, 

Bekk: Das wäre zum großen Nachtheil des Zehntherrn, 
wenn 3.3. in ber Zwifchenzeit ein Neubau errichtet werben 
müßte, und der Zehntherr folchen: nicht nur aus dem Zins, 
fondern felbft aus dem Kapital, das er zu beziehen hat, zu 
beftreiten hätte. Es wäre bieß eine zu große Zumuthung, 
allein ich glaube, daß er fo lang feinen Zins erhalten Tann, 
als diefer zu Beftreitung der Taufenden Laften nothwendig iſt. 

Miniſterialrath Regenauer: Wer ſoll die Laſten denn 
beſtreiten, wenn ſie der Zehntherr nicht zu beſtreiten hat? 
Er bezieht ja die fünf Procent Zinſen, ſie treten an die 
Stelle des Zehntertrags, und hieraus muß er die Laſten ſo 
lang beſtreiten, bis die Ablöſung vollendet iſt. 

Bett: Dieß müßte aber ausgeſprochen ſeyn, denn ich bin 
überzeugt, daß nad) dem $. 55 dieß Fein Richter entfcheiden 
‚wird. | 

Rettig v. K.: Das würde mißlich feyn, im Allgemeinen 
anszufprechen, daß der Berechtigte aud) feinen Zins fo lange 
-miffen müffe, als ſolche ftreitige Baulaften da find. Unfer 
-Bauebict hat diefen Fall vorgefehen, und fagt, in ſolchen 
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Faͤllen, wo die Nothmwendigfeit vorliegt, tritt Derjenige 
ein, ber in der legten Ordnung baupflichtig ift. In der 
Megel trifft dieß Freilich die Gemeinde, als die in der legten 
Drdnung Baupflichtige, allein man hilft ſich damit, daß 
man ein Kapital aufnimmt, diefed einftweilen verwendet, 
ind hintennach, wenn der Streit entfchieden ift, der bes 
treffende Theil das Kapital abzahlen muß. Dieß wird wahrs 
ſcheinlich auch in folchen Fällen gefchehen, da durch die Abs 
löſung die Berhäftniffe nicht geändert werden, und der Zehnte 
nur ald Zins von dem Ablöfungsfapital fortdauert. | 

Berk: Wenn über das Ablöfungsfapital die Partheien 
einig find, fo ift der Zehnte abgelöst, Nun fünnen nach dem 
Kirchenbauedict die Gemeinden zum Bau angehalten werden, 
und doch wäre der Streit über den Beitrag, und die Frage, 
was an dem Zehntablöfungsfapital abgezogen werden fol, 
noch nicht ausgemacht. Inzwiſchen bezieht hier nach dem 
$. 55 der Zehntherr den Zins von dem ganzen Ablöfungss 
Fapital, und Derjenige, zu deffen. Gunften die Laſt befteht, 
muß warten, big er etwas erhält, wenn man nicht eine Bes 
fimmung giebt, daß wenigftens der Zins bezahlt wird, _ 

Staatsrath Nebenius: In diefem Fall kann nichts ges 
ſchehen, als was gefchehen Fönnte, wenn der Zehntberechs 
figte noch im Befl des Zehnten wäre. Es ift far, daß das 
Kapital nicht an ihm bezahlt werden kann, allein den Zins 
fann er beziehen, in dem Fall, wenn er den Zehnten noch 
beziehen fünnte. Es können Fälle eintreten, ‘wo man den 
Zehnten mit Befchlag belegte, und dann muß auch der Zing 
damit belegt werden. Ein ſolches Proviforium. zu treffen, 
ſollte man aber dem Richter überlaffen. 

Bekk ichlägt folgenden Zufaß vor, der fofort auch von 
ber Kammer angenommen wird: „Bis dahin, wo die Laften, 
fapitalien endgültig feftgefegt, und nad) Maßgabe der S$.5 
bis mit 7 den künftigen Uebernehmern zugewiefen find, werden 
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die Laſten einftweilen noch, von den Zehntberechtigten, welche 
entweder nad $. 54 den Zehnten noch fortbeziehen, oder 
welchen das Ablöfungsfapital nad) gegenwärtigen 8. ins 
zwiſchen verzindt wird, getragen.“ 

Damit wird die Discuffion über das Zehntgefeß für heute 
gefchloffen, und die noch übrige Zeit zu Erledigung von 

- Petitionen verwendet. 

Rindeſchwender berichtet über mehrere Petitionen der 
Gemeinden Eberbach, Neckargerach, Linda, Igelsbach 
und anderer, um Schutz gegen Wildſchaden. 

Beil, Nr. 4. 

Rettig v. K.: Ich danke dem Herrn Berichterſtatter, 
was den ſpeciellen Theil ſeines Vortrags betrifft, dafür, 
daß er die einzelnen Fälle, die von dem Neckar und dem 
Bodenſee herſtammen, unterſchieden hat. Was das Ver⸗ 
haͤltniß des Wildſchadens am Neckar betrifft, jo bin ich deſſen 
nicht kundig; was aber das von Salem betrifft, ſo halte 
ich mich für verpflichtet, durch das Erſcheinen der Petition 
mich näher zu inſtruiren. Ic, habe mir die Acten des vor⸗ 
maligen Kreisdirectoriums erbeten, und darin feine Spur. 
von Klagen über Wildftand oder Verweigerung bes Erjaßes 
gefunden. Sch habe mir die Acten der Standesherrfihaft ver⸗ 
ſchafft, und daraus erfehen, daß wirklich einmal eine ſolche 
Klage vorfam, die das Nefultat hatte, daß Befehl gegeben 
wurde, das Wild ohne Unterfchied des Gejchlechts. nieder 
zu fchießen. Ein folcher Befehl fonnte auch nur eine papierne. 
Schanze feyn, allein in. gegenwärtigem Fall war dem nicht 
fo, aus dem einfachen Grunde, weil zugleich, befohlen wurde, 
Diejenigen Sagden, die Pachtjagden waren, aufzuheben. 
Wenn aber eine Pachtjagd aufhört, fo ift fein Intereſſe mehr 
vorhanden, die Hegung des Wilds fortzufegen, und. darum; 
föhnen wir anuehmen, daß jener Befehl e8 ernſtlich meinte: 
Ich kann nun zufällig einen weiteren Beleg, für, meine Ver⸗ 


LXI. Sitzung v. 18 September 1833. 281 


muthung geben, daß jener Petition dody wenigſtens gewiſſer⸗ 
maßen eine gewiffe Garulität zu Grund liegt, nämlich die 
Erfahrung. Ich bin im vorigen Sommer zu meiner Inſtruction 
oder zu meinem Vergnügen indem Seefreis zu Fuß herum⸗ 
gegangen, und beiläufig gefagt, ohne Anrechnung von 
Diäten. Ich fam zu einer Anzahl von Bauern, die vom 
Dagen zurückgiengen. Die Unterhaltung drehte fidy darım, 
daß: heute. der Jäger einen ſchlimmen Tag haben wird, und 
auf meine Frage, warum? gaben:fie mir zur Antwort; wir 
haben den ganzen Zag gejagt und Fein Reh angetroffen, 
was den Sagdherrn verdroffen hat. Daraus fchließe ich, daß 
doch bie und da vielleicht andere Verhältniffe ed wareıt, bie 
diefer Petition das Dafeyn gegebew haben, und nachdem ich 
fie gelefen habe, war ich ſogar verfucht, zu glauben, Daß 
ein Sagdliebhaber die Abficht habe, die zum Theil’ ausge 
- fprochen iſt, diefe Jagden möchten: verpachtet werden, damit 
er auch eine erhalten könne, 
Was die Hauptſache betrifft, fo bim ich 4 3 
der Commiſſion einverſtanden, daß es zu wünfchen wäre, 
daß die Jagdluſt ſich nur auf abgeſchloſſene Parke befchränfe, 
und das baubare Land ganz von der Jagd frei wäre, glaube 
aber, daß unfer Wildfchadengefeß: wenigftend eine erwünfchte 
Palkiative bringen wird. Ich glaube audy nicht, daß diefes 
Geſetz gegen unſern Willen. ad acta: gehen wird, aus dem 
einfachen Grunde, weil es von der Regierung vorgelegt, 
und von der erfien Kammer, mit Zuftimmung der Regie 
rungscommiſſion genehmigt ft, und weil die. Erinnerungen, 
die unſere Commiſſion gemacht, allerdings unſern Dank ver 
dienen, aber nicht: vom der Bedentung ſeym werden, daß bie 
zweite Kammer das Geſetz pure verwerfen müßte, fo daß es 
alſo jet in unfern Händen liegt, ein folches Wildfchadens 
geieß ing Leben zu führen. Auch glaube ich, daß wir: nicht 
ganz: frei von weiterem: Meaventivſcin gegen. übermäßigen 
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Wildſtand find, denn ich bin überzeugt, daß jet fchon die 
Staatsregierung nicht blos dag Recht, fondern auch die 
Pflicht hat, in allen den Fällen, mo wegen ungemefjenen 
Wildſtands geffagt wird, auch überhaupt für den Vollzug 
des Wildfchadengefeßeg Vorkehrungen zu treffen und Maps 
regeln anzuordnen, daß der übermäßige Wildftand redugirt 
werde. Was die Farben betrifft, die doch wohl mehr unferem 
Berichterftatter, als der Commiſſion angehören, fo muß ich 
doch bemerken, daß fie etwas ftarf aufgetragen find. Insbe⸗ 
fondere wird dag, was er von der Nothwehr fagt, in einem 


conflitutionellen Staate, wu die Behörden unter der Control - 


ber Stände ftehen, fo Leicht nicht eintreten. Jede Beſchwerde 


hat ihre Inſtanz, und wenn dieſe ihre Schuldigkeit nicht 


thut, ſo hat wenigſtens das Staatsminiſterium die Berants 
wortlichfeit vor der Kammer, daß Abhülfe verfchafft wird, 
Diefe Farben erinnern mich daher fo ziemlich an gewiſſe 
ehrbare ältliche Frauen, die eine befondere Freude an dem 
Gebet haben, und von denen man annimmt, daß fie in ihrer 
Jugend andere Neigungen hatten — kurz fie bringen mich 
auf die Idee, unfer Herr Berichterftatter fei in feinen jungen 
Sahren ein rüftiger Jäger gewefen. Der Antrag der Petis 
tionscommiffion genügt mir aber nicht ganz, und daher 
fchlage ich vor, diefe Petition jeßt gleich dem Staatsminis 
ferium mit Empfehlung zu übergeben. Es ift nämlich durch 


den Vortrag eines Abgeordneten, der zu meinem Bedauern‘ 


heute nicht da ift (der Abg. Schaaff), uns verfichert 
worden, daß der Schaden groß fei, den die Neckargegend 
erleide, und jede Abhülfe, je eher je Lieber, erwünſcht feyn 
müſſe. Ich zweifle nicht, daß das Staatsininifterium von 
ber Sache jegt fchon Kenntniß genommen hat, allein e8 wird 
gut ſeyn, wenn auch die Kammer Dazu beiträgt, daß diefe 
Rotizen Früchte tragen. 

Staatsrath Nebenius: Ich widerſetze mich dem Antrag, 
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die Petitionen and Staatsminifterium zu übergeben, keines⸗ 
wegs, muß indeffen mein Bedauern darüber ausfprechen, 
daß folche ftarfe Ausdrücke in dem Bericht vorkommen, 
worüber der Herr Abg. Rettig fo eben gefprochen. 

"Was die Sache felbft betrifft, fo halte ich den Gegenftanb 
für eine befondere Discuſſion gar nicht geeignet, indem ja 
nächftend das Gefeß, das die Regierung über diefen Gegen, 
ftand vorgelegt hat, zur Diecufflion kommen wird. 

Durch die Vorlage diefes Gefeßes hat die Regierung an⸗ 
erkannt, daß die beſtehende Geſetzgebung nicht ganz genügend 
ſei. Welches Geſetz auch aus den Berathungen der beiden 
Kammern hervorgehen und von der Regierung ſanctionirt 
werden wird. Sie können darauf zählen, daß die Regierung 
ihm Achtung zu verſchaffen wiſſen, und weder auf der einen 
Seite noch auf der andern Seite irgend eine Nachſicht ein⸗ 
treten wird, und daß fie eigenmächtige und gemaltthätige 
Handlungen zuiverhindern und deßfallſige Verfuche zu ahnden 
wiffen werde. 

Welder: Ich glaube, daß der Hauptgefichtspunft der 
Präventivmaßregeln gegen den Wildfihaden, der die Petis 
tionscommiffion beſonders geleitet hat, feine Befriedigung 
bei unferm Wildſchadengeſetz nicht finden wird; ja ich glaube, 
daß es unzwechmäßig feyn wird, auf diefe Maßregel nur eins 
zugehen, weil doch dieſes Wildfchadengefet glücklichermeife in 
fo weit ein gutes Gefeß ift, daß man. Bedenken tragen wird, 
durch Zufäße vielleicht deffen Schickfal in der andern Kammer 
in Gefahr zu bringen. Da aber in Beziehung auf diefen Ges 
fihtspunft die Petitionscommiffton befchloffen hat, die Sache 
nochmals der Kammer vorzubringen, oder wenigſtens eine 
nochmalige Discuffion zu veranlaffen, fo enthalte ich mich 
ans dieſem Gefichtöpunft weiter einzugehen, und will nur 
im Allgemeinen meine vollfommene Zuftimmung zu denjenigen 
Anfichten ausfprechen, die in dem Bericht enthalten: find. 
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Ich geftehe, daß ich wirklich dad Verlegende in dieſem ganzen 
Berhältniß, das Berlegende dieſes barbarifchen Rechts des 
Mittelalters fo tief empfinde, daß ich meines Theile feine 
zu ftarfen Farben gefunden habe. Ich weiß nicht, wie bie 
Stelle in Beziehung auf die Nothwehr lautet, allein es find 
befonders von demjenigen Mitgliede, das diefe entfeglichen 
Klagen zum drittenmal hier vorbrachte, ähnliche Ausdrücke 
gebraucht, und erinnert worden, was dieſe Leute in bei 
Berzweiflung am Ende thun müßten. Daß bie beftehenden 
Öefeße, die der Abg. Rettig für hinreichend hält, nicht 
genügen, um diefen Wildftand zu verhindern, oder aud) 
nur einigermaßen ihm Fräftig Einhalt zu thun, das bemeidt 
die wiederholt vorgebrachte entfeßliche Klage aus dieſem 
Diſtrict. Entweder müffe das Geſetz nicht genügend feyn, 
das auf eine Verminderung des Wildftandes hinwirkt, oder 
ed müßte fchlecht gehandhabt werden. Es ift Daher anges 
meffen, in diefer Beziehung die Farben recht flarf und 
wenigftens fo ftarf aufzutragen, wie ed der gute Ton und 
- die Schicklichfeit erlaubt. 
Rindefhmwender: Der Abg. Rettig wirft den Ges 
meinden des Amts Salem eine Garulität vor; ich bin nicht 
berufen, das, was fie rückfichtlich der factiſchen Verhaltniſſe 
vorgetragen haben, geradezu unbedingt in Schuß: zu nehmen, 
allein ich, weiß nicht, ob man: dem Vortrag: eines einzelnen 
Privatmanıd, der einen Spaziergang machte, und den 
Acten, die über diefe Angelegenheit von der Standesherr- 
fchaft vorgelegt worden find‘, mehr Glauben ſchenken folle, 
als: zwölf Bürgermeiftern, Die von dem fämmtlichen Ges 
meinden aufgefordert worden finds Wir. in der Kammer 
werden wahrfcheinlich annehmen müfjen, daß: folche Leute 
nicht unnörhigen Lärmen machen, und- auftreten, wen fle 
nicht beeinträchtigt: find, denn fie: haben mehr als fechsfachen 
Abhaltungsgrund, die Wahrheit nicht in ihrer ganzem Mwaft 
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zu fagen, fondern zu verfchmeigen, wenn fie nicht auf das 
Aeußerſte gebracht werden. Der Abg. Rettig glaubt, bie 
Sommiffion gehe von der unbedingten Anficht aus, das 
Gefe könne und werde verworfen werden. Das glaubt die 
Petitionscommiffton nicht unbedingt, und darein allein fett fie 
auch nicht ihr Bedenken, fondern darein, daß wenn audy 
das Gefeß, fo wie es von der erftien Kammer angenommen 
und von der Regierung vorgelegt worden ift, in der zweiten 
Kanımer durchgeht, doch die Präventivmaßregeln, die ans 
geordnet werden follten, nicht gehörig, angeordnet. feien, 
fondern zum Schuß gerade folcher einzelnen Diftricte, die 
hier befonders beläftigt werden, andere Mafregeln noth⸗ 
wendig find, ald.im Gefeb liegen, Die Maßregeln felbft 
werden dann bei der Discuffion ded Gefeßes, oder dann zur 
Sprade kommen müffen, weun, nachdem das Geſetz dis⸗ 
cutirt ift, über diefe Beſchwerdeführung noch bejonderer 
Bericht von der Commiſſion erftattet feyn wird. Der Aus⸗ 
bruch des Bedauerns und der Klage rückfidjtlich meines Vor⸗ 
trags über die Nothwehr ift wahrfcheinlich grundlos, wenn 
man näher ins Auge faßt, was die Commiffion in biefer 
Hinficht gefagt hat. Es heißt blos, wenn der Staat feinen 
Schuß gewähren könne, dann wäre dad Mittel der Noth— 
mehr das einzige nod) übrige, Nun wollen wir aber,. wie 
die Commiſſion dargeſtellt hat, hoffen, er werde ſchützen, 
und Daß er fchüßen faun, ift nicht zu zweifeln, allein die 
Commiſſion mußte darauf aufmerffam machen, daß die Res 
gierung. Alles ergreifen möge, was unterlaffen worden: ifk, 
um dieſen Schuß zu gewähren. Bon ſtarken Aeußerungen 
bes Berichts weiß id) nichts. Freilich greift ein Ausdruck die 
eine Perfon mehr an, als die andere, und es kommt hier 
auf die eigenthümliche Gonftitution eines Einzelnen an, 
worüber ich nicht urtheilen kann. Wenn der Abg. Rettig 
glaubt, daß dieſe Petitionen and Stantsminifterium gegeben 
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werben follen, fo fehe ich vor der Hand nicht ein, mie ben 
Petenten damit geholfen werden kann, denn ähnliche Bors - 
ftellungen find auch im Sahr 1831, im Jahr 1819 und 1820 
der Regierung übergeben worden, obne daß von diefer zwecks 
mäßige und Fräftige Mittel angewendet worden find, um 
ähnliche Befchwerden für die Zufunft zu verhüten. Ich glaube 
nicht, daß wir in der Rage find, Darüber definitiv zu bes 
fehließen, ehe wir mwiffen, was das Gefeß für einen Gang 
nimmt, und für eine Geftalt gewinnt. Darum möge nad 
dem Sommifftondantrag die Sache vorläufig auf fich beruhen 
bleiben, bis das Geſetz erledigt ift. Es wird fich dann am 
Beſten herausftellen, ob es überhaupt nothwendig ift, die 
Borftellungen nochmals zur. Beratung zu bringen oder nicht: 
Wird das Wildfchadengefeß vielleicht mit einer Ausdehnung 
öder mit einem Zufaß von Präventiomaßregeln angenommen, 
fo werden fich diefe Leute wohl beruhigen fönnen, und die 
Kammer ift dann in der Lage, über dasjenige, was bis jegt 
zur Ungebühr gefchehen ift, Leichter wegzugehen. - 
Mordes: Sch bin zwar nicht in der Lage, mich, wie 
der Abg. Rettig, aus Actenftücen über den Umfang des 
Wildfchadend orientiren zu können. Damit er aber nicht in 
der Meinung fei, die Petitionen, die hier vorliegen, fünnten 
nur durch Garulität herbeigeführt worden ſeyn, will ich ihm 
bemerfen, daß vom 38. Wahlbezirk, der dem Neckar rück 
waͤrts liegt, eine große Menge Petitionen durd) mich hätten 
eingebracht werden fönnen, wenn ich nicht in der zuverficht: 
lichen Hoffnung, das Gefeß werde zu Stande fommen, die 
Leute felbft gebeten hätte, damit inne zu halten. Eine große 
Maffe von Prozeffen, die im Augenblick bei dem Hofgericht 
in Mannheim anbängig find, können den Beweis liefern, 
wie groß dort die Klagen über Wildfchaden find, von thäts 
licher Nothwehr ift allerdings noch nicht die Rede gewefen, 
weil die Sagdbefiger klüglich die Androhungen beachteten, 
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und theilweiſe abgeholfen haben. Daß es aber nicht zu einem 
ſehr bedenklichen Zuſtand in jener Gegend kommen Fönnte, 
wenn das Geſetz nicht bald in Wirkſamkeit tritt, will ich 
nicht verbürgen. 

Rutſchmann: Sc will nur mit wenigen Worten den 
Antrag ded Abg. Rettig unterflüßen, denn ich war Ohren⸗ 
zeuge von den großen und gegründeten Befchwerden, die 
dem Abgeordneten des 38. Wahlbezirk von den Betheiligten 
aus dem ftandesherrlic, leiningenfchen Gebiet vorgetragen 
worden find. Sch glaube nicht, daß man warten kann, bis 
das Geſetz zu Stande fommt. Die Abhülfe ift höchft dringend, 
und ich nehme Berahlaffung, der hohen Regierungscommiffion 
wegen Anordnung von Präventivmaßregeln die Sache auf 
das Angelegentlichfte zu empfehlen. | 

Fecht: Es ift immer ein harter Vorwurf, wenn einer 
‚ Gegend, die ſich befchwert, der Vorwurf der Garulität ges 
macht wird. Jene Gegend trifft dieß nicht, und eg fcheint 
mir, daß der Abg. Rettig fein Fifcher und fein Jäger ift, 
denn wäre er es, fo müßteer wifjen, daß man in einem Waſſer 
oft Feine Fifche fängt, wenn ed auch davon wimmelt, und 
eben.fo ift ed im Walde. Es liegt auch in der Natur der 
Sache, daß der Schluß nicht richtig ift, den der Abgeordnete 
Rettig madıte, denn wenn der Sagdherr nur ein wenig 
ein gerechter Mann war, fo durfte er nicht unmwillig werben, 
daß fein Schüße Fein Reh getroffen hat. Er mußte hiernach 
ben Gedanfen haben, daß Wildpret genug da fei, und fein 
Jäger nur feines getroffen habe. Sch unterftüße übrigens den 
Sommiffiondantrag, und wenn dem Bericht ein Vorwurf 
‚barüber gemacht worden ift, daß er von Nothwehr fpricht, 
fo verliert diefer viel von feiner Kraft, da erft furz von der 
Regierungscommiffion gejagt wurde, wenn die-Gefege nicht 
‚ reichten, fo brauche man Gewalt. Es ift Unrecht, wenn 
der Unterthan diefes thut , und ſtrafwürdig, allein man fieht 
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barand, wie man ſich in Acht nehmen muß, auf den Siegen 
der Regierungscommiffion folche gefährliche Grundfäße aufs 
zuftellen , weil fie Feicht Nachahmung finden könnten. 

Körner: Ich habe mich gefreut, diefes Jahr ein Wilds 
fchadengefeß und vorgelegt zu fehen, das ung die tröftfiche 
Hoffnung giebt, daß für die Zukunft den Befchwerden der 
Petenten wenigftend einigermaßen werde abgeholfen werben. 
ch habe aber dabei doch in der Sommiffton bedauert, daß 
nicht allem Schaden, befonders nicht jenem in den Wal⸗ 
dungen, durch diefed Gefeß werde abgeholfen werden. Ich— 
habe zwar die zuverfichtliche Hoffnung, daß diefes Gefeß, 
wie wir e8 zur Berathung erhalten, und wie es in der erften 
Rammer fchon durchgegangen ift, mit aller Kraft werde voll 
zogen werden, allein ich fürchte doch, daß nicht allen Bes 
ſchwerden wird abgeholfen werden, weil in Beziehung auf 
den Scyaden in Waldungen noch Fein hinreichender Schuß 
gegeben ift. Sich glaube deßhalb, daß wenn der Herr Bes 
richterftatter in feinem Bortrag von Nothwehr geſprochen 
hat, man fich nicht fo fehr darüber aufzuhalten braucht, denn 
es find wirklich fchon Fälle in jenen Gegenden vorgekommen, 
wo zur Nothwehr hat gegriffen werden müffen, weil gar 
Fein Erfaß erhalten werden fonnte. 

Ich unterftüße den Commiffionsantrag. 

Merk: Sch bin ebenfalls für den Commiſſionsantrag, 
und gegen die Verweiſung and Staatsminifterinm, indem 
mit der einfachen Empfehlung nicht geholfen ift, ſondern 
Borfchläge hinzugefügt werden müßten, anf welche Weife 
der Staat feinen Schuß, in biefer Hinficht alfo Praͤventiv⸗ 
maßregeln, eintreten laſſen folle. Dieß hängt aber von dem 
Wildfchadengefeb oder davon ab, was darin dießfalls bes 
ſtimmt werden wird, und ehe diefes Geſetz erfedigt ift, kann 
fein anderer Antrag angenommen werben. 

Staatsrath Nebenius: Allgemeine Beftimmungen über 
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Yräventiomaßregeln kbnnen jetzt nicht biscntirt werben, 
fondern eignen fich zur Berathung des Geſetzes. Hier handelt 
es ſich von einer Thatfache, von ber Behauptung einer zu 
großen Zahl von Wild in einer einzelnen Gegend, und id) 
glaube, diefe einzelnen Petitionen eignen fich zur Verweiſung 
and Staatsminifterium, wenn man glaubt, daß die Bes 
hauptung gegründet, oder der Unterfuchung werth fei. Sch 
habe mich daher auch nicht diefer Verweiſung wiberfeßt, da 
ich hier nicht behaupten kann, daß in einem einzelnen Wald 
zu viel Wild fei oder nicht, fondern nur fo viel fagen kann, 
daß die Regierung ihren Schuß nirgends, wenn er angerufen 
wird, verfagen wird. Ich will die Discuffion über biefen 
Gegenftand nicht verlängern, ba alles, was hier gefagt 
werden kann, bei der Erörterung bes Wildſchadengeſetzes 
zur Sprache kommen wird. 

Merk: Der Abg. Mördes hat bereits bemerkt, daß 
viele Petitionen aus feinem Wahlbezirk blos darum nicht 
eingefommen feien, weil man gehofft habe, daß das Wild, 
‚Schadengefeb zu Stande fommen werde. Sch kann daffelbe 
bon meinem Bezirk fagen. 

Bett: Hier handelt eg fich nicht um Erlaſſung eines Ges 
ſetzes, ſondern um den Vollzug, und dieſes kann die Regie 
rung thun, ohne daß das neue Geſetz zuerſt erſcheine. 

Es wird hierauf nach dem Antrag des Abg. Rettig bes 
fehloffen, die Petition and Staatsminifterium zu verweifen. 

Poſſelt berichtet über die Bitte mehrerer Aerzte bed - 
Ober⸗ und Mittelrheinkreifes, die Berbefferung ihrer Dienfts 
verhältniffe betreffend. 

Beilage Nr. 2. 

Zum erften Punft rüdfichtlich der Erhöhung 
der Befoldungenber Stabsärzte. 

Magg: Seit mehreren Decennien, während welcher ſich 
bie civiliſirten Laͤnder Europas ernſtlich und forgfältig 
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des Medizinalweſens angenommen haben, ergaben fich aus 

dem Aufblühen deffelben die vortheilhafteften” NRefultate, 
Auf alle Zweige der Wiffenfchaft übt dieſer Fortfchritt den 
wohlthätigften Einfluß, und bei der Griminaljuftiz zeigt ſich 
diefed gewiß auf eine merfwürdige Weife, indem diefe durch 
die Einwirfung der gerichtlichen Medizin und,deren Gedeihen 
eine beffere menfchliche Bildung erhielt, die fie auch fort: 
während unter dem Einfluß anderer Kenntniffe erhalten und 
bewahren wird. Die Irrthümer des Aberglaubens und der 
Zauberei weichen ber vernünftigen Gewalt der gerichtlichen 
Medizin und diefe wird wohl für alle Zufunft die befte Schuß» 
wehr gegen jene feyn. Die tägliche Erfahrung überzeugt ung 
von dem herrlichen Einfluß der Medizin auf die Eultur des 
ganzen Menfchengefchlechts, und mit den Fortfchritten ver 
MWiffenfchaft ift auch der Standpunkt der Aerzte ein fehr 
wichtiger, und im Staat bedeutender geworben, was fid) 
wohl am beften bewährt, wenn man das Medizinalmwefen 
hinſichtlich der medizinifch » polizeilichen Einwirkung auf das 
Wohl der Staatsbürger im Einzelnen, wie im Allgemeinen, 
betrachtet. Aber gerade diefe Betrachtung führt ung zunächft 
‚auf die VBorftellung der Petenten, und den Antrag der Com⸗ 
miſſion; den erften Punkt, über den die Discuſſion eröffnet 
ift, ald Motion zu behandeln, unterftüge ich lebhaft, denn 
sich halte es für eine unbedingte Nothmwendigfeit, für. ein 
bringenbed Bedürfniß, daß eine Gehaltserhöhung bei den 
Stabsärzten eintrete, mwünfche aber dabei, daß es nicht 
nur auf die Stabsärzte, fondern auc auf die Militärärzte, 
deren Befoldungen ebenfalls fehr gering find, ausgedehnt 
werbe, und zwar befonderd aus dem Grunde, weil bie 
Muilitärärzte, wegen des Wechſels der Garnifonen, häufig 
ihre Praxis verlaffen müffen, die ihnen fehr ergiebig war, 
und fie fih an einem andern Ort, wo fchon Givilärzte fich 


befinden, lange aufhalten können, bis fie ſich wieder eine 
Praris erworben haben. 


LXI. Sigung v. 48. September 4833. MA 


Walchner: Ich unterftüße deu Commiſſionsantrag bins 
fichtlich des erften Punfts, fo vollfommen, als ich es thun 
fan. Die Kammer wird ed gewiß billig finden, wenn bie 
Sommiffion auf Erhöhung des Gehalts der vom Staat ans 
geftellten Aerzte anträgt, wenn fie nur überlegen will — und 
fie wird diefe Heberlegung gewiß nicht von der Hand weiſen 
— was die Aerzte heutigen Tags zu leiften haben, und was 
Einer für ſich Leiften muß, ehe er zur Stelle eines Staates 
arztes kommt. Er braucht außerordentlich lange Zeit zu feinen 
Studien mit großen pecuniären Opfern, er braucht eine Menge 
Hülfsmittel, die weit theuerer find, als in mehreren anderen 
naturhiftorifchen oder fogenannten poſitiven Wiffenfchaften. 

Nach einem vierjährigen Univerſitätsſtudium, mo ihm die 
Eultivirung der Naturwiffenfchaft eben jo angelegen feyn 
muß, ald das eigentlich ftreng mebizinifche Studium, ift er 
meiftend noch genöthigt, wenn e8 ihm immer nur die Mittel 
erlauben, zu reifen, und hier noch einige taufend Gulden 
auf feine Bildung zu verwenden, und es wird ein großer 
Nutzen für den Staat feyn, der die meiften guten auf Unis 
verfitäten gebildeten und durch Neifen weiter audgebils 
beten Aerzte zählt. Hat er nun diefes gethan, und fein 
Staatöeramen gemacht, fo fieht im allerdings frei, wohin 
er will, und befist er Kenntniffe, fo wird er auch mit 
Ehre beftehen, und die Praris wird ihm dann wohl nicht 
verweigert werben. Er hat aber die Aufgabe, überall dahin 
zu gehen, wo die Noth am größten, wo bie Annäherung 
am gefährlichften ıft. In den entfcheidentiten Momenten, wo 
ihm nur noch der Geiftliche folgt, muß er feine Pflicht ers 
füllen, und es ift befonderd der Arme, der ihn in Anſpruch 
nimmt, und dem er mit aller Kraft feine Menfchenpflicht 
widmen fol. Dafür wird ihm nichts, als das fchöne Be 
wußtſeyn, feine Geiſtes⸗ und Körperkräfte für das Wohl 


feiner Mitmenfchen zu verwenden. Es giebt auch viele edi⸗ 
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Männer unter diefen Aerzten, die mit voller Kraft der Armen; 
praris ſich widmen, wofür fie nichts nehmen, als den Dank. 
Es verhält ſich mit den Aerzten anders auf dem Lande und 
anders in den Städten. In größeren Städten fünnen die 
jungen Aerzte allerdings bald eine bedeutende Praris ers 
halten und ſich ein fchönes Einkommen fichern, ohne daß es 
ihn jene Mühe Eoftet, und ohne daß er Jahre lang mit vielem 
Mangel kämpfen muß, bis er ſich eine etwas felbftitändige 
Stellung verfchafft. Sa er muß ſich folche erringen, denn 
bie Goncurrenz im Arztlichen Fach ift heutigen Tags fo groß, 
wie in feinem andern. Iſt er endlich nach zehn und zwölf—⸗ 
jähriger Praris fo glücklich, einen Staatödienft zu erhalten, 
fo ift die Befoldung, die er befommt, eine fehr geringe. Der 
ganze Gehalt befteht in 400 fl., wenn man die niederfte Bes 
foldung annimmt, wofür er wieder die ganze Armenprarid 
und die ‚nicht unbedeutenden Phyfifatsgefchäfte zu verfehen 
hat, die fich außerordentlich vermehrt haben, und wodurch 
er wieder fehr in Anfpruc genommen wird. Er hat fort 
während bedeutende Ausgaben zu machen, Die ein anderer 
Arzt in feiner Stellung nicht fo zu machen hat. Er muß ges 
richtlichen Unterfuchungen anmwohnen und Gutachten geben, 
und im Stande feyn, den ganzen pharmaceutifchen Zuftand 
zu beurtheilen, welche Stellung ihn fo fortwährend zum 
Studium zwingt, was er nur in den audgezeichnetiten 
Schriften, die periodifch erfcheinen, und in größeren Werfen, 
die viel Geld foften, 3. B. über gerichtliche Medizin, über 
medizinifche Polizei, über die Chemie ıc. lernen Fann. Er 
fol gute rein medizinifche Kenntniffe befigen, und diefe weiter 
ausbilden, und wenn man erwägt, welche Fortjchritte Die 
fogenannten phyficalifchen Wiffenfchaften gemacht haben, 
mid noch machen, fo wird man zugeben, daß er vielen Fleiß 
and Mühe anwenden muß, wenn er darin etwas Rechtes 
leiſten will. Es find ihm vom Staat ſelbſt allgemeine topo⸗ 
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graphifche Heberfichten und Lieferungen aufgetragen, woraus 
ftetö viel Gutes für die Menfchheit ermwachfen if. Er fol 
MWitterungsbeobachtungen anftellen, Snftrumente anfchaffen, 
er fol geographifche, botanifche, zoologifche Befchreibungen 
eingeben, kurz, der Staat wendet ſich häufig an ihn, und 
biefen Forderungen kann er nicht entfprechen, ohne eine ftarfe 
Bibliothef. Die Stellung, die der Staatdarzt hat, wird 
ihm alfo höchft gering vergütet, und feine Praris wird ihm 
gewiß durch die vielen Arbeiten gefchmälert, bie er als Phys 
ficus hat, wenn er feine Phyficatsftelle redlich und wader 
verfieht. Wil manihn dafür nur einigermaßen entfchädigen, 
will man dasjenige bezweden, was man wohl zu bezwecken 
im Sinne hat, nämlich; wackere und tüchtige Aerzte zu erhals 
ten, die fich eine Ehre daraus machen, ihren Gefchäften treu 
vorzuftehen, fo fann man dieß nicht von Männern fordern, 
denen eine fo farge Befoldung zugemeffen ift, wie den pracs 
tifchen Aerzten, die zugleich das Glück haben, Staatdärzte 
gu ſeyn. Im Ssntereffe der Wiffenfchaft, die die Intereſſen 
der Humanität am größten befördert, liegt ed, daß man bie . 
Prieſter der Wiffenfhaft, die die fchöne Kunſt des Heilens 
üben, nicht vergißt, und hauptfächlich erwägt, was fie früher 
waren und was fie jeßt find, was fie früher leifteten und 
jeßt zu leiften haben. Daß die früher ihnen zugemiefene 
Bergütung nicht mehr ale genügend erfcheinen wird, wenn 
man ben jeßigen Zuftand der Wiffenfchaft betrachtet, das 
werden Sie mit mir einfehen, und darum trage ich darauf 
an, den Borfchlag der Sommiffion, „die FSU der 
Staatdärste zu erhöhen,’ anzunehmen. 

Wetzel II: Somohl ber Commiſſionsbericht, als der 
Vortrag des Abg. Walchner ſchließt alles dasjenige in 
ſich, was über dieſen Gegenſtand im Weſentlichen geſagt 
werden kann. Ich ſtimme alſo nicht nur bei, den Punkt we⸗ 
gen der Erhöhung der Beſoldungen an die Abtheilungen zu 
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verwoeifen, fondern fpreche noch den Wunfh aus, daß ein 
Unterfchied unter den Bezirken gemacht, und in denjenigen 
von 10,000 Seelen die Befoldung auf 400 fl., und in jenen 
von 415,000 Seelen auf 600 fl. feitgefegt werbe. 

Knapp: Es iſt allerkings gegründet, was bie Petenten 
fagen, und nur zu wahr, daß gerade diefe Stellen im Staat 
noch auf denjenigen Befoldungen ftehen, wie vor 40 Jahren, 
während man andere Klaffen von Staatsdienern bei jeder 
Gelegenheit ihre Befoldungen erhöht hat. Die Petenten 
fordern alfo mit Recht eine Unterftügung, und ich würbe 
mich daher gern dem geftellten Antrag anfcließen, wenn ich 
nicht fürchten müßte, daß es gerade fo viel heißen würbe, 
als zur Tagesordnung übergeben, in Hinblicf auf die vorges 
rückte Zeit, in der wir ung befinden. ch ſchlage daher vor, 
diefe Petition dem Staatdminifterium zu empfehlen, 

Körner: Wenn ich mich auch mit andern Mitgliedern 
überzeugen könnte, daß die Arztbefoldungen zu gering feien 
und erhöht werden müßten, fo fönnte ich mic) doch nicht dazu 
verftehen, daß dieß auf Koften der Gefammtheit zu gefchehen 
habe. Die Gefammtheit trägt ſchon zu den Phyſicatsbeſol⸗ 
dungen bei, wie 3. B. diejenigen Gemeinden, die von ber 
ärztlichen Hülfe des Phyfifus wenig oder gar feinen Gebraudy 
machen Fönnen, denn der Bortheil fommt größtentheile Dens 
jenigen zu, die an dem Amtefiß des Phyſikus wohnen, alle 
übrigen Gemeinden fonnen gar feine Hülfe von dem Arzt 
fich verfchaffen, weil fie zu weit entfernt und die Koften zu 
bedeutend find. E8 giebt übrigens Gemeinden, die von fich 
felbft einen practifchen Arzt befolden, und wenn nun biefe 
and) noch zu der Befoldung des Phyfifus beitragen follten, 
fo wäre e8 eine wahre Ungerechtigfeit. Sch würde vielmehr 
für gerecht halten, jenen Gemeinden, die einen Amtsſitz haben, 
ein Präzipuum zu Erhöhung der Phufifatsbefoldungen aufs 
zubürden, und trage baher darauf an, die Sache nicht an 
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die Abtheilungen, fondern an die Budgetdcommiffion zu vers 
weifen und bei Gelegenheit des Budgetd die Sache zu 
erledigen. 

Staatsrat Nebeniud: Sm Intereſſe der Betheiligten 
wäre dieß allerdings der fürzefte Weg. 

Merk: Sch bin der Anficht des Abg. Wesel, daß gewiſſe 
Grabdationen gemacht werden, und bemerfe nur noch, daß 
nicht alle Aerzte die gemwifje Befoldung von 400 fl. beziehen, 
fondern es mehrere giebt, die blos 275 fl. Gehalt haben. 

Poffelt: Sch muß nod etwas nachtragen, wovon es 
vielleicht auffallen könnte, daß ich ed im Bericht nicht anges 
führt habe. Es find unter den 74 Unterfchriebenen audı 7 
fogenannte Landchirurgen, und ich habe auf eine Verbefferung 
der Befoldung diefer Männer im Allgemeinen feinen Antrag 
getellt, fondern mir vorgenommen, meine Anficht darüber 
mündlich zu äußern. Diefe Anftelung von Landchirurgen 
ift eine Einrichtung in unferer Medizinalgefeßgebung,. die 
für die Dauer nicht wird beflehen fünnen. In der Regel 
find dieß Leute, die, wenn fie auch feine allgemeine Lizenz zu 
Ausübung der innern Heilfunde haben, doch mit geringer 
Ausnahme mit einer befchränften Lizenz verfehen find. Durch 
die zu große Soncurrenz der praftifchen Aerzte aber, find 
ihnen jezt die Mittel zum Erwerb faft ganz genommen, denn 
ſelbſt die chirurgifchen Fälle werden jezt beinahe von aflen 
praftifchen Aerzten beforgt, wodurch diefe Rente in die Rothe 
wendigkeit kommen, an Ermerbömittel zu denken, Die 
ihnen gefegkich nicht erlaubt find, indem fie ſich nämlich auf 
dad Practiciren legen. Sich hoffe, daß die Staatsbehörde für 
die Folge auf die Wiederbefeßung folder offen werdenden 
Landchirurgenftellen gar nicht mehr wird bedacht ſeyn, fons 
dern bei der großen Menge wiffenfchaftlich gebildeter junger 
Aerzte foßten überall, wo folche Kandchirnrgen beftehen,, die 
Stellen nur mit folchen Männern wieder beſetzt werden, die aber 
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dann nicht als Landchirurgen, fondern als Affiftenzärzte ers 
feheinen werden, und in diefem Fal eine höhere Befoldung 
beziehen müßten. Dadurch würde der große Vortheil ents 
ftiehen, daß der Phyficus und der Affiftenzarzt nicht an einem 
und demfelben Drte feine Wohnung zu nehmen hätte, fons 
dern nad) den Tocalverhältniffen des Amts fo vertheilt wer» 
den können, daß jede Gemeinde möglichft die ärztliche Hülfe 
von ihnen erhalten könnte. Dieß ift der Grund, warum ich 
der Landchirurgen im Bericht nicht erwähnt habe. Es ift 
die Rede von einer Claffification der Befoldungen nach dem 
Berhältniß des größeren oder geringeren Umfangs bes Amtes 
geweſen, allein ich möchte beinahe den umgekehrten Weg 
vorfchlagen. Gerade die Männer, die in einen recht geringen 
Amt im Schwarzwald wohnen, die faft gar feine Gelegenheit 
haben, fidy einen Erwerb durch die Prarid zu verfchaffen, 
und wahrhaftig fih mehr um die Allgemeinheit verdient 
machen, müffen noch mehr Bejoldungen haben, al einer in 
einem bevölferten Amt. Was die Bemerkung des Abgeord» 
neten Körner betrifft, daß viele Gemeinden von dem Phyſi⸗ 
cus gar feinen Bortheil hätten, fo gebe ich nur zu bedenken, 
daß ein großer Unterfchied zwifchen den practifchen Aerzten 
und Staatsärzten if. Die Staatdärzte follten eigentlich 
gar nicht practiciren Dürfen, wenn unfere dfonomifchen und 
finanziellen Berhältniffe es geftatteten. Dieß ift die Forderung 
eines guten Medizinalweſens, allein dann müßten fie auch 
eine befjere Befoldung haben, um in dei Lage zu feyn, alles 
gehörig zu vollbringen, was der Staat von ihnen fordert. 
Dieß ift auch der Gefichtöpunft, von dem aus die Phyſici 
. betrachtet werden follen. Ob das Dorf eine Stunde weiter 
entfernt ift oder nicht, hat auf den Vortheil feinen Einfluß. 
Wegel II: Wenn der Landchirurgen und Stabschirurgen 
erwähnt worben wäre, fo würde ich gewiß das Wort für fie 
genommen haben, denn gerade biefe find es, die oft bie 
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gefährlichften Operationen bei den Armen vornehmen müffen, 
und von dem Phyficus aus was immer für Abhaltungsds 
gründen für ihn hingefchickt werden, und doch nur mit 75 fl 
Gehalt angeftellt find. 

Minifterialrath Regenauer: Die Landchirurgen fl find 
mit 130 fl. 30 fr. jährlich angeftellt. 

Wetzel ll: Der Landehirurg Ogen in Freiburg ift eg, 
der endlich Zulage erhalten hat. So lange wir überhaupt 
die Legalinfpection haben, fo können wir die Zuziehung der 
Landchirurgen und Stabschirurgen nicht entbehren, denn 
nicht nur der Phyſicus muß zu der Legalinfpection, fondern 
auch der Chirurg. Wir werden freilich in Zufunft immer 
Aerzte dabei haben, allein nach den jeßigen Berhältniffen 
muß ich den Antrag ftellen, daß neben den Staatsärzten auch 
die Landchirurgen zur Berücdfichtigung empfohlen werden. 

Seltam: Sch erfläre mid; mit dem Nachtrag einverftans 
den, ben ber Abg. Poffelt wegen der Stabschirurgen 
und Affiftenzärzten machte. Im Uebrigen aber trete ich dem 
Berbefferungsvorfchlage bei, den Befoldungspunft der Aerzte 
an die Budgetdcommiffion zu vermweifen. 

Mohr: Schon auf dem Landtag von 18341 habe ich in 
meinem über den Normaletat erftatteten Bericht auf Erhöhung 
der Befoldung diefer Klafje von Aerzten angetragen, und 
Summen von 500 und 600 fl. in Ausſicht geftellt. Sch bin 
deßhalb auch nicht abgeneigt, dem heutigen Antrag, Die Sache 
an die Budgerscommiffion zu vermweifen, unter der Bedingung 
jedoch, die mir durch die Bemerkung des Herrn Regierungss 
commiffärd ald wichtig erfcheint, daß fo lange die Drgants 
fation oder die Einrichtung der Bezirfögerichte und der Gols 
legialgerichte in den unteren Inſtanzen bevorfteht, es fo ger 
halten werde, wie in dem Bericht über den Normaletat von 
4831 ausgeführt iſt. 
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Der Redner verliest die betreffende Stelle und bemerkt 
fodann : 

Es ift voraudzufehen, daß wenn Bezirfögerichte ober Eols 
Iegiafgerichte eingeführt werden, dieſe einen weit größeren 
Umfang erhielten, und wir weniger Bezirdärzte nothwendig 
haben werden, auch nach dem Umfang der Seelenzahl, wos 
von die Größe der Gefchäfte abhängt, die Befoldung geringer 
oder größer werben kann. Es bürfte deßhalb der Budgetd- 
commiffion empfohlen werden, ehe diefe Organifation einge⸗ 
treten feyn wird, Feine Braun Befoldungen in Antrag zu 
bringen. 

Staatdrath Nebenius: Da vorausgeſetzt wird, es fei 
von der Regierungscommiffion in Beziehung auf die Erridjs 
tung von Bezirkötribunalen eine Zuſicherung gegeben worden, 
fo muß ich bemerken, daß ich mich in keiner Weife darüber 
ausfprechen kann, und mir fcheint , als feien die Worte, die 
ein anderer Regierungscommiffär, der jetzt nicht anweſend 
ift, gefprochen hat, mißverftanden worden, indem nämlic) 
darin eine beftimmte Erklärung gefunden werben will, die 
er, glaube ich, nicht im Sinne hatte, abzugeben. Diefe Eins 
richtung wird übrigens durchaus feinen Einfluß auf die 
Dienftverhältuiffe der Aerztehaben. Shre Dienftverrichtungen 
beftehen hauptfächlich in der Armenprarid und in der Bes 
handlung der Legalfälle; der Umfang dieſer Beforgungen 
vermindert fic nicht mit der Bermehrung oder Verminderung 
der Gerichtöftellen. 

Duttlinger: Man hat vorgefchlagen, die Petition an 
die Budgetscommiffion in Beziehung auf diefen Punkt zu 
verweifen, allein ich kann diefem Vorfchlag nicht beitreten, 
weil ich glaube, daß er nur dann der geeignete wäre, wenn 
von der Kammer ſchon befchloffen feyn würde, daß eine 
Erhöhung Statt finden fole. Die Budgetscommiffion hat 
nur Vorfchläge zu machen, wie die Gelder aufzubringen find, 
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deren man bedarf, um die Staatöverwaltung in Bewegung 
zu bringen, aber und nicht vorzufchlagen, ob neue Anftalten 
errichtet, oder ob Anftalten, die ſchon da find, aufs Neue 
mit einer wefentlichen Veränderung beffer dotirt werben 
follen. Die Budgetscommiffion würde auch in der That in 
Berlegenheit ſeyn, was fie in Folge dieſes Befchluffes zu 
thun hätte; fie würde nicht wiffen, ob fie eine Erhöhung 
vorſchlagen folle, oder nicht, oder bis zu welchem Maß fie 
eine folche vorfchlagen folle. Es ſcheint daher ber Vorſchlag 
der Commiſſion den Vorzug zu verdienen, namlich die Petis 
tion in Beziehung auf diefen Antrag in die Abtheilungen zu 
verweifen, Damit dort die Frage gründlich berathen, vorbe⸗ 
reitet und darüber Bericht erftattet werbe, ob eine Erhöhung 
und befonders jet ſchon eintreten folle. 

Bett: Ich erfläre mich für die Verweifung an bie 
Budgetscommiffion, denn der Sag ift nicht richtig, daß bie 
Budgetdcommiffion 6108 zu begutachten habe, wie dad Geld 
aufzubringen fei. Sie hat auch zu begutachten, wie es vers 
wendet werden fol. Sie hat auch immer folche Gutachten 
gegeben, und die Kammer hat ſchon viele Befchlüffe darauf 
gefaßt. Sie hat namentlich in Beziehung auf das Schulgeld 
für die Profefforen an den Mittelfchulen auf dem vorigen 
Landtage Anträge geftellt, die auch angenommen worben 
find. Ich glaube aber, die einfache Aufnahme einer beftimms 
ten Summe in das Budget, ohne detaillirte Beftimmungen, 
alfo ohne deren Berathung durch eine befondere Commiffion, 
ift hier befonderd darum zweckmäßig, weil ich nicht für 
möglich halte, bier bei den Nerzten ein beftimmtes Normativ 
aufzuftellen. Das Bebürfniß oder die Wichtigkeit der Gründe, 
Diefem oder Senem Zulage zu geben, hängt nicht, wie bei 
andern Stellen, von allgemein erfennbaren Momenten ab, 
fondern von vielen Zufälen. Sc, glaube, die Negierung 
ſollte eine beftimmte Summe haben, und aus biefer Summe 
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an biejenigen Aerzte, die wirklich wegen Kränklichkeit, 
Alter ꝛtc. in der Lage find, Zulagen zu bedürfen, ſolche für 
ihre Perfon geben. Der Phyſikus kann in einer Gegend 
ſeyn, wo er mehr verdient, als ein Staatsrath, ob er gleich 
nur 300 fl. fire Befoldung hat, und da fände ich es etwas 
unangemefjen, wenn man diefem eine Zulage geben wollte, 
nur darum, daß überall Gleichheit hergeftelt werde. ch 
glaube vielmehr, daß nur Diejenigen, die wegen Kränflichkeit 
oder auch wegen Armuth der Gegend, oder wegen Alter, 
ober wegen irgend eines andern Grundes feinen genügenden 
Verdienft haben, etwas erhalten follen, und über die deßfalls 
auszuwerfende Summe kann die Budgetscommiſſion einen 
Antrag ſtellen. 

Rutſchmann: Ich unterſtütze den Antrag des Abg. 
Körner. Das gegenwärtige Budget iſt, ich kann ed wohl ſa⸗ 
gen, ungünſtig für die Sanitätsbeamten abgefaßt; es beſtand 
früher in 75,000 fl., während e8 jegt nurin 74,000 fl. befteht. 
Die Budgetöcommiffion, die mit der Regierung zufammens 
tritt, ift in der Lage, die Sache gehörig zu beurtheilen, und 
ed bedarf dann nur einer mechanifchen Bewegung, um bie 
Summe zu vergrößern, wodurch dann die Wünfche. der 
Aerzte befriedigt werden. Auf andere Weife werden bie 
Aerzte nicht ihren Zweck erreichen. 

v. Rotted: Ich bin der Anficht desAbg. Duttlinger, 
daß die Budgetscommiffion in der Regel nicht über die Frage 
„ob, fondern nur über die Frage „wie“ zu entfcheiden, 
oder Anträge zu ftellen habe. Ich will auch nicht wiber- 
fprehen, daß die Budgetscommiffion in dem Fall, von dem 
ber Abg. Beff fprach, Anträge auf Ausgaben geftellt hat, 
wo naͤmlich ein Befchluß der Kammer vorausgieng, beſonders 
in Beziehung auf die Univerfität Freiburg. Auch in Beziehung 
auf die Mittelfchulen war fie beauftragt, Mittel und Wege 
zu finden, wie unfere Befchlüffe. ausgeführt werden Fonnten, 
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Berbeflerungsvorfchläge zu machen, oder Schwierigkeiten 
anzugeben, überall fidy auf die Frage ‚‚mwie’ einzulaffen. Es 
würde auch die Aufgabe der Budgetscommiffion falfch auf 
gefaßt werden, wenn man eine andere Meinung geltend mas 
chen wollte; ed kann alfo der Borfchlag, diefen Gegenftand 
an die Budgetscommiſſion zu weiſen, nur im hohen Sntereffe 
der Kürze feine Begründung finden, welches Intereſſe jegt 
am Schluffe des Landtags freilich von Wichtigkeit ift. Wenn 
man über einige Formen hinausgehen fann, um den Zweck 
zu erreichen, fo ift es räthlich, folches zu thun; und wenn 
man im vorliegenden Fall mit großer Befchleunigung zu 
Werke geht, und der Berichterftatter nicht ange auf fich 
warten läßt, fo wird in weiterer Erwägung, daß fpäter den 
Mitgliedern dasjenige noch in Erinnerung feyn wird, was 
heute:gefprochen wurde, der Gegenftand zu feiner Erledigung 
nicht mehr viel Zeit wegnehmen. Es wird übrigens nicht 
viel dagegen zu bemerfen feyn, wenn die Kammer auf den 
Grund der Beftimmungen der Gefchäftsordnung, daß folche 
Petitionen auch an eine beftehende Commiſſion überwiefen 
werben Fünnen, jegt ſchon den Befchluß über das „ob“ faßt, 
und ihr Verlangen ausfpricht, es fol eine verhältnigmäßige, 
entiprechende Erhöhung der Befoldungen für diefe Aerzte in 
das Budget aufgenommen, und in diefer Weife die Sache 
an bie Commiſſion verwiefen werden. 

Gerbel: Sch habe bei der Berathung des Berichts in 
der Commiſſion nicht angewohnt, indem ich mich, fonft mit 
den Motiven als nicht einverftanden erflärt hätte. Ich halte 
bie Befoldungen ber Phyſici für hinreichend für ihre Leis 
lungen. Wenn fie freilicy alles dasjenige leifteten, was der 
Abg. Walchner angeführt hat, dann würde ich überhaupt 
auf eine Zulage antragen. Das ift aber nicht der Fall, 
fondern fie befchränfen fich in der Regel auf dasjenige, was 
ihnen zugewieſen wird, und fuchen ihre Praxis möglichft zu 
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vermehren. Sie laſſen fich für Alles bezahlen, mit Ausſchluß 
der Tabellen, die ihnen aufgetragen find, und beforgen natürs 
lich, wie ihre Pflicht ift, die Armenpraris wie die practifchen 
Aerzte auch. Sie find aber auch hier felbft beffer bedacht 
als Andere, die für die Armen arbeiten müffen, indem jie - 
ein Vorzugsrecht bei Ganten haben, und richtig bezahlt wers 
ben. In Redıtsangelegenheiten wird Vieles diefer Art geleis 
fiet, wo. Niemand an eine Befoldung denkt, und bier ift ein 
Wartgeld von 400 fl. in der Regel genug. In Städten wo 
Spitäler find, haben fie mehr, allein bier gewährt ihnen 
aud) die Praris eine hinreichende Entfhädigung, Wo bes 
fondere Localverhältniffe, die Armuth einer Gegend oder ein 
großes Alter des Dienerd eine Zulage nothwendig machen, 
kann man fie geben, denn dazu brauchen wir feine große 
Summe. Wenn man aber freilich Jedem 200 fl. zulegen 
mollte, dann müßten wir auf das Budget eine andere Pofl- 
tion übernehmen, ald fie von dem Abg. Bekk bezeichnet 
wurde. Die Sache ift übrigend fo vorbereitet, daß man 
fich bei Berathung des Budgets definitiv darüber ausſprechen 
fann, und zur Abfürzung der Sache unterftüge ich den Antrag 
des Abg. Körner, die Sache an bie Budgetdcommilfion 
zu verweilen. 

Martin: Die Petitionscommiffion hat hierüber ſchon 
vor 4 Wochen ihren Befchluß gefaßt, und feitdem ift diefe 
Petition aufgelegen, was den Stand der Sache allerdings 
fehr verändert. Wenn die Peritionscommiffion jegt erft den 
Beschluß zu faffen gehabt hätte, fo würde fie ihn vermuthlich 
dahin gefaßt haben, die Sache nicht nochmals an die Budgets⸗ 
commiflion zu übergeben, weil der Schluß des Landtags 
nicht mehr ferne fegn Ffann. Sch bin gewiß, daß mehrere 
Lommiffionsmitglieder, die früher dafür flimmten, nunmehr 
von ihrem vorigen Befchluß abgehen würben, und ohne daß 
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fie fich einer Inconſequenz fchuldig machen, diefem Antrag 
zuſtimmen werben. 

Poſſelt: Der Antrag ded Abg. Bert ift — daß die 
Regierung eine gewiſſe Summe zur Verfügung erhalte, um 
perfönliche Zulagen geben zu fönnen. Dieß iſt aber nicht 
die Bitte der Petenten und auch nicht der Antrag der Eoms 
miffion , fondern es ift nur die Rede von einer Erhöhung 
ihrer Staatsbefoldung, da die Einrichtung mit den perfüns 
lichen Zulagen fchon befteht. Wenn freilich häufig der Fall 
vorfommen follte, daß nach der Bemerfung des Abgeordneten 
Gerbel diefe Leute ihren Amtögefchäften auf eine folche uns 
volftändige Weife nachfämen, fo wäre ed fehr zu bedauern, als 
lein ichmuß bezeugen daß die Phyſici gegenwärtig mit fo verfchies 
denen Gefchäften überladen find, daß fie ale Muͤhe anwenden 
müffen, umihnen zu genügen. Um die Befoldungsverbefferung 
noch mehr zu motiviren, muß ich darauf aufmerffam mache, 
daß jeder Afl. Bureaufoften erhält, während er oft das Vier⸗ 
fache ausgeben muß, um die Tabellen zu erhalten. 

Sander: Sch widerfeße mich nicht dem Antrag, die 
Petition an die Budgetscommiffion zu geben, allein darunter 
verftehe ich noch nicht, daß die Phificatöbefoldungen aufge> 
beffert werden follen. Wir Ieben nicht in der Zeit, die 
Befoldungen der Staatdbeamten zu verbeffern, fondern wir 
follten damit anfangen, die Befoldungen zu ermäßigen. 
Ueberhaupt find die Phyfici in der Lage, daß fie durch ihre - 
Praris hinreichende Erwerbsquellen haben, und es fcheint 
mir auch, daß fie Diefes ſelbſt einfehen, indem bei Erledigung 
eined Phyficats der Andrang außerordentlicd, groß ift. 

Herr: Ich bin nicht dagegen, den Aerzten durch weitere 
Zufchüffe des Staats zu helfen, allein dann müßte ich mich 
auch widerfegen , daß nur Denjenigen gegeben werde, bie 
in den Städten wohnen, denn was müßt dieß den armen 
Landmann. Die Herrn, die in den Städten wohnen, finb 
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fo vornehm und von folcher Bedeutung, daß es ſchwer hält, 
einen folchen auf das Fand zu bringen. Bon Raſtatt bis 
Gernsbach wohnt fein Einziger, fondern diefe Leute find ihrem 
Schidfalüberlaffen, oder werden höchftend von dem Chirurgen 
abgefertigt. Ich habe in den Jahren 4813 und 1814 in 3 
Gemeinden, wo ich Pfarrer war, 57, die am Nervenfteber 
geftorben find, begraben helfen, ohne daß fie ein Arzt gefehen 
hat. - Selbft Leute mit 100,000 fl. Vermögen find von dem 
Chirurgen abgefertigt worden. Wenn man alfo Mittel hat, 
fo fege man Aerzte auf das Land, denn ich glaube gerne, 
daß die Herrn in den Städten mit ihren Tabellen viel zu 
thun haben, und nicht mehr auf das Land gebracht werben 
fonnen. 

Es wird hierauf befchloffen,, ben erften Punkt an die 
Budgetscommiffion zur Begutachtung zu verweifen und 
biefelbe nach dem Antrag des Abg. Wetz el noch weiter zu 
beauftragen, auch über die Landchirurgen zu berichten. 

Ueber den zweiten Punkt, die Abänderung oder authentifche 
interpretation des Landrechtsfages 2101 Nr. 3 betreffend, 
wird zur Tagesordnung übergegangen. 

Zum dritten Punkt, daß die Diätenforberungen der Staat» 
ärzte im Legalfällen nad Fällung bed Urtheild aus der 
Staatöfaffe bezahlt werden, bemerkt 

Waldner: Dem GCommiffiondantrag muß ich — 
widerſetzen, denn wenn bie Aerzte bei gerichtlichen Unter⸗ 
fuchungen functioniren, fo functioniren fie ald Staatsärzte, 
und haben, wenn fie Ausgaben machen, dafjelbe Recht, 
wie andere Staatsdiener, denen in gehöriger Zeit das, 
was fie ausgegeben haben, wieder erfegt wird. Warum follen 
diefe Aerzte allein fo lange darauf warten, bis bie fleine 
Remuneration bezahlt wird? Wenn das Urtheil gefällt ift, 
fo fönnte allerdings die Amtskaſſe den Betrag ber 
Diäten entrichten, denn man weiß oft nicht, welcher Theil 
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bie Diäten zu bezahlen hat, und darum wünſche ich, daß 
man die Sache dem Staatsminifterium zur Berückſichtigung 
empfiehlt. 

Martin: Nicht nur die Staatsdiener, ſondern alle 
Diejenigen, die an dieſen Koſten zu fordern haben, müffen 
warten, bis die Decretur erfolgt, wie z. B. die Thurm⸗ 
warte, welche ebenfalls die Koſten für den Unterhalt der 
Gefangenen vorgeſchoſſen haben. 

Bekk: Ich unterſtütze den Abg. Walchner, und finde 
es ſonderbar, daß die Aerzte warten ſollen, bis alle Recurſe 
abgemacht find, nicht nur wenn die Urtheile gefällt find, 
fondern wenn er feine Gefchäfte verfehen hat, fol er feine 
Forderung bezahlt erhalten. Nur der Ordnung des Ges 
Ihäftsgangs wegen mag man fo viel zufammenfommen 
lafjen, daß er fo lang wartet, bis das Urtheil gefällt ift, 
aber dann fol die Zahlung erfolgen. Auch glaube ich, daß 
weil der Arzt aus Auftrag ded Staats handelt, er ſich 
nicht an die Privatpartheien halten kann, ſondern die 
Amtskaſſe ihren Rückgriff auf Denjenigen nehmen muß, 
der hier betheiligt und zur Zahlung verpflichtet iſt. 

Nach Ablehnung des Antrags des Abg. Walchner wird 
der Uebergang zur Tagesordnung befchloffen. 

Eben fo über den vierten Punkt, daß die Verord— 
nung wegen Verminderung der Diäten aufgehoben werde. 

Der fünfte Punft wegen Aufnahme der practifchen Aerzte 
in die Generalwittwenfaffe wird, nachdem 

Regenauer bemerkt, daft dieß den Statuten der Witt; 
wenkaſſe entgegen fei, und 

Poffelt ermwiedert hatte, daß eine Revifion diefer Witt 
wenfaffe zu erwarten ftehe, ang großherzogliche Staatsmis 
nifterium verwiefen. . 

Sinanzminifter v. Böckh Iegt hierauf das Verzeichniß 
der Zollprivifegien vor (fiehe fünftes Beilageheft Seite 
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495 — 509) , welches an bie Abtheilungen zur Berathung 
verwiefen wird. 

Eben fo der von bemfelben vorgelegte Gefeßesentwurf, 
bie Aufhebung des Ararifchen Antheild an den Zunfttaren 
betreffend. ; 

Beilage Nr. 3. 

Knapp: Er fühle fich verpflichtet, dem Herrn Finanz 
minifter für die Berückſichtigung des Wunfches der Kammer 
zu danfen. 

+ Finanzminifter v. Böckh: Die Regierung wird: jederzeit 
für Pflicht halten, Alles zu entfernen, was eine lingleichheit 
"in der Befteuerung der Unterthanen zur Folge hat. 

Ein weiterer von demfelben vorgelegter Gefeßedentwurf, 
die Accisfreiheit von verpfändeten Liegenfchaften, die die 
Pfandgläubiger bei Zwangsverfteigerungen an fich bringen, 

Beilage Nr. 4. 
wird ebenfalld an die Abtheilungen verwiefen und damit 
bie heutige Sitzung gefchloffen. 


Zur Beurfundung 
ber erfolgten Prüfung und Genehmigung dieſes Protokolls. 


-Der Secretär: 
Rutſchmann. 
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Beilage Wr. 1 


zum Protocoll der 61. öffentlichen Sikung vom 48. Sept. . 


1833. 


Bericht der Petitionscommiffion 


Die Petitionen 


über 


a) der Stadtgemeinde Ebe rbad, 
b) der Gemeinde Nedargerad, 


ec) s 
d) + 
e) — 
f) ⸗ 
8) ° 


* 


⸗ 

⸗ 

8 
⸗ 


Lindach, 


Schollbrunn, 
Pleutersbach, 
Neckarwimmersbach, 
Igelsbach, 


ſaͤmmtliche zum Bezirksamte Eberbach gehörig; : 


fodanı 


h) der fämmtlichen Gemeinden des Bezirksamtes S as 
lem, al& der Gemeinde Tüfingen, | 
I) der Gemeinde Mimmenhaufen, 


Ds, 
) 
m) 
n) 

= 
pP) 
g) 
r) ⸗ 
8) ⸗ 


1883,11, K. Prot. ias Heſt. 


“ w 2 2 “ “ 


9 
⸗ 
⸗ 
# 
⸗ 
s 
s 
⸗ 


⸗ 


Nußdorf, 
Owingen, 
Weildorf, 
Neufrach, 
Oberſtenweiler, 
Mittelſtweiler, 
Bermatingen, 
Buggenſegel, 
Mühlhofen, 
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I) ⸗ ⸗ Oberuhldingen, 
u) so» Salem, 
endlich 
w) der fürftlich fürftenbergifchen Stadt Geifingen 
wegen Wildſchadens und Schuß dagegen; erftattet von’ 
dem: Abgeordneten Rindeſchwinder. | 





Meine Herren: 

Es iſt ein ſchmerzliches Gefühl, womit ich heute vor Sie 
trete. Sch fol über die Petitionen von ein und zwanzig 
Gemeinden des Großherzogthums Bericht erftatten, die ich 
Shnen fo eben namhaft gemacht habe. Diefe Petitionen 
haben einerlei Inhalt. Sämmtlidy erheben fie Klagen und 
Beſchwerden über fortdauernden Wildfhaden; über einen, 
mitten in civilifirten Länderm fortbeftehenden Zuflanb von 
Rechtloſigkeit. 

Wenn jüngft. in der Deputirtenkammer — Nachbar⸗ 
ſtaates gefagt wurde: „das Thier ſtehe dort höher als ber 
Menſch, denn einen Frlodieb dürfe mar einfangen, nicht 
aber das Wild, welches eine ganze Flur vermüftet,‘ fo kann 
man dieß leider. auch im mehreren. Gegenden: auf und 
anwenden. fi 

Es giebt Mißbräudje, welche blos den Verſtaud beleidigen, 
und wieder andere, die nur das Gefühl verlegen. Der Wild 
unfug empört beide zugleich, und: es iſt unbegreiflich, wie von 
fo vielen untergegangenen Barbareien des Mittelalters ſich 
gerade eine Einrichtung erhalten fonnte, welche dem Zwecke 
und den Grundprinzipien; dev bürgerlichen Gefellfchaft: feind⸗ 
felig entgegenfteht, indem: durch fie die Heiligkeit des: Eigen 
thums preisgegeben wird. 

Werfen wir einen Blick: auf: bie in den vorliegenden. Petis 
tionen enthaltenen Thatſachen, ſo werden diefe allein hinrei, 
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chen,die ganze Aufmerkjamfeit dieſes Haufes auf einen Zuftand _ 
zu heften, welcher die Intereffen der Regierung und der Re⸗ 
gierten fo unmittelbar und vielfeitig berührt. 

Die Stadt Eberbach hat eine Gemarkung von ungefähr . 
40,000 Morgen, worunter blos 2250 Morgen eigentliches 
Baufeld, auf dem ſich 3000 Menfchen nähren müffen. Der 
Boden ift gebirgig, felfig und von geringem Ertrag. Man 
benügt darum. die Hack⸗ oder Niederwaldungen ald Baufeld, 
welche biftrietweife nach, dreizehn Sahren abgehofzt und zwei 
Jahre Lang. zum Anbau von Heideforn und Roggen benußt 
werben. | 

. Aber-umfonft ift ale Mühe und Anftrengung, der unglück⸗ 
lichen Bewohner jener von der Natur wenig begünftigten Ges 
gend. Heerden zahllofen Wildes zerftören nicht nur bie Pros 
ducte der Felder, Gärten und Wiefen, fle richten auch den 
Hochwald und den Niederwald zu Grunde, indem fie Keime 
und Sprößlinge abfreffen; und der Fluch, der einft das erſte 
Menfchenpaar im Paradieſe traf: | 

„im Schweißeeured Angeſichtes follt ihr euer Brod eſen⸗, 
lautet hier noch gräßlicher, denn er heißt: 

„im Schweiße eures Angeſichtes ſollt ihr den Acker für 

das Wild eures Grund- oder Standesheren bauen!“ 

Man fcheint die armen Grundholden des Wildes noch zu 
höhnen, indem man: verfichert, der Wildſtand feie nicht zu 
groß, und doch haben blos in der Gemeinde Eberbach binnen 
ſechs Monaten auf dem Baufelde von 2250 Morgen f ech s⸗ 
- hundert Wildfchadenfälle Statt gefunden!! 

Daſſelbe fchädliche Verhältniß ftellt fich in ben übrigen 
Gemeinden bed. Amtes. Eberbach dar; nur zum Theil noch 
wit empörenderen Nebenumftänden; fo 3. B. fehen fich die 
Bewohner der Gemeinde Pleutersbach genöthigt, jährlich 
einen Diftrict Hadwald von Sr. Durchlaucht dem Herrn 
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Firften von Leiningen zu pachten; fle müſſen noch einen 
Pachtſchilling dafür entrichten, daß ihnen das Glück wird, für 
die Azung des fürftlichen Wildes forgen und arbeiten zu dürfen. 

Ich darf nicht übergehen, daß die Gemeinden Schollbrunn, 
Neckargerach und Pindach, deren Gemarkung zum Theil in 
dem Wildbann Ihrer Hoheiten der Herrn Markgrafen von 
Baden gelegen ift, mit Danf erkennen, wie fehr dieſe Fürften 
ſich e8 angelegen feyn Laffen, jeden Wildfchaden, der in ihren 
Sagdbezirfen entfteht, zu vergüten; allein diefe humanen 
Beftrebungen find fruchtlos, indem hier überall der Wildbann 
des Herrn Fürften von Leiningen angrenzt, wo Gewild aller 
Art auf eine traurige Art gehegt und gepflegt wird. 

Die Gemeinden ded Amted Salem find gleichfalls billig 
genug, zu erkennen, daß die dortige Vermehrung des Wild- 

ſtandes zum größten Nachtheile ihrer Feldmarf keineswegs 

‚ Folge der Gefinnungen ihrer verehrten Standesherrn fei, 
fondern Ergebniß einer Eläglichen Dienftbefliffenheit von 
Subalternen, wodurch fie freilich nicht minder * als die 
Einwohner des Amtes Eberbach. 

Die Stadt Geiſingen, welche ihre Beſchwerde nur auf 
allgemeine Bemerkungen befchränft, hat mehr die Perſpective 
im Auge, da ihre Gemarkung ald Hofjagd Sr. Durchlaucht 
des Herrn Fürften von Fürftenberg vorbehalten ift, weßhalb, 
wie ſie ſagt, zu befürchten ſtehe, das Wild werde in ihrer 
Gemarkung ungewöhnlich ftarf'gehegt werden und dem 
Landmann über den Kopf wachfen. 

Alle diefe Gemeinden aber ftellen bie Bitte um Abloſung 
des ſo verderblichen Jagdrechts, oder um ſtrenge Geſetze, wo⸗ 
durch nicht blos für wirklichen Schaden volle Entfchädigung 
geleiftet, fondern aud bie Anrihtung folher Be- 
ſchädigungen möglichft verhütet würde. 

Hat je eine Bitte die Stimme ber Gerechtigkeit für ſich 
gehabt, ſo iſt es dieſe! — 
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Man fucht den Grund der Gährungen unferer Zeit jo gerne 
in den Lehren der Schule, in politifchen Meinungen ; hier ift 
ein ſchlagendes Beifpiel, daß er nur zu häufig in Gebrechen 
der Gefeßgebung und der Adminiftration liege. Der Menſch 
fängt erft an, über fein Recht nachzudenfen, wenn er lange 
genug Unrecht erlitten. Wo das Geſetz herrfcht, das auf Ger 
rechtigfeit gebaut ift, da giebt es feine Aufregungen; dieſe 
find überall die Folge des Drucks, der Verarmung, der Uns 
wiffenheit. 

. Auffallend ift ed, daß nad) den Lehren, die wir ſeit vierzig 
Jahren erhalten, man da und dort genöthigt wird, das Recht 
ded Menfchen gegen das Recht der Thiere zu vertheidigen. 


Hier ftehen nicht einmal-die materiellen Intereſſen der Par⸗ 
theien in Gollifion. Die Einfünfte von einer Jagd find ſehr 
unbedeutend im Vergleich mit den dabei erforderlichen Aus⸗ 
gaben; es ift blos die Jagdluſt, das Recht an ein Vers 
gnügen, was den Rechten des Örunbeigenthümere feindlich 
entgegentritt. 


Man ſpricht von der einen Seite ein Recht an, ohne eine 
Pflicht anzuerfennen, die diefem Rechte gegenüberfteht und 
die Grenze deffelben bezeichnet. 


In keinem civiliſirten Staate, und am wenigften in einem 
conftitutionellen, dürfen irgend Perfonen, felbft nicht einmal 
Verbrecher oder Sachen außer dem Schutze des Geſetzes ges 
ftellt werden, und eine Regierung hat nicht nur die Pflicht, 
dem Berlekten Erfaß zu verfchaffen, nein, es ift auch ihres 
Amtes, allen möglichen Beeinträchtigungen, fo weit es in 
ihren Hilfsmitteln liegt, gehörig vorzubeugen. 

Gegen Wildfchaden giebt es bis jeßt Feine folche Anftalten; 
das Feld des’ Reichen wie der Feine mit Heideforn angefäte 
Acer. des Armen, auf deſſen Ernte oft eine ganze Familie 
mit freudiger Hoffnung wartet, ift bei ung den wandernden 
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Heerden des Hoch⸗ und Schwarzwildes und der Rehe preis⸗ 
gegeben. 

Trifft man den Raͤuber an in ſeiner Saat, ſo darfman ihn 
nicht tödten, ohne Gefahr in das Correctionshaus geſperrt 
zu werden — ihn ſchützt ein Privilegium! 

Wo die Scholle des Armen nicht ſo ſicher iſt als die Do⸗ 
mäne des Reichen, wo der Willkühr nicht vorgebeugt wird 
und dem ſchwachen Verletzten nichts bleibt, als der oft unfi- 
here, zweidentige Weg der Befchwerde — da muß man das 

Geſetz ald partheiifch anklagen, und die öffentliche Macht als 
unvermögend, den Lebertretungen zu feuern. | 

Wenn ic) in einem wohlgeordneten Staate lebe, fo darf 
ich fordern, daß der Pflug auf meinem Felve geachtet werde 
und die Aehre auf meinem Halm; id) darf fordern, daß die 
Heerftraße gereinigt werde von liederlichem Gefindel und der 
Wald von Raubthieren. | 

Wenn es erlaubt ift, auf Wölfe Jagd zu machen, welche 
bisweilen das Leben des Menfchen und feiner Hausthiere 
bedrohen, warum nicht auch auf Wildfchweine, Hirfche ıc., 
welche täglich die Subfiftenz feines Lebens gefährden? Ber: 
daͤchtiges Volk wird über die Grenze gewiefen, aber die be— 
Fannten Räuber unferer Feldproducte dürfen frei umherziehen 
und unfer Eigenthum verheeren, ohne daß wir oder die fonft 
fo wachſame Polizei wagen dürften, Hand an fie zu legen. 

Sch wiederhole es: Jeder Staatsbürger ift berechtigt, vom 
Staate Sicherheit zu fordern, für das, was er ift, und für 
Das, was er hat, — für Perfon und Beſitzthum, in wie ferne 
der Staat diefe Sicherheit geben Fanın. 

In dem vorliegenden Falle ift die Möglichkeit einer folchen 

‚Sicherheit vorhanden. 

Auf dem vorigen Landtage wurden in dem berathenen 
Sagdgefeße die hieher nöthigen Maßregeln in Antrag ges 
bracht, das Schickſal jenes Gefetzes iſt bekannt. 
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Indeſſen iſt die Sache von der höchſten Dringlichkeit. Die 
unglücklichen Gemeinden, die ſich mit ihren gerechten Bes 
fchwerden an und gewendet, dürfen nicht länger in dieſem 
rechtlofen Zuftande .belaffen werden, wenn nicht Die Ehre ber 
Regierung, wenn nicht Die Ruhe einzelner, — 
gefährdet werden ſoll. 

Könnte der Staat fie nicht ſchützen, fo bliebe — nur 
noch der Schirm der Nothwehr, das heilige und letzte 
Recht der Selbſtvertheidigung; ein trauriges und in unſerer 
Zeit gefährliches, ‚aber immer ein gutes Recht. Ä 

Meine Herren! Die Bittfteller haben neben ihrem begrüms 
deten Rechte auch bie gefammte öffentliche Meinung für fich. 
- Zudem handelt es ſich hier nicht blos um gefränfte Privats 
rechte, fondern um wichtigere Intereffen und Pflichten der 
Regierung, ded Baterlandes. Das alte: homo homini lupus 
hat noch in der fogenannten Jagdberechtigung feine volle Bes 
deutung. Taufend Kamilien, die ihr Brod nicht nur dem 
fargen Boden, fondern and) den ſorgſam gehegten Thies 
ren des Waldes abkämpfen müſſen, blicken ‚mit der letzten 
Hoffnung untergehender Träume auf und; die nie heachtete 
Klage geht durch ganz Dentfchland. 

Es thut Noth, dit nächften Anforderungen der — 
zu beachten, und wahrer Civiliſation näher zu rücken; — 
es thut Noth, veralterter Vorurtheile Herr zu werben, und 
dem Rechte fein Anfehen und Stärke zu verfchaffen, damit 
die angeborne Schene:vor Unrecht nicht im Volke untergehe. 

Unfere hohe Regierung bat darum, ihren wahren Stand» 
punkt erfennend, ein Geſetz zur ftändifchen Berathung vor 
gelegt, welches beabſichtigt, dem durch das Wild Befchädig 
ten einen fchnellen und gerechten Erſatz zu garantiren. 

Diefe Abficht if, wie Sie von Ihrer betreffenden! Com⸗ 
milfion gehört haben, mit möglicher Gonſequenz und mit 
Glück durchgeführt, und unſerer Regierung gebührt mit 
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Recht die laute Anerkennung, daß fie den Regierungen andes 
rer Staaten hierin. vorangefchritten feie und Grundfäße aufs 
geftellt und fanctionirt: habe, die dem Rechte näher 
fommen, als es anderwärts gefchehen. 

Wenn diefes Gefet nicht das Schickfal ſo vieler fronmen 
Wünfche theilt, und den gewöhnlichen Weg des bedrucken 
Papierd, nämlich ad acta geht, fo wird, nad) der Meinung 
Ihrer Peritionscommiffion, den dringenden und gerechten 
Beſchwerden zahlreicher Bittfteler zum großen Theile 
abgeholfen werden; fie werden ihrem Schaden und zwar 
mit möglicher Wohlfeilheit und Schnelligkeit beizufommen 
vermögen. Allein dem Staate kömmt vermöge der ihm zuftes 
henden Polizeigewalt eben fo wohl dad Necht als die Pflicht 
zu, gemeinfchädliche Uebel zu verhüten und abzuwenden, da 
eben hierin der Begriff der Polizeigewalt abgeſchloſſen ift. 
Unter die gemeinjchädlichen Uebel gehören aber offenbar die 
Wildbefchädigungen, und darum müffen durch ein Jagdge⸗ 
feß, welches auf feinem falfchen Principe beruht, dem Rechte 
entfprechende Präventiomaßregeln angeordnet werden, um 
Rechtöverleßungen möglichft zuvorzufommen. Das Recht 
des Staates, einem Uebel vorzubeugen, bedarf wohl Feines 
Beweifed, oder man müßte aud) nöthig finden, zu beweifen, 
daß das Recht ded Einen da aufhore, wo dad Recht des An⸗ 
dern anfängt. j 

Man fann auch von Seiten des Sagdberechtigten kaum 

. entgegenhalten: „ſie würden durch Präventiomaßregeln in 
der Ausübung eines Rechtes verlegt, und feien nicht nur 
befugt, auf fremdem Eigenthum zu jagen, fondern auch das 
Wild ohne Einfchränfung zu hegen. Obfchon ed nicht gerade 
befremdend wäre, Behauptungen der Art zu hören, fo könnte 
man doch entgegenfragen, ob ed denn unter Wefen, die auf 

Bernunft und Verfiand Anſpruch haben, ein Recht geben - 
Fonne, Unrecht zu thun? Beftunde fo etwas auch durch Vers 
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trag, fo wäre ja ſchon nach gewöhnlichen Nechtsbegriffen 
diefer Vertrag ungültig, weil er auf einer conditio turpis 
beruhte. Und follte denn dem unvernünftigen Thiere allein 
die Genfurbefreiung zugeftanden werden müflen ? 

- „Sicherheit des Eigenthums, fagt einer unferer geiftreich» 
ften Schriftfteller- ($. H. Jacobi), Sicherheit des Eigenthums 
im ansgedehnteften Berftand und fchlechterdings im allerhöch- 
ften Grabe, fo für Alle, wie für Einen, fo für Einen, wie für 
Alle; unverleßkiche, durchgängige Gerechtigkeit, ohne irgend 
einen Zwang zu einem andern Ende, ift das Mittel, welches 
ficherlich, unveränderlich und offenbar, wie bei gefellfchaftli- 
chen Thieren der Inftinet, den Menfchen dahin leiten muß, 
wo ſich das Befte von Allen und-das a eines Jeden uns 
wiberfprechlich vereinigen.“ 

Wenn diefe große Wahrheit unmöglich bezweifelt weden 
kann, außer da, wo man den Staat als eine Familiendomäne, 
mit zur Scholle gehörigen Grundholden betrachtet, wo die 
Seelen am Acker haften und damit verkauft werden, ſo wird 
es Sie, meine Herren! nicht befremden, wenn Ihre Petitions⸗ 
commiſſion durch das uns vorgelegte Wildſchadensgeſetz die 
begründeten Forderungen der Petenten und der Zeit nur 
theilmweife befriedigt glaubt, indem damit die Heiligkeit 
bes Eigenthums nicht durchgreifend beachtet ift, indem diefes 
Gefeß, am Alterthümlichen fefthaltend, privilegirte Rechts⸗ 
verlegungen in jo ferne anzuerkennen fcheint, als ed denfelben 

weder Berhütungsmaßregeln entgegenfegt, noch dem Hegen 
des Wildes, oder der gefährdenden Art der Sagdausübung, 
mit angemeffenen Vorkehrungen begegnet. 

Man kann das Wild auf Koften des Jagdberechtigten — 
nämlic, zu Laften deffen, von dem die Gefahr ausgeht, der 
das Uebel will, weil er die Urfache will — hüten laſſen; 
mann kann Schwarz sr. und Hochwild ganz ausrotten; man 

- Tann polizeifiche Streifjagben-veranftalten; man kann auch 
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der Wahrheit noch näher rücken, und das Jagdregale aufher 
ben; das Jagdrecht ablöfen laffen; die Jagden den Grunds 
eigenthümern freigeben u. dgl. Bon alle dem ift in dom Wild» 
fchadensgefeß feine Spur aufzufinden. 

Mag aud; mancher Jagdherr, die durch Entſchaͤdigungs⸗ 
klagen und deren Koften bedrohte Kaffe im Auge haltend, 
damit eine Warnung gegen übertriebenen Wildftand erhals 
ten — fo ift dennoch der Reiz des Jagdvergnügens zu groß; 
die jedenfalls mit Umftändlichkeit, Zeitaufwand und Verdruß 
verfnüpften Indemnifationsbefchwerden in der entfernteren 
Perjpective, ihre glückliche Entfcheidung zu ungewiß 5 der Bes 
weis,daß der Schaden vom Wild herrühre, zu ſchwer; das Vers 
hältniß des Befchädigten zum Jagdherrn inder Regel zu-uns 
günftig geftaltet — ale daß durch das Gefeb, Das nur den er: 
littenen Schaden zum Gegenftand feiner Aufmerkſamkeit ges 
macht, dem Rechte und Eigenthum der Staatsbürger der geeigs 
nete Staatsfchuß gewährt würde und gemährt werben könnte. 

Das unverfchobene Naturgefühl und der gefunde Men 
fchenverftand halten die Snftitutionen eines Staates für uns 
äureichend, die fich darauf befchränfen, dem Beftolenen wo 
möglich zu feinem entwendeten Gute zu verhelfen, ftatt ges 
gen den Diebftahl zu ſchützen; und dieſe kurz. anges 
beuteten Betrachtungen rechtfertigen gewiß das Dafürhalten 
Ihrer Petitionscommiffton, daß für Die unglücklichen Bitts 
fteller, fo wie für alle Grundbefiger durch das Wildſchaden⸗ 
gefeß und feine Beftimmungen nicht  vollftändig das gethan 
feie, was die Gerechtigkeit vorfchreibt. Allein — da von 
jener Sommiffton, welche über das eben .allegirte Gefeg Ber 
richt erftattete, ebenfalls Andeutungen auf angemeffene Präs 
ventiomaßregeln, zur möglichen Verhütung des Wildfchas 
dens gemacht worden find, die yielleicht oder wahrſcheinlich 
ein:oder das andere Mitglied der Kammer zur-Stellung bes 
ftimmter, fichernder Anträge veranlaffen werben; ba übers 
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haupt von dem Zuſtandekommen eines Wildſchadensgeſehes 

im Allgemeinen und insbeſondere, oder von deſſen Fehlſchla⸗ 

gen ſich erſt ermeſſen Täßt, melde anderweite Vorkehrungen 

und in welcher Ausdehnung ſolche zu treffen ſeien, ſo * 

Ihre Petitionscommiſſion dermalen den Antrag: | 
„Dieſe Petitionen einftweilen, und zwar fo lange auf 
ſich beruhen zu laſſen, bis auf diefem -Landtage das 
Schickſal des und vorgelegten Wildfchadengefeged ents 
fchieden feyn wird; ſolche aber alsdann und jedenfalls 
vor dem Schluffe des Landtages noch zur meitern 
Schlußfaſſung mit geeignetem Antrage der Petition 
commiffion wieder vorlegen zu laſſen.“ 

Die Befchmerdeführer werden fich einftweilen dabei berus 
higen dürfen, daß ihre Befchwerben und ihre Bitte um deren 
Abhülfe, von der hohen Kammer für volftändig begründet 
erachtet wurden und deren ferneren Aufmerffamfeit und Bes 
achtung nicht entgehen werden. 


Beilage Nr. 2 


zum Protocoll der 61. öffentlichen Sitzung vom 
18. September 1833. 


Bericht der Petitionscommiffion über die Bitte mehre: 

rer Uerzte des Ober: und Mittelrheinfreifes, um 

Befferftellung ihrer Dienftverhältniffe. Erftattet vom 
Abg. Poffelt. 


In drei, übrigend wörtlich vollfommen gleichlautenden 
Petitionen bitten 74 Staatd- und practifche Aerzte und Lands 
chirurgen des Ober⸗ und Mittelrheinkreifes: die Kammer 
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möge fid) bei der hohen Regierung für fie verwenden, baß 
fie in .eine ihrem eben fo mübfamen als edlen Berufe ents 
fprechendere Lage gefegt würden, als folches bieher der Fall 
gewefen fei. Sie glauben, daß diefe Beflerung ihrer feithes 
rigen Lage befonders durd) Genehmigung folgender Vor— 
fhläge erzielt werden könnte. | 

4) durch directe Erhöhung der Befoldung der Staatdärzte; 

2) durch Abänderung, oder wenigftend durch eine authens 
tifche Interpretation des Landrechtsſatzes 2101 Nr. 3. 

3) daß die Diäten und Forderungen der Staatsärzte bei 
Regalfällen und Sectionen nach Fällung des Urtheild aus 
der Amtscaſſe bezahlt würden ; 

- 4) durdy Aufhebung der Berorbnung vom 24, April 1820, 
wornach die Tagediät von Afl. auf zwei Drittel, folglic, auf 
2 fl. 40 fr. herabgefeßt wurde; 

5)- durch Aufnahme der practifchen Aerzte in die Generals 
wittwenfajfe. 

Den erften Antrag auf directe Erhöhung der Befofbung 
der Staatsärzte unterftüßen die Petenten mit folgenden 
Gründen: 

Es beftehe ein auffallended Mißverhältniß der Befoldungen 
ber Sanitätöbeamten zu denen der übrigen Staatsdiener, 
bie in gleihem Range mit jenen ſtünden. Die Aerzte hätten, 
mit weniger Ausnahme, mit ihrer Anftelung ald Sanitätes 
beamte ihren höchften Eulminationspunft in Rang und Bes 
foldung erreicht, während die übrigen angehenden Staates 
diener einer zweiten Stufenleiter von Ehrenämtern mit allen 
ihren Emolumenten zuverfichtlic; entgegenfehen Fönnten: 
Die Anforderungen des Staates und der Zeit an die Medicis 
nalbeamten feien nunmehr fo groß und weit umfafjend gewors 
ben, daß fich ihre Obliegenheit. feit zwei Decennien-um das 
Doppelte vermehrt habe, wohin hauptfächlich das zum Geſetz 
erhobene Jmpfgefchäft und die Todtenfchau gehören, fo daß 
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jeder Angeftellte mit aller Anftvengung derfelden faum genü⸗ 
gen fönne, und deßhalb feine Praris, ohne welche er nicht 
leben fünne, vernachläßigen müffe. Deßhalb fünden die vor 
fo vielen Jahren her feftgefegten Befolduingen der Sanitätds 
beamten mit den Anforderungen der gegenwärtigen Zeit 
nicht mehr im Berhältniffe, wobei nicht zu überfehen fei, daß 
feit einigen Jahren die Zahl der practicirenden Aerzte ſich 
fehr vermehrt habe, und bei der ohnehin überhand genommes 
nen Berarmung bie Prarid feine goldene mehr zu nennen 
fey. Die Phyſici feien mit 4000 fl. in die Klaffenfteuer gelegt, 
bei Penftonirung derfelben werde aber feine Rüdficht darauf 
genommen. Se beffer der Sanitätöbeamte befoldet fei, defto 
unabhängiger fei er vom Publicum, was bei dem Staatsarzte 
große Berücfichtigung verdiene, und was namentlich beim 
Smpfgefchäft fühlbar werde, wo dem Staatsarzte das Ges 
fchäft ausſchließlich zugewiefen fei, und wo die fo bedeutend 
herabgefeßte Gebühr von den Privaten und nicht vom Staate 
oder von den Gemeinden bezogen werden folle, ein Umftand, 
welcher der Energie des Impfenden fehr feindlich entgegen, 
trete und ihn bei durchgreifenden Maßregeln in das Licht 
von Privatintereffe ftelle. _ 

Die Pferdration ad 120 fl. Tieße fich nicht ald Befoldungs» 
theil betrachten, ja man fönne mit diefer Summe nicht einmal 
ein Pferd ernähren, viel weniger die andern damit verbundes 
nen unvermeidlichen Ausgaben beftreiten. Zudem verringere 
fih mit jedem Jahre das Ankaufskapital des Pferdes und 
gehe nach einigen Sahren ganz verloren; den Forftbeamten ıc,, 
wie man vernehme, werde eine Abrittsentſchädigung und 
eine höhere Ration gegeben. — 
| "Mein e Herren! Um über den Juhalt diefer Petitionen 
und die einzelnen Theile derfelben richtig urtheilen zu köͤnnen, 
müſſen wir vorher einen Blick auf dad Berhältniß der Aerzte, 
namentlich aber ber Stadtshrzte zum Staate werfen. 
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Die Heilkunde erheifcht unter allen Wiffenfchaften am 
meiften ein gründliches und lange andauerndes Studium 
und große pecuniäre Opfer, fie öffnet aber auch ihren würs 
digen Schülern ein freied Feld der Ehre und des Erwerbes. 

Hat der junge Arzt durch die überftandene Prüfung bei der 
Staatöbehörde feine Kenntniffe und feine Tüchtigkeit nadıs 
gewiefen, ‘fo fteht ihm das ganze Vaterland offen, er kann 
den Ort feines fünftigen Aufenthaltes und Wirkens wählen, 

“wo er will, er wird ihn in der Regel da wählen, wo er am 
erfter im eine bedeutende und für ihn ergiebige Praris zu 
- kommen hoffen darf. j 
Die practifche Ausübung der Heilfunde ift, in fo ferne der 
Arzt von den. einzelnen, feiner Hülfe Bedürfenden für feine 
Bemühungen ſich bezahlen läßt, vollfommen als ein Gewerbe 
zu betrachten, aber als ein Gewerbe der ebelften,.der feinften 
Art, das fich in.der Regel durch feine Ergiebigkeit und das 
durch auszeichnet, daß: ed feinen Genofjen Ehre und Ruhm 
bereitet. Diefed Verhaͤltniß hat fidy freilich in der neueren 
Zeit zu feinem Nachtheile verändert, da auch hier, wie bei 
allen andern Gewerben, burdy allzugroße Concurrenz bie 
Erträglichfeit deffelben ftetd mehr und mehr ſich vermindert. 

Die Ausübung der practifchen Heilkunde unterfcheibet fich 
von andern Gewerben noch dadurch, daß ber Staat: eine 
ftete und genaue Aufficht darüber führt, und führen muß, 
und dad Necht und die Verpflichtung hat, in vorfommenben 
dringenden Fällen die Thätigkeit'der Genoffen ausfchließlich 
für ſich in Anſpruch zu nehmen.. | 

Theile: zur Führung: der Aufficht über alled, was bie Ges 
ſundheitspolizei betrifft, theils zur unmittelbaren: jchleunigen 
Verordnung in: Fällen der Roth ober gerichtlicher Verhaud⸗ 
kungen, hat der Staat von jeher practifche Aerzte im beſtimm⸗ 
ten Bezirken und: Orte angeftellt, und ſolche, ohne fie übri« 

— gens der Ausübung ihres Gemerbed als practifche Aerzte 
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ganz zu entrücken, in obiger Beziehung in feinen: unmittelbas 
ren: Dienft genommen. Diefes- find- die fogenannten Staates 
ärzte. Dafür, daß ihnen eim beſtimmter Drt bed Aufenthaltes 
und Wirfens vom Staate angewiefen ift, und daß fie von 
demſelben zur Handhabung der gefundheitspolizeilichen Maßs 
regeln, und. bei gerichtlichen Fällen vielfältig in Anſpruch 
genommen werden, erhalten fie von demfelben eine Befols 
dung. 

Diefe Befoldung wurde vor vielen Jahren und zu einer 
Zeit regulirt, wo die Anforderungen, die an den Phyſicus 
gemacht wurden, faum zur Hälfte fo zahlreich, und fo weit 
umfaffenb waren, ald diefes gegenwärtig der Fall iſt, auch 
waren: damals die Befoldungen der Staatsdiener im no 
weinen geringer, als gegenwärtig. 

Das Verhaltniß der Medizinalbeamten unterjcheidet ſich 
zwar wefentlich von dem aller übrigen Staatsdiener dadurch, 
daß erftere durch ihr Dienftverhäftniß nicht aller Mittel zu 
weiterem: Erwerbe verluftig gehen, um fich noch forthin, 
fo weit: es die vom Staate ihnen auferlegten, vielen und viel 
fältigen Verrichtungen geftatten, und ihre Kräfte es dann 
noch: erlauben, durch Privatpraris fid, erlaubten Nebenvers 
bienft: erwerben, und den bedeutendften Theil ihrer nöthigen 
Subfiftenzmittel herbeifchaffen Fünten, was den übrigen. 
Staatsbeamten nicht möglich und nicht geftattet ift. 

Diefe Quelle des Erwerbes floß für fie in früheren Jahren 
auch wirklich fo. reichlich, daß fie bei fleißiger und treuer- 
Erfüllung ihrer Berufspflichten ihren nöthigen: Unterhalt ges 
ſichert fahen.. Als aber die Anforderungen, die von Seiten 
des Staates an die Sanitätsbeamten in gerichtlicher und ges 
ſundheitspolizeilicher Syinficht gemacht wurden, ſich von Jahr 
zw. Jahr mehrten, ausgebehnter und umfaffender wurden, 
aldi die dadurch notwendig werdenden Arbeiten den größten 
Theil ihrer Zeit und ihver Thätigfeit in Anſpruch nahmen, 
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und es der Mehrzahl der Staatdärzte aus diefem Grunde 
wirklich zur Unmöglichkeit gemacht wurde, der Privatprarig 
fo viele Thätigfeit zuzuwenden, ald erforderlich ift, wenn 
fie einträglich werden fol, und woran fie früher durch ihre 
weit unbedeutendern Amtsgejchäfte gar nicht gehindert wurden, 
da trat die Zeit der Noth und der Sorgen für fie ein. Dazu 
fam noch, daß ſich inzwifchen die Zahl der practicivenden 
Aerzte fehr vermehrt hat, jo daß fich jegt nicht Leicht ein 
Phyficatöbezirf vorfinden wird, in welchem ſich nicht einige 
niedergelajjen hätten, während vor 20 bi8 25 Jahren der 
Phyficus in der Negel der einzige wiſſenſchaftlich gebildete 
Arzt des Bezirks war. Damals hatte ed auf feine Praxis 
feinen fo nachtheiligen Einfluß, wenn er, was überhaupt 
nicht fo häufig geſchah, durc amtliche Gefchäfte verhindert, 
feine Patienten nicht fo pünktlich befuchen fonnte, als fie es 
wünfchten; jeßt aber, wo feine amtlichen Gefchäfte fich 
wenigſtens verdoppelt haben und weit umfaffender geworben 
find, wo er viel häufiger. von der Beforgung feiner Privat- 
prarid abgehalten wird, auf die er doch, rückfichtlich feiner 
Subſiſtenz, zum größten Theile verwiefen ift, jeßt wartet 
das Publikum nicht mehr fo geduldig, bis der Phyficus 
fommen kann, e8 zieht vor, an einen anderen, mehr unabs 
hängigen Arzt, fidy zu wenden, wozu ihm nun Gelegenheit 
gegeben ift, und entwöhnt ſich fo nach und nad) von dem 
Staatdarzte, der oft troß alles Fleißes m forgenvolle Lage 
nicht befjern kann. 

Wir halten aud diefen Gründen die Bitte ber Sanitats⸗ 
beamten, um Erhöhung ihres Gehaltes, nicht für unbillig, 
und bekennen uns zu der Anſicht, daß eine Erhöhung der 
normalmäßigen Phyſicatsbeſoldung von 400 fl. auf 600 fl. 
felbft im Intereſſe des Staats eintreten follte, weil die als 
zugroße Abhängigkeit des Sanitätsbeamten vom Publikum 

- auf den Dienft fehr nachtheilig einwirkt. 
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Die zweite Bitte der Petenten -befteht darin, daß der 
ER. ©. 2101 Nr. 3 abgeändert oder wenigſtens authentifch 
interpretirt werde. ; 

Diefer Sa beftimmt ein —— aller und jeder 
Koſten der letzten Krankheit auf die geſammte fahrende Habe. 

Die Petenten führen an: man könne dem Arzte, der ſchon 
vermöge feines Berufes am beften die Gelegenheit habe, die 
Größe der Armuth.und des Elendes in feiner nadten Geftalt 
zu ſchauen, nicht zumuthen,, gleich nach der Gerlefung feine 
Forderung nöthigenfald mit Gewalt einzutreiben, und fo 
dem Genefenden ohne Schonung das einzige Mittel zur 
befferen Pflege und Stärfung zu rauben, ihn neuen Kummer 
zu verurfachen, um gerade dadurch das nöthige Zutrauen, 
diefed große magifche Heilmittel, zu verfcherzen. Und doch 
laufe er, wolle er dieſes nicht thun, Gefahr, ben Lohn 
feiner Mühe und Anftrengungen, ja felbft feine gehabten 
baaren Auslagen in. einer ausbrechenden Sant zu verlieren, 
Diefe an ſich drückende Beftimmung werde es aber noch mehr 
Durch die Art und Weife, wie fie von vielen Aemtern aus⸗ 
gelegt werde, indem einige unter leßter Kranfheit nur bies 
jenige verftünden, an welcher der Patient geftorben fei, 
andere wieder jene, von welcher der Schuldner im Laufe 
bes le&ten Jahres, von dem Gantausbruche rückwärts ges 
rechnet, befallen worden fei. Es wäre fomit eine völlige 
Aenderung dieſes Saßed, und ein zu genehmigendes Bors 
zugdrecht der ärztlichen Defersiten auf drei Sahre, um 
welches fie bäten, wenigftens aber fei eine authentifche — 
pretation dieſes Landrechtsſatzes ſehr nöthig. 

Dieſe Bitte iſt eigentlich dieſelbe, welche auf dem letzten 
kLandtage von vielen Apothekern des Neckar⸗ und Dreiſam⸗ 
kreiſes eingelegt wurde, und worüber der Abg. Aſchbach 
in ber 120. öffentlichen Sitzung vom 22. Oct. 1831 Bericht 
erftattete. Die Apotheker haben mit ben —— hier dad 
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solllpmmen gemein, daß fie ihre Hülfe einem Jeden, der 
derſelben bedarf ‚ ‚unweigerlich müffen angedeihen laſſen, 
daß fie einem Jeden die benöthigten Arzneien hinbprgen 
müſſen, ohne Rüdfiht, od der Empfänger zahlungsfähig 
fei, oder nicht. Zu ihren Gunften fpricht noch befonders, 
Daß ihre Forderungen ftets gehabte Auslagen betreffen, daß 
sie au eine beſtimmte Buchführung gefeglich gehalten, 
und auf.die pünftlihe Fuhrung derfelben beeidigt find, und 
daß ſie regelmaͤßig Semefirals oder Jahresrehuungen 
abgeben, die regelmäßig bei der Bezahlung quittirt werden, 
wodurd; bei denfelben fein Berhältniß befteht, Das ben 
Schufoner zu dem Zartgefühl flimmen möchte, wovon ber 
Geſetzgeber vermuthet, es möge won dem Berlaugen ber 
Doittirung abhalten. Die Apotheker hatten damals um Ab; 
änderung der rürkfichtlish ihrer Forderungen feſtgeſetzten Ber 
fimmungen, und um eine Berläugerung ber Berjährungd- 
friſt His auf drei Jahre gebeten, Eine Abänderung des 
L. R. Satzes 22372 in angegebenem Sinne wäre es eigents 
lich gewefen, woburch Dem mit vielen Gründen unterftüßten 
Begehren der Aerzte und Apotheker willfahrt würde, da bie 
. Berjährung mit Dem Borzugsreshte. in unferm Geſetze in un⸗ 
. sertrennlicher Verbindung fteht. | 

Jene Petition der Apothefer wurde quf * Autrag der 
Commiſſion als Motion, und zwar in abgekürzter Form, be⸗ 
handelt. Wir wollen auf die Gründe dafür und dawider 
nicht zurückkommen, ‚die damals geltend gemacht wurden. 
Der Beſchluß der Kammer fiel, wenn gleich Die Commiſſion 
darauf antrug, den Bitten der Petenten zu wilfahren, hahiy 
aus, daß zwar die Verjaͤhrungsfriſt bis auf drei Sabre, aus⸗ 
gedehut werden, das Vorzugsrecht jedoch nur für ein Jahr 
gültig. bleiben ſolle. Dieſer Beſchluß blieb übrigens ohne 
weitere Foigen, da Die eyſte Kammer auf die von den Pas 

tenten hai ihr eingelegte Mitte demſelhen nicht beitrat, meil 
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für die Bittſteller durch eine. Trennung des Porzugsrechtes 
von einer nicht verjährten Rechnung, wovon unſer Geſetz 
bisher nichts wußte, nur Schaden und vielfache Verwirrung 
haͤtte entſtehen müſſen. 

Die Mehrheit. Ihrer Commiſſion trägt auch jetzt darauf 
an, dieſe zweite Bitte der Petenten unberückſichtigt zu laſſen. 
Derdritte Punkt der Petition enthält die Bitte, ‚daß 
Diäten. und Forberungen ber Staatsärzte bei Legalfaͤllen und 
Sectionen, nach Faͤllung des Urtheild aus der Amtsfgffe 
bezahlt werben möghten. Die Petenten fagen in Bezug biegs 
auf, daß es nicht genug fei, daß ber Sanitaͤtsheamte bei 
vorlommenden Legalinfpectionen täglich Vorſchuſſe durch 
Vorauslagen wegen Zehrung zu machen habe, er müſſe oft 
auch noch Wochen, Monate und Jahre Fang nach erfolgtem 
Urtheile zuwarten mit der Wiedereinnahme des für ‚Die 
Sportelkaſſe und für Privaten Vorausgelegten, wenn nicht 
gar bei Nachfrage des Arztes Die Arten ald in Verſtoß ges 
fommen angegeben würden, oder die Diäten ſich längſt in 
den Sad des Sportelrechners verirrt hätten, Es wäre mit⸗ 
hin ganz der Billigkeit augemeſſen, daß die Dejerviten ppyr 
ſchußlich aus der Amtsfaffe bezahlt würden, welche ohnehin 
geſetzlicherweiſe ben Einzug, derſelben zu beſorgen habe, 

Die Mehrheit Ihrer Kommiſſion findet fich nicht vergulaßt, 
auf Gewährung dieſer Bitte den Antrag zu ſtellen, fe wirh 
dazu durch folgende Gründe bewogen: 

Es mögen zwar allerdings hin ad wieber ſolche Fälle 
portommen, wo der Staatsarzt nach erfolgten, Urtheil längere 
Zeit auf den Bezug feiner Diäten und Forderungen warfen 
muß, allein wenn er ben Einzug berfelben bei Amt fleißig 
und anf geeignete Weiſe ‚betreibt, fo wird dieſes nicht leicht 
geſchehen Eonnen. Außerdem aber würde, und dieſes jſt her 
Hauptgrund, bad Gefchäft der Rechnungsführung der Amts⸗ 
taſſe dadurch fo pervielfaͤltigt, ſo aricet 64 mürbe das 
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durch eine folche Menge von Arbeit entftehen, daß das nach— 
herige Uebel viel größer werden würbe, als dasjenige ift, 
‘über welches ſich die Petenten jet beflagen. 

Zudem ift bei lange andauernden, große Koften verans 
laffenden Unterfuchungen bei den Nemtern üblich, daß noch 
‘vor geendeter Unterfuchung und während derfelben von der 
Amtskaſſe vorfchüßfich Hie angelaufenen Koften bezahlt werden. 

Ihre vierte Bitte ift, daß die Verordnung vom 24. 
April 1820 aufgehoben werde, wornach die Tagsbiät von 
4 fl. auf zwei Drittel, folglich auf 2 fl. 40 Er. herabgefegt 
‚wurde. Es wird angeführt, daß diefe Gebühr faum hin: 
reiche, um die nöthige Mısgabe für Mann und Pferd zir 
‚beftreiten, daß der Staatsarzt oft den ganzen Tag auswärts 
bleiben und deßwegen den Nebenverdienft feiner Praxis ein⸗ 
büßen müffe. Der Suftigbeamte fei viel beffer daran, er habe 
ein gutes und ficheres Einfommen, und ihm fünne es gleich: 
gültig feyn, ob er fein Gefchäft zu Haufe oder auswärts 
verrichte. | 

Ihre Commiſſion, meine Herren, fieht fich nicht veran- 
laßt, diefem Begehren zu willfahren. Der Sanitätsbeamte 
hat die vollftändige Diät von 4 fl. anzufprechen, wenn er 
vor Abend feine Wohnung nicht mehr erreichen kann, folg» 
Yich weitere Auslagen für Nachtlager und dergleichen zu 
machen hat, welche fich aber mindern, wenn er benfelben 
Abend noch nach Haufe kommt. Er bezieht in beiden Fällen 
gleiche Diät mit dem Beamten. i 

Endlich verlangen die Petenten noch fünften die Aufnahme 
der practifchen Aerzte in die Generalmwittwenfaffe. 

Es ift nicht zu läugnen, daß unter allen Ständen im 
Staate, den Militärftand ausgenommen, Keiner ift, der 
vermöge des Dienftes, den er in Ausübung feines wichtigen 
Berufes den Staatdangehörigen, und bezugsweiſe dem 
Staate zu leiften hat, mehr in den Fall Fame, feine Geſund⸗ 
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heit und fein Leben. zu wagen, ald der practifche Arzt. Er 
wird nicht nur durch feinen Beruf an fich, durch feine Privat: 
praris, dieſer großen Gefahr ſtets ausgefeßt, fondern er 
muß auch beftändig gemwärtig feyn, daß er auf befonderen 
Ruf ded Staates, bei Epidemien und dergleichen feinen 
pecuniären Bortheil, und die Rücdficht auf fich felbft ganz 
auf die Seite ftellen, und fein Leben in die augenfcheinlichfte 
Gefahr fegen muß. Bon der andern Seite erfordert es 
eben fo fehr der Bortheil der Staatsangehörigen felbft, daß 
der Arzt diefe Selbftaufopferung mit Berufstreue, mit 
freudiger Hingebung leifte. Wie kann man aber diefes nur 
irgend von einem folhen Mann erwarten, wenn er vorher 
weiß, daß bei einem ihn befreffenden Unglücksfalle feine 
Hinterbliebenen dem bitterften Mangel und Elende preiöges 
geben bleiben. Deßhalb finden wir diefe Bitte der Petenten 
nicht nur gerecht im Hinblicke auf fie, fondern auch im wahren 
Staatövortheile begründet. Wir glauben, daß es nicht fo 
fehr ſchwer fallen dürfte, Anordnungen, zu treffen, welche 
bie Gewährung dieſes Wunſches möglich machen, ohne die 
Rechte Anderer deßhalb zu Fränfen. Durch Feitfeßung einer 
beftimmten, ven Berhältniffen angemeffenen Einfaufsfumme 
und einer gewiffen jährlich zu Teiftenden Beitragsquote möchte _ 
ed leicht gemacht werben fünnen. 

Die Mehrheit der Petitionscommiffton ftellt ihren Antrag 
nur dahin: 
„daß es der hohen Kammer gefallen möge, rückfichtlich 
des zweiten, dritten und vierten Punktes diefer Petition 
zur Tagesordnung überzugehen, in Bezug auf den erften 
und fünften Punkt aber, welcher eine directe Erhöhung 
der Befoldung der Staatsärzte und Aufnahme der pracz 
tifchen Aerzte in die Generalwittwenkaſſe betrifft, ftellt 
Ihre Commiſſion einftimmig den Antrag: 

diefe Petition ald eine Motion zu behandeln, fie — 
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nach gefchäftsordinungsgehäß zur Berathung in die 
Abtheilungen verweifen zu wollen, damit demnachſt 
der hohen Kammer durch eirie Commiſſion Bericht ers 
flattet werde, auf welche Weife am zweckdienlichſten 
dem doppelten Begehren der Petenten Genäge ge 
leiftet werden konne.“ 


Beilage Nr. 3 


| zum Protokoll der 61. öffentlichen Sigung vom 18. Sept. 
1833. 


Leopold, von Gotted Gnaden Großherzog von Baden, 

| Herzog von Zähringen. | 

Nach Anhörung Unferes Staatsminifkeriums haben Wir 
beſchloſſen, und verordnen, wie folgt: 

Der anliegende Gefeßesentwurf, die Aufhebung des Aras 
rifchen Antheild an den Zunfttaren betreffend, fol Unſern 
getreuen Ständen, und zwar zuerft der zweiten Sammer 
durch Unfern Finanzitinifter, und Unfern Minifterialrath 
Frey, die Wir mit deffen Begründung und Erörterung bes 
auftragen, zur Zuftimmung vorgelegt werden. 

Gegeben zu Karlsruhe, in Unferm Staatsminifterium, 
ben 18. September 1833. 

Leopold. 
v. Böckh. 
Auf höchſten Befehl 
Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs: 
Büchler. 
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Geſetzentwurf 
- die 


— des ärarifchen Antheils an den 
Zunfttaren betreffend; 


Art. 1. 

Alle Zunfttareii, fo weit folche bisher don den Gewerbs⸗ 
innungen für Rechnung ded Staatsſchatzes und zum Beſten 
öffentlicher Staatsanftalten angefeßt und an folche abges 
liefert wurden, find hierdurch vom 1. Suni 1834 an für 
aufgehoben erflärt. 

Nicht darunter begriffen find jene Taren und Sporteln 
welche die Tax⸗, Sportel⸗ und Stempelordnung vom 17. 
. Zufi 1807 allgemein feftfegt. 

Art, 2. 

Die Zunfttaſſen verbleiben zur Zeit noch in dem Fortbezug 
derjenigen Taxen, wozu fie vermöge der beſtehenden Zunfte 
artifel für ihren Antheil berechtigt find. 

Für gleichlautende Abfchrift:, 
vdt. Büchler. 


Hochgéeehrte Herren! 

Die Berhelligung des Staatsſchatzes bei den Zuifttaxen 
beruht, wie vor einigen Tagen ſchon in dieſem Hauſe be⸗ 
merkt: wurde, eben fo wenig auf einer für alle Zünfre des 
Großherzogthums gleich’ verbindlicher: Gefebgebung, als dieſe 

Zünftgefälte ſelbſt auf einer ſolchen beruhen, 
Die Titel für die Bezüge der Zunftladen und bie Theil⸗ 
nahme der Staatskaſſen ar ihren Einnahmen ſind herger 
brachte ältere Satzungen, Landesordnutigen, bie General⸗ 
und Speeialzunftartikel, wie folche groͤßtentheils ſchon lange 
vor der Bereinigung der einzelnen Lanbestheile, welche zu⸗ 
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fammen das jekige Staatögebiet ausmachen, beftanden 
haben, woher ed denn auch fommt, daß die Innungen des 
Landes unter ſich und im Verhältniß zu andern Genoffen- 
fhaften ganz verfchiedene Tarife für ihre Zunftgebühren 
haben ‚und daß: die Staatdfaffe dabei entweder gar nicht, 
oder ebenfalld auf bie verfchiebenartigfte WBeife betheiligt ift. 

Die Zunfttaren werden in der Negel beim Aufdingen der 
Lehrlinge, beim Ledigfprechen derfelben und bei der Auf 
nahme der Gewerbögenoffen zu Meiftern, fodann wegen 
ihrer Befreiung vom Wandern, von Anfertigung des Meifter- 
ſtücks und dergleichen mehr erhoben. 

Die Betheiligung des .Aerard bei diefen Taren fteht mit 
dem Auffichtsrecht ded Staats über die Zünfte und ihre Vers 
faffung im Zufammenhang, und ift wohl fo alt, als die 
Ausbildung der Zunftverfaffungen in ihrem jeßigen Beftande, 
Obgleich nun der Staat das Auffichtörecht über alle Sunungen 
ober Zünfte des Landes ausübt, fo nimmt dennoch die Staats⸗ 
Faffe nicht an den Einnahmen aller Zünfte und auch nicht 
nach einem gleichen Maßftab Theil, namentlich ift folches 
der Fall nicht in einigen Gegenden ded See», Ober» und 
Mittelrheinkreifes, 

Ihre Budgetcommifjion hat daher bei Erftattung des Be- 
richts über die Einnahmen der Steuerverwaltung den Wunſch 
ausgefprochen, daß fünftig feinem Landestheil eine Laft auf- 
gebürbdet bleiben follte, wovon die übrigen befreit find, und 
ſich veranlaßt gefehen, am Schluffe ihres Berichts den Ans 
trag zu der Bitte an die Regierung zu ftelen, zu gleichmä⸗ 
Biger Behandlung aller, den verfchiedenen Zunftbezirken ans 
gehörigen Staatsbürger die Aufhebung der bisher für bie 
Staatskaſſe erhobenen Zunftgelder anzuordnen. 

Die Regierung, meine Herren, kommt dem in ihrer Mitte 
ausgefprochenen Wunſche durch den Ihnen fo eben vorge- 
legten Gefeßesentwurf entgegen, der fchon im Jahre 1830 
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befchloffen, und nur in der Hoffnung, daß eine Tars und 
Sportel- und eine Gewerbeordnung bald zu Stande fommen 
dürfte, wieder zurückgelegt worden war. — 
Es fönnte zwar, da es ſich von dem Verzicht auf eine 
Einnahme: gerade in dem Augenblick handelt, in welchem 
den Kammern der Stände ein Gegenftand zur Berathung 
vorliegt, der die Kräfte des Landes in ihrem ganzen Umfang 
in Anfpruch nimmt, und das Zufammenhalten aller zum 
Ziele führenden Mittel erfordert, noch Die Frage entftehen, 
ob nicht ftatt der Entfchlagung des ärarifchen Antheils an 
den Zunftgefällen die Betheiligung der Staatsfaffe bei allen 
Zunfttaren im Wege der Gefeßgebung Statt finden fol? 

Die Regierung glaubt inzwifchen, diefe Frage verneinen 
zu müffen, weil fich die fernere Theilnahme des Staats an 
diefen Zaren aus. feinem allgemeinen Auffichtsrechte allein 
nicht rechtfertigen läßt, der Art. 8 der Berfaffungsurfunde. 
ihr entgegenfteht, und außer dem Herfommen fein Grund 
für den Fortbezug, oder die Ausdehnung — vor⸗ 
handen iſt. 

Der Geſetzentwurf in ſeinen einzelnen Beſtimmungen wird 
feiner nähern Motivirung bedürfen. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß die Aufhebung des ärariſchen Antheils an den 
Zunfttaxen nicht der Innung, ſondern Denjenigen zu 
Statten kommen muß, welche ohne den Dazwiſchentritt des 
Geſetzes, deren Entrichtung unterworfen geweſen wären. 

Daß die Aufhebung erſt mit dem Beginnen des zweiten 
Budgetjahres Statt finden ſoll, beruht auf der einfachen 
Betrachtung, daß bis zur Annahme und Promulgation des 
Geſetzes beinahe ſchon die Hälfte des gegenwärtigen Etats— 

jahre umlaufen jeyn wird. 


23% .  Berhandlungen ber IE Kammer. 


Beilage Nr. 4 
zum Protofoll-der 61. öffentlichen Sigung vom 48. Sept. 
| 1833. 
Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

Nach Anhörung Unferes Staatdminifteriums haben Wir 
beſchloſſen, und verordnen, mie folgt: 

Der anliegende Geſetzesentwurf, die Accisfreiheit von ver⸗ 
pfaͤndeten Liegenſchaften, welche die Pfandgläubiger bei 
Zwangsverſteigerungen an ſich bringen, betreffend, ſoll Unſern 
getreuen Ständen, und zwar zuerſt der zweiten Kammer 
durch Unfern Finanzminifter, den Wir mis deſſen Begrüns 
dung und Erörterung beauftragen, zur Zuſtimmung vorges 
legt werden. " 

Gegeben zu Karlsruhe, den 48. September 1833. 
Leopold. 

v. Böckh. | 
Auf höchften Befehl 
Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs: 
Büchler: 


u 2 


Sefeßesenmwurf 
über 
die Accisfreiheit bei Zwangsverſteigerungen 
von Liegenfchaften. I 


Art. 1. 
Wer Liegenfchaften, auf die er Unterpfandsrecht hat, im 
Weg der Zmangsverfteigerung erwirbt, ift davon bie zum 
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Betrag ſeiner Kapitalforderung und der dazu gehörigen be⸗ 
vorrechteten Zinſe accisfrei. 
Für gleichlautende Abfchrift: 

vdt.. Büchler. 


Hocdgeehrtefte Herren! | 

Nach dem $: 90 der Accisordnung vom 2. Januar 1812 
war Derjenige, welchent eine ihm verpfändete Liegenfchaft 
an Zahlungsſtatt gerichtlich zuerkannt wurde, von der Kaufs⸗ 
accife frei. 

Diefe unfreiwillige Erwerbungsart hat mit Einführung . 
der beftehenden Prozeßordnung aufgehört, weil bie leßtere 
das früher beftäandene Adjudicationsverfahren nicht mehr 
kennt. — 

Dagegen kann nunmehr häufig der Fall eintreten, daß 
Glaͤubiger, die ihre verpfändeten Fiegenfchaften nur deßhalb 
im Weg der Verfteigerung an fich bringen, um badurd; Vers 
Iufte von ſich abzumenden. 

. Sn folchen Fällen liegt der Grund, aus welchem bei Ad— 
judicationen die Acciöfreiheit eingetreten ift, in gleichem 
Maße vor, und die Veränderung des Vollſtreckungsverfahrens 
fol in diefer Hinficht dem Gläubiger nicht zum Nachtheil ges 

reichen. j ' 

Um daher an die Stelle des $. 90 der Accisordnung, 
welche durch die gegenwärtige Prozeßorbnung ihre Anwend⸗ 
barfeit ganz verloren hat, eine ähnliche, den Gläubiger von 
der Accisentrichtung fichernde Beftimmung zu feßen, fol 
nad, dem Ihnen fo eben mitgetheilten Gefeßesentwurf die 
Erwerbung von Riegenfchaften in einer Zwangsverfteigerung, 
wenn ihm hierauf Unterpfandsrechte zuftehen, bis zum Bes 
trag der Kapitalforderung und der dazu gehörigen bevors 
rechteten Zinſen, acciöfrei geftattet feyn. 

Zur Vermeidung aller Subtilitäten ift bie Nccisfreiheit 
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abfichtlich an die fo eben bemerkte einfache Thatfache gefnüpft 
— ob fchon nach der Faffung des Gefeßes der Fall der Accis⸗ 
befreiung fünftig häufiger eintreten wird, als nad) den Be⸗ 
flimmungen des fo eben bemerften $. 90. 

Es wurde namentlic umgangen, das Griterium feftzu- 
feßen, in welchen Fällen die Erwerbung von Unterpfands- 
ſtücken durch den Gläubiger im Weg der Steigerung ale 
unfreiwillig gefchehen zu betrachten fei, und nicht unter⸗ 
fchieden, ob ein Gläubiger bei derfelben der -Alleinbietende 
war, oder-mit Dritten in Concurrenz trat, ob derfelbe die 
Dbjecte über oder unter dem Schäßungswerth an ſich ge- 
bracht hat, ob er an dem Ort, wo die Riegenfchaft ſich bes 
findet, zuvor fchon begütert war, oder nicht. 

Auch Sie, hochgeehrte Herren, werden bei Prüfung des 
Entwurfs finden, daß ein complicirted, die möglichen Fälle 
ſcharf diftinguirendes Geſetz hier nicht an feinem Ort, und 
außer allem Verhältniß mit dem Objecte, von weichen es 
ſich handelt, ſtehen würde. 


ILXM. Oeffentliche Sitzung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
| Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 19. September 1833. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre Staatsminifter 
v. Türkheim, Finanzminifter v. Böckh, Minifterialhef Staats- 
rath Winter, Geh. Legationsrath v. Mollenbed und Miniftes 
rialrath Frey, fodann ſämmtlicher Mitglieder der zweiten Kammer, 
mit Ausnahme der Abg. Aſchbach, Dörr, Hoffmann, ». Itz⸗ 
ſtein, Kienle, Köhler, Rettig v. K., Schauff und Völker. 


Unter dem Vorſitz des Präfidenten Mittermaier. 


Das Secretariat macht folgende neue Eingaben befannt: 

1) Bitte mehrerer Zünfte zu Unter» und Oberharmersbach 
im Amtebezirt Gengenbach, das Fortbeftehen ihrer 
bieherigen Zunfteinrichtung betreffend; 

2) Borftellung des Handelsmanns Ludwig Weil in Karls⸗ 
ruhe, die Verpflegung ber — Maria Herz 
von Raſtatt betreffend; 

3) des Heinrich Mößner in Grötzingen, Anſprüche an 
die Verlaſſenſchaft des Hofraths —— in Bruchſal 
betreffend; 

4) des Hofgerichtsadvocaten Emmert in Rarlörube ‚be 
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treffend die Verpflegung der Maria Herz von Raftatt 
im Haufe des Ludwig Weil zu Karlsruhe. 
Sämmtliche Eingaben werben der ‘Petitionscommiffion 
übermwiefen. 
Die Tagesordnung führt * die Discuſſion des Berichts 
der Budgetscommiſſion über die Einnahmen und Ausgaben 
der Poſtadminiſtration in den Jahren 1833 und 1834. 


Antrag Nr. 4 auf Seite 27, alſo lautend: 


„die Bruttoeinnahme der Poltverwaltung für jedes ber 
beiden Jahre 1833 und 1834 im Betrage von 520,920 fl. 
zu genehmigen. 

Poffelt: Ich erlaube mir eine Frage und bezuglich eine 
Bitte an die Regierungscommiſſion. Schon auf dem letzten 
Landtage habe ich gebeten, daß den Militärperfonen für ihre 
Briefe und etwa kleinen Geldfendungen eine Erleichterung 
zu gut fommen möchte. Es ift aud) Damals von der. Regie 
rungscommiffion verfprochen worden, darauf Nüdficht zu 
nehmen, allein fo viel ich weiß, ift dieß nicht gefchehen, und 
ich wiederhole daher diefe Bitte, die bei dem Herunterziehen 
der Garnifonen aus der obern Gegend doppelt zu berückfich- 
tigen feyn möchte. Ein Soldat, ber eine fo Feine Geld» 
ſumme erhält, und wenigſtens 20 fr. bezahlen fol, ift doch 
wahrlich fehr übel daran, wenn man den Sold erwägt, in 
welchem er hier ſteht. In andern Staaten ift ed üblich, daß 
man wenigſtens jeden Monat einen Brief dem Soldaten 
frei läßt. — 

Geheimerlegationsrach v. Molke — Es iſt dieß 
darum bis jegt noch nicht geſchehen, weil man, Unterſchleife 
befürchtete, bie Dabei, Stats ſiaden könnten. Die Regierung 
wird ‚aber keinen Anſtand nehmen, Die Oberpoſtdirection 
darüber zu hören, und wenn es ausführbap,ift, ‚mit Ver⸗ 
anugen dieſe Erleichterung eintxeten laſſen. Bei ben aus⸗ 
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wuͤrtigen Poſten iſt es der Kal, und fo könnte es auch bei 
uns eintreten. 

Poſſelt: Die Unterſchleife können Leicht durch eine 
Vorkehr vermieden werden, die die Poftdirection felbft treffen 
Tann. ——— 

Staats miniſter v. Türfheim: Die Schwierigkeiten, die 
Dabei zur Sprache kommen, liegen nicht in der ‚Größe des 
Obiects, auch nicht in der Anomalie, daß eine neue Bes 
freiung eingeführt werden fol, nachdem alle früheru aufge, 
hoben worden find, allein e8 gehört befondere Vorſicht Dazu, 
daß ſolche Beltimmungen nit mißbraucht werden können. 

Sm Nahen der Regierung kann idy übrigens Die VBerficherung 
- geben, daß man wenigftend darauf Bedacht nehmen wird, 
diefe Bedenflichfeiten zu befeitigen. Wenn die Sache bei dem 
Zufammentreffen fo vieler Defiderien überfehen worden ift, 
fo liegt der Grund nicht in einer Abgeneigtheit der Regie 
rung, bier eine billige Rückſicht eintreten zu laffen. Man 
wird dem Soldaten die Kleine Erleichterung gern gönnen, 
nachdem er: durch Die Aufhebung des Cantonsſyſtems in deu 
Fall fommt, feine Gorrefpondenz weithin richten zu müſſen. 
Poffelt: Sch ftelle nunmehr den beftimmten Autrag, die 
Kammer möge den Wunfch ind Protocol niederlegen, daß 
Die Regierung auf dieſes billige Begehren Rüdfigyt nehmen 
möchte. (Lebhaft unterftüst.) 

». Tfheppe: Die Beſchwerde beſteht befonders darin, 
Daß das Porto der niederften Klaffe durchaus zu hoch iſt. Es 
giebt Fein fo feines Papier, um das Gewicht in der niederſten | 
Klafje nicht überfchreiten zu müffen, und wird hier abge 
holfen, und das Gewicht etwad vermehrt, :dann würbeidie 
Schwierigkeit wegfallen, und jede Vorſicht wegen Unter 
ſchleifen überflüſſig ſeyn. Mein Antrag if alfo der, das 
Porto der niederften Klaffe hinfichtlicy des Gewichts herab⸗ 
zuſetzen. 
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Staatöminifter v. Türkheim: Dieß ift eine Frage, :die 
ebenfalls ſchon in Erwägung gezogen wurde, und die ſich 
befonders darauf bezieht, das Porto der niederften Kaffe 
von einfachen Briefen fo zu beflimmen, daß in ber Regel 
fein höheres Porto für einen Brief bezahlt wird, der feine 
Sinlage enthält. Dadurch werden gerade diejenigen Klaffen 
erleichtert, von denen die Rede ift, nämlich Soldaten und 
Lente im Bolf überhaupt, die nicht mit Brieffchreiben umzu⸗ 
gehen wiffen, fondern grobes Papier dazu nehmen und ein 
unbehülfliches Siegel darauf drüden, während unbeftreitbar 
ift, daß die jetzige Beflimmung für Diejenigen genügt, bie 
mit der Correfpondenz umzugehen wiffen. 

Mördes: Ich muß die Behauptung des Herrn Miniftere 
in Abrede ftellen, daß die jegige Beſtimmung zweckmaͤßig 
fei. Wer viel correfpondirt, weiß, wie häufig es gefchieht, 
daß wegen des zufälligen Gebrauches einer unmerklich ſtär⸗ 
kern Papierſorte, oder einer etwas dickern Beſieglung, der 
Brief um die Hälfte höher taxirt wird. Es hängt dabei fo 
vieles von der Laune und Willführ des Poftbeamten ab, daß 
hierdurch nothwendig Unzufriedenheit beim Publicum ents 
ſtehen muß. 

In Preußen bat man °/ı Loth für ben einfachen Brief an⸗ 
genommen, und wenn diefe Erhöhung auch bei ung eintreten 
würde, fo bin ich überzeugt, daß bei und eben fo wenig wie 
bort an der Poftrevenue ein Ausfall verfpürt würde. Sch 
trage daher darauf an, daß die Regierung veranlaßt werde, 
in Zufunft das Gewicht eines einjwben Briefs von Loth 
auf / Loth zu fegen. 

Seht: Sch unterftüge diefen Antrag befonders deßwegen, 
weil er die unterfte Klaffe betrifft, die die Vorfichtömaßregeln 
binfichtlich des Siegeld, des Papiers und ded Sandes ger 
wöhnlich nicht trifft. 

v. Rotteck: Ich erlaube mir eine Bemerkung. in Bezier 
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hung auf die Ordnung der Discuffion zu machen. Sch dachte, 
daß die erſte Pofition hinfichtlich der Einnahmen der Poft- 
verwaltung erft dann zur Sprache fommen werbe, wenn die 
einzelnen Anträge oder Wünfche, die von einzelnen Mitglies 
dern werben erhoben werden, und die mittelbar oder unmits - 
telbar auf Erhöhung oder Verminderung des Poftantrags 
Einfluß haben fünnten, werden erledigt feyn. So finde ich 


‚in den Anträgen, die fpäter folgen, auch die Aufhebung ber 


Berordnung vom 13. Suli 1807, das Verbot der Briefboten 
und inftitutmäßigen Fuhrmerfe betreffend, und dann fommen 
noch im Lauf ded Berichts einige Wünfche vor, die zwar bie 
Budgetdcommiffion ſich nicht volftändig angeeignet hat, aber 
vielleicht von einigen Mitgliedern der Kammer werden auf- 
genommen werben, befonders die Herabfeßung des Porto’s, 
bie fhon von dem Abg. Mördes in Antrag gebracht wurbe, 
und. das Poftfreithum, in Beziehung auf die Actenverfens 
dungen in Suftiz- und Adminiftrativfachen, welche ich felbft 


vorzufchlagen gedenfe. 


Präfident: Nach der bisherigen Uebung bei Budgets⸗ 
verhandlungen hat man immer vorausgefeßt, daß, wenn die 
Anträge über die Einnahmen und Ausgaben zur Discuffion 
fommen, jedes einzelne Mitglied einzelne Wünfche, die die 
Sommiffion andentete, ald Anträge herausheben fünne. 

v. Rotteck: Alerbings, aber meine Meinung geht dahin, 
daß die Discuffion über folhe Wünfche vorangehen möge, 
weil die Einnahme davon abhängt, ob ſolche Wünfche 
wirklich zu Befchlüffen erhoben werden, denn ed würde 5.8. 
die Herabſetzung des Briefporto's nothwendig einen Einfluß 
auf die Höhe der Poſteinnahme haben, und ich trage alfo 
darauf an, daß man entweder die Discuffion oder Schluß. 
faffung über Nr. 4 ausſetzt, bis folche Wünfche werden ers 
drtert feyn oder wenigftend die Mitglieder aufgefordert 


werden, jebt gleich diejenigen Wünfche in Anregung zu 
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bringen, die anf die Größe der Pofteinnahme von Einfluß 
feyn fönnen. 

Ziegler: Es wird doch dasjenige nicht erreicht werben, 
was ber Abg. v. Rotteck will, denn erſt wenn die Regie 
- rung auf unfere Wünfcke eingeht, fo ift nothwendig, daß 
fpäter Vorlagen von ihr gemacht werben, worin berechnet 
iſt, wie viel abgeht... 

Präfident: Sch feße voraus, daß jeder einzelne Wunſch 
jetzt ſchon geltend gemacht werde. - 

v.Rotted: Sch werde alfo einige Anträge fielen, die 
in dem Sommiffiondbericht nicht enthalten find. Borläufig 
unterflüge ich den Antrag des Abg. Mördes, und wünfche, 
daß die Kammer befchließen möchte, daß eine allgemeine 
Serabfegung des Porto’s im Inlande und durch Unterhand⸗ 
lungen mit den auswärtigen Mitgliedern ded Bundes moͤglichſt 
fchuell ind Leben trete. Davon ift nun auch dasjenige ein 
Beftanbtheil, was neben dem Abg. Mördes ber Abg. 
. Poffelt in Antrag gebracht hat. 

Allein ich nehme bei diefer Gelegenheit auch denjenigen 
Antrag wieder auf, den ich auf dem vorigen Landtage ger 
ftellt habe, daß nämlich das Brieffreithbum, in Beziehung 
auf die Actenverfendungen in Juſtiz⸗ und Adminiftrativfachen 
verfügt werde. Sch glaube, daß die Gründe biefes Antrags. 
und Wunfches Har genug find und nicht widerlegt werden 
können. Die einzige Bemerkung, die die Budgetscommiſſion- 
dagegen machte, oder der Grund, aus dem file feinen eigenen 
Antrag ftellte, if der, weil fie glaubt, es fei dieſe Sache in 
Derbindung mit der allgemeinen. Tax⸗ und Sportelorduung, 
man wolle alfo hier Feine theilweife Abänderung machen, 
fondern fünne ed erfparen, bis zur Einführung einer neuen 
Zarordnung. Ich halte aber diefen Zufammenhang nicht 
für gegründet. Man kann über das Freithum der Actenver⸗ 
fendungen in Juſtiz⸗ und Adminiftrativfachen durchaus ohne 
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Rüdficht auf bie Zar» und Sportelorbuung fprechen. Mag. 
jene Ordnung aufgeftellt werben, wie fie will, mag was 
irgend für eine Erhöhung oder Herabfegung der Taxen in 
Beziehung auf die Suftizs und Polizeifteuer beliebt werben, 
fo hat dieß auf die Frage von dem Brieffreithum keinen Eins 
fluß, denn ed werden diejenigen Perfonen, deren Acten 
verfchickt werben, neben der Steuer, die fie in dieſer Hinſicht 
bezahlen müfjen, die andern Zaren und Sporteln auch zu 
bezahlen haben. Gerade im Intereſſe ber Gerechtigkeit, bie im 
. einem conflitutionelen Staat daß erfte ift, im Intereſſe der 
Gleichheit aller Bürger vor dem Staat forbere ich Die Aufs 
hebung diefer Poſttaxe ober biefer weiteren Steuer für Acten⸗ 
verfendung, weil dieß nur auf gewiffe Klafjen von Bürgern 
die Laft wirft, nämlich auf ſolche, die nicht in Dem Ort ober 
in der Nähe der Behörden wohnen, bei denen fie ihre Anges 
Legenheiten auszumachen haben. Hier ift Fein Rechtsgrund 
vorhanden, für diefe Verſendungen etwas zu verlangen, 
fondern es ift vielmehr durchaus ungerecht, wenn man no 
neben der wirklichen Vergeltung der Unfoften, die der Staat 
aufmenden muß, um die Actenverfendung zu. bereirfen, noch 
etwas weiter, nämlidy eine Taxe, zu bezahlen hat, Es hat 
auch die Budgetdcommiflion diefed im Allgemeinen aners 
kannt, und ich fage wiederholt, wie ich fchon früher behauptet 
habe, ter Staat ift überall oder fol überall feyn, Auf dem 
ganzen Stantsgebiet fol er feine ſchützende Gewalt allem 
Bürgern gleich anbieten, und wenn er nicht mit gleicher 
Leichtigkeit an rinigen Orten, im Berhältniß zu andern, dieſes 
than kann, fo muß er wenigſtens Anflalten treffen, um fo 
viel als möglich allen Bürgern bie gleiche Leichtigkeit in 
folchen Angelegenheiten zu verfchaffen. Freilich kann er nicht 
in jedem Dorf eine Behörde haben, allein daraus folgt, daß 
er denjenigen Bürgern, die ſolche Behörden brauchen, es 
möglichft gleichmäßig leicht marhe, den Susan dorthin zu 
19. 
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nehmen, und dieß gefchieht Dadurch, daß der Staat überall 
die Befchwerden, die Anmeldungen oder Klagen von Seiten 
der Parthieen übernimmt, und fie nun auf eigene Koften 
dahin führt, wo er entweder nach dem allgemeinen Sntereffe 
oder nach feiner Convenienz für gut fand, eine Stelle oder. 
eine höhere Inſtanz anzuordnen, ober ihnen ben bloßen 
Wohnſitz anzumeifen. Allein dieß fol nicht auf Koften Ders 
jenigen gefchehen,, die die Staatshülfe imploriren. Man hat 
freilich auf dem vorigen Landtag entgegen gehalten, es fei 
ein zufälliged linglüf, das eben fo wenig gehoben werben 
fonne, ald das, wenn Einer fünf Stunden zum Amt zu 
laufen und eine Tagreife zu machen habe, um zu der Appel» 
fationdinftanz zu gelangen, baher er fich auch in Foftfpielige 
Eorrefpondenz mit den Advocaten einzulaffen bat n. f. w., 
während ein Anderer den Bortheil hat, am Drt feiner Woh⸗ 
nung den Advocaten und die Behörde zu haben. Eben fo muß 
ſich der Dritte auch die weitere Beſchwerde der Foftfpieligen 
Actenverfendung gefallen laſſen. Weil alfo den von dem 
Sig der Behörden entfernten Perfonen nothwendig und 
naturgemäß der Staat die Hülfe nicht gleich bequem wie den - 
näher Wohnenden reichen kann, fo fol jenen noch durch 
weitere willführliche Verfügungen der- Staatögewalt eine 
neue Laft aufgelegt werden! Diefe Laft ift überdem in grellem 
Mipverhältnig zu dem, was der Staat dafür leiftet. Der 
Bürger fol erft noch eine weitere Steuer für die Nachtheile 
bezahlen, denen er unterfteht, daß er fo weit von dem Sig 
der Behörden entfernt ift. Sich trage daher darauf an, daß 
das Freithum der Actenverfendungen in Juſtiz- und Abmis 
niftrativfachen eingeführt, d. h. die betreffenden Acten uns 
entgeldlich dahin geführt werden follen, wohin der Gefchäfts- 
gang und der Gerichtögang es fordert. 
Mördes unterftüßt diefen Antrag. 
Merk: Zuvörberft unterftüge ich den en daß das 
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Gewicht von "/2 Loth auf %/s Loth erhöht werde, was befons- 
ders auch im Intereſſe der Poftabminiftration felbft Liegt, 
indem eine zu willführliche Zaration um fo eher von ihr bes 
feitigt werden fann, denn man begreift oft wirklich nicht, 
wie man einen folchen Brief. für einen doppelten Brief bes 
zahlen fol. Es ift mir felbft ſchon vorgefommen, daß ich 
Briefe zurück erhielt, die ich, ob ich gleich feinen erfennbaren 
Unterfchied fah, höher bezahlen mußte, als das Porto für 
den Abgang betrug, wodurch dann bei den Reuten die Mei⸗ 
nung entfteht, daß eine wilführliche Taration vorgegangen 
fei, was denn doch bei einem Gewicht von %/ı Loth vermieden 
wird, Ueberhaupt aber wünfche ich ebenfalls, daß auf die 
Herabſetzung des Porto’s im Allgemeinen Rüdficdht genommen 
_ werden möge, denn id) halte es für traurig, daß eine fo 
trefflihe Anftalt, wie die Poftanftalt, die zur Welsverbins 
dung und zur Mittheilung der Ideen und Gefühle beflimmt 
ift, einer Tare unterworfen wird, wodurch ein großer Theil 
wieder gehinbert ift, davon Gebrauch zu machen. Bei manchem 
Brief fönnte man freilich fagen, es fei gerecht, daß er die 
Tare bezahle, allein bei manchem ift ed ungerecht, und ba 
man dieſes allerdings nicht unterfcheiden fan, jo muß man 
wenigſtens auf eine Herabfegung der Tare hinwirken. Sch 
fehe übrigens ein, daß es im Allgemeinen gefchehen follte, 
und nicht bloß in Baden, und darum follte man bei dem 
deutfhen Bunde darauf hinmwirfen, daß in dem übrigen 
Deutfchland diefes hohe Porto nad) und nach herabgefegt 
werde. Der Ausfall, der in den Staatdeinnahmen entflünde, 
könnte auch leicht 3. B. dadurch eingebracht werben, wenn 
der hohe Militärftand in Friedengzeiten herabgefeßt würde, 
und ich unterftüge daher den Abg. v. Rotted hinfichtlich 
des Freithums für die Verfendung der Acten in Juſtiz⸗ und 
Adminiftrativfachen. Der Grund, den er dafür angeführt 
‚ hat, ift eigentlich nur anwendbar auf die Berfendungen zu 
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den höchften Behörden, und befonderd in Suftizfachen zu dem 
Oherhofgericht hinfichtlich derjenigen Landestheile, die ganz 
ercentrifch gelegen find, aber nicht fo anwendbar hinfichtlich 
ber Hofgerichte felbft, weil es deren mehrere im Rande giebt, 
und hier fo ziemlich eine Ansgleihung Statt findet. Wenn 
man die Ausgleihung noch weiter treiben wollte, fo würde 
man fich fehr weit verlieren müffen, und es ift in mancher 
Hinficht nicht einzufehen, warum ein vollftändiged Freithum, 
befondersd in Adminiftrativfachen, Statt finden folle. Wenn 
Einer ein Privilegium nachſucht und eine Correfpondenz 
entfteht, die nur zu feinem Vortheil ift, fo kann die Actens 
verfendung wohl nicht frei feyn. Wenn die Sportelorbnung 
in der Weiſe eine Compenfation einführen würde, daß ale» 
dann der Betrag auf die Tare käme, dann würde ich vol» 
kommen beiftimmen, daß für diefe Abfendungen, wodurch 
manche Erfchwerungen entjteben, wenn Einer nicht fireng 
zum Armenrecht zuläffig ift, der That nach aber doch ganz 
arm ift, mit Rückficht der neuen Sportelordnung bei nüglichen 
Gegenftänden eingeführt werde, 

Rutſchmann: Bis jegt find zunächft zwei Anträge zur 
Sprache gefommen, nämlic; der erfte auf Herabſetzung des 
Porto’d im Allgemeinen, womit ſich aud) die Anträge der 
Ag. Poffelt und Mördes vereinigen laffen, und ein 
zweiter Antrag auf Portobefreiung bei Actenverfendungen in 
Zuftizs und Adminiftrativangelegenheiten der Staatsbürger. 
Was den erſten Atttrag betrifft, fo glaubte die Budgetscom⸗ 
miffion fih dem Vorwurf der allzugroßen Weitläuftgfeft 
hinzugeben, wenn fie dad wiederholen wollte, was fchon in 
den Berichten der 1831er Budgetecommiffion über die Eins 
nahmen und Ausgaben der Poftvermaltung von 1837/30 
und dad Budget diefes Verwaltungszweigs für die Jahre 
1831 und 1832 gefagt worden iſt. Vernehmen Sie für jebt 
dasjenige, was der Nachweifungsbericht auf Seite 3 enthält: 
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„Richt felten it in allen Theilen bed Landes die Klage 
über die allzu fiscaliſche Taration der Briefe laut geworden, 
Die Folgen des ängſtlichen Abwägens ber Briefe zum Zweck 
der Forderung eines höheren als des gewöhnlichen Porto's 
von fogenannten einfachen Briefen, treffen in der Regel die 
unbemittelie Klafje, fei ed, daß der Aufgeber das feinere, 
vor dem Abwägen des Briefe ſchützende Papier nicht befigt, 
ober baß er, diefer Fall tritt fehr häuftg bei derjenigen Klaffe 
unferer Mitbürger ein, die ſchwere Handarbeit verrichtet, 
nicht fo Fein und fo enge zu fchreiben verftehe, ald es nöthig 
ift, um den Brief der fcharfen Poſtwage zu entziehen.‘ 


„Ihre Sommiffion befchränft ſich auf die Erwähnung dieſes 
Iandbefannten Sadjverhältniffes, fie ftellt in diefer Bezie⸗ 
bung feinen fpeciellen Antrag, weil fie fidy der Hoffnung 
bingeben darf, daß die hohe Regierung nicht abgeneigt feyn 
werde, wenigftend hinfichtlich der inländifchen Korrefponden;z, 
bei der fie durch Verträge nicht gebunden ift, diejenige Er- 
leichterung eintreten zu laffen, die eine Wohlthat für die 
minder bemittelte Klaffe, zumal auch für unfere, vom Heerde 
der Familie entfernten Soldaten, herbeiführen würde, fie 
‘erwähnt beifpieldmweife der im Königreich Preußen beftehenden 
Einrichtung, nach welcher jeder Soldat monatlih einen 
Brief frei aufgeben darf, fle ift überzeugt, daß durch die aus 
gedeutete Verminderung der Tare oder Erhöhung des Nors 
malgewichts für einfache Briefe nicht der mindefte Ausfall in 
dem Ertrag der Poftrevenuen entftehen werde; denn, wag 
der Berichtserftatter in feinem, die Verminderung des Salz⸗ 
preifes betreffenden, Bericht erwähnt hat, wird auch hier in 
Erwägung zu ziehen feyn. Drei mäßig tarirte Briefe 
tragen der Poftfafje fo viel ein, ald zwei hoch tarirte;— 
der dritte wird entweder gar nicht gefchrieben, oder mit Zeite 
verluft durch andere Gelegenheit an den Beltimmungsort 
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abgefendet, weil dad Porto zu hoch gr um ihn der Poft zu 
übergeben.’‘ 

Es ift fowohl auf dem Landtag nr 4831, als bei der 
jüngften Berathung dieſes Gegenftandes in der Budgets» 
commiffion von dem Herrn NRegierungscommiffär bemerkt. 
worden, daß eine neue Berechnung ded Porto’d zu Grund 
gelegt werden fol, wonach dafjelbe künftig nicht für diejenige 
Strede bezahlt werden müſſe, die der Poftwagen wirklich 
zurüclegt, fondern für diejenige Strede, die auf der, bie 

Grundlage der Berechnung bildenden, Poftkarte- in gerader 
Richtung vondem Abfendungsort bis zudem Beflimmungsort 
gezogen wird (nad) dem VBogelfluge). Es ift Ihrer Commif- 
fion ferner eröffnet worden, daß der gegenwärtig unterhans 
delt werdende Poftvertrag eine Herabfeßung des Porto’d 
herbeiführen werde, fie glaubte unter folchen Umftänden 
nicht3 weiter thun zu fünnen, ald die Sache wiederholt, 
aber fürzer als es im Jahr 1831 gefchehen ift, zur Sprache 
zu bringen. Was den Antrag des Abg. v. Rotteck wegen 
der Portobefreiung bei Actenverfendungen betrifft, fo hat die 
Budgetscommiſſion das ihrige gethan, indem fie alles in den 
Bericht aufnahm, was für die Sache fpricht, und ed fommt 
jegt nur in Erwägung, ob der Gegenftand fo dringend ift, 
daß wir jeßt ſchon einen Beſchluß faffen follen. Die 
Budgetdcommiffion glaubt, daß dieß nichf der Fall fei. 
Entfchließt fi die Kammer, daß jetzt ſchon etwas ge 
fchehe, fo vereinige ich mich gern damit. 

Selkam: Auf dasjenige, was der Herr Berichtöerftatter 
wiederholt hat, will ich bloß den Wunfc hinzufügen, daß 
die Regierung den Gegenſtand einer recht baldigen Erwägung 
unterwerfen möge. Vorläufig unterftüge ich wenigſtens den 
Antrag ded Abg. Mördes, das Gewicht der einfachen 
Briefe von "/2 Roth auf %/ı Loth zu erhöhen, womit freilich 
nicht alles gethan ift, denn ed giebt aud) doppelte Briefe 
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die zu hoch ſtehen, wovon ich einen Beleg vor mir liegen 
habe. Der Kammer ift befannt, daß ich eine Eingabe des 
Gemeinderaths in Wertheim um Erhebung des dortigen 
Gymnaflums zu einem Lyceum übergeben habe, wofür ich 
mit den Beilagen 1 fl. 45 fr. bezahlen mußte. Ich glaube 
allerdings, daß richtig tarirt wurde, allein die Tare ift 
etwas zu ftarf, Eine andere Eingabe habe ich von einem 
Lehrer erhalten, die mit 50 fr. tarirt war. 

Für die entfernten Gegenden liegt darin allerdinge eine 
Unbilligfeit, gegen welche allerdings eine Vorkehr getroffen 
werben follte, und ich unterftüße daher auch den Antrag des 
Abg. v. Rotteck, namentlich im Intereffe meiner Commit⸗ 
tenten, die ihre Mittelftelle verloren haben und nun in einem 
Recursfall fih nah) Mannheim, alfo 24 Stunden weiter, 
wenden müffen. Das Hofgericht felbft ift eben fo weit ent» 
fernt, und es tritt alfo wenigſtens hinfichtlich des Main: 
und Tauberfreifes nicht diejenige Auögleichung ein, von ber 
der Abg. Merk gefprochen hat. 

Staatöminifter v. Türfheim: Was die verfchiebenen 
MWünfche und Borfchläge betrifft, die im Allgemeinen eine 
Erleichterung des Porto's bezwecken, fo geht bereitd aus 
dem, was bemerft wurde, hervor, daß die Regierung diefen 
Geſichtspunkt durchaus nicht unbeachter gelaffen hat. Es ift 
indbefondere eine fehr wefentliche Erleichterung, daß das 
Porto fünftig nady der geraden Richtung der Diftanz, oder 
wie dieß ausgedrückt zu werden pflegt, nach dem Vogelflug, 
ohne Rückficht auf die Krümmungen der Routen berechnet - 
wird. Es wurde ferner bemerft, daß man durd die Ver: 
handlungen mit den auswärtigen Staaten die Hoffnung 
habe, für die Zufunft ein Regulativ aufftellen zu können, 
wodurch fich ebenfalls eine Erleichterung hinfichtlich des 
Porto’ ergeben wird. Eben deßhalb aber, weil man noch 
nicht berechnen kann, in wie fern durch die ſchon getroffenen 
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Einleitungen die Wünfche berücfichtigt werden ober nicht, 
fann man fi von Seiten der Regierung noch nicht über die 
einzelnen Begehren ausſprechen, die geäußert worden find, 
gewiß aber bei den neuen Einrichtungen in der Poſtverwal⸗ 
tung, die nichts weniger als ftil fteht, gewürdigt werden 
follen. Was den Antrag wegen des Portofreithumg zur Vers 
fendung der Acten in Juſtiz- und Adminiftrationsfachen bes 
trifft, fo ift nicht zu verfennen, daß diefes allerdings mit 
Regulirung des Zar s und Sportelwefeng in einer fehr nahen 
Verbindung fteht, und zwar hauptfächlich fchon des Princips 
wegen, weil bei einer Prüfung unferer Tars und Sportels 
einrichtung ſchon die Grundfäge erwogen werden müffen, ob 
und in wie weit überhaupt Einzelne die Koften ihrer bei den 
Behörden betriebenen Angelegenheiten zu tragen haben, und _ 
weil ſich dabei auch ergeben wird, in wie fern won einer 
andern Seite für die Gleichftelung der Staatdangehörigen 
geforgt werden kann, was, wenn man bloß die Freifprehung 
für gewiffe Actenverfendungen herausheben wollte, nicht bes 
rücfichtigt werden fünnte, fo lange das Prineip der Gfeich- 
ftelung nicht in dem Tax- und Sportelmefen im Allgemeinen 
ausgefprochen ift. Uebrigens muß ich Doch auch meine Ueber⸗ 
zeugung dahin ausfprechen, daß eine Ungleichheit in diefer 
Hinfiht unmöglich und durch Feinerlei Fürforge von dem 
Staat vermieden werden kann. Wo follte auch die Grenze 
gefunden werden, bis wohin der Staat in feinen Einridys 
tungen eine ſolche Ungleichheit ausgleichen fol, und wie kann 
man genau berechnen, welche VBortheile einer jeden Oertlich⸗ 
feit wieder in die Wagfchale gelegt werden müffen, gegen 
die Befchwerden, die daraus hervorgehen, daß der Eine 
entfernter von Behörden, bei welchen er feine Angelegenheiten 
zu verhandeln hat, wohnt, als der Andere, das find Uns 
gleichheiten, die von Seiten ded Staats nie ganz befeitigt 
werden können, allein man wird allerdings, fo weit ed ger 


LXII. Sigung vom 19, September 1833. 299 


fchehen kann, ohne ftörend auf die beftehenden Einrichtungen 
einzumirfen, darauf immer billige Rücficht nehmen, um 
die Befchwerden, die für einzelne Staatöbürger daraus ents 
ſtehen müffen, nicht zu groß werben zu Taffen. 


Mördes: Die Einwendungen, womit der Herr Regie 
rungecommifjär den Antrag auf Herabfegung des Portos 
zu befämpfen fucht, fcheinen mir ziemlich unerheblich. Was 
zuvörderft die Einwendung wegen Berechnung des Portos 
nad) dem Vogelflug betrifft, fo zmweifle ich, ob dadurch wirfs 
lic; eine bedeutende Verminderung eintreten wird, zumal auf 
größte Entfernung, nämlich die von Bafel bis Frankfurt, 
das Porto auf andere Weife fhon jegt nicht bemeffen wers 
‚den fan. Wo möglich noch untröftlicher ift für mic, die 
ausgefprochene Hoffnung auf das Refultat der Unterhands 
lungen mit auswärtigen Staaten. Ich hatte im vorigen , 
Sommer Gelegenheit zu Heidelberg Monate lang eine ziems _ 
lich bedeutende Zahl von Poftbeamten verfchiedener Staaten 
zu einem Congreſſe verfammelt zu fehen. So vielich weiß has 
ben diefe Tangen Berhandlungen fehr viel Geld gefoftet, aber 
gar fein Refultat. geliefert und zufällig erfahre ich von einem 
Sorrefpondenten aus München, daß die neuere Miffion da> 
bin eben fo unglücklich geendet. E8 dürfte alfo der Zeitpunft 
wo unferen Forderungen entfprochen werden wird, noch fehr 
ferne feyn, und ich zweifle fehr, ob der Antrag, den ich ftellte 
und der vielfach unterftüßt wurde, Durch Dad, was der Herr 
Regierungscommiljär bemerft hat, der Kammer als befeitigt 
erfcheinen möchte. 


Staatsminifter v. Türckheim: Der Sorrefpondent bes 
Abg. Mördes hat ihm fehr unrichtige Nachrichten gegeben, 
wenn er von erfolglos gebliebenen Unterhandlungen fpricht, 
da diefe wahrfcheinlich nächſtens zu einem beftimmten Refuls 
tat führen. 
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Mordes: ch könnte mich nur darüber freuen, wenn ich 
wirklich unrichtige Nachricht erhalten haben follte. 

Knapp: Ich würde beide Anträge unterflüßen, wenn 
ich nicht Bedenklichkeiten hinfichtlich der Ausführbarfeit ans 
derer Wünſche hätte. Man hat auf dem Teßten Landtag bes 
fchloffen, das Portofreithum aufzuheben, und ed wird alfo 
dasjenige was abgeht nur auf andere Weife entrichtet. Die 
Budgetcommiffion hat ſich veranlaßt gefehen, mehrere Wüns 
fche für die oberen Landestheile in Anregung zu bringen. Sch 
glaube, daß diefe Wünfche gegründet und der Billigfeit anges 
mefjen find. Wil man diefe Wünfche erfüllen, fo bedarf man 
Einrichtungen, die Geld foften. Diefe Einrichtungen beftehen 
in einem benachbarten Rande, wo man das Briefporto nicht 
herabfegte fondern erhöhte. Wollte man alfo das Porto vers 
mindern, fo müßte man auf der andern Seite alle diefe 
MWünfche bei Seite feßen, oder den Ausfall auf andere Art 
decken. Ich kenne aber fein beffered Decfungsmittel als diefeg, - 
— denn das Porto betrifft in der Negel Diejenigen, die am bes 
ften zahlen Fönnen, und ich würde jede Abgabe diefer Art mit 
Vergnügen erhöht fehen, wenn eine andere dagegen herabges 
fegt würde. 

Trefurt: Sch unterftüße den Antrag des Abg.Mördes 
beſonders deßwegen, weil ich gerade glaube, daß dadurch die 
ärmere Klaſſe erleichtert wird. Was aber den Antrag wegen 
ber Poftfreiheit für Actenverfendungen in Juſtiz- und Admi⸗ 
niftrativfachen betrifft, fo muß ich mich widerfeßen, denn ich 
kann mich nicht überzeugen, wie er in der Gerechtigkeit 
gegründet ift, und wie der Staat eine NRechtepflicht haben 
fol, feinen Unterthanen, die Proceffe haben, oder fonft Anger 
legenheiten bei den Staatsbehörden betreiben, ihre Acten frei 
von einem Drt zum andern zu bringen. Sch fehe diefe Pflicht 
des Staats nicht in der-Rechtsanftalt und auch nicht in der 
Poftanftalt. Sn der Rechtsanftalt nicht, denn der Staat, ale 
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Rechtsanſtalt, hat nur die Pflicht, gleiche Juſtiz zu verwal⸗ 
ten, Jedem ber fie fordert, fie zu geben. Er verwaltet fie bort; 
wo er ſeine Gerichte angeftellt hat. Müßte er ald Nechtsans 
ftalt auch die Pflicht übernehmen, Jedem diefe Juſtiz um den 
gleichen Preis auch in Beziehung auf die Boraudlagen, bie 
er hat, bis er zu dem Gericht fommt, zu ertheilen, fo müßte- 
er auch Jedem, der von dem Amt eine Stunde weiter entfernt 
wohnt, ald der andere, eine Entfhädigung geben. Er müßte 
Denjenigen, der am See wohnt und in Mannheim eine Ans 
gelegenheit zu betreiben hat, auch für feine Perfon franco 
binabführen, wenn hier vollfommene Recytögleichheit herges 
ftellt werden müßte. 

Was aber den Staat ald Poftanftalt betrachtet betrifft, 
fo hat er in diefer Hinficht wieder feine andere Pflicht, ale 
die, jedem, der diefe Poftanftalt braucht, fie um gleichen 
Preis, auf gleiche Weife Jedem das nämliche zu geben. 
Wenn nun derjenige, der am See wohnt, feine Acten nad 
Mannheim zu fchicken hat, fo braucht er für feine Privatfas 
chen diefe Staatsanftalt und hat fie deßwegen nad) den bes 
fiehenden Taren zu bezahlen. Er fol nicht mehr bezahlen, 
aber auch nicht weniger, und noch weniger frei feyn, denn 
wenn biefer frei wäre, fo müßten wir diefe Laften der Ges 
fammtheit auf die Schultern werfen. Sch glaube alfo, daß 
es nicht nur die Forderung der Gerechtigkeit nicht ift, dieſe 
Freiheit einzuführen, fondern daß es eine Ungerechtigkeit 
wäre. | 

Gerbel: Der Antrag des Abg. Mördes liegt im Sn, 
tereffe der Staatsregierung. Denn fie ift fehr dabei betheis 
ligt, daß auch der Schein der Willführ entfernt werde in 
Behandlung der Staatebürger, und hier ift ein folder Schein 
vorhanden. Es ift unbegreiflich, daß ein Brief von demfelben 
Umfang von Mannheim nad Freiburg mehr Foftet, als zus ' 
rück, und doch fommt.diefes oft vor. Es muß alfo darin lies 
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gen, daß das halbe Loth zu genau genommen ift, und mit 
der Erhöhung auf %s Loth tritt die Beſorgniß des Abg. 
Knapp nicht ein, daß ein großer Ausfall entfliehen möchte, 
fondern ed wird nur die Willführ befeitigt, weßhalb dieſer 
Antrag Alles für ſich hat. 

Was den Antrag des Abg. v. Rotteck betrifft, fo unter 
flüge ich ihm auch. Ich glaube, die Staatöbürger, die weit 
von den Gerichten entfernt find, find fchon dadurch prägras 
virt genug, daß wenn fie etwas Perfönliches abzumachen 
haben, fie fidy dahin begeben müffen. Wir wollen wenigſtens 
bie Gerechtigkeit fo weit erreichen, daß fie erreichbar iſt. 
Wenn man freilich die Sache ad absurdum führen will, fo 
fünnte man fagen, man müffe den Leuten noch die Zehrung 
bezahlen. Die Staatsbürger haben nicht nur gleiches Recht 
an die Juſtiz, fondern auch Gleichheit in den Staatdabgaben 
zu fordern. Der Staatsbürger am See hat denfelben Ans 
ſpruch auf Gleichheit wie der in Mannheim, und doch. hat 
er nothwendig, um fo viel mehr für feine Angelegenheiten 
zu bezahlen, und er entrichtet feinen Präcipualbeitrag gehör 
rig dadurch, daß er die Taren und Sporteln entrichtet, die 
man ihm für die Actenverfendung anfegt. Es fol deßhalb 
auch nur die Freiheit dafür eintreten, wenn eine Stelle au 
die andere Acten ſchickt. Wenn es in der Willführ der Staats⸗ 
bürger Täge, die Acten zu verfchicken, dann würde es zu Miß- 
bräuchen führen, allein die Freiheit für die Verfendung der 
Acten von den Gerichten und andern Staatöftellen ift Durch 
die Gerechtigkeit geboten, und wenn auch der Abg. Merk 
fagt, es Liege im Intereſſe des Einzelnen, ber eine Wirth 
fchaftögerechtigfeit nachfuche, daß für ihn die Acten verfendet 
werben, fo hat er doch ein gleiches Recht, wie der Bürger 
in Mannheim, für den die Verfendung nicht nothwendig iſt. 

Wenn ed blos eine Entgeltung für den Aufwand wäre, 
der zu beftreiten ift, ließe ficdy noch eher etwas dafür fagen, 
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allein es ift zugleich Steueraufwand, denn wie käme fonft 
die Poſtkaſſe dazu, 200,000 fl, in die Staatöfaffe zu liefern, 
wenn es nicht zugleich eine Steueranftalt wäre? Sch unters 
ftüge alfo den Antrag. 

Finanzminifter v. Böckh: Ein Theil diefer Poftrevenue 
ift allerdings eine Steuer, aber wenn wir und mit andern 
Staaten vergleichen, nur ein Fleiner Theil. Wir haben bes 
deutende Einnahmen, die nicht die Snländer, fondern die Aus⸗ 
laͤnder bezahlen. In andern, ſelbſt größern Staaten tragen 
die Poftrevenuen nicht halb fo viel ale bei und. Dort wäre 
alfo die Steuer Fleiner, allein die Pofttare ift eben fo hoch. 
Sene Anficht ift daher nur zum Theil wahr, und ſchwer zu 
beftimmen, was eigentlich von diefem Reinertrag ald auf 
dem Land laftende Steuer befrachtet werben Fanın. 

MWelder: Sch unterflüge den Antrag des Abgeordneten 
v.Rotted und komme nicht in Gefahr, aus Gerechtigkeit zu 
gerecht zu ſeyn. Ich unterftüge ferner den Antrag des Abg. 
Mördes in Beziehung auf die Erhöhung ded Gewichts des 
einfachen Briefd, weil, wenn man durch ein Gouvert gegen 
Jemand artig feyn will, man in die Gefahr fommt, einen 
doppelten Brief zu haben. Ich unterflüge ferner den Antrag, 
Daß das Porto überhaupt herabgefegt werden möge, und 
knüpfe daran auch noch den weitern Wunfch, daß wenigftens 
ein Theil der Anfäge in Beziehung auf die fahrende Poft 
herabgefegt werde. Ich glaube, daß derfelbe Hauptgrund, 
den wir vorhin anführen hörten, daß nämlich die Poft felbft 
einen Bortheil habe, hier ganz befonders eintreten wird, obs 
gleich ich dabei freilich von dem höheren Gefichtspunft aus⸗ 
gehe, daß ſolche Anftalten, die eigentlich ihrer urfprünglichen 
Beſchaffenheit nach Privatanftalten find, und von dem Staat 
ergriffen werden, diefe wirklich wohlihätig für das ganze 
Publicum im ausgedehnten Sinn feyn mögen, und der Ges 
fichtepunft der Steuer nicht fo fehr hervorſteche. Davon ift 
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feine Frage, baß wenn man bei und ben Preis für bie Flein- 
ften Paquete betrachtet, man nicht andere ald dem Glauben 
Raum geben kann, daß die Poft verhältnigmäßig zu hohe 
Preife führe. Wenn man diefe mit den Frachtwagenpreifen 
vergleicht, die fechömal weniger betragen, fo muß die Poft 
noch in einem großen Bortheil ftehen, wenn fie auch den 
Preis etwas herabfeßt. 

Biele Leute fcheuen fich, fo Fleine Paquete auf die Poft zu 
geben, und fuchen deßhalb andere Gelegenheiten auf, mo» 
durch der Poſt eine Einnahme entzogen wird, bie größer ift, 
als bei den Briefen, weil dad Porto bei Paqueten unverhäfts 
nißmäßig gegen die Briefe ift. Ich erhalte Paquete aus 
Preußen, die im Verhältniß zu ber Entfernung viel wohlfei⸗ 
ler find, als bei und. Hier muß aber zwei Intereſſen genügt 
werben, einmal muß dad Publicum in feinem Berfehr ers 
feichtert, vor VBerluft und fpäter Ankunft bewahrt, und zus 
gleich die Poftkaffe in feinen Schaden gebracht werden. {ch 
fpreche alfo bei diefer Gelegenheit nocd, einen Wunfch aus. 
Nirgends ift man unficherer als bei dem portofreien Paquete, 
ob nun gleich die Berechnung des Tarifd bei den Paqueten 
etwas verwickelter ift, als bei den Briefen, fo ließe fich doch 
ein fummarifcher Auszug machen, und in den Pofthäufern 
anfchlagen. Hier fommt befonderd durch das Zufammenrech- 
nen der Pfunde und des Werthes eine folche Verfchiedenheit 
heraus, daß man oft gar nicht begreifen kann, wie ed mög» 
Lich ift, daß die Sache richtig zugehe. Sch will feinen Bers 
dacht ausſprechen, aber intereffant wäre ed, wenn das Pus 
blicum ſich einigermaßen unterrichten könnte, ehe ed etwas 
auf die Poft geben will. 

Geheimerlegationsrath 9. Mollenbed: Was die Hers 
abfegung des Portos betrifft, fo muß ich bemerken, daß hin, 
fichtlidy des Briefportos der badifche Tarif einer der niedrig, 
ften in Deutfchland ift. Ich habe mir eine Zufammenftelung 
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von den meiften Tarifen ber deutfchen Staaten fertigen Taf 
fen, und es ergiebt ſich das Verhältniß von Baden gegen 
Sad.fen wie 100 zu 415, gegen ranfreich wie 100 zu 215, 
gegen Oeſtreich wie 400 zu 154, gegen Preußen wie 100 zu 
447, und gegen Heſſen wie 100 zu 123. Nur in Würtemberg 
und Baiern ift der Tarif in einigen Stücken niederer, und na⸗ 
mentlich gegen Würtemberg fteht unfer Tarif wie 100 zu 79. 

Eine SHerabfegung des Tarifs im Allgemeinen würde 
nur zu unferem Schaden feyn, andere Staaten würben fich 
nur ſchwer Dazu verftehen, und unfere Gorrefpondenz , die 
größtentheild aus dem Auslande fommt, würde nicht herabs 
gefetzt werden, fondern e8 würde blos auf daß interne Porto 
Einfluß haben, aud einen großen Ausfall in der Staatskaſſe 
verurfachen. Es ift übrigens die Regierung diefem Wunfche 
fhon zuvor gefommen, inden, mie fchon früher im Jahr 
41812 beabfichtigt war, aber aus Mangel an hinreidhenden 
Materialien (nämlich einer ficheren Karte von Baden) nicht 
hat zu Stande gebracht werden können, nunmehr ein neuer 
Tarif bearbeitet worden ift, wonach das Porto nad) dem 
Bogelflug berechnet, und der aller Wahrfcheinlichfeit nad) 
vom 1. Sanuar künftigen Jahre ins Leben treten wird. 

Der Abg. Mördes irrt fih, wenn er glaubt, es werbe 
dieß einen unbedeutenden Unterfchied machen, denn der uns 
gefähre Betrag ift zu 20,000 fl. angenommen worden, um 
welchen dad Porto vermindert wird, Bei der fahrenden Poft 
ift daffelbe gefchehen, und foldyergeftalt dem Wunfch des Abg. 
MWelcdker ebenfalls theilweife entfprocdhen worden. 


Bei dem Fahrpoſttarif beſteht allerdings der Unterſchied 


nach dem Werth und dem Gewicht, und dieß mag hie und 
da Anlaß zu einigen Irrungen geben. Es iſt aber billig, daß 
der Werthtarif etwas höher iſt als der Gewichtstarif, weil 
die Poſtanſtalt eine bedeutendere Verantwortlichkeit übers 


nimmt, als bei einem großen Pad, der gar feinen Werth hat. 
1835, 11, KR. Prot. 138 Heft. 0 
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Dadurch wird fih aber auch wieder eine billige Gleichheit 
in dem Porto herftellen, und die Sache nicht fo auffallend 
erfcheinen, wie fie ſich vieleicht auf den erften Blick darſtellen 
möchte. Es ift Grundfag nad) dem Tarif, daß die weitere 
Entfernung geringer tarirt wird, als die nähere, weil fonft 
dffenbar vorzuziehen wäre, fich der Frachtfuhren zu bedienen; 
und darin liegt der Grund, warum bei weiterer Entfernung 
und größerem Gewicht ein verhäftnigmäßig wohlfeileres 
Porto bezahlt wird. Durch diefe Herabſetzung genießt übris 
gend das Publikum eine fehr bedeutende Erleichterung, ſowohl 
bei der fahrenden, als bei der Briefpoft. 


Was den Wunfch betrifft, eine allgemeine Herabfegung 
des Portos zu veranlaffen, fo glaube ich ſchwerlich, daß 
ſolche Unterhandlungen zu einem Refulrat führen würden 
oder könnten. Es ift Ihnen befannt, daß inebefondere der 
Herr Fürft von Thurn und Tarid in VBertragsverhältniffen 
fteht, und ale Erblandpoftmeifter in vielen deutfchen Staaten 
Lehenspoſten befigt, und hierüber förmliche Verträge abges 
fchloffen hat. Es würde unmöglich feyn, ohne feine Zuftims 
mung diefe Berträge zu vernichten, und an diefer Zuftimmung 
möchte ich zweifeln, da ein bedeutender Ausfall in feinen 
Revenuen dadurch entflünde, den er um fo weniger vers 
ſchmerzen würde, weil er in den Ländern, wo er die Poft 
beforgt, ſchwerlich eine Entfchyädigung dafür finden würde. 

Welcker: Nach meinen Erfahrungen, die ich, in Beziehung 
auf einige Berhältniffe, wiederholt machte, Fonnte ich nicht 
begreifen, wie diefe Berechnung mit der Wirklichkeit überein— 
flimmte. Der Herr Regierungscommiffär hat das Berhäftniß 
der franzöſiſchen Brieftare zu der unfrigen zu mehr als dem 
Doppelten angegeben, allein durch eine Reihe von Erfahs 
rungen bin ich verfichert, daß von Freiburg nad) Paris ein 
Brief 25 fr. foftet, und von Freiburg nad) Frankfurt Fofter 
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er 20 fr., fo daß mir alfo eher das franzöfifche Porto wohl⸗ 
feiler zu feyn fcheint, als das badifche. 

Seheimer » Legationgrath v. Mollenbeck: Dieß muß ich 
widerfprechen, denn der geringfte Portofag in Franfreid) 
beträgt 2 Decimes, was 5a fr. ausmacht. Bei den frans 
zöfifchen Poſten befteht die Einrichtung, daß bad Land in 5 
Rayons eingetheilt ift, und hiernach das Porto nach Maßs 
gabe ber Entfernung berechnet wird, ohne Rückſicht, ob ein 
Drt der erfte oder der legte im Rayon ift, fo daß ber Brief 
wenn er auch 30 Meilen weiter lauft, dennoch nicht mehr 
bezahlen muß, und daher mag ed dann fommen, daß wenn 
ein Ort weit entfernt von dem Aufang des Nayons liegt, 
bie.Brieftare verhältnißmäßig niedrig fcheint. | 

Duttlinger: Ic unterflüge den Vorfchlag des Abg. 
Poffelt, in Betreff der Erleichterung der Correfpondenz 
der Soldaten mit ihren Angehörigen, fo wie den bed Abg. 
Mördes, das Gewicht der einfachen Briefe von "/2 Loth 
auf Loth zu erhöhen. 

Es wird die Annahme diefer Vorfchläge eine weſent⸗ 
liche Berbefferung in unfere Poftanftalt bringen, die wir 
in. der That um den Preis von 20,000 fl. nicht zu 
theuer kauften, denn diefe 20,000 fl, werben zum größeren 
Theil von den Armen bezahlt, nämlich von den Familien der 
Soldaten und den Landleuten, zu einem Eleineren Theil aber 
von der Artigfeit, wovon der Abg. Welder gefprochen 
hat, Ferner wird unfere Anftalt durch die Annahme dieſes 
Vorſchlags noch in einer andern Beziehung verbeffert, nams 
lidy dad Bertrauen zu den Poftbeamten würde dadurch 
vermehrt, welch Leßteren eben darum, weil ihnen durch ein 
- fo geringed Gewicht gar wenig Spielraum gegeben ift, 
Borwürfe mit Unrecht gemacht werden, und Mißtrauen in 
fie gefegt wird, welches Mißtrauen die Einrichtung, wie fie 
gegenwärtig befteht, nothwendig in ihrem Gefolge hat. Ich 

20. 
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unterftüge auch den Antrag des Abg. v. Rotteck, dehne 

aber denfelben nody weiter aue. Ich habe vollfommen die 

Anfichten, von denen derfelbe ausgegangen ift, indem er 

feinen Vorſchlag machte; allein diefe Anfichten und Präs 

miſſen führen weiter als ein Vorſchlag. Er geht davon 

aus, die Staatöbehörden feien ſchuldig, die Bitten und 

. Klagen der Staatdangehörigen zu allen Zeiten und an allen 
Drten,des Staatögebietes zu hören, und diefer Anficht trete 

ich bei, allein es ift nicht möglich, Daß auf allen Punften des 

Staatögebieted diefe Staatsbchörden feien, und diefe Fors 

derung , die man an bie Staatöbehörden macht, wird durch 
die Poftanftalt vermittelt, weßhalb ich glaube, daß biefe 

Anftalt, welche vermittelt, daß die Forderungen erfüllt wer, 

den können, auch berufen fei: erftens alle Sommunifationen 

zwifchen den Staatöbehörden in den Angelegenheiten der 

Bürger unentgeltlich zu befördern; zweitens alle Communi⸗ 

Fationen der Staatdbürger an Staatsbehörden unentgeltlich 

zu beforgen und alle Gefuche von Staatsbürgern an die 

Staatöbehörden ebenfalls unentgeltlich zu beforgen, kurz, 

id) will actived und paffives Portofreithyum. Ich weiß nicht, 

wie groß der Ausfall ift, der dadurch entftehen würde, und 

weiß deßhalb auch nicht, ob dieſes active und paffive Briefr 

freithum der Staatsbehörden fchon in der gegenwärtigen 

Sitzung ausgefprochen werden kann. Wenn daher der Auss 

fall fo bedeutend, oder die Größe deffelben gegenwärtig nidjt 

befannt ift, fo würde ich meinen Vorſchlag in die Bitte vers 

wandeln, die Kammer möge ein Anfuchen an die Regierung 

beſchließen, diefen VBorfchlag in Erwägung zu ziehen, und 

benfelben bei dem nächften Landtag in Ausführung bringen. 

v. Rotteck: Der Antrag des Abg. Duttlinger ents 

- fpricht volfommen dem Sinne meines Antrags, und auch 
felbft den Worten deffelben. Sede Eingabe eined Bürgers an 
die Behörde ift ein Aktenſtück, eine jede amtliche Communi⸗ 
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kation iſt ein Aktenſtück, ein jeder Erlaß der Behörde ift ein 
Aktenſtück, und in dem Sinne meined Antrags ift ed ja 
durchaus gelegen, alle Aftenverfendungen, die durch die Poft 
gefchehen, frei zu laffen, und ich berichtige alfo den Ausdruck 
meines Antrags nach der von dem Abg. Duttlinger vor 
geichlagenen Faſſung. 

Duttlinger: Sch will nun nur noch auf eine Bedenfs 
lichkeit antworten, die entgegengehalten worden if. Man 
hat gefagt, diefer Vorfchlag ftehe im Zufammenhange mit 
der Fünftigen NRegulirung der gerichtlichen Taren und Spor⸗ 
teln , und könnte oder werde zwedmäßiger oder nothwendis 
gerweife vertagt werden müffen, bis jene neue Regulirung 
zur Sprade fommen wird. Ich kann aber wahrlich nicht 
einfehen, wie diefe beiden Dinge mit einander in Verbindung 
ftehen; ich kann mir nidyt denfen, daß man,die fünftige Tars 
und Sportelordnung auch in ihren Anfägen auf Entfernungen 
bauen, und einen anderen Anfaß für ein Urtbeil ded Ober— 
hofgerichtö, beflimmt für eine Parthie in Mannheim, und 
einen andern für ein Urtheil nach Meersburg machen folle. 

Diefe Sportelanfäge werden ſich lediglich nach dem Object 
richten, wovon die Rede ift, fo wie nach der Art des Be⸗ 
fehluffed und dem größeren Werthe, um den fich8 handelt, 
nicht aber nach Entfernungen. Darum foheint mir, daß bie 
Entfernung oder die Regulirung des Portos und der Taren 
und Sporteln in gar feinem Zufammenhang fteben. 

Minifter v. Türkheim: Nacd meinen Aeußerungen 
wird die Verbindung der Frage von der hier die Rebe ift, 
mit der Tax⸗ und Sportelordnung nicht darin beftehen, 
daß Iegtere auf Entfernung Rüdficht nehmen wird oder 
fol, fondern darin, daß der allgemeine Grundfaß oder 
die Frage dort zur Sprache fommen wird, in wie fern übers 
haupt der Staat die Betreibung von Rechts⸗- oder andern 
Angelegenheiten der einzelnen Privaten bei den Behörden 
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auf ihre Koften gefchehen laſſen, oder in wie fern er darin 
eine Audgleihung veranftalten ſolle. Der Grundfaß, ob 
der Staat zu einer ſolchen Ausgleichung verpflichtet ift, oder 
ob die Einzelnen die Koften der Verfolgung ihrer Privatan⸗ 
gelegenheiten bei den Behörden zu tragen haben, iſt es, was 
mit der Diskuffion über die Tax- und Sportelordnung im 
Zufammenhang fteht. 

Finanzminifter v. Böckh: Wenn die Poft eine Privatans 
ftalt wäre, fo führte der von dem Abg. Duttlinger aufs 
geſtellte Grundfag dahin, daß der Staat diefer Privatanftalt 
alles Poſtporto bezahlen müßte, das dadurch veranfaßt wird, 
daß ſich Privaten an die öffentlichen Stellen wenden. Dafür 
ließe fc) geltend machen, was der Abg. Duttlinger bes 
hauptet hat, allein es fragt fich, ob es nicht fogar dahin 
führen würde, daß man am Ende, um Alles gleich zu machen, 
nicht nur nichts mehr nehmen, fondern noch bezahlen müßte. 
Der Staat ftelt auch für ein ganzes Amt nur einen Arzt an, 
und die Perfonen im Amtsort haben nur einige Schritte zu 
ihm, während Andere einige Stunden weit gehen müffen. 
Könnte man nicht fagen, daß, um die Unterthanen in dies 
fer Hinficht gleich zu ftellen, Denjenigen, die einige Stunden 
zu gehen haben, ein Reifegeld zu bezahlen fei ? 

Marget: Sch muß die Regierung auf einen beftehenden 
Unfug aufmerffam machen. Das Land wird nämlich mit 
Lotterieloofen von Frankfurt überſchwemmt, und weil die 
Collecteure wiffen, daß folche, mit dem Frankfurter Poftitempel 
verjehene Briefe wieder zurüchgefendet werden, fo geben fie 
ſolche auf die inländifchen Poften, und bededen die Unter: 
ſchrift noch mit einem befondern Gonvert. Ich bitte deßhalb 
bie Regierung, wenn ed möglich ift, deßhalb Maßregeln zu 
ergreifen, um diefen Portozwang aufzuheben. 

Trefurt: Der Abg. Duttlinger hatden Satz gelehrt, 
daß weil ber Staat bie Pflicht habe, alle feine Unterthanen 
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in Rechts- und Adminiftrativfachen auf gleihe Weife 
- überall zu hören, fo fei er auch verpflichtet, auf die Poftar» 
flalt zu greifen, und dadurch fein Ohr nach afen Landes, 
theilen zu verbreiten. Sch habe aber heute zum erftenmale 
gehört, daß wir der Poftanftalt allein die Zuftiz zu verbanfen 
haben. 

Duttlinger: Ich habe vom Dafeyn einer Poftauftalt 
als einer nothwendigen Staatsanftalt gefprochen. 

Trefurt: Sch fage, wenn der Staat die Pflicht hat, alle 
Staatdangehörigen in ihren Nechtsangelegenheiten überall 
zu hören, und wenn er um diefer Pflicht willen weiter vers 
pflichtet ift, e& möglich zu machen, daß Seder unter gleichen 
Bedingungen, alfo Keiner unter ſchwereren ald der Andere, 
feine Klagen und Anliegen überall im Staate vorbringen 
fann, dann hat er auch, wie ich fchon bemerfte, die Pflicht, 
befonders jezt, nachdem unfere Öerichtöverfaffung auf Minds 
lichkeit gegründet ift, Jeden frei überall hinzuliefern. Wenn 
Semand feinen Sachwalter nah Mannheim ſchickt, fo muß 
der Staat die Reifefoften bezahlen, fobald der Grundfaß in 
feiner ganzen Ausdehnung angewendet werben fol. Sch 
fann mich aber nicht überzeugen, daß die Poftanftalt dafür 
da ift, denn fie könnte bei ung eben fo gut, wie in vielen 
andern Staaten, Privatanftalt feyn, und Niemand würbe 
dann einfallen zu fagen, diefe Anftalt habe die Pflicht, Diefe 
Aften frei zu fpediren. Der Staat macht feine Anftalten 
und hat zur Errichtung und Handhabung berfelben die 
Steuern. Er hat bie Pflicht, von diefer Steuer, bie er erhebt, 
Jedem fo viel ald möglich in gleichem Verhältniß Erfas das 
für zu geben, oder feine Intereffen durch die Staatsanftalt 
zu beforgen. Das wäre aber feine Öfeichheit, fondern eine 
Ungleichheit, wenn Derjenige, der zufällig am See wohnt, 
und irgend ein Gefchäft in Mannheim hätte, was fein ger 
sichtliches wäre, für feine Briefe und Akten Porto zahlen 
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müßte, während ein Anderer, welcher die Dienfte der Pofts 
anftalt in weit höherem Maße in Anfpruch nimmt, blos 
Darum tarfrei bliebe, weil feine Angelegenheit ein gerichtlis 
ches Gefchäft it. Der Staat bat blos die Pflicht, hinfichtlich 
diefer Poftanftalt, für die er die Tare einzieht, Alle gleichs 
fürmig zu behandeln. Demjenigen, der vom Bodenfee nach 
Mannheim einen Brief fchicft, fol er nicht mehr Tare abs 
nehmen, weil e8 eine Nechtsangelegenheit iſt, aber auch nicht 
weniger. Sollte der Millionär, der einen Brief nad) Manns 
heim an das Dberhofgericht ſchickt, frei feyn, während der 
arme Baer an feinen Advofaten nadı Mannheim Pofttaren - 
bezahlen muß? Das wäre die größte Ungerechtigkeit. 
v.Rotted: Der Herr Abgeordnete hat den erften Satz, 
daß der Staat fchuldig ſei, allen Bürgern gleiches Gehör 
zu fchenfen, und überall fein Ohr zu leihen, oder die Koften 
zu übernehmen, damit jedem Bürger das Ohr verliehen 
werde, einen andern Saß entgegengehalten, der nicht gleich» 
bedeutend damit ift, naͤmlich den Sat, daß der Staat auch 
fchuldig fei, neben den lingleichheiten, die der Staat felbft 
eingeführt hat, naͤmlich die Aftenverfendungen, auch diejes 
nigen Ungleichheiten zu heben, die der Staat nicht eingeführt 
hat, jondern die aus der Natur der Dinge entfpringen, und 
bie der Staat zu heilen nicht fchuldig ift. Der Unterfchied 
zwifchen einen Solchen, der gehen fann, und einem Andern 
der nicht gehen fann, fondern fahren muß, fann vom Staat 
nicht gehoben werden. Der Abg. Duttlinger und ich 
haben ihre Forderung darauf befchränft, daß der Staat nicht 
felbft Ungleichheiten einführe und aus finanziellen Gründen 
eine Steuer erfchaffe, die gar nicht nothmwendig ift, um den 
Zwed-zu erreichen, aber nicht, daß er gut mache und heile, 
was durchaus aus der Natur und Nothwendigfeit der Dinge 
hervorgeht. Ferner muß ich bemerken, daß ich allerdings 
die Behauptung aufftelle, daß der Staat, wenn auch -eine 
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Poftanftalt aus anderen Gründen nicht nothmendig wäre, 
fchuldig feyn würde, eine folche Anftalt ins Leben zu rufen, 
um einem Seden, der des Schußes bedarf, Gehör zu leihen, 
und feine Angelegenheiten zu beforgen. Darum zahlen wir 
Steuern und tragen die andern Laſten. Jenes ift alfo eine 
Behauptung, die dem volfommenen und wahren vernünftis 
gen Recht widerfpricht. | 

Buhl: Ich bin mit dem Antrag des Abg. v. Rotteck 
unter der Mobdiftfation des Abg. Duttlinger einverftanden, 
nämlic, die Regierung zu bitten , fie möchte erwägen, wie 
biefe Ungleichheit, die allerdings in diefer Hinficht gegründet 
ift, ohne große Beläfligung der Poftrevenue und auf den 
Grund der Billigfeit ausgeglichen werden könnte. Ganz 
einverftanden kann ich nämlich mit der Anficht des Abg. v. 
Rotteck nicht ſeyn, daß es im Recht Tiege, das ganze Porto 
zurückzufordern, fondern die Ueberlaſtung befteht blos fo weit 
die Pofttare ald Steuer betrachtet werden fan. In dents 
jenigen, deffen Erhebung nothwendig ijt, um die Koften des 
Etabliffements zu decken, finde ich feine Ungleichheit. Das 
ift eine zufällige Laft, die wir Alle tragen müſſen, welche 
nicht in der Stadt wohnen. So weit es aber eine Steuer 
ift, Tiegt eine Unbilligfeit darin, daß fie bei Aftenverfendungen 
erhoben wird, und auch ich bitte daher die Negierung,, in , 
Erwägung zu ziehen, auf weld;e Weife hier ein billigered 
Berhältuiß hergeftellt werden fünne. 

Martin: Auch ich unterftüge nur in der Beziehung den 
Antrag des Abg. v. Rotteck, daß, fo weit die Abgabe eine 
Steuer if, eine Herabfegung eintreten möge, denn zu einem 
völligen Freithum hinfichtlich diefer Afterpafete,, könnte ich 
meine Beiftimmung nicht geben, weil ein zu großer Mißs 
braudy dadurch möglich wäre, daß andere Schriften oder 
andere Öegenftände Damit verfchickt werden könnten. Unſer 
Land hat eine fo fonderbare geographifche Lage, die uns 
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manchen Vortbeil, aber auch manchen Nachtheil zugieht, und — 
daher follten wir eben von diefer geographifchen Lage alle 
diejenigen Bortheile zu erlangen fuchen, die fie ung darbietet. 
Das Großherzogthbum Baden hat nämlich eine Yage, die es 
mit mehreren bedeutenden Staaten in Berührung bringt, 
die ed diefen andern Rändern zwar nicht unmöglich, aber 
doch unthunlich macht, den Durchpaß durch unfer Land zu 
entbehren, daher follten wir auch trachten, aller der Bortheile 
theilhaftig zu werden, die ung durch einen folhen Durchgang 
zugehen. Die Aufhebung des Chauffregeldes hat zwar viele 
Wünfche befriedigt, allein man hat den Ausfall, der in finans 
zieller Beziehung dadurch zugieng, dennoch; tief gefühlt. Die 
gleiche Bewandtniß fonnte es nun auch mit dem Porto haben. 
Mehrere Mitglieder haben zwar, mie fchon öfter gefchrhen, 
befonderd den Armen ind Auge gefaßt, fie glauben, daß 
durch die Herabfegung z. B. der Landmann, der Soldat 
erleichtert werde, allein ich glaube, daß dadurch vorzüglich 
die Handeldfeute begünftigt würden, denn zuverläßig gehören 
8/6 aller Briefe, die durch die Polt gehen, dem Haudel an, 
‘fo daß alfo der fogenannte gemeine Mann dadurch nichts 
weniger ald begünftigt it. Der Abg. Welder hat den 
Wunfch ausgefprochen, der Pofttarif möchte überall in den 
Pofhäufern angefchlagen werden. Diejed habe ich auch 
überall gefunden, feinem Wunſche ift daher im Voraus ſchon 
entfprochen. Wenn endlich der Abg. Marget den Wunfdy 
ausſprach, daß die Briefe mit Kotterieloofen auf den Poften 
nicht angenommen werden follten, fo fehe ich nicht ein, mie 
diefem Wunfche entfprochen werden könnte, ohne das Briefs 
geheimniß zu verlegen. Sodann werden ja die unfranfirten 
Briefe blos in die Lade geworfen, und den Poſtbeamten nicht 
in die Hand gegeben. P 
Marget: Wenn nicht die Einrichtung getroffen werben 
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Tann, daß die Lotteriennftalt zum Erſatz des Portos ange 
halten wird, fo kann e8 freilich nicht ſeyn. | 

Wolff: Zur Unterſtützung des Antrags des Abgeordneten 
v. Rotteck, will ich nur mod) das Einzige bemerfen, daß 
dad Portofreithum zwifchen den Tandesherrlichen Behörden 
felbft zu derjenigen Zeit befanden hat, wo die Poſtanſtalt 
dem Fürften von Thurn und Taxis übertragen war. Konnte 
ed damals gefchehen, fo wird ed jebt um fo mehr gefchehen 
können, wo der Staat diefe Anftalt felbft hat. Sa es hat 
fich das Poſtfreithum damals noch weiter, nämlich auf alle 
höhere Staatdbeamte ausgedehnt, und der Antrag des Abg. 
v. Rotteck iſt daher ganz gegründet. 

Es werden hierauf folgende Befchlüffe gefaßt: 

41) Die Regierung zu bitten, in Erwägung zu ziehen, ob 
es nicht ausführbar fei, die Poftportofreiheit für die Verſen⸗ 
dung von Aftenftücen in Angelegenheiten der Staatsbürger 
an Staatöbehörden und umgefehrt eintreten zu laſſen; 

2) die Regierung zu bitten, dad Normalgewicht des rins 
fachen Briefes anf Loth feftzufegen ; 

3) bei Verfendung und Empfangnahme der Briefe ber 
Soldaten, vom Feldwebel einfchlichlich abwärts, eine Ers 
leichterung eintreten zu laſſen. 

4) Den Antrag der Sommiffion anzunehmen. 

Nr.2der Commiffionsanträge, lautend: 

„Die Laften und Verwaltungskoſten dieſes Adminiſtrations— 

zweigs im Betrage von 297,600 fl. für das Jahr 1833, 

und 294,100 fl. für dad Jahr 1834 zn genehmigen.” 

Mördes: Ich bemerke hier in dem $. 11 in Abgang 
becretirted Porto, worüber ich mir einige Bemerfungen er 
Taube, weniger um den Umfang der Pofttion zut beleuchten, 
wozu ich nicht im Stande bin, weil mir die VBerhältniffe in 
diefer Hinſicht fremd find, fondern um mir bei diefer Geles 
genheit einige Auskunft von der Regierungecommiffion zu 
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erbitten,, über die fogenannten Nebutbriefe, d. h. folcher 
Briefe, die deßhalb, weil man entweder bie Handſchrift der 
Adreſſe oder das Siegel des Aufgebers nicht kennt, unbeſtellt 
zurückgegeben werden. Ich kenne einen Fall, wo ein Vater 
von Darmſtadt an feinen, in Heidelberg ſtudirenden Sohn . 
zu einer Zeit einen Brief dahin erließ , in welcher der Sohn 
eine Reife unternommen hatte, dad Schreiben konnte den 
Abmwefenden nicht erreihen und folglidy eine Antwort nicht 
ergehen. Der Bater war lange in Ungewißheit. Rad) drei 
Wochen fuchte er ſich Auffchluß darüber zu verfchaffen, wel⸗ 
ches Schickſal feinen Brief getroffen habe. Er fiel dahin aug, 
daß fein Briefruhig in der Poſtlade zu Heidelberg liege, wovon 
der Grund darin liege, daß die Briefe aus TaxiſchemPoſtgebiete 
nicht einzeln dahin remittirt werden dürften, fondern nur 
am Ende jedes Monats der Voftrechnungsrevifion zugefendet 
würden, die allein die Ermächtigung habe, das Retourporto 
anzufegen und folche unbeftelte Briefe an den Aufgabsort 
zurückzuſchicken. Es wäre diefe Schwerfälligfeit in der Bes 
handlung, die dad correfpondirende Publicum aufs Außerfte 
empfindet, um fo weniger zu rechtfertigen, da nach andern 
Staaten folche Briefe unmittelbar zurückgefendet werden. 
Gern werde ich ed anerfennen, wenn ich auch hier etwa das 
Berhältniß nicht ganz richtig dargeftellt haben follte. 
GeheimersRegationdrath v. Mollenbed: Bei unferer 
Poſtanſtalt ift die Regel eingeführt, daß die Briefe, die von 
MWürtemberg und Baiern fommen und hingehen, und nicht 
beſtellt werden fönnen, auf der Stelle durch die. betreffenden 
Poftämter zurückgefchicft werden. Was dagegen die Schweiz 
und Taris betrifft, fo werden die Briefe nicht unmittelbar 
zurücgefchickt, fondern es ift von Seiten der Poftadminiftra- 
tionen vertragsmaͤßig angeordnet, daß vierteljährige Abreche 
nungen über dasjenige Porto, was die fremde Poftverwals 
tung anfegt, oder die fogenannten Rebutauslagen gepflogen 
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werden. Dagegen wird das inländifche Porto geftrichen und 
geht verloren. Nach dem fchon abgefchloffenen Vertrage mit 
Baiern befteht diefe Einrichtung, und diefelbe Einrichtung 
wird bald allgemein Statt finden. Der Grund, warum dieſe 
Summe fo groß ift, liegt darin, daß unfere Poftämter die 
Zahlen nicht abändern dürfen, die ihnen in Einnahme des 
cretirt find. Wenn alſo der Brief nicht beftellt werden kann, 
fei es, daß man Denjenigen, der ihn aufgegeben hat, nicht 
an der Adreffe erfennt, und das Porto erhoben werden fann, 
oder daß die Briefe, wie bei Würtemberg und Baiern der 
Fall war, unmittelbar zurücgefcicdt werben, fo, muß das 
Poftamt diefed aufrechnen. Zu diefem Zwed geht ed an bie 
Poftrechnungsrevifion, die Tann den ganzen Betrag der ins 
ländifchen Poft in Abgang decretirt. Diefe Summe ermäßigt 
ſich übrigens um 2360 fl., die freilich zum Behuf einer 
genauen Ueberfict ‚hätte in den Einnahmen erfcheinen 
follen. Sie laufen aber in den Einnahmen des Oberpoſtamts 
Karlsruhe, und diefes ift daun der wirkliche Betrag den 
unfere Poſt verloren hat. 

Mördes: Sch habe ſchon die Erinnerung vorangefchict, 
daß ich, in Beziehung auf die Pofltion felbft, Feine Bemers 
fung machen will. Im Uebrigen erhellt aus der Erklärung 
des Herrn Regierungscommiffärs, daß ich dießmal in meinen 
Bemerkungen glücklicher war, und erlaube mir deßhalb um 
fo unbedenflicher den Antrag: „die Kamıner möge die Groß⸗ 
berzogliche Regierung darum bitten, da wo noch vertrags⸗ 
mäßig das gefchilderte Mißverhältniß befteht, es fobald als 
thunlich auf. diefe Weiſe zu reguliren, wie ed mit andern 
Staaten eingerichtet ift, nämlich die unmittelbare Zurüds 
ſchickung der Brieſe und die. Legitimation für jedes Poftamt 
dad Porto fogleich abzufchlagen.‘ Am bedenklichſten ift aber 
das Deffnen der Briefe, deren Aufgeber nicht ausgemittelt 
werden kann, und zwar nach einem Termin von zwei oder 
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drei Monaten. Sie werben fühlen, daß eine folche Einrich⸗ 
tung mit dem erneuerten Antrag auf Sicherung des Poftger 
heimniffes, der höchſt walhrfcheinlih aus unferer Mitte 
hervorgehen wird, ſchwer oder gar nicht verträglich erfcheint. 
So lange irgend ein Vorwand befleht, unter dem man einen 
Brief öffnen faun, ſo wird es fehr leicht, diefen zu benußen, 
um das Gefe zu umgehen, für deffen Bewachung wir 
möglichkt forgen müffen. In diefer Hinficht alfo, und ohne 
dem berührten Antrag vorzugreifen, erlaube ich mir den 
Antrag zu machen, flatt der Deffnung diefer Briefe die Eins 
richtung zu treffen, daß fie bei dem Aufgabepoftamt vier 
Wochen lang am Schalter aufgeſteckt, während diefer Zeit 
eine Anfündigung in öffentlichen Blättern erlaffen und ein 
Kermin von drei Monaten abgewartet werde, ob ſich nicht 
der Aufgeber meldet, nach Umlauf diefer drei Monate aber 
diefe Briefe uneröffnet verbrannt werden. Man wird mir 
entgegen halten, es könnten in folchen Briefen vielleicht 
Docunente, Wechfel oder was immer enthalten feyn, durch 
deren Verluſt die Aufgeber fehr gefährdet werden fünnten. 
Allein wir haben ja in unferem Rechte auch andere Beftims 
mungen, wonad ein Recht zu nichte wird, wenn ed Jemand 
eine gewiſſe Zeit lang nicht ausübt. Sch frage, ob die Gefahr 
eines ſolchen Verluſtes mit derjenigen in Betracht fommen 
kann, welche aus der fo leicht zu entfchuldigenden Verlegung 
des Briefgeheimniffes entfpringt ? 

Sander: Für mic, ift ed Feine erfreuliche Erfcheinung, 
daß die erfte Stelle, die und bei der Bewilligung des Aus— 
gabebudgetd ind Auge füllt, mit einer Erhöhung. anfängt, 

Ich halte überhaupt nicht an der Zeit, Erhöhung der Ber 
foldung der Staatödiener zu -bewilligen, und bin alfo. im 
Allgemeinen gegen jede Erhöhung. Zur Erhöhung der Bes 
foldung eines Dberpoftmeifters aber auf 2000 fl. ift gar fein 
Grund vorhanden. Fürs erfte fcheint mir, daß die Stelle 
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eined- Oberpoftmeifterd eine Localpofimeiftersftelle ift, wie 
die Poftmeifterftelen im ganzen Lande. Nach allgemeinen 
Grundfägen ift num ſchon richtig, und auch von der Negies 
rung in neuerer Zeit darnach gehandelt worden, daß man 
die Stellen, die ihrer Amtsthätigkeir und ihrem Gefchäft 
nach gleich; find, auch möglich gleichmäßig bezahlt, und bes 
fonders mit gleichen Titeln verfieht. Nun fehe ich nicht ein, 
warum wir hier einen Oberpoftmeifter haben follen, während 
der Poftmeifter in Heidelberg, deffen Dienft vielleicht größer, 
wenigftend nicht kleiner iſt, einen geringeren Xitel hat. 
Uebrigens ift ed mit den Titeln eine Sache, die man ale 
Entfhädigung für eine Befoldung geben kann, allein eine 
noch höhere Befoldung dazu zu geben, und fo zu fegen alle 
andere ihm gleichitehende Beamte niederer zu fielen, dazu 
ift fein Grund vorhanden. Der biefige Oberpoftmeifter ift 
Localpoftmeifter wie jeder andere, die höchften Befoldungen 
der anderen Poftmeifter beftehen in 1600|. Warum nun 
der hiefige Dberpoftmeifter 400 fl, weiter haben folle, dazu 
fann ich feinen Grund einfehen, da, fo viel mir die Stellen 
befannt find, der hiefige Oberpoftmeifter mehr duch Dffiziale 
und andere Diener unterftügt it, als die anderen Poflmeifter, 
ja ich glaube, daß vielleicht der hiefige Oberpoftmeifter weniger 
‚befchäftigt ift, ald der Poftmeifter in Heidelberg oder Kehl, 
bie fehr a.igeftrengt find. Ich kann diefe Erhöhung auch um 
fo weniger einfehen, da in der jeBigen Zeit die Hoffnungen 
zu einer Bergrößerung der Staatdeinnahmen nicht die befien 
find, und trage alfo darauf an, unter der Ausgabe für die 
Localverwaltung 200 fl. weniger zu bewilligen, und den 
Sat auf den vorigen Etat zurüdzuführen. 

Knapp: Der Abg. Sander hat dad Titelmefen zur 
Spradje gebradyt, und folches gefchildert, allein fo hohe 
Titel bringen gerade die Penſionsliſte in Gefahr, denn Jeder, 
der einen hohen Titel hat, will fich zu feiner anderen Stelle 
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mehr qualifiziren. Mit dem Antrag des Abg. Mör des kann 
ich mich nicht vereinigen, denn man findet immer, daß 
die aufgelegten Briefen von Laudleuten find, die nicht gut 
mit dem ‚Adreffenfchreiben umgehen können. Schon in 
der Auffchrift wird man fehen, von wem ein folder Brief 
ift, und ed wäre in der That oft fehr zu bedauern, wenn ein 
folcher Brief verbrannt würde. 

Welcker: Da mir der Antrag ded Abg. Mörde s wegen 
der vielfachen Nachtheile, die mit dem Verbrennen verbunden 
find, nicht zweckmäßig fcheint, fo möchte ich die Einrichtung 
vorfchlagen, daß zwei Mitglieder ded Gemeinderaths oder 
ber DOrtövorftand, die an die Dflicht erinnert würden, daß 
höchſtens nur die Unterfchrift diefer Briefe gelefen werden 
dürfe, bei Eröffnung derfelben zugegen feyn follen. Dadurch 
würde die Hauptbedenflichfeit, die der Abg. Mördes ans 
führte, befeitigt werden, ohne Nachtheil herbeizuführen. Sch 
glaube auch wirflih, daß wir ganz im Sinne des Abg. 
Knapp mandem armenBürger einen großen Dienft erzeigen 
könnten. Ich fehe nicht ohne Bedauern an den Poftfchaltern 
eine Reihe von Briefen nach Deftreich aufgeftecft, bIoß weil 
fle unfranfirt in die Lade geworfen wurden. Wer weiß, in 
was für dringenden und wichtigen Angelegenheiten diefe 
Leute ſolche Briefe gefchrieben haben, denn bis fich ein armer 
Bauer entfchließt, der nicht weiß, daß man nach Oeſtreich 
franfiren muß, ein Brief dahin zu ſchicken, muß er dringende 
Motive haben. Ich fohlage daher vor, daß dieſe Briefe, 
nachdem fie einige Zeit lang aufgeftecft waren, nach Berlauf 
von drei Monaten unter Zuziehung ded Bürgermeifters oder 
zweier Semeinderäthe eröffnet werden, und zweckmäßig wäre 
ed wohl, wodurch auch manche unferer Mitbürger vor 
Nachtheil bewahrt würden, wenn man in einer Anzeige von 
Zeit zu Zeit erneuerte, daß die Briefe nach Deftreich oder 
fonft wohin nicht unfranfirt aufgenommen werden. 
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"Martin: Sch wollte dieſelbe Mobification vorfchlagen, 
die der Abg. Welcker vorgefchlagen hat, ben ich halte ed 
durchaus nicht für räthlich, Briefe zu verbrennen, ohne fie 
gelefen zu haben, weil fie Papiergeld enthalten können, 
deſſen Berluft unerfegbare Nachtbeile zuziehen möchte. Die 
Abſicht des Herrn Antragftellers könnte übrigens auf andere 
Weife erreicht werben, denn er kann doch wohl feine andere 
Tendenz haben, als zu verhindern, daß der Brief, beffen 
Aufgeber nicht befannt ift, nicht gelefen, fondern bloß bie 
Unterfchrift herauögeftellt werde. Die Art, wie dieß gefchehen 
kann, ohne daß der Brief gelefen wird, will ich der Anord⸗ 
sung der Oberpoftbehörde überlaffen, es werden fich leicht 
Mittel finden, etwa durch Beizug von Urkundsperfonen, 
das Briefgeheimniß zu wahren, und doch den Zweck zu eis 
reichen. Der von dem Ag. Knapp angeführte Fall tritt 
am wenigften auf dem Lande ein, benn dort werden am 
wenigften Briefe zurückgeſchickt und eröffnet, weil der Auf 
geber eines Briefs und deffen Handfchrift in Fleinern Orten 
von den Pofthaltern weit eher gekannt find, als in ben 
. größern Städten, wo die Briefe meiftend in den Schalter 
geworfen werben. Sch kann mir nur zwei Fälle vorftellen, 
in denen fie zurüdfommen: entweder ift der Adreffat nicht 
mehr in dem Drt der Abgabe, oder er nimmt ben Brief nicht 
an, in welchem Falle diefer dann wieder nach dem Auf⸗ 
legungsort zurückgeht. Sch unterftüge alfo den Antrag des 
Abg. Welder, und glaube, daß durch eine zweckmaͤßige 
einfache Anordnung die Unterfchrift könne herausgefunden 
werben, ohne den Brief zu leſen, und alſo ohne bag Wieß⸗ 
geheimniß zu verletzen. 

Miniſter v. Türkheim: Es hat allerdings große Schwie⸗ 
rigkeiten im Allgemeinen, ein Verbrennen von unbeſtellbaren 
Briefen anzuordnen, ohne eine Einificht zu nehmen, und zwar 
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feit, daß darin baared Geld oder Gegenftände von Werth 
feyn fonnten, fondern auch in mancher andern Beziehung. 
Es fönnen für eine Familie fehr wichtige Nachrichten in 
. einem folchen Brief enthalten feyn, wovon ed zu bebauern 
wäre, wenn fie nicht befannt würden. Uebrigens will ich 
nicht laͤugnen, daß die Frage, wie es mit folchen Briefen 
gehalten werden folle, ein Gegenftand ift, der fehr vielfachen 
Betrachtungen und Erwägungen fähig if. Die Regierung 
hat dieß auch, ungeachtet der fchon beftehenden Norm, wohl 
eingefehen, und ich kann zur Beruhigung Derjenigen, die 
diefen Gegenftand zur Sprache gebracht haben, anführen, 
daß neuerlich der Anlaß gegeben wurde, die Oberpoftdirecs 
tion aufzuforbern, einen neuen Entwurf einer JInſtruktion 
über die Behandlung unbeftelbarer Briefe zu machen. Ich 
würde dieß gleich Anfangs bemerft haben, wenn nicht gleich 
unmittelbar darauf ein anderer Commiffionsantrag folgte, 
der dad Briefgeheimniß betrifft, und ich, ungeachtet der 
Abg. Mördes bemerfte, daß es ganz unvorgreiflich ges 
fchehen folle, doch glaubte, daß diefer Punkt mit der Wah⸗ 
rung des Briefgeheimmniffes in Verbindung ftehe. 
Rutfhmann: Was den Antrag ded Abg. Sander 
wegen Herabfeßung der Zocalverwaltungsfoften der Poſtad⸗ 
miniftration betrifft, fo muß ich wieder auf den Nachweis 
ſungsbericht ber Budgetscommiſſion von 1831 zurüdfommen, 
der diejenigen Einrichtungen angedeutet hat, die zu Vermin⸗ 
derung des Localpoftaufmanded etwa ind Leben geführt 
werben fünnten, diefer Bericht fagt unter anderm auf Seite4, 
es können Erfparniffe eintreten: „durch Aufhebung: des 
Oberpoſtamts, das feine Poftämter hat, wiedie Oberforſt⸗ 
ämter feine Forftämter haben.’ Die Budgetscommiffion von 
41833 hat nicht nur eine Verminderung des Localaufwands 
von 200 fl., fondern von 600 fl; in Antrag bringen zu fönnen 
geglaubt, allein nach dem - Zufammentrist mit den Herrn 
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Kommifjären der. Regierung ift ihr auf das bringenbfte vors 
gefielt worden, fie möge die. Mittel: nicht befchränfen, Die 
dazu nothwendig find, um den Poftbeamten, deren Gefchäfte 
ſich, wie auch die Vermehrung der Einnahmen zeigt, fo be 
deutend ausdehnen, Gelegenheit zur Befferftelung zu geben: 
Welche Poftbeaimte an diefer Befferftelung Theil nehmen 
werben, fonnte die Budgetscommiffion nicht interefliren. 


Nachdem die Herrn Regierungscommiffäre abgetreten und 
über die Bewilligung abgeflimmt war, fo zeigte fich, daß bie 
Budgetöcommiffion dem Antrag der Regierung entfprochen 
und die ganze Summe bewilligt hat: 


. Mert: Was das Perfonal der Poftadpminiftration betrifft; 
fo fallt mir die Zahl von vier Reviforen fehr auf, denn vier 
Reviſoren für eine Bruttoeinnahme von 500,000 fl; ſcheint 
mir wirklich etwas unverhaͤltnißmäßig. Es feheint mir, daß 
bier. wie bei vielen andern Stellen, auch der Fehler herrfcht, 
der in einer zu ftarfen Abfonderung der Gefchäfte befteht, daß 
nämlid) die Leute nur diejenigen ©efchäfte machen und 
machen wollen, für die fie befonders beftimmt find, und nicht 
auch noch Nebengefchäfte, die mit dem Hauptgefchäft in Vers 
bindung ftehen, was mid; an die Einrichtung in China ers 
innert, wo gewiſſe Bürgerflaffen nur einen. Theil eines 
Gewerbs nicht aber das ganze Gewerb treiben dürfen, welch’ 
letzteres wieder einer anderen Klaffe zufält. ch fehe nicht 
ein, warum ein Reviſor nicht auch zugleich hier Regiftrator 
feyn könne, indem. doch das Regiftraturmefen bei der Pofts 
abminiftration nicht von einer fo complicirten Art, und Feine 
befondere Manipulation erforderlich feyn dürfte.‘ Ich bin 
deßhalb ganz mit der Anficht einverftanden, die in dem Com⸗ 
miſſionsbericht ausgefprochen ift, und befonderd mit. dem 
Wunſche der Vereinfachung hinfichtlich der Geſchaͤftsabſon⸗ 
berung bei Subalternen, wie fie früher auch beftanden hat, 
21. 
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wo ein Subalterne überhaupt verwendet wurde, wie es ſich 
überhaupt im Gefchäftdgang felbft ergab. 

Was den Borfchlag des Abg. Moͤrdes betrifft, fo halte 
ich ihn auch für bedenklich, obgleich die Beſorgniß, auf die 
er gegründet ift, nicht ohne Grund feyn mag, glaube aber, 
baß durch gehörige Gontref bei der Eröffnung jede Gefahr 
befeitige werden kann, ohne die Nachtheile herbeizuführen, 
die durch das Verbrennen entftehen können. 

Was den Vorfchlag des Abg. Sander betrifft, fo möchte 
ich ihm boch zu bedenfen geben, daß eine gewiffe Grabation 
ber Befoldungen bei diefer Stelle doch fehr zweckmaͤßig ift, 
daß nämlich ein langes Dienftalter, und oft Berdienfte felbft, 
mit einer gehörigen Belohnung anerkannt werben koͤnnen. 
Ob aber gerade Derjenige, für dem diefe Erhöhung in Antrag 
"gebracht iſt, wermöge feines Alters oder feiner Verdienſte 
daranf Anfprud; machen fönne, weiß ich nicht. 

Mördes: Mir genügt befondersd, von Seiten der Regie 
rungscommiſſion das Anerkenntniß gefunden zu haben, daß 
ihr ſelbſt die bisherige Einrichtung bedenklich fcheint, und fle 
daraus fchon VBeranlaffung nahm, die Pofldirection zum 
Entwurf einer andern Sinftruftion aufzufodern. Sch bin weit 
von der Eitelfeit entfernt, auf meiner Propofition zu beharren, 
fondern bin im Gegentheil gern mit dem Antrag des Abg. 
Welder eimverftanden, weil mir nur darum zu thun iſt, 
Mißbraͤuche zu verhüten, die ich angeführt habe. Was die 
Bedenklichkeit des Abg. Knapp betrifft, fo ſcheint mir die 
Gefahr bei der Verbrennung der Briefe, befonders für die 
niebere Klaſſe, nicht fo groß ; denn Landleute correfpondiren, 
wenn fle ſelbſt die Feder führen, in der Regel nur über Dinge 
von geringer Bedeutung. Betrifft ed dagegen Erbſchaften 
ober audere wichtigere Angelegenheiten, fo bedienen fie ſich 
eines ſachkundigen Geſchaͤſtsmanus, vom dem: man erwarten 
darß, daß er mit den beſtehenden Einrichtungen befannt iſt. 
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Finanzminiſter v. Boch: Der Abg. Mert findet die Zahl 
von vier Reviforen viel zu groß, im Verhaͤltniß zu der Ein⸗ 
nahme von 500,000 fl. Aus der Größe der Einnahme kann 
man aber auf die Gefchäfte der Reviſoren nicht ſchließen. 
Sch kann mir eine Einnahme von zwei Millionen denfen, bie 
einen einzigen Reviſor nicht befchäftigt, während eine Eine 
nahme von 500,000 fl, wegen des großen Detaild vier Re⸗ 
viforen befchäftigt, übrigens geftehe ich offen, daß ich nicht 
weiß, ob die Poft mit drei oder vier Neviforen ausreichen 
fann, beun dazu gehört eine ganz ſpezielle Kenntniß; man 
muß beobachten, ob die Angeftellten zu Vollbringung ihrer 
Geichäfte ihre ganze für den Dienft beftimmte Zeit anwenden, 
und ob fie. während diefer Zeit mit gehöriger Anftrengung; 
arbeiten: Bloß daraus läßt ſich abnehmen, ob zu viel. Rer 
viſoren angeſtellt ſind, oder nicht; Ihre Commiſſion hat 
wegen ber Größe des Perfonals bei der Oberpoſtdirection 
bemerft, daß nad einer Befaunimachung von. 1814 mm 
neun Perſonen für die Dberpofidirection beflimmt worden 
feien, allein es ift die Frage, ob die Zahl von neun Perfonen. 
damals wirffich angemefjfen war oder nicht. Ich will ed ans 
nehmen, denn ich wüßte feinen Grund zu dem Gegentheil.: 
Wenn aber im Jahr 4814 neun Perfonen erforderlich waren, 
fo find jegt gewiß eiff Perfonen nicht. zu viel, vielleicht: eher 
zu wenig, denn feit 1814 haben fich die Gefchäfte der Ober⸗ 
pofbirection in einem weit größeren Verhaͤltuiß, ald in dem 
von 9 zu 14 ausgedehnt. Seit 1814 haben die Revenuen 
fehr bedeutend zugenommen, ja. fie find in fünf Sahremune 
400,000 fl, gewachſen. Daraus alfo, daß im Jahr 1844 nur 
neun Perfonen gu Führung: der Oberpoftdirection beftimurt 
worden find, folgt nicht, daß im Jahr 1832 auch nur nam 
nothwendig find, fondern es folgt eher daraus, daß eilf und 
awölf erforderlich find, Uebrigens, wie fchon gefagt, nur die: 
Berwaltungsbehörbe, die die. Oberaufficht führt, kann ſich 
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durch eitte fehr fpezielle Aufficht überzeugen , ob es viel — 
fonen erforderlich ſind. | 
Rutfhmann: Die Anſicht des Abg. Merk war *— 
bie. der Budgetscommiſſion. Es war ihr auffallend, daß, 
während von 1832 nur 15,825 fl. im Ganzen für Befoldung, 
Gehalte und Bureaufoften der Gentraldirection "bewilligt 
waren, nun auf einmal 418,800 fl., alfo mehr ald im Jahr 
41832 bewilligt wurde, in Berechnung fommen. Die Buß 
getscommiſſion hat den gegenwärtigen Effectivftand, ber 
44,800 fl. unter der Rubrif „Beſoldungen“ beträgt, um 600 fl. 
erhöht, alfo die Summe von 15,400 fl. für Befoldungen 
bewilligt, in der Vorausſetzung, daß ed der Gentralpoft, 
direction gelingen werde, durch Berminderung ded Perfonals, 
und etwa, was fie befonderd im Auge hatte, durch andermeite 
Berwendung eined Reviford zu den Secretariats⸗ oder Res 
giftraturgefchäften eine Erfparniß eintreten zu laffen, und 
glaubte, daß fie mit 15,400 fl. fo viel bewillige ‚als nur 
immer dad Bebürfniß erforbere. In der Commiſſion ſelbſt iſt 
auch gegen diefe Verminderung viel weniger eingewendet 
worden, als gegen die Berminderung bei der Localverwal⸗ 
tung, und es ift zu bedauern, daß damals, hinſichtlich der 
Eentralpoſtdirection, nicht mehr bemerkt wurde. 
Finanzminiſter v. Böckh: Der Herr Abgeordnete hat von 
18,800 fl. geſprochen, allein ich weiß nicht, wie er dazu 
kommt. Wir handeln hier bloß von Beſoldungen. Der Effec⸗ 
tivetat beträgt 44,000 fl., der Mehrbetrag von 1400 fl. beruht 
darauf, daß die Oberpoftdirection fagt, fie müffe einen be 
fonderen Secretär haben. Wenn man nun einen befonderen 
Secretär anftelt und diefem 1000 fl. giebt, fo find noch 
400 fl. disponibel, um die Befoldungen bed. übrigen Pers 
ſonals allmählig zu verbeffern. Unter diefem Perſonal find‘ 
fünf Subalternen, wovon einer 600 fl ‚ jwei 900 7 7 einen: 
4000 fl. und einer 1200-fl: hat. ö 1.8 
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‚Die Regierung glaubt, daß diefem Perfonal eine Gehalts; 
aufbefferung gebühre, denn ihr Dienft ift von der Art, daß 
fie diefelben Anfprüche haben, wie die Reviſoren bei andern 
Stellen, auch ift e8 befanntlich hier fehr theuer zu leben, fo 
daß ſich die Angeftellten, wenn man fie fohlecht bezahlt, in 
der größten Verlegenheit befinden. 

Rutfhmann: Bei andern Stellen nehmen. die Gefhäfte 
auch ohne Perfonalsvermehrung einen gedeihligen Fortgang, 
fie nehmen diefen Fortgang fogar noch mit einem geringern 
Derfonal. Bei der Stelle 3. B., bei der ich zu feyn die Ehre 
babe, waren früher zwei Finanzräthe, während jegt nur 
noch einer da ift, und ich glaube mir fchmeicheln zu Dürfen, 
daß die Gefchäfte fo gut wie früher beforgt werden. 

Sander: Dad, was der Herr Berichierftatter gegen 
meinen Antrag anführte, hat mir erflärt, wie es kam, daß 
- bie Commiffion nicht. auf die Berwerfung der von der Regies 
rung angetragenen Erhöhung der Befoldung für den Ober; 
poftmeifter einzugehen für gut fand. Einen eigentlichen Grund 
ber Nothwendigkeit der. Bermwilligung für uns, habe ich aber 
nicht gehört. Er hat bemerft, die Regierungscommiſſion 
babe unfere Commiſſion aufgefordert, diefe Zulage zu ges 
nehmigen, um verbienten Poftbeamten eine befjere Stellung 
zu geben, allein diefe beffere Stellung ift ſchon Lange erreicht, 
denn der Oberpoftmeilter hat bereitd gegen die übrigen Poft- 
meifter eine Mehrbefoldung von 200 fl., und dann find bei 
der Oberpoftdirection für die verdienten Poſtbeamten Pläße 
frei, die auch befjer bezahlt find, als die Stellen der Poft- 
meifter. Es ift alfo hinreichend geforgt, und wie gefagt, ein 
fpezieller Grund, gerade dem Oberpoftmeifter dahier 200 fl. 
zuzulegen, ift nicht entwidelt worden. Es wurde von Vers 
bienften geſprochen, die ich nicht beftreiten will, allein es find 
noch zwölf andere Poftmeifter dba, für die feine Zulage in 
Antrag gebracht ift, und fo Fünute man vermuthen, daß dieſe 
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feine Berbieufte hätten, die zu belohnen geweſen wären 
Der Abg. Merf hat gegen meinen Antrag noch angeführt, 
eö fei überhaupt gut, daß man deu Staatsbeamten, wenn 
fie im Dienftalter vorrüden, eine höhere Beſoldung gebe. 
Es ift zu wünfchen, daß feine Methuſalems unter Den Staats⸗ 
dienern find, indem fonft die Staatsfaffe wenig mehr übrig 
haben würde. Sich glaube, daß dieß ein Fehler der Staats⸗ 
verwaltung ift, wodurd auch in vielen Staatöbeamten der 
Gedanke rege wurde, daß feiner auf feiner Befoldung, bie 
er bezieht, ftehen bleiben fünne, und Jeder ſich zu vervoll⸗ 
fommnen, d. b. in der Befoldung zu verbeffeen beſtimmt 
glaubt, daß Jeder meint, er müffe alle zwei oder vier Jahre 
eine Erhöhung erhalten. Uebrigens gilt der Grund des Abg. 
Merk auch nicht gegen meinen Antrag, denn der Oberpofts 
meifter hat fchon eine höhere Befoldung von 200 fl. als die 
andern, und mie man noch weitere 200 fl. zu begründen 
fucht, fehe ich nicht ein. Denn wäre der Grund des Abg. 
Merk ftichhaltig, jo würde dieß aud) auf das naͤchſte Budget 
wirken, und man würde dann 2200 fl. geben müffen, und fo 
würde ed Durch die Bank fortgehen, bis die erhöhte Poſtein⸗ 
nahme von den Poftbeamten felbit abforbirt würde. 

Geheimer Legationsrarh v. Mollenbed: Es find vier 
Punkte zur Sprache gefommen, worüber ich mich einzeln 
erflären werde. 

Was zuvörderft den von dem Abg. Mördes gemachten 
und von dem Abg. Welcker mobificirten Borfchlag betrifft, 
fo glaube ich, daß die Regierung gerne geneigt ift,. jedem. 
Ausweg oder jede Aenderung zu treffen, bie hinſichtlich des 
Verbrennens dieſer Briefe nothwendig iſt. Die Regierung 
hat das Oeffnen der Briefe einzig und allein im Intereſſe 
Derjenigen, denen ſie angehören, anordnen zu müſſen ge⸗ 
glaubt, weil, wie anderwärts bemerkt wurde, in dieſen 
Briefen Dinge enthalten feyn können, die für Diejenigen, 
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die ſie verlieren ſollten, von unberechenbarem Schaden waͤren. 
Ich will nur an die vielen Badiſchen Unterthanen eriunern, die 
in Amerika und Rußland ſind, und ſich noch an das Vater⸗ 
land wenden, indem ſie Briefe an alte Bekannte hierher 
ſchicken. Oft kommt bei dem Miniſterium der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten der Fall vor, daß dieſe Leute Vollmachten her⸗ 
ausſchicken, die eventuell auf den Einen oder Andern aus⸗ 
geſtellt ſind. Wenn dieſe Briefe hier ankommen, ſo ſind die 
Leute todt, und fein Menſch würde von dieſen Briefen wiſſen, 
wohin ſie gehören, wenn fie auf der Poſt liegen blieben. 
Das Verbrennen würde alfo in diefer Hinficht höchft nach⸗ 
theilig feyn. Sie wurden biäher durch verpflichtete Beamte 
eröffnet, und das ganze Verfahren erftrecfte fich Darauf, den 
Namen: zu leſen. Findet man dabei eine Bedenflichkeit, und 
will man, um noch fidherer zu feyn, Urfundsperfonen dazu 
nehmen, ſo wird wohl diefer Antrag keinen Anftand finden. 

Was die Bemerfungen des Abg. Sander wegen des 
hiefigen Oberpoſtamts und des Borftands deffelben betrifft, 
fo muß id) Folgendes erwiedern. Das Oberpoftamt in Karls⸗ 
ruhe ift nicht bloß wie die übrigen Poftämter eine reine 
Localſtelle, fondern diefem Oberpoftamt ift auch die Durch⸗ 
gehung von allen Stundenzetteln und die Anfeßung ber 
Strafen übertragen, die wegen Nadyläffigfeit bei Ritten und 
Zuhren erfannt werben, es übt alfo eine gewiffeArt von In⸗ 
Ranz über fämmtliche Poftbehörden aus, Schon in biefer 
Hinficht ift eine höhere Stellung zweckmaͤßig und angemeffen. 
Aber auch abgefehen davon, fo umfaßt das Oberpoftamt 
Karlöruhe den fünften Theil fämmtlicher Bruttorevennen 
unferer Poften. Das hiefige Oberpoftamt fieht in einem 
Paquetſchluß von 70 bis 80 täglichen Paqueten, uud es ifk 
eine. Maſſe von Arbeiten, die bei vier andern Aemtern nicht 
vorkommen, Wenn ein Mitglied hieran zweifeln folte,. fo 
barf eö nur zwifchen 12 und 1 Uhr auf die Poft gehen, und 
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fehen, welch eine Menge von Gefchäften dort vorliegt, Daß 
der Beamte, der einem ſolchen Amt vorſteht, beſſer geſtellt iſt 
wie ein anderer, wird man in der Billigkeit gegründet finden. 
Es ift übrigens nicht gefagt, daß diefe 200 fl., die dem Abg. 
Sander aufgefallen find, als eine Befoldungszulage in 
Antrag gebracht wurden. Der Oberpoftmeifter hat noch nie 
um Befoldungszulage gebeten, und ich zweifle daran, ob er 
gerade Luft hat, darum zu bitten. Diefe 200 fl. find der Nors 
maletat, der fchon feit zehn Jahren befteht, und der feit zehn 
Zahren von der höheren Behörde eingehalten wurde, um 
eine Richtfhnur zu haben, nach der man fich bei Anträgen 
auf Befoldungserhöhung zu benehmen hat. Diefer Normals 
etat hat die höchfte Sanction erhalten, und das Minifterium 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten, dem bie Leitung der Pos 
ften übertragen ift, hat diefen jeder Zeit ald genaue Richt⸗ 
fehnur befolgt; nur einige Fälle ausgenommen, wo einige 
Dienftanftelungen nothwendig geworben find, ift diefer Etat 
noch nie überfchritten worden. Es find jedoch einige Beamte 
aus früherer Zeit, die eine größere Befoldung bezogen, als 
ihnen normalmäßig gebührte, übernommen worden. Wein 
man nun den Normaletat für alle übrigen genau nach dem⸗ 
jenigen bemeſſen wollte, was fie wirklich haben, und nicht 
auch diejenigen Befoldungen, die einen größeren Betrag auss 
werfen, in den Normaletat hinein nehmen würde, fo müßte 
daraus folgen, daß Diejenigen, die in Folge früherer Vers 
hältniffe mehr beziehen, ein fortwährender Stein ded Ans 
ftoßes für die andern feyn müßten, weil Diejenigen, die Zus 
lagen vermöge ihres Dienftalterd anzufprechen haben, folche 
zu entbehren hätten. Ich kann aber nidyt glauben, daß eine 
folhe Maßregel in den Abfichten der Kammer liegen kann. 
Die Beamten, die mehr zu thun haben, müfjen- nad) einem 
Mapftab dafür bezahlt werden,und daß Derjenige, ber en 
thut, auch mehr erhält, ift billig und recht. 
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Was die weiter angetragene Reduction ded geforderten 
Betrags für die Poftdirection betrifft, ven die Commiffion 
um 800 fl. herabgefetst hat, fo. hat e8 damit folgende Be 
wandtniß: 

Dei Aufftelung des Budgetd hat man, um nicht zu viel 
zu fordern, und um fo viel ald möglich eine weife Sparſam⸗ 
feit eintreten zu laffen, ſich fediglich damit begnügt, den Ef 
fectivetat, wie er ſich wirklich nach den Signaturen der Bes 
amten bildete, ald Baſis des Anſatzes der Pofltionen anzus 
nehmen.  BI08 eine Summe von 1400 fl. wurde weiter 
angefeßt, und zwar deßwegen, weil man bei der Ober poflbis 
rection eines Secretärd dringend bedarf. 

Wenn man die höchfte Verordnung von 1814 und die Or⸗ 
ganiſation anfieht, die, wenn ich nicht irre, als ein Theil 
davon zu betrachten ift, fo wird man finden, daß zu derfelben 
Zeit, wo die großh: Poften noch nicht die Hälfte des-Um« 
fange von jest hatten, zwei Secretäre angeftellt waren, wo⸗ 
von einer zugleich zu den Regiftraturgefchäften hat verwen, 
det werben. follen. Die Poftdirection, um zu fparen, hat diefe 
zwei Secretärftellen eingehen Taffen, und ber jegt angeftellte 
Kanzleifecretär verficht die Regiſtratur und Erpebitur, u 
wird noch zu Kanzleiarbeiten verwendet. 

. Ein wiffenfchaftlich gebildeter Secretär ift meiner Ueber 
zeugung nach ein ganz unentbehrliches Bedürfniß für die 
Oberpoftdirection, wenn diefe Stelle denjenigen Geſchäfts⸗ 
freis ausfüllen fol, den fie auszufüllen hat. Man kann ben 
dabei angeftellten Räthen unmöglich zumuthen, daß fie: jede 
Arbeit und jedes ProtofoN felbft abfaffen, und der angeftellte 
Kanzleifecretär hat vollauf zu thun mit den ihm zugewiefenen 
Geſchaͤften. Es befteht alfo ein Mangel, der fehr fühlbar: ift, 
und dem durchaus im Sntereffe des Dienftes abgehoffen 
werden muß. Für diefen wird der normalmäßige Gehalt 
wmit 1200 fl. in Antrag gebracht. Allein es war dabei feines; 
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wegs bie Abficht, geradezu dieſe 1200 fl. auszugeben, fons 
dern diefer Dienft wird nach der höchſten Vorfchrift ausge⸗ 
fchrieben werden, und wenn ſich ein ſchon angeflellter Beam⸗ 
‚ter findet, der diefe Stelle wünfcht und dazu tüchtig ift, fo 
wird man diefem geben müffen, was er nad; feinen früheren 
Berhältniffen zu beziehen berechtigt ift, oder was ihm nach 
Billigkeit gugewiefen werden dürfte. Weitere 200 fl, find zu 
Aufbefferung eines Raths in Antrag gebracht worben, Die 
bemfelben ſchon längft gebührten, denn die ausgezeichneten 
Dienftleiftungen diefes Mannes im Iutereffe der Stelle mar 
chen ihn diefer Befoldungszulage längft würdig, und ich 
müßte es ald Härte betrachten, wenn er fie noch länger ent» 
behren müßte. Er hat Dienfte geleiftet, die auf den Ertrag 
der Poften von wefentlichem Einfluß find und von noch grös 
Berem feyn werben. Wenn nun, wie die Sommifflon anträgt- 
von den 1400 fl. 800 fl. abgezogen werben, fo bleiben noch 
600 fl. übrig, und da bitte ich zu erwägen, wad man mit 
biefen 600 fl. machen fol? Damit ift nicht gedient! Wir 
brauchen einen tüchtigen Secretär und biefer muß einen ger 
börigen Gehalt haben, und wenn man und auf Vacaturen 
oder Verſetzungen vertröftet, fo kann beides nicht. eher eins 
treten, als bis entweder Einer mit Tod abgeht, oder eine 
andere Stelle erhalten kann. Ob dieß im Laufe der Budgets, 
periode fchom gefchehen fann, will ich dahin geftelt ſeyn Taf 
fen. Es wird fodann noch der Antrag geſtellt, Die Reviſions⸗ 
anftalt zu vermindern, umd den Borftand diefer Revifion, ber 
bis jetzt auch zugleich Collegialmitglied der Poſtdirection iſt, 
künftig einzig und allein dem Reviſionsgeſchäft zw widmen. 

Bei diefem Antrag habe ich nichts Wefentliches zu erin⸗ 
nern, ob ed. gleich bis jeßt anders beftanden, und ſich bes 
währt hat: Es mag Übrigens diefer Antrag eben: fo gut ſeyn, 
und die Zeit wird es Ichren. Wenn man aber. biefen Bor 
ſtand zu deu Reviforen rechnet, fo. möchte dieſe Rechnung 
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nicht richtig feyn. Bei der Revifion kommen fo viele Ger 
“ fchäfte vor, bie durch die Hände des Vorſtands laufen, daß 
deffen Zeit größtentheild mit der Durchficht und Vertheilung 
diefer Gefchäfte und der Leitung des Ganzen in Anfprudh 
genommen wird. Zudem hat er die Berichte zum Theil ſelbſt 
zu machen; e& würde ihm alfo wenig Zeit zur Prüfung der 
Rechnungen übrig bleiben. Es würde auch der Zweck vers 
fehlt werden, weil eine fragmentarifche Rechnungsrevifion 
nichts taugt. Bon den übrigen vier Neviforen, die gegen⸗ 
mwärtig vorhanden find, naͤmlich drei wirkliche Reviforen und 
ein fogenannter Gehülfe, der aber ein wirflicher Ange 
ftellter ift, muß einer nothmwendig zu andern Zwecken verwen⸗ 
det werden, indem bei der NRevifion noch eine Einrichtung 
befteht, die nicht für zweckmaͤßig betrachtet werden kann. Es 
ift dieſes nämlich die Decretur fammtlicher unftändigen Aus 
gaben und Koftenzettel. Es ift offenbar eine mangelhafte 
Einrichtung, daß die Reviforen felbft decretiren; und eine 
folche den beflehenden Vorfchriften widerfprechende Geſchaͤfts⸗ 
behandlung, die bis jetzt bei der Dberpoftdirection befteht, 
darf durchaus nicht Fänger beftehen, wenn diefer Dienft in 
der Art verfehen werden fol, wie ſich gebührt. 

Diefes Gefchäft, fo wie die Tabellen und die vielen Aus— 
weife, die gefordert werden, fo wie eine Menge anderer Ges 
fehäfte, nehmen die Zeit von einem folchen Beamten aus 
ſchließlich in Anfpruch, es bleiben alfo nur drei Neviforen 
übrig, um den ganzen Dienft zu verfehen. Nun erwägen Sie 
aber, daß wir achtzig Poftbehörden haben, die eine abgefons 
berte Rechnung über die Fahrpoft, und eine abgefonderte 
Rechnung über die Briefpoft fielen, Daß die größeren Aemter 
eine feparate Zeitungsrechnung und Eſtaffettenrechnung fühs 
ven; ferner, daß eine befondere Zollrechnung geführt wird, 
welche alle Birrteljahr eingefchickt werden muß; und Sie 
werden ſich einen Begriff von der Maffe ber Gefchäfte machen 
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fonnen. Öegenmwärtig nimmt die Reviflon der reitenben Poft 
ein Individuum ausfchließlich in Anſpruch. Der fahrende 
Dienſt wurde bis jegt durch zwei verfehen, wovon aber ber 
eine noch zu andern Gefchäften verwendet wurde, Ohnehin 
bürfte der bisherige Perfonalftand fünftig kaum mehrgenügen, 
weil die neuen Verhältniffe, die durch die Abfchließung neuer 
Verträge gegründet twerden, und wodurd wir in unmittels 
bare Tranfitverbindung mit entfernten Poftanftalten kom⸗ 
men, eine große Vermehrung der Gefchäfte zur Folge haben. 
Diefe Gefchäftsvermehrung wird fich übrigens durch den 
höhern Ertrag der Poften belohnen. Wenn man aber damit 
anfangen will, bie Revifionsanftalt, die die Seele vom Gan⸗ 
zen ift, und die Control über Alles führt, zu reduciren, 
fo würde ich dieſes nicht mit einer fortfchreitenden befferen 
Berwaltung zu vereinigen wifjen. Ich erkläre frei, daß ich 
mich nicht für competent halte, zu fagen, wie viele Beamte 
gerade zu diefem Gefchäft nothwendig find. Es ift aber bes 
reitd, um eine competente Stelle darüber zu hören, die Obers 
rechnungsfammer gebeten worden, eine genaue Prüfung der 
materiellen Geſchäfte hinfichtlich der Poftrechnungsrevifion 
vorzunehmen und das Refultat mitzutheilen, um hiernach 
bemefjen zu können, ob eine Reduction des Perſonals möglich 
fei oder nicht. Die Poftbehörde hat übrigens noch um eine 
Vermehrung gebeten, die man ihr aber nicht gewährt hats 
Iſt dieſe Reduction möglidy, fo darf die Kammer verfichert 
feyn, daß die Regierung gar Feine Beranlafjung finden kann, 
fie nicht auszuführen. Wenn fie aber nicht möglich ift, fo 
werben Sie auch nicht verlangen, daß fie gefchehen folle, 
weil das Intereſſe des Dienftes nothwendig Darunter lei⸗ 
den müßte. Sch muß beßhalb fehr bitten, daß man und in 
dem Budget die Summe, weldye dafür beftimmt ift, um die 
bemerkten Ausgaben zu beftreiten, nicht ſchmälert, denn. es 
würbe die nothwendige Folge davon ſeyn, daß entweder der 
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Dienft darunter litte, oder wenn dieß nicht -gefchehen fünnte, 
eine Ueberfchreitung Statt finden müßte, die gleich bedauers 
lich wäre, indem ich großen Werth darauf. lege, baß die vor: 
gefchriebenen Etats pünftlich und gewiſſenhaft eingehalten 
werben. Ä 

Merk: Der Abo. Sander hat mich hinfichtlich meiner 
Bemerfung wegen der Grabation bei den Befoldungen miß: 
verftanden. Wenn ich eine Grabation in infinitum verftans 
den hätte, dann würde er Recht haben. Ich habe aber eine 
regelmäßige feite Gradation im Auge gehabt, wie man auch 
in andern Staaten auf folche Gradationen Rücficht genoms 
men hat, wogegen ſich nichts fagen laffen wird. Ich habe 
übrigens von einem Befoldungsregulativ ſprechen hören, dag 
beftehen fol, allein davon weiß ich nichts, daß wir in Baden 
ein feſtes, gefeßlich beftehendes Befoldungsnormativ haben. 

Seheimer Legationgrath v. Mollen beck: Es ift fein Bes 
foldungsregulativ, fondern ein Normaletat, wonach man 
fich bei Befoldungsanträgen richten fol. 

Winterv H: Ehe ich für den einen oder den andern 
Antrag mich entfcheiden kann, erlaube ich mir eine Frage an 
den Herrn Präfldenten, weil er der Mann ift, der vom Ans 
- fang unferes Landtages an in diefem Haufe auf die Drds 

nung zu fehen hat, ob nämlich der Herr, der hinter dem 
Tisch der Minifter mehrmals das Wort nahm, und befien 
Worte nicht ohne Einfluß bleiben können, wenn wir ihn als 
Regierungscommiffär anzufehen haben, fich auch. wirklich 
als Regierungscommiffär, wie er ſich gerirt hat, und wie er 
von den Abg. Welcker und Merf benannt wurde, legitis 
mirt hat, und zwar wie ed bis jegt in diefem Haufe herfomm 
lic) war, durch ein Reſcript des Großherzogs. Ordnung muß 
an der Seite der Freiheit feyn, und man kann fagen, daß in 
diefem Sinne die Ordnung die Schwefter der Freiheit if. 
Praͤſident: Der Herr Minifter hat mir geflern die Anz 


836 Verhandlungen ber II. Kammer. 


geige gemacht, daß der Herr Geheime Legationdrath v. Mol⸗ 
lenbeck beflimmt worben fei, in Poftangelegenheiten ber 
‚Kammer heute die nöthigen Aufflärungen zu ertheilen, und 
ba ein früheres Reſcript erfchien, wonach jeder Minifteriaks 
vorftand berechtigt ift, für die Erörterung einzelner Pofitios 
nen Mitglieder feines Minifteriumd zu beftellen, fo konnte 
ich feinen Anftand nehmen, den Herrn Geheimen Legationds 
rath v. Mollenbed als Regierungscommiffär anzuerfens 
nen. Sch bedaure, daß ich nicht am Anfange der Sikung 
dieſes angezeigt habe. 

Winter v. H.: Ich wollte auch mein Bedauern darüber 
ausſprechen, allein es ift mir jegt angenehm, daß der Herr 
Präfident durd feine Erflärung das Fehlende nady 
brachte. Wenn auch nur als Aushülfe des Herrn Minifterd 
der auswärtigen Angelegenheiten, worüber ich mich gerne 
befcheide, fo hätte ich Doch gemwünfcht, daß er der Kammer 
als Regierungscommiffär wäre vorgeftellt worden, und uns 
terftüge nun den Antrag ded Abg. Mördes um fo mehr, 
weil der Herr Negierungscommiffär ung die Verficherung 
gegeben hat, daß die Regierung felbft geneigt fei, hier einem 
Mangel abzuhelfen. Ich unterflüge aber den Antrag des 
Abg. Mördes nur mit der Modiftcation des Abgeordneten 
Welcker, und kann nicht unterlaffen, der Kammer einen 
fhönen Zug anzuführen, der infolge diefer Unordnung von 
einem Mann, der einen großen Sinn für das Wohlthun auf 
eine Acht englifche Weife beurfundet, an den Tag gelegt - 
wurde. Ich fenne nämlic einen Engländer, einen. reichen 
Mann, der die Gewohnheit hat, von Zeit zu Zeit, da mo er 
wohnt, an einem bedeutenden Drt in Deutfchland auf die 
Poſt zu gehen, und die große Lifte von Gefangenen am 
Schalter zu befchauen, und diejenigen Briefe herauszuſuchen, 
von denen er glaubt, fie wären von Handwerkspurſchen ober 
andern unbedeutenden Leuten, un fle dadurch zır befreien, 
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baß er das Porto bezahlt, damit die Briefe an Ort umb 
Stelle fommen. Wenn die Briefe verbrannt werben, fo habe 
ich allerdings diefelbe Anficht wie der Abg. Welcker und 
die Regierung. Die Briefe können nicht nur Gelder und 
Wechfel, fondern auch andere Documente enthalten, die für 
die Leute noch weit wichtiger find als Geld. 

Staatsminifter v. Türdheim: Sch will nur furz ber 
merken, und zwar darum nur ganz kurz, weil ich vor nichts 
mehr Abneigung habe, als vor Allem, was ſich blos auf 
Perjönlichkeiten bezieht, daß wenn der Abg. Winter vor 
bin dem Herrn Präfidenten fein Bedauern darüber auds 
gedrückt hat, daß er die Kammer nicht von der Legitimation 
des Herrn Geheimen Legationdrarhe von Mollenbed in. 
Kenntniß gefegt habe, der als der Referent in Poftangeles 
genheiten dazu berufen ift, die erforderlichen Aufflärungen 
zu geben, er doch wenigftend gewiß feine Ueberraſchung habe 
- außfprechen wollen, denn derfelbe Abg. war bei den Com; 
mifffonsverhandlungen gegenwärtig, an denen derfelbe Re⸗ 
gierungscommiffär bereits Theil genommen hat. Es hat. 
übrigens der Herr Präfident bereitd den Zufanmenhang 
der Sache auf den Grund der Gefhäftdordnung entwickelt, 
und angeführt, daß Herr v. Mollenbed wirklich ald Res 
gierungscommiflär * are Verhandlung angezeigt wors 
den ift. 

Winterv. 9: Ich habe hier in der Kammer nur al 
Kammermitglied zu fprechen, und wenn der Herr Minifter 
bemerfte, daß ich den neuen Regierungscommiffär fchon in 
der Commiſſion kennen gelernt habe, fo muß ich erwiedern, 
daß diefer Herr dorthin nicht ald Regierungscommiffär ge 
kommen ift, indem er als folcher nur in der Kammer erfcheis 
nen kann. Jedenfalls muß, wenn ed aud dem Präfidenten 
vorher angemeldet worden ift, ein neuer. Regierungscommiß 
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dieſes wicht gefchehen ift, habe ich meine Bemerkung gemacht, 
womit ic; gar feinen Fehler begangen zu haben glaube. 
Rutſchmann: Ich habe den Budgetſatz der Commiſſion 
hinfichtlicdy der Gentralfoften der Dberpoftdirection bereits 
vertheidigt, und kann mich jeßt auf dasjenige, was der Herr 
Regierungscommiffär ausgefprochen hat, fürzer faffen. Er 
hat unter Anderem angeführt, daß bei der Revifion eine Ge⸗ 
fchäftevermehrung eintreten werde, indem die Zetteldecretu; 
ren einem befondern Mann übertragen werden follen. 


Eine Gefhäftsvermehrung tritt nicht ein, fondern 
nur eine Theilung der Arbeit. Bisher find die Reviflonds 
geſchaͤfte und die Zetteldecreturen von einem gemeinjchaftlis 
chen Perfonal beforgt worden, und fünftig follen die ges 
trennten Gefchäftszweige unter das Perfonal vertheilt wers 
ben. Den Wirfungsfreig, den der Herr Regierungscommiffär 
dem Borftand der Reviflon angemwiefen hat, hat die Budgets⸗ 
commiffion nicht angedeutet. Sie hat gefagt, der Reviſions⸗ 
vorftand könne zugleich Revifionsgefchäfte beforgen, und das . 
Referat über Rechnungsgegenftände der Oberpoftdirection 
führen. Es hat fich übrigend noch feine Stimme für Erhös 
bung der Dotation ber Oberpoftdirection hören laffen, es 
müßte denn noch ein Mitglied auftreten. 

Finanzminifter v. Böckh: Die organifchen Einrichtungen 
find Sache der Regierung. Der Borfchlag der Commiſſion 
iſt nicht zweckmaͤßig. Als Revifor, Revifionsvorftand und 
Mitglied des Collegiums, alfo in drei verſchiedenen Functio⸗ 
nen, die gegenjeitig controlirt und beauffichtigt werden follen, 
kann ein und dafjelbe Individuum nicht handeln. 


Rutſchmann: In der Budgetscommiffion wurden keine 
Einwendungen gegen den Inhalt ded Berichts gemacht, und 
es ift zu bedauern, daß jetzt in öffentlicher Sigung eine 
zeitraubende Discuffion begiunt, während man früher mit 
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ber Regierung einig war, die fidy die Reduction des Bub 
getsſatzes gefallen ließ. 

Winter v. H: Ich muß dieß beftätigen und noch hinzu⸗ 
fegen, daß gar feine Tange Discuffion darüber Statt fand. 

Minifterialrath Frey: Man hat den Punkt blos zur 
Kenntniß genommen, um die Frage noch näher zu erwägen. 
Es hat übrigens die Commiſſion felbft darauf aufmerffam 
gemacht, daß im Laufe von fünf Fahren die Einnahmen ber 
Poftadminiftration um 100,000 fl. fich vermehrt haben, welche 
Bermehrung nicht hätte Statt finden fünnen, ohne eine Aus⸗ 
dehnung der Poftanftalt, und befonders eine Vermehrung 
der Revifionsgefchäfte herbeizuführen: Da indeffen die Com⸗ 
miſſion fid auch auf das Jahr 4814 berufen und angeführt 
bat, daß damals das Perfonal aus neun Perfonen beftanden 
habe, fo muß ich auch bemerken, daß damals die Bruttoein⸗ 
nahme in 312,000 fl. und jest in 520,000 fl. befteht, ein 
Beweis, daß verhaͤltnißmaͤßig jegt nur wenig verlangt wird, 

Rutſchmann: Wir loben die Vermehrung der Ein—⸗ 
nahme, tadeln aber auch die Vermehrung der Ausgabe, 
wenn ed und nothwendig feheint. 

Gerbel: Der Antrag auf Verminderung der Rebiforen 
iſt nicht unterftüßt, und ich würde mich auch dagegen erklä⸗ 
ven, weil es für den Dienft nachtheilig iſt. Sch habe übrigens 
bier eine Behauptung aufſtellen hören, die mich zu Erbittung 
einer naͤheren Auskunft veranlaßt. 

Der Herr Regierungscommiffär hat behauptet, daß das 
hiefige Oberpoflamt eine Inſtanz bilde, um andere Poſtaͤm⸗ 
ter zu controliren. Dieß wäre eine neue Snftanz, von der ich 
noch nichts gehört habe. 

Geheimer Legationsrath v. Mollenbed: Es ift feine 
Snftanz zwifchen den andern Behörden ‚, fondern diejenige 
Behörde, die die Stundenzettel oder die täglichen Ausweiſe 
über die Rittzeit und die Berfäumniffe revidirt, und die Stra- 
fen ſogleich anfegt, indem, wenn die Strafen erft ein halbes 

22 ı 
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Jahr nachher angefegt würben, ihr Zweck — ver⸗ 
loren gienge. 

Miniſter v. Türckheim: Ich will mich nicht an die 
Worte halten, allein es iſt ein ihm übertragenes Gefchäft, 
wodurch allerdings feine Arbeiten vermehrt werden, als J In⸗ 
ſtanz aber bitte ich es nicht gelten zu laſſen. 

Regenauer: Der Antrag der Commiſſion in —— 
auf die Ausgaben der Poſtadminiſtration iſt gerade um 800 fl. 
geringer ald dad Verlangen der Regierung. Diefe 800 fl. 
kommen, wie ſchon mehrmals bemerkt wurde, von einer Her⸗ 
abfegung des Etats der Oberpoftdirection her. Die Regie⸗ 
rung fordert 4400 fl. über den Effectivetat und die Com⸗ 
miſſion will nur 600 fl. bewilligen. Die Anträge der Regie⸗ 
rung foheinen mir aber nad) dem, was der Herr Regierungs⸗ 
commiffär vorhin bemerkt hat, fo gegründet, daß ich glaube, 
es läge in der Billigkeit, wenn man die Forderung der Re 
gierung genehmigte. Ich halte nicht für zweckmäßig, bei 
Geſchäftsveränderungen, bei Einrichtungen, die durdy Die 
Natur der Sache, durch das Fortfchreiten ber Gefchäfte und 
die zwecmäßigere Anordnung derfelben veranlaßt werden, 
fo farg zu feyn, der Regierung gerade darin die Hände zu 
binden. Man würde fie in die Alternative feßen, dad Bud» 
get zu überfchreiten und dann einer nachfolgenden unanges 
nehmen Discuffion ſich auszuſetzen, oder aber zweckmäßige 
Berbefferungen zu unterlaffen. Ich glaube, wir dürfen auch 
Bas Vertrauen haben, daß die Regierung die Summe nicht 
ausgeben werde, wenn fie nicht die Meberzeugung hat, baß 
fie nothwendig ift. Ich trage deßhalb darauf an, die Ausgas 
ben der Poftadminiftration auf diejenige Summe zu fegen, 
wie fie die Regierung in Antrag gebracht hat. 

Buhl: Ich bin gegen diefen Antrag, denn hier ift nicht 
die Frage von einer Ausgabe, die fchon befteht, oder bisher 
beftanden ift, und wenn die Regierungecommiffion bemerfte, 
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daß diefe Erhöhung der Ausgabe durch eine Gefchäftdvers 
mehrung eingetreten fei, fo glaube ich nicht, daß mit ber letz⸗ 
teren auch zugleich eine Vermehrung der Ausgaben verbuns 
den ift, Mein Lebensberuf hat mich auf eine Stelle geführt, 
wo ich fhon oft erfahren habe, daß die mathematifche Rech⸗ 
nung fehr unrichtig ift, die fo lautet, daß drei Perfonen in 
42 Stunden dasjenige fertigen, wad zwei in 18 Stunden 
abmachen. Ich habe erfahren, daß bei mehreren Perfonen 
ed weniger gegangen ift, ald bei einer geringeren Anzahl. 
Die Vermehrung der Einnahmen zieht nicht immer abfolnt 
eine Bermehrung ber Gefchäfte von der Art mit fih, daß 
gleich audy die Zahl des Perfonald vermehrt werden muß: 
Der Abg. Rutfhmann hat bereits ein Beifpiel aus dem 
Staatöhanshalt angeftellt, wonach die Gefchäfte mit einem 
Rath fo gut beforgt werben, als früher mit zwei, und darum 
hoffe ich, daß die Regierung mit der von der Commiſſion in 
Antrag gebrachten Summe ohne Schaden für die Gefchäfte 
wird audfommen fünnen. 

Regenauer: Ich weiß die Geſchäfte auch zu beurtheis 
Ien, ich weiß auch, was Jemand Ieiften fann. Ich geftehe 
aber, daß ich, ob ich mir gleich in diefer Sache daffelbe Urs 
theil zutraue, wie der Abg. Buhl, nicht fagen fann, es 
werde tiefe Behörde mit der Summe reichen, ed werde nicht 
zwedmäßig feyn, ihr die in Antrag gebrachte Erhöhung zu 
bewilligen. Das, glaube ich, dürfen wir der Stelle, die den 
Betrag fordert, zutrauen, daß fie weiß, ob fleben weiter ver: 
langten Beamten nothwendig habe, oder nicht. Sch bin aller⸗ 
dinge auch Einer von Denjenigen, die die Erhöhung der Ein; 
nahmen lieben, aber Keiner von Denjenigen, die eine damit 
verbundene Erhöhung der Ausgaben ſchon darum, weil es 

- eine Erhöhung if, tadeln. Sch unterfuche erft, ehe ich tadfe. 
Miniſter v. Türdheim: Wenn fi der Abg. Buhl zu 
Unterftügung feiner Anficht auf andere Gefchäftsverhäftniffe 


32 Verhandlungen der II. Kammer. 


beruft, fo folgt daraus blog, daß man die Eigenthümlichkeit 
der Stellung und der Lage zu berüdfichtigen hat, und nicht 
aus einzelnen, vielleicht zufälligen Berhältniffen auf das All⸗ 
gemeine einen Schluß ziehen darf. Man muß in die befons 
dern Verhältniffe eingehen, und prüfen, ob daffelbe auch hier 
anmwenbbar ift, was bei ganz andern Geſchaͤftszweigen beob⸗ 
achtet worden ift. Ich will keineswegs als einziges Motiv 
der Ausgabeerhöhung die Einnahmeerhöhung allein anfühs 
ven, denn wenn diefed wäre, fo würde die gemachte Bemers 
fung paffen, allein ich will nur daran erinnern, daß man bie 
Nothwendigkeit der Anftelung eined Secretärd bargethan 
hat, bei einer Behörde, wie die Poftdirection an ſich ſchon 
ift, und. welche ſich überdieß gegenwärtig in fortwährender 
Bewegung befindet, um andere und erweiterte Einrichtungen 
zu treffen. Sodann hat man aber auch noch bemerkt, daß 
noch einige wenige Mittel übrig gelaffen werden müffen, um 
folchen Beamten, die bei der Verwaltung angeftellt find, und 
perfünliche Anfprüche auf Gehaltserhöhung haben, diefelben 
gewähren zu können. Man kann biefe nicht auf die Zufällig» 
keit eined möglichen Abgangs anderer Angeftellten vertröften, 
wie fchon hinreichend dargethan worden ift. Dieß allein find 
die Motive, womit die Regierung ihren Antrag unterflüßt: 
‘Buhl: Der Ag. Regenauer bat mid, ganz mißvers 
fanden, wenn er fagt, ohne Prüfung und ohne Kenntniß 
hätte man tadeln wollen. Er fagt ferner, er vwerftehe biefes 
fo gut als ich, allein ich maße mir audy fein Urtheil darüber 
an, fondern habe mich blos auf die Erfahrung berufen, daß 
man bei vermehrten Gefchäften auch mit denfelben Leuten 
gut auskommen fünne, und eben diefe Leiste mit weit mehr 
Bergnügen ihre Arbeiten beforgen, ald wenn fie weniger zu 
thun haben, Ä 
Mordes: Zur Rechtfertigung der 200 fl. Zulage für ben 
Oberpofimeifter hat man Gründe angeführt, Die der Abg. 
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Sander hinreichend ‚widerlegt bat. Dabei will ich- dem 
Abg- Merk ind Gedaͤchtniß zurüdrufen, daß ſchon eine Gra⸗ 
bation von 1400 fl. bis 4600 fl, befteht, und. nur der hieſige 
Benmte 1800 fl. bezieht. Man hat bemerkt, man zmweifle, ob 
en um Zulage einfommen werde, und er ift auch allerbinge 
wirklich viel zu befheiden, ale daß ar ſich in die Klaffe Dem 
jenigen ftellen würde, bei, denen eine ſolche Ausnahme gew 
rechtfertigt werden könnte, und ich, der ich den Herrn Ober⸗ 
poftmeifter felbft fenne, nehme feinen Anftand, zu fagen, daß 
fein eigenes Gefühl dadurch verletzt werden würde, - 

Winterv. H: Ale Mitglieder der Budgetöcommifften 
haben diefen Antrag unterftüßt, und ich weiß nicht, ob der 
Ag. Regenauer der Budgetscommifflon einen Vorwurf. 
hat machen. wollen, wenn. er fagte, er unterfuche vorher, ehe 
er table, 

Rutſchmann: Sch will nur darauf aufmerkffam machen, 
wie fehr leicht eine Verminderung des Perfonals bei der Die 
reetion der Poften: bewirkt werden könnte. Noch vor zmei 
oder drei Jahren, ehe der jegige Generalpofifaffier vom Ober⸗ 
poftamte abtrat, hat ein Rath der Oberpoftdirection nebenbei: 
die Gentralpoftfafle beforgt, mas höchft unangemeffen war. 
Diefer. it nun feinem Beruf ald Rath vollſtändig zurückgege⸗ 
ben. Ein anderer Rath hat mit Abfchließung der Poſtver⸗ 
träge im Ausland und Inland ſchon Sahre lang fehr viel zu 
thun. Sind biefe Verträge abgefchloffen, fo iſt auch dieſes 
Glied der Eentralftelle feinem Beruf volfommen wieder: ger: 
geben. 

Rettigv. Sch.: Ich unterflüge den Antrag. bed; Ybg. 
‚Regenauer, weil ich weit entfernt bin, ein Urtheil über: 
Etwas zu: fällen, was ich im Grunde nicht beurtheilen kann, 
und. weil ich mich zugleich nicht von jenem Vertrauen entferr 
nen fann, wovon der Abg. Regenauer gefprocen. 

Hecht: Bei der trüben Augficht für unfer Land, bei. der 
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Ausſicht, eine Hauptrevenue geſchmaͤlert zu fehen durch einen 
geringen Herbft, ift ed mir eine erfreuliche Erfcheinung, über 
einen der Summe nad} unbebeutenden Gegenftand eine ernfte 
Discaffion zu ſehen und zu hören, wie mandıe Mitglieder 
mit ernften Gründen es belegen, ed müffe gefpart und damit 
gleich angefangen werben. Sich rechne beſonders auch in ber 
Kammer auf jene Mitglieder, bie oft fchon gleich am Ans 
fang des Landtags davon gefprochen haben, daß deſonders 
die materiellen Intereſſen fcharf ind Auge gefaßt werden 
müſſen. 

Mohr: Ich unterſtütze nicht den Antrag des Abgeordnes 
ten Regenauer, wohl aber ben ded Abg. Sander. Wenn 
wir die Verhandlung über den heutigen Gegenftand, bei dem. 
ed ſich um Vermehrung von Staatöftelen und Befoldungen 
handelt, mit jenen Verhandlungen vergleichen, worin ed um 
die Erleichterung des Volks zu thun ift, wo ihm drückende 
Abgaben abgenommen werben follen, fo muß ed und auffal- 
len, daß wir einen Mangel in der Staatökaffe, eine Noth an 
Mitteln bemerken müffen, heute aber, wo es fidh um Ders 
mehrung der Befoldungen handelt, Fein Wort davon hören. 
Nothwendig ift ed, Erfparniffe eintreten zu laffen, und\es 
find der Kammer foldhe Wege vorgefchlagen worden, wos 
durch folche Erfparniffe bewirkt werden fünnen. Auf dem 
Landtag von 1831 wurden Mittel genug bezeichnet, allein 
man kommt ihnen nicht nach, und wenn es um einen Kreu⸗ 
ger zu thun ift, womit das Volk erleichtert. werden fol, fo 
fpriht man gleich von Ergänzung durch Steuern. Darum 
ift ed an der Zeit, dem Borfchlag des Abg. Sander Folge 
zu geben. 

Finanzminifter v. Boch: Wenn der Abg. Mohr das 

Regierungeblatt lefen will, fo wird er finden, daß feine Aeu⸗ 
ßerung, als ob die Stellen vermehrt würden, ganz ungegrüns 
det und das Gegentheil wahr ift, denn feit einer Reihe von 
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Jahren find viele Stellen eingegangen, und die Zahl der 
Staatödiener ift vermindert worden. 

Es werden hierauf folgende Anträge angenommen: 

4) Der des Abg. Mör des, die hobe Regierung zu bits 
ten, im Wege der Unterhandlung mit auswärtigen Staaten, 
wo dieß bis jeßt noch nicht der Fall ift, die Uebereinkunft zu 
treffen, baß die fogenannten Retourbriefe fogleich zurückges 
fchickt werden und der Abfchlag des inländifchen Porto dur 
das Abgabepoftamt bewirkt werde. 

2) Der von dem Abg. Welcker modiftcirte Antrag des 
Abg. Mördes, die unbeftellbaren Briefe vier Wochen lang 
am Schalter der Poft aufzuftecken, während diefer Zeit die 
Befanntmahung in einem öffentlichen Blatte zu erlaffen, 
und nad) drei Monaten, wenn ſich Niemand meldet, ſolche 
unter Zuziehung von zwei Mitgliedern ded Gemeinderaths 
zu eröffnen. 

3) Der des Abg. Sander r, bie Erhöhung der Befoldung 
des Localpoftmeifters von 200 fl. nicht zu genehmigen. 

4) Der Sommiffionsantrag felbft, alfo Tautend: „Die 
Laſten und Berwaltungsfoften diefes Adminiſtrationszweigs 
im Betrag von 297,600 fl. für das Sahr 1833 und 294,100 fl. 
für das Jahr 1834, nad) Abzug der durch den Antrag Nr. 3 
befeitigten 200 fl. Befoldungszulage für den Dberpoftmeifte 
zu genehmigen.” 

Zu 

Nr. 3 Lit. a Seite 27. 

„Die hohe Regierung um die Vorlage eines Geſetzes, bie 
Wahrung des Poftgeheimniffes betreffend, zu bitten.‘ 

Rutfhmann: Es ift fehr zu bedauern, daß bie hohe 
Regierung fid nicht mit der Budgetscommiffion über diefen 
Gegenftand vereinigt hat, und durch die Vorlage eines Ge- 
feßesentwurfs der Kammer nicht entgegenfam, in welchem 
Falle die Discuffion, die fich nun entfpinnen wird, überflüffig 
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geworben wäre. Sch will nun basjenige der Kammer vors 
tragen, was über diefen Gegenfland in dem der Kammer. 
von 1831 von dem Herrn Dberpoftdirector v. Fahnenberg 
übergebenen Actenſtück enthalten ift. 


Beftehende Borfchriften in Bezug anf das Poſt— 
geheimniß. 


a. Auszug aus der Eidesformel 

„Nachdem Ihr N. N. von Sr. Königlichen Hoheit dem 
Großherzog zum N. N. in N. N. ernannt worden feid, fo 

follt Ihr geloben, und mittelft dieſes feierlichen Gelübdes 
an Eidesftatt auf Ehre und Treue verfprechen: | 
„nm Dem Durclauchtigften Großherzog und Herrn, 
Leopold, Großherzog von Baden, Herzog von Zaͤh⸗ 
ringen 2c. treu und gehorfam zu feyn, Höchftdero Schaden 
zu verhüten und Nugen zu befördern, inöbefondere aber 
den beftehenden oder fünftig noch ergehenden Poftgefegen 
und Verordnungen, fo wie den Befehlen der Euch vors 
gefegten Dienftbehörde aufrichtig nachzukommen, bie 
Sorrefpondenz Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs, 
Höchftihrer Minifterien und fonftigen Landesſtellen, fo 
wie jene ded gefammten Publicumd weder zu erbrechen, 
oder zu unterfchlagen,, noch zurüczuhalten , ſondern 
fiher, uneröffnet und mit aller möglichen Aufmerkſam⸗ 
keit an ihre Adreffe befördern und beftellen zu laſſen ꝛc.““ 


b, Die ftrenge Aufrechthaltung des Poftgeheimniffes,betreffend. 

„Um jede Beranlaffung zu einem Mißtrauen. gegen bie 
gewiffenhafte Beobachtung des Poftgeheimniffed, den erften 
Grundfag des großherzoglichen Poſtinſtituts, zu befeitigen,. 
wird das correfpondirende Publicum hiermit aufgefordert, 
im Falle Briefe offen, verlegt, oder fonft auf irgend eine 
Art in verbächtigem Zuftande. befindlid, — durch die Poſt 
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abgeliefert werben follten, dem biefelben übergebenden Poſt⸗ 
beamten oder Briefträger fogleih bei der Abgabe 
hierüber die nöthige Bemerfung zu machen, damit die geeig⸗ 
neten Rachforfchungen ungefänmt eingeleitet werden fünnen, 
Spllte von dem betreffenden Poftaute aber feine befries 
digende Auskunft ertheilt werden, fo hat man fich deßhalb 
an unterzeichnete Stelle zu wenden.‘ 
Karlsruhe, den 5. April 1819. 
Grofherzogliche Oberpoftdirection, 
Schr. v, Fahnenberg, 
vdt. Fieß. 


c. Die Behandlung verlekter oder befchädigter Briefe betreffend. 


„Man findet ſich veranlaßt, ſämmtlichen Poſtämtern 
nachftehende Borfchrift, nach welcher fich, unter Berantworts 
lichkeit, pünktlich zu benehmen ift, zu ertheilen.‘ 

4) ‚‚Bei der Annahme von Briefen ift darauf zu fehen, 
daß fie gehörig verfchloffen feien ; im Falle daher ein Brief 
fchlecht oder gar nicht verfchloffen wäre, ift er dem Aufgeber 
mit der nöthigen Belehrung auf der Stelle zurückzugeben, 
und nicht anders als wohl verfchloffen wieder anzunehmen.‘ 

2) „Die mit den Amtöpafeten anfommenden Briefe find 
ebenfalls, fo viel thunlich, hinfichtlich ihrer DVerfiegelung, 
genau zu beobachten; finden fich fchlecht oder gar nicht vers 
fshloffene Briefe vor, fo find fie mit dem Poſtamts ſiegel zu 
verfehließen, jedoch fo, Daß das urfprüngliche und befchädigte 
Siegel des Briefed von dem Poftamtepetfchaft- nicht berührt 
oder gar bedeckt werde. Einem ſolchen Briefe ift zugleich 
ein Zettel mitzugeben, auf welchem dem Adrefjaten vom 
Poftamtswegen in furzen Worten desfalls die nöthige Nach⸗ 
richt gegeben wird, und mittelſt Aviſos iſt auch das Poſtamt, 
in deſſen Amtspaket der Brief ankam, von dem Zuſtande 
deſſelben in Kenntniß zu ſetzen.“ 
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3) ‚‚Bleibt ein ſolcher — befchädigt ober offen angekom⸗ 
mener — Brief nicht im Drte, fondern foll er umfpebirt 
und in einem Amtspaket abgeſchickt werben, fo ift die gleiche 
Vorſichtsmaßregel wie ad 2 zu beobachten und das betreffende 
Poftamt mittelft eines Avifos hievon in Kenntniß zu ſetzen.“ 

„Bon folhen obgedachten und befondern Berbacdht erres 
genden Fällen ift jedesmal fogleich ein umftändlicher Bericht 
an bieffeitige Stelle zu erftatten, wo möglich mit Beilage 
der verlegten Briefe oder Couverten.“ 

Karldruhe, den 5. April 1819. 
Frhr. v. Fahnenberg. 


d. Die Aufrechthaltung des Poftgeheimnifjes betreffend. 


„Sämmtlichen Poftämtern wird bei ſchwerer Verantwort⸗ 
Iichfeit aufgetragen, durchaus feinem Anfinnen oder Befehl 
zur Auslieferung von Briefen an andere Perfonen ober 
Stellen, ald an die rechtmäßigen Adreffaten, Folge zu leiften, 
ehe und bevor nicht von dieffeitiger — den Poftbehörben allein 
vorgefegter — Stelle eine Ermächtigung bierzu ertheilt 
wird ꝛc.“ 

Karlöruhe, den 2. September 1819. 


Frhr. v. Fahnenberg. 


e. Die Auslieferung son Privatbriefen an Gerichtsſtellen betreffend. 


„Nach einemErlaß des großherzoglichenStaatsminifteriume 
vom 2. Mai Nr.992 an das großh. Minifterium der audmärs - 
tigen Angelegenheiten haben Seine König. Hoheit zu befehlen 
und die dieffeitige Stelle anweifen zu Iaffen geruht, Privats 
briefe auf keinerlei Art von Requifitionen ausliefern, fondern 
jedesmal nur an den Adreffaten verabfolgen zu laffen; dabei 
feie nur der Fall auszunehmen, wenn der Adreffat bereits 
in gefänglicher Haft, oder wegen eined Eriminalverbrechens 
fhon in Unterfuchung if, wo alddann das betreffende Poſt⸗ 


* 
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amt oder die Pofthalterei der fchriftlichen — und in amtlicher 
Form erlaffenen — Requifition des Unterfuchungsrichters 
zu entfprechen habe.‘ 

„Sämmtlicye Poftämter und Poftbaltereien haben ſich 
genau und pünktlich bei eigener perfünlicher Verantwortung 
an dieſe VBorfchrift zu halten; — und damit man’ dieffeits 
auf den vorfchriftsmäßigen Bofzug diefer Verordnung genau 
wachen könne, fo ift von jeder vorfommenden amtlidhen Res 
quifition fogleich berichtliche Anzeige hieher zu machen, und 
unter Anlage des erhaltenen amtlichen Schreibens genau 
anzugeben, auf welche Art demfelben entfprochen worden 
ift. Ueber den richtigen Empfang diefer Weifung erwartet 
man berichtliche Anzeige.‘ 

Karlöruhe, den 30. Mai 1822. 
Frhr. v. J— 


f. Auslieferung von Geld: und ſonſtigen ——— auf 
gerichtlich anerkannten Arreſt betreffend. 


„Vermöge höchſtem Reſcript iſt gnaͤdigſt angeordnet worden: 
„Daß den richterlichen Behörden allerdings die Befugniß 
zuftehe, die mit der Poſt anfommenden Geld» und fonftigen 
Pakete mit Arrefi zu belegen, ed müſſe jedoch hiebei nach⸗ 
ſtehendes Verfahren beobachtet werden:“ 

4) „Durch die Eröffnung eines richterlich erfannten Arreſts 
wird die Pofiwagenerpedition verpflichtet , den Gegenfland, 
auf welchen fidy die Arreftverfügung bezieht, vorderfamft 
dem Adreflaten vorzuenthalten.‘ 

2) „Das erfennende Gericht muß in einem fogleich. fefts 
sufeßenden furzen Termin, wozu die Poftbehörde einzuladen, 
der Adreffat aber vorzuladen ift, dahin zu wirken fischen, 
daß Leßterer (der Adreffat) der Poftbehörde, welche im naͤm⸗ 
lichen Termin den arreftirten Gegenftand an das Gericht 
zur Depofition abzuliefern hat, dafür eigenhändig quittire.‘ 
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3) „Würde jedoch derfelbe die Quittung verfägen, ober 
nicht erſcheinen, oder gar nicht anmwefend feyn, fo hat das 
Gericht die Quittung Namens feiner auszuftellen, auch die 
Doftbehörde nochmals in Kenntniß zu feßen, wie der ange 
legte Arreft zur endlichen Erledigung gekommen ſei.“ 

„Diefed wird fänmtlichen Poftwagenerpeditionen zu ihrer 
Darnachachtung eröffnet, mit dem Auftrag, falls fich 
dergleichen Arreftbefcheide ergeben, eine berichtliche Anzeige 
über dad Gefchehene hierher zu erſtatten.“ 

Karlsruhe, den 10, Dftober 1825. 
Frhr. v. Fahnenberg. 

Diefe, nur für-die Poftbeamten gegebenen Verordnungen, 
find durchaus nicht genügend, um das Publifum in diefer 
Beziehung vollfommen zu befriedigen; die Unverleßlichkeit 
des Pofigeheimniffes muß geſetzlich ausgefprochen werden, 
denn eine blofe Inſtruction nügt nichts, fie fichert nicht ge» 
nung, weil der untergeordnete Beamte frei von aller Verant⸗ 
wortlichfeit ift, wenn ihm der Befehl, Briefe zu eröffnen 
oder der höheren Behörde zu übergeben, von dem oberen 
Beamten ertheilt wird. Mehrere Berfaffungsurkunden ſpre⸗ 
chen bie Unverleglichkeit des Poftgeheimniffes auf das Klarſte 
aus, befonders die beigifche im Art. 22 des Tit. 7, wo 88 
heißt: „le secret des lettres est inviolable.* 

Gefeglich muß ferner ausgefprochenwerden, in welchem 
Berhältniß die einzelnen Poftbeamten verantwortlich find, 
Die belgifche Berfaffung enthält auch darüber eine geſetliche 
Beſtimmung, indem fie fagt: 

„La loi determine, quels sönt les agens respön- 
sables de la violation du secret des lettres confides 
a la poste,“ 

Die Fälle, in denen ausnahmsweiſe Briefe an Andere ald 
an den Adreffaten abgegeben werden dürfen, müſſen genau 
begeichnet werden, z. B. in Criminalunterſuchungen ind 
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Ganten,und nur dieStrafe gehört indas Strafgeſetzbuch. 
Auch in finanzieller Hinficht ift die Sache von großer Wich⸗ 
tigkeit. Je mehr Bertrauen die Poftanflalt verdient, und 
die Heilighaltung des Siegeld dem Publicum garantirt iſt, 
defto mehr wird man der Poft fein Heiligſtes beſorgnißlos 
anvertrauen. Berdient die Poftanftalt das Vertrauen nicht, 
fo vermindert fid) mit dieſem auch ihr Einfommen. LUnfere 
jetzige Direction, die theils durch felbfiertheilte Vorſchriften, 
theils durch Anregung der Sache bei dem hohen Staatsmi⸗ 
niſterium, den Beweis liefert, daß fie dem Princip der Wahr 
zung des Poftgeheimaiffes huldigt, verdient allerdings ein 
großes Vertrauen, allein e8 laͤßt fich leicht denken, daß bie 
Perſonen wechfeln, und diefer Umftand ift fehr zu berück 
fichtigen. Ä 

Staatöminifter v. Tür kheim: Ohne eine Mißdeutung 
gu beforgen, kann ich verfichern, daß id) die Anregung dieſes 
. Gegenftandes bedaure, weil ich glaube, daß ein wirkliches 
Mißtrauen gegen die Regierung dabei eigentlidy nicht gu 
Grunde liegt, und nicht beforgt wird, daß die Wahrung des 
Briefgeheimniffes bei und einer Gefahr ausgeſetzt ſei. Außer 
dem aber betrachte ich jede Anregung diefer Art, die auf 
irgend eine Beforgnig hindeutet, für eben fo gefährlich, wie 
wenn ein Handelshaus, das öffentlichen Eredit bedarf, ange 
griffen wird, Wenn Berhandlungen ohne anerfannte Roth» 
wenbigfeit über einen folchen Gegenftand gepflogen werden, 
fo werden fie immer nachtheilig wirken, indem man glauben 
könnte, es feien befondere Gründe vorhanden, die die 
Nothwendigkeit zu weiteren Anordnungen und Maßregeln 
berbeiführten. Da übrigens diefer Gegenfland ſchon auf 
dem vorigen Landtage in Anregung gebracht wurde, fo bin 
ich ſchuldig, Ihnen die Gründe offen darzulegen, warum die 
Regierung nicht glaubt, im Fall zu feyn, ein Geſetz in dieſem 
Detreff vorzulegen. 
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Die erfte Frage, die fih aufgeworfen hat, und auch Gegen⸗ 
ftand der Prüfung und Erwägung mar, ift die, ob ſich Fälle 
ergeben haben, wo in unferem Lande wirklich eine Verlegung 
des Briefgeheimniffes Statt fand, und ich kann verfichern, 
daß die Nachforſchungen, welche die Regierung angeftellt 
‚hat, durchaus auf feinen foldyen Fall geführt haben. Nur 
mit aller möglihen Mühe hat man, von früheren Zeiten her, 
zwei Fälle herausgebracht, nicht wo wirklich dad Briefge⸗ 
heimniß verlegt, fondern blos Briefe in einem Zuftand über- 
geben wurden, der die Möglichkeit einer abfichtlichen Verlegung 
denfen ließ, die fich jedoch nicht heraudgeftellt hat. Wenn nun 
feine befonderen Wahrnehmungen zu dem ausgeſprochenen 
Wunſche Anlaß geben, fo frage ich noch im Allgemeinen, 
ob denn bei und aus andern Gründen dieß Bedürfniß einer 
weitern Beſtimmung vorhanden fei, und bei der Erörterung 
diefer Frage glaube ich mich auf das Urtheil aller Mitglieder 
biefer Kammer berufen zu fonnen. Das, was man eigentlich 
möglicherweife beforgen fönnte, ift nicht ſowohl Verlegung 
bes Briefgeheimniffes, die öffentlich gefchieht, fondern dass 
jenige, wad man zwar nicht bei und, aber anderwärtd für 
gefährlich hält — e8 find geheime Verletzungen und nicht 
öffentliche dDurd; die Behörden. Was nun diefen Gegenftand 
betrifft, fo hat die Regierung ein weiteres Gefeg für übers 
flüffig gehalten, indem alle Poftbeamten in ihrer Verpflich⸗ 
tung angewiefen find, durchaus die ihnen anvertraute ' 
Correſpondenz weder zu erbrechen, noch zurüdzubebalten, 
noch zu unterfchlagen, und biefes follte doch alle nur immer 
denkbare Bürgfchaft gewähren, denn eine natürliche Folge 
davon ift, daß die Verlegung defien, woraufalle Poftbeamten 
verpflichtet find, eine fehr hohe Strafe nach fich zieht, indem 
nach unferem Strafedict auf die Verlegung folcher Pflichten 
ſchon dreimonatlidye Arbeitshangftrafe und Entlaffjung vom 
Dienft gefegt ift. In diefer Hinficht iſt alſo durch die Vers 
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pflichtung felbft, die den Poftbeamten dergleichen verbietet, 
und durd; die Gefeßgebung, bie Diellebertretung einer folchen 
Berpflictung ahndet, nach der Anficht der Negierung 
genügend geforgt. Ich habe bereitd bemerft, daß die Bes 
forgniß, die man hat, fich nicht auf die Berlegungen des 
Briefgeheimniffes durch öffentliches Verfahren bezieht. Es 
läßt fich übrigens zugeben, daß die ſchon von dem Herrn 
Berichterftatter vorgetragenen Beftimmungen, die wir im 
Allgemeinen darüber haben, in wie fern auf Reguifition 
einer Gerichtöbehörde ein Brief ausgefolgt werden foll, einer 
Berbefferung oder Ergänzung fähig find, allein dieſes wird 
mit andern Materien der Gefeßgebung, hinfichtlid; des Vers 
fahrens der Gerichte überhaupt zufammenhängen, wo noch 
Manches erwogen, vorgefchlagen und verbeflert werben fol, 
bis wohin denn auch füglich jede Disfuffion über die Beftims 
mungen verfchoben werben kann, nad) denen ein Richter im 
folchen Fäden mit Briefen verfahren fol. Sch wiederhole 
aber nochmals, daß dasjenige, mad man befonders in Bes 
ziehung auf das Poftgeheimniß eigentlich im Auge hat, nidyt 
das ift, was von den Behörden offiziell gefchieht, fondern 
fich vielmehr auf die Möglichkeit einer pflichtwidrigen Inſi⸗ 
nuation von Seiten eined Vorgefeßten bezieht, in welcher 
Hinſicht aber Har ausgefprochen ift, daß der Beamte, der 
einer ſolchen Inſinuation nachgäbe , fich eines peinlichen 
Bergehens fehuldig machte. Sodann ift vorhin auch Darauf 
bingedeutet worden, daß vielleicht unter. dem Vorwand von 
Briefen, die nicht beftellt werben können, ein Mißbrauch zu 
treibenwäre, allein ich fehe dieß nicht wohl ein, indem Briefe 
dieſer Art fchwerlich in Jemand oder in irgend einer Behörbe 
die Luft rege machen werden, zu fehen, was darin fleht. Es 


werden feine wichtige Briefe feyn, die man auf eine ſolche 


unbeftelbare Weife der Poft übergiebt. Ich habe übrigens 
fhon bemerkt, dad man auch hier ‚die — auf⸗ 
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gefordert hat, eine maßgebende Inftruftion zu entwerfen, 
wie diefe Briefe behandelt werden follen ‚womit ich gern 
die Verficherung verbinde, daß ohne allen Zweifel die heute 
hier gemachten Bemerfungen werden berücfichtigt werden, . 
Wenn ich nun alles das Gefagte zufammennehme, fo muß 
ich nochmals wiederholen, daß theild die Regierung geglaubt 
hat, zu einer weiteren Gefeßgebung feine gegründete Berans 
laſſung und Stoff zu haben, und dieß bezieht fidy befonders 
auf die pflichtwidrige Verleßung des Briefgeheimniffes im 
Verborgenen, theild hat fie mit befonderer Hinficht auf die 
unbeftellbaren Briefe auf dem Wege der bloßen Inftruction 
eine etwaige Berbefferung eintreten laſſen zu können geglaubt, 
theil8 aber auch die Anficht gehabt, es fünne diefer Gegens 
ftand bei andern Materien der Gefeßgebung feiner Zeit zur 
Sprache fommen. Es iſt vielleicht möglich, daß man darüber 
verfchiedene Anfichten hat, allein ich fchmeichle mir wirklich 
mit der Ueberzeugung, daß ein Mißtrauen gegen die Regies 
rung nicht obwalten werde, und wenn auch dieß der Fall 
wäre, anerfannt werden müßte, daß durch unfer Geſetz alle 
Oarantieen in diefem Augenblick gegeben find, die möglichers 
weiſe erwartet werden fünnen. Sollten Sie einer andern 
Meinung feyn, fo hätten Sie vielleicht ſchon früher Anlaß 
nehmen fünnen, oder aber fie könnten in der Folge Anlaß 
nehmen, dasjenige beftimmt an die Hand zu geben, was 
noch zwedmäßig verordnet werden fonnte Kann fich bie 
Regierung davon überzeugen, fo wird fie nicht ſaͤumen, es 
zu berüdfichtigen, denn der Grund, warum fie bis jegt 
nichtd weiter gethan hat, ift bloß der, daß fein Stoff dazu 
vorliegt, und fie nicht weiß, etwas Weiteres zu beſtimmen, 
als was bereits beftimmt ift. 

Welcker: Indem ich lebhaft den Wunfh und Antrag 
der Sommiffion unterftüge, gehe ich im Weſentlichen von der 
Gruandanficht aus, womit der Herr Regierungscommiffär 
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begonnen hat. Sc wünfche fehnlich, daß der volfommenfte 
moralifhe Gredit in Beziehung auf das Briefgeheimnig 
beitehe und befördert werde. Es gehört diefer moralifche 
Gredit in Beziehung auf die Einzelnen zum Lebendglüd, und 
in Beziehung auf die Gefammtheit zu dem wefentlich noth» 
wendigen moralifchen Vertrauen der Bürger zu der Regierung, 
das ein Bedürfniß ift, für ein fittliches und würdiges gefells 
fchaftliches Berhäftniß und zur Ehre der Negierung. Der 
Herr Berichterftatter hat noch befonderd bemerkt, und dieß 
ift gewiß ein fehr wichtiges Moment, obgleich nicht fo wichtig 
wie dad andere, ed gehört auch in finanzieller Beziehung zu. 
einer Erhöhung des Ertragd der Poften, jened Vertrauen, 
denn wenn man nur den Gedanfen hat, der Brief werde 
erbrochen, fo fallt die Feder aus der Hand. Ich kann aber 
nicht glauben, daß der Gredit für unfer Land vollfommen 
gegründet fei, und fann nicht glauben, daß die Anregung 
der Budgetdcommiffion auf eine nicht ganz zweckmäßige 
Weiſe diefen Credit geftört habe, denn für den Credit fehlt 
ed an der erften und wejentlichiten Bedingung, für den: 
Glauben fehlt e8 an demjenigen, was für den Credit noth» 
wendig ift. Der Herr Regierungscommiffär hat bemerkt, es 
wäre fhlimm, wenn der Staatscredit wanfend gemacht 
würde, allein man thue diefes für diefen Gredit, was man 
für den Staatdcredit thut. Für den Staatdcredit forgt man 
durd; genaue gefegliche Beflimmungen, durch ftändifche 
Controle, und ohne diefe gefegliche Beftimmungen und Con⸗ 
trole würde wahrfcheinlich fein Staatdcredit in Beziehung 
auf das Geld da feyn, und ed würde nachher nichts helfen, 
wenn man fagen wollte, ihr, die ihr die Mittel fordert zu 
forgen, ftört den Grebit. | 

Ein zweiter Grund, warum der Gredit nidyt vorhanden 
ift, liegt darin, daß das, was fo gut wie einſtimmig auf dem 
vorigen Landtage gewünfcht wurde, und waß au fich fehr 
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einfach ift, und die Regierung in feiner Weiſe in große Vers 
wiclungen fegen, fondern mit wenigen gefeglichen Beflims 
mungen gegeben werden könnte, nicht gegeben wurde. Wenn 
einmgl der Zweifel angeregt ift, daß es hier an ber erforders 
lihen Garantie fehlen möchte, dann follte die Regierung 
cilen, diefe Garantie zu geben, wenn fie jo wohlfeil gegeben 
werden fann. Daß aber die erforderliche Garantie hier nody 
. nicht gegeben ift, liegt ganz klar vor. Wir haben feine ähns 
lichen Beftimmungen wie bei tem Finanzeredit, und dann ift 
auch feine Frage, daß bier, wo durchaus der niedere Poſt⸗ 
official in feinem Dienfteid an die höheren Befehle gebunden 
ift, feine genügende Garantie vorliegt. Ja, id; kann mir 
nicht einmal durdy das Zutrauen zu den Perſonen felbft, 
wenn dieſes verfaffungsmäßig wäre, genügende Garantie 
verfchaffen. Ed würde überall nicht conftitutionell feyn, uns 
fere Amortifationdfaffe durdy das Zutrauen zu den Perfonen 
zu verwalten, zu fichern und zu wahren, allein bei diefem 
Berhältniß, mo bald diefe bald jene Perfon möglicherweife 
den untergeordneten Dfficialen als diejenige erfcheinen könnte, 
von denen fie Befehle anzunehmen hätten, wo fo wenig dafür 
gejorgt ift, daß ihr Dienftverhältniß fie Dagegen fichert, und 
ihr Berhäftniß felbft ficher geftellt ift, wüßte ich nicht, zu 
wem ich das Vertrauen haben follte, denn ich weiß Fälle, 
. daß nicht gerade diefe Perfon, fondern eine andere, die Poſt⸗ 
officialen veranlaffen fünnte, und diefe glauben immer, fie 
hätten fein Vergehen’ begangen, wenn fie den Inſtructionen 
und Befehlen, die an fie fommen, Folge leiften. Auch liegt, 
abgefehen davon, daß es und an den gefeglichen Garantieen 
fehlt, ungeachtet fie und auf den einftimmigen Wunſch ber 
Kammer leicht hätten gegeben werben fünnen, in den Zeitvers 
hältniffen ein Grund, daß diefe Garantieen von der Regies 
rung möglichft bald gewährt werden follten. Es ift nicht zu 
längnen, daß, wie man felbft ſchon aus öffentlichen Blättern 
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hörte, das Briefgeheimniß an manchen Orten nicht heilig 
gehalten wird, daß man bort den Zweck durch das Mittel 
zerftört, Daß nämlich die Leute nichts auf die Poft geben, 
wodurch dann die Regierung auch nichts erfährt. Wenn dieß 
dort der Fall ift, und in dem bewegten Zeiten aus verfchies 
denen Gründen Beforguiffe Statt finden fünnen, daß bieß 
auch bei und eintreten möchte, fo wird der Antrag der Coms 
miſſion volfommen gerechtfertigt feyn. 

Ob ich nun gleich felbit Briefe erhalten habe, die nadı 
Allem, was ich fehen fonnte, eröffnet waren, fo habe ich 
allerdings noch feinen Beweis, daß es in Baden gefchehen 
fei, denn die Briefe kamen von anderwärts her, allein das 
Vertrauen ift eben vernichtet, und wer fich nur ein wenig 
erfündigt, wird hören, daß fehr viele Briefe ganz anders bes 
forgt werden, ald durch die Poft, blos aus Furcht, fie möch— 
ten erbrochen werden. Sch könnte feine beftimmten Thatfachen 
anführen, bie einen beflimmten Verdacht begründen, allein 
das Gefhäft, das halb officiell betrieben wird, ift fchon zu 
einer folchen Bollfommenheit gediehen, daß auf die Spur 
nicht zu kommen ift, wer die Briefe erbricht. Wenn man 
das Vergehen fo leicht entdecken fonnte, dann würde dad 
Vertrauen größer feyn, allein da e8 fo geheim gefchehen kann, 
daß Niemand dahinter zu fommen vermag, fo muß freilid) 
das Vertrauen mehr leiden. Sch unterftüge alfo lebhaft den 
Wunfc der Budgetscommiffion, und hoffe, die Regierung 
merde fid) übergengen, daß fie in dem großen Intereſſe, den 

Eredit der Anftalt zu unterftügen, nichts Wefentlicheres thun 

kann, als dieſe einfacheren gefeglichen Beftimmungen zu geben. 
Sch will mich übrigens auf diefen Punkt nicht weiter einlafs 
fen, da er auf dem vorigen Landtage genügend berathen wor: 
den ift, und fohließe mit dem Wunfche, daß auch wir, wie ans 
dere Staaten, befonderd auch Hannover und Kurheffen, auf 
gefegliche Weife Sicherheit erhalten. 
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Winter v. H.: Sch habe fhon in der Commiſſion den 
Antrag auf das Lebhaftefte unterffüßt, wovon die Gründe 
fhon im Sahr 1831 hinreichend aus einander gefetst worden 
find, Meine Gründe find aus der verfloffenen Zeit herges 
nommen, auf die wir übrigens nicht zurückkommen wollen, 
und es kann auch in feinem Fall der jegigen Regierung etwas 
zur Laſt fallen. Ein weiterer Grund ift noch die ſich zeigende 
Unficherheit, der Glaube des Publifums, daß das Briefge⸗ 
heimniß durch die bis jeßt beftandenen Verordnungen ſowohl 
in Beziehung auf Inhalt und Form, ald die Art der Bes 
fanntmachung nicht genügend feien. Diefer Glaube ift eins 
mal da, und ich glaube fchon darum, daß fich die Regierung 
hätte veranlaßt fehen follen, dem Wunſche der Kammer von 
4831 zu entfprechen. Die Regierung felbft hat das größte 
Intereſſe dabei, diefen Mißeredit, diefen Unglauben an’ die 
Sicherheit des Briefgeheimniffes durch ein Geſetz niederzus 
fhlagen. Sa, die Regierung follte fich um fo mehr dazu vers 
anlaßt fehen, da die Kammer von 1831 befanntlich einftias 
mig beurfundet hat, daß im ganzen Rande der Glaube 
herrfche, das Poftgeheimniß fei nicht durch hinreichende Ges 
fege und Strafbeftimmungen gefichert. Sch bedaure, daß der 
Wunſch und der Antrag der Kammer von 1831 bei der Res 
gierung feinen Eingang fand, und gerade der Umftand, daß 
die Regierung Feine Rückſicht, wie e8 fcheint, darauf genom⸗ 
men hat, beftimmt mich jegt um fo mehr, dem Antrag der 
Commiſſion beizutreten, weil jeßt der Glaube um fo größer 
geworden ift, daß das Briefgeheimniß nicht gewahrt fei, 
nachdem die Regierung fein Geſetz deßhalb vorgelegt hat. 
Ich wurde verfichert, daß wenn dieſe Unjicherheit fortdaure — 
fie mag gegründet feyn oder nicht, und im jeßigen Geift der 
Regierung finde idy es auch nicht — wir ſtets mehr Schaden 
in pecuniärer Hinficht leiden werden, befonderd, was die 
Spedition der Briefe durch unfer Land anbelangt, und wün—⸗ 
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ſche baher auch, daß die Kammer von 1833 fih mit derfels 
ben Einftimmigfeit über dieſen Gegenſtand augfprechen 
möge; da mic, ein hoher Staatöbeamter verficherte, daß 
nur, wenn Einftintmigfeit in der Kammer herrfche, dieſes auf 
die Regierung Eindrucd mache, nicht aber eine Heine Majos 
rität von 4 oder 5 Stimmen. 

v. Rotteck: Ich behaupte nicht, daß unfere ——— 
das Briefgeheimniß verletze, ich hatte dieß bis jetzt nicht im 
Herzen, und auch, wie ſchon der Abg. Welcker bemerkte, 
keinen genügenden Beweis dafür. Mir aber genügt, daß das 
Factum da iſt, daß man Mißtrauen hegt, und daß auch Ums 
fände vorliegen, die folches Mißtrauen gewiffermaßen rechts 
fertigen, oder wenigſtens es erflärbar machen, daß e8 befteht. 
Was übrigens mich felbft betrifft, fo würde ich nicht einmal 
etwas dafür geben, ob daß Briefgeheimniß gewahrt ift oder 
nicht, was nämlich diejenigen Geheimniffe betrifft, wonach 
man vorzugsweife greift, nur Freundes» -und Familienge— 
heimniffe werde ich nicht hingeben. Anlangend diejenigen Ges 
heimniffe aber, wonach man fahnbet, nämlich politifchen 
Inhalts, fo fage id) frei, daß ich meine Briefe allen Regie— 
rungsmitgliedern und der ganzen Welt preiögebe. Es wird 
bie und da etwas Mipfäliges darin flehen, aber nichts, was 
mir zum Vorwurf gereichen fünnte. Ich bin alfo beruhigt, 
was meine politifchen Geheimniffe betrifft. Anders ift es 
aber, wenn andere Perfonen, über deren Geheimniffe ich 
nicht zu dieponiren habe, fich an mich wenden. Es ift und 
bleibt für die Regierung von höchſtem Intereſſe, daß der | 
Mißbrauch gehoben werde, denn es giebt feine gehäffigere 
Furcht, fein Mißtranen, das fo fränfend ift für die Ehre der 
Regierung. Wenn ed ſchon im Allgemeinen nach dem befanns 
ten Sat von Montes quieu anerfannt ift, daß die Anflelung 
von Spionen fein Gefchäft für gute Fürften und Regierungen 
fei, fo ift ed noch einleuchtender, daß das Spioniren, wenn 
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ed durch eine Regierungsanftalt felbft gefchieht, wenn fie fich 
felbft dazu herabwürdigt, den höchften Grad von Gehaͤſſig— 
feit erreichen wird, und ben allerhöchlten, wenn die Verlegung 
einer pofltiv eingegangenen Verpflichtung, nämlich der uns 
verfehrten Beftellung der Briefe, vorliegt. Daß die Beforgs 
niß nicht fo ganz ohne Grund fei, daß Diejenigen, die folche 
Deforgniffe hegen, Rechtfertigungsgründe angeben können, 
das wird fich Doch bei einem Blick auf die gegenwärtigen 
Zeitverhältniffe und die politifchen Berhältniffe, in denen 
wir und befinden, leicht darftellen laſſen. 

Wir hängen nicht blos von unferer Regierung, von ihrer 
Rechtlichkeit und Einficht ab, fondern es find andere Mächte 
und audmwärtiger Einfluß, die auf unfere Regierung und uns 
fere Berhältniffe einen beflimmten Einfluß äußern konnen. 
Eine Inſtruction ift leicht abzuändern ohne unfer Wiffen, 
aber gegen ein Gefeß handeln, ift fchon bedenklih. Es ift 
aber nicht zu läugnen, daß in der neueften Zeit fich bei einer 
hohen Autorität, von der unfer Schicffal in fo weitem Kreife 
abhängt, die Marime feitgefegt hat, dag wenn fich ein ns 
dividuum aus einer Klaffe oder Gegend eined Bergehend in 
politifcher Sphäre fchuldig oder verdächtig macht, biernadh 
alle Individuen, die diefer Klaffe angehören, und in allen 
Provinzen des deutfchen Landes einer Befchränfung oder Un: 
terdbrücfung ihrer Freiheit unterworfen werden follen. Wenn 
ein Student ſich auf ungebührliche Weife in politifche Anges 
legenheiten einmifcht, oder Grundfäge ausgefprocden hat, 
die nicht durchaus anerkannt find, fo hält man fid für bes 
rechtigt, alle Klaffen von Studirenden, auch die Profefforen 
mit einer Art von Acht zu belegen, und fle in ihren weſent⸗ 
lichſten und Foftbarften Freiheiten zu befchränfen. Wenn Eis 
ner in einer ungebührlichen Sprache auf dem Hambadher 
Feft auftrat,’ fo werden nun in der ganzen deutfchen Welt 
alle Reden and Volk verboten, Auf ähnliche Weiſe konnte 
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ed auch gefchehen, daß wenn ein Studirender oder ein Mit 
‚glied irgend einer Klaſſe etwa wegen der Theilnahme an der 
Gefchichte in Frankfurt in Unterfuchung war, nicht nur bie 
Briefe an ihn, die auf die Poſt kaͤmen, fondern die Briefe, 
die an die Studirenden überhaupt, und befonders folche, die 
an einen gewiffen Ort gerichtet find, geöffnet würden. Nach 
diefer Maxime wird der Unfchuldige und der Schuldige, der 
Berdachtlofe und der Verdächtige in eine Klaſſe geworfen 
und durch eine allgemeine Maßregel beeinträchtigt. Es ift 
mir auch vorgefommen — ob e8 gewiß wahr ift, Fanın ich 
nicht beweifen, aber ich weiß es von glaubwürbdiger Seite, 
daß. Briefe nicht nur an einen wirklich noch im Unterfus - 
hungsarreft befindlichen badifchen Unterthanen, Garnier ge, 
nannt, deffen Berhaftung ſchon früher in diefer Kammer 
zur Sprache fan, fondern Briefe, die an feine Verwandte 
und beſonders auch an feine Mutter gerichtet waren, eröffe 
net wurden, 

Staatsminifter v. Tür abet m: Auf Requifition des 
Richters, 

v.Rottec: Die Verwandten eines in Verdacht Befind» 
lichen find nicht felbft verdächtig, und es fann ihnen deßhalb 
nichts geraubt werden, was ihnen perfünlich und unantafts 
bar gebührt. Wenn alfo dieß gefchieht und hier anerfannt 
wird, fo rechtfertigt fich dadurch noch mehr die Beforgniß, 
daß ed aud in anderen Fällen gefchehen Fünnte. In biefer 
Hinficht ift es alfo fehr wichtig, daß die Regierung durch ein 
Geſetz diefen Mißbräuchen begegne, und ſich durchj ein Ges 
feß es felbft erfchwere, oder fich in die Unmöglichkeit fege, 
folche Verlegungen des Briefgeheimniffes zu verordnen oder 
‚ auf höhere Aufforderungen dazu zu greifen, in den Fällen, 
wo es nicht nach allgemeinen und anerfannten Rechtsprin⸗ 
cipien zuläffig ift. Ed würde die Regierung, wenn fie ein 
ſolches Geſetz vorlegte, und dadurch ihren aufrichtigen Ents 
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ſchluß fund thäte, das Briefgeheimniß nicht verlegen zu la - 
fen, Dadurch einen Anfpruch auf Danf und Ruhm erwerben. 
Sie würde ein Beifpiel geben, defjen Nachahmung zu erwars 
ten wäre, und eine von den gehäffigiten Klagen aufhören, 
die heut zu Tage ‚viel gehört werden, und deren Fortdauer 
der Regierung überhaupt nicht wünſchenswerth und nicht 
vortheilhaft feyn kann. Sch unterfiüge a!fo kraͤftigſt den 
Commiſſionsantrag. 

Mördes: In Beziehung auf das perſönliche Intereſſe, 
das ich an dieſem Geſetz habe, bin ich in der gleichen Lage 
mit dem Abg. v. Rotteck. Auch meine Correſpondenz iſt 
von der Art, daß ich ihre Veröffentlichung nie ſcheuen darf. 
Dieß macht mich aber in der Anſicht nicht irre, daß ein 
ſolches Geſetz ein wahres Bedürfniß des Landes ſei. Wenn 
man und damit tröften will, die Erlaſſung eines ſolchen Ge« 
feed bid dahin zu verfchieben, wo durch concrete Fälle die 
Mangelhaftigfeit der jegigen Borfchriften ſich herausſtellt, 
fo fürchte ich, daß wir bie and Ende der Dinge fein folches 
Gefeß erhalten, denn die Kunftfertigfeit, womit ſolche Ges 
heimniffe verlegt werden, geftattet nur in den feltenften Fäl— 
len vollfommenen Beweis, während die Androhung der 
Strafen dad meifte bewirfen muß. Wenn und daher die Res 
gierung mit Gefegen entgegen fommt, die von ihrer Seite 
Opfer erheifchen, fo wird fie bei einem fo laut ausgefproches 
nen Wunfche unmöglich Bedenken finden können, durd ein 
Gefeg dasjenige zu flempeln, das man durch eine Berords 
nung, obgleich weniger vollftändig zu regeln veranlaßt wird. 

Insbeſondere wünfchte ich, daß in der Adreffe an den 
Großherzog der Begriff des Briefgeheimniffes auch dahin 
ausgedehnt werde, daß die Poftbeamten unter angemefjener 
Strafandrohung die Befanntmachung aller Vorgänge auf 
‚ihren Bureaus unterfagt werbe. 

Martin: Der Herr Regierungscommiffär hat geglaubt, 
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die Erlaffung eines folchen Geſetzes möchte dem Eredit der 
Poftadminiftration nachtheilig feyn, weil man glauben könnte, 
ed müßten Vorgänge Statt gefunden haben , die ein folches 
Gefeß nothwendig gemacht hätten. Ich glaube aber viels 
mehr, daß es jet nicht möglich ift, diefem audzumeichen, 
ohne dem Gredit zu fohaden. Nachdem ſchon auf früheren 
Landtagen darum gebeten wurde, fo würde eine ſolche Res 
gierung nur noch größerem Verdacht Raum geben. Die 
Berordnunger, die die Regierung in diefer Hinficht erlaſſen 
hat, eriftiren fchon, fie gelten bereits factifch als Gefege und 
dürfen daher nur dafür erflärt werden, um Allem zu genügen. 
Die Regierung hat ſich freimillig ſchon die Hände durch die 
Verordnungen gebunden, fie fann alfo um fo weniger Ans 
ftand nehmen, das Ganze in dad Gewand eined Gefeges zu 
kleiden. 

Duttlinger: Sch erkläre mich für den Vorſchlag der 
Commiſſion, und halteein Geſetz des Inhalts, wovon heute 
die Rede ift, für unausweichlich nothwendig, womit aud 
ebermann einverftanden feyn wird. Es ift ein folches Ges 
feß auch ſchon nothwendig für die Griminalgerichte und die 
Unterfuchungagerichte. Ganz gewiß ift ed, daß es Fälle giebt, 
wo der Unterfuchungsrichter das Recht hat, und haben muß, 
Briefe zu erbrechen und ausliefern zu Iaffen, aber auch ganz 
gewiß, daß diefe Fälle nothwendig durch ein Gefe bezeichnet 
werden müffen, indem fonft Mißbräuche vorkommen. Sch zähle 
darunter befonderd auch, wenn die Briefe der Mütter oder 
Freunde, Verwandten oder Befannten eines Individuums, 
das in Eriminalunterfuchung ift, aufgefangen und erbrochen 
werben. Sch glaube nicht, daß es hinreichende Gründe giebt, 
ein Geſetz oder eine Beftimmung diefer Art jemals zu recht” 
fertigen. Wenn man dem Griminalrichter die Briefe der 
Sreunde und Befannten preis geben will, fo hat man dem 
Criminalrichter das ganze jedesmalige Brieffelleifen preis 
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gegeben, weil jedes Individuum mittelbar in Befanntfchaft 
fteht mit der ganzen Welt, weil jeder Bekannte wieder feine 
Bekannte hat, und es alfo feine Gränze mehr geben würde, 
Mit der Verwandtfchaft verhält es fich eben fo, wenn wir 
die Abftammung der heiligen Schrift annehmen. Es ift aber 
auch nothwendig, daß ein ſolches Gefeg in Baden bald ers 
fiheine, nad den Erflärungen, die heute darüber gegeben 
wurden. Unſere Poftanftalt erhebt einen großen Theil ihrer 
Einnahme von dem Ausland, auf der Straße von Frankfurt 
nach Bafel. Unfer Großherzogthum ift eine Straße für 
Süddeutfchland oder für den Norden von Deutfchland und 
andere füdliche Länder. Diefed Ausland muß Vertrauen zu 
unferer Anftalt haben, indem fonft das Einfommen derfelben 
fehr beeinträchtigt würde, und ich fürchte, daß diefed Vers 
trauen erfchüttert wird durch die Erflärungen, die hier über 
diefe Anftalt gegeben wurden. Es find auch Erklärungen ans 
derer Art vorhanden, indem der Sommifftonsbericht anführte, 
daß die Pofteinnahme im letten halben Decennium ſich um 
100,000 fl. vermehrt habe, und erklärt diefe Erfcheinung 
aus der Heiligfeit des Briefgeheimniffes bei der Poftanftalt, 
nämlicd; aus den Fortfchritten der Givilifation und der Uns 
verleglichfeit ded Siegels bei diefer Poftanftalt, Die Com⸗ 
miſſion hat in diefer Hinficht dad Vertrauen nicht nur nicht 
erfchüttert, fondern beigetragen, daſſelbe zu befeftigen. Die 
vielen Zeugniffe aber, die wir gehört haben, und denen mir 
glauben müffen, daß nämlich der Glaube fehr verbreitet 
fei, das Briefgeheimniß fei nicht fo unverleglich, macht fehr 
nothwendig, daß wir ein folches Gefeß zu erhalten wünfchen 
müffen, und zwar bald, wenn wir fürchten müflen, daß es 
in feinem einzelnen Kal möglich fei, ein Verbrechen diefer 
Art zu beweifen, und wir bis and Ende aller Dinge warten 
müßten. Wollten wir nun die Erlaffung diefes Gefeßes von 
einem Beweife abhängig machen, fo würde dieſes gleich feyn 
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mit der Ueberfegung, die ich machte, daß wir niemals bazu 
fommen Fönnten. Wenn diefes wäre, fo könnte man glauben, 
daß deßhalb ein Gefeg nichts nüge, alein in diefem Fall 
nüßt ed doch. Es giebt Gefege,. die man haben muß, damit 
man fie nie braucht, und in diefe Kaffe zähle ich nicht nur 
das Gefet über die Berantwortlichleit der Minifter, fondern 
auch das Geſetz über das Briefgeheimnig. Wenn wir ein 
tüchtiges Strafgefeß haben, fo wird die ftrafbare Handlung 
entweder gar nicht oder weniger vorkommen, weil bie Vers 
fündung eines Strafgefeßed feinen andern Zweck hat, als 
bafür zu forgen, daß die ſtrafbare Handlung nie vorkommen 
möge. Ich wiederhole meine Erklärung, daß ic ben Antrag 
der Commiſſion unterftüße. 

Rutſchmann: Sch habe allerdings von der Poftanftalt- 
gefprochen, wie fie feyn foll, ale ich "die Vermehrung 
der Revenuen heraudhob, allein in dem Kapitel über die 
Wahrung des Briefgeheimniffes habe ich gefagt, „die beite 
Poftanftalt tauge nicht, wenn fie diefe und jene2c. Erforders 
niffe nicht erfülle. 

Duttlinger: Der Herr Berichterftatter führt an, die 
Sefammteinnahme betrug 432,000 fl., fie hat ſich in einem 
halben Sahrzehent beinahe um 100,000 fl. vermehrt, eine 
Erfcheinung „ die klar beurfundet, daß das Poſtweſen mit 
den Kortfchritten der Eivilifation in der engften Verbindung 
fteht, und eine Poftanftalt, die fich neben der Unverletzlichkeit 
des Siegeld, die größt mögliche Sicherheit ıc. 

Eine Erfcheinung, die fi aus den Fortfchritten der Civi⸗ 
lifation und der Unverleglichkeit bes Briefgeheimniffes erklärt. 

Rutfhmann: Damit bezeichne ich eine Poftanftalt wie 
fie feyn fol. 

Duttlinger: Nein, es heißt „wie ſie iſt.“ 

Der Commiſſionsantrag wird hierauf einſtimmig ans 
genommen. _ 
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Zu 
Jr, 3 Lit. b. 


„Die hohe Regierung um Aufhebung der Verordnung vom 
13. Suli 1807, das Verbot der Briefboten und inftitutmäßis 
gen Fuhrwerle betreffend, zu bitten.‘ 

v. Rotteck: Ich erfläre mic für den Antrag der Com⸗ 
miſſion und unterftüge ihn von Herzen. 

Es wird fich für diefe Verordnung nicht anführen laſſen, 
was der Herr Finanzminifter früher für das höhere Poftporto 
überhaupt, oder für die Poftiteuer im Allgemeinen angeführte 
hat, weil nämlich diefelbe nach feiner Behauptung größten, 
theild von dem Auslande bezahlt wird, denn bier wiirde die 
Laft gerade den inneren Verkehr treffen; und nun fann id) 
mit meiner Rechtsanficht nicht vereinigen, daß die Poft eine 
folche Befchränfung anordne, d. h. daß der Staat es thue 
zu Gunften der Poft, oder um die Poftrevenuen zu fleigern. 
Indem er dieſes thut, verändert er die eigentliche Natur und 
Beflimmung der ganzen Poftanftalt, die doch nach ihrem 
Begriff dahin geht, den Verfehr der Staatöbürger in allen 
Kreifen und Richtungen möglichft zu befördern und zu er 
leihtern, ihn möglichft wohlfeil und möglichft lebhaft zu 
machen; und nun wird durch ein foldyed Verbot, das den 
Privatanftalten unterfagt, Briefe oder Fleinere Pakete mitzus 
nehmen , die Voftanftalt eine Anftalt der Verhinderung 
deffelben Verkehrs, zu deſſen Beförderung fie ind Leben trat. 
Es ift bier wirklich die Poftanftalt zu einer bloßen Finanz- 
ſpeculation gemacht, oder die Finanzfpeculation ift dazu 
gebraud;t worden, um die Natur und den eigentlichen Zweck. 
‚der Poft zu verfümmern. Diefer Grund allein in Verbindung 
mit meinem Grundfag, daß ein Monopol für den Staat 
nicht beftehen folle, ift genügend, um biefen Antrag zu unters 
ftüßen. 

Winter». H.: Der Sommiffiondantrag hat auch ſelbſt 
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bei der Commiſſion der Regierung feinen Widerfpruch ges 
funden, wahrfcheinlich deßwegen, weil diefe Herrn, wie wir, 
überzeugt find, daß diefe Verordnung zu einer Zeit gegeben 
wurde, mo unfere Pofteinrichtung nicht den Flor hatte wie 
jet, und wo man nody den Glauben hatte, man fünnte der 
Poſt durch Unterdrüdfung von Boten» und derartigen Fuhrs 
werfen ihre Nevenuen vermehren. Man ift jegt auf ben 
entgegengefeßten Grundfag gefommen, nämlich die Poftans 
ftalt wohlfeiler zu machen, beſonders aud) das Porto herab» 
zuſetzen, und wenn dieß nach dem heutigen Kammerbefchluß 
wirflich gefchieht, fo wird man nicht nöthig haben, foldhe 
unterbrückende Verordnungen fortbeftehen zu lafjen, da man 
fi überzeugte, daß fie nicht aus Privathaß gegen einzelne 
Menfhen und Fuhrleute benutt wird. Sch unterflüge daher 
den Sommiffionsantrag. 

MWelder: Moblthaten folen nicht zur Plage werden, 
was befonderd auch bier gilt, übrigens bin ich überzeugt, 
daß von den regelmäßigen Fuhren Pakete angenommen 
werden. | 

Geheimer Regationdrath v. Mollenbed: Die Regierung 
wird recht gerne diefe Verordnung einer Modiftcation unters 
werfen. Eine gänzliche Aufhebung derfelben würde aber 
für das Poftinftitut viel zu nachtheilig feyn. Es würde 
viele Ausfälle geben, und die Briefe, die auf der Poft ficher 
trandportirt werden, würden auf diefen Winfelfuhrmerfen 
nicht fo ficher gehen. 

Der Commiffionsantrag wird einftimmig angenommen. 

Nr. 3 Lit. c. 

„Die hohe Regierung um Aufhebung des im $.27 ber 
Ertrapoftorduung vom 23. Zuli 1818 den Reifenden aufge 
legten Zwangs zu bitten; 


beßgleichen, nachdem der Abg. v. Rotteck bemerkt hatte, 
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daß es heißen follte, „Abſchaffung der Leibeigenfchaft der 
Reifenden.‘ 
Nr. 4 Lit. a. 

„Die hohe Regierung zu bitten, der Bermehrung der 
Poftverbindungen fortwährend ihre möglichfle Aufmerkſam⸗ 
feit zu widmen.’ | 

Wigenmann: Den in dem Commiffionsbericht aufge 
nonımenen Wunfch, daß eine Briefpoftverbindnung von 
Bruchſal über Bretten nach Pforzheim eingerichtet werden 
möchte, habe ich deßmwegen veranlaßt, weil wir 24 Stunden 
früher in den Befig der Briefe aus Holland und dem ganzen 
nördlichen Deutfchland fommen würden, ald nach der jegigen 
Einrihtung. Die Poft, die uns diefe Briefe bringt, trifft 
Vormittags 14 Uhr hier ein, aber erfi den andern Morgen 
um 7 Uhr gehen folche mit der Stuttgarter Poft nach Pforz> 
heim ab, bleiben alfo 20 Stunden hier liegen. Wer nun 
weiß, daß der Hauptabfaß unferer Bijouteriefabrifen nad 
jenen Gegenden Statt findet, daß befonderd während ben 
Meſſen von Frankfurt und Leipzig, wo oft Nachbeftellungen 
nadı Haufe gemacht werden, ed von großer Wichtigkeit ift, 
einen Tag früber in den Befig der Briefe zu fommen, der, 
wird diefen Wunſch gerecht finden. Da Pforzheim durch feine 
außdgebreitete Gorrefpondenz ſowohl, ald durd die Verfens 
dung feiner Fabrifate, die meiſtens per Packwagen ges 
fchehen, zu den Poftrevenuen bedeutend beiträgt, fo hoffe 
ich, daß die hohe Regierung diefer billigen Forderung, die 
mit unbedeutenden Koften verfnüpft ſeyn dürfte, entfprechen- 
werde. 

Geheimer Legationdrath v. Mollenbed: Es find bereits 
Einleitungen getroffen, um diefem Uebelftand nadı Thuns 
licjkeit abzuhelfen, und man wird bei der Unterhandlung mit 
der Tarifchen Poftabminiftration die geeignete Rückficht auf 
diefen Wunſch nehmen. 
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Der Sommiffionsantrag wird einftimmig angenommen. 
Desgleichen wird der Antrag unter 
Nr. 4 Lit. b, alfo Tautend: 

„Die hohe Regierung zu bitten, die Verbringung ber 
Briefe, Gelder und Pakete in alle Landgemeinden durch die 
Poſtanſtalt in nähere Erwägung ziehen zu laffen 5” 

angenommen. | 

Worauf zur namentlichen Abftimmung über dad Ganze 
geſchritten wird, und einftimmige Genehmigung erfolgt. 

Damit wird unter Berfündigung der Tagedorbnung für 
die näͤchſte Sitzung die heutige gefchloffen. 


, Zur Beurfundung 
der erfolgten Prüfung und Genehmigung dieſes Protokolls. 


Der Secretär: 
Mördes. 


1838, II, 8. Prot. 184 Heft. 24 


LXII.O effentliche Sitzumg. 


Verhandelt in dem. Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammtlung. 


Karlsruhe, Dan .20. September 1833. 


In Gegenwart der Herren Regierungstommiffäre Minifteridichef 
Staatsrat) Winter, Staatsrath Nebenius, Geheimerath Eis 
fenlobr und Minifterialraty Regenauer, fodann fämmtlicher 
Mitglieder der zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. Bader, 

-Ddrr, v. Itzſtein, Kienle, Köhler, Schauff, Vetter und 
Bölker. j 


Unter dem Vorſitz bed Präffdenten Mittermaier. 


Der Präfident zeigt zwei Mittheilungen ber erflen 
Kammer an: 

a)_in Betreff ihres theilweifen Beitrittö zu der Adreſſe 
der zweiten Sammer hinfichtlicy der feit dem leßten Landtag 
erlaffenen proviforifchen Gefege und Verordnungen, 

Beilage Nr. 1. 

b) in Betreff ihrer Zuftimmung zu den Befchlüffen der 
zweiten Kammer ‚Ehinfichtlich der Rechnungsnadjweifungen 
aus der verfloffenenfBudgetsperiode, und zwar ‚Ausgaben 
des Finanzminifteriums Tit. XX—XXVIL“ 
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Es werden ſodann folgende neme@ingaben'befannt gemacht: 
a) von dem Secretariat 

41) die Bitte der Gemeinden bed Gerichtsverbanbes 
Appenmweiher, um Rüdgabe bed Sanct Wendelinsfonds 

zu Berbefjerung ihrer Schulanftalten ; 

b) von dem Abg. Aſchbach, 

2) Vorſtellung des Dr. Auguſt Heinrich, Entſchädi⸗ 
guungsanſprüche an Den Fiscus wegen mehrjähriger 
Gefangenhaltung. 

Diefelben werben der Petitionscommiffton überwieſen. 
GStaatsrath Winter ilegt einen. Geſetzesentwurf über 
Entrichtung der Hundstaxen vor und motiviet denfelben. 
Beilage Br. 2. 
Er wird an die Abtheilungen zur VBorberathung —— 


Die Tagesordnung führt ſodann zur Berichterſtattung 
über ausgeſetzte Punkte im Zehentgeſetz, zu welchem Behuf 
der Abg. Hoffmann das Wort erhält. 


Hoffmann: Die Commiffion hat nad) dem Beſchluß 
ber Kammer bie zum S. 16 gaftellten Amendements, fo mie 
den Suhalt des S. jelbft nochmals im nähere Berathuug ‚ges 
zogen. 

Der Inhalt dieſes $. zerfällt in zwei Theile; 

der erfte handelt von dem Erecutiondnerfahren ber Ger 
ſammtheit der Zehntpflichtigen gegen jeden Einzelnen; und 

‚der zweite Theil handelt von dem Erecutiondverfahren 
des Berechtigten oder des Kapitaldarleiherd gegen Die Ge- 
fanımtheit der Zehntpflichtigen gegen Die Vorträger. 

Was das Erreutionsverfahren. gegen bie Einzelnen betrifft, 
fo ſollte nach Anficht der Regierung und nach dem früheren 
Antrag der Commiſſion Durch ven. 46 beſtimmt werden, 
daß der Sefammtheit nur Zugriffsreht und Vorzug 6 
recht auf den Ennteertrag der fonft zehntbaren Güter 

24. 
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zuftehen folte. Wenn darauf beharrt werden will, fo muß 
die Faſſung etwas verändert werden. 

Die Commiſſion ift jedoch davon abgegangen. 

Sie verfennt zwar nicht bie Härte, weldhe aus einem aus; 
gedehnteren Zugrifförecht gegen die ärmern Zehntpflichtigen 
abfließt, da die Zehntablöfung nicht immer in feinem Willen 
lag, fondern er durch eine Mehrheit gezwungen worden feyn 
fann, nunmehr auf eine Reihe von Sahren eine beftimmte 
Geldfumme ftatt ded Naturalzehnten zu entrichten. Sie fin- 
det aber nach näherer Erwägung der übrigen Beftimmungen 
des Geſetzes fogar den Zugriff auf die ganze Ernte ſchon 
zu hart, da eine Mehrheit ihm jeden, audy den fürzeften 
Termin, zur Zahlung des ganzen ihm zugefchiedenen Abld« 
ſungsbetrags zumuthen Fann. 

Ein folder Zwang geht aus dem Sat 6 bed $. 14 Getzt 
15) in Verbindung mit dem Sat 1 bed S. 70 hervor. 

Die Commiffion glaubt nun, daß diefe Beſtimmungen 
dahin befchränft werden follen, daß dem Einzelnen als jährs 
liche Zahlung gegen feinen Willen nicht mehr folle zugemus 
thet werben fünnen, als das Minimum, welches die Zehnts 
fhuldentilgungscaffe nach $. 80 der Gefammtheit der Zehnt⸗ 
pflichtigen zumuthet. Nämlich den Jahreszins des entliehenen 
Kapitals nebft 1°%/s Procent dieſes Kapitals. 

Sie glaubt dann aber auch, jedoch nur in. ihrer Mehrheit, 
dag bei,diefer mäßigen Zumuthung die Rechteder Gefammtheit 
gegen den Einzelnen ganz nach den allgemeinen Rechtöregeln 
auf das Gefammtvermögen defjelben ausgedehnt werben 
follte,_ und ftellt daher folgende Anträge: 

a) zu $. 14 (nun 15) den Satz 6 dahin abzuändern : 
„zur Abtragung des einem jeden Zehntpflichtigen zuges 
fchiedenen Ablöfungsfapitale fammt Zind darf ihm gegen 
feinen Willen keine größere Zumuthung gemacht werden, 
als eine jährliche Zahlung, weldye dem Sahreszind des 
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ihm zugefchiedenen vollen Kapitals nebft 1?/s ‚Proc 
diefed Kapitals gleich kommt.“ 

„Dagegen ift jedem Einzelnen nadı vorangegangener 
ſechsmonatlicher Auffündigung jederzeit geftattet, feine 
Kapitalfehuld aufden Verfalltag eines Zieled vollftändig 
abzutragen.‘‘ 

h) Zu S. 16. Den erften Abſatz dahin abzuändern: 

„Bleiben Einzelne von den Zehntpflichtigen mit ihren 
Kapitals oder Zinszahlungen an den beſtellten Vorträger 
im Rüdftand, fo flieht der ablöfenden Gemeinde, 
beziehungsweife Gefammtheit, rücfichtlich der noch 
nicht verjährten Rüudftände das Zugrifferedht auf das 

ganze Bermögen der Schuldner zu.‘ 

Was den zweiten Abfa des S. 16 anbelangt, der von 
dem Erecutiondverfahren der Zehntberechtigten oder Kapitaf- 
darleiher gegen die Gefammtheit oder deren Borträger handelt, 
fo war die Abficht der Regierung und des frühern Antrags 
der Commiſſion, dad Recht der Berechtigten auf die wieder 
aufmwachende Zehnterhebung zu befchrünfen. Sie glaubt auch 
jegt dabei fiehen bleiben zu müffen, und fchlägt nur zur 
größern Deutlichfeit eine veränderte Faflung vor. 

Ein abweidyender Borfchlag, welcher ſchon in der Kammer 
erwähnt und in der Gommiffion wieder aufgegriffen wurde, 
geht dahin, daß der Einzelne, welcher nach 8. 14 Cjeßt 15) 
Satz 6 den ihm zugefchiedenen Kapitalbetrag volftändig 
bezahlt hat, durchaus nicht mehr in Anfpruch genommen 
werden foll, daß daher feine Güter bei dem Wiederaufwachen 
des Zehntbezugs zehmtfrei belaffen werden müffen. 

Die Mehrheit der Sommiffion glaubte darauf nicht ein— 
sehen zu Fönnen, einmal im Sntereffe der Zehntabfchaffung 
felbt, und dann im Intereſſe der Schmibenschtigten oder 
Kapitaldarleiher. 

Wenn der Borfchlag angenommen würde, fo wirben ſich 
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bie Bermöglicdyen allmählig alle von ber Gemeinfchaft los⸗ 
machen. Es bliebe nur die Aermern übrig. Diefe hätten 
fhon große Noth, einen zuverläßigen Borträger zu finden, 
und wenn nur Einige im Nückftand blieben, die Andern 
wären nicht im Stande, durch einen größern Abtrag ihrer 
Schuld den Ausfall zu decken. Es würde der Zehmtbezug 
wieder aufmachen, und da bie Zahl der noch ypflicdytigen 
Gründe num geringer wäre, fo müßten die Adminiftrationgs 
foften verhältnißmäßig allzu groß werden. In manchen 
Fällen würde der Zehnte nie ganz verſchwinden, und ber 
Berechtigte nie zu feinem Kapital gelangen, 

Wenn aber die Reichern nicht aus der Gemeinſchaft aus⸗ 
treten dürfen, fo werben feicht zuverläßig Borträger gefunden; " 
ed liegt dann im Intereſſe der Reichern, die Aermern durch 
Borfchüffe zu unterflügen, wenn diefe bei geringen Ernten 
im Rüdftand bleiben. Das Ablöfungsgefchäft wird wefentlich 
gefördert, und die Reichern riskiren nichts dabei, da die 
Erecutiondmittel gegen die Einzelnen genügende Bürgſchaft 
gewähren. Eine einzige günftige Ernte deckt die ee 
von etwaigen frühern Mißernten. 

Aus diefen Gründen gieng die Mehrheit der Sommiffion 
anf den Borfchlag nicht ein. Ihr Antrag gebt, wie bereits 
bemerft, nur auf eine veränderte Faffung, nämlich fulgende: 

„Bleiben aber die Borträger einer nady den S. 20 und 24 
zuläßigen Ablöfungsgefammtheit mit Kapitals oder Zins⸗ 
zahfungen im Rückftande, fo kann der Zehntberechtigte, oder 
wer fonft auf das Ablöfungfapital Anſpruch haf, nur vers 
langen, daß für die verfallenen Kapital» und Zindbeträge 
bie Zehnterhebung, wie fie Dem Zehntberechtigten gegen: die 
Sefammtheit der Ablöfenden fonft zugeftanden ıc. (wie im 
frühern Commiſſionsentwurf.)“ 

Staatsrath Nebenius: Wir ſind mit dem erſten Vor⸗ 
ſchlag der Commiſſion einverſtanden, wonach kein Pflichtiger 
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gegzwungen werden folk, mehr jährlich; zu begahlen, als das 
bei der Zehntablöfung beſtimmte Minimum, das in die 
Amortiſationsfaſſe jaͤhrlich zu zahlen: iſt, betraͤgt; for mie 
wir auch mit: dem Beiſatz einverſtandaen find, der ſchon früher 
Ihre Zuftimmung erkaften hat. Was ben erften Sat tee 
6. 16 betrifft, fo glauben wir, daß, nachdem bie erfie Beſtim⸗ 
mung; bebiebt wurde, es feinen Anſtand haben Tann, dad 
Zugsiffärecht; außzubehnen, nur feße ich voraus, daß nicht 
allein über eiw Zugriffsrecht eine Beſtimmung zu treffe fai, 
fonderst zugleich ‚über ein Vorzugsrecht, welches auf ben 
Ertrag der Ernte bewilligt werben fol. Dieß if durchaus 
nothwendig, zur Sicherung der Gefammtheit ber Zehut⸗ 
pflichtigen, und ohne Zweifel ift auch die Abficht dev Comm 
wiſſien nicht: geweſen, der Gefammaheit diefe Garantie zu 
rauben. Wenn aber Diefe beiden Beſtimmungen augenommen 
werden, ſo iſt es um ſo nothwendiger, daß es auch bei dem 
andern Satz nach der Redaction der ger ſein den 
bleiben behalte: | 

Rettig v. R.: Mit dem Zufaß zu dem $.414 bin ic) nicht 
allein einverftanden, ſondern ich, halte ihn. für die‘ nothwen⸗ 
dige Vorbedingung, unter der. bie fpäteren ſtrengen Beſtim⸗ 
mungen Statt finden fünnen, Was aber ber Sat des $. 46 
betrifft, fo babe ich wir, bei ber. mit vieler Gruͤndlichleit 
in der Commiſſion geführten Debatte nur einzelne Streit 
fragen herausgemerft, und ich glaube, daß fie nicht alle ihre 
Erledigung in dieſem Entwurf der Commiſſion gefunden 
haben. Ich erlaube mir deßhalb, der Kammer die einzelnen 
Streitpuntte zu bezeichnen, und baun eine Redaction zu 
verleſen, won der ich glaube, daß fie Statt finden muß, um 
künftige Zweifel zu verhindern. Diefe einzelnen Streitpunfte 
waren folgende Fragen: 

AMSoN der. Zugriff gegen alles Bermögen bed Ablöfenben 
oder nur gegen feine Fahrniß, oder naar Mur gegem die 
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Ernte Statt finden? Die Commiſſion hat fi , nachdem ber 
Art. 14 auf die bezeichnete Weiſe berichtigt war, dahin ver 
ftanden, daß der gerichtliche Zugriff ganz nach ben Beſtim⸗ 
mungen unferer Prozeßordnung Statt finden folle, ohne alle 
Rüdficht, ob der Schuldner durch den Angriff feiner Fahrniß 
oder feiner Liegenfchaft in den Fall komme zu zahlen. In 
diefer Hinficht habe ich nur auf die nothwendige Bezeichnung 
der Koften aufmerkſam machen wollen, da nicht blos bei 
Ausmittlung der Ablöfungsfumme felbft, fondern bei der 
Verwaltung für die Gefammtheit, immer einige Koften ent 
ftehen werben, und wie ſichs von felbft verftehen wird, daß 
auch diefe Koften mit unter den Schulden des Einzelnen 
begriffen find. 

- Die zweite $rage, über die immer geflritten worben ift, 
bezog fich auf die Gegenftände des Vorzugsrechts. Man hat 
geftritten, ob das Vorzugsrecht ſich über die ganze Ernte 
ausdehne, oder ob nur auf Yıo, nämlich denjenigen Theil 
der Ernte, für den früher der Berechtigte dad Vorzugs⸗ 
recht geübt hat. Man ift in der Commiſſion dahin 
übereingefommen , dieſes Vorzugsrecht foll ſich über bie 
ganze Ernte erfirefen. Man hat aber dabei natürlich im 
Yuge gehabt, daß derjenige Theil der Forderung, für den 
ein Borzugsrecht in Anfprud; genommen wird, ſich nicht 
weiter ausdehnen fann und fol, als früher die Forderung des 
Berechtigten felbft war. 

Eine dritte Bemerfung bezog fich auf die Frage ded Ges 
wichts des Vorzugsrechts in der Claſſe. Man hat gefragt, 
in welcher Tage ift der Verleiher eined Grundſtuͤcks, der dad 
geſetzliche Vorzugsrecht an die Früchte des Paͤchters hat, zu 
den Zehntberechtigten? Ich glaube, diefe Frage ift in der 
Commiffion nicht ganz entſchieden worden. Ich glaube, das 
Vorzugsrecht wird gerade fo ftarf feyn, als früher dad Recht 
ded Berechtigten war, nämlich ed wird über allen andern 
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Vorzugsrechten derfelben Klaffe ftehen, mit Ausnahme der 
Einheimfungstoften,, oder derjenigen Koften, die durch uns 
mittelbare Erhaltung des Gegenftandes ausgegeben worden 
find. Eine weitere Frage ift diefe, find die Vorzugsredhte 
der Borträger oder der Gemeinde blos gegen den Eigenthümer 
des Grundſtücks oder zugleich gegen feinen Pächter gerichtet? 
Es hat ein Mitglied der Commiſſion entgegengehalten, wenn 
wir es blos gegen den Eigenthümer des Grundſtücks richten, 
fo fann Jemand feine ſämmtlichen Güter verpachten, ſich 
die Pachtfumme vorauszahlen laſſen, und dann ift Fein Ges 
genftaud für die Gefammtheit mehr vorhanden. So gut der 
Pächter den Zehnten muß liegen laſſen und man im Herbft 
den zehnten Theil des Weins wegnimmt, fo gut muß fich 
der Pächter auch hier gefallen laſſen, diefes Vorzugsrecht 
pro rata aud) auf die von ihm bezeichneten Früchte einzus 
räumen. 

Man follte deßhalb den erften Sat des $. 16 fo faffen: 

„Bleiben Einzelne don den Pflichtigen mit ihren Kapitals 
zinfen und Koftenzahlungen an den beftellten Vorträger im 
Rückſtand, fo tritt auf deffen Klage bei dem Richter das 
Vollſtreckungsverfahren gegen alles Vermögen des Schuldners 
nach den Beftimmungen des Tit. 42 der Prozeßordnung ein.’ 

Die Gefammtheit der Ablöfenden einer zehntbaren Ges 
marfung, oder eines einzelnen abgelösten Zehntdiſtriets, hat 
ein unbefchränftes, ;gefetsliches Worzugsrecht auf die Pros 
ducte des zehntbaren Bodens, fo lange diefelben im den 
Händen der Eigenthümer oder Pächter find, das ſämmtlichen 
Borzugsrechten derfelben Klaffe, mit Ausnahme der auf bie 
Erhaltung der Ernteproducte verwendeten Koften vorgeht. 
Dieſes Vorzugsrecht aber kann gegen einen Ernteertrag nur 
für ein Zwangzigftel des Ablöfungsfapitals in Anfpruch ger 
nommen werden. Das leßte ift eine Analogie von demjenigen, 
was in Beziehung auf den Zind von einem Kapital Statt 
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findet, Ed muß eine beftimnite Summe da ſeyn, für Die das 
Vorzugsrecht ſtatuirt iſt, weil fonft bei nachläßiger. Erhebung 
fünf oder gehnjährige Zahlungen zuſammonkommen würden, 
was die andern Borzugsrechte ſehr berinträchtigte, 

Köruer: Ich habe in der Commiſſion dev Abanderuug 
des fechöten Satzes des $. 44 meine Zuſtinnmung gegeben, 
aus: dem Grunde, weil ich den Zugriff auf das Geſammt⸗ 
vermögen dev Pflichtigen für zu hart gehalten habe. Darum 
ſtimme ich für die Wiederaufnahme des Satzes 6 des 8. 14, 
daß zu dom Minimum, nämlich zu dem Zind von: 4% Proz. 
und zu dem Kapitalbetrag noch 1% Proz. gefehlagen werden 
möge. Nachdem aber mun. der zweite Sat des $. 16 wieber 
aufgenommen. ift, daß die Zehntpflichtigen iu ihrer Geſammt⸗ 
heit. dafür haftbar ſeyn follen, im Fall der. Vorträgen feine 
Schuldigkeit nicht entrichtet, fo finde. ich dieſe beiden Süße 
nicht vereinbarlich, denn wenn jeder Pflichtige auf dreißig 
Sahre bin mit der Gefammmheit: verhaftet ſeyn ſoll fir die 
Nücftände, fo wäre dieß doch eine fehr harte Verpflichtung, 
und darımz wünſchte ic), daß der fechdte Sab des 8. 44 
in feiner. vorigen Beſtimmung wiederum hergeſtellt werden 
möge, fin den Fall, daß. die Sefammtverbindlichfeit Statt 
finden fol, das heißt, wen die Kammer. bavauf eingeht, 
daß die Pflichtigen für die ſaͤmmtlichen Rüskitände, die fid) 
in der Gemeinde bilden, ſammtverbindlich ſeyn follen: 

Was den Antrag des Abg. Nettig betrifft, fo pflichte 
ich gerne bei, weil auch ic) in der Gommiffion meinen Wunſch 
dahin ausſprach, daß ich.nur den Zugniff auf die Ernte des 
Plichtigen ausgedehnt fehen möchte. Judeſſen wurbe bes 
kimmmt, daß der Zugriff nicht weiter Statt finden, ſolle, als 
anf eim Zwanzigftel des Ablöfungskapitals, während. id) 
glaube, daß es auf ein. Sechzehntel erſtreckt werden Eünnte, 
and ich trage alſo darauf an, biefen: Satz nach Den nr 
miffiondantrag herzuſtellen. 
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Wetze J.: Sch bin auch mit dem Commiſſtonsantrag 
rückfichtlich der Nedaction des ſechsten Satzes des 8. 14 ein⸗ 
verftanden , allein bei dem erſten Saß des $. 16 finde ich 
einen: Anftand , rürkſichtlich der früher beftandenen Vorzugs⸗ 
und Unterpfaudsrechte. Wenn dem zehntberechtigten Gläu⸗ 
biger oder ſeinem Stellvertreter der Geſammtheit hier das 
Vorzugsrecht auf die ganze Ernte des ehemals zehntbaren 
Guts gegeben ift, fo Dürfte er leicht mit dem früheren Unters 
pfauds⸗ over Borzugsvechtöbefiger in Colliſſion fommen, wenn 
diefed Vorzugsrecht auf den ganzen Ernteertrag ertheilt wird, 
Ich glaube, daß er im diefem Fall, wenn nicht ein früheres 
Borzugsvecht da iſt, nur fo viel fordern fann, ald.der Zins⸗ 
bettag bes Abloͤſungskapitals beträgt, und es wird hiernach 
eine nähere Beſtimmung der Redaction gegeben werben müſſen, 
wodurch dieſes Vorzugsrecht befchränft wird. 


Kuapp: Ich habe ſchon in der Commiſſion mein Bedenken 
über vie aufgeftellte Berechnung ausgefprochen. Der Herr 
Berichterftattev hat nämlich erfläut, daß: das Kapital-ım 
emen Zeitraum von 25 Fahren bezahlt werde. Diefe Rech⸗ 
mar: ift richtig, wenn die von der Negierung vorgelegten 
ftatiftifchen Notizen auch richtig find, allein diefe find nicht 
richtig. Es find 33 Proz. in Ausſicht geftellt, allein dieſe 
Rechnung foll nur auf jene Gegend anwendbar ſeyn, mo 
die Früchte aufgefpeichert und die Weine eingekellert werden. 
Hier will man aber von Seiten der Regierung feine Verwal⸗ 
tungskoſten zugeben, und es wird ſich alfo: die Rechnung 
höher: ſtellen, und die Schuldigkeit der Pflichtigen wird 
größer werden. Kurz, die Schuld kann in einem Zeitraum von 
25 Jahren nicht getilge werden, und darnını foll mar. fich an 
eine fefte Zahl von Jahren halten, wonach Niemand: zu 
mehr angehalten werden kann, ald zu dem Döfachen Betrag 
feiner Schuld , Damit man einmal mit dem Zehuten zu Ende 
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kommt. Bei 1%/s Proz. wird ed aber in fünfzig Sahren noch 
Zehntſchulden geben. 

Trefurt: Der Abg. Rettig hat eine Verbefferung vor⸗ 
gefchlagen, der ich befonders in Beziehung auf den legten 
Sat nicht beitreten könnte, denn ich fehe das Intereſſe der 
einzelnen Pflichtigen und der Gefammtheit beeinträchtigt. 
Wenn nämlich dad VBorzugsrecht der Gefammtpflichtigen 
auf einen Sahrsbetrag befchränft würde, fo würde der Bors 
träger nie im Stande feyn, den eingelnen Armen, wenn 
Mißjahre eintreten, zu creditiren, denn er würde dag Riſico 
auf fichinehmen, und anderer Seits würde die Gefammtheit 
feine genügende Sicherheit für die Rückſtände haben. Die 
Sicyerheit, die bei dem Zehntherrn eintritt, hat jebt ſchon 
nach dem Landrecht der Zehntherr. Wenn der Pflichtige feine 
Früchte eingeheimst hat, ohne den Zehnten Tiegen zu laſſen, 
fo hat jetzt fchon der Zehntberechtigte ein Vorzugsrecht gleich 
jenem. Warum foll er alfo hier nicht, dem Einzelnen gegen» 
über, eben fo viel Recht haben, binfichtlich der Ausſtände? 
Sch ziehe aus diefem Grunde den Eommifftonsantrag vor. 

v.Rotted: Der Abg. Körner mill den fechöten Saß 
des S. 14 fo laſſen, wie er früher war, und die Abänderung, 
die dic Sommiffion vorgefchlagen hat, nicht annehmen, ‚weil 
wegen des zweiten Saßes jeder Pflichtige noch in dreißig 
Fahren für die Schuldigfeit tenent feyn könne. 

Diefer Grund ift allerdings von Gewicht, und würde auch 
mich bedenklich machen, wenn ich gefonnen wäre, jenem 
Satz des $. 16 beizutreten, allein ich widerſetze mich ihm, 
und hoffe, daß er nicht durchgehen werde. Wenn er übrigend 
aud) durchgienge, ſo würde er im angeblichen und vermeints 
lichen Intereſſe der Armen durchgehen, und in eben. diefem 
Intereſſe ift auch der fechdte Sag abgeändert worden, daß 
nämlich nicht der fünfte Theil auf einmal, fondern blos 1a 
Proz. für die Schuldentilgungskaſſe verlangt wird. Ich glaube 
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aber, daß diefe Abänderung des zweiten Satzes von Ziffer 6 
im $. 44 unbedingt nothwendig ift, wenn wir nicht eine 
doppelte Ungerechtigfeit begehen wollen, und id; vereinige 
mich aljo volfommen mit dem Borfchlag der Commiſſion. 
Was die von dem Abg. Rettig vorgebrachte Behauptung 
betrifft, daß das VBorzugsrecht nur auf ein Zwanzigſtel des 
Kapitals gehen folle, fo fragt es fich zuvörderſt, ob man 
ein Borzugsrecht überhaupt ftatuiren oder fich blos an bie 
allgemeine Erecutionsordnung halten will. Die Regierungs- 
commifjion will neben dem allgemeinen Erecutiongrecht auch 
das weitere Borzugsrecht auf die Ernte, und ich halte ed 
auch für angemeffen, damit fo ficher ald möglich die Rück⸗ 
ſtände eingetrieben werben. Ich habe alfo gegen dieſes Bors 
zugsrecht nicht, und in diefem Fall wird ed gehen ober feine 
Wirkung aͤußern müffen, in Beziehung auf alle Ausftände 
nicht‘ blos “eines einzelnen Jahre, fondern überhaupt auf 
alles dasjenige, was noch zu zahlen ift,- fo fern aus dieſem 
Erwachs der Ernte e8 getilgt werben Fann. Sch flimme alfo 
für. den GCommiffionsantrag, habe aber nichts dagegen, 
wenn noch neben diefem allgemeinen Recht jenes hinzugefügt, 
oder noch audgefprochen wird, daß das Vorzugsrecht noch 
weiter hin gelte. | 
Buhl: Ich erlaube mir, zu dem $. 14 einen Beifab vor⸗ 
zufchlagen. Die Commiffion fagt, ed fol Niemand. genöthigt 
werden fünnen, in einem Jahre mehr als den Zins und 
48a Proz. bezahlen zu dürfen, allein ich glaube, daß dieß 
wenigftend in Beziehung auf eine Zehntgattung durchaus 
unmöglich ift, naͤmlich den Weinzehnten , welcher nachträg- 
lich oder vorfchußweis bezahlt werden muß, denn es fünnen 
drei Fehljahre fommen, wo ber Pflichtige nicht im Stande 
it, in diefen Jahren feine Pflichten zu erfüllen; aber es 
fommt dann wieder ein anderes Jahr, bas ihm feinen 
Schaden erfegt. Wenn man nun ausfpricht, daß er in einem 
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Sabre nur zur Zahlung eines auf das Jahr beſtimmten Bes 
trags genöthigt fei, jo wird 28. wahrfcheinlich Biele geben, 
die auch bei einem vollen Herbſte fagen, fie ſeien nicht mehr 
fchuldig, als das beftimmte Jahrsratum, und Darum fchlage 
ich Den. Beifaß vor: „wenn nicht Die Pflichtigen mit einander 
über eine weitere Zahlungsbeftimmung übereinkommen,“ denn 
fie werben ſich felbft mit einander dahin verftändigen „in 
guten Herbſten gu bezahlen. 

Hoffmann: Das Uebereinkommen der Pflichtigen: iſt 
nicht ausgefchloffen, und ich wüßte feinen Borfchlag: zu 
machen, wodurch man die Anficht.des Abg. Buhl ind Ges 
ſetz felbit aufnehmen Fünnte. Es muß .dieß den Pflichtigen 
heimgeftellt werben. Sch bin mit dem Vorzugsrecht, das der 
Herr Regierungscommiffür auf den Ernteertragworgeſchlagen 
bat, als Zufaß zu dem $. 46, wie er von.der Gommiffion 
in Antwag gebracht worden, einverftanden, in fo fern diefer 
Borjchlag angenommen wind, Allein mit den Commiſſions⸗ 
vorſchlag ſelbſt bin ich ‚nicht ganz einverſtanden. Ich halte das 
Zugriffsrecht auf das ganze. Liegenſchafts⸗ und Fahrniß⸗ 
vermögen gerade im Intereſſe der Weinproducenten für gu 
ſtark, denn dieſe werben zuweilen mehreve Jahre lang feinen 
Ernteertrag erhalten, und die Aermeren werben dadurch 
häufig in den Fall fommen, ihr. Haus hergeben zu müſſen 
und ind Elend gewiefen zu werden. In folchen Fällen kann 
man wohl den Reichern zumuthen, einſtweilen einen größern 
Beitrag non ihrem Kapital ‚vorzufchießen, Damit der Ber 
rechtigte befriedigt werben kann, und wenn bie reichere Ernte 
fommt, fo werden von Den Aermern Die Ausftände nachher 
zahlt werben. Ich trage ‚daher darauff au, daß mir auf das 
fahr ende Bermögen der Schnuldner ſoll gegriffen werben 
fonnen, und dad Vorzugsrecht auf den Ernteertrag dawmit 
verbunden werben, wonach dann die Faſſung ſo lauten würde: 

„Es kann die ablöfende Gemeinde, beziehungsweiſe bie 
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Geſammtheit, rückſichtlich ber noch nicht "Verjährten 'Auds 
ftände auf Bas fahrende Vermögen der Schuldner greifen, 
und hat auf den Ernteertrag der ſonſt zehntbaven Güter der 
Schuldner daſſelbe Vorzugsrecht, wie der Beftandgeber für 
den Pachtfchilling anf don Erwachs Der verpachteten Güter. 

Welcker: Ich unterſtutze den Antrag des Herrn Berichte 
erſtatters iin Beziehung anf Die Beſchraͤubung des Zugriffs 
and domſelben Hauptgrund, den er angeführt hat. Was das 
Vorzugerecht betrifft, fo habe ich in dem Vorſchlage des 
Abg. Retit ig micht das gefunden, daß er das Vorzugsrocht 
beſchränken will, wie es im Commiſſionsantrag beſchränkt 
iſt. Auf jeden Fall muß Eines oder das Andere weiter ein⸗ 
treten; eutweder muß vs beſchränkt werben nach dem Com⸗ 
wiſſionßautrag, wonach es daſſelbe Vorzugsrecht iſt, das 
der Beſtandgeber für den Pachtſchilling hat, oder 28 
muß, wie der: Abg. Nettig will, anf ein Zwanzigftel des 
Kapitals, odor anf irgend einen andern Betrag beſchraͤukt 
werben, benn wenn. man Einem das Borzugsvecht aufden 
ganzen Erntwertrag geben wollte, fo. würden ja andere Rechte 
dadurch verlegt werden. Sch ziehe aber dasjenige vor, was 
die Commiſſion in Antrag gebracht hat. 

Mettig v. Sc: Ich widerfege mich deu Antrag des 
Herrn Berichterſtatters, und unterfcheide zwifchen Zugriffs 
und Borzugsrecht. Sch glaube, daß das Zugriffsrecht ſich 
allexdings micht blos anf Fahrniß, Jondevn überhaupt auf 
das Vermögen Der Pflichtigen erſtreckt, daß aber dagegen 
das Vorzugsrecht beſchränkt iſt, und ſchlage alſo in dieſem 
Sim vor, daß das Vorzugsrecht uach dem Summe des Abg. 
Ret tüg beſchraͤnkt werde. 

Merk: Ich glaube auch, daß das Zugriffsrecht ſich auf 
alles Vermögen, und nicht blog auf das liegenſchaftliche er⸗ 
ſtrecken kann, obgleich ich wirklich vorausſehe, Daß auch 
deßhalb große Anſtünde entfichen können. Immer muß bie 


384 Berhandlungen ber II. Kammer. 


dee vorſchweben, daß die Zurücdzahlung der, Vorſchüſſe der 
- Rapitale, die die Zehntfchuldentilgung bilden, nicht mit der 
Strenge werben beigetrieben werden, fondern Termine’ges 
geben werben müffen. Was aber das Borzugsrecht betrifft, 
fo muß fich diefes auf das zehntbare Liegenfchaftliche Vers 
mögen bejchränfen, und nicht auf alles Vermögen, d. b. 
nicht weiter ausdehnen, als es bisher auch beftand, Wollte 
man ed weiter ausdehnen, fo würde eine große Golliffion 
mit den beftehenden Unterpfänvern entftehen, und um dieſe 
Eolliffion zu vermeiden, follte ed ſich auf die zehntbaren 
Güter befchränfen. j 

Was den Anftand hinfichtlicy des Vorzugsrechts auf die 
ganze Ernte betrifft, jo wird ja nur derjenige Theil ber 
Ernte weggenommen, der nothwendig ift, und den Zehnten 
repräfentirt. 

Sander: Sch glaube nicht, daß man ein Zugriffgrecht 
auf das ganze Vermögen des Pflichtigen ftatuiren Fann. 
Das Zehntablöfungsfapital ift das Surrogat deffen, was 
der Zehnte felbft war, und nimmt alfo auch in fo fern deffen 
Natur an. Nun fanın ich mir nicht denken, daß in einem 
Fall, wo gar nichts gewachfen, alſo der Zehnte nicht eins 
getreten wäre, doch für den Ausſtand eines Theils diefes 
Zehntfurrogatd das ganze Haus des Zehntpflichtigen in An⸗ 
fpruch genommen, und derfelbe gleichſam hinausgeworfen 
werben fol. Es fann daher der Zugriff nur auf ven Ertrag 
des zehntbaren Gutes und auf das Gut felbft, nicht aber auf 
anderes Vermögen gehen. 

Wenn übrigens doch dieſes Zugriffsrecht und nebft Diefem 
das Vorzugsrecht beftimmt werden foll, fo halte ich doch bins 
fichtlich des Letzteren noch eine Nedactionsveränderung für 
nothwendig, die ſich auf den Borfchlag des Abg. Rettig, 
des Berichterftatterd und der Regierung bezieht. Es iſt naͤm⸗ 
lich hier immer von dem Ernteertrag bes zehntbaren Gutes 
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die Rede, allein wir haben den Fall, wo einzelne Zehnten 
abgelöst werden, uud da fragt fi, ob auch der andere 
Ernteertrag von nicht zehntbaren Gegenftänden unter dem 
Vorzugsrecht fteht. Man könnte freilich jagen, das Gut iſt 
in diefer Hinficht nicht zehntbar. 3. B. ein Gut, das Obſt—⸗ 
zehnten gibt, ift nur hinfichtlich diefes und nicht hinfichtlich 
des Fruchtzehnten zehntbar, allein es wird hier im Ertrag 
gleich. geftelt und umfaßt Alles. Wenn man alfo das Bors 
zugsrecht geben will, fo muß doc) die Befchränfung in der 
Art ausgefprochen werden, daß man fagt, auf den be 
treffenden zehntbaren Ertrag des Guts. 

Duttlinger: Ich erfiäre mich für den VBorfchlag der 
Gommiffion, wünfdye aber, daß er in einer andern Weiſe 
ausgeführt werde, naͤmlich der erfte Sab des S. 16 aus dem 
Geſetz bleibe. Die Commiſſion hat gar nichts anderes vor; 
gefchlagen, als was, wenn wir gar nichts beftimmen, fchon 
durch das Pandrecht feftgefegt it. Das Ablöfungsfapital ift 
juridifch betrachtet gar nichts anderes, als ein Kaufſchilling, 
den fchufdig.ift, der Ablöfende und der Zehntberechtigte, oder 
Derjenige, der an feine Stelle trat, nämlic, die ablöfende 
Sefammtheit. Die Pflicht des Ablöfenden ift feine andere, 
als die Pflicht eines Käufers, feinen Kaufſchilling zu be 
zahlen. Nun frage ich, ob, wenn nach unferem bürgerlichen 
Geſetz ein Verkäufer an einen Käufer einen Kauffchilling 
oder einen Kaufſchillingsreſt zu bezahlen bat, er ihn bezahlen 
kann in Beziehung auf dag Object felbft, oder ob das Zah⸗ 
lungsmittel nur das verfaufte Object, oder der Ertrag des⸗ 
ſelben darbietet? Antwort! nein, fondern das ganze Ber 
mögen. Jeder Berfäufer greift auf das ganze Vermögen des 
Käufers, bis er auf den letzten Krenzer bezahlt ift, und ich 
fehe feinen hinreichenden Grund, in Beziehung auf diefert 
Kaufſchilling etwas Abweichendes zu beftimmen. Alle Gründe, 
die ich heute hörte, die man heute dem Vorfchlag der Com⸗ 
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miffion entgegenfeßte, find wenigftend für mich nicht hin⸗ 
reichend, von dem bürgerlichen Recht. abzuweichen. Sch ſtimme 
daher wiederholt dem Borfchlag der Commiſſion bei, jeboch 
in der Weiſe, daß ich den Autrag ftelle, den erſten en des 
$. 16 ganz wegzulaſſen. 

Bekk: Wenn ich dem Vorfchlag der Commiſſion — 
würde, fo würde ich auch dem Antrag des Abg. Dütts 
linger beitreten, nämlich den Saß ganz wegzulaſſen, weil 
er. fich von ſelbſt verfteht, indem Sseder,, der etwas ſchuldig 
iſt, nach der Prozeßordnung im Allgemeinen erequirt werden 
fann, wenn nicht dag Gefet hinfichtlich einer befondern Art 
von Schulden eine Ausnahme feftfeßt. In der vorlegten 
Sitzung habe ich felbft darauf angetragen, daß man beit 
erften Saß des $. 16 in der Art faffen möge, daß daraus: 
erkennbar fei, daß die Gefammtheit, gegenüber dem Eins 
zelnen, ein allgemeines Erecutiongrecht habe. Ich bin auch 
überzeugt, daß von dem juriftifchen Standpunft aus be⸗ 
trachtet, diefes richtig ift, allein ichh habe mich eines Andern 
belehren laffen, und deßhalb in der Commiſſion, der ich, ans 
wohnte, mich bereits dafür erflärt, daß wirflid der Sinn, 
den die Commiſſion bei ihrem erften Antrag hatte, deutlicher) 
ausgefprochen. werben möchte, dahin nämlich, daß fein. 
anderer Zugriff, ald auf den Ertrag des zehntbaren Gutes; 
Statt finden folle, und ich möchte nun nach Dem Antrag des 
Abgı Sander beifügen, auf den zehntbaren Ertrag. Es iſt 
allerdings richtig, daß Derjenige, der einen, Kaufſchilling 
fchufder, und alfo.auch Derjenige, ber: ein Zehntablöfunges 
kapital ſchuldet, nach allgemeinen Grundfäßen, überhaupt 
durch alle Vollſtreckungsmittel, zur Erfüllung feiner Pflicht: 
angehaften wird, allein die: Frage. ift hier, ob wir nicht 
Grund haben, von diefer allgemeinen Regel eine Ausnahme: 
zu machen, und ich glaube, daß allerdings Gründe zu einer 
Ausnahme vorhanden find. Der Hauptgrund iſt nämlich der; 
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daß ed hier gezwungene Schuldner giebt. In andern 
Fällen: kann der Eine nicht vorſchützen, man habe ihn ges 
zwungen. Hat er aber durch feine freie Einwilligung, z. B. 
einen Kauf abgeſchloſſen, fo muß er -fich gefallen laſſen, 
wenn er durch dieſes Gefchäft, das vielleicht unklug von 
ihm war, im Executionsweg um ſein Vermögen kommt. 
Hier dagegen kann die Mehrheit die Minsrität zwingen, und 
darin liegt ein Grund, wieder ſchonender gegen die Minoritat 
zu ſeyn. Weil vorgeſchlagen iſt, es fol das Abldſungskapital 
in kleinen Raten vertheilt werden, ſo hat man geſagt, es 
ſei damit geholfen. | 
‚Damit reicht man aber nicht aus, denn es kann gefchehen, 
daß Einer aus Nachläßigfeit beffen, der Die Schulden beizu⸗ 
treiben hatte, in Rüctand fommt, Nun kann er nicht zahlen, 
und es wird ihm alſo das Gut oder Vieh, das ihm noch 
foftbarer ift, verfteigert, und er: kann damit um feinen Wohl⸗ 
ſtand kommen. Dazu kommt noch, daß es: ja manches Jahr 
geben faun, wo gar nichts wächst, und da frage ih, wo 
er auch nur-den Zins und 1° Proz. hernehmen fol? Im 
diefem Fall ſagt er: ich habe nichts, ihr habt alſo auch nichts, 
und könnt nur auf den Ertrag. ded Gutes zugreifen, worauf‘ 
euer Zehntrecht geht. Aus politifchen Grimden ift: es: alfo 
räthlidy, hier von der gewöhnlichen juriftifchen Regel abzu⸗ 
gehen und anzunehmen, daß der Pflichtige blos allein hin⸗ 
ſichtlich des Ertrags ded Gutes, und ich würde ſagen, fogar 
tur ‚hinfichtlich eines Theils, 3. B. der Hälfte: des Ertrags, 
angegriffen werden fünnte, will aber, da dies Feine Unter⸗ 
fkugung finden dürfte, nicht darauf antragen, ſondern bei 
dem erſten Antrag der Commiſſion ſtehen bleiben, Ddaß nur 
auf den Ertrag des Gutes gegriffenwirb.: u 10m 
Was ſodann das Vorzugsrecht betrifft, ſo glaube ichzvaß 
ein ſolches allerdings zu geben fei, Denn: wir: würden: ja fonft 
im: einen Widerſpruch mit: demjenigen kommen) was fchon 
25. 
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zu dem $. 44 befchloffen ift, wo das ganze Ablöfungefapitat 
auf das Grundftück felbft ein Vorzugsrecht haben ſolle, fo 
daß es in.die dritte Hand übergeht. Um jo mehr ſcheint es 
alfo, daß wir Grund haben, auch diejer laufenden Schuld. . 
ein Borzugsrecht auf den Ertrag zu geben, da dies ohnehin: 
fchon im Allgemeinen landrechtlich ift, es Daher eine Abnors 
mität wäre, wenn man hier etwas Anderes beftimmen wollte, 
Im Webrigen aber wiederhofe ich den früheren Antrag, daß 
gegen den dritten Befiger eines Gutes, wovon im 8. 44 die 
Rede ift, fein anderes Zugrifförecht Statt finden fol, als 
auf den Zehntertrag ſelbſt. 

Staatsrath Nebenius: Bei dem Zufaß, daß dad. Vor⸗ 
zugsrecht nur Statt finden folle in Beziehung auf die zehnte 
baren Gewächfe, ift doch zu erwägen, baß dadurch die Ges 
fammtheit der Pflichtigen fehr gefährdet werden könnte. 
Wenn der Gefammtzehnte in einer Gemarkung abgelöst 
wirbe, fo würden einzelne Grundftücke ihrer Verpflichtung 
ſich ganz entziehen fönnen, fobald eine — — 
vor ſich gienge. 

Bett: Wenn Drei mit einander den Zehnten haben, und 
nur -hinfichtlich des Einen die Ablöfung gefchehen ift, fo darf 
dieſer nur auf ein Drittel des Ertrags das Vorzudoͤrecht 
geltend machen. 

Staatsrath Nebenius: Dieſes müßte aber ſcharf — 
geſprochen werden, denn in der Faſſung des Vorſchlags des 
Abg. Sander liegt allerdings die — die ich 
erhoben habe. 

Sander: ch habe es wirklich hinſichtlich des Vorzugs⸗ 
rechts nur dahin verſtanden, daß es nur als ſolches ausge⸗ 
dehnt werden kann, das Zugriffsrecht aber den andern Bes 
ſtimmungen überlaffen bleibt, die über dieſes Necht ſelbſt 
getroffen werden. Als Vorzugsrecht aber ſoll es nur auf die 
zehntbaren Producte gehen, ſo daß, wenn ein Wieſenzehnte 
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abgelöst würde, das Vorzugsrecht nicht auf den Ernteertrag 
der Früchte oder anderer Gegenftände erftrecft würde. 

Staatsrath Nebenius: Meine Bedenklichkeit war alfo 
fehr- gegründet, und es fcheint nicht, daß der :Abg. Bekk 
den Antrag ded Abg. Sander unterftüßen wollte. 
Aſchbach: Ich habe mich ſchon fo oft für Erleichterung 
der Armen erklärt, daß ich ed jeßt wohl wagen darf, auch 
einmal gegen einen Borfchlag, der die Erleichterung der 
Armen bezwect, zu fprechen, ohne Gefahr zu laufen, mir 
den Vorwurf der Hartherzigkeit zuguzieben. | 

Der Abg. Hoffmann will zur Schonung der armen 
Leute beftimmt wiffen, daß die Liegenfchaften nicht Gegen, 
Hände der Execution feien, allein e& giebt gewiffe Maßregeln 
für die Armen, die nur dazu führen, die Armen zu vers 
mehren nnd die Reichen über die Gebühr zu belaften. Ich 
fürchte, wenn wir hier von diefem Gefichtepunft ausgehen, 
daß ein ähnlicher Mißbrauch gemacht werben könnte. Es 
ift nämlich nicht jeder Arme auch moralifch, fendern eine 
große, Menge der Armen fucht jede Gelegenheit zu ungebührs 
lichen Vortheilen, und ich fürchte‘, Daß der Arme Teichtfinnig 
feinen Ertrag verfauft, und denft, der Reiche könne es 
fhon tragen, und fich alfo nicht Mühe giebt, mit dem Fleiße 
an. der Bezahlung feiner Schulden zu arbeiten, der einem 
ehrlichen Mann zufteht. Wir tönnen auf diefe Art viele uns 
redliche Arme reizen, und ich erfläre mich daher nicht für 
den Antrag Derjenigen, bie ald Erecutiondsgegenftand das 
ganze Vermögen bezeichnet wifjen wollen. Im UWebrigen 
aber halte ich für nothwendig, daß wir ein Vorzugsrecht 
conſtituiren, glaube aber, daß es den Prinzipien des bes 
ftehenden Rechts und überhaupt der Gerechtigkeit genügend 
ft, wenn wir diefes Borzugsrecht in der Weiſe conftituiren, 
bie der Abg. Rettig vorgefchlagen hatz ich unterftüße alfo 
in ſo fern feinen Antrag: Der Abg: Trefurt hat dieſem 
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Antrag entgegengehalten, daß die Borträger damit außer 
orbentlich gefährdet wären. Ich glaube aber, daß man ſich 
bier helfen fann, wenn man einflagt, und eine Frift mit der 
‚Bedingung giebt, daß ein gerichtliches Unterpfand beftellt 
wird, was nicht mühfam ift, indem das vor Gericht abge- 
legte Geftändniß des Schuldners und ber Eintrag deffelben 
ins Pfandbuch hinreicht. 
Ich habe einen andern Widerſpruch gehört, der von Ber 
beutung zu ſeyn fcheint, nämlich, daß man in Mißjahren, 
wo die zehntbaren Grundſtücke gar feinen Ertrag Fieferten, 
nicht im Stande wäre, zu zahlen, und daß dann wirffich 
große Härte gegen die Leute geübt werben fünnte, Diefe Ber 
forgniß könnte aber durch den Zufat befeitigt werben, daß 
in Fällen, wo ein Mißwachs den arınen Gutsbefiger hindert, 
Zahlung zu leiften, der Richter Nachficht: üben könne, nad 
den Vorausfeßungen, die im Sab 1244 des Landrechts be⸗ 
ſtimmt find,. daß nämlich genügende Sicherheit. auf das 
Grundftü gegeben werde, Im Ganzen erkläre ich mich alſo 
mit dem Antrag des Abg. Rettig, vorbehaltlich der Re⸗ 
daction, einverftanden, und bemerfe nur noch, daß es nicht 
zehutbare Grundftüde, fondern zehntbar geweſene Grund» 
ſtucke wird heißen müſſen, weil Doch von feiner Sehnsbarkit 
mehr die Rede feyn Faun, 

. Trefurt: Sch unterflüße den Antrag des Herrn Berichts 
erftatterd, befonders in der Weife, wie der Abg. Aſchbach 
fo eben angeführt hat. Hinfichtlic der Leichtigkeit, die der 
Borträger hat, um ficher zu erheben, habe ich) zu. bemerfen, 
daß die Beftellung des gerichtlichen Pfandrechts im Einzelnen 
fein großes Gejchäft madıt, allein es ift.zu erwägen, daß 
ein folcher Vorträger einige hundert Poften, Die mitunter 
nur einige Öulden betragen, einzuziehen hat, ſo Daß es doch 
mit einer fehr großen Mühe verbunden wäre, und pft die 
Koften der Beftellung eines Pfandredyts oder eines Erkennt⸗ 
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niffes von dem Richter dem Betrag der Schulden gleich 
fommen. werde, und jo waͤre oft noch die Frage, ob damit 
eine Sicherheit erreicht wäre, weil die Liegenfchaft mit 
andern: Pfandrecjten: belaftet feyn kann. Es ift nach den 
Gründen des Abg. Hoffmann die Aufgabe, Dafür zu forgen, 
daß die Fleineren Gutsbefißer nicht durch diefe Maßregel ers 
drückt werben, was. une auf dem Wege erreicht werden 
fann, daß wir einerfeitd den Berechtigten, der Gefammtheit 
oder den Einzelnen gegenüber, fo viele Sicherheit gewähren, 
als möglich: ift, und. andererfeits: mir Rückſicht auf diejenige 
Sicherheit, die das Geſetz fchon gewährt, nämlicdy die Er: 
theilung eines: Vorzugsrechts, fo viel wie möglic, Schonung 
gegen den Schuldner: eintreten laſſen. Nur auf diefem Wege 
läßt ſich dieß erreichen, Darum muß meiner Anficht nach 
die ſeSicherheit nicht blos den Jahrsbetrag oder den zwanzigften 
Theil, ſoudern alle Ausftände umfaſſen, wenn der Bor 
träger die Möglichkeit haben fol, bei Mißjahren Borgr 
friften zu geben. Alsdann kann man auch gegen den Schuldner 
Die Nachficht haben, daß man ihm feine Liegenschaft nicht 
angreift, falld man nur auf die Fahrniß ein Zugriffsrecht 
geftattete, und. wenn wir das letztere thun, Daun iſt ge 
forgt, Daß der Arme. nicht erdrüct wird, beun der arme 
Landmann, von dem fich hier handelt, ift nicht fo reich 
an zugriffsbarer Fahrniß, daß man ihn auf diefem Wege 
erbrüden könnte. Wenn man alfo auch nicht auf Liegen 
fchaften greifen kann, dann folgt von felbit, daß man wartet, 
bis wieder eine Ernte-fommt. Geftattet man aber, daß auch 
auf kiegenſchaften gegriffen werden kann, dann feßen Sie fich 
der Gefahr aus, den Mittelftand unter der acferbautreibenden 
Klaſſe ganz aufzulöfen, der ohnehin u Aardiung fo jehr 
entgegen geht. 
MWelder: Ich muß die Gründe des Abg. Duttlinger 
befämpfen, der als ein allgemeines Necht es anſpricht, daß 
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ber Zugriff bier allgemein Statt finben fol. Auch ber Abg. 
Bekk hat ſchon die Hauptgründe angeführt, aus denen ich 
biefes nicht zugeben kann. Sa, ich kann nicht einmal mit dem 
Abg. Bekk fagen, daß nicht eine Ausnahme von dem ger 
meinen Recht im juriftifchen Sinne Statt finde, denn bier 
begründen wir ein eigenes Gefchäft. Sofern wir nämlich 
eine zwangsweiſe Ablöfung fordern, in fo fern ift die Regel 
des Kaufe gar nicht anwendbar. 

Es fragt fich alfo hier, was man für biefes Geſchaft für 
Sicherheitsmittel geben will, und da ſage ich aus den Gründen 
des Abg. Trefurt, daß das Zugriffsrecht ſich nicht weiter 
ausdehnen könne, als auf Fahrniß, worunter ich natürlich 
auch den Ernteertrag von den zehntbaren Gütern verſtehe, 
denn da hat er ein Vorzugsrecht und demnach ein bedeutendes 
Object, und wir würden uns wirklich der Gefahr ausſetzen, 
ſehr viele Wehklagen über unſer Ablöſungsgeſetz zu erfahren, 
und große Angſt zu verbreiten, wenn wir ed anders bes 
flimmten, denn die früher nicht glücklich eingeleiteten Abs 
löfungsgefchäfte haben gar manche unferer Mitbürger fchon 
ruinirt, und man würde an die Zehntablöfung ſchwer gehen, 
wenn man hier auch fürchtete, felbft um fein Tiegenfchaftliches 
Bermögen zu fommen. Kür die ärmere Klaffe halte ich diefe 
Sicherheit für. durchaus nothwendig, und kann auch nicht 
fürchten, daß in Folge dieſes Vorzugsrechtd eine Nacyläßig- 
feit von der Art eintreten könne, wie ber Abg. Aſchbach 
es geſchildert hat. 

Was das Vorzugsrecht betrifft, ſo ſcheinen mir Einige, 
die es allgemeiner ausdehnen wollen, und dafür als Grund 
anführen, daß ſchon das gemeine Recht auch hier Das Vor⸗ 
zugsrecht geflatte, wieder etwas zu überfehen, denn bier 
ift nicht von einem Vorzugsrecht die Rede in Beziehung auf 
den Sahrsertrag bed Zehnten allein, fondern von einem Bor: 
zugsrecht in. Beziehung auf bie ſämmtlichen Ausftände mit 
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der Kapitalfchuld. Es ift Bier alfo von einer größeren Schuld 
die, Rede, als fonft das Vorzugsrecht im fich begreift, und 
ich glaube, daß der Commiſſionsantrag, fo wie er im $. 16 
fteht, der angemeffenfte ift. 

Rettig v. K.: Sch habe befonderd auf zwei Einwenbuns 
gen zu antworten, wovon die erfte und häuftgfte ift, daß das 
Zugrifförecht nicht gegen die Liegenfchaften des Schuldners 
gerichtet feyn folle. | 

Es hat ein Abgeortneter bemerkt, mit der Zuftimmung 
zu dem Ablöfungsgefchäft fei ein eigener Zwang verbunden; 
die Minderheit müffe beiftimmen, weil fie von der Mehrheit 
überfliimmt fei. Das gebe ich zu, allein’ diefer Sat würde 
fogar bemweifen, daß die Minorität gar nicht ablöfen dürfe, 
wenn noch eine rechtliche Wirkung diefem Widerfpruch der 
Minderzahl beigelegt werden wollte. Das Geſetz nimmt an, 
fobald die Mehrheit ihre Zuftimmung gegeben habe, fo fet 


der Ablöfungsact vollendet. An die Stelle des Zehnten ift 


das Ablöfungecapital getreten, und von dem Augenblick a, 
wo gefeßlich die Zuftimmung der Mehrheit fingirt, oder’ 
wirffich ausgefprochen ift, find fämmtliche Einzelne nichts 
mehr und nichtd weniger ald Schufdner, und alfo auch mit 
ihrem ganzen Vermögen für die ganze Schuld verhaftet, die 
fie auf diefen Act contrahirt haben. Man hat dadurch helfen 
wollen, daß man dad Zugriffsrecht auf Fahrniß befchränfte, 
allein man betrachte die Leute, gegen die der Zugriff Statt 
finden folle ; es ift Die ärmere Klaſſe, und da frage ich, was 
diefe für Fahrniß hat? Nichts als ihre Ernte und ihr we 
niges Vieh. Ihre geringe Habfeligkeit trägt Faum die Koſten 
des Austrägers aus, und diefe Leute werden viel eher rui⸗ 
nirt, wenn mir ihnen ihr Vieh und ihre Einrichtung angreis 
fen, ald wenn wir ihnen ein Grundftüc verfaufen Wir lies 
fern fie damit in die Hände der chriftlichen und jübdifchen 
Wucherer, und verfegen fie in den übelften Zuftand. Jeder 
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hat ja dad Recht, diejenigen Pfandgegenftände zu bezeichnen, 
von denen er glaubt, daß fein Wohlftand am wenigften 
durch deren Angriff gefährdet fei, und es wird alfo Damit 
feine Wohlthat folchen cinzelnen im Rüditand -Bleibenden 
verliehen feyn. Schwierig ift es allerdings, mich- deutlich zu 
machen, wie idy es mit dem Borzugsrecht meinte, und ich 
bitte Sie, zu unterfceiden zwiſchen den -Gegenfländen- des 
Vorzugérechts, und zwifchen den Subjecten. Der Gegenftand 
des Vorzugsrechts ift allerdings der ganze Ernteertrag; fo 
lange noch ein Theil diefer Ernte ded zehntbaren Grund» 
ſtucks vorhanden ift, fo Tange: fann auch der- Borträger bad 
Vorzugsrecht gegen diefen Theil der zehntbaren Ernte vers 
folgen, gleichviel ob es nod auf dem Acker oder ſchon auf 
dem Speicher iſt. Es reicht hin, wenn er beweiſen kann, daß 
von dem Ertrag des zehntharen Grundſtücks noch etwas im 
den Händen ded Eigenthümerd oder Pächters iſt. Anders 
werhält es fich mit dem Rechtsſubject. Dieſes Rectöfubject 
iſt die Forderung, die an-den Schuldner gemacht wird, und 
da kann diefe Forderung nicht weiter gehen, als die Forbes 
rung des Berechtigten gegangen wäre. Der, Berechtigte hatte 
das Recht, von den noch nicht - eingeheimsdten Feüchten dem 
Zebnten wegzunchmen. Der Repräfentant dieſes Zehntens iſt 
nun das Zwanzigſtel unſeres Ablöfungscapitals, nämlich 
die Einheit, die capitaliſirt wird, und dieſe Einheit iſt alſo 
auch derjenige Rechtsſordernde, der das Vorzugsrecht gel⸗ 
tend macht, und darum glaube ich, an die Geſammtheit des 
Ernteertrags kann nur das Vorzugsrecht für ein Zwanzigſtel 
des Abloͤſungscapitals, das den Zehnten repräfentirt, geltend 
gemacht werden. 

Staatsrath Nebenius: Die vorgefchlagene Beſtim⸗ 
mung würde die Ausführung der. ganzen Maßregel außer⸗ 
ordentlich erfchweren. Dem Pflichtigen kann, wenn das Vor⸗ 
zugsrecht anf den Erwachs unbedingt gegeben: wird, niemals 
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bart gefchehen, denn hat er bei der Beftimmung ber Ablöfung 
feine Zuftimmung zu größeren Terminzahlungen gegeben, 
dann ifl er vermöge ded Vertrags verpflichtet, oder er: hat 
eine folche Zuftimmung nicht gegeben, dann fann er zu nichts 
mehr verpflichtet werben, als der erfte Satz des Vorſchlags 
der Commiſſion beftimmt, und diefer geht im fchlimmften 
Fall nicht weiter, als auf den zehnten Theil ded Ermachfes. 
Er kann aber zwei und drei Sahre mit: feiner Schuld im 
Rückſtand feyn, und für diefen Kal muß: im Intereſſe ver 
Geſammtheit der Pflchtigen geforgt werden. Dritte Perfonen 
können aud auf feine Weiſe gefährdet werbem, durch dieſes 
unbedingt allen andern Unterpfandsrechten vorgehende Bor» 
zugsrecht, denn dad Grundflüd war ihnen nur verpfändet 


nach Abzug des Werthes der Zehntrente. Wein alſo das 


Zehntkapital auf das ganze zehntfreie Gut radieirt wird, fo 
verlieren fie nichts, fondern die Gläubiger gewinnen noch, 
nämlich fie gewinnen einen Zuwachs an Sicherheit, der 
gerade fo groß ift, ale der Staatszuſchuß. Ihr Unterpfand 
wird wenigftend um 20 Proc. beffer, und ich fehe nicht-ein, 
"warum man das Vorzugsrecht befchränfen fol. Ä 
Wetzel U.: Ich flimme für den Commiſſionsantrag bei 
dem $. 16, theile aber auch die Anfichten des Abgeordneten 
Duttlinger. Wir haben den Zehntpflichtigen die Wohls 
that aufgediungen, den Zehnten abzulöfen, und wir müffen 
ed auch ale eine Wohlthat anfehen, obgleich ich darüber 
noch eine andere Anficht ausſprechen möchte, in Rückſicht 
des Loskaufs und der Berechnung. Es iſt richtig, daß es 
Manchem hart fallen wird, den Betrag zu berichtigen, allein 
fobald wir Ausnahmen machen, fo werden wir auch faums 
felige Zähler erhalten, Sch habe auch das. Vertrauen zu den 
Gemeinden, daß fie ohnehin die Armen, die nicht zahlen kon⸗ 
nen, nicht treiben werden. Ueberlaſſe man die Sache der 
Zugriffsordnung, fo hat der Richter Doch noch die Macht iu 


* 
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der Hand, Denjenigen, die nicht zahlen können, Friften zu 
geben. Wird aber beftimmt, daß man auf die Ernte greifen 
fonne, was oft fur den Armen weit ärger ift, ald wenn man 
auf fein übriges-Bermögen, 3. B. die Fahrniß greift, indem 
er die Ernte wirklich braucht, um nicht Hunger fierben zu 
müflen, fo wird der Arme noch mehr gedrückt werden. ch 
habe aber dad Vertrauen zu den Gemeinden, daß fie im 
practifchen Leben mehr Umficht und Nachficht üben werden, 
als wir hier audfprechen können, und glaube nicht, daß wir 
den Armen wehe thun, wenn wir die Zugriffeordnung ans 
nehmen. Ich trage alfo darauf an, den erften Sat wegzus 
laffen, und ftimme übrigens dem Antrag des Abg. Rettig 
volfommen bei, daß nämlich das Vorzugsrecht hinfidytlich 
des einen Betrags auf die Ernte Etatt finden fol. Wenn 
aber mehrere Ausftände da find, fo muß derſelbe ſich gefals 
len laffen, daß auf dad Gut gegriffen wird, wenn die Ga 
meinde nicht aus befondern Riückfichten ihm felbft Vertrauen 
fchenft. 

‚ Knapp: Die Gründe, die ich gegen ben Gommiffionds 
antrag anführen hörte, haben mich nicht gegen denfelben eins 
nehmen fünnen. Wenn man den Gemeinden und dem Bors 
träger fein Recht giebt, fo werden fie mit jedem Jahre fireng 
auf den Einzug halten und den Armen nicht creditiren. 
Giebt man-aber dad Recht, daß fie nicht verfürgt werden 
können, fo fünnen fie auch bis auf das letzte Jahr warten, 
und ich bin auch überzeugt, daß die Gemeinden diefes einzus 
leiten fuchen werden, da e8 in ihrem eigenen Intereſſe Fiegt. 
Wenn der Arme fein Vermögen verliert, fo müßte ja die 
Gemeinde ohnehin ihn erhalten, und man wird auf dem 
Lande hie und da finden, daß folche Schulden auf die Ges 
meindefaffe in Abgang becretirt worden find, um nicht die 
Armen ganz zu ruiniren. Ganz anders verhält es fi, wenn 
man dieſes Recht nicht giebt. Der nämliche. Arme, der hier 
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in Schu genommen wird ,. macht bei irgend: einem -Hand« 
werfömann Schulden, ber dann auspfänden läßt, und ihm 
das Gut wegnimmt, während die Gemeinde ruhig gewartet 
hat. Es ift alfo im Intereſſe der Armen und der Gemeinde, 
daß fein Anderer ein Zugriffsrecht auf das Gut hat, bie das 
erfte bezahlt ift. Es ift hier nicht. mehr von dem Zehnten, 
fondern von einer Kapitaljchuld die Rede, und wenn zehn 
Sabre im Rüdftand fü find, fo muß auf das Ganze das 3 
griffsrecht Statt finden. Man hat gefagt, damit die Zehnts 
ſchulden richtig bezahlt würden, fo folle eine Klaſſe angehalten 
werden, einen größeren Beitrag. zu leiften, um damit die 
Schulden zu tilgen, allein ich frage, mit welchem NRechtötitel 
diefed gefordert werden kann? Schon darum nicht, weil 
Jeder ftetd verbindlich bleibt. Er würde ſich gern dazu vers 
ftehen, wenn er feiner Verpflichtung entledigt wäre, allein 
fo fange noch irgend Jemand Ausftände hat, fo ift auch der 
Andere Schuldner. Sch unterfiüge daher wiederholt den 
Sommifflonsantrag, widerfege mid, aber bem des Bericht 
erſtatters. 

v.Rotted: Wenn der Abg. Knapp von den Borträgern 
fprach, daß diefe ſaͤumig feyn fünnten, fo muß ich mich aller; 
dings auf die Inſtruction und auf die zu conftitnirende Ver⸗ 
antwortlichfeit verlaſſen, wodurch zu. helfen ‚nicht. ſchwer 
feyn wird. Was fodann die Hauptfrage betrifft, fo konnte 
ich. mich darüber freuen, daß ein fo großer Zwiefpalt der 
Anfichten, eine Art unauflödlichen Streits, zwiſchen den 
Suriften und Richtjuriften über diefe Gefammtangelegenheit 
herrſcht. Sie fühlen die Unmöglichkeit, nachdem wir einige 
Borzugsrechte auf die. Zehntablöfung conflituirt haben, die 
Sache fo ind Reine zu bringen, daß feine Ungerechtigkeit 
. dabei Statt findet. Ich könnte mich deßwegen hierüber freuen, 
weil idy darin die flarfte Beftätigung derjenigen Anficht finde, 
bie ich früher ‚aufgeftellt habe, daß nämlich die Pflichtigen 
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nicht Schuldner des Kapitals, ſondern bie einſtwelligen 
Schuldner. des jährlichen: Zehntens ſind. Dieſes Geſetz be⸗ 
handelt fie aber als Schuldner des Kapitals, indem mat den’ 
Betrag capitalifirt, und den Zehntherrn diefen Kapitalbetrag 
volltändig zumeist, und zwar mit einem fo geringen Zus 
ſchuß aus der Staatskaſſe, daß diefer nicht einmal die. unver 
weidliche Ungleichheit und Unrichtigfeit der Berechnung auf⸗ 
hebt. Wir haben. aber einmal den Sag aufgeſtellt, der 
Pflidstige fei Schuldner auch ded Kapitals, und. wenn mau 
dieſes will, fo muß man fich auch die Folgen gefallen laſſen, 
indem man ſich fonft in Widerfprüche und Schwierigfeiten 
verwickelt. Man muß es fo anfehen,. ald ob der Zehnteieine 
Bült gewefen wäre. Diefe hat man auch capitalifirt,: weil 
diefe die Natur eines Zinfes von einem Paſſivkapital hatte, 
allein was war die Folge? Daß man bie Gältpflichtigen 
" nach ind Reine gebrachter Bexechmung zur Zahlung des Ka⸗ 
pitals anbielt, und noͤthigenfalls durch Angriff ded Gutes - 
‚anbielt, ihre Schuld zu begahlen. Durd) diefe Ablöfung: if 
nämlich eine Novation vorgegangen, und der Pflichtige iſt 
jeßt nicht mehr ein bloßer Schuldner des Jahrsbetrags, fons 
dern der Schuldner ded ganzen Kapitald geworben, heiße 
man ed.nun Verkaufsſumme oder fonft etwas. Sch möchte 
ihm übrigens nicht einmal .diefen Namen geben, und wenn 
man nun gegen diefen Schuldner in Beziehung. auf: den bes 
treffenden Kapitalstheil, den er zu leiften hat, Nachſicht und 
gärtlihe Schonung übt, fo wird diefed den Zehntherrn ober 
die Borträger, oder die Gefammitheit der übrigen: Zehntpflich⸗ 
tigen, inungerechte Bedruͤckung führen. Wollte man auf jened 
Rückſicht nehmen, fo hätte man: überhaupt ſollen einen ges 
ringeren Betrag auflegen. Da man aber eininal fo viel auf⸗ 
legt, fo ‚iR :nitht mehr möglidy, größe Schonung zu übem _ 
Wenn man.es lange Jahre hinaus Taufen läßt — was würde 
die Folge dabei ſeyn? Der Zehntherr würde nichts verlieren, 
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fondern die übrigen Zehntpflichtigen wurden es bezahlen: 
müffen. Nun frage idy aber, ob denn alle übrigen Zehnt⸗ 
pflichtigen, mit Ausnahme derjenigen, die im Rüͤckſtand blies 
ben, reich find? Keineswegs; fie find aud arm — fleißige, 
fparfame und redliche Arme, die ſich den Biffen vom Mund 
abzogen, um ihrer Schuldigfeit Genüge zu leiſten. Diefe 
haben gethan, mas ihnen oblag, während die. andern, die 
den Ertrag der Rente nicht bezahlten, Schonung oder Rück 
fühl von Seiten des Vorträgers erfahren haben, : und diefeg: 
Fehlende fol nun auf die Schultern der Geſammtheit gewor⸗ 
fen-werden?- Das heiße ich eine große Ungerechtigkeit, und 
ich will, daß Gerechtigkeit geübt, und Derjenige,. den wir 
als Schuldner anerfannt haben, auch ald Schuldner er. 
delt werde. 

Sch kann auch nicht einfehen, welche große Gefahr taburd- 
entſtehen ſolle. Man ſagt, es könne der Schuldner von Haus 
und Hof gejagt werden, allein ſo arg wird es doch nicht ſeyn. 
Es ſteht zwar zu befürchten, daß wir, was jedoch Gott ab⸗ 
wenden moͤge, durch die Taxation des Jahrsbetrags dem 
Pflichtigen eine noch erhöhte Kapitallaſt auflegen werbeng 
allein fo weit wirb ed denn doch nicht fommen,. baß wege 
eined einfachen Sahröbetrags der Schuldner, nachdem er die 
ganze Ernte hergegeben hat, erft no von Haus und. Hof 
gejagt werden fünnte, daß die zehntbaren Grundſtücke felbft 
nicht hinreichten, dieſe 13 Proz. zu bezahlen, und num der 
Pflichtige in die weite Welt gejagt würde. Hart iſt unfer 
Geſetz genug, aber. zu einer folchen Härte fommt es nicht, 
dennidygläube, daß der Zugriff. auf die Ernte des zehntba⸗ 
sen Grundſtücks in den meiften Fällen zureichen Werde; dae⸗ 
jenige u bezahlen, was in diefem Jahre bezahlt werden ſoll⸗ 
Höochſtens bei dem Weinzehnten könnte Nacficht Statt fin 
ben, nämlich länger gewartet werben müflen, bis wieder ein 
guter Herbſt eintritt, allein das Billigkeitsgefühl ber Ge⸗ 
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meinde und der Mitgenofjenfchaft der Pflichtigen werden hier 
ind Mittel treten, und fonft faft ohne alle Ausnahme der 
Erwachs hinreihen. So viel ald der zehnte Theil und 
4/5 Procent beträgt, wird Seder aufbringen, und wenn 
je noch etwas fehlen ſollte, fo wird der Verkauf eines klei⸗ 
nen Fahrnißſtücks hinreichen, und man wird nicht veran⸗ 
laßt ſeyn, auf die Grundſtücke zu greifen. Wenn aber ein 
Rüuͤckſtand entſtehen ſollte, und es nicht mehr moͤglich wäre, 
durch den Ertrag der Ernte und der Fahrniß ihn zu decken, 
oder wenn die Ernte ſchon verkauft worden wäre, ſo ſehe ich 
nicht ein, welches Unrecht geſchehen wird, denn man das 
Gut ſelbſt angriffe. Ich ſtimme alſo für den Commiſſions⸗ 
antrag, fo ſehr ich ſonſt geneigt wäre, immer den Anträgen 
unſeres edlen Berichterſtatters beizutreten. Ich glaube auch, 
daß zur Noth dieſer Antrag genügen könnte, weil, ſeltene 
Fälle abgerechnet, ich mir nicht die Möglichkeit denken kann, 
daß erft noch nothwendig feyn follte, auf das Gut felbft zu 
greifen, nachdem alles Andere verfauft ift. 

Wolff: Sch bin ebenfalls, ſowohl was den S. 14 ale 
ben $. 16 betrifft, mit dem Gommiffionsantrag einverftans 
den, und fann feinen Grund finden, warum man bier. von. 
der allgemeinen Regel, daß jeder Schuldner mit feinem gans 
zen Vermögen für feine Schuld haften fol, eine Ausnahme 
zu machen habe. Der Abg. Bekk wil zwar einen ſolchen 
Grund darin finden, daß der Pflichtige zwangsmeife zur Abs 
löfung angehalten worben fei, und ich würde feine Meinung 
theilen, wenn hier nur von einem Zwang gegen die Pflichtis 
gen die Rede wäre. Dieß ift aber nicht der Fall, denn es 
wird den Berechtigten ein gleicher Zwang zugefügt. Auch 
biefe müfjen fidy gefallen laſſen, daß der Zehnte abgelöst 
wird, und es kann ſich daher ber Pflichtige nicht darüber bes 
ſchweren, wenn auch gegen ihn zwangsweife verfahren wird: 
Man kann zwar allerdings einwenden, es fei in dem Satz 1. 
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des S. 16 blos von den Rechten der Gefammtheit gegen bie 
einzelnen Pflichtigen die Rede, allein diefe Gefammtheit tritt 
hier in die Rechte des Berechtigten ein, und kann deßhalb 
gleich dem Berechtigten für das Kapital ſowohl als für den 
Zins ihre Befriedigung, und zwar aus dem gefanmten Ber: 
mögen ihres Schuldners verlangen. Was nun dad Vor⸗ 
zugsrecht betrifft, fo bin id; damit einverftanden, daß dieſes 
in dem Maaß auf den Ertrag der zehntbaren Güter einge- 
räumt werden folle, wie ed im Entwurf der Regierung unb 
im Antrage der Commiſſion gefchehen ift, daß nämlich hins 
fihtlic des Zehntfapitald daffelbe Vorzugerecht gegeben 
werde, das der Beftandgeber für den Pachtſchilling auf den 
Ertrag der verpachteten Güter hat. Eine befondere Beſtim⸗ 
mung darüber, wie weit diefes Vorzugsrecht gehen fol, ift 
nicht nothwendig, weil das Landrecht fchon hierin Ziel und 
Map giebt. Sch befchränfe mich alfo darauf, wieberhoft 
den Sommiffionsantrag zu unterftügen. 

Duttlinger: Ich mil nur auf einige Einwendungen 
antworten, die dem Sommiffiondantrag und meinem Bor, 
fhlag entgegengefegt wurden. Der Abg. Welder hat ge 
glaubt, es fei kein hinreichender Grund vorhanden, den Grund⸗ 
faß von Kauf und Verkauf auf das Ablöfungsgefchäft anzus 
wenden, oder den Örurdfag, aufdie Verpflichtung einen Kauf⸗ 
ſchilling zu bezahlen, auf die Verpflichtung des Ablöfenden ? 
anzumenden, das Ablöfungsfapitäl zu bezahlen, weil hier , 
von einem Gefchäft Die Rede fei, das nicht unter den Chas 
racter des Kaufs gebracht werden fünne, fondern ein ganz 
neues Recht ausmache. Sch will dod) den Abg. Welder 
fragen, wenn er gedächte, ein Syſtem des bürgerlichen 
Rechts aufzuſtellen, unter welchen Titel er dieſes Loskaufs— 
gefchäft bringen würde? Etwa unter einen neuen Titel, der 
die Ueberſchrift führte, ein neued Net? Gewiß nicht, fons 
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1833,11, K. Drot, 138 Heft. 26 


402 Berhandiungen ber II. Kammer 


Es ift freilich eine Abweichung, nämlich ein Kaufsge⸗ 
fchäft, zu dem der eine und ber andere Theil durch ein Ges 
fe, dad wir machen, gezwungen wird. Wir haben aber für 
den Zwang, der hier den Einen und den Andern trifft, eine 
Vergütung in dad Gefe felbit aufgenommen. Der Zwang, 
der den Pflichtigen trifft, wird ihm vergütet, einmal durch 
Zufchüffe der Gefammtheit, und ferner durch die Wohlthas 
ten, die ihm ‚die Zehntſchuldentilgungskaſſe darbietet. Er 
wird ihm ferner durch die Friften vergütet, die wir heute 
noch weiter zu conftituiren bereit find, durch die Zahlungs 
friften, wonady er nur zur terminmweifen Abtragung von 
4314 Proz. angehalten werden fol. Ich glaube nicht, daß 
Gründe vorhanden find, nod weitere Vergütung dafür zu 
geben, daß man ihn in der Erecutionsinftanz für unangreifs 
bar macht. Man hat geglaubt, ed werde das Gefeg, wenn 
daffelbe hinfichtlich der Erecutionsinftanz ed bei dem allge 
meinen Recht laffe, Angft verbreiten, allein ich glaube, daß 
Angft verbreitet werden würde, wenn das Gegentheil anges 
nommen werden wollte. Sch glaube, daß Jeder, der denft, 
feine Schulden, die er auf ſich laden muß, zu bezahlen , und 
weiß, daß er auch noch genöthigt wird, Die Schulden feiner 
Mitbürger zu bezahlen, in Angſt gerathen würbe, wenn wir 
heute ein Gefeg machten, wonach Derjenige , der für feine 
Mitbürger bezahlt hat, ketztere nicht auch zum Erfag anhalten 
tönnte. Bon einer anderen Seite her hat man daran erinnert, 
wie das frühere Ablöfungsgefe, dad mar machte, Unzufries 
denheit im Rande erregt habe, und eben deßhalb auch, wenn 
wir ein ſolches Geſetz machten, wir neue Angſt verbreiten 
würben. Er hat aber dabei vergeſſen, daß bad frühere Gefeg 
noch nicht die Erfahrung als Lehrerin vor fi) hatte, die 
man heute hat. 

Man hat bei jenen Ablöfungsgefchäften Erfahrungen feit 
13 Jahren gemacht, die die Regierung bei ihrem Entwurf, 
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und bie Commiſſion und die Kammer bei ihren Berathungen 
benußt haben. — Ferner hat man vergeffen, daß bei jenen 
Ablöfungen von Zufhüffen der Geſammtheit nicht die Rede 
war, und eben fo wenig die Rede war von einer Grundzinfens 
tilgungscaffe, und von Friften, wie man fie jest beſtimmt, 
fo daß man alfo Feine Angft im Lande erregen wird. Man 
hat gefagt, man dürfe nur auf den Zehntertrag, nur auf den 
Erwachs des Jahrs ein Zugriffsrecht conftituiren, hat aber 
zu meiner Berwunderung den Grund angegeben, daß ja 
häufig Fälle vorfämen, wo nichts wachfe. Da hat man aber 
in der That Denjenigen, die Ablöfungsfapitale zu fordern 
haben, ein fehr ausgezeichnetes Zugriffsmittel dargeboten, 
wenn man den Ertrag des Jahrs giebt, wenn es nichts er 
trägt. Der Abg. Afchbach hat eine fehr richtige Bemer⸗ 
fung gemacht, daß man naͤmlich Erecutionsordnungen machen 
könne, die den Armen fcheinbar fchonen, aber in der That 
die Zahl der Armen vermehren. Blicken Sie audy im Lande 
um fih, und Sie fünnen diefe Bemerkung beftätigt finden, 
Wenn es irgendwo ein Bezirfsamt giebt, wo man viele 
Ausſtaͤnde findet, fo wird fich zeigen, daß die Zahl der Lum⸗ 
pen ſich vermehrt, wogegen man finden wird, deß da, wo 
man pünftlicy dad Vollzugsgefeß anwendet, der Gredit vors 
handen iſt, daß dort der Wohlftand zunimmt, ftatt abnimmt, 
Adam Smith hat bei ber Bezeichnung der Quellen des 
Nationalreihthums mit einer guten Erecutionsorbnung ans 
gefangen, und wir werben auch für den Wohlftand unferer 
Bezirke beffer forgen, wenn wir da, wo von biefer Erecution 
bie Rebe ift, es bei dem gemeinen Rechte laſſen, uud ich bin 
daher wiederholt für den Vorſchlag der Eommiffion, jedoch 
mit der Modification, daß ich daranf antrage, den eriten 
Sat aus dem $. 46 wegzulaffen. 
' Körner: Ich erfläre mich gegen das Zugriffsrecht im 
Allgemeinen bei diefem Gefeg, nicht nur aus dem Grund, 
Ä 26. 
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den ſchon ein Mitglied herausgehoben hat, weil nämlich 
diefe Zehntfchuld nicht wie eine andere Schuld von einem 
Kauf herfommt , es fich vielmehr um einen Zwang handelt, 
fondern ich habe noch ein anderes Bedenken dabei. Wir be— 
rathen hier ein Gefeß, dad tief in die Intereſſen unferes 
Volks eingreift, indem wir alle Gutöbeflger zu Schuldnern 
von dem zehnten Theil ihres Grundeigenthums machen. Es 
ift zu bedenken, wenn der Zugriff auf die Liegenfchaft Statt 
findet, von welchen unendlichen Folgen diefes in mancher Ges 
meinde feyn kann. Es ſchwebt mir eine Criſis von 1825 vor 
Augen, wo ich außerordentliches Unglück und heillofe Maßre⸗ 
geln bemerkt habe, in Gemeinden, wo dad Vermögen mit wes 
nig Schulden belaftet war, und mit Unwerth verfchleudert 
worden ift. Wenn einmal Zugriff erfolgt, fo wird der Werth 
des Grundeigenthums herabgefeßt, ed folgt eines nad) dem 
andern, und die Gemeinde ift im Unglüd. Sch kann alfo, 
eingeben der traurigen Ergebniffe im Jahr 1825, unmöglich 
dafür flimmen, den Zugriff auf das Tiegenfchaftliche Vermös 
gen audzudehnen, wogegen ich auch befennen muß, daß das 
Zugrifförecht den Vorträger eigentlich nicht ſchützt, beſonders 
was dad Fahrnißvermögen betrifft, wo leicht eine Bereitlung 
des Nechtes Statt finden fann. Ein Vorzugsrecht allein 
fichert ihn und die Gefammtheit, und darum möchte ich dies 
ſes nicht gern bIo8 auf den Zehnten ausgedehnt fehen, mas 
fhon in der Natur der Sache liegt. So lang der Zehnte 
nicht abgelöst ift, ift er verpfändet, und Niemand fann ein 
Recht darauf haben. Da indeflen auch, was die Augftände 
betrifft, Fälle eintreten fünnen, daß ber Zehntertrag auch 
blos für die laufenden -Scyulden reicht, fo möchte ich dem 
Borträger der Geſammtheit das Vorzugsrecht auf die Ernte 
des ganzen Grundſtücks geben, und zwar nicht blos ein Zu— 
griffsrecht, fondern ein Vorzugsrecht, fo weit nämlich nicht 
frühere Pfandrechte, nämlich Kapitalzinfe darauf rauhen, 
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denen ich, ſchon um bem Gredit nicht zu fhmälern, ein bes 
fonderes Vorzugsrecht geben möchte, fodann'aber.nod das 
Borzugsercht auf die Zehntrente, fo weit fie noch reicht, und 
wenn die Güter verpachtet find, auf den jährlichen Pachter⸗ 
trag. Ich glaube, daß die die ficherfte Maßregel ift, wodurch 
für alle Unglücks- und Wechfelfälle Fürforge getroffen ift. 
Gerbel: Die höchfte Aufgabe der Gefeßgebung bleibt 
immer diefe, die Wohlfahrt der Staatsbürger im Allgemei- 
nen zu erhöhen, und nicht durch zu große Strenge gegen den 
Einen und den Andern zu drücden. Die Gefeßgebung ift 
auch durchaus nicht verpflichtet, ängfllich die firengen juris 
ftifchen Principien bei ihren Handlungen und Vorfchriften zu 
beachten. Es giebt hauptfächlich diefer Zehnte häufig Anlaß, 
von diefen juriftifchen Grundfägen abzumeichen, indem man 
es fonft gar nicht durchführen könnte. Das Recht der Exe⸗ 
cution auf das ganze Vermögen ift allerdings ſtreng jnriftifch 
richtig, allein eben fo gegründet ift es auch, hier eine Abwei⸗ 
hung eintreten zu laffen, weil ein Zwang gegen Diejenigen, 
die von der Wohlthat Gebrauch machen follen, Statt findet. 
Die Mehrheit zwingt die Minderheit zur Ablöfung, und in 
fo fern ift auch von dem fireng juriftifchen Saß eine Abwei— 
hung ganz gegründet, und man kann nicht fagen, daß da— 
mit ein Nechtsprincip verfegt wäre. . Der Antrag des Herrn 
Berichterftatterd löst dasjenige, was hier zur Aufgabe geges 
ben ift, Die Strenge gegen die Zehntpflichtigen würde hier 
gewiß feine Wohlthat gegen die Berechtigten feyn, denn fo 
wie fie in der Lage find, einen Armen mit einem Stück Gut 
angreifen zu müffen, fo ift er nicht mehr fähig, feine Aus 
fände zu bezahlen. Der Zehntberechtigte würde alsdann 
gerade um diefe Ausſtände gebracht feyn, denn alle diejenigen 
Armen, die nicht einmal diefe Heine Quantität des jährlichen 
Betrags aufbringen können, und bei denen man von dem 
Recht Gebrauch macht, auf die Liegenfchaften zu greifen, 
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find eo ipso gantmäßig. Wenn fie noch ein freied Gut hät» 
ten, fo würden fie ed nicht auf biefe Auspfändung ankom⸗ 
men laffen, fondern diefes auch noch dazu verwenden. Der 
Berechtigte ift alfo damit in Gefahr, das, was er noch zu 
fordern hat, ebenfalls zu verlieren. Derfelbe Fal wird eins 
treten, wenn blos ein gerichtliched Pfandrecht conftituirt 
wird. Diefes müßte am Ende doch realifirt werden, und 
diefe Realifirung könnte nichts Anderes zur Folge haben, 
ald den Angriff der Liegenfchaften ded Armen, der gar feine 
freie Liegenfchaft mehr hat; alle anderen Pfandgläubiger 
greifen auf ihre Rechte, und es bleibt dann ihm und ben 
Berechtigten nichts mehr. Wenn nur auf ein Zwanzigftel 
gegriffen wird, fo würde man gar feinen Vorträger erhalten, 
und gerade weil auf ber Sicherheit und dem Grebit diefes 
Mannes Alles beruht, fo würde das ganze Gefchäft ſchei⸗ 
tern, wenn auf ein Zwanzigftel das Vorzugsrecht bewilligt 
wäre, weil namentlich bei dem Wein zuweilen drei Sahre 
lang Mißwachs Statt findet, und in fo fern wird auch diefer 
eine Aenderung erleiden müffen. Es heißt hier rückfichtlich 
ber noch nicht verjährten Ruͤckſtaͤnde ıc. Hier kann aber bie 
Verjährung nicht Statt haben, weil biefer Erwachs fich nicht 
nach der Verjährung richtet, fondern mehrere Jahre lang 
fein Erwachs da war, fo daß alfo für alle Ausftände das 
Borzugsrecht gegeben werben muß. Mit diefer Modiftcation 
würde demnach der Antrag des Herrn Berichterftatterd Allem 
entfprechen , nämlid) dad Zugriffsreht auf das ganze Vers 
mögen, mit Ausſchluß der Liegenfchaft, weil durch den Angriff 
dieſer Liegenfchaft ale Sicherheit für den Zehntberechtigten 
wegfällt. 

Föhrenbach: Ich flimme dem Gommiffionsantrag in 
Beziehung auf den Sat 6 des $. 14 unbedingt bei, und 
was ben erften Sat bes 6. 16 betrifft, fo bin ich vollfommen 
mit der Anficht des Abg. Duttlinger einverftanden, daß 
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bas Abldfungsgefchäft im Wefentlichen nichts Auberes fei, 
als ein Kauf, denn die Art und Weife, wie dieſes Gefchäft 
vollzogen wird, ändert in diefer Hinficht ganz und gar 
nichts, fondern es ift und bleibt ein Kauf. 

Ich möchte aber nicht mit dem Abg Duttlinger darauf 
antragen, daß der erfte Satz bes S. 16 ganz wegbleibe, denn 
ich glaube, die Discuffion, die in der Kammer Statt fand, 
wird und bemeifen, wie nothwendig ed ift, daß hier Beſtim⸗ 
mungen gegeben werden. Iſt aber Die Frage, was für Bes 
ftimmungen gegeben werden follen, fo bin ich au im Wer 
fentlihen mit dem Antrag der Commiſſion einverftanden, 
und muß babei nur mwünfchen, baß zugleich das von ber 
Regierungscommiffion vorgefchlagene Vorzugsrecht nicht 
umgangen werden möchte. Ich glaube, ed ließe ſich der 
erſte Sag des $. 16 ganz furz oder einfach faffen. Man follte 
nämlich von dem Zugriff auf das fämmtliche Bermögen gar 
nichts fagen, aus dem angeführten Grunde, weil bier eine 
Schuld gegen die Einzelnen geltend gemadıt wirb, und es 
fih von felbit verfieht, daß auf dad Vermögen gegriffen 
werden kann. Das Vorzugsrecht aber ift nicht fo deutlich 
audgefprochen, obgleich ich Darin mit dem Abg. Duttlinger 
einverftanden bin, daß hier ein Kaufsgefchäft vorliegt, und 
obgleich nach unferer Gefeßgebung der Kauffchiling ein 
Vorzugsrecht hat, allein das ſchwebt nicht Jedem fo deutlich 
vor, und darum follte im Gefeß gefagt werden, „gegen 
Einzelne von den Pflichtigen, die mit ihren Schulden an den 
beftellten Borträger im Rüdftand bleiben, fleht der ablöfens 
den Gemeinde, und beziehungsweife Sefammtheit, rücfichtlich 
ber noch nicht verjährten Ausftände, auf den Ernteerirag der 
sehntbaren Güter daſſelbe Vorzugsrecht zu, das dem Beftands 
seber für den Pachtfchilling auf den Erwachs der gepadhteten 
Güter zufteht.‘ 

Mohr: Ich glaube, wir — bei unſerer heutigen Be⸗ 
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rathung von zu großer Aengftlichkeit und zu großen Beſorg⸗ 
niffen aus, und zwar von foldhen Beforgniffen, die und am 
Ende dahin führen, daß wir gerade den Aermeren, die wir 
unterftügen müffen, die ald Borträger in der Zufunft erfcheis 
nen, Laſten unterwerfen, aus denen fie fich kaum ‚mehr 
herausmwinden fünnen. Um den Mittelftand und die Armen 
zu erleichtern, und den Zwang einigermaßen zu rechtfertigen, 
wollen wir aber gerade diefen beiden Elaſſen unfere befondere 
Rückſicht widmen, indem der Staat '/s des jährlichen Ertrags 
auf ſich nimmt, die Schuldenzahlungscaffe zu ihrer Erleich» 
terung konſtituirt, und der zwanzigfache Ertrag ald Ablös 
fungsfapital beftimmt wurde. 

Wenn wir nun annehmen, daß der fleißige und redliche 
Landmann unter dieſen Bedingungen recht gern mitwirken 
wird, diefer allgemeinen gebäffigen Laft von fich los zu 
werden, fo wirb andrerfeits Ihnen Allen befannt feyn , daß 
ber träge, nachläßige und minder redliche Güterbefiger unter 
feinen Bedingungen, wenn fie auch noch fo günftig find, 
ohne Zwang diefe Laft von ſich wegbringen wird. Erfennen 
wir aber die Nothmwendigfeit der Ablöfung an, fo müſſen 
wir bei Denjenigen, von welchen wir überzeugt find, daß fie 
gezwungen werden müffen, diefen Zwang eintreten laſſen, 
aber auch für die Anderen forgen , daß fie Sicherheit für die 
abgelösten und übernommenen Laften erhalten bei Denjenigen, 
von welchen fie in der Folge ohne Zwang feinen Erfag bes 
fommen können. Ich habe, um Ihnen eine Ueberficht zu 
geben, dag unfere Angft in dieſer Hinficht zu weit gebe, 
wenn wir glauben, die ärmere Glaffe zu fehr anzugreifen, 
eine kurze Berechnung aufgeftelt, um zu zeigen, wie klein 
der Betrag ift für die Einzelnen. Wenn wir annehmen, daß 
der Morgen Ertrag jährlich 20 fl. ausmacht, fo ſtellt fich der 
Zehntertrag etwa auf 2 fl. Diefes zwanzigfach berechnet, 
würde ungefähr 40 fl. machen. Ziehen wir aber Yzo mit 
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8 fl. ab, fo bleibt ald Zehntfapital für den Pflichtigen 32 fl,, 
die derfelbe in 16 Jahren zu bezahlen hat. Diefe 16 Jahre 
werden in mancher Rücficht dadurch für den Mittelftand 
fchwierig, und für den Armen werben hie und da Mangel? 
jahre fommen, daß nach Bejchaffenheit des Feldes nicht jedes 
Sahr der Ertrag eintritt, daß er manche Sahre Brady liegen 
laffen muß, um wieder zu einem Ertrag zu fommen, und in 
diefer Hinficht möchte vielleicht eine weitere Erleichterung 
darin liegen, wenn wir ftatt 16 Jahre 20 Jahre annehmen, 
und wenn dann biefe 20 Jahre für die Bezahlung der 32 fl- 
per Morgen, nachdem der Staat °/2o auf fid genommen 
hat, nicht als eine genügende Erleichterung erfcheinen follten, 
fo gibt es fein Mittel mehr, diefe gehäffige Laſt abzufchaffen. 
Sch trage alfo darauf an, Art. 14 Per. 6 dahin abzuändern: 

das hiernach einem jeden Zehntpflichtigen zugefchiedene Ab» 
_Iöfungsfapital muß in 20 Jahreszielern und der Zins dafür 
in dem Betrag bezahlt:werden, als diefes der Gefammtheit 
der Darleiher gegenüber obliegt. 

E8 werden hierauf folgende Befchlüffe gefaßt: 

4) Die Nr. 6 des $. 14 nach der Faffung der Commiſſion 
anzunehmen; 

2) in Beziehung auf den erfien Saß ded S. 16, daß das 
Zugriffsrecht auf das ganze Vermögen des Schuldnerg zus 
ſtehen folle; 

“3 daß ein Vorzugsrecht rücfichtlich der Ausftände Statt 
finden ſolle auf den Ernteertrag der fonft zehntbaren Güter 
ded Schuldnere, und zwar in der Art, wie der Beſtandgeber 
für den Pachtfcyilling auf den Erwachs der verpadhteten 
Güter es hat. 

Abſatz 2, 8. 16. 

Wegelll: Der Nahfa wegen des gleichen Rechts, 
das dem Darleiher zugefichert worden, ift analog mit dems 
jenigen Recht, daS der Darleiher zu Erbauung eines neuen 
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Gebäudes hat. Hier aber muß ausbrüdlich in ber Schuld» 
urfunde bemerkt, und in dem linterpfandsbuch eingetragen 
feyn, daß es wirklich dazu verwendet worden ift. Das fteht 
ausdrücklich in dein Gefeg, und da wir in diefem neuen Geſetz 
und nicht auf das Landrecht berufen, fo glaube ich, daß ein 
Beifag nothwendig feyn dürfte, wonach zur Wahrung ber 
Rechte eines Darleihers, folche ind Unterpfandsbuch enges 
tragen werden follen, um dadurch zu bemeifen, daß er wirklich 
das Geld zu diefem Zweck gegeben habe. Mithin follte im 
Sat 2 bemerkt werden, daß diefes Recht dem Darleiher 
zuftehe, wenn ed inder Schuldurfunde ausdrücklich bezeichnet 
ift, daß diefes Geld zur Zehntablöfung gegeben und es im 
Unterpfandsbuch bemerkt ift. 

v. Rotteck: Sch bin mit dem Gommiffiondantrag nicht 
einverftanden , fondern gehöre zur Minorität. Sc weiß 
zwar nicht genau, wer bazu gehört und wie viele es find, 
allein ich bin dabei, denn ich halte ed für ungerecht und uns 
nöthig, eine ſolche Gefammtverpflichtung und Gefammthafs 
tung aller Derjenigen zu beftimmen, bie Zehntpflichtige einer 
und derfelben Gemarfung find, eine Haftung für eine Schuld, 
für die Jeder für fich felbft durch eigene Zahlung haftet. Im 
$, 14, Ziffer 6, zweiter Abſatz, ſteht ausdrücklich: „Doch ift 
jedem Einzelnen nach vorangegangener fechömonatlicher 
Auffündigung sc.” Wenn diefes gilt, fo wird es in der natürs 
lichen Billigfeit und Gerechtigfeit gegründet feyn, daß jeder 
Einzelne, wenn er fein ganzes Ablöfungsfapital bezahlt, ſich 
dadurch von der Zehntlaft auf einmal befreien fünne. Es 
liegt zugleich in der natürlichen Gerechtigkeit und Billigkeit 
und Zweckmaͤßigkeit, daß ein folcher der fi davon frei mas 
chen will, nicht einmal nothwendig hat, diefe feine Schuld 
an den Vorträger zu bezahlen, fondern daß ihm auch frei 
ftehen müffe, den Zehntherrn felbft zu bezahlen, oder an einen 
von diefen zu ernennenden Erheber. Der Zehntherr wird zwar 
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nicht ſchuldig ſeyn, von ihm diefes anzunehmen, wenn bie 
Summe nicht wenigſtens 1000 fl. beträgt, aber wenner 3.8. 
ſelbſt nicht 1000 fl. fehuldig wäre, fo fünnte er mit zwei 
oder drei andern Pflichtigen zufammenftehen, und auf bie 
eine oder die andere Art ſich oder noch einige andere Zehnts 
pflichtige mit ihm, durch vollftändige Leiftung des Kapitals, 
das ihnen zugefchieben worben ift, von der Schuld befreien. 
Alsdann follte er aber auch ganz frei feyn und ihn die Schuld 
der Uebrigen gar nichts mehr angehen, denn der Zehntpflichs 
tige ift zwar Schuldner des Zehnten von feinem Acker, aber 
nicht Mitfchuldner des Zehnten vom Ader des Nachbars, 
Es ift zwifchen ihm und ben andern Zehntpflichtigen einer 
Gemarkung durchaus feine Gefammtpflicht vorhanden, und 
gleih wie der Zehnterheber, wenn ein Bauer den Zehnten 
nicht bezahlt hat, darum nicht von dem Acker ded Nachbars 
einen doppelten Zehnten wegnehmen darf, fo fol ihm auch 
nicht zuftehen, wenn einer oder der andere Zehntpflichtige 
im Rüdftand mit der Kapitalzahlung bleibt, auf den Ernte 
erwachs der andern Pflichtigen zu greifen. Ich finde hier 
gar feinen Rechtötitel, aus dem man eine folidarifche Vers 
bindlichfeit der Pflichtigen einer Markung ftatuiren Fünnte, 
allein es ift auch überflüffig und fchädlich, fie zu ftatuiren — 
überflüffig,, weil das Erecutiondmittel , das man vorhin 
beſchloſſen hat, und das allgemeine Hypothekenrecht des 
Zehntherrn auf die zehntbaren Gründe fortdanert, bis Alles 
bezahlt ift, und ihn alfo über alle Gefahr wegſetzt. Es ift in 
Beziehung auf die Hauptfache für ihn feine Gefahr da, und 
was den Termin betrifft, fo wird der VBorträger auch Mittel 
haben, ſich das Geld zu verfchaffen. Aber auch fehr fchädlich 
iſt ed und nachtheilig befonders gegen Diejenigen, die diefer 
folivarifchen Pfändung unterworfen werben wollen. Es hat 
Einer fein Zehntablöfungsfapital bezahlt ; nun werben Ans 
bere nachläßig, der VBorträger thut feine Schuldigkeit nicht 
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ber Zehnthere erhält in einem Jahr dasjenige nicht, was er 
an die zehntpflichtige Gemarkung zu fordern hat, und num 
fol Derjenige, der fi frei machte, durch Darlegung ber 
Kapitalfumme, und im gerechten Vertrauen auf diefe Freiheit 
feinen Acker beffer beftellt hat, und eine fchönere Ernte erzielte, 
biefe abermals dem Zehnterheber preisgeben, und nicht nur 
biefe pecuniäre Laft, ohne fchuldig zu feyn, auf fich nehmen, . 
fondern auch ferner noch die Plackereien, Berdrieplichkeiten 
und Unannehmlichfeiten zu erbulden haben, von denen ſich 
zu befreien der Hauptgrund des Ablöfungsgefchäftes iſt. 
Daß ift ungerecht und drückend. Was würde auch dieß für 
Schwierigkeiten hervorbringen? Wie würde man den Zehnten 
tariren, den diefer liegen laffen muß, zur Deckung der Schulden 
ber Uebrigen? Neue Streitigkeiten und neuer Hader müßte 
in den Gemeinden, fo wie eine vielfache Rechtsunficherheit 
entftehen. Die Taration iſt nicht fo leicht zu machen, und 
wenn Diejenigen, die für die Andern bezahlt haben, auch 
ihre Schadloghaltung fordern, jo it das Ganze in neuem 
und fchwer zu fihlichtendem Streit. Die Zehnterhebung 
für den Fall, daß die Schuldigfeit nicht entrichtet wird, hat 
ihren Grund wieder in demjenigen, wovon felbft die Regie— 
rungecommiffion fich nicht losmachen fann, d. h. in der 
dee, daß der Zehntpflichtige das Kapital nicht fchuldig ift, 
fondern nur eine jährliche Leiftung, und daß man daher auch 
dem Zehntherrit feine weitere Erecution geben zu fünnen 
glaubt, als auf den Zehnterwache. Wir haben aber durch 
ben vorigen Beſchluß ſchon andere Erecutiondmittel aufge: 
ſtellt, und es ift alfo überflüffig, diefed, was eine Milderung 
feyn follte, aber in der That eine Härte ift, zu beftimmen. 
Es ift blos eine Milderung für die Nachläßigen, und eine 
Beſchwichtigung des Gewiſſens Derjenigen, die den Zehnts 
pflichtigen überhaupt zu viel aufgelegt haben, wenn man 
fagt, der Zehntherr könne nicht auf mehr greifen, als auf 
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den Ernteertrag; allein man vergißt dabei, daß er nicht nur 
auf diefen greifen fann, fondern auch auf den Erwachs Ders 
jenigen, die nicht mehr fchuldig find. Um nun diefe Unge— 
rechtigfeiten,, Nechtöwidrigfeiten, Rechtsverwicklungen und 
alle die nachtheiligen Folgen, die daraus hervorgehen fünnen, 
zu befeitigen, fchlage ich vor, ausdrücklich zu beſtimmen, es 
fünne jeder Einzelne, oder auch Einige zufammengenommen, 
durch die Darlegung des ganzen Kapitalbetrags ihrer ganzen 
Schuld an den Zehntherrn, oder den von ihm aufgeftellten 
Empfänger, fi) von der Zehntfchuld frei machen. 
Alsdann würde dad Recht des Zehntherrn auf den Ernte 
erwachs oder die Erneuerung der Zehnterhebung ſich blos 
auf die Gründe Derjenigen zu erftredfen haben, die nod 
nicht ablösten, fondern nöd etwas fchuldig find, nicht aber 
auch auf die Gründe Derjenigen, die, ich fage nicht diefen 
Jahresbetrag, fondern die die ganze Kapitalfumme bezahlt, 
alfo ihren Grund ganz und gar frei gemacht haben. Man 
wird mir nicht entgegen halten, daß dody die Gefammtheit 
den Vorträger nöthig habe, und daß daber die Unfoften von 
Allen zu bezahlen feien. Denn, würden alle Pflichtigen ihr 
Ablöfungsfapital auf einmal bezahlen, und dem Zehntherrn 
unmittelbar abliefern, fo würde gar Fein Borträger noths 
wendig ſeyn, fondern eine einfache Rechnungsführung aus 
reichen. Ber alfo diefes thäte, d. h. feine Schuldigfeit ent 
richtet hätte, wäre nicht mehr tenent dafür, daß noch Unfoften 
auflaufen, nicht wegen ihm, fondern wegen den Andern, 
Allein Diejenigen, die aus Bequemlichkeit oder aus irgend 
einem andern Grunde nicht bezahlt haben, fondern die gefeßs 
lichen Sriften für ſich nüßlich annehmen wollen, d. h. den 
Nutzen davon ziehen, follen auch die Koften tragen, und ich 
wiederhofe daher meinen Antrag, daß jedem Einzelnen oder 
Mehreren zufammen frei ftehen folle, dem Zehntherrn den 
" ganzen Betrag der Ablöfungsfumme zu bezahlen, wenn er 
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fie unbedingt annimmt, ober, wenn fie einen Betrag von 
wenigftend 4000 fl. ausmacht, daß er gehalten feyn folle, 
fie anzunehmen; und daß fodann in beiden Fällen die von 
mir angefprochene Befreiung von der Zehnterhebung Statt 
finden folle. (Unterſtützt.) 

Staatsrath Nebenius: Die Regierungscommiffion muß 
diefem ‚Antrag widerfprechen. Es ift allerdings wahr, daß 
die Bermöglichen durch diefe Maßregel in eine Gefelfchaft 
gerathen, die nicht überall die angenchmite ift, aber fiehaben 
‚auch, wie wir fchon vielfach bemerft haben, bei der Voll⸗ 
ziehung der Zehntablöfung vor Allem den größten Bortheil. 
Sie fehen ein , daß befonders der Vortheil, der dem Zehnts 
pflichtigen durch die Darleibung der Amortifationdfaffe 
zugeht, nicht bewilligt werben könnte, wenn das Finanz⸗ 
minifterium nicht die Garantie hätte, die im zweiten Satz 
des $. 16 vorgefehen ift. Es liegt dieſelbe Maßregel zugleich 
im Interefje der ficheren und möglichft rafcheren Ausführung 
der Zehntablöfung. Die Bermöglichen werden dafür forgen, 
daß die weniger VBermöglichen nicht im Rücdftand bleiben, 
baß auf Betreiben der Finanzbehörde wegen aufgelaufener 
Rüdftände der Bezug bes Zehnten nicht wieder eintritt. 
Da die Finanzbehörde es ift, die das Kapital fchießt, und 
fie in die Rechte des Zehntherrn tritt, welchem ihre Darlehen 
zur Abtragung des Ablöfungsfapitald zugefloffen find, fo 
darf man auch nicht vorausſetzen, daß in bdiefer Hinficht 
jemals mit Härte verfahren werden wird. Treten Sahre ein, 
wo die Pflichtigen in ihrem Erwachs die Mittel nicht haben, 
in dem feftgefegten Termin zu bezahlen, fo wird das Finanz» 
minifterium gerne auf eine beffere Ernte warten. Ich glaube 
nicht, daß der Abg. v. Rotted eine große Unterflügung 
finden wird, weil das große Sntereffe, das das Finanzminis 
fterium bei diefer Frage hat, zu fehr ind Auge fällt, und 
Har ift, daß blos unter der Borausfegung, daß der beans 
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ftandete Artifel angenommen wird, die Berficherung ertheilt 
werden fünnte, daß jeder Gefammtheit von Zehntpflichtigen 
das Zehntablöfungsfapital unter den im Gefeßentwurfe aus⸗ 
gedrückten Bedingungen bargelichen werden foll. 

v. Rotteck: Ich ſehe nicht ein, wie meinem Antrag 
widerfprochen werden fann, jedenfalld wird feine Würbigung 
dem unbefangenen Urtheil angehören. Die Negierung aber 
hat feinen Grund, Dagegen ein Veto auszufprechen, weil Die 
Berheiligten immer das Ablöfungsfapital decken können. 

Minifterialratd Regenauer: Die Borausfeßung, von 
der der Abg. v. Rotteck ausgeht, ift nicht richtig , denn bie 
Zehntgüter werden nicht gehörige Sicherheit darbieten. Es 
ift etwas Anderes, ob man, im Fall eine pünftlicye Zahlung 
nicht erfolgt, auf den früheren Zehnten zurüdgreifen kann, 
und etwas Anderes, daß man erft auffuchen muß, welche 
nichE bezahlt haben, und welche Zahlung leifteten, und bie 
Schwierigkeit der Erhebung bei Denjenigen, die noch nicht 
bezahlt haben, ift fo groß, daß fie der Zehntjchuldentilgungss 
faffe gegenüber nicht übernommen werden fünnte. Erwägen 
Sie, daß 1500 Zehntbezirfe mit der Schuldentilgungsfaffe 
in Verkehr treten werden, daß von biefen Bezirken vielleicht 
über die Hälfte im Ausftand bleiben kann, wie follte e8 der 
Kaffe möglich werden, gegen die Einzelnen, bie bier im 
Ausftand find, klagend aufzutreten, und gegen biefe Eins 
zelnen das Borzugsrecht geltend zu machen, das ihr biefer 
Abfag gewährt. Ich glaube, abgefehen davon, daß auch 
ein Privatgläubiger, auf eine foldye VBerficherung hin, Fein 
Geld geben würde, fo wird ſich auch die Staatöfaffe nie 
verftehen Fönnen auf eine folche Bedingung hin Geld zu 

„. geben. - 

v. Rotteck: Ich will nicht das Recht des Zehntheren auf 
die Zehnterhebung befchränfen, fondern er foll es haben, ſo 
weit es ihm gebührt und nützlich ift. Letzeres wirb allerdings 
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da Statt finden, wo Viele noch nicht bezahlt haben, nicht 
aber da, wo Viele fohon bezahlt haben, Das Recht aber 
fordert jedenfalld, daß Diejenigen, die zahlen wollen, auch 
wirklich zahlen, und dadurch fich frei machen fünnen. Auch 
werden überall die Zehntgüter für das Zehntablöfungsfapital 
eine hinreichende Hypothek bilden. 

Aſchbach: Sch finde feinen Anftand, den Antrag des 
Abg. v. Rotteck zu unterftüßen, im Interefje der Gerechtig- 
feit, und im Intereſſe der Zehntablöfung. Sch follte auch 
glauben, daß Jeder, der e8 kann, möglichit eilen wird, um 
auf diejenige Weife, wie die Nr. 6 des $. 14 ed ihm erlaubt, 
nämlich durch Darlegung des Kapitals fich von einer Laft 
zu befreien, die nicht Elein ift. Mir fcheint aber, daß den 
Berechtigten in Beziehung auf die Rücftände der Vorträger 
auch ein zu ungemefjenes und unbefchränftes Recht gegeben 
ift, indem es an feine Zeit gebunden ift. Ich fehe die Mög- 
lichkeit, daß ein Berechtigter auch nachläßig ift, indem er 
den Borträger im Rückſtand läßt, ohne ihn. zu mahnen, 
weil er feine Gefahr lauft, da die Gefammtheit ihm haften 
wird. Der hier fo vielfach bedrängten Gefammtheit ift es 
weniger möglich, der Nachläßigkeit des Vorträgerd fo auf 
die Spur zu fommen, wie Derjenige vermag, der der Em— 
pfänger jeyn ſoll. Darum möchte id) noch den Antrag ftellen, 
daß das Necht des Zehntberechtigten, oder wer fonft auf das 
Kapital Anſpruch hat, nur innerhalb Sahresfrift, von dem 
Berfalltag an, geübt werden Fanı. 

Trefurt: Es ift nicht zu verfennen, daß es eine große 
Härte gegen Denjenigen ift, der feine Schulden bezahlt hat, 
wenn er mit andern faumigen Schuldnern nochmals bezahlen 
ſolle. Ich habe mich in der vorgeftrigen Sigung vollfommen _ 
von diefer Härte überzeugt, und deßhalb von Herzen den 
Antrag des Abg. Knapp unterftußt, der darauf gerichtet 
war, diefe Härte auf dem Weg zu vermeiden, der mir als 


LXII. Sigung v. 20. September 183. 417 


der allein ausführbare vorkam, daß nämlich der Staat Durch 
feine Domänenverwaltungen den Einzug übernimmt, und 
damit die Unficherheit von ben einzelnen Zehntpflichtigen auf 
ſich übergehen läßt; allein biefer Antrag gieng nicht durch. 
Der heutige Antrag des Abg. v. Rotteck ſcheint mir aber 
zur Ausführbarfeit durchaus nicht geeignet, und noch viel 
mehr das zu feyn, was neulich ein Redner der Regierung 
von ber Zehntablöfungsmaßregel im Ganzen fagte, daß ed 
nämlich eine ariftofratifche Maßregel fei. Wenn wir den 
Antrag des Abg. v. Rotteck annehmen, fo wäre dad ariftos 
fratifche Prinzip im höchften Grade begünftigt, befonders 
mit der Modiftcation, bie er heute noch beifügte, wonach ber 
Zehntberechtigte, oder. Derjenige der an feine Stelle tritt, fogar 
das Recht habe folle, wegen der rücftändigen Zehntablöfungss 
zieler die Grundſtücke felbft anzugreifen. Alsdann wäre nichts 
Anderes vorauszufehen, ald daß die Reichen fich von ben 
Armen losmachten. Sie würden frei werben und die Armen 
wären nicht im Stande einen VBorträger aufzubringen, denn 
fie würden zu feinem Armen Vertrauen haben fonnen, und 
eitier von den Meichen würde es nicht übernehmen, oder fie 
müßten es fo theuer bezahlen, daß die Abkaufsmaßregel zu 
boch Fame. Sie müßten alfo ihre Güter in Pfand geben. 
Hart ift es für den einzelnen Berpflichteten, wenn er ſchon 
einmal und vielleicht au einen Borträger bezahlt hat, dem 
er feine Stimme bei der Wahl nidyt gab, und auf den er 
ſchon Anfangs Sein Vertrauen feßte, allein es ift noch Feine 
Ungerechtigfeit nach der jet beftehenden Gefebgebung. Eine 
Ungerechtigkeit wäre ed nur dann, wenn wir ſchon ein Gefeg 
hätten, das die Ablösbarfeit Des Zehnten ausfpräche. Alsdann 
hätte Jeder das Recht, für ſich allein zu handeln. Diefes 
Geſetz haben wir aber nod) nicht, fondern wir find jegt im 
Begriff ed zu geben, und verbinden mit diefer allgemeinen 
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dingungen, unter welchen memer Anficht nach die folidas 
rifche Haftbarfeit der Pflichtigen nicht die unbedeutendfte 
ift. Vielmehr halte ich fie für fehr nothwendig, zunächit im 
Intereſſe der Berechtigten und der Zehntherrn, alfo der 
Laftenberechtigten, die mit ihm. gleiches Intereſſe haben. 
Diefe find allerdingd fchuldig, ihr Eigenthum zu öffentlichen 
Zweden gegen Entfchädigung abzutreten, allein fie fünnen 
nicht genöthigt werden, ihr Eigenthum durch Zerfplitterung 
entwerthen zu laffen, und dieſes wäre der Fall, wenn wir 
fie gegen die beftehenden Rechtögrundfäße zwingen wollten, 
Stüczahlungen anzunehmen, nämlich von Zehn oder Zwanzig 
Abfchlagszahlungen anzunehmen, und dann in berfelben 
Gemarkung in einzelnen Theilen eine Zehntrente beizube; 
halten, denn dazu würden Sie nie Ihre Zuſtimmung geben 
fönnen, daß der Acer angegriffen werden kann. Es bliebe 
alfo nur noch das Recht, auf die Fortentrichtung des Zehnten 
zu greifen, und dieſes wäre ein höchft unficheres Recht. Es 
würde nicht gut feyn, wenn er nicht auf den ganzen Zehnten, 
fondern nur auf einzelne Theile greifen könnte. Der Laftens 
berechtigte hat gleiches Ssntereffe mit dem Zehntherrn. Die 
Härte gegen den einzelnen ärmeren Pflichtigen habe ich bes 
reitd aus einander gefeßt, allein e8 wäre auch gegen die Ges 
fammtheit eine Härte und eine wahre Ungerechtigfeit, da fie 
die Prämie oder den Staatdzufchuß nur unter ber Bedingung 

giebt, daß fie durch die folidarifche Haftbarkeit für die 
Durchführung des Ablöfungsgefchäfts Sicherheit hat. Es 
wäre eine Ungerechtigkeit gegen die Gefammtheit, weil ja 
die Zehntpflichtigen, die von den Geſetz Gebraud; machen 
wollen, nur unter der Bedingung Gebrauch machten, die 
dad Gefet bezeichnet. Wenn übrigens dennoch der Borichlag 
des Abg. v. Rotted irgend angenommen. werben wollte, - 
fo könnte es nur unter den beiden Borausfegungen rechtlich 


geſchehen: 
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4) daß Diejenigen, die felbftftändig ablöjen wollen, gar 
feine Stimme bei der Berathung der ganzen Sache hätten, 
denn wollte man ihnen erlauben, da wo die Frage abge: 
handelt wird, ob durch die Fortentrichtung des Zehnten 
oder durch Bezahlung eined Kapitals abgelöst werben folle, 
eine Stimme zu geben, wie ihnen das Gefeß geftattet, und 
wie der Abg. v. Rotteck es felbft auch angenommen hat, 
fo hat man ja da fchon eine gemeinfchaftliche Verhandlung. 
Wollte ihnen alfo hier diefes Recht gegeben, auf der andern 
Seite aber fie von der Verpflichtung zu haften frei gelaffen 
werben, fo würden fie nur Rechte und Feine Pflichten haben. 
Wollen fie aber das Necht der Mitftimmung bei der Frage, 
ob und unter welchen Bedingungen abgelöst werben fol, 
fo müffen fie auch die Pflicht übernehmen zu haften, bie 
Alles bezahlt ift. 

2) Der Vorfchlag müßte fodann unter der weitern Bedins 
gung angenommen werden, daß Diejenigen, die für ſich 
allein ablöfen wollen, feinen Antheil an dem Staatszufchuß 
haben, fondern diefer blos zum Vortheil Derjenigen gereiche, 
die fich folidarifch zur Ablöfung verpflichten. Diefe Prämie 
würde nicht augfchließlich, aber zum großen Theil auch dem 
Fond gegeben werden, weil dem Staat im Allgemeinen Alles 
daran gelegen. ift, daß der Zehnte ganz und ſo ſchnell als 
möglid) abgelöst werde. Nach dem Vorfchlag des Abg. von 
Rotteck würde er aber nicht ſchnell und wahrfcheinlich auch 
nicht ganz abgelöst werden. Wir würden wahrjcheinlid, nicht 
allgemeine Zehntfreiheit, fondern nur einzelne freie Güter 
erhalten, und dieſe haben wir fchon. Wir wollen aber die 
ganze und volle Freiheit, denn nur für diefe zahlen-wir den 
Preis, der durch den Staatszufchuß beftimmt ift. 

Sander: Sch unterflüge den Antrag des Abgeordneten 
v. Rotted, der darin befteht, daß Derjenige, ber feine 
Schuld für das Zehntablöfungsfapital entrichtet, nämlid) 
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diefe Schuld nach den Bebingungen dieſes Geſetzes bezahlt 
bat, durch diefe Entrichtung auch befreit fri, gegen Deu⸗ 
jenigen, dem er mit Recht feine Schuld bezahlte. Durch 
diefen Abſatz des Geſetzes aber käme er in den. Sal, trog der 
forgfältigften Zahlung, an Schulden fortzubezahlen, woran 
ex eigentlich gar feinen Theil hat. Der Abg. Trefurt hat 
dagegen bemerkt, daß man überhaupt ben Zehntberedhtigten 
nicht zumuthen könne, eine theifweife Zahlung anzunehmen, 
allein diefe theilweife Zahlung erhält er gerade nach dieſem 
$. felbft. Gerade für den Fall, wo nur ein Theil des Zehnt⸗ 
kapitals im Rüdftand ift, wird nunmehr der Zehnte wieder 
eingeführt, natürlich nicht der ganze Zehnte, fondera nur 
der mit dem noch rüdfländigen Kapital ecorreſpondirende 
Theil des Zehnten, 

Kun fehe ich nicht ein, warum man nicht Diefen correfpons 
direnden Theil des Zehuten auf jene Güter legen kann, die 
noch nicht bezablt haben, denn gerade jene Güter find es, 
die bem Zehntrückſtand gleich ftehen, Geſetzt, es beſtehe das 
ausſtehende Kapital in einem Zehntel des Ganzen, alsdann 
bat der zehnte Theil der Güter feine Schuld noch nicht bes 
zahlt, und nach diefem $. hat alfo der Berechtigte den zehnten 
Theil des Zehnten auch wieder zu fordern. Nach dieſem S- 
fonnte ey aber den ganzen zehnten Theil des Zehnten auf die 
ganze Markung umlegen, wozu ich feinen Grund einfehe, 
denn er fol nur auf Diejenigen umlegeu können, die noch 
nicht bezahlt haben, und darum jcheint dev Antrag Des Abg. 
v. Rotteck ganz gegründet. 

Eine Bemerkung der NRegierungscommiffion führt: mic) 
übrigend darauf zurück, Daß im S. 44 eine Abänderung ges 
troffen werden ſollte. Hr. Staatsrath Nebenins hat, ſcheint 
es, unserftellt, daß bei Ar, 7 des $. 44 rin Vorzugsrecht auf 
deu dritten Erwerber conſtituirt fei. Nun lautet aber jene 
Nr. 7 nur dahin, daß die Schuld an den Verkäufer durch 
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die Ermötbirtig des Grundſtücks uͤbergehe. Damit aber ift die 
Natur eines Vorzugsrechts auf dad Grundſtück durchaus 
nicht aufgegriffen, deun dieſet Satz wird nachher nur dahln 
zu verſtehen ſeyn, daß die perſönliche Schuld des Ablöſungs⸗ 
kapitals perſoͤnlich an den Käufer übergeht. Wenn aber nun 
dieſer dritte Käufer, 5: B. auf das früher zehntbare Grunde 
fick eitie Pfandſchuld aufgettomnter hat, fo wird aus dieſer 
Faſſung noch nicht hervorgehen, daß das ZehittabföfundgsF 
fäpitaf der von dritter Käufern gegebenen Unterpfandefchufd 
vorgehe. Der $. 46 und das dort conſtituirte Vorzugsrecht 
kann dieſem auch nicht abhelfen, dein jened gebt mr auf 
Fahrniß und hier ift von Grundſtücken die Rede. Wenn man 
alfe den Plan hat, dem Zehntabipfintgefapiral gegen den 
dritten Käufer ein Vorzugsrecht ind Unterpfandstecht zu 
conftituiren, fo muß diefe Nr. 7. anders ausgedrückt, und 
beſonders gefagt werden, bei dert Verkauf eines Grund—⸗ 
ſtücks dc. wird dem Ablöfungstapital ein Vorzugsrecht ges 
eben, 

Staatsrat Nebenius: Sch fehe nicht ein, wie eine 
ſolche Schuld auf jeden Fünftigen Käufer übergehen fol; 
wenn ſie nicht auf das Gut felbft als radteirt betrachtet wird; 
dert mar nehme an, daß ein Dritter Anfpruch af —*— 
Grundſtück macht, und in Folge dieſes Anſpruchs ein Gut 
verkauft wird, fo geht Die Zehntlaſt oder das Ablöſungs⸗ 
kapital auf den neuen Erwerber über, der das Gut im Wege 
Ber Zwangsverfteigerung kauft. Es konnte bei dieſer Beftims 
mung gar Feine andere Abficht zu Grunde liegen, allein ich 
glaube, e8 wäre gut geweſen, wenn man über den Zufaß, 
den: der Abg. Bekk, went ich nicht irre, vorgefchlagen hat, 
abgeſtimmt hätte, daß nämlich der dritte Erwerber nie gez 
zwungen werden koͤnne, aus feinem Vermögen diefe Schule 
zu Bejahlen, fordern daß er blos genöthigt werden fünme, 
ang bem Ertrag des Guts ſie zu tilgen, und daß das Vors 
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zugsrecht auf den Ertrag, das im $. 16 beflimmt ift, gegen 
jeden Fünftigen Erwerber und feine Gläubiger rückfichtlich 
aller rücfftändigen und laufenden Termine geltend gemacht 
werben fann. 

Sander: Meine Anftände find noch nicht erledigt. E - 
ift eine befannte Natur der Vorzugsrechte auf Grundftüde 
und der Unterpfanderechte, daß fie zwei verfchiebene Wirs 
kungen haben, Die eine ift die, daß fie auf Die Beſitzer des 
Guts übergehen, aber die andere Wirfung ift die, daß fie 
> Diefem oder jenem Dritten, der auf diefes Grundftüc auch 
ein Unterpfandsrecht har, vorgehen, und dieß ift in dem $. 
gar nicht ausgefprochen. 

Staatdrath Nebenius: Darım habe ich darauf aufs 
merkſam gemacht, und wollte andeuten,, daß diefe Frage zu 
entſcheiden wäre. ‚ 

Merk: ch kann mir unter den Zehntpflichtigen durchaus 
feine folche Gefellfchaft denfen, vermöge deren ein Rechtes 
grund vorhanden feyn fünnte, daß eine Daftbarkeit für folche 
Beiträge entftünde, Es könnte nur ein politifcher Grund ge> 
dacht werden, und wenn man diefes will, fo müßte geradezu 
eine abjolute Nothwendigkeit für die Ausführbarfeit diefes 
Gefeßes gedacht oder unterftellt werden, weil gar feine recht⸗ 
liche Verbindlichkeit hiezu vorhanden ift, und weil man jeßt 
den Pflichtigen außer dem, daß er zur Ablöfung gezwungen 
“ werden kann, nun audy zu einem erzwungenen Bürgen für 
die Andern machen will. Eine folche abfolute Nothwendig⸗ 
keit aber, beſonders in der Weiſe, wie es hier gelautet hat, 
iſt meiner Anſicht nach nicht vorhanden. 

Erſtens iſt ſchon gar nicht klar, wie eigentlich dieſe Anz 
ſprüche von dem Berechtigten könnten gemacht werden. Er 
muß doch zuerſt dieſe Ausftände beitreiben können, nach der 
Anweiſung die ihm der erſte Satz des 8. 16 giebt, er muß 
ſie ausgeklagt haben, ehe er wieder zu demjenigen Recht 
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ſchreiten könnte, das ihm ber-$. giebt, und wenn er biefes 
thut, jo wird eigentlich, wie der Abg. v. Rotte dk ſchon bes 
merkt hat, die. ganze Maßregel überflüffig- werden, meil 
diefed Erträgniß, auf das der Zugriff jetzt gegeben ift, und 
das Borzugsrecht gewiß alles dasjenige deckt, was. diefe 
Ausftände betragen, und wenn fie erhoben werden ein Ans 
wachs diefer Ausftände nicht eintreten kann. Für die Bereche 
tigten würde ed von feinem großen Nußen feyn, weil die 
Schuldentilgungefaffe hierin eintreten wird, um dieſe Schulden 
zu bezahlen, e8 fich alſo beſonders um die Deckung derfelben 
handelt. Hier muß num freilich der Staat dafür Sorge tragen 
und eintreten, daß die Vorträger ihre, Schuldigfeit thun, 
und daß überhaupt die Bollziehungsmaßregeln gut find, und 
folhe Einrichtungen getroffen werden, daß. eine pünftliche 
Derfolgung der Beiträge und Erhebung berfelben auch mit 
aller Strenge, die da Statt finden kann, bewirft wird. 
Wenn man diefed voraugfegt,. fo glaube ich, daß dann eine 
hinreichende Sicherheit durch die zehntbaren Güter felbft und 
nicht einmal durch folche, fondern durdy ihren fortmährenden 
künftigen Ertrag geleiftet ift, und daß es fidy hier höchfteng 
darum handelt, daß etwa längere Termine gegeben werden, 
falls nämlich Mißjahre eintreten und Ausſtände entftehen. 
Die Sicherheit felbft wird aber dadurch nicht erfchüttert. 
Was mich aber bejonders bedenklich macht, diefem Sat 
meine Beiftimmung zu geben, ift Das, daß er in der Aus⸗ 
führung viel ſchwieriger ſeyn wird, ald man Denfen mag. 
Wenn einmal eine Zehntablöfung in einer Marfung eine 
Zeit lang beftanden, d. h. wenu die Zehntabgabe aufgehört 
bat, fo möchte.ich ſehen, mie man fie wieder ohne Störung 
der öffentlichen Ordnung einführen fünnte, denn dieſes würde 
ein ſolches Zwangsverfahren vorausfeßen, und e8 fünnte zu 
folhen Auftritten kommen, daß. es im höchften Grad beuns 
ruhigend ſeyn würde. Die Idee des Zehnten ift ſchon fo er⸗ 
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fihättert, daß wenn eine Zeit lang die Naturalabgabe aufs 
gehört hat, und folche wieder eingeführt werden wollte, ich 
die größte Beforgniß hegte, daß etwas Unangenehmes erföls 
gen fonnte, und den Berechtigten fhlecht gedient ſeyn würde, 
wenn eine Haftbarfeit eingeführt werden follte: Jedenfalls 
müßte eitte andere eittgeführt werden, ald durch Wiedererhe⸗ 
bung des Zehnten, allein ich glaube, daß eine fölche Haft 
barkeit in Biefer Hinficht nicht nothwendig iſt. 

Rettig v. K.: Ich theile die Anſicht des Abgeotdneten 
ve Korte dahin, daß jetzt noch, fo lange der Zehnte bes 
ſteht, wirklich feine Gemeinſchaft unter den einzelnen Pflich⸗ 
tigen iſt, daß jeder einzelne Beſitzer auf feinen Gutern direkt 
bem Zehntherrn verfallen iſt, und mit den Andern nichts zu 
ſchaffen hat, allein dieſes Verhaͤltniß nimmt an dem Tage 
ein Ende, wo die Ablöſungsſumme regulirt worden iſt. Das 
Geſetz hat nicht die Abſicht und kann ſie nicht haben, den 
Zehntberechtigten zuzumuthen, theilweiſe und ackerweiſe das 
Zehntrecht abzugeben, und die Summe dafür anzunehmen. 
Es Würde ihn Hüter diefen Umfländen verpflichten; darauf 
zu verzichten, Daß die ganze Marfung zugleich abgelöst wird. 
Er fteht alfo nicht imehr mit den einzelnen Gutsbeſitzern, 
ſondern mit der Geſammtheit im Rechtsverhaͤltniß, und ihm 
kann Alfo unmöglich zugemuthet werden, duf die Zahlung 
diefer Einzelnen fich einzulaſſen. Eine ſolche vereinzelte Jah: 
fung würde auch ein gatız anderes Reſultat hervorbringen, 
ala vieleicht der Herr Antragfteller glaubt, denn der Berech⸗ 
figte würde die Zahlungen, die ihm Einzelne bringe, an 
feiner Geſammtforderung abfchreiden, und zwar zuerſt an 
den Verfalljinfen,, und nur ben Ueberreft am Kapital. Es 
bliebe alfo fein vergindliches Kapital größer, ald das übrige, 
und es müßte nochivendig ein Rezeß entfliehen, zu dem ſich 
gar Niemand befentten wärde. Es Handelt fich nicht bavon, 
daß Derjenige, der Mittel hat, gleich zu zahlen, für die Att- 
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dern zählen ſolle, fordern nut davon, daß ſie die Vorſchüſſe 
factifch leiften, bis auf den im Gefege ansgefprocdenen Weg 
die Zahlung der Andern beigebracht worden iſt, was bitch: 
aus nothwendig ift, wenn das Abloͤſungsgeſchaͤft von Stats 
ten gehen folle. Es handelt ſich nicht bog davon, daß einzelne 
Wohlhabende zuerſt zahlen, fohdern, tie früher ſchon beinerft 
wurde, die Ordentlichen, Sorgfältigen und Haushälterifchen 
zähfen, und die Nahläffigen im Ruͤckſtand bleiben: Es wird 
alſo nicht eine Summe von Aueftänden da feyn, die von 
Arthen herkommen, ſondern eine Geſellſchaft von Schuldnern, 
die die Nachläſſigſten und Liederlichſten ſind, und mit ſolchen 
eeuten unmittelbar zu ſchaffen haben, ſelbſt wenn die Mit⸗ 
tel ſpaͤter aufgebracht werden‘, kann doch dem Kapitalgläus 
biger nicht aufgelegt werdet. Die Schwierigkeiten, die bei 
dem Wiederaufleben des Zehntbezugs eintreten werden, vers 
kenne ich gar nicht, und ich glaube, daß der Abg. Merk in 
diefer Hinficht ganz Recht hat. Das befte Mittel aber, dieſe 
Schwierigkeit zu vermeiden, ift das, daß Diejenigen, die 
ſchon bezahlt haben, dabei betheiligt find, daß das Ganze 
zum Vollzug fomme, denn diefe im Ort wohrenden Meitbes 
theiligten würden die Zehntfteigerer werben, daß ſie mit ihrem 
Vorſchuß wieder herausfämen. Wenn aber die Ordentlichen 
aus ber Sache herdus find, dann mag man den Zehntel 
ausbieten, wie man will, fo wird kein Deenfch daranf bie⸗ 
ten, weil Niemand etwas mit den Uebrigen wird zu ſchaffen 
haben wollen, und der Richter ift dann übel daran. Darum 
iſt es nicht eine Lebendfrage, fondern ein Verhältniß, das 
den Vollzug bes Gefhäfts durchaus fehr erleichtern wird, 
wenn die Beftimmung ftehen bfeibt, daß in diefer Weiſe der 
Zehnte wieder ind Leben treten fann. Vielleicht läßt fich ein 
milderhder Zufaß in der Weife machen, daß dem Richter 
uͤberlaſſen ift, in den Fällen, wo die Menge der Ausftände 
e8 erlaubt, bei der Beſtimmung der Zehnterhebung auf 
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Diejenigen Rückſicht zu nehmen, die gefchloffene Güter bes 
fiten und ihre Raten bezablt haben. 

Wolff: Der Aritrag, den der Abg. v. Rotteck ftellte, 
entfpricht zwar der Stimme der Billigfeit in hohem Grade, 
aber keineswegs den Forderungen des Rechte. Er involvirt 
im Öegentheil eine offenbare Ungerechtigkeit, denn die Zehnts 
beredytigten werden gezwungen, ihren Zehnten ablöfen zu 
laſſen. Sie ftehen jedoch keineswegs mit den einzelnen Zehnts 
pflichtigen in unmittelbarem NRechtöverfehr , denn nicht die 
einzelnen Pflichtigen fünnen ablöfen, fondern lediglich nur 
die Sefammtheit oder alle Zehntpflichtigen einer und derfelben, 
gefondert ablösbaren Zehntgattung. Der Berechtigte cons 
trahirt mit der Gefammtbeit, und in eben diefem Contract 
der Gefammtheit liegt wohl auch der Rechtsgrund ihrer 
Sammtverbindlichkeit. Dadurch ift zugleich dem Einwand 
des Abg. Merf begegnet. Wenn er bemerfte, daß ed arg 
wäre, den Zehnten wieder aufleben zu laſſen, fo mag dieſes 
zwar bedauerlich ſeyn, allein ich fann wenigſtens fein Uns 
recht Dabei wahrnehmen, denn es ift gemeines Recht, daß 
gegen Denjenigen, der einen Vertrag nicht erfüllt, dem Mit« 
coutrabenten das Recht zufieht, von dem Vertrag abzugeben. 

Dieſes Recht muß auch dem Zehntberedtigten offen fiehen, 
wenn die Zehntpflichtigen ihre Verbindlichkeit nicht erfüllen, 
d. h. es muß ihm unbenommen bleiben, auf fein Recht zus 
rücfzugreifen, und darum widerfege ich mich dem Antrag. 
Bekk: Der Abg. Rettig hat. meiner Anficht nadı den 
Punft getroffen, und gezeigt, daß. der Antrag des Abg. von 
Rotteck durchaus unausführbar ift, und ich möchte wiffen, 
wie der Herr Antragiteller die Deftcite, wovon der Herr 
Abg. Rettig ganz richtig gefprochen, decfen.wollte. Wenn 
z. B. Einer oder Einige zahlen, fo rechnet der Zehutherr 
oder die Zehntkaffe diefes an ihrem Zins auf, und nur, fo weit 
es den Zins, den fie zu fordern haben, überſchreitet, rechnen 
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fie ed auf dad Kapital, Dadurch und durch die jeweiligen 
Berfchiedenheiten’ in der wirklichen Zahlunggzeit entfteht bei 
jeder foldhen Berrehnung ein Deftcit, d. h. die Zehntlaffe 
bat noch bei weitem nicht die ganze Forderung erhalten, 
wenn fchon alle Pflichtigen ihre Schuldigfeit bezahlt haben, 
vorausgeſetzt nämlich, daß man die Schuldigfeit dieſer Letz⸗ 
teren nad dem urfprünglichen Kapital mit Zinfen vom 
Ganzen und nicht blos von den jeweild bezablten Beträgen 
berechnet. Diefe Defecte fallen alfo der Gefammtheit zur 
Laft, denn ich wüßte Niemand, der dafür verantwortlich 
feyn könnte. Man fann daher nur den Antrag der Coms 
miffion annehmen, da ohnehin der Sag nicht richtig ift, daß 
gar feine Genoffenfchaft dabei zu Grund liege, indem fonft 
die Minderheit auch nicht durch eine Mehrheit gezwungen, 
und die Geſammtheit auch gar nicht verpflichtet ſeyn fünnte, 
einen Borträger zu beſtellen, fondern lediglich dem Zehnts 
berrn zu überlaffen hätte, von Jedem feinen Berrag zu fors 
bern. Macht man aber vom Sommifftonsantrag abweichende 
Borfchläge, die ausführbar find, fo bin idy damit ein- 
verftanden, denn ich fehe wohl ein, daß der Sommifflondans 
trag feine Bedenflichkeiten hat, allein ich weiß Fein anderes 
Mittel. | 

Buhl: Ic anerfenne, daß das, was der Abgeordnete 
v.Rottec gejagt hat, ganz wahr und richtig ift, allein 
mit dem Abg. Bekk weiß ich audy nicht, wie da anders zu 
helfen ift, ald daß der Staat in der Art ind Mittel: trete, 
daß er nach dem Vorfchlag des Abg. Knapp für den Ein; 
zug forgte, denn ohne Diefes fehe ich den Tod des Geſetzes 
in. Folge der Schwierigfeiten voraus. Sie haben befchloffen, 
die Zahlungstermine fehr auszudehnen, das heißt fie. has 
ben ein halbes Menfcenalter dazu beftimmt, auf welde 
Zeit alfo die Gefammtheit für diefe Ausftände folvent feyn 
fol. Was wird Die Folge ſeyn, die Armen haben zum gros 
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pen Theil feinen ſo gewaltigen Hans nach der Ablöſang 
aus verſchiedener Ruͤckſicht, und bie Vermöglichen werden 
durch Biefe Bedingung zuruͤckgeſchteckt und werden ebenfalls 
nicht dafür Mimmien, wonach dann der Zehnte noch ſo lange 
förtbeftchen wird, als Gott will. 

v. Rokteck: Es iſt beinahe von allen Seiten anerkannt 
worden, daß mein Vorſchlag ſich auf die Gerechtigkeit 
gründe, allein man hat geſagt, er ſei nicht ausäführbar. Ich 
halte dieſe beiden Sätze für ſich ſelbſt widerſprechend; dent 
was nothwendig iſt, iſt möglich, und was gerecht iſt, iſt aus⸗ 
führbar. Wenn das ketztere hier nicht der Fall iſt, fo liegt 
nicht der Fehler in meinem Vorſchlag, ſondern in anderti 
Artikeln and Beſtimmungen, die im Regierungsentwurf lies 
gen, it den wir angenommen haben , obgleich ich nicht 
daran Theil hatte und meine Hände darüber waſche. Wenn 
es nicht ausſührbar iſt, ſo fage ich alſo, daß es meine 
Schild nicht it. Ich glaube aber nicht, daß eine Unduieführs 
barkeit vorhanden ift, fondern bin überzengt, daß, wenn audy 
Hleich nicht augenblicklich, doch wenigſtens bei einer näheren 
Berathting eine leichte nnd durchaus anftandlöfe Ausführs 
barkeit ausgemittelt werden kann. Eine einzige Stimme hat 
fi gegen meinen Antrag erhoben, nämlid) die ded Abg. 
Trefurt, der ihm fogar den Vorwurf machte, er fei ein 
ariſtokratiſcher. Zu derjenigen Ariftofratie, die aus meinem 
Vorſchlag hervorgeht, befenne ich mich gern, denn es ift die 
Ariftofratie der Gerechtigkeit. Diejenigen aber, die meinen 
Borfchlag unbedingt verworfen haben, befannten ſich zu 
ner Theorie, die, wenn fie weiter geführt würde, höchſt 
gefährlidy werden könnte, Es ift die Theorie der Sf. Simb⸗ 
niften; fie wollen eine Gemeinſchaft des Vermögens emfürhs 
ren, die Heiden follen zufammen ftehen, und das, was die 
Armen nicht zahlen, herſchießen, oder das, was dem Ber 
ſchwender nicht genehm war, das ſoll der Reichere und 
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Sparfame bezahlen. Rurz ber Grundfag bed Abg. Trefurs 
würde ins Unendliche führen, während mein Grundjag gar 
nicht weit führt, denn er iſtzganz Flar und will nichtd Ander 
red als die Gerechtigfeit. Man hat gefagt, man würde feinen 
Borträger mehr erhalten, wenn die Zehntichuldigfeit von 
Mehreren ſchon bezahlt fei, Dieß kommt mir aber Doc, fons 
derbar vor, denn es hat Gemeinden gegeben, die ganz arım 
waren, und doch Borträger für ihre Gültſchuldigkeit erhal⸗ 
ten haben, Da ‚wo auch die Armen zebntpflichtig find, Da 
werden fie gewiß Die Summe mit einander entrichten Löw 
nen, und ed werben fich immer Mehrere finden, die gegen 
Bezahlung für Ihre Mühe diefes Gefchäft übernehmen wer⸗ 
den, denn fie find ja nicht perfonlich verantwortlid, und 
haben Die Mittel, ſich jedenfalls bei den Pflichtigen zu rer 
greſſiren, und werben daher gegen billige Vergütung bie 
Mühe Diefer Borträgerei auf fich nehmen. Durch unſern 
vorigen Befchluß iſt Diefe Sicherheit hergeftellt, und, nöthis 
genfalls werden felbft noch durch einen freien Vertrag bie 
Reichen ſich vereinigen und eine Hypothek für die Zehnt⸗ 
fehuldentilgung fielen. Man hat gefagt, dem Zehntherre 
würde ein großes Unrecht winderfahren, weun er in kleinen 
Raten von Einzelnen die Bezahlung erbielte. Mein Antrag 
war aber nit der, daß er in Fleinen Raten die Bezahlung 
empfangen müßte, foudern er foll nur von Denjenigen, bie 
auf einmal fo viel zahlen, als ihm dad Gefek anzunehmen 
zur Pflicht macht, die Zahlung annehmen, falld nämlich die 
Summe wenigfieng ben Betrag von 4000 fl. erreicht. 

Auf diefe Art würde er noch viel ſchneller und fichexer zu 
feiner Forderung gelangen, ald nadı dem Borfcdylag der 
Commiſſion, indem er hiernach erft in 30 Jahren in fein 
Einfommen gefeßt würde. Der Zehntherr felbft ift bier mer 
niger betheiligt, als die Zehntfchuldentilgungsfaffe. Um 
Diefe handelt es fich inähefondere, und ich glaube, Daß gerade 
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bei biefer feine Scywierigfeit vorhanden ift, mit Beibehal⸗ 
tung meines Vorſchlags, alle Intereffen füglich zu befriedis 
gen. Durdy die Verwerſung meines Vorſchlags würde nichts 
Anderes gefchehen, als daß gerade die wirkliche Ablöſung, 
das Zuftandefommen dr Zehntbefreiung auf eine außerors 
dentlich lange Zeit hinausgefchoben werden, und die Zehnt⸗ 
fhulden vielleicht noch 50 Jahre lang fortdauern Fünnten, 
weil nämlih, wenn der Zehntherr oder die Schuldentils 
gungsfaffe fein andered Mittel hat, ale die Zehnterhebung 
wieder eintreten zu laffen, dasjenige gefchehen würde, was 
ber Abg. Merf angeführt hat. Der Zehnte würde fchlecht 
eingehen, die Zehntpflichtigen würden nachläfflg werden, 
und dann würde der Zebntbezug nicht einmal den Zins 
becfen, viel weniger dad Kapital. Wir würden dann einen 
trügerifchen Jubel der Befreiung veranlaßt haben, und in 
50 Jahren würde der Zehnte nody fortbeftehen. Sm Sntereffe 
der Zehntherrn erfläre ich mich alfo für den Vorſchlag, denn 
es liegt nicht im Intereſſe diefer Herrn, den Bezug noch 50 
Sabre, ja nicht einmal 30 Jahre lang fortbeftehen zu laſſen, 
durch eine Berfügung , wodurch die Reichen für die Armen 
tenent werden, und 30 Jahre lang noch fid) der Freiheit von 
der Zehntlaft und Leibeigenfchaftslaft nicht erfreuen können. 
Hiedurch werden fie von der ganzen Maßregel abgehalten, 
denn da fie den Zehnten auch noch-für Andere bezahlen müfs 
fen, fo werden fie ihn lieber auch noch für fich felbft bezah⸗ 
Ien wollen und haben feinen Grund, ſich in das Ablöfunges 
gefchäft einzulaffen. Wenn ich mein Kapital bezahlt habe, 
und nun noch für die andern Säumigen haften fol, dann 
will ich lieber auch noch für mich die Laft tragen und dag 
ganze Gefeg fommt dann gar nicht zu Stande. Es wird fo 
- wenig ein Refultat haben, als dad erfte Frohndablöfungss 
gejeß, das wegen der Unbilligfeit und Härte der Bedinguns 
gen:gar feinen Erfolg hatte: Wir müffen ein Gefeg geben, 
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dad Anklang findet, und wenn man meint, es fei hart, meis 
nen Borfchlag ind Werk zu fegen , weil die Zehntherrn das 
Recht gegen die Gefammtbeit haben, fo fage ich, wenn die 
Schwierigfeit daher fommt, und einen Rechtsgrund haben 
fol, fo darf man den Zehntherrn feinen fo hohen Abkaufsfuß 
bewilligen; denn da man den zwanzigfachen Betrag fell 
feßte, fo frage ich, was fie noch für weitere Begünftigungen 
zu fordern haben? Der Borträger fammelt zwar die einzels 


nen Raten.ein; aber daß deßhalb noch eine Gefammtvers 


pflichtung aller Andern beftehen folle, das ift eine Begünftis 
gung, die über alles Maß hinausgeht. Auch bei der Ablöfung 
der Gülten hat man Borträger beftellt, und für die Gülts 
berrn manches Günftige ftatuirt, aber nicht einen einzigen 
Gülipflichtigen tenent für den andern gemacht, fondern man 
bielt für hinreichend, den Gültherrn die Hypotbef auf jedes 
einzelne Gut vorzubehalten. Allein jegt will man den Zehnts 
heren die Hypothek für die Schuld jedes einzelnen Grund». 
ſtücks auch auf alle übrigen Güter gewähren!! Diefes kann 
ich mit meinen Rechtöbegriffen durchaus nicht vereinigen. 
Wenn eine gewiffe Zahl von Wohlhabenden in der Gemars 
fung, oder überhaupt von Solchen, die fich frei zu machen 
lebhaft wünſchen, und fich verpflichten, die ganze Schuld 
zu übernehmen und fie dem Zehntherrn zu bezahlen, fo wird 
doch eintreten, was man jegt fürchtet, denn alsdann find 
fie felbft die Zehntherrn, und haben das Recht der Vorträger 
gegen die Pflichtigen, und fie werden jeden Säumigen mit 
der Erecution verfolgen, damit er fie bezahle. Das, was 
man jegt für ein fo großes Unglüf und für unausführbar 
hält, wird alfo doch eintreten, fo bald Einige einftehen, und 
aus ihren Mitteln den Zehntherrn volftändig befriedigen. 
Die Beitreibung von den einzelnen Zehntpflichtigen, wenn 
fie in ihrer Bezahlung nachläfflg find, mag hie und da bes 
ſchwerlich ſeyn, allein doch von unendlich geringerer Bes 
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fchwerlichfeit ald diejenige , die mit der Wiedererhebung bes 
Behnten verbunden wäre. Es ift nämlich nicht nur höchſt 
gehäffig, fondern auch Außerfi drückend, wenn man dadje 
nige, wovon man frei zu feyn glaubt, aufs Neue mwieber 
feiften oder dulden fol. Man ſpricht auch von der Zins— 
forberung; aber was if denn die Zinsforderung der Zehnt⸗ 
beren an die Gefammtheit ? &ie befieht aus, der Summe 
der einzelnen Zindforderungen gegen die. einzelnen Güter 
oder Befiger aus der Geſammtheit. Jeder Pflichtige ift für 
feine Rate tenent, und wenn er feinen Betrag bezahlt, fo 
muß er davon auch Zind von dem betreffenden Jahre oder 
den betreffenden Jahren bezahlen, und dann ift alfo bie 
Forderung des Zehntheren befriedigt. Ich kann mic, alfo zu 
nichts Anderem entichließen, als meinen Antrag wiederholt 
empfehlen und muß den Antrag der Commiſſion für unauds 
führbar halten, denn dasjenige ift unausführbar, was uns 
gerecht ift. Es ift factifch und phyſiſch ausführbar, aber 
rechtlich und moralifch unausführbar. 


Rüdjichtlich meined Vorfchlags würde ich aber doch noch 
den weitern Antrag machen, über die nähere Art und Weiſe 
der Ausführung und zu Hebung aller Bedenflichfeiten noch 
einen Zufammentritt mit der Regierungscommiffion zu vers 
anlaffen. Es handelt fih nur um bie Intereſſen der Zehnts 
fehuldentilgungscaffe, denn die Zehntherrn erhalten ihre 
Forderung ohnehin. Damit aber die Zehntfchulbentilgung®s 
caſſe nicht nody nad) 30 Jahren auf den Zehnten surüggreis 
fen könne, und der Zehnte nicht noch 30 Jahre fortdauerg, 
wird fich ein Ausfunftsmittel finden Iaffen, und wenn nody 
eine Befchmwerlichfeit dabei Statt finden folte, fo müßte 
eben der Staat ſolche auf feine Schultern nehmen, um die 
Zehnsablöfung ausführbar zu machen. Der einzelne Pflich⸗ 
tige hat feine Schuldigfeit gethan. indem er zahlte, Ihn 
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noch weiter tenent zu machen, wäre ungerecht und würde 
das Gefeß über den Haufen werfen. Ä 

Knapp: Ich unterftüge ben Antrag des Abg. v. R ot ted, 
weil er dem meinigen am nächften liegt, und muß nur bes 
dauern, daß er feinen Antrag nicht gleich bei dem S. 16 
gemacht hat, wohin er ſich beffer geeignet hätte. Dort glaube 
ich gezeigt zu haben, wie das Zehntablöfungsgefchäft auss 
führbar ift, allein mein Antrag hat nicht den Beifall der 
Kammer gefunden, und was den Antrag bed Abgeordneten 
v. Rotteck betrifft, fo erlaube ich mir gleichwohl einige 
Bedenklichkeiten vorzutragen und um Auskunft darüber zu 
bitten. Der Abg. Merf hat von den VBorträgern gefprochen, 
und gewünfcht, daß der Staat die gehörige Auffiht führen 
folle.- Diefer Sat wäre richtig, allein der Staat hat nichts 
dabei zu thun, und wir koͤnnen ihm deßhalb auch Feine Vers 
antwortlichfeit aufladen. Ganz anders verhält es fich aber 
mit meinem Vorfchlag, wonach die Domänenverwalter mit 
dem Gefchäft beauftragt werden follten. Es wird auch der 
Fall feyn, daß wenn einer oder der andere Theil feine Zehnts 
ſchuld tilgt, vorher eine Befchreibung der ganzen Marfung 
Statt finden muß, indem bei jedem einzelnen Gut angegeben 
werden müßte, ob es zehntfrei ift, oder nicht, und die zehnt⸗ 
freien Güter würben fidy bald vermehren. Ein meitered Bes 
denfen befteht darin, daß es der Gemeinde, welche ablöfen 
wolle, an Grebit fehlen würde , wenn der beffere Theil nicht 
mehr garantiren wärbde.. Sch wünſche alfo mit dem Abg. 
v. Rotteck einen nocmaligen Zufammentritt mit der 
Regierungscommiffion. 

- Staatörath Nebenius: Mir fcheint die Sache hinrei⸗ 
hend erörtert. Die Gefahren find nicht vorhanden, die der - 
Abg. v. Rotteck in dem Borfchlag der Regierung findet, 
dem die Commiſſion beigetreten if. Es ift von hohem In⸗ 
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Gemeinde kraͤftig zu dem Werke mitwirken, wenn es glücklich 
zu Stande gebracht werden ſoll, und dieß kann nur geſchehen, 
wenn fie in einer ſolchen Gemeinſchaft bleiben. Würde dieß 
nicht gefchehen, fo würden einzelne Berinögliche ſich durch 
Darkegung ihrer Schuld los machen, und ed dann ihrem 
übrigen Mitbürgern überlaffen, zu fehen, wie fie aud der 
Sache heraus kommen. Ich glanbe aber, ed wird auch in 
auderer Hinſicht für die ärmere und die Mittelklaſſe durch 
diefe Einrichtung geforgt. Die Vermöglichen werden barauf 
fehen, daß die Angehörigen jener Claſſen ihre Schuldigkeit 
zur gehörigen Zeit entrichten, und der Fall wirb alddamı 
nicht. eintreten , daß ein Gläubiger den Befib des Zehnten 
ober die Vollſtreckung auf die Weiſe nachfischt, wie ber Ast. 46 
es beftimmt. 

rich eppe: Wir flatniren dutch bad Geſetz, das wir 
jetzt machen, eine Geſammtverbindlichkeit der Pflichtigen, 
und man kann nicht behaupten, daß man ungerecht ſei gegen 
Diejenigen, bie in den Fall kommen, für Andere vorſchießen 
zu muͤſſen, denn im Grunde ift ed doch nur Vorſchuß, da fie 
den Rüdgriff auf den Erfab wieder haben. Das, was üben 
die Unausführbarkeit gefagt worden ift, will ich nicht wieder⸗ 
holen, fondern berufe mich blos auf den Abg. Rettig. Es 
würde aber eine ingerechtigfeit gegen die Berechtigten ſeyn, 
wenn fie gehalten werben follten, beiden Einzelnen zu ſuchen, 
was ihnen gebührt. Es würbe eine Ungerechtigkeit gegen 
die Laftenberechtigten ſeyn, die'in den Fall fommen würden, 
das Bedürfniß für Kirchen, Schulen, Stiftungen und Baws 
lichkeiten gar nicht beibringen zu können. Wenn ich übrigens 
dem Antrag ded Abg. v. Rotteck widerfpreche, fo muß ich 
doch auf der andern Seite auch bekennen, daß die Wiederein⸗ 
führung des Zehnten nidyt wünfchenswerth; wäre, weil fie 
große Auftände finden würbe, und zu fürdtem ſeyn möchte, 
daß wenn. dev Zehnte fo: lange erhoben würde, bis: die Aus⸗ 
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ande bezahkt find, Bie ganze Operation fehr weit hinausge⸗ 
ſchoben werden koͤnnte. Sch fehe aber auch nicht ein, warum 
denn nicht den Zehtifberechtigten eben das zufommen folle, 
was wir in dem erſten Abſatz dieſes F. dem Vorträger und 
der Geſammtheit zutheilen. Ich trage alſo darauf an, daß 
nicht die Zehnterhebung wieder auflebe, ſondern vie Rechte, 
die dem Borträger zuigewiejen find, auch dem Zehntherra 
eingerämmt werden. 

Trefurt: Der Abg. v. Rotteck hat mit allein Vorwürfe 
gemacht, allein er iſt im Irrthum, denn die Abg Bett, 
Rettig und Wolff haben dieſelben Gründe augegeben, 
deren ich mich bediente. Ich habe beſonders um deßwillen 
feinen Vorſchlag der Ungerechtigkeit befchuldigt, weil er don 
Zehntpflichtigen, die ſich ſelbſtſtaͤndig loskaufen wollen, ein 
Recht der Mirftimmung bei dem Abſchluß des Vertrags mis 
den Zehnthetrn giebt, und ihnen doch Feine Pflicht zum Haften 
auflegen will. Sie haben nad ſeinem Vorfchlag gleiche 
Rechte, aber nicht gleiche Pflichten, ſondern koͤnnen ſich 
zurückziehen. Es ift aber eine weitere Umgerechtigfeit gegem 
Bie Berechtigten , Weit dieſen Durch die Zerſplitterung ihres 
Rechts unvermeidliche Nachtheile zugehen würden. Ich fage 
durch die Zerſplitterung, denn bier handelt ſich nicht von 
Bios einfachen Abſchlags zahlungen, ſondern es bleibt ihnen 
dabei auch Bid Gefammtheit des Zehntrechts, auch wenn man 
Abſchlagszahlungen annimmt. Nach dem Vorſchlag des 
Abd: Hi Rottkeck würde aber ihr Recht als ein Ganzes 
nicht mehr fortbeſtehen, ſondern es wäre in fo viele Theile 
zerſplitiert, als es Pflichtige giebt, mas in der Wirkung einer 
Vernichkung des Rechts gleich wäre. Was die Unausfüͤhr⸗ 
batkeit betrifft, von der der Abg. v. Rotteck glaubt, daß 
ſie ihm allein entgegen gehalten werde, fo bat er biefe mit 
dem allgemeinen Satz abgefertigt, was nothwendig ie, ME 
udglicht Dieſer Satz laßt ſich Aber in feiner; Allgemeincheit 
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durchaus nicht anwenden, denn nicht Alles, was rechtlich 
nothwendig ift, ift phyfifch möglich. Wenn die Gerechtigkeit 
in ihrer höchften Bolfommenheit immer phyfifch möglich 
wäre, fo würde ed gar fein Unrecht geben, es würde gar fein 
mangelhafte Gefeg und mangelhafte Richterfprüche mehr 
geben. Was rechtlich nothwendig iſt, ift rechtlich möglich, 
aber nicht Alles, was rechtlich nothwendig ift, ift phyſiſch 
möglich. Angenommen, ed wäre rechtlich nothwendig, daß 
dieſe folidarifche Haftbarkeit nicht beftünde, fo wäre ed phyfifch 
nicht ausführbar, aber ich glaube, es ift nicht rechtlich noths 
wendig, aud den Gründen, die fchon hinreichend.auseinander 
gefeßt worden find. Diefe einzelnen Zehntpflichtigen wollen 
von ihrer Laft frei ſeyn, und müffen ſich deßhalb die Bedins 
gungen gefallen Iaffen, die der Gefeßgeber vorgezeichnet hat, 
in der Ueberzeugung, daß diefe Bedingungen nothwenbig 
find. Es ift hier ganz befonderd die Sicherheit der Schuldens 
zahlungsfaffe ind Auge zu faffen, denn diefe hätte Feine 
Sicherheit mehr für ihre Kapitale, und für diefe Kaffe haben 
wir, als die Bertreter der Allgemeinheit, befonders zu 
forgen. In fo fern würden wir alfo eine Lngerechtigfeit 
gegen die Allgemeinheit begeben, wenn wir ihr zumuthen 
wollten, die Kapitale ohne Sicherheit vorzuſchießen. 

Aſchbach: Bon einem gefammtverbindlihen Conſortium 
der Zehntpflichtigen kann ich mir feine Borftelung machen, 
denn wenn man diefes unterftellt, fo wird nothwendig folgen, 
daß der Berechtigte die Wahl hätte, welche aus dem Con⸗ 
fortium er wählen wollte, und er fünnte fi alsdann die 
Reichften nehmen. Der Sinn könnte nur der feyn, daß die 
Gefammtheit von ihm belangt werden fünne, nicht aber der, 
daß jeder Einzelne nach dem Umfang feiner Pfliht prorata 
zu bezahlen habe. In diefer Hinficht kann aber nur von einer 
Mitverbindlichkeit, und nicht von einer wahren Sammtvers 
binblichkeit Die Rede feyn, wenn dem Berechtigten ein ſolches 
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Recht gegeben werden fol. Zwei Fälle find hier zu unters 
fcheiden, die ich nicht vermifchen möchte. Der eine Fall ift 
der, wo der Borträger im Rückſtand bleibt, aus dem Grunde, 
weil der Pflichtige ihn felbft nicht bezahlt hat. Hier in diefem 
Fall ſollen alfo die Anderen, die ihre Pflicht gethan haben, 
belaftet und belangt werben fünnen, weil Einzelne ihre 
Schufdigfeit nicht gethan haben? Darin läge eine außeror⸗ 
dentliche Härte. 
- Der andere Fall ift der, wo der Vorträger Allee bezogen 
hat, aber aud eigenem VBerfehen, weil er das Geld für ſich 
verwendete, im Ruͤckſtand bleibt. Hier müflen nad Rechts⸗ 
prinzipien Alle für ihren Vortraͤger haften. Es können Alle 
belangt werden, aber Jeder nur nach ſeinem Theil und nicht 
für das Ganze. Ich möchte hier einen Unterſchied machen, 
und die Beſtimmung des zweiten Satzes nur auf dieſen Fall 
beſchraͤnken, wenn der Vorträger mit dem empfangenen 
Kapital und Zinszahlung im Rückſtande bleibt. Wenn übri« 
gens die Abg. Trefurt und Wolff den Antrag des Abg. 
v. Rotteck nicht als mit der Gerechtigkeit vereinbar erflärt 
haben, fo ift mir dieſes nicht begreiflich, denn es ift Doch ein 
befannter Sag , der zu dem juriftifchen ABE gehört, daß 
Zahlung jede Verbindlichkeit tilge. Wenn Einer an diefem 
Sonfortium hinfichtlich feines Theils eine Verbindlichkeit hat, 
und er tilgt diefe durch Zahlung, fo ift fein Antheil an dem 
Sonfortium erlofhen, denn nur kraft diefer Verbindlichkeit 
befindet er ſich darin, und die Folge muß alfo feyn, daß er 
gar nicht mehr beigegogen werden fann, weil er Alles bezahlt 
hat. Nur in einem einzigen Fall Fönnte er noch belangt 
werben, wenn nämlich der Borträger die von ihm empfangene 
Zahlung nicht abgegeben hätte. Iſt aber diefe an den richtis 
gen Empfänger gefommen, fo fann er nie mehr damit 
belangt werden, und hiernach ift, meiner Anficht nad, die 
Sache zu beurtheilen. Wenn übrigens der Antrag des Abg. 
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v. Rotteck, wie mir fcheint, nicht durchgehen ſollte, ſo 
müßte ich fehr bedauern, dag durch die Beflimmung ‚die ber 
8. 5 nadı dem Borfchlag der Commiſſion enthält, eine außer⸗ 
orbentliche Berwirrung in dad Recht kommt, eine Abweichung 
von den Redytöprinzipien, wie wir ed im andern Fällen micht 
sehen, ich wünfchte alsdann, daß ber Antrag bes Abgeord⸗ 
neten Knapp ind Leben trete, bei dem ich nur Die Bedenk⸗ 
lichkeit habe, daß alsdann alle Berantwortfichfeit nur der 
Eingieher der Regierung oder die Staatöfaffe anf ſich hätte. 
Menu dieß nicht ein weiterer Anftand ift, wenn hier eine 
ordentliche Inſtruction vermittelnd eintritt, um die Gefahren 
gu vermeiden, fo wärbe der Ansführung des Antrags nichts 
entgegen ſtehen. 

Welcker: Der Abg. Trefurt glaubt, die Maß regel ſei 
ungerecht, oder fie koönne deßhalb gerecht genannt werden, 
ob fie gleich ungerecht fei, weil man ja beider Zehmtablöfung 
fi die Bedingung müffe gefallen laſſen, die wir feſtſetzen. 
Das erinnert wid) baran, daß man fagt, die Folter if 
gerecht, weil fie in dem: Staat befteht, und weil man fich in 
ale Bedingungen fügen muß, wenn man in den Staat tritt, 
Der Staat fol prüfen, was gerecht ift, und dann fol er es 
anordnen, und hier follen wir prüfen, was gerecht ift, Denn 
wir werben Die Maßregel nicht Dadurch gerecht machen, daß 
mau bad Zehutablöfungsgefhäft wid. Der Abg. Wolff 
glaubt, die Forderung einer ſolchen Gefammtverbindlichfeit 
ſei darum gerecht, weil man in das Socialverhältniß eintrete, 
und mit dem Zehntheren das Gefchäft abfchließe, Ich bitte 
aber doch ben großen Unterfchied ins Auge zu fallen, der 
zwiſchen einer societas und einer universitas beſteht. 

Bon einer folchen Gefammtheit ift bier nicht die Rede, 
ſondern davon, daß man einen Gefelfchaftövertrag eingeht, . 
wo Seber feine Schuld nach Verhaͤltniß einſetzt, aher auch 
für nicht weiter tenent iſt, als für feine Rate. Den Haupt⸗ 
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vorwurf der Ungerechtigkeit reducirt ſich außerdem großen 
Theils noch auf einen Geſichtspunkt, der hier nicht eintritt. 
Man bat befonderd ben Zehntherrn, und den Zwang, der 
gegen ihn Statt findet, abzuföfen im Auge, allein ed wurde 
fchon oft genug bemerkt, daß ja auf jeden Fall der Zehntherr 
gefichert ift. Alles Berlegende oder Nachtheilige, das die von 
dem Abg. v. Rott eck vorgefchlagene Maßregel habenfönnte, 
trifft Die Schuldentilgungsfaffe oder den Staat, und von 
diefer Seite glaube. ich nicht, daß die Bedenflichkeit fo groß 
feyn kann. Wenn nämlich auch für den Staat ein Meines 
Rifico bamit verbunden wäre, baß er freimilliigden Einzelnen 
diefe Borfchüffe macht, alfo andy Diejenigen, die bezahlt 
haben, nicht anfaflen fann für Diejenigen, bie noch nicht 
bezahlt haben, fo hebt der Staat mit diefem Riſico das große 
Riſico der Fortdaner der Zehntlaft und die großen politifchen 
Nachtheile derfelben auf. Die Mehrheit diefer Kammer ift 
der Meinung gewefen, daß der Staat einen fehr bedeutend 
größeren Beitrag billig feiften fünne, und ich glaube nicht 
einmal, fondern bin überzeugt, daß durd; die von dem Abg. 
v. Rotteck vorgefchlagene Maßregel der Staat einen grö- 
Beren Beitrag leiftet. Wenn die Zehntablöfung  ordeitlich 
fol audgeführt werben, fo kann höchſtens eine Fleine Ber 
längerung ber Friften Statt finden, und da ift der Staat 
ein fo reicher Mann, daß er nicht verarmt, wenn er feine 
Kapitale länger ausftehen hat. Er ift gebedt, durch das 
Recht auf die zehntbaren Grundſtücke. Es ift alfo ganz in 
der Ordnung, daß wenn man das Zehntablöfungsgefchäft 
für den Staat wirklich ald Wohlthat betrachtet, man hier 
nicht Hängen bleiben follte, um folche ungerechte Einrichtungen 
zu treffen, wie fie hier allerdings entftehen könnten. Ich 
glaube auch nicht, daß der Herr Staatsrath Nebenius 
Recht hat, wenn er, außer der Gerechtigkeit der Maßregel, 
noch das enttgegenfegt, ed werde auf diefe Weife das Ablö⸗ 
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fungsgefchäft hingezogen und verfchleppt werben, weil nur 
die Reichen heraudtreten und bie Armen bleiben werben. 
Davon ift aber hier nicht die Rede. Wenn eine gewifje Ges 
fammtheit befchloffen hat, den Zehnten abzulöfen, fo haben bie 
Berechtigten und der Staat dad Recht, dieſes mit allen Eres 
eutiondmitteln auszuführen, und es fommt nicht mehr auf die 
Einzelnen an, ob fie zurücktreten wollen. Sie fünnen nicht 
mehr, und ed wird alfo feine Gefahr bei dem Vorfchlag des 
Abg. v. Rotteck ſeyn, daß dadurd das Ablöfungsgefchäft 
bintertrieben werde. Dagegen hat der Abg. Buhl Far ges 
madıt, daß wenn man die Ablöfung wirklich wolle, man 
den v. Rotteck' ſchen Borfchlag annehmen müſſe, denn 
fie würde nicht zu Stande fommen, wenn die Reichen nady 
dem Sommiffionsantrag in foldye Gefahr gefegt würden. 
Miniſterialrath Regenauer: Ich bin nicht gefonnen, 
den Gegenftand von der philofophifchen oder rein juriftifchen 
Seite zu betrachten, fondern will nur von der practifchen 
Seite einige Bemerfungen machen, und zwar gegen bie 
Schlußaͤußerungen des Abg. Welder. 
- Bei Ablöfung des Zehnten fünnte man zwei Wege eins 
fchlagen. Entweder fonnte man fie für jedes einzelne Grund» 
ftück zugeben, oder für die Ablöfung des Zehnten von einer 
Markung indgefammt. Es ift far, daß wenn man den erften 
Weg gewählt hätte, ein Theil der Berwaltungsfoften weg» 
gefallen feyn würde, und flar, baß bei der Wahl dieſes We⸗ 
ges die Erhebung des Zehnten von den übrigen Gütern um 
fo fchwieriger geworden wäre, daß die Colliſſionsfälle zwis 
ſchen zehntfreien und zehntpflichtigen Gütern fich vermehrt 
hätten, daß überhaupt diefe Einrichtung fowohl für Diejenis 
gen, die ſich frei machen, als für Diejenigen, die nicht Luft 
haben, fich augenblicklich frei zu machen, höchſt nadhtheilig 
gewefen ſeyn würde. Es ift aber auch für fich felbft Har, 
daß fchon darum, weil nur ein Theil der Verwaltungskoſten 
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hätte wegfallen Fönnen, ein höherer Ablöfungsfuß hätte bes 
flimmt werben müffen. Man ift aber von diefem Wege abges 
gangen und hat den zweiten betreten, nämlich denjenigen 
eingefchlagen, alle Verwaltungskoſten abzuziehen, und diefer 
Weg ift derjenige, wo fich alle Pflichtigen eines Bannes 
oder einer Flur vereinigen und fammt und fonders dafür 
bürgen, daß fie den Zehntherrn oder die Zehntfchuldentils 
gungecaffe, bie an feine Stelle tritt, nicht befriedigen wers 
den. Es ift der Weg, den der Gefegedentmwurf betreten hat. 
Wenn nun von den VBorausfegungen, wie ich fie bezeichnet 
habe, ausgegangen wird, wenn die Pflichtigen ſich dazu 
entfchließen, fo finde ich doch überall Fein Unrecht, das gegen 
die Einzelnen geübt wird, durch die Maßregel, die wir hier 
befchließen wollen. Abgefehen aber davon muß die Sache 
von einem andern Gefichtspunft beleuchtet werden. Man 
hat gefagt, daß in dem Fall, wenn der Antrag der Com⸗ 
miffton durchgehe, die Zehntablöfungen ind Unendliche hins 
ausgeſchoben würden, allein ich behaupte dad Gegentheil. 
Kur bei diefem Vorfchlag wird ed möglich ſeyn, die zehnts 
pflichtigen Flächen, fobald ed die Verhältniffe nur: immer 
erlauben, von dem Zehnten zu befreien. Es hat jeder eins 
zelne Bann Vermögliche, die ſich an die Spige des Ges 
ſchaͤfts ftellen,. die ſolches Teiten und beauffichtigen, und fie, 
die das lebhaftefte Intereſſe dabei haben, werben aud dafür 
forgen, daß es fo bald als möglich zu Stande fommt. Wenn 
man den Einzelnen geftattet, fi) abzufondern, wenn man 
geftattet, daß zufeßt nur Diejenigen, denen ed mit dem Zah 
Ien gerade nicht Ernft ift, noch betheiligt find, fo würde ed 
nie dahin fommen, eine Marfung ganz zu befreien. Es 
würde immer nur eine größere Zahl freier Güter neben den 
zehntpflichtigen geben. Man hat richtig bemerft, daß fein 
 Kapitalgläubiger- ſich dazu verſtehen werde, unter foldyen | 
Berhältniffen irgend ein Kapital zu leihen. Man fagt zwar, 
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der Berechtigte fer nicht betheiligt; ich gebe dieß zu, deun er 
wird in der Regel fein Geld aus der Schuldentilgungsfaffe 
erhalten, allein diejenige Kaffe, die in die Rechte des Be, 
sechtigten tritt, iſt fehr lebhaft dabei betheiligt, und ich fanu 
mir nicht denken, wie die Behörde, die diefe Kaffe beaufficdy 
tigen und leiten folle, möglich machen wird, ihre Befriedis 
gung in allen ben einzelnen Fällen zu erhalten, wenn diefer 
Vorfhlag durchgehen wird. Nochmals, meine Herrn, ich 
mag die Sache von ber. practifchen Seite betrachten, wie 
ich will, fo finde ich, daß nur allein der Vorſchlag der Com⸗ 
miſſion derjenige ift, der den Zweck, der erreicht werben fol, 
wirklich erreichen hilft. 

Körner: Sch erfenne nicht, daß der Borfchlag des Abg. 
9, Rotteck fehr viel für fih hat. Er mag im Recht ger 
gründet feyn, was ich zu beurtheilen mir nicht anmaße. Er 
hat viel für ſich, befonders in der Hinficht, daß. mancher 
Pflichtige, der nadı feinem Vorſchlag vielleicht feinen Zehn, 
ten nicht einmal bezahlen würde, durch theilweife Bezahlung 
ſich losmachen fünnte, wodurd manches Kapital auf andere 
Weiſe verwendet würde, als im entgegengefegten Falle. Er 
bat auch viel in der Hinficht für ſich, Daß wenn Einer feine 
Schulden bezahlt hätte, er doch nad) dem andern Antrag für 
alle Zufunft feine Güter nicht einmal wohl verkaufen fünute, 
da fie nicht frei find, Der Käufer würde die Güter nicht frei 
an fich bringen konnen, weil ſtets noch bie Pflicht der Haft⸗ 
barkeit darauf ruhte. Es fheint übrigens nicht fo bedenklich 
und nicht fo gefährlich, indem ich fonft auch dem Abg. von 
Rotteck beigeftimmt haben würde, um fo mehr, da fid) Die 
Kammer erft vor Kurzem geneigt gefunden bat, dem Sab 6 
im Art. 44 ihre Beiftimmung zu geben, wodurch lange Abs 
schlungsfriften ausgefprochen wurden, Sc finde übrigens 
bie Beſtimmung der Zehntentrichtung für den Fall, bag 
Ausſtaͤnde ſich ergeben ſollten, nicht fo gefährlich, in der 
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Wirklichkeit wird es nicht zu Stande fommen, beum die Ge⸗ 
meinden werben dafür forgen, daß diefer Fall nicht eintritt, 
und dazu wird wefentlich-beitragen, daß Alle dabei betheis 
ligt find. Im andern Fall, wenn die Schuldentilgungscafir 
nicht eintreten, und die Kapitale nicht berleihen würde, muß 
ich offen geftehen, daß vieleicht manche Gemeinden in die 
Nothwendigkeit famen, gerade dieſe Verbindlichkeit zu er— 
greifen, um nur Gredit zu erhalten. Ohne diefe Sammtver⸗ 
bindlichkeit werden fie nicht im Stande feyn, die Kapitale zu 
erhalten, und darum flimme ich dem Commiffiondantrage bei, 
Buhl: Ich bin ganz mit dem Herrn Regierungscommife 
für Regenauer einverftanden, daß den Zehntheren nicht 
zugemuthet werben kann, bie Zehntabgabe nur infeinzelnen 
Theilen anzunehmen, allein andererfeitd muß ich Dagegen 
bemerfen, daß man den einzelnen Zehntpflichtigen nicht zus 
muthen kann, die Geſammtverbindlichkeit zu übernehmen, 
unter den Verhältniſſen, wie ſie das Geſetz aufſtellt, wo die 
Mehrheit über die Minderheit verfügt. Es wäre recht, wenn 
jedem Einzelnen es frei flünde, ob er in die Ablöfungsfocietät 
treten will oder nicht, allein ex kann dieß nicht, fondern 
hängt von der Mehrheit ab. Herr Staatsrath Nebeniug 
fagt, ed wäre wohl nicht gefährlic, für die Bermöglichen 
in der Gefelfchaft, wenn diefe Bedingung gemadıt werde, 
allein ich finde die Gefahr fo groß, daß ich mich, wenn fie 
zu Stande fommt, gar nicht befinnen würde, die Zufchüfle 
des Staats für meine Verbindlichkeit herzugeben, Die größte 
Laſt, die auf ihren Rüden fällt, ift die, daß, wenn fie fich 
der Ablöfung widerfeßen, auf fie der Fluch, der auf dem 
Zehnten liegt, geworfen wird, und flimmen fie für die Abs 
löfung, fo müffen fie, wenn fie nichts verlieren wollen, 
ſtreng die Yblöfungsgelder eintreiben, uud wenn fie dieſes 
thun, fo. ſieht wan fle als barbarifch an. Ein Anderes iſt 
es, menn ker Stagt bie Gelder erhebt, denn da iſt man am 
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firenge Maßregeln gewöhnt, und darum glaube ich, daß 
der Antrag des Abg. Knapp immer nody der befte wäre, 
wenn nämlich der Staat einträte und die Erhebung über 
fih nähme, da ber Staat viel weniger Gefahren ausgefegt 
wäre, ale die Privaten. 

Mohr: Sch anerkenne auch mit mehreren Mitgliedern 
die große Härte und die Bedenklichkeit, die in der Maßregel 
der Gefammtpflicht liegt, allein ich fehe fein anderes Mittel 
gegenüber den Zehntherrn, den Laftenberechtigten und felbft 
der Gemeinfchaft des Staats, die durch ihre Beiträge ab» 
gelöst haben will. Zudem glaube ich auch, daß ein Rechts⸗ 
grund fi) dafür audfprechen läßt, eben dadurch, daß diefe 
Gemeinfchaft durch diefe Zuftimmung der Gefammtheit eine 
Verbindlichkeit zuzieht, nicht damit auch ſich felbft verpflich- 
tet, die der Gefammtheit dadurch zugehenden Verbindlichfeis 
ten mit derjelben zu theilen. Diefe Bedenklichfeit aber, die aus 
biefer Gefammtverbindlichfeit entftehen ſoll, wird darin liegen, 
daß man diefes mehr als für den Einzelnen geltend anfleht. 
Der Grund, aus dem die Gefammtverbindlichfeit hervors 
geht, geftattet nicht den Anſpruch an die Einzelnen, fondern 
blo8 den Anſpruch an die Gefammtheit. Diefe wird näms 
lich dem Zehntberechtigten oder der Schuldentilgungscafje, 
an die der Betrag zu bezahlen ift, für den einzelnen im Rück 
ftand Bleibenden verbindlich, fo daß fich die Gefammtvers 
bindlichfeit auf Wenige reduciren und die Gefahr nicht groß 
werden wird. 

Wolff: Sch habe mic dem Antrag bed Abgeordneten 
v. Rotteck widerfegt, weil ich glaube, daß er dem Zweck 
des Geſetzes widerfpricht, indem diefer, wie fehon bemerkt 
worden, dahin gebt, daß der Zehnte von der Gefammtheit 
und nicht von den einzelnen Pflichtigen abgelöst werden fol. 
Darum weist dad Gefeg den Zehntheren nicht an die einzel« 
nen Pflichtigen, fondern an die Gefammtheit der Pflichtigen, 
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und wenn diefe Gefammtheit ihre Echuldigfeit gegen ihn 
nicht erfüllt, fo hat er fich nur an diefe und nidyt an die eins 
zelnen Pflichtigen zu halten. 

Die Abg. Buhl und Aſchbach haben zwar vorhin ers 
MHärt, der einzelne Pflichtige zahle gültig, wenn er an den 
beftellten Vorträger zahle. Ich gebe dieß zu, in fo fern er der 
Gefammtheit gegenüber fteht, aber nicht in fo fern er den 
Berechtigten gegenüber fteht. Im Berhältniß zur Gefammts 
heit muß eine folche Zahlung allerdings als gültig betrachtet 
werden, was auch ein ABC: Schüße in der Jurisprudenz 
nicht laäugnen wird, allein darum hat ſich der Berechtigte 
nicht zu fümmern, fondern er hält fidy an feinen Schuldner, 
der ihm durch das Geſetz angemiefen ift, und Fann nicht an 
einen Dritten verwiefen werden. 

Hecht: Bon Ungerechtigfeit fann man hier nicht reden. 
Es find viele Gründe für und gegen ausgefprochen worden, 
je nachdem man die Sache von einem Gefichtöpunfte aufs 
faßte. Ein Hauptgrund ift aber nur von dem Abg. Buhl 
angeführt worden, daß nämlich, wenn dem Commiſſlons⸗ 
antrag Folge gegeben würde, ein außerordentlicher Hader 
und viele Zerwürfniffe entftünden, wovon wir unfere Auf 
merffamfeit nicht wegwenden dürfen, indem folche trübe 
moralifche Erfcheinungen tief ind Volkswohl eingreifen. Um 
diefes zu vermeiden, fomme ich auf den Antrag des Abg. 
Knapp zurüf, daß der Staat vermittelnd eintrete, was 
er um fo leichter fann, da befonders bei dem Zehnten, den 
die Geiftlichen und Stiftungen zu beziehen haben, der Staat 
gewöhnlich Antheil hat. Es braucht dieſes Gefchäft auch 
‚. nicht blos Domänenverwaltungen aufgelegt zu werben, fons 
dern ed giebt noch mehrere Stellen, die in Achtung flehen 
und Kaution leiften fünnen. Es ift dieß um fo mehr zu wüns 
fhen, da in manchen Gemeinden auch Unterfchleife oder 
Serthümer zu beforgen wären, weil noch fo Biele unter dem 
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Volk nicht mit einem folchen verwicelten Rechnungsögeſchäft 
umgehen können. Ich bitte Sie daher nochmals, auf die 
dee des Abg. Knapp zurücdzufommen, was erlaubt ift, 
wenn man folche Steine des Anftoßes heben fann. 


Minifterialrath Regenauer: Der Vorfchlag des Abg. 
Knapp ift nad) einer reiflichen Berathung verworfen wors 
ben, und id) bitte Sie, doch nicht immer wieder auf fchon 
abgemachte Sachen zurüczufommen. Es hängt die ganze 
Deconomie des Gefeßed davon ab, und wollen wir ein 
Zehntablöfurgsgefeg haben, ſo wollen wir auch dei den Bes 
fhlüffen ftehen bleiben, die gefaßt wurden. Auch fommen 
wir nicht zu Ende, wenn wir auf ſolche abgemachte Anträge, 
deren Unausführbarkeit bereits gezeigt wurde, zurückkommen. 


Seht: Wenn über einen Theil des Geſetzes abgeftimmt 
wird, und man findet folche außerordentliche Schwierigfeis 
ten, fo fteht e8 einer Kammer zu, auch auf folche abges 
fchloffene Dinge zurüdzufommen. 

Staatsrat Nebenius: Laffen Sie fid, meine Herrn, 
durch die Betrachtung, daß Zanf und Streit in den Ges 
meinden entſtehen Fonne, nicht irre machen. Der Zank und 
Streit würbe noch viel größer ſeyn, wenn die Reicheren 
und Einſichtsvolleren durch augenblicliche Darlegung der 
Schmid von dem Ganzen fidy zurückzögen. Die Andern würs 
ben dann um fo leichter in Zank und Streit gerathen, und 
nad) einer Reihe von Jahren würde wahrſcheinlich ein grö⸗ 
Bered Uebel fi offenbaren. Wenn die Erften in den Ges 
meinden nicht ein wachfames Auge auf das Gefchäft halten, 
fo werden Risckftände entftehen,. und das Endrefultat wird 
feyn, daß die vermöglichen zehntfreien Güterbefiger fich 
wicht nur frei gemacht, fondern die Güter der Aermern im 
Ereutiondweg auch noch erworben haben. 


Es wird hierauf die Discuſſion gefchloffen, und nachdem 
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der Antrag des Abg. v. Rotteck abgelehnt worden, ber 
Gourmifflonsantrag angenommen. 
Der weitere Zufeß: | 

„Gleiches Recht, wie hier dem Beſitzer des Ablöfungs» 
fapitals eingeräumt ift, ſollen auch unter Borausfegung 
des Landrechtsſatzes 2103 die Darleiher der zur Zah⸗ 
lung verwendeten Kapitale fammt Zinfen haben, in fo 
fern die Zahlung an den Zehntberechtigten, oder wer 
fonft das Adlöfungscapital zu empfangen hat, erw 
folgt if.“ 

wird ebenfalld angenommen. 

Als man den Antrag des Abg. Sander zur Abftimmung 
bringen wollte, der dahin geht: die Rr. 7 des $. 14 fo zu 
faffert: beim Verkauf eined Grundfüfd, von welchem das 
Ablöfungscapiral noch nicht volftändig bezahlt ift, wird für 
den Rückſtand ein im Rang den andern Vorzugsrechten Yors 
gehendes Vorzugsrecht gegeben, Außert 

Bekk: Sekt ift von einem ganz andern Vorzugsrecht die 
Rede, als von dem im $. 416. In diefem Paragraphert hatte 
es fich nämlich von dem Vorzugsrecht auf den Ernteertrag 
gehandelt, welches für die bloße Jahrsſchuld, ſowohl für 
den Zind als bie kleinen Kapitaltermine geltend gemacht 
wird. Nun aber handelt es ſich nad; dem, mas ber Abg. 
Sander vorgetragen hat, von dem VBorzugsrecht auf dad 
jehntbare Gut, alfo um dad Vorzugsredit für das Ka—⸗ 
pital, und in diefer Hinſicht wird es keinen Anſtand haben, 
daß dad Zehntablöfungsfapital allerdings das erſte Vor⸗ 
zugsrecht habe, denn e& iſt ja dad Surrogat des Zehnten, 
ber allen andern Forderungen, wenn fie noch fo gut auf 
einer Liegenfchaft gegründet waren, vorgegangen if. Die 
Nr. 7 hat nun mar die eine Folge ded Vorzugsrechts, nicht 
aber duch die andere, gegenüber dem Gläubiger, audges 
fprochen,, und ftatt zu beftimmen oder auszuſprechen, was 
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für Folgen Statt finden follen, ift ed am einfachften, wenn 
man nur fagt, ed beſtehe ein Vorzugsrecht, indem es ſich 
dann von felbft verfieht, daß ed auf die Fünftigen Befiter 
übergeht, und jedem anderen vorgeht. 

Staaterath Nebenius: Daß liegt zwar in der Natur 
der Sache, daß ed ald das ältefte betrachtet werden muß, 
denn ich glaube nicht, daß eine Kapitalfchuld von der römis 
fchen Herrfchaft in den Zehntlanden, oder von der Zeit der 
Herrfchaft der Franken in unferem Land zu finden feyn wird, 
Es ift alfo gewiß, die Zehntlaft ift die Ältefte Laft auf den 
Grundſtücken, und darum muß aud) dad Privilegium, das 
dem Zehntablöfungsfapital bewilligt wird, allen andern 
Vorzugs- und Unterpfandsrechten vorgehen. 

Gerbel: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Sander. 
Es wird leicht audzumitteln ſeyn, ob eine ſolche Schuld auf 
dem Gut haftet, denn fo wie das Zehntgefeg in Wirkſamkeit 
ift, wird fein Kauf gefchehen, ohne daß man fich Die Quittung 
über bezahlten Zehntkauffchilling vorlegen läßt. 

Duttlinger: Sch glaube, daß bei einem fünftigen 

Landtag die Beſtimmung wird in das Gefeg aufgenommen 
werden müſſen, daß ohne Eintrag folche Unterpfandsrechte 
oder Vorzugsrechte auf das Zehntablöfungsfapital nicht 
mehr gelten fünnen. Es wird der Fall eintreten, daß an, 40 
oder 50 ſolcher Ablöfungsfapitale im Rückſtand find, zu 
einer Zeit, wo man den Zehnten felbit in Baden nur noch 
ald eine Antiquität fennen wird, und Denjenigen, die dort 
Berfänfe abſchließen, nicht mehr zugemuthet werben kann, 
daran zu denfen, es liege ein Zehntablöfungsfapital auf 
einem Grundftüd. 

Trefurt: Hier fommt entweder die Gefammtheit, oder 
die Schuldentilgungsfaffe, die an deren Stelle tritt, in Bes 
tracht. If die Gefammtheit der Pflichtigen der Gläubiger, 
fo Fann fie feine andere Rechte haben, als diejenigen, die in 
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$. 16 gegeben find, d. h. fie kann nur Vorzugsrechte auf den 
Ertrag haben. Die Sache könnte fich fo geftalten, der Käufer 
wird von bem Verkaͤufer verfihert, das Ablöfungsfapital 
fei bezahlt, und es haften feine Rüdftände auf dem Gut. 
.. Der Käufer fann alsdann nichts weiter thun, als daß er zu 
dem Vorträger geht, und ſich erfundigt, und dann die ſchrift⸗ 
liche Urfunde erhält, daß nichts mehr darauf. hafte. Nun 
zeigt ſich aber hintendrein, daß fich der Vorträger geirrt 
habe, und body noch Rückſtaͤnde darauf haften. Alddann 
wäre der Käufer verleßt, und ed müßte eine Klaufel gemacht 
werben, daß er ber Sefammtheit der Pflichtigen gegenüber 
frei if, wenn er eine Urkunde von Dem Vorträger in Dann 
hat, die diefe Freiheit verfichert. 

- Belt: Nur in Beziehung auf die Faſſung wünfhte ie, 
daß ausdrücklich von zweijährigem Zins gefprochen werde, 
daß nämlich diefer bag Vorzugsrecht haben folle, indem Ran 
ſonſt auch fünfjährigen Zins aufnehmen könnte. 

Es wird hierauf u 

befhlof fi et, 
ber Nr. 7 beizufügen, daß das Kapital ſammt Dem zweijaͤh—⸗ 
rigen Zins, ein, allen andern auf Fiegenfchaften gegebenen 
feines Eintrags bedürfendes, Vorzugsrecht auf 
das zehntbare Grundftüd haben folle. 

Hierauf wird die heutige Sigung gefchloffen , nachdem 
noch vorher der Abg. a felt auf 14 Tage Urlaub erhals 
ten ans 


Zur Ventranbaag 
der erfolgten Prüfung und Genehmigung diefes Prototolls. 


Der Secretär: 
Rutſchmann. 


1833.11. 8. Prot. 138 Heſt. 29 


450: - Berhanblingen: der IL: SBammeri! 7. 


Deilage Nr. 1 


zum Protocol der 63. öffentlichen Sitzung vom 20. Sept. 
1833. , 


An 


das hochverehrliche Präfibium der zweiten 
Kammerder Ständeverfammlung. 


Die erfte Kammer hat in ihren 43. und 44. öffentlichen 
Situngen vom 14. und 17. d. M. befchloffen, der dortfeitigen 
Adreffe, wodurch Se. Königl. Hoheit der Großherzog um Bors 
lage mehrerer, feit dem lebten Landtage von der hohen 
Regierung erlaffenen , proviforifchen Gefege und Verord⸗ 
nungen, ehrerbietigft gebeten werden follen, fo weit fie die - 
unter Nr. I und VIII verzeichneten Geſetze und‘ Verord⸗ 
nungen betrifft, beizutreten, derfelben aber hinfichtlich der 
Verordnungen unter Nr. II, III, IV, V, Vl und VII den 
Beitritt zu verfagen. 

Sch habe die Ehre, das hochverehrliche Präffdigm der 
zweiten Kammer auf den gefälligen Erlaß vom 23. Auguft 
d. 5. hiervon unter Rücfendung des mit der Beitrittöbeur- 
fundung verfehenen Entwurfs diefer Adreſſe in Kenntniß 
zu feßen. | : 


Karlöruhe, den 17. Sept. 1833., 


Der erſte Vicepräfident 
ber erfien Kammer der Ständeverfammlung : 


Fürſt zu Fürftenberg. 


E—— —— — 
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Beilage Ar. 2 


zum Protokoll ber 63. öffentlichen Sitzung vom 20. St 
1833. 


Leopold, von Gottes Onaden Großherzog von Baden, 
Herzog von ER 


Wir haben mit Zuftimmung Unferer getveuen Tune 
befchloffen und verordnen, wie folgt: 


Artifell. 


Jeder Befiger eines Hundes muß jährlich eine Tare von 
Ein Gulden und dreißig Kreuzer, umd der Beſitzer einer 
Hündin eine Tare von Einem Gulden bezahlen. 

Wer den Hund oder die Hündin nicht ale Eigenthümer 
befigt, hat den Rückgriff auf den Eigenthirmer. 


Artifel Il > 


Frei von der Entrihtung der Hundetare find nur die 
Befiger von Hunden und Hündinnen, welche noch nicht feche 
Wochen alt find, - 


Artifel IL 


Der Ertrag der Taren fällt nad) Abzug der Mufterungs; 
und Erhebungsfoften zu zwei Drittel in die Amts- und zu, 
ein Drittel in die betreffende Gemeindsfaffe. 


29. 
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Artitel IV. 


Drer Beſitzer eined Hundes oder einer Hündin, der folche 

bei der verfündeten Mufterung vorzuführen unterläßt, vers 
fällt in eine Strafe von vier Gulden, und hat noch weiter 
bie Tare zu entrichten. Von vorgedachter Strafe erhält 
bie Amtskaſſe zwei Drittel und der Anzeiger ein Drittel. 


Artikel V. 


Alle früheren Gefege über den Betrag der Hundstaxe, 
über die geftatteten Befreiungen und über die Strafen wegen 
unterlaffener Vorführung find aufgehoben. 


Artikel VI. 
Died Geſetz tritt mit dem in Kraft. 
Gegeben zu Karlsruhe ꝛc. 


Für gleichlautende Abſchrift 
vdt. Büdler. 


Hochgeehrteſte Herrn! 

Seine Königliche-Hoheit der Großherzog haben mir ver⸗ 
möge höchſter Staatdminifterialentfchließung vom 12. d. M. 
den gnädigften Auftrag zu ertheilen geruht, Ihnen einen. 
Gefegesentwurf über die fünftige Entrichtung der Hundes 
taren zur Berathung und Zuflimmung vorzulegen. 

(Legatur.) 

Bevor ich zu Begründung jeded einzelnen Paragraphen 

dieſes Gefeßesentwurfd übergehe, gebe ich mir die Ehre, 
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Ihnen in gedrängter Kürze diejenigen Abänderungen anzus 
deuten, welche der in Frage liegende Gegenftand biöher zu 
erleiden hatte. . e 

Durch die Verordnung vom 13. Febr. 1814 (Reg. Blatt 
Nr. IV, ©. 13) gefhah die erfimalige Einführung. ber 
Hundstare; ſolche wurde jährlidy auf 8 fl. für jeden Hund 
fefigefeßt, und:der ganze Ertrag den Amtskaſſen zugemiefen. 

Bon der Entrichtung diefer Tare waren jedoch frei: bie 
Mezger, Fuhrleute, Wächter und Hirten, einfchließlidy der 
Schäfer und Feldhüterz die Beſſtzer folcher Gebäude, die 
zu ihrer Sicherheit. einen Hund halten, ſodann die zur Jagd 
berechtigten Stellen und Perfonen. 

Bier Jahre fpäter wurde diefe Taxe durch die Verordnung 
vom 20. Aug. 1815 (Reg. Blatt vom Jahr 1815 Rr. XIX 
©. 117) auf 1 fl. 30 fr. herunter gefeßt, und die Tarfreiheit 
einzig auf die öffentlich angeftellten Wächter, Hirten, Feld» 
hüter und Säger (und. zwar bei legteven nur auf fo. viel 
Hunde, als fie dienfthalber halten müſſen) befchränft, 

Nach Berlauf von 11 Fahren, nämlic, durch die Verorbs 
nung vom 24. Mai 1826 (Reg. Blatt v. 3. 1826 Nr. XIX 
©. 131) wurde in der Uinterftellung, daß nur in Folge der 
niedrigen Taxe von A fl. 30 fr. die Anzahl der Hunde fich 
außerordentlich vermehrt habe, wieder die frühere Tare von 
3 fl. für jeden über 6 Wochen alten Hund eingeführt, und 
zudem noch beftimmt, daß für jeden weitern Hund, welchen 
Jemand halte, eine Taxe von 6 fl. entrichtet werden müſſe. 
Auch folten die Zaren nicht mehr ganz in die Amtskaſſe, 
fondern nur zu zwei Drittel in folche, das andere Deitel 
aber in die Gemeindskaſſe fließen. 

Von dieſer Taxe wurden jedoch befreit: 

4) die herrſchaftlichen Förſter und Jäger, fo wie ſämmtliche 

Jagdeigenthümer, keineswegs aber die Sagdpädhter, für 

fümmtliche Hunde, welche zum Jagddienſt wirklich ges 
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braucht, oder zur Nachzucht entweder in eigener Koſt, 

oder in fremder Verpflegung gehalten werden ; 
2) jeder Hirte, Feldhüter, Schäfer, Gardift, Hatfchier, Ges 

fangenwärter, fo fern er. im Gefängniffe wohnt, endlich 
jeder Bewohner: eines abgelegenen von den übrigen Häus 
fern der Gemeindseinwohner getrennt ftehenden Haufes — 
jedoh nur füreinen Hund — und für jeden weitern 

Hund, den er hält, muß er die Tare von 6 fl. bezahlen. 

Endlich wurde durch die Verordnung vom 9. October 
1826 (Reg. Blatt vom Jahr 1826 Ar. AXV ©, 175) bie 
Tare für Hunde, welche die Poftwagenconducteurd, Jagd⸗ 
pächter, Nagelfchmiedte und Trüffeljäger halten, auf den 
frühern Betrag von 4 fl. 30 Er. wieder herabgefeßt. 

Der Zweck der obgedachten Verordnung vom 24. Mai 
1826 war lediglich fein anderer, als durch die Erhöhung der 
Tare auf 3 fl. und refpec. 6 fl. auf die allmählige Vermin⸗ 
derung der großen Anzahl von Hunden hinzumirfen, und 
dadurch den, befonders damals häufig vorgefommen Unglücks⸗ 
fällen, welche durch wüthende Hunde entſtanden, nachdrücklich 
zu begegnen. 

Die bisherige Erfahrung hat aber gelehrt, daß folcher nur 
theilweife, und in einzelnen Orten und Gegenden gar nicht 
erreicht wurde. 

Der Bortheil, den man ſich von ber Erhöhung der Tare 
verfprochen hatte, wurde anderfeitd Durch die Geftattung der 
vielen Tarbefreiungen wieder aufgehoben, und gab zudem zu 
vielen Unterfchleifen Beranlafjung. 

Geſetzt aber auch, die Abficht der Verminderung der Huns 
dezahl wäre durch die Erhöhung der Tare auf 3 fl. und 
refp. 6 fl. erreicht worden, fo hatte diefes doch Den Nach— 
theil, daß in einzelnen Gegenden, und insbefondere im vor 
maligen Main: und Tauberfreife die Diebftähle und Ein- 
brüche inzwifchen häufiger vorgefommen find, weil in den 
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Ortſchaften vielmeniger Hunde, als früher, gehalten worden 
find, Es wird daher der 
Artikel I 
des vorliegenden Geſetzesentwurfs, 
„wornach fünftig jeder Befiger eined Hundes jahtlich 
eine Taxe von 1fl. 30 kr., und ber Beſitzer einer Hündin 
eine Taxe von 4 fl. bezahlen muß,“ 
feine Rechtfertigung finden. 

Was die geringere Betarung der Hündinnen betrifft, fo 
liegt diefer die Abficht zum Grunde, dadurd zu bewirken, 
daß mehr Hündinnen als bisher gehalten werden, indem 
nach glaubwürdigen Beobachtungen die Hundswuth vorzüg- 
lich dem ungleichen Verhältniß der Gefchlechter zuzufchreis 
ben ift. 

Der 

Artifel II 
befreit von der Entrichtung der Hundstare die Befiger von 
Hunden und Hündinnen, welche noch nicht ſechs Wochen 
alt find. 

Diefe Tarbefreiung gründet fich auf die Wünfche, welche 
die verehrlihe Kammer fchon in ihrer 154. Sigung vom 
Fahr 1831 audgefprochen hat. 

: Eben fo der 
Artikel IL, 
wornad der Ertrag der Taren, nad) Abzug der Mufterungss 
und Erhebungsfoften, zu zwei Drittel in die Amts⸗, und 
ein Drittel in die betreffende Gemeindskaſſe fließt. 

Der 

Artikel IV 
hat lediglich die Abficht, um mögliche Unterfchleife zu befeis 
tigen, und unredliche Hundöbefiger,, die ihre Hunde bei der 
verfündeten Mufterung vorzuführen unterlaffen, einer Strafe 
zu unterwerfen. Nur wird noch ein Punkt zu erwägen ſeyn. 
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Diefed Geſetz geftattet feine Ausnahme, es find aber Perfos 
nen, die ihres Dienſtes wegen einen oder mehrere Hunde 
halten müffen, und welchen durch diefe Auflage eine Dienftlaft 
zuwächst, z. B. den Förftern, Hirten ıc. 

Es wird billig feyn, Daß diejenige Stelle, welche angeftellt 
hat, diefe Auflage vergüte, Fünftig wird deren Selbſtentrich⸗ 
tung zur Bedingung der Anftelung gemacht werden fünnen. 
Inndeſſen dürfte diefer Gegenftand fich mehr zur Vollzugs⸗ 

verorbnung eignen. 


®, Winter. 


Berhbandlungen 


der 


Stande: Berfammlung 


des 


Großherzogthums Baden 


im Jahr 1833. 
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LXIV. Deffentlihbe Sißung. 


Berhandelt in dem Sikungsfaale der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung. 


‘ Karlsruhe, den 21. September 1833. | 
(Der Vorausdrud Ddiefes Protokolls wurde von der Kammer 
| befchloffen.) 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre, Staatsräthe 
Winter und Nebenius, Geheimerrath Eifenlohr und Minifte, 
rialrath Regenauer; fodann fämmtlidher Mitglieder der Kammer, 
mit Ausnahme der Abgeordneten Armbrufter, Bader, Dörr, 
v. Itzſtein, Kienle, Knapp, Schaaff und Völker. 


. Unter dem Borfiß des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident macht zwei Mittheilungen der erften 
Kammer: 
4) in Beziehung auf die der Mi⸗ 
litäradminiſtration der verfloſſenen Budgetperiode, 
Beilage Nr. 1. 
2) rückfichtlich ber ne über den —— 
gleicher Periode, 
Beilage Nr. 2. 
befannt, ‚ wornach diefelbe einigen Bejchlüffen der — 
Kammer beigetreten iſt. 
Der erſte Secretaär Rutſchmann legt eine Eingabe des 
1 
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Theilungscommiffarde Schweizer in Durlach, ein Gut—⸗ 
achten in Beziehung auf den $. 26 des Zehntgefeßes, vor, 
welche, da fie den Gegenſtand der heutigen Discuffion bes 
“trifft, verlefen wurde, und lautet: 
Hokhanfehnlihe Kammer! 

Ehrerbietigite Gedanfenäußerung 
des gehorſamſt Unterzeichneten, den 
$. 26 des Zehntgeſetzentwurfs betr. 

Der gehörfamft Unterzogene befindet ſich dermalen in der 
Lage, einige freie Zeit zu haben, die er mit vieler Theilnahme 
den ftändifchen Verhandlungen über die Zehntablöfung wid» 
mete, und das um fo mehr, als er früherhin praftifch und 
theoretifch der Landwirthſchaft obgelegen hat, was auch feine 
folgende Darftellung entfchuldigen mag. 

Es ift nämlich in allen Vorarbeiten und bisherigen Vers 
bandlungen über die Ausführung des Zehntabfanfs die Rede 
von 10, 20 oder 16 Durchſchnitts jahren, nach welchem der 
mittlere Bruttozehntertrag ansgemittelt werden foll, und es 
ſcheint nirgend bezweifelt zu werden, daß eine ſolche Summe 
von Jahren nicht wohl augenommen werden könne, ohne 
dadurch die Zehntpflichtigen oder Berechtigten zu benach— 
theiligen. 

Bekanntlich beſteht Die Dreifelderwirthſchaft noch faft all⸗ 
gemein, und die wenigen Gemeinden, in welchen fich der 
Feldbau ber veinen Wechſelwirthſchaft nähert, können nur 
als Ausnahmen von der Regel gelten, Deßhalb iſt auch die 
Eintheilung der Gemarkungen, jo weit fie dem Feldbau 
ausgeſetzt find, in rei Zelgen oder Fluren bei weiten meis 
ſtens anzutreffen, und esift eben fo gewiß, daß in der Gitemub 
Größe gedachter Zelgen (Fluren) allenthalben eine Berfchiedens 
heit, oft aber win fo großer Unterſchied ſchon allein in deren 
Größe Statt findet, daß diefer mehr als 200 Morgen be 
wägt. ‚Bei einer Reihe von 10 Yahren wird nun jede Zelge 
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dreimal mit denfelben Gewächien, eine derſelben aber 
viermal mit Roggen, Dinkel ıc., eine zweite viermal 
mit Hafer, Gerfte 2c., und die dritte Zelge viermal mit 
Hanf, Kartoffeln, Repsıc., alfo nicht jede Zelge viermal mit 
denfelben Gewächfen vorfommen, was felbit bei gleicher 
Größe und Güte der Zelgen fchon Ungleichheiten in Erhebung 
des mittleren Zehntertrags herbeiführen muß. Aber noch viel 
größer erfcheint die Verfchiedenheit, fobald unter fonft gleichen 
Umftänden der Ertrag der größten Zelge viermal, z. B. mit 
dem Getreidezehnten in Anja kommt, wodurch nothwendig 
die Zehntpflichtigen in Nachtheil gerathen ; auch würde ein 
Zehntbezieher gegen den andern in Vortheil oder Nachtheil 
fommen, weil es deren in einer und derfelben Gemeinde oft 
mehrere giebt, von welchen der eine den fogenannten großen 
und der andere den Fleinen Zehnten bezieht, und für welche 
es nicht gleichgültig feyn kann, ob die größte oder Fleinfte, 
befte oder geringſte Zelge nur drei oder viermal mit den bes 
treffenden zehntbaren Pflanzengattungen für fie zur Berech⸗ 
nung gezogen wird. | 

Am Auffallendften dürfte ber Unterfchied des Ergebniffes 
bei fehr vielen zehnberechtigten Pfarr» und Schuldienften ꝛc. 
erfcheinen, für welche oftmals in einer Zelge kaum halb fo 
viel zehntbare Güter liegen als in einer andern. | 


Kommt demnad; jede Zelg, in welcher fich die meiften, für 
den Geiftlichen ꝛc. zehntbaren Güter befinden, viermal in 
Rechnung, fo erhält derfelbe offenbar zu viel, und im ent⸗ 
gegengefegten Fall zu wenig. 

Um diefen nach Umftänden hiernach für beide Theile unan⸗ 
genehmen Ergebniffen zu begegnen, dürfte mohl nichts übrig 
bleiben, ald die Anzahl dex Durchfchnittsiahre ſtatt auf 40 
‚auf 9, 42 oder Lö zu beftimmen, damit ber Ertrag jeder Zeige 
mit den verfchiedenen zehntfreien und zehntbaren Gewächſen 

1. 
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gleich vielmal, alfo dreis, viers oder fünfmal wiederfehrt 
und in Rechnung genommen wird, 

Bon diefer Nichtigkeit feiner Anſicht überzeugt, hat im 
Bertrauen auf eine huldvolle Aufnahme — dieſes zur had 
geneigten Erwägung ebrerbietigft übergeben wollen 

Durlach, den 21. September 1833. 

Einer hochanfehnlichen Kammer der Abgeordneten 
gehorfamfter Diener : 
Schweizer, 
Theilungscommiffär. 

Rettig v. K.: Ich erlaube mir eine Anfrage: unter 
allen Commiffionen diefer Kammer hat wohl feine ein fo 
undanfbares Gefchäft als tiejenige, die über die Webers 
nahme von Randfchaftsfchulden zu berichten hat, und dieß 
mag die Urfache ſeyn, warum fie fich zu ihrem Gefchäft 
etwas Zeit nimmt. Sndeffen naht ficy der Landtag feinem 
Ende, das Budget foll vollendet werden, und es ift in der 
That die höchfte Zeit, dieſen Gegenftand zu erledigen. 

Präfident: Der Bericht ift fertig, und die Commiſſion 
wird morgen mit der Negierungscommiffion zufammentreten. 
Es hatten ſich fo viele Commiffionen zu verfammeln, daß 
man nicht wußte, wie man fie nur zufammenbringen follte, 
weil manche Mitglieder in 4 oder 5 Commiſſionen gewählt 
find. 

Herr: MWahrfcheinlicherweife geht die Verhandlung über 
den Zehnten heute zu Ende, und ich bitte daher nur um 
einen Augenblit ums Wort, um fowohl aus eigener Bes 

wegung ald von Außen veranlaßt, der Kammer zwei Punkte 
zur Erwägung vorzufchlagen: 

4) daß irgendwo im Gefege ausgefprochen werden möchte, 
daß, wenn für Geiftliche und Schullehrer ftatt der Ablöfungs- 
fapitale Güter angefchafft werden, der Anfauf — 
von dem Accis befreit werden möchte; 
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2) daß es der Kammer gefällig feyn möge, auch darüber 
Beruhigung zu ertheilen, daß, wenn durch die Ablöfung 
des Zehnten irgend eine Pfarrei und Schulmeifterei fo fehr 
benachtheiligt werden follte, daß ihre Eriftenz gefährdet iſt, 
oder die Gongrua nicht bleibt, für diefelben von Staats: 
wegen geforgt werde. Bei den Katholiken ift wirklich die 
Gefahr vorhanden, daß deren nicht wenige, vielleicht 127 
durch Aufhebung des Naturalbezugs in Guratien verwans 
delt werden müffen. 

Staatsrat) Nebenius: Was die verlangte Accisfreiheit 
betrifft, fo ift dieß ein Gegenftand, der unabhängig von 
dieſem Gefeße jederzeit in Antrag gebracht, und ale bejon; 
dere Motion berathen werden kann. Sch glaube alfo nicht, 
daß wir den Schluß der Discuffion über das Zehntgefeß aus 
diefem Grunde noch verzögern follten. 

Was die Beforgniß des Herrn Abg. Herr betrifft, es 
‚möchte manche Pfründe fo fehr benachtheiligt werden, daß 
die Congrua nicht übrig bleibe, fo theile ich diefe Beforgniß 
nicht, fofern nur die angemefjene Periode zur Ausmittelung 
des wahren mittlern Ertrags des Zehnten in der heutigen 
Discuſſion angenommen wird. 

Winter v H.: Ich halte die beiden Anträge ded Abg. 
Herr fo wichtig, daß ich fie zur reiflichiten Prüfung em: 
pfehle. Insbefondere glaube ich, daß es billig if, wenn doch 
für die Geiftlichen und Lehrer Güter augefchafft werden 
ſollen, ihnen von ſolchen Zwangsfäufen feinen Accis ab: 
zunehmen. 

v. Rotteck: Die Beforgniß, daß die Pfarr- und Lehr: 
ſtellen durch die Abfchaffung des Zehuten nach unferem Gefet 
unter die Congrua gefeßt werden, ftcht in grellem Wider; 
fpruc mit der geftern aufgeftellten Behauptung, daß durch 
einen Zwang zur Abzahlung des Zehntablöfungsfapitals die 
Zehntpflichtigen zu Taufenden von Haus und Hof gejagt 
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werden würden. Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß 
wenn über einen folchen Antrag in der Kammer eine Die: 
cuffion Statt finden foll, folcher vorher an die Commiſſion 
gewiefen werden müßte, indem fo wichtige Zufäße nicht int- 
provifirt werden fünnen. Beide aber find von der Art, daß 
fie unabhängig von den Geſetzen behandelt werden können. 

Duttlinger: Ich unterftige die Vorfchläge in dem 
Sinne, daß ich wünfche, es möchten diefelben erwogen 
werden. Sch muß dieß indbefondere rückſichtlich des erften 
Antrags wegen der Acciöfreiheit wünfchen, weil dort auch 
eine andere Anficht möglich ift, wie z. B. ich eine andere 
Meinung von jener Accisgattung habe, und glaube, daß 
diefe Abgabe nicht von dem Käufer fondern von dem Ber 
faufer bezahlt wird. Der Form nach wird fie freilich von 
dem Käufer bezahlt, aber der That nad) von dem Verkäufer, 
und alle Diejenigen, die diefe Anficht haben, werben vielleicht 
dem Antrag, wenn er näher erwogen ift, nicht beitrefeit. 
Diejenigen aber, die den Antrag billigen, werden doch bad 
Recht haben, zu fordern, darüber Durch eine eigene Berathung 
beruhigt zu werden. 

Hoffmann: Die beiden Anträge fcheinen mir allerdings 
einer nähern Erwägung würdig zu feyn, allein fie gehören 
nicht in das Gefeß, fondern follten ganz abgefondert behan⸗ 
delt werden. Ich wüßte nicht, wie man noch einen Artikel 
ind Gefeß bringen fönnte, der diefen Anträgen entfpräche. 

Aſchbach: Sie fiehen mit der Zehntfrage in eben fo 
enger Verbindung, wie mit dem Forftgefeß die Frage, über 
das Maß, in welchem das Holz aufgeflaftert werden fol. 

v. Rotteck: Ich würde dann auch noch, was die Eye 
cutiongmaßregel gegen die Zehntpflichtigen betrifft, vor⸗ 
fchlagen, daß man bei dem Verlauf der den Zehntpflichtigen 
gehörigen Gründe feinen Accis zu bezahlen habe. 

Staatörath Rebenius: Diefe beiden Fragen find aller: 
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dings eine, Folge der Zehntabloͤſung aber fie ſtehen nicht 
in unzertrennlicher Verbindung damit, fondern Fünnen, wir 
gejagt, zur Sprache gebracht und erörtert werden, wenn 
das Gefeß erledigt iftz ja fie haben vielmehr erſt Dann prak⸗ 
tiſches Intereſſe, wenn die Zehntablöfung beichleffen if. 

Präfident: Der Abg. Herr wird nadı dem Geſagten 
ohne Zweifel die Sache gefchäftsorbnungsmäßig behandeln: 
Es bedarf vieleicht nur einer Furzen Begründung, worauf 
dann die Abtheilungen Die Frage fehr bald erwogen haben 
würben. 

Der Tagesordnung gemäß wirb nunmehr bie Discuſſion 
über den S. 26 des Zehntgeſetzes eröffnet. 

Hoffmann: Der Herr Regierungscommiſſaͤr Staats⸗ 
rath Nebenius hat in der Sigung vom Mittwoch in 
folgenden Punkten das Einverfländniß der Regierung mit 
ben Borfchlägen der Commiſſion zu erfennen gegeben : 

a) daß Quantum und Preis der Erzeuguiffe für ale Zehut⸗ 
gattungen aus Derjfelben Zeitperiode zur Baſis 
der Berechnung gewählt werden follen ; 

b) daß von jedem einzelnen SSahre der Geldwerth des 
Zehnten berechnet, und hiernach der Durchfehnitt ber- 
Periode ausgemittelt werde; | 

c) daß die Marftpreife mach dem Antrag der Commiſſion 
‚gefucht werden follen. 

Den wichtigften Antrag der Sommiffton aber, Die Wahl der 
Zeitperiode, hat er noch nicht nachgegeben. 

Die Rebe des Hrn. Reg. Commiſſaͤrs vertheidigt den Antrag 
der Regierung auf die Periode von 1814 bis 80, und bekämpft 
den Antrag der Commiſſion auf die Periode von 4821 bis 30- 

Ich will zuerft meine Anficht über die Gnünde ausfprechen, 
weiche den Antrag ber Sommiffion angreifen, and Dann zu 
jenen übergehen, welche ven Antrag Der Regierung, ver⸗ 
theidigen. 
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Die Gründe gegen den Vorfchlag der Commiffion laſſen 
fich kurz in zwei Sätzen ausfprechen: 

a) Die. Periode von 10 Jahren ıft zu. furz, um ein anges 
meffened Mittel aufzufinden; und 

b) die Periode von 1821 bis 30 zeigt zum Theil ungewöhnlich 
niedere Preife, ohne durch entfprechende höhere ausges 
glichen zu werden. 

Ich widerfpreche nicht, daß lediglich zu Ausmittlung eines 
angemefjenen mittlern Preifes Line Periode von zehn Fahren 
zufurz ift, auch fann ich zugeben, daß eine folche Periode 
die Wechfelfälle der Ernten in Beziehung auf Quantum 
und Güte der Erzeugniffe nicht ausgleicht, obfchon der erfte 
Borfchlag der Regierung in Beziehung auf den Getreidebau 
nicht Davon ausgeht. 

Allein es handelt fich gegenwärtig nicht gerade um 1 biefe 
Frage. Unſere Aufgabe ift nicht, das angemefjene mittlere 
Quantum für fich allein oder den angemefjenen mittleren 
Preis für fic) allein aufzufuchen. Sie befteht darin, die 
angemeffene mittlere Geldeinnahme der Zehntberedy- 
tigten zu erforfchen: das angemefjene mittlere Product ans 
Quantum und Preis auszumitteln; den mittlern Geldwerth 
des Zehnten zu berechnen. Ä 

Dazu ift aber eine längere Periode nicht erforderlich. Die 
Erfahrung zeigt, daß hierzu eine gehnjährige Periode genügt, 
zumal wenn feine ganz außergewöhnlichen Verhältniffe ob- 
walteten. 

Einfache Berechnungen beweifen nämlich, und-die Natur 
der Sache bringt es mit fich, daß die Gelbwerthe der Ernten 
der einzelnen Sahre viel näher aneinander ftehen ald einer 
Seitd die Quantitäten der Ernten, und anderer Seite die 
Preife der Erzeugniffe. Wenn fie auch nicht das Mittel 
felbft bilden, fo nähern fie fich Doc fehr bedeutend gegen 
den Abftand der Quantitäten und der Preife. 
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Je näher fich aber die Refultate der einzelnen Jahre ftehen, 
defto weniger Sahre find erforderlich, einen angemefjenen 
mittlern Durchfchnitt zu bilden. 

Die Wahl einer längern Periode erfcheint mir baher 
nich# erforderlich, und würde in Beziehung auf die nöthig 
werdenden Abfchäßungen große Schwierigfeiten hervorrufen. 

Was den zweiten Hauptfag betrifft, womit der 
Borfchlag der Commiſſion angegriffen wird, nämlich daß 
die Periode von 1821 bis 30 zum Theil ungewöhnlich niedere 
Preife zeigt, ohne durch autfprechende höhere ausgeglichen 
zu werben, fo habe ich Folgendes zu bemerfen : 

Auch Hier muß ich im Voraus wiederholen, daß es fi) 
gegenwärtig nicht darum handelt, den angemeffenen mitt 
leren Preis für fich allein aufzufuchen. Es kann der 
mittlere Preis einer Periode verhältnißmäßig zu gering _ 
ſeyn, und die Einnahme des Zehntberechtigten in dieſer 
Zeit dennoch zu groß, oder wenigftend die gerechte Mitte 
eingehalten haben. 

Es fünnen nämlich die geringern Preife von der größeren 
Fruchtbarkeit der Jahre, von dem ftärfern Anbau des bes 
treffenden Products herrühren; in welchem Falle durch das 
größere Quantum der Ausfall am Preife mehr als bins 
reichend gedeckt ift, ich fage mehr als hinreichend, da das 
Fallen der Preife ein geringeres arithmetifches Verhältniß 
darbietet, als die Zunahme der Ernten. 

Alle Gründe, welche blos dahin abzielen, zu beweifen, 
daß die Durchfchnittspreife von 1821 bis 30-überhaupt nicht 
als angemefjfene Mittelpreife angenommen werden können, 
find daher nicht genügend. Es muß bewiefen werden, daß 
außergewöhnliche, nicht von den Wechfelfällen der Ernten 
abhängige Verhältniffe vorlagen, welche die Preife nieder: 
drücten, und daß diefe Verhältniffe nicht als dauernd, 
fondern nur ald vorübergehend angenommen werden 


40 Berhandlungen der I. Kammer. 


fönnen, wenn bemiefen feyn fol, daß die Periode von 
4821 bis 30 zur Ausmittlung der mittlern Einnahme der 
Zehntberechtigten nicht genügend erfcheint. 

Bon den vier Gründen, welche der Herr Regierungss 
commifjär pag. 10 und 11 feines Vortrags zum Beweis 
gegen die Aumehmbarfeit ber Periode von 21 bis 30 ans 
führt, zerfallen demnach die zwei erften, welche darthun, 
daß die Preife zu nieber ſeyn müſſen, weil die Fruchtbars 
feit der fraglichen Jahre ausgezeichnet war, und daß in 
Folge der Theurungsjahre die Production ſich ausdehnte. 

Dieje Gründe liefern im Gegentheil den Beweis, daf die 
Einnahmen der Zehntberechtigten in den Sahren 1821 bis 30 
eher zu groß als zu Fein waren, da, wie bemerft, bie Preiſe 
nicht in gleichem Verhältniß ſinken, als die Quantitäten 
zunehmen. 

Der dritte Grund, welcher auf Verminderung der 
Preiſe gewirkt haben ſoll, wird aus den veränderten fran⸗ 
zöſiſchen Zollgefegen hergenommen. Diefe Wirkung muß 
ich mehr für fortdauernd, kann fie weniger für vorüber⸗ 
gehend erkennen, weßhalb fie auch nicht in Anrechnung von 
einigem Gewicht gebracht werben darf. Wenn die Wirkung 
ſtark ift, wird fie freilich auf Verminderung der Production 
gehen, und die Preife werden im Anfang mehr gedrückt 
feyn als fpäter. Aber das ift hier nicht der Fall. Unſere 
Ausfuhr nach Franfreih an Früchten war nur zeitweis 
von großer Bedeutung. Dagegen führte Franfreich auch 
Früchte nach der Schweiz aus. So wie ed Durch feine Zölle 
unfere Ausfuhr zu fich fchmälerte, Fonnte e8 weniger nad) 
der Schweiz ausführen, dagegen mehrte fich ımfere Ands 
fuhr nadı der Schweiz. Der befchwerlichere Abſatz drückte 
freilich die Preife, aber nicht fo fehr, daß die Production 
fich gemindert hätte. Und wenn auch die Production von 
Getreide fich gemindert hätte, fo wäre die Production aus 
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derer Gewächſe geftiegen. Dad erfolgte Steigen der Ger 
treidepreife hätte die Preife anderer Erzeugniſſe gedrüct. 
Die franzöfifche Zollgefeßgebung hatte daher wohl eis 
ige nachhaltige drüdende Wirfung auf die Einnahme 
der Zehntberechtigten, doch war fie nicht fo groß, daß die 
vorübergehenden - Folgen von Bedeutung hätten gewefen 
ſeyn fönnen. | 


Der vierte Grund, welcer nad; ber Rede des Hru. 
Regierungscommifjärd nachtheilig auf die Preife von 4824 
bis 1830 wirfte, war die Veränderung, welche fich feit 
dem Sahr 1818 auf dem Geldmarkt ergeben hatte. 


Er führt namentlich an, daß die Papiercirculation von 
mehreren Staaten bedeutend vermindert wurde, 


Der Hr. Regierungscommiffär giebt aber felbft zu, daß die 
Hanptwirfung diefer Maßregel als dauernd betrachtet 
werden muß, und daher bei Bemeſſung bes gerechten 
Mittels der Einnahme des Zehntberechtigten nicht beachtet 
werden kann. Dagegen muß auch ich zugeben, daß die 
plößliche Entleerung des Geldmarkts Stockung des Um⸗ 
laufs, Schwächung des Credits und andere Folgen hatte, 
welche vorübergehend nachtheilig auf die Preiſe wirkten, 
ohne daß ein Erſatz in ber —n Production gewährt 
wurde. 


Wie groß diefe Wirfung ar die Einnahme der Zehntbes 
rechtigten war, läßt füch nicht berechnen, doch. fcheint fie nicht 
von großer Bedeutung gewefen zu feyn, wenn man bedenkt, 
daß die Durchfchnittspreife von 1821 — 30 wegen der vom 
Herrn Regierungscommiffär felbft zugegebenengrößern Frucht 
barfeit und Erweiterung der Production auch verhältnißs 
mäßig geringer feyn durfte, ohne daß die Einnahmen der 
Zehntberechtigten gefchmälert wurden , und wenn man babei 
eine VBergleichung mit den Gültablöfungspreifen vornimmt. 
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nur inlleberlingen mar bie erfte Periode geringer. 

Die Gültablöſungspreiſe waren für die Zeit von 1730 — 89 
nicht gering, fondern wie der Verfaffer des öffentlichen Cre— 
dits vom Jahre 1820 fagt, eher zu hoch/ weil das Jahr 1789 
außergewöhnlich hoch war. 

Nach der vom Herrn — 7 — Seite 17 auf⸗ 
geſtellten allgemeinen Regel des Steigens der Preiſe nach 
dem Fortſchreiten der Zeit, ſollten zwar die Preiſe von 18921 
bis 30 in ſtärkerm Verhältniß höher ſeyn, als jene von 1780 
bis 89. Allein einmal waren die Preife wegen der größern 
Fruchtbarkeit und Production geringer ohne Nachtheil für 
den Zehntberechtigten und dann hat die allgemeine Urfache 
des Anfteigens der Preife, welche aus der Vermehrung der edeln 
Metalle hergenommen ift, in den neuern Zeiten größtentheilg 
ihre Wirkung verloren, wie der Herr Negierungscommiffär 
Seite 7 felbft zugiebt. Das Wenige, was aus der gejcyick- 
tern Production der edlen Metalle hervorgeht, verliert ſich 
in dem ausgedehntern Gebrauch derfelben bei zunehmenz- 
ber Bevölkerung. | 

Jedenfalls kann man den angegebenen allgemeinen Urfachen 
auf Erhöhung der Preife wegen Zunahme der Bevölferung und 
Vermehrung der edeln Metalle die bereitd angegebene Urfache 
der geringern Preife wegen größerer Fruchtbarkeit und aus» 
gedehnterer Production, fo wie den zu hohen Durchſchnittspreis 
von 1780 — 89 entgegen fegen. 

Die nachhaltige Wirkung der verminderten Papiercireus 
lation in der Periode 1821 — 30 darf man bei VBergleichung 
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der Preife von 1780— 89 und 1824 — 30 nicht in Rechnung 
ziehen, da die Papiere erft in der Zeit von 1789 anfangend 
gefchaffen wurden. Ein weiterer Umftand macht aber Die 
vorübergehende Wirkung der verminderten Papiercirculation 
auf die Preife von 1821 — 30 zweifelhaft, nämlich der , daß 
mitten in der Zeit, vwo dieſe Wirfung am ftärkften feyn follte, 
das Jahr 1822 bedeutend hohe Preife hatte; auf dem wohls 
feilen Markt in Durlad, das Malter Kernen nahe 11 fl. 

Wenn der Herr Regierungscommiffär ferner ©. 12 durch 
eine Bergleichung der Preife von 1824 — 30 mit den Steuers 
peräquariongpreifen die Behauptung der zu niedern Preife 
der erften Periode unterftügen will, fo hat er die Urfache 
außer Acht gelaffen, welche er in feinem öffentlichen Gredit 
für die hohen Preife pro 1800— 4809 anführt, Er findet 
den Preisauffchlag diefer Periode bei weitem zum größten 
Theil in Urfachen gegründet, welche auf unnatürliche 
Weiſe vorübergehend die Geldinaffen vermehrten, nämlich 
in der feit 1789 Statt gefundenen Greirung des Papiers 
geldes, in dem unterbrochenen Handel mit Aften, wohin 
aus Europa die edeln Metalle ihren regelmäßigen Abfluß 
haben, und in den Kriegen. \ 

Aus den gleichen Gründen verfchmwindet das Nefultat 
der Vergleichung der Preife in zwei franzöfifchen Depar—⸗ 
tementd, Seite 414. Es erſcheint hiernach ſchon natürlich, 
daß die Preife von 1803 — 1812 um 38 pCt. höher find, 
als die Preife von 1821— 1826, wenn man nicht einmal 
eine wahrfcheinlich auch dort ftattgehabte größere Frucht 
barfeit der letzten Jahre anrechnet. | 

Die übrigen Beifpiele, ‚welche Seite 14 und 15 aufges 
führt find, beweifen allerdings, daß der verhältnißmäßig 
niedere Stand der Preife von 1820 — 1826 ziemlich weit 
verbreitet war, aber fie beweifen nicht geradezu, wie aus 
den bisherigen Bemerkungen hervorgeht, daß babei die 
gerechte mittlere Einnahme der Zehntberechtigten des Groß— 


pn 


14 Berhandlungen der IE. Kammer. 


berzogthums zu gering war, da der Vorfchlag der Com- 
miffion von dem jährlichen Geldwerth ausgeht, alſo die 
Auantität mit beriscfichtigt. Auf die Preife der Seeplaͤtze 
mußte auch die Fruchtbarkeit von großem Einfluß feyn, 
weil der Lieberfluß der reichen Ernte fich dahin zieht. 

Wenn man aber auch die verminderte Papiercirculation 
in ihren vorübergehenden Wirkungen, die Störungen bed 
Verkehrs und Credits als Mitgrund der niedern Preiſe 
anerfennen will, fo kann doch nach den übrigen Ausfühs 
rungen höchftend daraus gefolgert werben, daß man eine 
größere Zeitperiode, etwa 44 Jahre von 1819 bis 1832, 
mit Weglaffung der höchften und niederſten, annehme. 
Niemals aber kann man dadurch dahin gebracht werben, 
daß man die enormen Preife von 4814 bis 1818 m 
nen laſſe. 

Hiermit bin ic) nun zu Beurtheilung der Gründe ge 
kommen, welche der Herr Regierungscommiffür zur Ver: 
theidigung des Vorfchlags der Regierung auf 
Annahme der Periode von 1814 bis 4830 vor— 
getragen hat. 

Sch halte diefe Vertheidigung fir den fehwächften Theil 
des Vortrags. | 

Der Herr Regierungscommiffär behauptet Seite 8, daß 
der Einfluß des Kriegs fid weniger in ber Erhöhung ber 
Preiſe als in der Verminderung der. Borräthe und ſomit 
in der Nachwirkung auf die Jahre 1816 und 1847 äußerte. 
Allein diefe Behauptung wird- durch die Erfahrung wider⸗ 
legt, daß die Preife wirklich unverhältnifmäßig hoch waren, 
" oder man muß annehmen, daß diefe Preife durch andere 
ungewöhnliche Urſachen hervorgerufen worden find, was 
dann das Gleiche if. Zu dieſen Urfachen gehören die 
bereitö früher angegebenen Anhäufungen von Papiers uud 
Metallgeld. 


Pr 
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Die Preiſe waren auf dem wohlfeilften der vier großen 
Märkte des Landes in Durlach in den Jahren 1811 — 45 
auf der Höhe von 14 bis 42 fl. im Durchfchnitt das Malter 
Kernen. | 

Der Herr. Regierungscommiffär theift Seite 9 — 10 bie 
Periode von 4814 — 30 im zwei Abfchnitte von 1311 —417 
und von 1818 — 30, in welchen 'entgegengefette Urfachen 
auf bie Preife einwirkten. In dem erften Abfchnitt Urs 
fachen, weiche die Preife über das gerechte Maß fteigerten, 
und in dem zweiten Abſchnitt Urfachen, weldje die Preife 
unter das gerechte Mittel herabdrüdten. 

Ohne nım in die Stärfe der verfchiedenen Urfachen eins 
zugehen, ftellt er die Behauptung auf, daß diefe Abtheis 
fung ſchon zeige, daß die Durchfchnittspreife von 1811 big 30 
eher zu nieder als zu hoch ſeyn werben, da die erſte Periode 
nur 7, bie legte aber 13 Jahre in ſich enthalte. Allein diefe 
Behauptung ift unrichtig, fogar wenn man von der 
Stärfe der gegenfeitigen Urfachen abfleht. Einmal gehört 
dad Jahr 1818 nod der erften Periode an, da die Theurung 
derworhergehenden Hungerjahre hier noch nadıträglich wirkte, 
und dann wirkten die Urfachen der erften Periode auf jedes 
der 8 Jahre, während die entgegenftehenden Urſachen der 
zweiten Periode nad dem anderweiten Zugeftändniß des 
Herren Regierungscommiffärs hauptſächlich nur auf 5 bie 
6 Jahre von Einfluß war. 

Betrachtet man aber Die Gtärfe der gegenfeitigen Urs 
fahen, fo kann man an eine Ausgleichung der beiden Pe- 
rivden durchaus nicht mehr denken. 

In der Periode von 11 — 48 wirkten die großen Borräthe 
an Papiergeld, und wegen des -unterbrochenen Handels 
mit Afien die großen Vorräthe von edeln Metallen ‚ fobann 
Die Kriege und die zwei enormen Hungerjahre, während mar 
nach den obigen Ausführungen für die Periode von 49 His 
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30 höchftend die vorübergehenden Wirkungen der Verminde- 
rung der Papiercirculation für einige Jahre in Anrechnung 
bringen fann. 

Den ftärfften Beweis von den beiderfeitigen Wirkungen 
geben die Bergleichungen der Preife felbft, wobei man noch 
im Auge behalten muß, daß die Preife der zweiten Periode, 
unbefchadet der gerechten Einnahmen der Berechtigten wegen 
der Fruchtbarkeit noch geringer ald das Mittel feyn follen. 
Ich gebe nur eine Vergleichung ber beiden Dezennien 1811 
bis 20 und 1821 bid 30, was die Preife der erfien Periode 
von 18141—18 bedeutend herunterftellt. 

| Kernen. Korn. 
Freiburg in der Periode von 
11-20 .. Vf7ie . . 14 fl. 33 kr. 
1821-30 . . 1,8,„ - - 7 3» 


Ueberlingen . - 5 . NT . * 411 „ 5 ” 
| 5n 28 

Heidelberg » . . D — /— 45/ 10 2 17 77 
6 nm 

Durladı “ - » . . 44T * » 10 „ 47 „» 
5 —4 46 dd 


Man fieht daraus, daß die Durchfchnittöpreife des erſten 
Dezenniumd enorm, des zweiten aber nicht gering waren. 

Sch wurde durch die nochmalige Unterfuchung der Sadıe 
nur noch mehr in meiner Anficht beftärft, daß man unges 
recht wäre, wenn man die Periode von 1811 bis 18 zur Baſis 
der Berechnung des einfachen Betrags des Zehnten mitbe- 
rüchfichtigen wollte. Man würde dann weit mehr als den 
zwanzigfachen Betrag bemilligen. 

Die Weglaffung der zwei höchften und zwei niederften Jahre 
gleicht dieſe Ungerechtigkeit nicht aus. Auch die neueſten 
Geſetzgebungen anderer Staaten, Kön. Sachſen, Sadıfen- 
Weimar, haben die Periode von 1844 — 18 nicht gewählt. 
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Sie wählten: die letzten 44 Jahre mit Weglaffutig der zwei 
höchften und zwei niederften Jahre. 

Ich habe nun nur noch einige Bemerkungen 
zu beantworten, welche ber Herr Regierung 
commiffär am Schluß ſeines en ange 
fügt hat. \ 

Seite 16 wird die befondere Stärke des Einfluffes der 
Sruchtbarkeit auf die Minderung der Preife von 1820—25 
aus dem Grunde beanftandet, weil die ausgezeichnete 
Fruchtbarkeit des Jahres 1832 gegen das Jahr 1831 die 
Preife nicht in annäherndem Verhältniffe minderte. Allein 
zum Theil liegt die Widerlegung ſchon in der eigenen Be⸗ 
rechnung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs, indem der größte 
Theil der Güte der Ernte in dem innern Gehalt der Körner 
lag; die Güte der Frucht hinderte das allzuſtarke Sinken 
der Preiſe. Und dann wirkten in den Jahren 1831 und 1832 
noch andere Urſachen auf das Steigen der Preiſe, und hoben 
daher die Wirkung der reichen Ernte von 1832 zum Theil 
auf. Es waren dieß die Unruhen in Belgien, die Aufſtel⸗ 
lung von Armeen am Rhein und in Tyrol, die Verpro⸗ 
viantirung der Bundesfeſtungen ıc. 


Sodann wirft der Herr Regierungscommiſſär einen Blick 
auf die Zukunft, indem er Erhöhung der Preiſe von der Zu⸗ 
nahme der Bevölkerung und von etwaigen Kriegen erwartet. 
Allein diefe Ausficht kann feinen Maßſtab für die Entfchä«: 
digung der Berechtigten geben, und die größeren Einnahmen 
in Kriegszeiten werben durch die größeren Ausgaben mehr 
als ausgeglichen. 

Er widerfpricht die Preisminderung in Folge ber Zehtt- 
ablöfung, und fordert Diejenigen, welche anf ihrer Anſicht 
beharren, af, die Erſcheinung zu erffäten, daß die Preife 
in Frankreich im Jahre 4816 und 4817, ge in der nen - 
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Zeit-verhältnißmäßig höher ſtehen als bei. und, obgleid; die 
Bevölferung nicht ganz fo rafche Fortfchritte gemacht hat, 

Diefe Erflärung erfcheint mir nicht fehr fchwierig. Eins 
mal veranlaßt die Zehntablöſung nur in den erſten Dezens 
nien geringere Preife in Folge der höhern Production, fpäter 
aber, wenn die Bevölkerung mit der Production wieder ing 
Gleichgewicht gefommen ift, verſchwinden fie. Für die fpäs 
tern Zeiten veranlaßt die Zehntablöfung fogar höhere Preife, 
weil dadurch der Anbau von fchledhtern Ländereien verans 
laßt wird, welche beim Zehnten nicht angebaut werden 
fonnten, da fie feinen Neinertrag gewährten, Der Preis 
der Früchte richter fich aber nach dem Aufwand für den 
Anbau des geringften Terrains; diefer Aufwand muß we- 
nigftend herausgeſchlagen werden, fonft wird ed nicht mehr 
angebaut. Da nun das geringere Terrain in der Regel grö- 
Bere Baufoften veranlaßt ald dad gute, und nach Aufbes 
bung des Zehnten dad geringere in Bau kommt, fo ift die 
fpätere Folge der Zehntaufhebung die Erhöhung der Preife 
der Früchte. 

In Frankreich konnte man die erften Wirkungen der Zehnt- 
abfhaffung während der Revolution nicht bemerfen. Nur 
die fpätern zeigen fich jetzt. Allein es ift auch noch eine 
andere Urfache, welche die Preife in Frankreich in der 
neuern Zeit mehr als bei ung gefteigert hat, der größere 
Schuß der Zölle gegen auswärtige Einfuhr. Wohl nicht die 
hohen Preife waren die Veranlaffung, das Land vor der 
Einfuhr aus den weftlichen Zehntländern zu fchügen, ſon— 
dern der Schuß. gegen diefe Einfuhr war eine Miturfache 
des Steigend der Preifr. 

Den vom Herrn Regierungscommiffär angeführten Grund 
. für eine Erhöhung der Preife in Folge der Zehntablöfung, 
daß die Domänenverwaltungen, kirchliche Recepturen ıc. die 
Speculation nicht mehr flören können, kann ich nur in fomeit 
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annehmen, ale Dadurch ein geregelterer Preis erzeugt werben 
wird. Er war bisher an dem einen Drt zu der einen Zeit 
verhältnigmäßig zu gering, an dem andern Drte oder zu 
einer andern Zeit verhältnißmäßig zu hoch. Die Durchs 
fchnittöpreife im Allgemeinen Fonnten durch dieſes Verhältniß 
nicht gedrückt werden, da die Maffe der an dadutch 
nicht gemindert wurde. 

Staatsrath Nebenius: Am Schluſſe ſeiner Bemer⸗ 
kungen über die Gründe, womit ich den Vorſchlag der Com- 
miffton befämpft habe, feheint der Abg. Hoffmanır eine 
Gapitulation vorfchlagen zu wollen. Sch werde auf dieſe 
Bemerkungen zulegt antworten, und mir zuvörderſt einige 
Erwiederungen auf dasjenige erlauben, was der Herr 
Redner gefprochen hat, um, was ich zu Begründung Des 
Regierungsentwurfs in einer der legten Sitzungen vorgetra⸗ 
gen, zu widerlegen. “sch habe in jener Sitzung, wie ich vor 
Allen erinnern muß, keineswegs behauptet, daß ſich 
beflimmt die Größe- des Einfluffes nachweifen laſſe, den die 
verfchiedenen von mir berührten außergewöhnlichen Urfachen 
auf die Preife in der Periode von 181/s0 ausgeübt haben. 
Ich habe nur behauptet, daß die außergewöhnlichen Urfa- 
chen, die geeignet waren, die Preife herabzudrüden, von 
längerer Dauer gewefen feien, als diejenigen Urfachen, 
welche geeignet waren, die Preife hoch zu halten. Es wird 
Niemand gefunden werden, der im Stande wäre, ı bie 
Stärfe folcher Urfachen genau zu berechnen und es bleibt 
nichts übrig, als eine ungefähre allgemeine Abwägung mit 
Rückſicht auf die in verfchiedenen Laͤndern gleichzeitig wahr: 
genommenen Wirkungen. Sch für meinen Theil würde wer 
nigftens den Beweis, daß: die unregelmäßigen Einflüſſe 
entgegengefeßter Art, welche in. der Periode von 4814 — 30 
Statt gehabt haben, fich wechfelfeitig ausgeglichen hätten, 
daß daher die Jahre 1814 — 30. ganz genau den wahren 

2* 


0) Berhaudlungen der IL: Ranımer, 


mittlexen Ertrag batftellten, gu übernehmen nicht bereit ſeyn. 
Aber wie gefagt, ein Umftand mwenigftens ſprach, bei der 
Annahme dieſer Periode, gegen die Gefahr einer Ueber⸗ 
fhägung, nämlich Die Fürgere Dauer jener Urſachen, Die 
den Maßſtab zu erhöhen geeignet wären, und zwar um fo 
mehr, da bie Jahre, in welchen ihre Wirfungen in ihrer 
größten Stärfe fidy vereinigten, aus dem Mapftabe, als 
Extreme hinwegfallen follen. 

Der Herr Berichterftatter hat mir darin widerfprochen, 
indem er ind Befondere behauptete, daß in den Kriegsjahren 
bie Preife fehr Hoch gemefen, und der fiärffie Einfluß des 
Krieges fich nicht erft in ber Theuerungsperiode gezeigt hatte. 

Rach meiner Preislifte ift diefe Behauptung nicht gegrüns 
det,-benn Kriegsjahre für und waren nur theilmeife dad 
Jahr 1848 und Die Jahre 1844 und 1845, da nur in diefen 
Yahren die Heere in unferer Nähe waren. Nun fteben aber 
die Preife der Hauptfruchtgattungen auf dem Marfte zu 
Durlach 
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Diefe Wirkung, —— * Prei⸗ von 1814, ſteht 
sicht im Berhältniß mit der außerordentlichen Conſumtion, 
die Die Armeen herbeigeführt haben, und bie Preije, bie 
früher Statt fanden, ebe bie Heere ſich unſern Grenzen 
naͤherten, ſind, wie man ſieht, weit bedeutender geweſen, 
ſo Daß ich wohl recht hatte, wenn ich die Hauptwirkung der 
Kriege: in den Yahren 4816 und 481% mit ben: Einflüffen 
einer Fehlernte verbunden habe. 

Ss liegt die auch in. dev Rasur der Sache, denn es wurbe 
für die fremdes Hewe nicht, oder nur in fehr geriugemn 
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Umfonge durch Abkauf vom vLebensmitteln geſorgt. Größfen 
theild fand die Berpflegung it den Wohnungen ber Ein 
wohner und durdy Lieferungen Statt, Die unmittelbar von 
den Gememdeun gemacht wurden, Der große Nachtheib, bet 
dadurch herbeigeführt worden iſt, beftänd: in der Verminde⸗ 
rung unſerer Vorraͤthe, wodurch die furchtbaren Wirkungen 
der Mißernte von 1826 fo: bedeutend verſtaͤrkt worden find: 
Der Herr: Berichterſtatter behauptet weiter, daß eine Ver⸗ 
gleichung mit den Durchſchnittspreiſen· vom Jahr 4800 bis 
. 4809 nicht. eintreten loönne, weil, wie ich an einem andern 

Ort ſelbſt zugegeben hätte, jene Preiſe durch die ſtarken 
Papieremiſſionen verſchiedener Staaten, die waͤhrend jener 
Periode und zum Theile ſchon früher Statt gefunden, in die 
Hoͤhe getrieben worden feiit: Ich habe allerdings dieſe Be⸗ 
merkung und: die Belege hiezu in einer Druckſchrift nieder⸗ 
gelegt; allein, wenn ber Herr Berichterſtatter dasjenigk 
. gelten: laffen will, was ihm zur Begründung feiner. Anſicht 
dienlich ſcheint, ſo wird er auch geneigt ſeyn, Anderes, dumit 
Zuſammenhangendes gelten zu laſſen, was gegen ihn ſpricht. 
Die Behauptung, die ich vor 44 Jahren in: jener Druckſchrift 
aufgeſtellt, wiederhole ich noch heute. Es iſt nicht zu. laͤugnen, 
daß die behauptete Wirkung in: ven Jahren 1800 bis 1808 
Statt gehabt; allein: die aus dieſer Thatfache gezogene‘ Fol⸗ 
gerung muß: ic, beftreiten , denn ein großer Theil der Papiere, 
bie feit den 17807 Jahren ereiirt worden, und in der Periode 
von 4800 bis 1809 im Umlauf waren, iſt auch jetzt noch in 
urſprunglicher oder veränderter Form im Umlauf. Oeſtreich, 
Preußen, Rußland, England: und Frankreich; haben: mehr 
Circulationspapier im: Umlauf: als in den: 12807 Jahren, 
und ed dauert alfo: in Bergleichung: mit diefer ‘Periode jene 
Urſache der Preiserhöhung. noch fort, wozu" noch eine Reihe 
vor andern Urſachen gekommen ift;,. die‘, : wie das Wachfen 
dev Bevölkerung einen aͤhnlichen Einfluß: auf die Preife aus⸗ 
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zuüben geeignet find. Wenn: mir der Herr Berichterftatter 
die Ehre erwies, das, was ich im Jahr 1820 gefagt habe, 
zu citiren, fo darf ich nicht anftehen, anzuführen, was ich 
damals fchon über die nächfte Zukunft vorherfagte. Damals 
fchon hatte ich ‚die Meinung, daß die Urfachen, die ich in 
meiner leßten Rede anführte, geeignet feien, für eine Reihe 
von Jahren außerordentlich niedere Preife herbeizuführen, 
daß, abgefehen von dem Einfluß der Ergiebigfeit der Ernten, 
nothwendig alle Aderbauproducke in ihrem Preife finken, 
und der Werth der edlen Metalle fteigen müſſe, daß aber 
diefe Wirkung nach einigen Sahren durch den Einfluß anderer 
Urfachen wieder allmählig aufgehoben werden, und namentlich 
jene Rückwirkungen nicht ausbleiben würden, die in den legten 
Fahren des Decenniums von 1820 bis 1830 wirklich. einge- 
treten find, und deren Dafeyn ich durch ER in meiner 
Rede nachgewiefen habe. 

Daß, was der Herr Berichterfkatter — um die Eins 
wendungen zu befeitigen, die ic; von dem Zuftand.von Franks 
reich gegen den behaupteten Einfluß der Zehntablöfung auf 
die Preife der Aderbauerzeugniffe entnommen habe, feheint 
ebenfalls nicht gegründet zu ſeyn. Wenn es richtig ift, daß 
die Ablöfung des Zehnten einen Einfluß auf die Preife von 
der Art üben werde, wie er von mehreren Herrn Abgeords 
neten bezeichnet wurde, jo müßte in zwei Ländern, in Deren 
einem der Zehnte abgelöst worden ift, während derſelbe in 
dem andern fortbefteht, bei gleichen Fortſchritten der 
Bevölkerung fich jener Einfluß jederzeit offenbaren. Unter 
Borausfegung einer gleichen Zunahme der Bevölkerung 
mußte in dem zehntfreien Lande offenbar der Preis des. Ge: 
treides im Verhältniß zu den frühern Preifen niedriger feyn 
ald in dem andern Lande. In Frankreich ift aber die Bevül- 
ferung nur in dem Berhältniß von *ıo bis zu ”/ıo Prozent 
jährlich angewachfen, während diefelbe bei ung, wie in an: 
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dert benachbarten Ländern um-4 Prozent bis 1Y/ıo Prozent 
jährlidy geftiegen ift. Da nun-in-Franfreich, ungeachtet der 
geringern Zunahme der Zahl der Conſumenten, in Bergleis 
chung mit früherer Zeit der Preis verhältnißmäßig höher 
fteht ‚wie bei ung, fo ift dort die behauptete Wirfung nicht 
eingetreten, und die Gründe, die ich für Die Behauptung ans 
geführt habe, daß die Zehntmaßregel eher geeignet fei, das 
Getreide, und die übrigen Acderbauerzeugniffe überhaupt 
preiswürdiger zu erhalten, find nicht entfräfter, vielmehr 
unterftügt. Es ift auch an fich klar, daß der wohlhabende 
Landmann leichter und ficherer fpeculiren Eann, wenn feine 
Berechnungen nicht geftört werden durch die unregelmäßigen 
Verkäufe der Staatsrezepturen, der ftandesherrlichen Vers 
waltungen und der Stiftungen. 

Wenn der Herr Redner behauptet, ich hätte felbft zuge: 
geben, daß das Fortfchreiten der Metallproduction heut zu 
Tage feinen Einfluß mehr ausübe, fo ift dieß ein Irrthum, 
denn ich behauptete, abgejehen von dem in frühere Jahr⸗ 
hunderte fallenden nächften Einfluß der Entdeckung von 
Amerika das gerade Gegentheil, und aus flatiftiichen No— 
tizen, durch deren Mittheilung ich Sie nicht ermüden will, _ 
erhellt in der That, daß der jährliche Zuwachs, den die 
europäiſche Girculation in den neueſten Zeiten erhält, wirklich 
größer ift, ale er vor den Krieg war, denn der Abfluß der 
edlen Metalle nad) Afien hat aufgehört, und das, was aus 
Amerifa und aus Rußland und zufommt, wird aufden euros 
päifchen Markte feftgehalten. Zugeben muß ich, daß die zu> 
nehmende Volfömenge einen Einfluß auf den Bedarf an 
Eiculationsmitteln ausübt, allein diefe Wirkung wird großen» 
theil8 wieder neutralifirt durdy die befchleunigte Eirculation 
in Dichter bevölferten Ländern. Es ift eine befannte That: 
fache, daß das reichfte Land der Welt verhältnißmäßig wes 
niger edle Metalle und weniger Girculationsmittel im Ganzen 
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befigt, als manche Länder von. weit geringerem Wohlftaub, 
geringerer Production und. minder lebhaftem Berfehr. 

Sch. wende mich nun zu, den befondern Bemerkungen, wo⸗ 
durch der Herr -Berichterfiatter meine Einwürfe gegen den 
Vorſchlag der Commiſſion zu entkräften gefucht hat. Er bes 
hauptet, ein zehnjähriger Durchichnitt gewähre ein ficheres 
Refustat, wenn es fich um. Ausmittelung des mittleren, Er⸗ 
trags des Zehnten, im. Geldwerthe handle, weil Quantität 
und Preife in einem Verhaͤltniß zu einander ftünden, welches die 
jährlichen. Gelderträgniſſe ziemlich. genau ausgleiche. Diefe 
Behauptung, widerfpricht: der Natur der Sache und: den: Ers 
fahrungen, Ich will in, eine Entmwidlung aus ber Natur der 
Sache nicht, eingehen, weil fie zu weit führen. würde, ich 
will aber auch nicht wiederholen, was ich über dieſen Punkt 
bereits in einer der legten Sitzungen geäußert habe, auf die 
von, dem großh. Finanzminiſterium über den Zehntertrag: in 
mehreren Gemarfungen. erhobenen. Notizen mich ftüßend,. 
allein, eine weitere Thatſache, die ich, mir noch in den letzten 
Tagen verichafft habe, kann ich. Ihnen mitzutheilen nicht 
unterlaffen. Sch ließ mir von der hiefigen Domaͤnenverwal⸗ 
tung, weil fie mir die nächfte war, den Zehntertrag non. den 
Sahren 1816. und. 1847, 1831 und 1832 zufammenftellen: 
Man, follte nun glauben, daß nach demjenigen, was der 
Herr, Berichterftatter fagte, wenigſtens approximativ durch 
die. Ungleichheit der Quantität die Verſchiedenheit dex;Preife 
ausgeglichen werde, daß ſich der, mittlere, Ertrag menigfteng: 
annähernd. gleich ftellte, namlich. die Duantität in. den Jahren 
4846.und 1847, wenigſtens in einem, dem Preisverhaältniſſe 
fich nähernden Verhältniffe fich, niedriger herausftelle,. und. 
umgekehrt in den Sahren 1831: und: 1832; die, reichern. Ernten 
ein weit. höheres Quantum gaben. Allein, es. zeigte fich das: 
auffallende Refultat, daß in 13. Orten der Zehntertrag: in 
ben. erften beiden Jahren, 6581 Malter, und. iniben.andern 
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Jahren 6519 Malter- gewährte: Der Grund. diefen Erſchei⸗ 
nung liegt darin, daß es, wie ich ſchon bemerft habe, meit 
weniger: auf die Duantität, als auf, die Qualität des; Ges 
treides anklommt. Im Jahr 1846 hat man bemprkt, daß man 
von: dem "Dinkel, den man zum. Euthülfen in- die Mühle 
ſchickte, weniger Kernen, und aus einer gleichen Qualität 
Kernen weniger Mehl als in: andern Jahren, und. wenn 
man das Mehl verbacdte, weniger Brod erhielt, und wenn 
man von diefem Brohe:gegeffen hatte, ſich weniger gefättigt 
fühlte. | 


Diefe, Thatfache widerſpricht ach; einer weitern: Behaup⸗ 
tung, bie dev: Herz Berichtgerftatter angeführt: hat, daß 
nämlich: das. Jahr. 4832; nicht zum. Beweife einer, Thatſache 
angeführt. werben Fonne, wofuͤr ich: fie angeführt:habe. Er 
fagt,, man habe für das Getreide von 4882 nur. wegen feiner: 
guten Qualität: ein: Mehreres gezahlt, Sch habe von: dem 
Preifen: gefprochen, die bis: zum: heutigen Tage in: den 
Marktliſten notirt- worden: find, der. Preis des Getreides vom 
1833, der; von: dev. Ernte von. 1832: influenfirt wird, ift aber- 
nicht fo tief gefunfen als das Getreide von 1823, 1824 und: 
1825. Daß aber das. Getreide von. 41832: auf die Ernte vom 
1833; befonderg einwirken mußte, ift: an ſich klar. Ich habe, 
als ich die Thatfachen fammelte,, die, ich in-meinem Vortrag 
mitgetheilt habe, rückichtlich der. Ernte: von. 1832 mir fos 
gleich. vorgeftellt, daß der Fruchtpreis; nicht ſchnell ſinken 
werde, denn die Quantität. war: nicht; fo; ungemein groß, 
daß der. Landwirt, der weniger: auf. die, entfernteren Wir⸗ 
kungen achtet,, ſich ſchnell zu einem Verkaufe um bedeutend: 
wohlfeilern Preife, zu entfchließen. geneigt. ſeyn konnte. 
Während: aber alle Bewohner des Großherzogthums gefättigt: 
wurden, ging doch von den Borräthen, weil dag: Getreide ſo 
gut: war, viel weniger ab als in: anderm; Jahren, und am 
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Ende ded Jahrs waren größere Vorräthe vorhanden, als 
am Anfang beffelben vermuthet wurde. 

Ich kann alfo durchaus die Behauptung nicht zugeben, 
daß fich Preis und Quantität compenfiren, daß alfo die 
Einflüffe, die auf den Preis in einer Zeit von zehn Jahren 
bedentend einwirfen fünnen, nicht auf den mittleren Er: 
trag influiren. Dieß ift eine durchaus unftichhaltige Behaups 
fung. 

Gegen den zweiten Grund, den ich in meiner Rede zu Wider; 
legung des Gommiffionsantrags angeführt habe, hat der 
Herr Berichterftatter bemerkt, daß die Thatfache, deren 
ich. erwähnte, nämlich die Erweiterung der Production 
das Gegentheil von dem beweife, was ich zu beweifen 
verfucht hätte. Angenommen, daß diefe Erweiterung der 
Production in den Jahren 1818 — 1821 unmittelbar dem 
in den Theurungsjahren gegebenen Antriebe folgend, in 
dem Maß eingetreten fei, als fie fich in dem ganzen Degen: 
nium ungefähr erhalten hat, fo würde unter diefer Borauss 
feßung, der nach dem Dezennium von 41821 — 1830 bes 
rechnete mittlere Geldertrag aus dem Grunde unter dem 
wahren gegenwärtigen Ertrag ftehen, weil ein anderer 
Einfluß, der die Quantität erft nad) und nach preiswirdig 
machte, in feiner ganzen Stärfe erft am Schluffe diefer 
Periode erfcheint. Dieß ift die zunehmende Volksmenge. 
— Nehmen Sie an, daß die Quantität in dem ganzen Des 
zennium gleich gewefen, die Bevölkerung aber am Anfang 
der Periode um 42 Prozent niedriger gewefen wäre ald am 
Scyluffe derfelben, fo mußte diefes Verhältniß bewirken, 
daß am Anfang die Preife niedriger waren und allmählig 
höher geftiegen find, bid die Bevölkerung im ungefähren 
Berhältniß mit dem Angebot an Nahrungsmitteln ftand. 
Auf folche Weife ift Mar, daß der Durchfchnitt für die 
Zufunft und die Gegenwart ein unrichtiges Nefultat giebt ; 
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der fünftige Mittelpreis wird eher derjenige ſeyn, der 
den Preifen der Ietten Sahre dieſes Dezenniums entfpricht. 

Das, was ich über den Einfluß der Gefeßgebung von Frank: 
reich behauptete, muß ich wiederholen, denn ich halte diefen 
Einfluß durchaus nicht von Wichtigkeit in Beziehung auf den 
mittleren Durchfchnitt der Preife, Die franzöftiche Gefeßs 
gebung hat verhindert, daß ein regelmäßiger Abfluß des Ges 
treides nach Franfreich Statt fand. Ich glaube, daß diefe 
Maßregel Fein wirkſames Förderungsmittel für die Pros 
buction Franfreich& war, aber eben deßhalb glaube ich aud), 
daß Franfreich in Beziehung auf den auswärtigen Handel, 
den Schuß, den es feiner Production angedeihen laffen will, 
theuer bezahlt. Sch glaube nicht, daß feit jener Maßregel 
die Ausfuhr des Großherzogthums nach Frankreich im Durdys 
fchnitt bedeutend gelitten hat; der Unterſchied befteht nur 
darin, daß früher die Ausfuhr in wohlfeilen- wie in theueren 
Jahren Statt fand, und fie jeßt nur in theueren Jahren 
Statt findet. Der Geldwerth der Ausfuhr wird ſich noch 
weniger vermindern, da die Preife während der Ausfuhr 
nach Frankreich immer hoch ftehen. Was den lebten Punft 
betrifft, fo habe ich mich fehon darüber erflärt, daß allers 
dings noch die Zunahme der Gold- und Silberproduction 
. auf die Eirculation und die Preife der Dinge einen Einfluß 
ausübt, und in dieſer Hinficht habe ich die Behauptung aufs 
geftellt, daß fi für die Zukunft nur günftige Chancen für 
die Pflichtigen und die Ablöfenden und nur ungünftige für 
die Berechtigten darbieten. Das Papier ift gegenwärtig, Rußs 
land ausgenommen, in feinem größeren Lande weiter aus⸗ 
gedehnt, als fo weit ed der Handel bei dem freien Gebrauch 
der Greditpapiere geftattet. Behalten wir Friede, fo wird 
eine Befchränfung nicht eintreten, und ereignen ſich außer: 
ordentliche Fälle, fo wird ſich die Maffe des Papiers eher 
vermehren als vermindern. Die Gold +» und Silberproduetion 
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iſt bekauntlich in Sibirien am: meiſten fortgeſchritten, in 
Amerika hat der Bergbau in der letzten Zeit durch; brittiſche 
Kapitale wieder an Ausdehuung gewonnen, und das was 
der europäiſche Markt nach ſtatiſtiſchen Notizen jährlich er⸗ 
haͤlt, iſt nach Abzug deſſen, was; wieder abfließt, bedeuten⸗ 
ber, als den effective Zuwachs, den es in früheren Zeiten er⸗ 
hielt. 

Merk: Es iſt nicht zw verkennen, daß der gedruckte Vor⸗ 
trag des Herrn Regierungscommiſſaͤrs eine umfaſſende Kunde 
und ſcharfſinnige Vergleichung der hier einſchlagenden Vers 
haͤltniſſe enthält, daß er ſich aufeinen fehn feinen Probabili⸗ 
tätscaleul ftügt, und dem erſten Anſchein nach ſchwer zu 
widerlegen vorkommt. Der Herr Berichterſtatter hat aber 
bereits dieſe Schwierigkeit ſo ziemlich überwunden und‘ mir 
ſcheint auch, daß in dieſem Vortrag etwas zu viel bewieſen 
werden wollte, und daß man beſonders einigen Urſachen, die 
auf Die Preisverminderung der Früchte Einſluß haben ſollten, 
zu viele Einwirkung zuſchrieb, wohin ich beſonders die Ver⸗ 
mehrung der Production und die Veränderung des Geld 
markts rechne. Sodann fcheint. mir, daß dasjenige, was 
von dem leßten Dezenmium gefagt werben: wollte „ ſich wohl 
mehr auf das erſte Dezennium-von 4814: — 48% anwenden 
läßt. Ich glaube, daß diefes aus einfachen: Betrachtungen 
hervorgehen wird und man ſich in eine Fünftliche Sombination 
nicht, einzulaſſen nothwendig hat, nämlich aus der Betrach- 
tung, daß das Dezenmium von 1811 — 1820: acht! Sahre 
enthält, die. durchaus fir Durchfchnittsjahre wicht: gelten 
Fönnen, d. h. acht, Jahre. eines .außerordentlichen Kriegs und 
einer. außerorbentlichen. Theurung. Man kaun nicht nur die 
Sabre 1813, 4814.und 1845 als Kriegsjahre annehmen, 
fondern ‚man muß die Jahre 18141 und 4812. al8. folche hinzus 
rechnen, denn diefe. Sahre.waren die. Borbereitungsjahre- für. 
einen, Feldzug, wie ihn Die nenere Gefchichte.nie vorhin -fabs 
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Es waren die Jahre, wo jene große Armee ſich ſammelte, von 
der Hunderttauſende auf den Eisgefüden von Rußland er⸗ 
ſtarrten. Es kommt nicht darauf an, daß das Land ſelbſt der 
eigentliche Kriegsſchauplatz ſei, um die Wirkungen des Kriegs 
fühlbar zu machen, ſondern es erſtreckt ſich auch auf bie 
Nachbarſchaft, beſonders dahin, von wo aus der Feldzug 
ſein Beginnen hat, und wo zuerſt die Heere ſich concentrirten, 
die den Feldzug begannen. Dieſen Jahren folgten die eigent⸗ 
lichen Kriegsjahre von 41813 bis 1845, wo und, man kann 
nicht fagen, nicht blos Armeeen, fondern wandernde Bölfer 
überfdywenmten, bie gleich den Heuſchrecken ver Wüfte Alles, 
was da war, verzehrten. Um dad Maß voll zu machen, 
folgten die zwei unerhörten Thenrungss, man fann fagew 
Hungerjahre, von denen man fonft fein Beifpiel aufzuweiſen 
hat, und deren ähnliche man vorher nur in alten Chroniken 
erzählt leſen konnte, wir jelbft aber Feine Erfahrung davon 
hatten. Daß folche Jahre natürlich nicht geeignet find, am 
in eine Durchfchnittsperiode gezogen zu werden, folgt von 
ſelbſt, und dad, was der Herr Regierungscommiſſär über 
4820 bis 41830 fagte, ift gewiß auf. diefen Fat mehr am 
wendbar, daß nämlich hier im Zufammentreffen außerordent⸗ 
licher Ereigniffe, welche einen unnatürlicdyen Einfluß auf bie 
Preiſe der Dinge ausgeübt, Statt hatte, wie es in Jahr⸗ 
hunderten nicht vorkam. Solche außerordentliche Jahre können 
nach den Regeln, die bei ben Wahrſcheinlichkeitsberechnungen 
zu Grund gelegt werden müflen, nicht in Anwendung kommen, 
indem fie, wenn anch in fpäteren Sahren befondere Ein⸗ 
flüffe auf die Preife bemerkbar find , doch keine Ausgleichung 
gewähren, ba fie von gar zu außerorbentlicher Natur find, 
und immer eis natürliche& Mebergewicht erzeugen müſſen. 
Sieht man auf die fpätere Periode won 48?%/s0, fieht man 
anf deren Zuftand im Allgemeinen, fo war dieß der Zuſtand 
der allgemeinen: Pacification von Europa, der Zuſtand des 
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Friedens und der Ruhe, für deſſen Herftellung ſich die Mächte 
alle Mühe gaben, ein Zuftand, der nun ftabil beftehen bleiben 
fol, fo weit nämlich das Menfchliche beitehend ift. Sehe ich 
aber auf die ſpeziellen Gründe, die ald außerordentlich bes 
trachtet werden, und einen fo niederen Fruchtpreis in diefer 
Zeitperiode herbeigeführt haben follen, fo ift zwar richtig, 
daß in dem Dezennium von 48?'/so viele Fahre, jedoch nicht 
alle, ſich durch Fruchtbarfeit ausgezeichnet haben. Diejer 
Fruchtbarkeit aber fteht zugleich ein Gegengewicht gegenüber, 
weil die nämlichen Sabre, die für Die Preiserhebung find, 
auch zur Erhebung des Ertrags ded Zehntend dienen, und 
es fommt dann diefe große Fruchtbarkeit der Ertragsberedy- 
nung ded Zehnten zu gut, wodurd) dann wieder einige Coms 
penſation entiteht, indem der Zehnte für dieſes Jahr natürlich 
ſich höher ftellt. 
Was den zweiten Grund betrifft, daß näntlidy die Theu— 
rungsjahre zu einer Erweiterung der Production Beranlaffung 
gegeben haben, fo will ich dieſes gewiffermaßen zugeben, 
jedoch gewiß nicht in dem Grade, daß dieſe höhere Production 
fehr bedeutend gemefen ſeyn follte. Wenn aber auch Anlaß 
dazu gegeben wurde, fo ift diefe vermehrte Production erft 
einige Jahre nach diefer Theurung eingetreten, denn eine 
beffere Cultur des Bodens wird nicht mit dem erften Sahr 
bewirkt, fondern wird fich erft in fpäteren Sahren zeigen. 
Hier tritt aber auch wieder ein Ausgleichungszuftand ein, 
indem fich nämlich zu gleicher Zeit auch die Bevölkerung ver: 
mehrte. In der gleichen Zeit, wo fich die Production. vers 
mehrte, ift auch eine vermehrte Bevölfernng hinzugefommen, 
was dazu diente, die einerfeitd herabgegangenen Preife 
wieder etwas höher hinauf zu bringen und auszugleichen. 
Was dann den dritten und vierten fpeziellen Grund, nämlich 
die Abänderungen in der franzöfifchen Zollgefeßgebung und 
auf dem Geldmarfte betrifft, fo muß ich geftehen, daß ich 
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diefed nicht fo ganz zu beurtheilen vermag, ‚glaube aber, 
daß man hier befonders den Abänderungen, die auf dem 
Geldmarkt ſich ergeben haben, viel zu großes Gewicht beir 
gelegt hat, und folche auf die Fruchtpreife den Haupteinfluß 
nicht hatten, welchen man unterftellt hat. Wenn auch die 
frangöfifchen Geſetze den Abſatz fperrten, fo iſt zu bemerfen 
gewefen, daß in fpäteren Jahren ein Abzug der Früchte den 
Rhein hinab Statt fand, was wieder auf einen höhern Preis 
zurückwirkte. Auf jeden Fall find dieſe Einwirfungen auf 
einen niederen Fruchtpreis nicht von fo außerordentlicher 
Natur als jene befonderen Erfcheinungen, die in dem früheren 
Dezennium Statt gefunden haben. Diejenigen, die auf die 
Fahre 1820 bis 1830 fich beziehen, find von der Art, daß 
fie in einer gewiffen Periode immer wiederfehren werden, 
und immer wieder in einem Hins und Herfchwanfen fid) 
zeigen, wobei man aber Doc, nicht vorausjegen kann, es 
werden in einer folchen Zeit wieder ähnliche Kriege entftehen, 
wie jene großen Befreiungsfriege waren, oder Hungerjahre 
eintreten, gleich denen von 1816 und 4817, wobei ich 
noch bemerken muß, daß auch noch das Jahr 4848 bie 
Martini hinzu kommt, indem alsdann erſt diefe SPreife 
aufhörten, übermäßig zu feyn, aber immer noch etwas 
hoch blieben. Ich fehe alfo nicht ein, wie die Sahre 18411 
bis 4830 mit denen von 4820 bis 41830 zufammen . ge 
ſchmolzen werden fünnen, ohne daß hier ein völliges Ueber: 
gewicht der theueren Sabre gegen die wohlfeilen und mittleren 
entfiehen müßte, und ich halte aljo diefe Jahre nicht ges 
eignet, um in eine Durchichuittöperiode gezogen zu werden, 
Einräumen muß ich hingegen, daß es ganz in der Wahrz- 
heit gegründet ift, daß die erften vier Jahre des zweiten 
Dezenniumd von A820 bie 1830 eine MWohlfeilheit der. 
Früchte nachweifen, wie. fie in fehr langer Zeit nicht Statt 
fand, welcher Umftand allerdings einige Beachtung vers 


83 Verhandlungen der II. Kammer. 


dient, weil die fpäteren Jahre beffelben Dezenniums einen 
folchen Preis nicht Lieferten, der einige Ausgleichung mit 
den ganz niederen Preijen der erften Jahre getwährte: Diefeg 
konnte aber nicht berechtigen, wie der Herr Berichterftatter 
fchon richtig bemerkt hat, die Jahre 48411 bis 4820 hinein 
zu ziehen, fondern es Fünnte höchftend dazu dienen, daß 
man ber zehnnjährigen Teßten Periode noch ein paar Sahre 
weiter bis zu. dem gegenwärtigen Zeitpunft beifügte, und 
dann etwa noch auf das Jahr 4849 zurücgienge, um 
dann einen fünfzehnjährigen Durchfchnitt zu gewinnen, 
und auf den Dritteldban auch Rückficht zu nehmen, indem 
diefe Sahre zugleich auch zur Erhebung des Ertrag des 
feßteren gültig wären. In Anerkennung deſſen alſo, daß 
diefe erften Jahre außerordentlich wohlfeil find, ftelle ich 
ben Antrag, ftatt einer zehnjährigen Periode eine fünzehits 
jährige oder lieber noch gwölfjährige von jeßt an rückwärts 
zu nehmen, und and biefen zwölf Jahren weder Die wohl 
feilften noch die theuierften Jahre auszufcheiven: Ich glaube, 
daß man bei Beſtimmung der Preife befonders auf die 
Berhältniffe ver Gegenwart, zwar nicht der momentanen 
Gegenwart, ſondern noch etwas rückwaͤrts genommen, 
fein Auge richten ſollte, weil die Momente, die bei Feſt⸗ 
ſetzung dieſer Preiſe zu berückſichtigen ſind, in der Gegen⸗ 
wart ſich näher zuſammendraͤngen, und went zwölf oder 
fünfzehn Jahre angenommen werden, fo wird man ohne 
große Mühe finden, daß hier eine ganz natürliche Aus⸗ 
gleichung Statt findet, und dieſes ein befferes Verfahren 
ift, ald wenn man ſelbſt diejenigen Jahre annähme, die 
fin die Steuerperäquation angefeßt worden fihd; 

Ich ftelle Alfo den Antrag, daß entweder zwoͤlf Jahre 
ohne Ausfcheidung,, oder fünfzehn Fahre mit Ausſcheidung 
des niederften and höchften Sahres zum Mapftab genommen 
werden. 
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v. Rotteck: Der Herr Regierungscommiffär hat aus 
dem großen Vorrath feiner wiffenfchaftlichen und Erfah⸗ 
rungsfenntniffe mit dem Scharffinn und der bialectifchen 
Kunft, die ihm eigen find, und in einer der letzten Sitzun⸗ 
"gen eine faft blendende Reihe von Betrachtungen vorge: 
führt, die nad) ihrem eriten Eindrud eine dem Antrage 
der Commiſſion nachtheilige Wirkung hätten herbeiführen 
fönnen, und es ift daher ein glücklicher Befchluß der Kam⸗ 
mer gewefen, der den vorläufigen Druck diefer Rede ans 
ordnete, wodurch den Mitgliedern der Kammer und befon, 
berd dem fachfundigen Herrn Berichterftatter die Muße 
gegeben wurde, dieſe blendenden Betrachtungen näher 
ind Auge zu faffen und auf ihren eigentlichen wahren Ge⸗ 
halt zurüczuführen. 

Der Herr Berichterftatter hat durch feinen gleichfalls 
auf Erfahrung und Wiffenfchaft gebauten und dabei auch 
in bie Einzelnheiten eingehenden Vortrag mir möglich oder 
zur Pflicht gemacht, mich Furz zu faffen. Das, was er 
gegen manche einzelne Anfichten und Betrachtungen des 
Redners der Regierung vorbrachte, hätte ich ohnehin nicht 
mit gleicher Klarheit und Gediegenheit wie er, vorbringen 
konnen. Es fei mir aber erlaubt, mich auf einen allge 
meinen Standpunkt zu ftellen, und von demfelben, fo viel 
an mir ift, die von dem Herrn Negierungscommiffär auf 
geftellten Gründe zu würdigen, wobei ich jedoch demfelben 
nicht auf die Marktpreife in dem fernen Welt und Oft, 
Sud und Nord, nicht in die verfloffenen Sahrhunderte 
nachfolgen will, um vom 16. und 17. Sahrhundert an 
das Steigen der Getreidepreife zumal in aufblühenden 
Refidenzen zu beobachten und zu berechnen, fondern ich 
werde mich nur auf die Beleuchtung der Hauptanfichten 
und auf die Aufftelung einer entgegengefeßten Hauptans 
ficht befchränfen. 
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Der erfte Hauptſatz des Herrn Regierungscommiffärs ift 
der: es gebührt dem Zehntheren volle Entſchädigung. Der 
zweite ift: ein Durchſchnitt von zehn Jahren ift nicht hints 
reichend, am den wahren mittleren Preis zu finden, am 
wenigften find ed die Jahre 1820— 30, weil hier außers 
ordentliche Berhältniffe die Preiſe herabgedrückt haben und 
weil nach aller Wahrfcheinlichfeit die Preife fich in dem 
folgenden Decennium ſchon, oder überhaupt in der fünfs 
tigen Zeit wieder erhöhen werben. 

Sch will dieſe Hauptgrundfäge wenigſtens einigermaßen 
beleuchten. Allerdings ift einmal befchloffen und als Bafis 
aufgeftellt, daß dem Zehntheren eine volle, dem ganzen 
Kapitalwerth des Zehntbezugs entfprechende Entichädigung 
gegeben werden fol. Es ift zwar diefer Beſchluß und 
biefer Grundſatz aufgeftellt worden gegen meine Webers 
geugung und gegen meine durchaus nicht widerlegten und 
meiner Anficht nach auch nicht widerlegbaren Gründe; 
allein es ift dieß fun einmal gefchehen, durch die Macht 
Derjenigen, deren Entjcheidung oder beren Zuftimmung 
nothmendig ift, um ein Gefeß zu machen. Es ift ein uns 
bedingtes, ein abfolutes Wort und Gebot, fowohl von 
Seiten der Regierung ald auch von der andern Kammer, 
und die politifchen Gonftellationen erlauben nicht wohl, 
etwas Weitered hier zu erwarten ober zu hoffen. Die 
volle Entihadigung iſt alfo unfere Bafid und auf biefe 
Bafis muß ich mich fielen. Sch werde durchaus nicht, 
fo wenig fie meinen Grundſätzen entfpricht, daran rütteln, 
allein ich frage, was ift volle Entfchäbigung? Eine volle 
Entfchädigung ift gewiß nichtd Anderes, als der volle 
Kaufpreis, um den jebt wirklich ein Zehntrecht gefauft 
werden könnte, der volle Kaufwerth, ben jebt ein Zehnt- 
vecht, wenn ed in Verkehr kaͤme, hätte, ober auch, es iſt 
der volle Betrag der Fapitalifirten Summe bed Ertrags, 


LXIV. Situng v. 21. Sept. 4833. 35 


den das Zehntrecht, wenn es fortbeftünde, in der naͤchſt— 
folgenden Zeit haben würde. Ich glaube, daß felbft der 
Herr Regierungscommiffär mir die Wahrheit diefes Satzes 
zugeben und nicht behaupten wird, der Werth des Zehnts 
rechts beftehe in der Kapitalfumme des Ertrags, den das 
Zebutrecht in 400 oder 200 Sahren haben fann. Wenn 
man fo fpräche, dann würde ich freilich fagen, daß es eine 
abfolute Unmöglichkeit fei, etwas Weiteres zu ermwiedern, 
aber auch fagen, die Herrn Negierungscommiffäre feier 
in der Unmöglichkeit, auch nur. approrimativ zu beftimmten, 
wie hoch. der Preis hiernach feyn folle. Das Zehntrecht 
wird abgefauft, oder foll es werden, nach dem Preife ber 
nächftliegenden Fahre, und nicht nach dem, der nach eis 
nem oder mehreren Menfchenalter Statt finden Fann, denn 
das Fönnen wir gar nicht wiffen, und daher kann ed auf 
unfere Preisbeftimmung feinen Einfluß haben. Wenn wir 
uns ein Grundſtück anfchaffen, fo werden wir nicht darauf 
Bevadıt nehmen, ob etwa nach der allgemeinen aus ber 
Gefchichte entnommenen und in gewiffen Perioden einge 
tretenen Steigerung des Grundwerthes, diefer Grund nad) 
200 Jahren ein Mehreres werth ſeyn werbe, fondern wir 
werben darauf fehen, was er jeßt werth ift und gilt, und 
was jebt Der muthmaßliche Ertrag davon if. Es wird 
dieß bei der Zehmtablöfung um fo mehr Statt finden 
müflen, da ja Diejenigen, die den Zehnten abzufaufen 
haben, ihn aus dem Ertrag der nächftfolgenden Sahre, 
aus demjenigen, was ihre Gründe in den nächftfolgenden 
Sahren ertragen werden, nicht aber aus demjenigen zu bes 
- zahlen haben, was ihre Gründe vielleicht in hundert Sahren 
bei größerem Anbau, bei befferen Handelsverhältniſſen, 
bei vermehrter Maffe bes Geldes eintragen werden. Man 
Fann die jeßige Generation nicht ein Mehrere als ben 
zetzigen Werth bezahlen machen, indem man ihr für bie 
| 3. 
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folgenden Generationen die Hoffnung auf eine veichere 
Ernte oder auf einen größeren Erlös vorfpiegelt. Oder 
meint man etwa, das Zehntrecht fei ein vom Himmel ganz 
eigens privilegirted Recht, fo daß. e8 durchaus Feine Vers 
ringerung und, felbft wenn man es in.der Art von Augs 
übung verändern wollte, durchaus feine Veränderung oder 
Verminderung im Ertrag bis in die fernfte Zeit follte erlei- 
den dürfen? Glaubt man, daß für und für der Ertrag, der 
Statt gefunden hätte, wenn das Zehntrecht fortbeftanden 
wäre, daß immer und ewig der gleiche Betrag dem Rechts⸗ 
nachfolger des Zehntherrn zukommen müffe? alsdann müßte 
man eben das Zehntrecht gar nicht aufheben, denn es giebt 
fein anderes Mittel einen folchen gleichen Ertrag zu fichern, 
als das Zehntrecht in Gottes Namen fortbeftehen und es von 
der Zeit abhängen zu laffen, ob ed wirflidy bis and Ende 
aller Dinge nach feinem vollen Ertrage fortbeftehen werde. 
Es giebt gar fein Eigenthum und Befigthum, das. dieje 
Sicherheit gewährt, oder das bis and Ende aller Dinge einen 
gleichen Ertrag abwirft, Der Ertrag felbft von Grund und 
Boden hängt von verfchiedenen Verhältniffen ab, von den 
Verhältniffen des Landbaues und der Snduftrie und des Han— 
dels, von Kriegs- und Friedensjahren, von der Lebensweiſe, 
den Sitten und Bedürfniffen, fo daß man nicht mit Gewiß- 
heit fagen fann, diefer Grund und Boden, der nad) feinem 
Kaufpreis jeßt jo viel Procente trägt, werde auch nach huns 
dert Jahren eben fo viel tragen. Alles unter der Sonne ift 
"ungewiß und veränderlich, und der Ertrag des Zehntrechte 
wird doch wohl auch dahin gehören? _ : 

Ich gehe alfo von der Vorausſetzung aus,.daß die volle 
Entſchädigung darin befteht, dem Zehntherrn ein ſolches Ka 
pital zu geben, das ihm für die nächftfolgenden Jahre, etwa 
für das nächftfolgende Menfchenalter, aber nicht auf fünf- 
tige Menfchenalter hinaus denjenigen Ertrag gewährt, den 
bis jeßt der Zehnte für ihn gehabt hat. 


LXIV. Situng v. 21. Sept. 1833. 37 


Was ift aber diefer Ertrag? Er foll nad) der Behauptung 
des Herrn Regierungscommiffärs nicht aus dem mittleren 
Ertrag des Dezenniumsd von 1820 bis 30 ermittelt werden 
können, denn diefe Zeit fei zu Furz, um einen fichern Durch— 
ſchnitt zu ziehen. 

In England hat man aber bei der letzten Vorlage eined 
Gefeßes über den Zehnten für hinreichend gehalten, Die 
legten fieben Jahre zur Baſis anzunehmen, und wenn die 
fundigen und _praftifchztrefflichen Engländer fieben Jahre 
für hinreichend hielten, fo werden wir wohl auch zehn 
Sahre fir hinreichend halten fünnen, was ſchon der Herr 
Berichterftatter fo fcharffinnig und Har vor Augen geftellt 
hat, daß ich eine Sünde begehen würde, nur noch ein 
Wort darüber weiter zu fagen. Ich füge aber noch eine 
andere Betrachtung bei. Wenn wir eine größere Zahl von 
Sahren annehmen, fo fteigern wir dadurch noch die vers 
drüßliche, gehäffige und Foftfpielige Mühe und Arbeit der Bes 
rechnung und erzeugen neue Zweifel, Verwirrung und Uns 
ficherheit, deren Maffe fchon beider Annahme von zehn Jahren 
außerordentlich groß und abſchreckend ift. Wie wollten wir 
noch frühere Sahre mit einiger Sicherheit fchäßen und einen 
Durchfchnitt herausbringen, wo feine befondere Nechnung 
vorliegt? Es wäre dieß eine herfulifche Arbeit, vor ber 
Sedem grauen müßte. i 

Die Preife, hat der Herr NRegierungscommiffär gefagt, 
haben eine fortwährende Neigung zum Steigen, alfo 
auch ‚das Zehntrecht. Darauf habe ich fehon geantwortet, 
indem ich bemerfte, daß auch bei Grund und Boden die forts 
währende Neigung zum Steigen nicht in Betracht fommt ; und 
wenn der Zehntherr den Kaufpreis oder das Kapital erhält, 
fo fann er fich ja Güter anfchaffen, und diefe werden dann 
im Preife nach dem Verhältniß fteigen, wie das Zehntrecht und 
noch auf eine ficherere Bafid gebaut feyn, indem das Zehnt- 
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recht, wenn auch nach der pofitiven Gefeßgebung auf Grund 
und Boden gegründet, doch in der Natur und Wahrheit 
in der Luft ſchwebt. " 

Das Steigen ded Grundpreiſes, das Steigen ingbefondere 
der Naturalien, die das Zehnterträgniß ausmachen, ift durchs 
and ungewiß, und es find die Gründe, die der Herr Regie: 
rungscommiffar anführte, um die niederen Getreidepreife 
in dem leßten Jahrzehnt als etwas ganz Außerordentlicheg 
und nicht zum Maßſtab Dienendes darzuftellen, trüglich und 
nicht ftichhaltig, wogegen andere Gründe vorliegen, bie 
mir wenigftend wahrfcheinlich machen, daß die Preife im 
Laufe der nächften Generation nicht fteigen fondern finfen 
werben, Der erfte Grund freilich, Daß nämlich in ben 
Jahren 1820 bi8 30 die Fruchtbarfeit außerordents 
lich und beifpiellog gewefen fei, ift richtig, und ed 
wären allerdings, wenn die Sruchtbarfeit der Jahre geringer 
gewefen wäre, die Preife mehr in die Höhe gegangen, 
aber daraus den Schluß ziehen zu wollen, dem Zehnts 
herrn bei der Taration des Zehnten die Preife zu erhöhen, 
geht über all mein Begreifen und Denken, 

Weil der Zehntherr in den erften Jahren des Dezenniums 
bei außerordentlicher und beifpiellofer Fruchtbarkeit außer⸗ 
ordentlich viel Zehntgarben erhielt, darum fol nun ein 
höherer Preis ald Baſis der Berechnung aufgeftellt werden. 
Hat er denn nicht für den geringeren Preis, den er damals 
für die Zehntfrucht erhielt, den reichen Erfab durch die 
größere Menge erhalten? Ein Ueberfluß einerfeits muß 
den Mangel anderfeits erſetzen, und wie der Herr Berichts 
erftatter bemerkte, e8 handelt ſich nach unferer Baſis und 
Rechnungsart nicht um [einen Durchfihnitt des Duantumsd 
und des Preifes aller zehn Sahre zufammengenommen, ſon⸗ 
dern um einen Durchfchnitt des wirflic, vorhanden geme- 
fenen pekumären Ertrags für den Zehntherrn in jedem ein- 
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zelnen Jahr, welcher Ertrag in der Menge der Zehntgarben 
beftand, und wo fodann nad, dem Marktpreis des betrefs 
fenden Jahrs berechnet wird, wie viel der Zehnte in jedem 
einzelnen Sahr werth war. Wenn man nun alfo fagt, ja 
da war ein niederer Preis, denn ed war ein ſehr fruchts 
bares Jahr und wir fünnen diefen Preis nicht annehmen, 
fo ift dieß ein Widerfpruch. Ein Faktor ift. Heiner, der 
andere größer geworden, und das Ganze gleicht fich aus. 
Wenn man aber die fruchtbaren Jahre zur Baſis der Menge 
machte, und fagte, fo viel habe der Zehntherr zu fordern, . 
was in die Scheuer gebracht wurde, und er habe fobann 
auch das Recht, daß ihm die größere Quantität in dem 
Preiſe vergütet werde, ber in jenen Jahren Statt fand, 
wo außerordentliche Unfruchtbarfeit war, oder andere ben 
Preis erhöhende Verhältniffe obwalteten, fo geht bieß 
abermald über mein Begreifen und mein Denken. Es 
betrübt mich aber und drückt mich nieder, wenn ich bes 
merfe, daß die hier erfcheinende Tendenz, oder wenig⸗ 
ſtens die unausbleibliche Wirfung folcher Rechnungsart ift, 
daß nicht nur der Staatszuſchuß, den man ohnehin ſchon 
mit ziemlich Farger Hand den Pflichtigen gewährte, zum 
blofen Scyein oder zur baren Täufchung wird, fondern 
daß die Zehntpflichtigen dergeftalt wirklich noch weit mehr 
als den vollen zwanzigfachen Betrag, vielleicht Den dreißig— 

- fachen bezahlen müffen, und alfo unter dem Titel ber Ber 
freiung ihnen eine neue Laft aufgelegt wird ‚ bie fie vols 
lends zu Boden drücken muß. 

Der Herr Regierungscommiſſär fagt — das fran⸗ 
zöſiſche Zollſyſtem ſei auch die Urſache von dem 
Sinken des Getreidepreiſes geweſen; dieſes werde aber nicht 
fortdauern, alſo das Getreide ſpäter wieder im Preiſe ſteigen. 
Ich ſage aber, es hat gar keinen Anſchein, als ob jenes 

Zollſyſtem fo bald aufhören werde, denn es geht aus Urs 
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fachen und Quellen hervor, Die noch lange bauern werben. 
Diefed Syftem wird noch lange nicht aus den Handels⸗ 
fammern weichen, wenn es auch gleich aus der Schule 
großen Theild verbannt if. Wenn aber, wie der Herr 
Negierungscommiffär weiter fagt, fich dann die Production 
ben Berhältniffen anpaffen, aljo, wenn die Zollfperre noch 
länger dauert, die Production ſich entfprechend vermindern 
wird, fo würde alddann der Zehntherr dennoch verlieren, 
er würde nämlich zwar höhere Preife, aber weniger Zehnts 
garben erhalten. 

Auch die Veränderungen auf dem Papiermarft, bie 
das Hauptargument ded Herrn Negierungscommiffärd und 
wie eine mächtige Feftung find, wo ihn anzugreifen aller 
dings bedenklich feyn möchte, können auf mid) feinen großen 
Eindruck machen. Es wird von dem Herrn Negierungds 
commiffär felbft anerfannt, die Verminderung des Papiers 
müffe oder werde wahrfcheinlich noch länger fortdauern. 
Wenn wir Frieden behalten, fo wird noch außerordentlich 
viel Papier vertilgt werden, und wenig neue Staatsfchulden 
entitehen, alfo die Verminderung der Preife fortdauern, 
und follten wir Krieg und damit wieder mehr Papiere ers 
halten, fo würden die Zehntheren einen fchlechten Gewinn 
davon haben, fie würden alsdann die Kriegslaften tragen 
müffen, die mit befonderer Schwere auf Zehntherrii wie 
auf Bauern fallen würden, außerdem daß Kriegsjahre noch 
ganz andere Gefahren für fie mit fich führen würden, die 
nicht nur auf die Zehntgarben und die Preife derfelben, 
fondern auf den Fortbeftand dieſes Zehntrechts überhaupt 
von großem und fehr bedenflichem Einfluß feyn könnten. 
Die Ausficht auf Kriegsjahre und auf Emiffion von Staats⸗ 
papieren find demnach Fein Titel für die Erhöhung der 
Taration. Wenn diefe Wahrfcheinlichkeitsgründe des Hrn. 
Regterungscommiffärd mir nach den aufgeftellten Betrach- 


LXIV. Situng v. 21. Sept. 1833. 4 


tungen nicht fehr beweifend erfcheinen; fo will ich Dagegen 
einige andere Wahrfcheinlichfeitsgründe für fort 
währendes Sinfen, oder wenigftend Nichtfleigen ber 
Naturalienpreife anführen. 

Die erfte Betrachtung bezieht fich auf den gegenwärtigen 
Zuftand des Handeld und der Induftrie, auf die uners 
meßliche Vervollfommnung und Ausbreitung beider und Das 
hiernach zu bemerfende Sinfen aller Erzeugniffe in ihrem 
Preiſe, insbefondere auf die außerordentlichen Anftalten, mit 
denen man in den älteften Zeiten nichts von ferne Aehns 
liches hatte, zur Beförderung des Transports der Waaren. 

Die Wirkungen der Eifenbahnen, der Kanäle und der 
Dampfichifffahrt find ganz unermeßlich; fie fchneiden die 
entfernteften Diftanzen ab, und verwandeln die ganze 
commerzielle Welt wie in einen einzigen Marktplatz, wo⸗ 
nach die Fruchtbarkeit in den entfernteften und ärmſten 
Gegenden auf die Preife in den bevölfertften und wohlhas 
bendften wirft, fo daß man jebt gar nicht mehr vermuthen 
fann, die Preife des Getreides werden fteigen. Fürwahr! 
auch die Weinpreife werben in unferem Lande nicht fteigen, 
wenn bie franzöfifchen Weine auf den Kanälen und Eifens 
bahnen mit fehr geringen Koften in unfere nächfte Nähe 
fommen. Ebenfo wenig werben die Getreidepreife fteigen, 
wenn auf demjelben Wege franzöfifches Getreide oder 
Getreide, das die Franzofen vom Ausland erhalten, in 
die Schweiz gebracht wird. Die neu eröffnete Schifffahrt 
nad dem fchwarzen Meere, deffen Umgebung und Nach—⸗ 
barfchaft die fruchtbarften Getreideländer find, insbefondere 
die nähere Verbindung mit dem füdlichen Rußland, die be- 
vorftehende Kolonifation von Algier, der Verkehr mit den 
an Production aller Art reichen Ländern Amerika's weiffagen 
und ein Sinfen der Naturalienpreiſe und feineswegs einSteigen 
berfelben. Diefe Betrachtung ift von großer Wichtigkeit, 
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und ber rafche Auffchwung von Amerika in jeder Beziehung, 
in der Landwirtbfchaft und in der Induftrie, nimmt ung 
auch die Hoffnung, daß die Gold, und Silberminen Ames 
rifa’8 fir und werden ausgebeutet werden. Nein, ed mwirb 
vielmehr das europäiſche Gold almählig nach! Amerika 
fommen. Jetzt fchon ftrömen große Geldfapitale europäifcher 
Staatsbürger nad; Amerifa, weil fie eben das Glüd in 
ben europäifchen Ländern nicht mehr zu ertragen vermögen 
und daher auswandern und fich in die neue Welt begeben, 
um alldort ein geringeres Glück zu fuchen. Dieſe Geldfas 
pitale werden rafche Fortfchritte des Ackerbaues und rafche 
Fortfchritte der Induftrie und des Handels in Amerifa hers 
beiführen. Es wird dort wohlfeiler fabrizirt werden, und 
diefe überfeeifchen Bewohner werden und den Rang ablaufen. 
Sc fage, wir werben unfer Geld nach Amerika fihiden. 
MWenigftens wird die Handelöbilanz für und eine fchlechte 
feyn. Will man ung auf das Gold und Silber aus Sibirien 
vertröften, fo werben nod) mehrere Menfchenalter hingehen, 
bis der Einfluß auf uns auch nur des Nenuend werth ift, 
und dann wird Rußland vermöge bed ungeheneren Umfangs 
ſeiner übrigen Macht auch eine Handelspräpotenz auf ung 
ausüben. Uns wird jenes Geld nicht zu gut kommen, ſon⸗ 
dern Rußland wird damit größere Armeen ausrüſten, bie 
unfere Freiheit bedrohen, und wenn dieß gefchieht, fo 
wird auch unfere Production und unfer Neichthum gewiß 
feinen Aufihwung nehmen. 

Der dritte Grund, daß die Preiſe finfen werben, iſt Die 
Abfchaffung des Neubruchzehnten, die unmwiders 
ruflich geſchehen ift, und ich muß bier auf die Bemerfuns 
gen antworten, welche der Herr Regierungscommiſſär in 
. feinem Bortrag befonders gegen mich . gerichtet hat. Er 
hat den Sat beftritten, daß durd) Aufhebung bes Zehnten 
ein Sinfen der Raturalienpreife werde bewirft werben, ſich 
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deßhalb befonders auf Frankreich berufend, weil dort dieſes 
Sinfen nicht Statt fand. Er bat aber hier vergefjen oder 
überfehen wollen, welche Berhältniffe in Frankreich das 
Sinfen der ©etreidepreife nach Aufhebung des Zehnten 
verhindert haben, Es fam darauf der Sturm der Revo: 
Intion mit allen feinen Schreden, die jungen Leute wurden 
in die Feldlager abgerufen, und der Pflug blieb in ben 
Händen der Weiber und der Greife. Dort wurde auch 
eine ungeheure Maffe von Papiergeld emittirt, und das 
durch auch die Preife künſtlich gefteigert. Als dann fpäter 
der Krieg eine andere Wendung nahm, machten ſich die 
Franzofen durch ihre Eroberungen zum Herrn des euros 
päifchen Geldes, und wo viel Geld ift, find die Waaren 
theuer. Diefe Verhältniffe muß man allerdings in Betrach» 
tung ziehen, und in der neueften Zeit, nad) der Neftaus 
ration, hat die Grundariftofratie in Frankreich durch Zolls 
gefeße Fünftlich ein Steigen der Naturalienpreife bewirkt. Im 
Intereſſe der großen Grundbeftger in Frankreich wurde das 
fremde Getreide faft ganz ansgefchloffen und noch andere 
verfchiedene Anftalten getroffen, die die Preife künſtlich 
erhöhten. Frankreich ift überhaupt binfichtlich der Natus 
rolproduction namentlich des Getreides nicht fo reich als 
wir, e8 hat daran durchaus feinen Weberfluß, und wenn 
es nicht von Außen dergleichen erhielte, fo würde es dort 
fehr theuer ſeyn. Dieß beweist befonders der Plan, den 
die Soalition am Anfang der Revolution machte, Frank 
reich anszuhungern, welchen Plan man mit VBerftand nicht 
machen Fonnte, wenn man hätte glauben fünnen, daß 
Frankreich felbft fehr viel prodneirt. Sich muß übrigens 
noch eines Mipverftändniffes erwähnen. Wenn der Herr 
Regierungseommiffär ‘gegen meinen Sat, daß die Auf 
bebung des Zehnten die Getreidepreife finfen mache, auf 
tritt, fo vergißt er, daß jeßt nicht von dem Sinfen des 
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Preifed von Getreide bei der Aufhebung des Zehnten 
überhaupt die Rede ift, fondern daß ich hier nur das; 
jenige Sinfen in Anſpruch nehmen fan, welches die noth- 
mwendige Folge der Aufhebung des Neubruchzehnten 
ift; denn die Frage, ob das Getreide nad) der allgemeinen 
Aufhebung des Zehnten wohlfeiler oder theurer feyn wird, 
hat zwar Einfluß auf die Anfprüche der Pflichtigen an 
den Staat, ihnen einen größeren oder Fleineren Beitrag 
zu geben, aber ed hat feinen Einfluß auf die Frage, wie 
viel man dem Zehntherrn zu feiner Entfchäbigung geben 
fol. Wenn ed auch hierauf von Einfluß wäre, fo würde 
ich mich auch wirklich gegen den Herrn Berichterftatter auf 
Iehnen , der, freilich in Webereinftimmung mit mehreren 
nationalöfonomifchen Schriftftellern, behauptet hat, daß die 
entferntere Wirfung der Zehntabfchaffung die Preiserhöhung 
feyn werde, weil alsdann auch die ſchlechteren Felder arger 
baut würden, und nach dem Gulturpreis der fchlechtern 
Felder fich der Preis der Producte aller Felder richte. Dieſes 
ift eine fcheinbare, aber unrichtige Behauptung. Nach dem 
Preis der Früchte überhaupt richtet fich Die Ausdehnung der 
Eultur. Wenn der Preis der Früchte .einen gewiffen Grad 
erreicht hat, fo, Daß er auch den Anbau eines fchlechten Bodens 
Iohnt, fo wird diefer angebaut und wenn der Anbau eines 
fchlechten Bodens nicht mehr die Arbeit und die ſchweren Vor⸗ 
auszahlungen zahlt, fo Laßt man denfelben unbebaut. Es iftalfo 
umgefehrt. Nicht der hohe Preis ift die Wirkung des Anbaus 
von fchlechten Gründen, fondern der Anbau der fchlechten 
Gründe iftdie Wirkung von hohem Preis. Nun aber ift der Neus 
bruchzehnte abgefchafft, und ich glaube, daß der Herr Negies 
rungscommiffär den Satz nicht umftoßen wird, daß die Ab- 
fchaffung diefes Zehnten die Preife herabdrücken werde — ce- 
teris paribus nämlich, weil noch andere Verhältniffe dabei 
ind Spiel fommen. Läugnen kann man diefen Sab, aber 
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widerlegen nicht, Durch bie Abfchaffung des Neubruchzehnten 
ift eine Productiondgattung oder eine Klaffe von Produzenten 
ing Leben gerufen, welche die außerordentliche Auflage des 
Zehntend nicht bezahlt, alfo auch wohlfeiler das Fabrikat, 
nämlich die Grescentien geben kann, und in Concurrenz mit 
dieſem muß nun auch der zehntpflichtige Bauer fein Getreide 
wohlfeiler geben, und ed würde alfo mwohlfeiler werden, 
wenn wir auch den Zehnten im Allgemeinen nicht abfchaffen. 
Man wird nicht fagen, die Menge der Neubruchzehntfelder 
fei nicht groß, denn ich Fenne mehrere Gemeinden, wo einige 
-400 Morgen aus dem Neubruchzehnten gefommener Güter 
vorhanden find, -und andere Gegenden fenne ich, wo die 
Zahl noch von größerer Bedeutung werden kann, denn 
jet ift die Ermunterung da, nicht durch den höhern Preis, 
fondern durch die Befreiung von der unerfchwinglichen 
Zehntlaft, wodurch dann vergleichungsweiſe die Koften ges 
‚ringer, oder der Ertrag größer wird, indem ohne jene 
Befreiung der Nettoertrag größtentheild oder ganz dem 
Zehntheren gegeben werden müßte. Daher würde gefchehen, 
wenn man den allgemeinen Zehnten nicht abfchaffte, 
daß eine Menge von jebigen zehntbaren Gründen öde 
liegen gelaffen, oder zu Wald angelegt würden. Ein 
Wechſel der Eultur würde entftehen; man würde die fluch- 
beladenen Felder verlaffen, und die mit dem Gegen ber 
Freiheit begabten anbauen. 

Aus diefen Verhältniffen geht fonnenflar hervor, daß 
die nothwendige Folge der Neubruchzehntabfchaffung ein 
Sinfen der Preife der Naturalien ift, und zwar nicht auf 
ganze furze Zukunft, fondern auf ein Menfchenalter und 
noch. weiter hinaus, weßhalb alfo der Durchfchnittspreis 
von den nächftverfloffenen Sahren ein mehr ald billiger ift. 

Sch bin alfo weit entfernt, mich in irgend einen Vers 
mittlungsvorfchlag einzulaffen, hier wo die Gerechtigkeit 
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fo laut fpriht, bier, wo es ſich um alle Klaffen des 


Staatö handelt, indem der hohe Preis, den man bier fefts 
feßen wollte, von der Gefammtheit im Staatszufchuß auch 
mit bezahlt werden müßte. Hier find alfo auch die Ger 
werbös und Handelsklaſſen die Streitgenoffen der Zehnts 
pflichtigen. Will man wirklich einen übermäßig erhöhten 
vierfachen Betrag bezahlen, damit die Pflichtigen von der 
ganzen Ablöfung feine Wohlthat, fondern eine Bedrüdung 
erfahren, will man wirklich die Pflichtigen mit fo hohem 
Betrage drücken, bamit ber Grundfloc einen Zuwachs 
erhalte? Das ift eine ungerechte Vermehrung und ich bes 
haupte, daß allerdings die Taration, wie fie. vorgefchlagen 
ift, eine folche ungerechte Bermehrung hervorbringen würde. 
Sept fchon liegt das Geſetz in einer kümmerlichen Geftalt 


vor und, bejonderd nach dem geftern gefaßten Beichluß, 


von dem ich übrigens hoffe, daß er in der andern Kammer 
eine Mobiftcatioun erfahren werde, indem er den Intereſſen 
der Zehntherrn felbft wejentlichen Nachtheil bringt, nämlich 
die Luft der Zehntabfchaffung aufhebt, und fie felbft in 
ber Eigenfchaft ald Zehntholde der größten Beläftigung 
unterwirft, neben dem, daß ihnen ‚die ganze Maßregel 
nichts nügt, fondern nur ſchadet. Das Geſetz iſt alfo 
durch die Reihe von Befchlüffen, die wir gefaßt haben, in 
einem fo Fümmerlichen Zuftand, daß ich fehr zweifle, ob 
ich mit gutem Gewiſſen, d. h. unbefchadet meiner Leber: 
zeugung, meine Zufttnmung dazu noch geben kann. Sollte 
aber in Beziehung auf die Taration des Durchſchnitts⸗ 
ertragd auch nur ein Vermittlungsvorfchlag angenommen 
und von dem fo billigen Borfchlag der Commiſſion abge 
gangen werben, alsdann könnte ich wahrlich in der Maps 
regel der Zehntabjchaffung Feinen Ruhm mehr für bie 
badifche Gefeßgebung, und Feine Wohlthat für die Zehnt: 
pflichtigen, fo wie auch Feine Wohlthat für die Gefammt; 
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heit mehr erkennen, fondern ſeufzend bei der Enbabftimmung 
wein Nichtein verſtanden auöfprechen. Sch unterftüge 
den Commiffionsantrag. 

Staatdrath Nebenius: Bor Allen muß ich das zweis 
dentige Kompliment über bie dialeftifche Kunſt, die mir der 
verehrte Redner gegenüber beilegt, von mir ablehnen. ch 
habe Ihnen nach beftem Wiffen und Gewiffen die Thatfas 
‚chen, die mir befannt waren, mitgetheilt und aus biefen 
Thatfachen Folgerungen gezogen. Wenn man bagjenige, 
was ich fagte, genauer prüft, fo wird man finden, daß ich 
mit Borficht mich ausgedruͤckt, und wohl unterfchieden habe, 
zwifchen den Folgerungen, die ich z09 zur Unterftüßung 
des Antrags auf Annahme der Periode von 1811 bis 1830, 
und zwifchen den Folgerungen, die ich in Beziehung auf den 
Vorſchlag Ihrer verehrten Commiſſion gezogen habe. 

Rüuͤckſichtlich des letzten Vorſchlags kann ich mit vollfoms 
mener Ueberzeugung ſagen, daß die Entfchädigung, die auf 
diefe Grundlagen hin bemwilliget würde, zu nieder wäre. 
In Beziehnng anf die Sahre von 1811 bis 1820 könnte ich 
als ehrlicher Mann nicht fagen, daß ich mit gleicher Si⸗ 
cherheit dafür bürgen möchte, daß jene Jahre gerade das 
rechte Maß geben. Es traten in diefer Periode allerdinge fo 
verfchiedene außergewöhnliche Wirkungen ein, daß nur eine 
ungefähre Abwägung oder ein allgemeines Ermefjen eintreten 
kann. Sch habe Ihnen nur die Gründe entwickelt, die darauf 
fchließen Iaffen, daß die Wirkungen der außerordentlichen 
Urfachen entgegenfefegter Art ſich ungefähr bilanziren. Ich 
fehe aber wohl ein, daß man.eine andere Anficht haben kann, 
weil die Sache fein Gegenftand einer mathematifchen Bes 
rechnung tft. 

Was nun die Einwendungen des Herrn Abg. v. Rotted 
gegen meine Behauptungen betrifft, fo habe ich vor allen 
Dingen anzuführen, daß ich Tediglich eine gerechte Entſchä⸗ 
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digung für die Zehentberechtigten verlange, nach bem gegen- 
wärtigen Zuftande ber Eultur und der Production, und 
durchaus nicht will, daß man Rüdficht nehme auf die mög» 
liche Verbefferung der Preife und auf die Ausdehnung, die 
die Production unfered Landes noch erhalten werde. Nur 
das habe ich beftritten, daß es gerecht ſei, Preife anzuneh⸗ 
men, die, wenn man auf die 40 legten Sahre zurückgeht, 
die niedrigften find, die man finden kann. Sch habe nachge⸗ 
wiefen, daß die Einwirkung außerordentlicher Einflüffe in 
der Periode von 1821 bis 1830 angenommen werden müffe, 
und gezeigt, daß die außergewöhnlichen Lirfachen, die, unabs . 
hängig von der Fruchtbarkeit der Ernten, in den Jahren 
1821 bis 1826 auf die Preife eingewirft haben, in ber naͤch⸗ 
ften Zukunft nicht zu erwarten find. Sch brauche mich dars 
über nicht weiter ausführlich auszufprechen. Der Herr 
Redner gegenüber will den gegenwärtigen Zuftand ald Baſis 
für die Berechnung ded Ertrag anwenden. Sch würde aber 
die Pflichtigen fehr bedauern, wenn man nur die leßtvers 
floffenen Jahre, nämlich die Sahre 1831 und 1832 als 
Mapftab annehmen wollte. 

Sch möchte auch den Herrn Abg. v. Rotted fragen, ob 
er im Jahr 1821, wenn man damals die Ablöfung ded Zer 
henten der Kammer vorgefchlagen und die frühern 10 Sahre 
von 1811 bis 20 als Baſis für die Berechnung bes mitt 
leren Ertrags vorgefchlagen hätte, es nicht für angemeffen 
erflärt haben würde, Rückſicht auf die Urfachen zu nehmen, 
die in jener Periode eingewirft haben, fo wie auf die Ur- 
ſachen, die wahrfcheinlich in der nächften Zeit ihre Wirfung 
äußern würden? Damals würde ich diefelbe Sprache geführt 
haben, die ich heute führe, und den Maßftab von 1811 bie 
1820 für eben fo vermwerflich erklärt haben, als ich gegen⸗ 
wärtig die Annahme ded Dezenniums von 1821 — 30 für 
unzuläffig erfläre. Der Herr Redner hat richtig bemerkt, 
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daß ich von einer fortrwährenden Neigung der Preife zum 
Steigen gefprocdyen habe, aber unrichtig ift, daß ich, auf 
diefe Thatfache mich ſtützend, gefolgert hätte, es müffe den 
Berechtigten eine höhere Entfchädigung bewilligt werden, 
als ihnen nad) dem gegenwärtigen Werthe des Zehnten 
gebühre. Ich habe aus jener Thatſache nur gefchloffen, 
daß ed um fo ungerecdhter wäre, dad niederfie Dezennium 
unter vier Dezennien zu wählen, da nach durchfchnittenen 
längeren Perioden ein Steigen der ©etreidepreife nach dem 
natürlihen Gang der Dinge zu erwarten fei. Der Herr 
Redner ift in denfelben Fehler gefallen, den er mir vorge⸗ 
worfen hat; allein ich kann ihm diefen Fehler nicht vorwers 
fen, weil ich ihn für feinen halte. Er hat von den Urfachen 
geſprochen, die nach feiner Anficht den Preis der Aderbaus 
erzeugniffe herabdrücken werden und dabei insbefondere auch 
der Wirkungen des, franzöfifchen Zollſyſtems gedacht. Er 
hat mic aber mißverftanden, indem er voraudfegte, ich 
hätte behauntet, daß diefes Syitem fallen werde. An den 
Fall des franzöfifchen Zollſyſtems in der nächiten Zeit glaube 
ich keineswegs; ich habe nur behauptet, daß diefes Syſtem 
auf unfere Getreidepreife im Durchfchnitt mehrerer Jahre 
feinen: wefentlichen Einfluß ausüben werde, aus dem ganz 
einfachen Grunde, weil durch ein Syftem oder durch einen 
Act der Zollgefeßgebung fein Getreide gefchaffen werden 
Fan. Wenn das Getreide fehlt, wenn die Preife fteigen, 
fo müffen die Thore der Douanen geöffnet und das fremde 
Getreide hereingelaffen werden. Die ganze Wirkung ber 
frangöfifchen Gefeßgebung befteht nur darin, daß jetzt zeits 
weife gefchieht, was früher regelmäßig gefchehen ift, aber 
mit dem großen Nachtheil für Franfreihh, daß es, wenn 
die Einfuhr geftattet wird, höhere Preife zahlen muß. Im 
Durchſchnitt wird alfo dieſe Maßregel auf unfere Preife 
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eher wohlthätig als nachtheilig einwirlen, nämlich höhere 
Durdfchnittspreife herbeiführen. 

Sc muß noch auf ein weiteres Mißverftändniß aufmerk⸗ 
fam machen. Der Herr Redner gegenüber hat behauptet, 
ich hätte zugegeben, die Verminderung der Papiere fchreite 
vorwärts. Im Gegentheil; nachdem der gezwungene Ums 
lauf von Papier in mehreren Staaten aufgehört hat, 
nimmt die Menge der frei umlaufenden Banfpapiere überall 
zu. Betrübt hat mich, daß der Herr Abg. v. Rotteck 
bemerkt, ich hätte die Möglichfeit des Ausbruchs eines 
Kriegs ald einen Titel für die Erhöhung der Entfchädis 
gung der Berechtigten betrachtet. Ich habe Ihnen, meine 
Herren, nur die Wechfelfälle angegeben, die in der Zufunft 
eintreten Fonnen, um zu zeigen, daß alle foldye Wechſel⸗ 
fülle den Zehntberechtigten ungünftig, und den Zehuts 
pflichtigen günftig find, und daß es daher um fo unge 
rechter wäre, ein Decennium anzunehmen, in welchem 
ganz ungewöhnliche Ereignifje die Preife drückten. Es fcheint 
mir faft, daß bei der Anwendung, die ber Herr Redner von 
meiner Behauptung in diefem Punkte machte, er eine Heine 
Probe jener Kunft hat ablegen wollen, die er mir zufchrieb.. 

Ich gehe über zu den Gründen, aus denen behauptet 
wird, daß in Zukunft die Preife der Aderbauprobufte 
bei und abnehmen. Meine Herrn! wenn dieß auch nur 
einigermaßen wahrfcheinlich gemacht werben fünnte, fo _ 
würde ich allerdings der Großherzogl. Regierung rathen, 
unter den gegenwärtigen Preifen ftehen zu bleiben. Es 
wäre fehr bebauerlich, wenn ein Preis angenommen würde, 
ber bebeutend höher wäre, ald der Durchſchnittspreis der 
nächlten 10 oder 15 Jahre. Diefe Annahme it aber, wie 
ich. Ihnen ausführlich. gezeigt habe und hier nicht wieder⸗ 
holen will, durchaus unzuläffig, und die Gründe, die ber 
Herr Redner angeführt hat, find meiner Anficht nad) nicht 
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geeignet, dasjenige zu entfräften, was ich früher vortritg. 
Er bat von dem Einfluß der Getreideprodnction in der 
Krimm und von dem Einfluß des Aufblühens des Aders 
baus im den nordafrifanifchen Küftenländern geſprochen. 
Diefe Ereigniffe, wert fie auch eintreten, wirfen duf uns 
nicht im Mindeften ein. Der Markt unferer Ackerbauer⸗ 
zeugniffe ift gegen Süden begrenzt durdy den Sura und 
die Alpen. Das mas Jenſeits gefchieht, hat auf uns 
einen Fleinen, ich möchte fagen, gav feinen Einfluß, und 
ich brauche mich deßhalb nicht darauf einzufaffen, nach⸗ 
jumeifen, daß wenn auch jene Erweiterung der Produc⸗ 
tion eintritt, die Wirkung nicht entftehen wird, von ber 
der Abg. v. Rotteck gefprochen hat. In Beziehung auf 
Amerifa hat ed mid überrafcht, daß uns die Ausficht 
eröffnet wurde, wir würden künftig Amerifa mit Gold und 
Silber verfehen. Das wird fo wenig gefchehen, ald dag 
jemald der Rhein von Holland nad; den Alpen fliegen 
wird, Ich habe allerdings davon: geſprochen, daß bedeu⸗ 
tende Sapitale von Europa nad Amerika fließen Der 
Herr Abgeordnete fcheint aber zwei verfchledene Dinge zu 
verwechfeln, bad Geld, die edlen Metalle und die Sapitale, 
Es beftchen in England verfchiedene Compagnien, bie bedeu⸗ 
tende Sapitale von I, 2 und 3 Millionen Pfund Sterling 
verwenden, um den Bergbau im Amerika: zu befeben , fie 
ſchicken aber fein Gold und Silber dahin, fordern wollen 
edle Metalle von dorther beziehen, und wiffen, daß es 
andere Mittel giebt, einen Lande Gapitale zw verfchaffen, 
als durch Sendungen: von Gold und Silber. Was die Ders 
gleichung mit Frankreich betrifft, ſo bin ich zum zweitenmal 
miß verſtanden worden, und ich muß deßhalb wiederholt 
darauf aufmerkſam machen, daß es, um Aber die Wirfung 
der Zehntablöfung auf die Preife zu urtheilen, wohl Bein 
fichereres Mittel giebt, als eine ſolche Vergleichung, bie man 
4 El 


a 


52 Berhandlungen der 1, Kammer. 


zwifchen zwei Ländern anftellt, wovon das eine den Zehnten 
verloren, und das andere folchen behalten hat, diefe Vers 
gleihung kann in der Art mit Sicherheit angeftellt werden, 
daß man von dem Zeitpunft an, wo diefe Maßregel außs 
geführt worden ift, und der Gegenwart, mit Rüdficht auf 
andere Urſachen der Preidveränderung, die Preisverhältniffe 
unterfucht. Wenn in den 1780r Jahren die Getreidepreife 
im Elſaß und bei und auf dem Niveau ftanden und jet die 
Öetreidepreife im Elfaß viel höher ftehen, als bei ung, fo 
fage ich unter einer beſtimmten Borausfegung, daß die Zes 
hentabfchaffung im Elfaß die Preife nicht herabgedrückt hat, 
unter ber Borausfegung nämlich, daß im Elfaß oder in 
ganz Franfreich die Bevölkerung nicht in einem weit ſtärkern 
Map geftiegen ift, als bei und — und daß feine andere 
Einwirkung nachgewiefen werden kann, welche jene behaups 
tete Wirkung der Zehntablöfung aufheben konnte. Nun ift 
aber eine ſolche Einwirkung nicht nachgewiefen worden, und 
die Bevölferung in Frankreich ift nicht nur nicht ftärfer, 
fondern weniger gewachfen als bei und, und ed hat baher 
die Aufhebung des Zehnten auf die Preife den behaupteten 
Einfluß nicht gehabt. 

Mad den Neubruchzehenten betrifft, fo find die Bemer⸗ 
— des Herrn Abg. v. Rotteck hierüber gegen den 
Herrn Regierungscommiffär neben mir gerichtet, der ohne 
Zweifel die Sache befjer zu vertheidigen wiſſen wird, als ich. 

Buhl: Der Abg. v. Rotteck hat gefprochen und- Die 
Minen meiner Anfichten über die Sache fo ausgedeutet, daß 
ich nichtd mehr zu fagen weiß, Ich habe mir notirt gehabt 
„Kriegsjahre geben feine Regel.“ „Amerika, Schiffahrt, Neu⸗ 
rott, Weinzoll ꝛc.“ Ueber alles diefes hat Der Abgeordnete 
v. Rotteck beffer geſprochen, ald ich es natürlich vermocht 
hätte. Sch halte mich daher nur an einzelne Thatfachen. 
Was den Weinzoll betrifft, fo kann man den Unterfchied 
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zwiſchen zehntfreien und nicht zehnttfreien Ländern rückſichtlich 
des Preifes erft ganz erfennen, wenn man nach Rheinbaiern 
blickt und weiß, daß win 90 fl. per Fuder Eingangszoll ans 
legen müffen, um und vor den rheinbairifchen Weinen zu 
ſchützen. Diefe Anlegung des Weinzolls von 9 fl. ift in die 
Jahre 1820 — 1830 gefallen, und erhöht folglich den Durdys 
fehnittspreis für den Weinzehnten bedeutend. Daß die Neus 
brüche großen Einfluß auf die Breife in Zukunft haben müffen, 
iſt, wenn je eine Neigung zum Steigen der Preife der Agris _ 
enlturerzeugniffe vorhanden ift, unzweifelhaft, denn wenn 
bie Bevölferung nad) der Meinung des Herrn Regierungss 
commiffard zunimmt, wie ich auch als wahr erfeine, ſo 
macht fie ſich Platz und fie hat bei ung noch viel Raum, Die 
Wälder werden, wie in ARheinbaiern und Rheinpreußen, auf 
dem platten Lande der Bevölferung weichen, und ed wird 
ber Weizen auffeimen, wo jest noch. Eichen ftehen. 

Was die Ausficht rückfichtlich der Wanderung der Kapitale 
nach Amerifa betrifft, fo hat der Abg. v. Rotteck gegen 
bie Nede des Herrn Staatsraths Nebeniug hierin erflärt, 
daß er den Abzug der Kapitale durch die Auswanderer meine. 
Sch muß aber hiezu bemerfen, daß e3 jebt ſchon hie und da 
Eompagnien giebt, die ihre Blicke nach. Amerika wenden 
und dort ihre Kapitale in Gütern anlegen, von denen fie 
hoffen, daß fie folche in der nächften Zufunift mit großem 
Nutzen verkaufen können, und wie fohnell in Amerika die 
Fortfchritte find, iſt Ihnen Allen befannt, und zwar in Hins 
ficht auf Dinge, die wir kaum zu denfen wagen, und bie im 
diefem Lande, welches man jett noch das Land der Wüſte 
nennen kann, entftehen, fo fpricht Newhauſe von einer 
Eifenbahn von Mannheim nach Bafel, die Viele zu den 
fanguinifchen Hoffnungen rechnen, während man in Amerifa 
fich.jegt mit dem Unternehmen einer folchen Eifenbahn von 
Newyork bis Neuorleans befrhäftigt, welche die Staaten 
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yon Nordamerika, beinahe auf ihrer gangen Strecke von Norden 
nah Süden burchichneiden fol, Mir ift es nicht allein um 
bie Getreidepflanzen, fondern mehr noch um die Wein, 
pflanzen bange; da ich aus zuverläßigen Nachrichten weiß, 
daß aus einem Reborte Rheinbaierns ein Mann mit einer 
Ladung von Rebſetzlingen nach Amerika gieng, welche er mit 
gutem Gewinn, man fagte von 4700 fl., abſetzte; dieſer 
folgte eine Sendung um die andere, befonders aus einer 
großen Pflanzenhandlung im oberrheinifchen Departement> 
yon ber noch immer Berfendungen gemacht werden, und dieſe 
Maſſe von Reben find dort angepflanzt, und werden in 
kurzer Zeit ihre Früchte tragen. Was die Concurrenz allein 
noch hindert, ift der Mangel an Händen, wodurch der 
Arbeitslohn noch theuer iſt, Für Diefe Hände aber forgen wir, 
denn mir ſchicken fie hin, 

In Anbetracht diefer Umftände, muß ich den Preis ber 
Ackerbau⸗ und Weinbauproducte auf dem Eulminationspunft 
ſtehend erachten, wenn nicht außerordentliche Ereigniffe 
eintreten follten, die ihn noch höher hinauf treiben, Man 
fagt, die Beränderungen im Geldinarfte und die Meffen deg 
Geldes hätten befonders in der letzten Zeit die Früchte in die 
Hohe getrieben, allein Gleiches müßte mit den Goloniak 
waren der Fall feyn, während die Letzteren jeßt in einem 
Preife ſtehen, der noch nie eingetreten ift. Eben fo ift es mit 
andern überfeeifchen Produeten, die der Lurus fordert, und 
die troß dem Gelbüberfluß auf einem niederern Preife ftehen 
als je, Die zehn Jahre, die die Commiſſion zur Norm ats 
nahm, enthalten alle Chancen, die in einem ftabilen Zuftand 
möglich find, Wir wurden von der Regierungscommiffion 
ſchon oft verfichert, daß wir in dieſer Hinficht auf eine längere 
Zeit gefichert feien, und wenn diefe Sicherheit ba ift, fo. 
können auch für biefe Zeit die Chancen nicht eintreten. Die 
Wechſelfaͤlle aber, die in den Ießten zehn Sahren Statt fanden, 
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waren reiche Ernten, welche niedrige Preife erzeugen mußten; 
aber auch weniger gute Jahre und Ausfahren, die die Preife 
erhöht haben. Wir haben feldft einen gewiffen Kriegszuftand 
in diefen zehn Jahren gehabt, der auf die Preife einwirkte, 
nämlich die Berproviantirung ber Feftungen am Rhein, bie 
Unruhen in Belgien und die großen Beobachtumgäheere. Wir 
hatten Mißwachs in Frankreich und auch in der Schweiz 
war Mangel, wodurch die Ausfuhr dahin fich belebte, Furz 
ich kenne feine Chance, bie bei dieſem Zuftande benfbar 
nicht vorgefommen wäre. Hinfichtlich des Weins ferbft find 
Mipjahre eingetreten, und wir haben noch den unglücklichen 
Fall mit den Zöllen, bie vielleicht fehr bald durch Handels⸗ 
oder Zollverträge verändert werden, lauter Dinge alfo, bie 
die Annahme diefer zehn Jahre rechtfertigen, welche bie 
Commiſſion in Vorfchlag gebracht hat, auf deren Annahme 
ich flimme. 

Seltzam: Die von ben Herren Kegierungssonmiffären 
einerfeitd und unferer Commiſſion Anderfeits aufgeftellten 
Grundfäse und Thatfachen halte ich für hinreichend ers 
örtert und beleuchtet; ich will nur noch eine kurze Bemer⸗ 
fung zu der Hauptfrage machen. Ich theile die Anficht des 
Abg. Merk, daß eine Durchfchnittsperisde, die ver Gegens 
wart am nächften liegt, auch die angemefjenfte feyn dürfte, 
weil ich glaube, daß mit einer folchen Periode auch alle 
Wechfelfälle ver neueften Zeit, befonders biejenigen Vers 
hältniffe billig dargeftellt werben, die, wie z. B. bie fo 
fehr influirenden fteigenden Populationsverhältniffe, zu 
einer gerechten Preidermittlung auch einer gerechten Bes 
rückfichtigung zu verdienen fcheinen. In diefer Richtung 
hatte ich mir vorgenommen, nach wiederholter Erwägung, 
den Borfchlag zu machen, die Periode vom Jahr 1823 bis 
1833 zum Grunde zu lege, was dann auch ein Vermitt⸗ 
Iungsvorfchlag hätte ſeyn fünnen, weil dann einige von 
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ben jogenannten außerordentlichen wohlfeilen Jahren 
herausgefallen feyn würden. Diefe Berechnungsmweife fchien 
auch zunächft mit der bisherigen Praxis befreundet, die 
bei den Gerichten bei Entfcheidung ähnlicher fpeciellen Ent: 
fcheidungsfragen Statt fand. Bekanntlich wurden viele 
Reelamationen, befonders von. grumdherrlichen Beamten 
über Bejoldungsverfürzung eingebracht; unter diefen Bes 
foldungsverfürgungen waren auch größtentheild Naturalien, 
wo nun immer der Fiscus verurtheilt worden ift, deßfalls 
nachträglicdy und in Zufumft zu bezahlen, wurde die Durchs 
fehnittöperiode der Teßten zchn Jahre, von dem laufenden 
Jahre rückwärts gerechnet, angenommen. 

Ich würde mich aber and) entjchließen, dem Antrag des 
Abg. Merk eventuell beizutreten, nämlid) diefer Periode 
noch einige Jahre rückwärts beizufügen, eder in diefer Hin: 
ficht mich mit der Beftimmung zu vereinigen, wie fie anders 
wärts Plab gefunden hat, 3. B. in Sachfenweimar, im 
Königreich Sachjen, wo eine Durchfchnitteperiode von den 
legten vierzehn Sahren mit Auswerfung der zwei höchiten 
und niederſten Jahre adoptirt Be was ziemlich Daffelbe . 
Refultat haben dürfte. 

Regenauer: Meine Herren, es find hier brei verſchie— 
bene Gegenftände zu beachten. Es iſt nämlich eine: Durch— 
fehnittöperiode für das Getreide, eine zweite fir Die Ges 
wächſe des Heinen Zehnten, und eine dritte für Den Wein— 
zehnten zu beftimmen. 

Was die Periode für Das Getreide und die Gewächſe des 
Fleinen Zehnten betrifft, fo wird man fie unter einem und 
bemfelben Geſichtspunkt betrachten können, denn die Preife 
des einen wirken gewöhnlich auf die Preife der andern, ber 
Anbau des einen auf den Anbau der andern ein, Anders vers 
hält es ſich mit der Preisperiode für Den Wein, wo überhaupt 
noch feine Gründe vorgebracht worden, die den Vorſchlag 
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der Negierung in irgend einer Weiſe befümpfen oder gar euts 
kräften, und ich glaube fait, daß der Vorfchlag. der Negies 
rung, der in dem erften Dezennium mehrere totale Fehlherbfte 
hat, wirklich für die Pflichtigen milder ift, als der Borfchlag 
ber Commiffion. — Die Regierung hat in Beziehung auf die 
Preisperiode die Jahre 1811 bis mit 1830 gewählt, aber, 
was nicht bemerft wurde, und doch von großem Einfluß feyn 
wird, überall mit Ausfcheidung der beiden höchften und der 
beiden niederften Jahre. Die Gründe für den Vorſchlag der 
Regierung find von dem Hrn. Regierungecommiffar, Staates 
rath Nebenius, auf eine fo einleuchtende Weife darges 
than worden, daß es wirklich überflüffig wäre, went ich 
fie nochmals entwiceln wollte, 

Ich habe dagegen freilich verfchtedene Bemerkungen vors 
tragen höreıt. 

Zunächft ift angeführt worden ‚ baß das Argument, e8 
gleiche die den. Preifen nach geringer Periode von 1848 
— 1830 die entgegengefegten Wirfungen der höhern von 
41811 — 1817 aus, nicht richtig feiz denn man müffe die 
Kriegsjahre von 1814 — 4815 ganz befonders ins u. 
faſſen. 

Ich gebe das Letztere zu, bitte Sie aber, die Preisliſte 
ſelbſt anzuſehen. Sie werden ſich überzeugen, daß die Preiſe 
in dieſen Jahren durchaus nicht fo ſehr ungewöhnfich , nicht 
- außerordentlich hoch waren. 

Es ift weiter behauptet worden, daß - die erfte höhere 
Periode eigentlich nicht von 18141 — 1817, ſondern bis 1818 
gehe. Diefe Behauptung ift nicht richtig. Das Jahr 1818 
war allerdings ein Uebergangsjahr, allein die Preife diefes 
Jahrs waren mäßig, mäßiger als die Preife des Jahre 
1831. Man hat gefagt,' es hätten. die Urfachen der erften 
Deriode conftant gewirkt, die Urfachen beftanden in der 
Theurung, herbeigeführt durch den Krieg in der Then 
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rung , herbeigeführt durch die Vermehrung der-Girculationg- 
mittel. Aber auch die entgegengefeßten Urfachen haben in der 
folgenden Periode conftant gewirkt, herbeigeführt durch Vers 
minderung ber Circulationsmittel, herbeigeführt ferner Durch 
bie höhere Fruchtbarkeit und vermehrte Production. 

Man hat gefagt, daß der Durchfchnitt von 4841 bis 
4820 einen außerordentlich hohen Betrag Liefere, während 
ber Durchfchnitt von 1824 bis 1830 nicht fehr tief herabs 
gehe. Um diefes zu beweijen, hat man fich auf die Gülts 
ablöfungspreife berufen, auf reife, die 40 Sahre rück 
wärtd liegen, auf Preife, die allerdings als fehr mäßig 
bisher überall anerfannt wurden. Man hat dabei ganz 
außer Acht gelaffen, was doc) allgemein angenommen 
werben kann, und in der Rede des Herrn Staatsrathe 
Nebenius genügend dargeftellt worden ift, wie bie 
Fruchtpreife fortan — wenn auch fehr laugſam — fleigen, 
alfo im Gültablöfungspreife unmöglich als rechtlicher Maß» 
ftab der Periode von 1821/30 betrachtet werden können. 
Man hat fi), um den Borfchlag der Regierung auf eine 
2Ojährige Periode zu bekämpfen, auf mehrere der neuften 
Ablöfungsgefeße berufen. Man hätte aber in biefer. Hins 
ficht die Blicke nod) etwas weiter ausdehnen follen. Das 
neueſte Geſetz ift das handverfche, das einen Zajährigen 
Durchſchnitt vorfchreibt, und ein weiteres neues Geſetz ift 
bas kurheſſiſche, das ebenfalld einen Z4jährigen Durchs 
ſchnitt anordnet, und das dritte ift das ded Kantons 
Freiburg, das einen 2Ojährigen Durchfchnitt feftfeßt. reis 
lich hat man, um zu beweifen, daß der 40jährige Durchs 
fchnitt genügend fei, auf England hingewiefen, allein hier 
hat man fein Allegat gewählt, das zu einem Beweiſe 
dienen kann. Die dem Unterhaufe vorgelegte Bill jagt allers 
dings, daß bei Verwandlung der Zehnten in Zehnirenten 
die Schäßer den Zehntertrag aus ben legten 7 Jahren 
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erheben follen, fagt aber auch, baß die hienach gebildete - 
Naturalrente von 40 zu 40 Sahren veränderlich ſeyn, und 
jedesmal nadı dem Durchfchnitt der lebten 40 Jahre eine 
neue Negulirung der Rente eintreten fol. Wenn die Kam⸗ 
mer auf folche Beftimmungen eingehen wollte, dann könnte 
man freilich den Antrag der Sommiffion weit eher ans 
nehmen. Man hat 'zulett gefagt, daß die Veränderungen 
auf dem Geldmarfte nicht von der Bedeutung feien, wie 
fie Herr Staatdrath Nebenius angeführt hat. Sch möchte 
hier den Herrn Abgeordneten, der diefe Behauptung aufs 
ftellte, auf alle ftaatswirtbfchaftlichen Schriften hinweiſen 
und er wird finden, daß dort feine Behauptung zur Genüge 
widerlegt ift. 

Man bat, um den Borfchlag der Commiffion zu rechts 
fertigen, außer dem, was im Gommiffionsbericht gefagt 
ift, noch verfchiedene Gründe angeführt und 3.3. gefagt, 
die Fruchtbarkeit der Jahre 14821 bis 1830 feie außers 
ordentlich geweſen, und diefe höhere Fruchtbarkeit, die dem 
Zehntherrn im Durchfchnittsertrag zu gut fomme, gleiche 
die Wirfung der niedern Preife aus, Diefe Behaups 
tung ift theifweife richtig, theilweife falfch. Richtig ift 
"fie, fo weit die niederen Preife eine Folge der Fruchtbars 
feit find, aber falfch ift fie, fo weit diefe niederen Preiſe 
auch von andern Urfachen herfommen, von Urfachen, deren 
Einfluß auch die Sommiffion nicht beftritten hat. Man hat 
angegeben, die Theuerungsjahre hätten die Production 
nicht fehr vermehrt. Wenn aber dieſes der Fall ift, dann 
fönnen die niedern Preife doch nicht vom hohen Ertrag 
herfommen, und dann ift dad Argument, daß der Zehnts 
herr durch Zumweifung biefed Ertrags in Verbindung mit den 
geringen Preiſen genug erhalte, burch die Gommiffion 
felbft widerlegt. Man hat bemerkt, daß das muthmaßliche 
Sinken ber Preife, wie ed nach. ber Ablöfung bed Zehnten 
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eintreten werde, bei Beftimmung ber Durchfchnittsperiode 
eine bedeutende Beachtung verdiene. Ich kann indeß nicht 
glauben und muß wiederholt dem Abg. v. Rotttecd wis 
derfprechen, daß nach der Zehntablöfung ein Sinfen der 
Fruchtpreiſe eintreten werde. Der Preis der’Früchte wird, 
wie richtig bemerkt ward, allerdings nicht unmittelbar bes 
ſtimmt durch den Aufwand, den der Bau des Gedreides auf 
dem fchlechteften Felde veranlaßt, fondern er wird beftimmt 
durch das Verhältniß zwifchen Nachfrage und Angebot. Die 
Summe de3 Angebots wird durch die Zehntablöfung felbft 
nicht gefteigert werben, vielmehr wird das Aırgebot der Land» 
wirthe minder ſtark und zurückhaltender feyu, eben weil eine 
außerordentliche Concurrenz, die ihnen die Preife verdorben 
hat, nicht mehr vorhanden ift. ch meine nicht die Domänen 
verwaltungen, nicht die übrigen Zehntherrn, die wohl zus 
weilen auch zur Unzeit verkauft haben, fondern ich meine 
die Zehntpächter, die gar oft zur Unzeit verfaufen mußten, 
weil fie ihren Pachtzins in einer beftimmten Zeitfrift abzus 
liefern hatten, weil fie ferner in der Negel der ärmeren 
Klaſſe angehörten, und die Früchte nicht aufſpeichern konn— 
ten. Es wurde zwar angeführt, die Abfıhaffing des Neus 
bruchzehnten werde befonders eines der Momente feyn, das 
die Preisminderung verurfache. ch kann indeß dieſe Meis 
nung nicht theilen, denn die Zahl der Neubruchländer ift 
nicht fo bedeutend, daß deren Aubau einen fehr wefentlichen 
- Einfluß auf die Preife der Früchte haben wird, und dann 
muß ic) erinnern, daß, wenn in der Ebene bei den Forts 
fcehritten der Bevölkerung Waldungen audgeftock und Deduns 
gen beurbart werden, wieder viele Morgen Waldes da ans 
gelegt werden, wo bisher fchlechtes Feld beftanden hat. Es 
ift mim dieſer Umſtand wohl bekannt, weil. ich felbft mitge- 
wirft habe, daß die Forfiverwaltung bedeutende Flächen zu 
dieſem Zweck erworben hat. Wenn aber auch in der Ebeite 
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bedeutende Waldflächen zum Bau des Getreided vers 
wendet werden, jo mag erwogen werden, daß dieſes in 
Folge der fleigenden Bevölkerung gefchieht, alfo das Mos 
ment, das dem Sinfen der Preiſe vorzugsmweife entgegens 
wirkt, ſchon vorhanden ift. Man hat gefagt, die Wirkungen 
des Ausfuhrverbots an der franzöftfchen Grenze feien- da⸗ 
durch ausgeglichen worden, daß deſto mehr Getreide nach 
der Schweiz gekommen ſei, und es müſſe alſo auch auf dieſen 
Umſtand Rückſicht genommen werden. Während aber der 
Herr Berichterftatter dieſes Argument für fich geltend machte, 
ſcheint er überfehen zu haben, was jchon in dem Vortrag des 
andern Herrn Regierungscommiffärs enthalten ift, daß gerade 
in der Schweiz in Folge der Theuerungsjahre die Production 
zugenommen, alfo mit Wahrfcheinlichfeit anzunehmen: ift, 
ed werde fich Die Ausfuhr des Getreides von Baden nad) der. 
Schweiz in der Periode von 4821/30 gar nicht oder doch 
nicht fehr erhöht haben. 

Meine Herren, wenn es fich überhaupt um die Wahl 
einer Durchfchnittöperiode handelt, fo muß man doch eine 
ziemlich geräumige Periode annehmen, und eine Periode von 
410 Sahren ift nicht geräumig genug. Man wird in ftatiftifchen 
Werfen finden, daß man in der Borzeit oft 10 und jelbit 
mehrere, unmittelbar aufeinander folgende Sahre gehabt hat, 
bie entweder fortwährend mehr als gewöhnlich fruchtbar, 
oder fortwährend mehr als gewöhnlich unfruchtbar, wenig» 
fteng nicht fehr ergiebig waren. Es muß alfo ſchon darum 
eine längere Periode gewählt werden, um nicht ein folches 
Mißverhältniß beim Zehntablöfungsgefeße einzuführen. Das 
bei muß aber auch eine Periode gewählt werden, die die vers 
fchiedenen vorkommenden Wechfelfälle möglichft compenfirt, 
und in dieſer Hinficht ift die von der Regierung vorgeſchlagene 
Periode doch in der That viel fachgemäßer, als die der Com⸗ 
mifjion. Was den Körnerzehnten betrifft, fo glaube ich, daß 
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der Anfchlag, wie er fich am Ende herausftellen wird, vom 
bilfigften Mittel abweichen wird, weil nad) dem Borfchlag 
ber Regierung die Ertreme ausgefchieden werden, und durch 
die Ausfcheidung die hohen Preife wegfommen, die einen, 
für den Pflichtigen vorwiegend nachtheiligen Einfluß äußern. 
Die Periode für den Wein ift, wie ich ſchon bemerfte, anf 
jeden Fall weit zweckmäßiger ald die von ihrer Commiſſion 
propomirte, und vielleicht wird fie fin die Pflichtigen eine 
geringere Größe herausftellen, ald die Periode von 10 
Jahren. Sch muß mich deßhalb wiederholt auf den Antrag 
der Regierung ftügen, und kann mich befonders mit dem 
Borfchlag des Abg. Merf nicht einverftanden erflären, da 
diefer Vorfchlag in der That nichts Anderes zur Folge hätte, 
als die für die Berechtigten ungünftigen Sahre um Eines 
nnd das Andere zu vermehren, indem das Jahr 4819 ganz 
in die Klaffe der Jahre von 1820/26 gehört. . 

v. Tfcheppe: Der Abg. v. Rotteck anerfennt felbft, 
daß die Berechtigten die Entfchädigung für den mittlern 
Ertrag zu fordern 'haben, ich feße noch bei, nach dem 
Umfang des ihnen jetzt zuftehenden Rechts, indem Alles, 
was ſich auf die weitere Ausdehnung bezieht, dem öffent» 
lichen Rechte angehört. Darum Fonnte die Brady, es fünnten 
die Neubrüche umd die bisher nicht üblichen Pflanzungen von 
dem Zehnten ohne Rechtsverletzung des Berechtigten befreit 
werben, und darum kann auch die Vermehrung des Zehnten, 
wie fie in der Folge von weiter ausgedehnter Cultur erwartet 
werben kann, den Berechtigten nicht zu gut gerechnet wers 
den. Darum gebührt ihnen aber doch gewiß die volle Ent 
ſchädigung für dem Umfang ihres jegigen Rechts. Daß eine 
Mohlfeilheit durch den erweiterter Anbau, oder eigentlich, 
durch die Zehntfreiheit erzielt werde, kann ich darum nicht 
begreifen, weil verminderte Concurrenz die Preife nicht herab⸗ 
drückt, und diefe Concurrenz wird, wie fehon ber Herr Re 
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gierungscommiffär bemerkte, nothwendig vermindert, und 
zwar in einem fehr auffallenden Maß, indem gewöhnlich bie 
Zehntpächter, fo wie auch die Domänenverwaltungen unter 
bem Preije verfauft haben. Uebrigens haben wir blos auf 
45 Jahre Rückſicht zu nehmen, weil es fich nur fragt, ob in 
ben nächlten 45 Jahren, in denen der Zehnte abgelöst feyn 
kann, der Preis fo tief herabfinfen werde, daß bei der An—⸗ 
nahme des jeßigen Maßſtabes der Zehntpflichtige Gefahr 
liefe, zu verlieren. Die zehn Jahre, die im Commiſſions⸗ 
antrage bezeicjnet find, find offenbar zu niedrig, indem in 
biefen 10 Sahren foldye Preife vorkommen, über die der 
Landmann allgemein Fagte, daß er nicht mehr beftehen 
könne, daß er nicht einmal die Zinfen des Kapitals erhalte, 
viel weniger Fleiß und Mühe ihn bezahlt werde. Eben deßs 
halb ift auch ganz unrichtig, wenn man glaubt, durch dad 
Quantum fei dasjenige erfeßt worden , was am Preis vers 
foren gieng, ben, wenn dieß wahr wäre, fo würden bie 
Klagen nicht fo groß gewefen ſeyn. Man hat deßhalb auch 
den Fruchtbau befchränft, und fid) auf Handelsgewächfe 
oder andere Erzeugniffe gewendet. Wenn ed richtig wäre, 
daß ein Berhältniß beftünde zwifchen. der Production und dem 
Preis, warum widerfpricht man denn. dem Gefeßentwurf 
der Regierung? Hier würde ja das Berhältniß ebenfalls eins 
treten, uud die höheren Preife mit der geringern Quantität 
ſich ausgleichen. Richtig ift die Bemerkung des Theilungs⸗ 
commiffäars Schweizer, die und heute mitgetheilt wurde. 
Es ift allerdings ein großer Unterfchieb unter ben verfchies 
denen Fluren. Es kann eim Zehntberechtigter 100: Morgen 
in der einen und nur 50 in der andern befiten. Wenn aljo 
bier tie Berechnung nicht. fo gemacht würde, daß fie ‘mit 
drei theilbar ift, fo wäre man immer in Gefahr geſetzt, Je⸗ 
mand bedeutend zu befchädigen. Auf der andern. Seite muß 
ich anerfennen, daß in dem Jahren 1814 bis 4817 die preife 
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fo außerordentlich huch waren, daß man höchft ungerecht 
gegen die Pflichtigen wäre, wenn man dieſe Sahre in Nechs 
nung nähme. Eine genaue Werthſchätzung für die Zukunft 
laßt ſich auch mit allem Scyarffinn nicht ausmitteln, fondern 
ed wird immer nur approrimativ feyn, ich fehe daher 
nicht ein, warım man bier gar. zu ängftlich zu Werk gehen 
follte. 

Aus diefen Gründen fehlage ich vor, die Peräquations⸗ 
preife, wie fie bei der Steuerregulirung angenommen wors 
ben find, auf den Zehnten anzuwenden, wodurch eine be, 
deutende Koftenerfparniß erzielt, das große Geſchäft bes 
fchleunigt, und dabei noch einem Uebelftand ausgewichen 
wird, der ſich da, wo Abfchäßung eintreten muß, ergeben 
würde. Wenn man nämlich die Mittel nicht in der Hand 
hat, die Sahrsproduetion zu erheben, und blos dad Guts 
achten der Schäßer entjcheiden muß, fo fünnen die Schäßer 
die Quantität, nicht aber die Preife beftimmen, wofür die 
Steuerperäquationspreife den Maßftab geben würden. Sollte 
aber diejer Borfchlag nicht angenommen werden, ſo trage ic 
darauf an, den Durchfchnitt vom Sahr 1818 bis 1832 aus 
zunehmen, ohne Ausfcheidung des. höchjten oder niederften 
Sahres, weil die höchiten Preife fich mit den niederften 
-compenfiren werden. Dadurch würde Niemand beeinträchtigt 
werben — der Berechtigte nicht, indem er doch nicht mehr 
fordern kann, ald den ermittelten Ertrag, die Pflichtigen 
aber werden es und Dank wiffen, wenn nur das Gefchäft 
bald zu Stande fommt und eine Laſt abgemälzt wird, die 
fchon fo oft ale unerträglich ‚ ungerecht und abenteuerlich 
geſchildert wurde. | 
Staatsrath Winter: ch unterftüge diefe beiden Bors 
ſchlaͤge. | | 
“ Staatsrath Nebenius: Es befinden fich unter Ihnen, 
meine Herren, viele erfahrne Männer, die, ohne im eine 
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Analyje der einzelnen Urjachen und ihrer Wirkungen eins 
zugehen, die in der fraglichen Periode Statt fanden, doch 
im Stande find, nach einem, durch die Erfahrung gebildeten 
richtigen Takt über diefe Frage gründlich zu entfcheiden. 
Zu diefem Zweck ift aber nothwendig, daß man Ihnen 
Reſultate von Durchfchnittsberechnungen vorlege, bamit 
Sie ungefähre Bergleihung mit demjenigen anftellen Fürs 
nen, was fich in ihnen als Reſultat vieljähriger Erfah— 
rungen gebildet hat. Ich will alfo von einigen Haupts 
märften die Refultate der Durchfchnittsberechnungen mite 
theilen, die der Herr Negierungstommiffar Negenauer 
berichtigen wird, wenn fie nicht genau mit den Finanze 
minifterialmotizen isbereinftimmen follten. Der Durchfchnittd- 
preis von dem Marft in Durlach beträgt nach den von 
der Regierung vorgefchlagenen 20 Sahren nach Abzug der 
zwei höchften und der zwei niedrigften Sahre 11 fl. 56 fr. 
von dem Malter Kernen, und nad) dem von Ihrer Coms 
miffion vorgefchlagenen Decennium von 4821 bis 4830 
ohne Abzug der Ertreme 9 fl. 12 fr. Nach dem Borfchlag, 
der fo eben gemacht wurde, die Sahre 1818 bis 1832 
ohne Abzug der Ertreme anzunehmen, Fame das Malter 
auf 9 fl. 53 Fr. Ein Durdyfchnitt von 4847132 mit 
Ausfcheidung des höchften und niederften Jahrs wide 
10 f7 fr. ‚geben, während der Stenerperäquationspreis 
40 fl. 18 fr. beträgt. Diefe beiden Durchfchnitte ſtimmen 
ziemlich genau miteinander überein. Sn Freiburg betrugen 
die Preife von 4811/30 nad) Ausfcheidung der 4 Extreme, 
bei dem Waizen im Durchſchnitt 43 fl. 42 fr., nach dem 
Durdhfchnitt der Jahre 1818/32 Fame das Malter auf 
12 fl. ARyıs kr., und nad) dem Preis von 1821/30 
anf 411 fl. 43 fr., endlich nach dem Durchfchnitt der Sahre 
1817/32 mit Ausfcheidung der beiden Ertreme, nämlich 
des höchften und niederften Sahres auf 12 fl. 37 r. Der 
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Stenerperägnationgpreis beträgt 42 fl. 40 fr. Hier trifft 
alfo ebenfalld der Durchfchnitt von 4817/32 nach Auss 
feheidung des Theuerungsjahre 4817, und des wohlfeiliten 
Sahres mit dem Steuerperägnationgpreis, d. i. mit dem 
Mittelpreis von 4780/89 und 4800/09 bis auf einige 
Kreuzer zufammen. 

In Heidelberg war der. Preis von 1811/30 nach Aue- 
fcheidung der vier Extreme 4 fl. 25 fr. für den Dinkel; 
in den Sahren 481832 3 fl. 54 fr. ohne Abzug der Er- 
treme, und von 1821/30 3 fl. 40 fr. Nach dem Durch: 
fohnittöpreis von 1817/32 nad) Ausfcheidung des Sahre 
1817 und des wohlfeilften Jahres, nämlich des Jahre 
41823, würde fich der Preis auf 4 fl. 4 fr. ftellen. Merk; 
würdig ift, daß auch diefer Preis mit dem Durchfchnittss 
preis von 1780 bis 1790 und 4800 bis 1809 ganz nahe 
übereinftimmt, indem leßterer 4 fl. beträgt. Ein bedeuten, 
derer Unterjchied zeigt fich in Beziehung auf dieſes Vers 
hältniß bei Ueberlingen. Die Urfachen dieſes Unterfchieds 
laffen ſich nachweiſen. Es fiheint, daß in den Sahren von 
4800/09 gewiffe Urfachen in dem Seefreife auf eine Er- 
höhung der Preife gewirkt haben. Die Armeeen waren dem 
Seekreis etwas näher, und die Preiserhöhungen in den 
erften Sahren des Decenniums von 4800/09 find im Durchs 
fchnitte fühlbarer geworden. Darum zeigt fich auch in den 
neueren Preifen bei Bergleichung mit den früheren Preifen 
bei Ueberlingen ein ftärferer Rückſchlag. Auffallend bleibt 
aber, daß die Preife von 1817/32 nad) Ausfcherdung der 
Ertreme fo genau übereinftimmen mit dem Peräquationds 
preis auf den drei übrigen Hauptmärften des Landes. 

Rettig v. K.: Unfere heutige Discuffion machte auf mich 
ungefähr denſelben Eindrud, wie eine föftliche Mahlzeit. Es 
wurben der Schüffeln fo viele, e8 wurden fo Fünftlich zuberet- 
tete Gerichte, kurz ein folcher Reichthum ansgebreitet, daß 
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ftatt des gehofften Wohlbehagend meine einfache Natur fich 
nach der gewöhnten Hausmannskoſt zurinfgefehnt hat. Sch 
danfe deßhalb dem Herrn Negierungscommiffäar für feinen 
letzten Bortrag, der mich wieder auf den Boden ftellte, von 
dem ich Doc, bei Beurtheilung diefer Sache ausgehen muß, 
nämlich den Boden, der zu Beantwortung der Frage geeignet 
ift, was denn der Zehnte dermalen werth-ift, und da, glaube 
ich, wird die Auswahl unter den Perioden ganz einfach ſeyn, 
die leßten Jahre werden den ficherften Maßſtab abgeben. Sich 
fchließe mich Daher dem zweiten Vorſchlag des Abg. v. fcheppe 
- an, nämlich die fünfzehn neueften Jahre, die Sahre 1818 — 32 
anzunehmen. Sie liegen ung am nächſten, fie repräfentiren 
den jetzigen Werth des Zehnten am beften, ihr Körnerertrag 
und ihre Preife laſſen fich am Teichteften ausmitteln und wir 
werben weniger mit Schäßungen und andern Schwierigkeiten 
zu thun haben. Ich würde gerne den Borfchlag annehmen, 
zwei oder vier Jahre auszufcheiden, allein in Beziehung auf 
diejenigen Gegenden, die Dreifelderwirthfchaft haben, ift 
diefes nicht ausführbar, felbft wenn man eine foldhe Zahl 
wählen wollte, daß durch Die Augfcheidung von vier Fahren 
noch zwölf Jahre übrig blieben. Nur Eine Mopiftcation 
möchte ich dem Antrag des Abg. v. Tſcheppe beifügen. 
Das Jahr 4818 ift nämlich ein ſehr bedeutendes Jahr für 
unfere Rebbauern. Damals hat es viel Wein gegeben und 
der hohe Weinpreis der voransgegangenen fünf Mißjahre 
wirfte nachhaltig fehr ftarf auf ven Preis diefes Jahres ein: 
ich fchlage daher für den Zehnten im Allgemeinen die Epoche 
von 4818— 32 einfchließlich,, und für den Weinzehnten die 
von 4819 — 32 vor. Die Steuerperäquationspreife möchte 
ich nicht empfehlen, denn es wurde bereits bemerkt, daß diefe 
Preife im Lande fehr ungleich waren und befonders bie früs 
heren politifchen Beziehungen, die auf den Handel der Früchte 
fo. bedeutend einwirkten, hatten zur Folge, baß die Fruchtpreiſe 
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im Geefreis in der Periode der Steuerperäquationgpreie 
außerordentlich viel höher waren, ald nad) den gewöhnlichen 
Berhältniffen. 

Herr unterftütt diefen Antrag. 

Buhl: Sch habe früher, indem ich von dem Einfluß von 
Belgien ſprach, um ein Jahr zu weit gegriffen, da ich nur den 
Einfluß von dem Jahre 1830 annehmen wollte Was die 
Kriegsjahre betrifft, welche die Negierungsconmiffion in dem 
Preisdurchfchnitt haben will, glaubte ich, daß dieß nur auf 
einem Mißverſtändniß beruhe, allein mit Bedauern habe ich 
von dem Herrn Minifterialrothb Negenauer gehört, daß es 
wirklich Ernſt damit ſei. Sch winde fie auch annehmen, wenn 
man alle diejenigen Laften, die ein Zehntberechtigter Durch den 
Krieg erlitten hat und hätte leiden follen, aber unrechtmäßig 
auf andere Schultern gefchoben hat, auch beruckfichtigte. Dann 
würde ich dieſen Durchfchnitt zu Gunſten der Pflichtigen noch 
dem Jahr 1822 vorziehen, ja ich würde fogar das Jahr 1796 
dazu nehmen, welches aber die Regierungscommiffion nicht 
mit hinein wird nehmen wollen, denn befanntlich find damals 
von den Feinden in den Zehntfellern nicht allein Die Fäſſer 
‚geleert, fondern felbft mit fortgenommen und die Speicher 
mit dem Kehrbejen ausgefegt worden. J 

Was die Eingabe des Theilungscommiſſärs Schweizer 
betrifft, fo möchte ich doch die Regierungscommiſſion fragen, 
ob die Dreifelderwirthſchaft einen Einfluß auf die Beſtimmung 
der Normaljahre habe und nothwendig ſeyn wird, deßhalb 
etwas zu beſtimmen. 

Miniſterialrath Regenauer: Ich bedaure, daß ich por= 
hin dieſen Punkt überfehen habe. Er iſt allerdings nicht uns 
beachtet geblieben und befonders bei den Discuffionen der erz 
ften Kammer ein ähnlicher Borfchlag gemacht worden, mit Hin- 
weifung darauf, daß aufden Schwarzwald hauptfächlich die 
reine Dreifelderwirthichaft beftehe. Es hat ſich aber Die Mehr- 
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heit der Mitglieder dafür entjchieden, Davon Umgang zu 
nehmen, und verfchiedene Stimmen, die auch meiner Anficht 
entfprachen, haben bemerft, e8 werde diefed im Ganzen nicht 
von hoher Bedeutung ſeyn, fondern mwahrfcheinlich nur auf 
wenige Gegenden des Landes fich beziehen, wo gerade Die 
Dreifelderwirthfchaft noch fo rein ausgeübt werde. Es kann 
übrigeng von Seiten der Regierung durchaus Fein Anftand 
obwalten, daß ftatt einer in einer geraden Zahl von Sahren 
beftehenden Periode eine folche gewählt werde, die durch 3 
theilbar ift. In den fetten Fall wäre das Bedenken gehoben. 
Bei einer größeren Periode wird ed übrigens nicht von Wichs 
tigkeit und befonders nicht erheblich feyn, wenn man eine 
Periode von zwanzig Sahren wählte, wodurch fich alle diefe 
Berfchiedenheiten in jedem einzelnen Drt fo ziemlich compens 
firten. Der Kriegsjahre habe ich vorhin nicht in dem Sinn 
erwähnt, in welchem darauf aufmerffam gemacht wurde, denn 
ich bin auch nicht der Meinung, daß die Kriegsjahre in diefer 
Meife in Rechnung fommen follten, fondern wollte nur bes 
merken, daß man auch auf die verfchiedenen Wechſelfälle 
ſehen, und nicht gerade folche Sahre ausfchließen müßte, mo 
ein höherer Preis in Folge einer ftärferen Concurrenz Statt 
fand. 

Buhl: Gewiß ift für die Pflichtigen der Wechfelfall eines 
Kriegs in große Betrachtung zu ziehen, denn nebft den Kriegs» 
laften wird der Pflichtige, wenn er den Zehnten an ſich Fauft, alle 
Drtslaften mitleiften müffen, wodurch das Zehntrecht eine 
weit größere Lat auf ſich erhielte, als der Zehntherr bie jett 
hatte. 

Mohr: Die verfchiedenen Gründe und Gegengründe, die 
wir heute über die Ermittlung und Beftimmung der Preife 
der Zehntproducte gehört haben, feheinen aus beit verfchie- 
denen Anfichten hervorzugehen, von denen die Kammer 
und die Regierung bei dieſem zur heutigen Berathung 
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vorliegenden Gegenftand auszugehen hat. Nach dem Vor— 
trag der Regierung feheint es wahrfcheinlich, daß fie mehr 
davon ausgeht, zunächſt und hauptfächlich die Herftellung 
eined Durchfchnittöpreifes aus mehreren Sahrzehnten und auf 
diefe Art die Nusmittlung der Preife der Zehntproducte zu 
erlangen, und fir Diefen Zweck diefelbe von außerordentlichen 
oder ordentlichen Zufällen abhängig zu machen, die etwa den 
Ertrag des Zehnten gehoben haben, während dagegen von 
der Kammer von dem allein richtigen Grundſatz ausgegangen 
wird, Daß nicht fo fehr die Ausmittlung der Preife der Zehnts 
producte, fondern vielmehr die Beftimmung des wahren oder 
zunächft wahren oder möglichft verläßigen Werths des Zehns 
ten, den er für die Vergangenheit und Zufunft für den Er— 
werber beffelben haben wird, den Gegenftand der Berathung 
ausmacht, Wenn wir in diefen verschiedenen Anfichten nach 
dem eigentlichen Zweck derfelben für die richtige ung vereinis 
gen, fo werben wir zugeben müffen, daß wir, um den möglichft 
fichern Werth des Zehnten zu beftimmen, nicht außerordents 
liche Ereigniffe in die Wagfchale Iegen dürfen, fondern davon 
ausgehen müffen, daß außerordentliche Ereigniffe und Zufälle 
möglichft befeitigt und nur Jahre won der Befchaffenheit aufs 
genommen werden, von Denen wir die möglichft ftabilen Vers 
hältniffe anzunehmen beredjtigt find. Sch Faun daher mit 
ber Behauptung des Herrn Staatsrathe Nebenius, daß 
wir außerordentliche Einflüffe bei der Preisbeftimmung in bie 
Wagfchale aufnehmen müffen, mich nicht vereinigen, denn ich 
glaube, daß, wenn wir diefes annehmen, wir die Zehntpflich- 
tigen bei der num bezwecten Schäßung des Zehntwerthg 
offenbar verlegen, wenigftens in fo lange, als wir nicht ber 
haupten fönnen, daß diefe außerordentlichen Einflüffe aud) in 
der Zufunft bei den Preifen der Früchte eintreten müffen und 
eintreten werden. Wir würden auf diefe Art den Werth des - 
zehnten in Folge folcher außerordentlichen Einflüffe im Preife 
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erhöhen, alſo einen Maßſtab für die Berechnung deſſelben zu 
Grund legen, für deſſen Richtigkeit wir nichts weniger als 
eine Garantie hätten, Sch glaube auch nicht, daß die Ver— 
mehrung der Bevolferung, wein dieſe auf die Erhöhung 
der Preife der Feldproducte Einfluß hat, bei der vorliegenden 
Ermittlung des Zehntwerths in Anfchlag gebradyt werden 
faun, denn da, wie wir. von der Negierungsbanf aus fehon 
öfters gehört haben, durch die Vermehrung der Bevölferung 
auch die Laſten und Bedürfniffe Feigen, fo müffen wir aud) 
zugeben, daß, indem die Bevölkerung fid) vermehrt, auch die 
Laften auf dem Zehnten fteigen und der Ertrag deffelben das 
mit herabfinfen und folchergeftalt Eines mit dem Andern ſich 
ausgleichen wird. Um alfo hier Feine Ungerechtigkeit für bie 
Zukunft zu begehen, wird das fichere Verhältniß darin beftes 
hen, daß wir folche Sahre wählen, in welchen am wenigften 
außerordentliche Ereigniffe in Beziehung auf die Preife eins 
getreten find, wozu mir der Borjchlag des Abg. v. Tſcheppe 
am paffendften zu feyn feheint, und dem ich dann gerne beis 
‚flimmen würde, wenn die Sahre 1819— 33 als die Aus 
mittlungsjahre für die Preife aller Zehntproducte feftgefebt 
werden, worauf ich antrage. 

Gerbel: Ich habe die Abficht gehabt, daffelbe vorzujchla- 
gen, indem der Antrag des Abg. v. Tſcheppe mir daß befte 
Audfunftsmittel zu Ausmittlung eined Durchfchnitts zu ſeyn 
fcheint. Sch möchte aber für den Weinzehnten Feine Abweichung . 
davon machen, fondern die fünfzehn Sahre von 1819 — 33 
ohne Ausfcheidung irgend eines Jahres der Ausmittlung bes 
Zehntertrags zunächft zu Grund legen, und ich unterftüge baher 
den Antrag desAbg. Mohr. 

Duttlinger und Magg unterflügen ebenfalls den 
Antrag. 

v. Rotteck: Ich will nur Einiges auf das bisher Gefagte 
erwiedern, weil ich in ber That auch nur Eines hörte, das 
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etwas Scheinbares für fich hat, nämlich die Frage, die der 
Herr Staatsrath Nebenius an mich richtete, ob ich, wohl, 
wenn im Jahr 4822 von der Zehntablöfung die Rede gewefen 
wäre, auch die zehn unmittelbar vorhergegangenen Sahre 
für die befte Bafis erflärt haben würde? Hätte man mich 
damals gefragt, ob ich jene Fahre annehmen wolle, fo würde 
ich Darauf geantwortet haben, daß ich Fein Necht von Seiten 
des Zehntherrn auf die Fortdauer der Kriegsjahre oder der 
Hungerjahre anerfenne, und daß ic; ferner jedenfalls in Bes 
ziehung auf die Kriegsjahre die Abrechnung von den Laften - 
gemacht hätte, welche im Krieg nothwendig auf den Grund 
und Boden, alſo auch auf den Zehnten in höheren Maße 
fallen mußten und müſſen, fo oft wieder Krieg entfteht, durch 
welchen Laftenabzug alsdann der feheinbar höhere Beldertrag 
fehr tief herab finfen würde. Sch würde ferner gefagt haben, 
daß ic) es für ungerecht halten würde, wenn die ganz außers 
ordentlich hoben Fruchtpreife der betreffenden Sahre auch auf 
die übrigen Jahre übertragen oder gar Fapıitalifirt würden. 
Sept aber habe ic) eine gerechte Baſis, weil ich das Erträg- 
niß der Sahre 4821 — 30 alg den natürlichen oder or> 
dentlichen Zuftand darftcllend betrachte. Da ich nämlich 
die niederen Preife von einigen Sahren, die einen Theil der 
Periode ausmachen, bloß als die Folge der hohen Fruchtbar> 
feit jener Sahre betrachte, fehe ich die Wohlfeilheit durch die 
Menge eompenfirt und halte hinfichtlich der Zufunft für 
wahrfcheinlich, daß die Preife nicht fteigen, fondern eher 
fallen werden, wodurch ſich die Billigfeit und Gerechtigkeit 
meiner Annahme herausftellt. Sch könnte nicht jagen, wie 
hart unfere Gewiffensbiffe jey müßten, wenn wir, nachdem 
wir den zmanzigfachen Betrag für die Entſchädigung feit- 
feßten, jegt noch eine fo hohe Taration des einfachen Jahrs— 
betrags Statt finden ließen. Wie könnten wir jemals unfer 
Gewiſſen befchwichtigen, wenn dann fpäter die niedern 
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Fruchtpreife fortdauerten und die Ueberſchätzung, folglich der 
an den Zehntpflichtigen begangene Raub fich deutlich her— 
ausftellte? Die Sünde würde auf unfere Kinder und Enfel 
übergehen, wenn wir den Pflichtigen, ftatt fie zu erleichtern, 
noch eine größere Laft aufgelegt hätten. Wenn der Abg. v. 
Tſcheppe und auch der Herr Regierungscommiffär läug— 
net, daß durch die Abfchaffung des Neuchbruchzehnten die 
Preife finfen werden, fo mache ich blos darauf aufmerkffam, 
daß nicht nur das Sinfen an und für fich die notwendige Folge 
davon feyn wird, fondern auch noch die Verminderung. der 
Menge für die Zehntherrn, weil, wie Niemand läugnen wird, 
eine Menge von zehntpflichtigen Gütern in Unbau finfen, und 
andere bis jet noch öde Gründe dagegen in Anbau fommen 
werden, fo daß alfo neben der Verminderung des Preiſes 
auch eine Verminderung der Menge der zehntbaren Erzeugs 
niffe Statt finden wird. 

Schließlich muß ich noch meine innigfte Ueberzeugung da; 
hin ausfprechen, daß wenn wir das Geſetz fo annehmen, wie 
es einfiweilen’hergeftellt ift, und wir auch den Bermittlunggs 
vorfchlag annehmen, wie er jetzt geftellt wurde, wir ung in 
die Lage fegen, wie im Jahr 1820, wo wir das Frohndablö- 
fungsgejeg gaben. Es wurde gegeben, hatte aber feine Fol- 
gen, weil e8 für diefeute zu hart war. Später hat man dann 
ein anderes Geſetz gegeben, das billiger und gerechter war, 
und fo werde ich jeßt auch die Zehntpflichtigen tröften, und 
auffordern, ihre Blicke in die Zufunft zu richten, und zu 
warten, bis ein billigeres Gefeß für fie zu Stande fommt. 

Minifterialrath Regenauer: Man bat den Unterfchied 
zwifchen dem Frohndgefeß und Zehntgefeß überfehen. Das 
Frohndgeſetz hat feinen Staatszufchuß feftgefegt, während 
das Zehntgefeg einen folchen enthält. 

Staatsrath Nebenius: Der Abg. v. Rotteck hat die 
Frage, die ich an ihm geftellt habe, gerade jo beantwortet, 
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wie ich fie beantworten würde; die Frage nämlich, ob 
ed gerecht und billig gewefen wäre, im Sahre 4821 bie 
Periode von 1811 — 20 zum Mapftab der Taration bes 
Zehntrechts anzuwenden. Eben deßhalb aber, weil ich diefe 
Antwort für richtig halte, glaube ich auch,. daß man auf 
die Gründe Werth legen muß, die ich angeführt habe, um 
gu beweijen, daß der Maßſtab von 4821 — 30 nicht ans 
wendbar fei. 

Welcker: Sch bin zu jehr Laie in der Landwirthfchaft, 
ald daß ich meine Anfichten darüber der Kammer darlegen 
fonnte, und will daher blos im Allgemeinen den Antrag 
der Sommiffion und eventuell den Vorſchlag auf Die Pes 
riode von 18419 — 33 unterftüßen, mit dem Wunſche, daß 
bie Rede des Herrn Berichterftatters gedruckt werden möchte, 
um in der erftien Kammer gewiffermaßen mit gleichen 
: Waffen ftreiten zu fünnen. Dort ift einzig und allein die 
gedruckte Rede des Herrn Regierungscommiffärd vertheis 
digt von demfelben Negierungscommiffäar für die Auficdyt 
der Negierungscommiffion, die dort durchging, zu Tefen, 
allein die gründliche Beleuchtung des Herrn Berichterftats 
ters follte auch gedruckt ſeyn. 

Aſchbach: Ich unterſtütze nicht nur diefen Antrag, _ 
fondern trage auch auf den Druck der Rede des Abg. v. 
Rotteck an. Ä 

Trefurt: Ich unterftüße den Autrag des Abg. Mohr 
und will nur kurz meine Gründe dafür angeben. Sch habe 
während bed Laufes der Discuffion die Weberzeugung 
erhalten, daß die Sahre 1821 — 30 fein richtiger Maßſtab 
find, weil fie feinen mittleren Preis liefern. Es ift dafür 
und Dagegen durch Berechnung der Zufunft und der wahr; 
fcheinlichen Urfachen geftritten worden, allein diefen Bes 
rechnungen kann ich. nicht folgen, und ich zweifle überhaupt 
an der Möglichkeit, folche Berechnungen durchzuführen. 
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Das iſt aber wahr, daß die Preife von 1820 — 30 auf 
50 Sahre' rückwärts die niedrigften find; nehmen wir num 
den unlängbaren ftaatswirthfchaftlichen Sat an, daß die 
Preife immer mit der Bevölkerung fleigen, fo müßten eis 
gentlidy dieſe Preife die höchiten und nicht die niedrigften 
feyn. Der Herr Negierungscommiffär hat auf außeror- 
dentliche Urfachen hingewiefen, denen diefe niederen Preife 
zuzufchreiben feien und das Wichtigfte, was in dem Bes 
richt und in der Rede des Abg. v. Rotteck dagegen ges 
fagt wurde, beftcht in dem Einwurf, daß hier die Nefultate 
von zwei Factoren vorliegen, nämlich das Reſultat des 
Preiſes und das Nefultat des Ertrags, und daß fich diefe 
zwei Refultate compenfirten. Man hat aber bereits das 
gegen bemerft, dieſes fei nur dann wichtig, wenn bie 
hohen Preife Folge der Unfruchtbarkeit und Die niederen 
Preife eine Folge der Fruchtbarfeit ferien. Der Abg. v. 
Rotteck hat dann wiederholt behauptet, e8 fer nichts Ans 
deres, als die außerordentliche Fruchtbarkeit der Sahre 
4821 — 30 die Urfache diefer niederen Preiſe. Sch kann 
aber in diefer außerordentlichen Fruchtbarfeit die Urfache 
nicht erfennen, ich kann diefe außerordentliche Sruchtbarfeit 
“nicht zugeben, und berufe mic, hierin auf Dasjenige, was 
der Abg. Buhl, der gewiß von und Allen ald ein Sadıs 
verftändiger anerkannt werden wird, bemerft hat. Er hat 
in Uebereinftimmung mit dem Berichterftatter wiederholt 
verfichert, daß nicht das ganze Decennium von 1821—30, 
fondern nur einige Sahre deffelben durch Fruchtbarfeit aus⸗ 
gezeichnet geweſen feien, er hat ferner gejagt, daß es alle 
Chancen darftelle, welcher Meinung ic) beitrete. Der Be- 
weis, daß in diefem Decennium diefe fo niedern Preiſe 
richt ausſchließlich durch die Fruchtbarfeit erzeugt wurden, 
liegt auch in dem von dem Herrn Staatsrat Nebenius 
angeführten Beifpiel, daß gerade diefe zwei nieberften Jahre 
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dieſes Dezenniums, was die Quantität der Fruchtbarkeit 
betrifft, gleichftehen mit. den Sahren 1816 und 4817, die 
wir Alle fir unfruchtbare Sahre halten. Da mir nun nicht 
möglich ift, ſolche allgemeine Urfachen zu finden, fo fuche 
ich die Urfachen in ihren Wirkungen zu erfennen und darum 
bin ich überzeugt, daß diejenigen Preiſe, die fich in einem 
Zeitraum von fünf Decemmien fo außerordentlich auszeichnen, 
auch außersrdentlichen Urfachen zugeschrieben werden müffen, 
weil ich Gewißheit habe, daß die außerordentliche Frucht: 
barfeit dieſes Nefultat nicht herbeiführte. Wenn demuach 
bie Jahre 1821 — 1830 feine richtige Mittelpreife zeigen, fo 
muß ich andere fuchen, und wenn ich Diefe fuche, fo folge ich 
daber dem Abg. v. Rotteck, daß die Gegenwart und nicht 
die Zufumft und auch nicht die allzuferne Vergangenheit den 
wahren Maßitab liefert, der dadurch erreicht wird, went 
wir auf fünfzehn Jahre zurückgehen. 

Staatsraty Winter: Man fennt die Preife von 1833 
noch nicht, denn wir haben noch drei Monate und man kann 
nicht wiffen, was in diefer Zeit noch eintreten wird. 

Staatsrath Nebenius: Sedenfalls ift darauf Rückſicht 
zu nehmen, daß die Preife vom November bis 41. März aus 
zunehmen find. Wenn man. alfo die Sahre 1818 — 1832 
vorſchlägt, jo ſchlägt man fünzehn Jahre vor, weil in das 
Jahr 1832 der Preis bis zum 41. März 1833 fällt. Sch kann 
mich auf dasjenige, was nun abermals gefagt wurde, nicht 
wieder "einlaffen, denn es würden Tage vergehen, bis wir 
und verftändigen könnten, und ich will Daher nur noch das 
- Eine bemerfen, daß, wenn der Sab des Herrn Berichters 
ftatters richtig wäre, daß nämlich Quantität und Preis im 
Verhältniß ftünden, wir und den Kopf über eine Periode 
nicht zu zerbrechen brauchten. Dem Zehntpflichtigen wäre 
aber damit nicht geholfen. Es ift dieß ein Satz ‚fo trrig als 
irgend Etwas. Sch habe Ihnen Thatfachen vorgetragen, 
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die fo Hlar fprechen, als der Tag, und es find unter Ihnen 
fehr Viele, die im Allgemeinen die Sache ganz richtig be; 
urtheilen, und fich fagen fünnen, der Preis von fo viel 
Gulden ift zu hoch, der andere zu nieder, diefer aber un: 
gefähr der rechte, und auf andere Weiſe wird auch Feine 
Entfcheidung gegeben werden können. 

Hoffmann: Der Herr Regierungscommiffär Bat mich 
nicht verftanden oder nicht verfteben wollen. 

Der Antrag des Abg. Rutſchmann für Quantität 
und Preis und alle Zehntgattungen die nächftliegenden 
jechzehn Jahre von 1818 — 1833 anzunehmen, und das 
von die zwei theuerften und die zwei wohlfeilften Sahre 
auszufcheiden, findet Feine Unterftüßung. 

Selkam: Ich will nur erflären, daß ich mich nad) 
den inzwifchen weiters gejtellten Anträgen gleichfalls mit 
der Periode von 1819 — 1833 vereinige, weil ich dadurd) 
meinen Hauptzweck, mit Berückfichtigung des neueftenStandes 
oder der Gegenwart, vollfommen erreicht glaube. 

Körner: Erwarten Sie von mir feine Wiederholung 
ftatiftifcher oder cameraliftifcher oder mathematifcher Bes 
rechnungen, da ich mich blos auf meine individuelle Ueber: 
geugung befchränfen kann. Gerechtigkeit und Wahrheit find 
die Grundfäße, die ung bei der Berathung dieſes Geſetzes 
leiten follen. Durch die Gerechtigkeit und Wahrheit hat 
man ums gejagt, follen wir den zwanzigfachen Betrag 
dem Zehntberechtigten zufommen laffen,und den fünften Theil 
auf den Staat übernehmen. Ich glaube auch, wir haben 
der Aufgabe der Gerechtigfeit und Wahrheit mehr als 
Genüge geleiftet, und ich würde meiner Anficht nach Diefem 
großen Grundfaße durchaus zu widerfprechen meinen, wenn 
ich den von der Regierung und vorgefchlagenen- und von 
der erften Kammer angenommenen Mapftab zur Ausmittlung 
des Durchfchnittdertrags annehmen wollte, das Decennium 
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nämlich, in welchem Krieg und Hungersnoth Statt fand. E8 
fcheint mir, daß der Commiſſionsantrag fich weit mehr der 
Gerechtigkeit nähert, allein nach den gehörten verfchtedenen 
Anfichten feheint mir diefer Antrag nicht dDurchzugehen, wo» 
nach mir in der Reihenfolge der Vorfchlag des Abg. Merk 
der billigfte zu ſeyn ſcheint. Sch ſtimme alfo vor der Hand 
für den Gommiffionsantrag, und wenn diefer nicht durchgeht, 
für den Antrag des Abg. Merk, 

Die Discuſſion wird nunmehr gefchloffen, und, nachdem 
man ſich vereinigt hatte, über den Commiſſionsantrag zuerft 
abzuftimmen, folcher zur Abftimmung gebracht und vers 
worfeit. . 

Eben fo der Antrag des Abg. Merk, der dahin geht, die 
zwölf Jahre von 4821 — 1832 einfchließlich zum Grund 
zu legen, worauf der Antrag des Abg. v. Tfcheppe, mit 
dem ſich auch der Abg. Mohr vereinigte, zur Abftimmung ges 
brachtund angenommen wird, der dahin geht: „bie vierzehn 
Sabre 4819 — 1832 einfchließlich für Quantität und Preis 
und ohne Ausfcheidung der höchften und niederften Jahre zu 
Grund zu legen. 


Der Präfident bemerkt fodann, was den Antrag Des 
Abg. Buhl, wegen des Punktes in Beziehung aufdie Kriegs⸗ 
foften betreffe, diefer nad) dem fo eben gefaßten Beſchluß 
auf fich beruhen werde. 

Buhl erklärt ſich beiſtimmend. 

Als nun die Frage wieder auf den Drud mehrerer in ber 
heutigen Sigung gehaltenen Vorträge fam, und ein Mitglied 
auch noch den Druc der Nede des Abg. Merk mwünfcht, 
wurde befchloffen, das ganze Protocol fogleid dem Drud 
zu übergeben. 

Es wird nunmehr zur Hauptabftimmung über Das ganze 
Geſetz gefchritten, wonach folches mit 44 gegen 6 Stimmen 
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Buhl, Herr, Hoffmann, v. Rotted, Sander, 
Sonntag) angenommen wird. 

Die Redaction des Zehntgefeßes ift in den 
| Beilagen Ar. 3 und 4 

enthalten. 
Damit wurde die gegenwärtige Sigung gefchloifen. 

Zur Beurfundung: 
Der Präftdent: 
Mittermaier. 


Der erfte Secretär: 
Rutſchmann. 


Beilage Nr. 4 


zum Brotocol der 64. öffentlichen Sikung vom 24. September 
1833. 





An 
das hochverehrlihe Präſidium der zweiten 
Kammer der Ständeverfammlung. 


Die erfte Kammer hat fich über die anher zur Berathung 
mitgetheilte Adreffe, die Nachweifung der Militäradminis 
ftration in den Jahren 1830 und 4831 betreffend, von ihrer 
Budgetcommiffion Bericht erftatten laffen, und inihrer öffent» 
lichen Sigung vom 44. d. M. befchloffen, folgenden Ans 
trägen beizutreten: 

4) dem Befchluß, den Einnahmen und Ausgaben der 
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Militäradminiftration der Sahre 4830 und 1831 die Genehr 
migung zu ertheilen; 

b) dem Antrage, die zur Suftentation der Bundegfejtungen 
ausbezahlten 4431 fl. 19 fr. zu genehmigen. 

Dagegen nicht beizutreten dem Antrage: 

a) wegen Erfaß der Ueberfchreitung der Ausgaben beim 
GSadetteninftitut, im Betrage von 4333 fl. 47°/ı Er. 

Ferner hat die erfte Kammer befchloffen: 

b) Se. Königl. Hoheit den Großherzog unterthänigft zu 
bitten, den Poften wegen Erſatz der Verlufte von zwei Vor: 
fchußfapitalien, im Betrage von 4149 fl. 17 Er, und 1856 fl. 
45 kr., zuſammen 3005 fl. 32 fr. einer nochmaligen Recherche 
unterwerfen zu laſſen; 

2) der unterthänigften Bitte an Se. Königl. Hoheit. den 
Großherzog in nachfolgender Faffung beizutreten: 

„bei den Penfionirungen mit möglichfter Genauigfeit zu 
verfahren, die einzelnen Penſionsfälle jeweild der ges 
naueften Prüfung zu unterwerfen, jo wie die Sijtirung 
der etwa nicht geſetzlich begründeten Penſionen befehlen 
zu wollen 5 . 

b) wegen des Poſtens für die Berprovtantirung der Bundes- 
feftungen mit 58,518 fl. 38, fr. feiner Zeit die geeignete 
Mittheilung machen zu laſſen. 

Sn Gemäßheit der Geſchäftsordnung habe ich Die Ehre, 
das hochverehrliche Präſidium der zweiten Kammer hievon 
unter Rückſchluß der anher mitgetheilten Adreffe in Kenntniß 
zu jegeıt. 

Karlsruhe, den 14. September 1833. 


Der erfte Bicepräfident 
der erften Kammer dev Ständeverfammtlung. 
Fürft zu Fürftenberg. j 
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Beilage Jr. 2 


zum Protocoll der 64. öffentlichen Sigung vom 21. September 
4833. 


An | | 
das hHochverehrliche Präfidium der zweiten 
Rammer der Ständeverfammlung. 

Die erfte Kammer hat ſich über die anher zur Berathung 
mitgetheilte Adreffe, die Nachweifungen des Penfionsetats 
für Das Sahr 1830 und 1834 betreffend, von ihrer Budget- 
commiffion Bericht erftatten laſſen und in ihrer öffentlichen 
Sigung vom 14. d. M. befchloffen, folgenden Anträgen bei- 
zutreten. | | 

4) dem Antrage, die nachträgliche Ausgabe von 10,797 fl. 
37 Er. in dem Rechnungsjahre 1829 — 1880 auf Eratsrech⸗ 
nung früherer Sahre, beftehend in 
6,647 fl. 5 fr. auf alte Penfionen, 

4,148 fl. 48 fr. auf neue Penfionen, theild an in Ruheſtand 
verfeßten Diener, theild an Dienerrelicten 
und in 

1 fl. 44 fr. an Militärbienerreficten zur Gleichitellung 
mit den Givildienerrelicten; 

2) dem Antrage, die weitere nachträgliche Ausgabe in 
dem Reihttungsjahre 1830—1831 auf Etatsrechnung früherer 
Ssahre 

a) an Rücdftanden alter Penfionen mit 3,980 fl. 14a Fr. . 

b) an Rücftänden neuer Penfionen mit 1,782 fl. 33 fr. 
| zufammen 5,762 fl. 48 Er. 
zu genehmigen. 

3) Dem Antrage, Die das Marimum überfchreitende 
Penfion eined abgetretenen Staatsminifters, fo weit fie für 
das Jahr 1830 verausgabt ift, ebenfalld zu genehmigen, 
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zugleich aber die Erflärung in das Protocol niederzulegen, 
daß die Genehmigung der Ausgabe für die Budgetperiode 
von 4831 — 1833 der Kammer von 1835 überlaſſen bleibe, 
und die Kammer ſich vorbehalte, bei Berathung des Budgets 
von 1833 — 1835 zu beftimmen, ob und in welchem Betrage 
fie Fonds für dieſe Penfton bewilligen dürfe, nicht beizutreten. 

Die erſte Kammet hat ferner beſchloſſen: 

4) den Beſchluß auf den dortfeitigen Antrag, der nad 
Abzug ber zur Zeit noch nicht anerkannten Apanagenpen⸗ 
flönen von 8,480 fl. und ber oben Satz 2 bemerften Nach» 
traͤge ad 5,768 fi. 81a kr. noch verbleibenden effectiven 
Ueberſchreitung de Budgets im Betrage von 7,882 fl. 4Yafr. 
gleichfalls die Genehmigung zu erteilen, bis zur Meitthei- 
fung des von der hohen Regierung vorgelegten Gejekent: 
wurfs über bie Diener der apanagirten Mitglieder des 
großherzogl. Hauſes, ausgeſetzt zu Yaffen. 

In Gemäßheit der Geſchäftsordnung habe ich die Ehre, 
das hochverehrliche Präftdium der zweiten Kammer hievon 
unter Rücanfchluß der anher mitgetheilten Adreffe in Kennt 
niß zu feßen. 

Karlsruhe, den 414: September 1839. 


Der erfte Vicepräfident 
der erften Kammer der Ständeverfammlung. 


Fürſt zu Fürſten berg. 


E 
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Beilage Nr. 3. 


zum Protocoll der 64. öffentlichen Sigung vom 21. Septbr. 
1833. 


— ——— — — 


Redaction des Geſetzentwurfs über Ablöſung des Zehnten 
nach den Beſchlüſſen der zweiten Kammer. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
88. 1, 2 und 3 

nach dem Vorſchlag der Commiſſion der zweiten Kammer. 
$. 4. 
Bei biefer Beftimmung und fonach bei Feftfeßung bes 
Ablöſungskapitals bleiben privatrechtliche, auf dem Zehnten 

haftende, Kaften unberücfichtigt. 


Für Laften der Art..... zu beſtimmen ift. (Erfter Sa 
des $.5 im Commiſſionsentwurf.) Ä 
j $. 5. 


Betreffen die Laften Kirchen: und Schulbedürfniffe oder 
milde Zwede und Gompetenzen, fo fommen für die Fort: 
entrichtung biefer Laſten und für die Verwaltung der ent- 
forechenden Kapitalien folgende Beftimmungen in An: 
wendung: 

1) Die Laftenkapitalien für die Competenzen der Geift- 
lichen werden nach den beftehenden organifchen Vorfchriften 
unter Anfficht der Staatöbehörden, mit Beimirfung der 


Pfrimdnießer und der Gemeinden verwaltet. Bid über bie 
| 6. 
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Art.... in Anwendung ift. (Ganzer leßter Sag von $. 6. 
des Commiſſionsentwurfs.) 

2) Die Laftenfapitalien für die Competenzen der Schuls 
lehrer werden an die politifchen Gemeinden überwiejen, für 
welche die Laſten verwendet werdrn 

Diefe Gemeinden haben die fünfprozentigen Renten der 
Laftenfapitalien ald Gompetenzen der Schullehrer fortzus 
entrichten, und dafur die bereiteften Gemeindseinkünfte ans 
zuweiſen. 

3) Die Ablofungsfapitalien für Baulaſten fo wie für 
Friedhöfe werden an Diejenigen Gemeinden überwiejen, 
welche im Fall der Unzulänglichkeit des Kapitals gejeglich 
zum Beitrag verpflichtet find. 

Die Gemeinden haben dieſe Kapitalien unter Aufficht der 
Staatsbehörden gefondert zu verwalten. | 


4) Wenn die zur Aufficht berufene Staatöbehörde es für 
die Sicherheit der Yortentrichtung der unter Ziffer 2 und 3, 
angegebenen Laften angemeſſen hält, kann fie unter Mits 
wirfung der betreffenden Gemeinden die entjprechenden Kapi— 
talien als für ihre Zwecke fpeciell beftimmte Localfonds. vers 
walten faffen, oder audern bereits beftehenden Stiftungen 
zur gejonderten Verwaltung übergeben, 


5) Zur Fortentrichtung der bier nicht befonders genannten 
Laſten für Kirchen und Schulen oder milden Zwede, fo wie 
der Gompetenzen der Meßner find die entfprechenden Kapis 
tafien als für diefe Zwecke fpeciell beftimmte Localfonds nach 
den für Kirchen und milde Fonds beftehenden Borfchriften 
zu verwalten und zu beauffichtigen. 


6) Für alle in diefem Paragraph genannten Laftenfapis 
talien fünnen, mit Genehmigung der zur Aufficht berufenen 
Staatöbehörde , Liegenschaften angefauft werden. Auch 
fonnen dieſe Liegenschaften, in fo fern fie an die Stelle von 
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Eompetenzfapitalien treten, ben Gompetenzberechtigten zur 
Benußung überlaffen werden. 


$. 6. 

Betreffen die Laſten nicht Kirchens und Schulbedürfniffe 
noch milde Zwecke und Gompetenzen, fo werden fie mit dem 
entfprechenden Kapital an diejenigen überwiejen, zu deren, 
Gunſten fie beftehen. 


g. 7% 

Penn auf dem Zehntrechte verfchiedene Laften,haften, und- 
das Zehntablöfungsfapital zur Ablöfung ſämmtlicher Laften 
nicht hinreicht,, fo entfcheidet über die Bertheilung des Kapi⸗ 
tals unter die wegen diefer Kaften Berechtigten im Falle des 
Streitd der Richter. Den wegen diefer Laften Berechtigten 
bleibt in Beziehung auf die Ergänzung der ihnen nach gegene 
wärtigem Gefeß zur vollftändigen Ablöfung der Laſten ges 
bührenden Summe ihr etwaiger NRechtsanfpruch an den 
bisherigen Zehntberechtigten oder andere Verpflichteten vor⸗ 
behalten. 


§. 8 

Mit den Ablöfungskapitalien,, welche Pfarr: und Schul: 
pfründen als Zehntberechtigte anzufprechen haben, wird aufdie 
gleiche Weife, wie mit den Laftenfapitalien für Competenzen 
der Geiftlichen, beziehungsweife Gompetenzen der Schul; 
lehrer, nach den Beftimmungen des $. 5. verfahren. 

§8. 9, 10 und 11. 
Unverändert, wie im Commiſſionsentwurf erſichtlich. 
$. 12. 

Zur Beförderung der Zehntablöfung übernimmt - die 
Staatsfaffe ein Fünftel des Ablöfungsfapitald, und ent 
richtet diefe Summe, fobald die Zehntpflichtigen die Ablö— 
fungsurfunde der Finanzbehörde vorgelegt und den zum 
Empfang der Zahlung Bevollmächtigten bezeichnet haben, 
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mit Zins und Zinfeszind zu 4 Procent vom 1. Januar 1832 
bis zum Zahlungstage. Gefchieht jene Vorlage und Bezeich- 
nung nad) dem 1. Januar 1842, fo werden jedoch Zins und 
Zinfeszing nur bis zu dieſem Tage berechnet. 

Die Amortiſationskaſſe leiſtet die Zahlung. 

$. 13. 

Die zur Abführung des Ablöfungsfapitald weiter erfors 
derliche Summe haben die Befiger zehntpflichtiger Güter 
zu bezahlen, und können fie von der zu diefem Behuf ge- 
gründeten Zehntfchuldentilgungsfaffe nad den unten SS. 77 
bis 81 folgenden Vorfchriften entlehuen. | 

$. 14. ot 

Su jo fern zu Aufbringung des Beitrags der Zehnt⸗ 
pflichtigen nad freiwilliger Uebereinfunft. Aller feine andere 
Norm zu Stande kommt, wird entweder der Zehnte fort 
hin eingefammelt, ober es fommen die im $, 15 ausge⸗ 
fprochenen Beftimmungen in Vollzug. 

Die Forterhebung des Zehnten findet Statt, wenn fich 
nicht mehr als die Hälfte der Zehntpflichtigen,, welche nach 
dem Steueranfchlagimindefteng zwei Drittel der zehntpflich⸗ 
tigen Güter beſitzen, dagegen erklären, 

. 45. 

Hat ſich die Mehrheit gegen die Forterhebung des Zehnten 
ausgeſprochen, und es kommt eine Uebereinkunft aller Zehnt⸗ 
pflichtigen für eine andere Norm nicht zu Stande, fo treten. 
folgende Grundſätze in Kraft: ’ 

1, 2, 3, 4,5 und 6 unverändert wie im Commiſſions⸗ 
entwurf $. 14. 

7) Bet Beränderung der Perfon des Eigenthümers eines 
Grundſtücks, von welchem das Ablöfungsfapital noch nicht 


vollſtändig bezahlt ift, geht die Schuld auf den neuen 
Erwerber über, 
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(Bemerkung: Die Säbe 6 unb 7 wurden in einer nach? 
folgenden Sitzung abgeänbdert,) | 
| $. 46. 
ift ausgejegt und wird die Redaetion nachgetragen. 
5. 47. 
Unverändert nach dem Antrag der Commiffion. 
48, 

Zehntpächter treten mit ber Zehntablöfung ohne weitere 
Entfchädigung vom Pacht ab. 

Beftänder bisher zehntpflichtiger Güter haben — falls ber . 
Zehnte nicht zur Tilgung des Ablöfungsbetrags ber Pflich⸗ 
tigen (8. 44) oder wegen Zahlungsverzug ($. 16) forterhos 
ben wird, — vom Zeitpunkt der Ablöfung an nad freier 
Wahl entweder den Zehnten oder den fünfprocentigen Zins 
vom polen Ablöfungscapital an deu Beftandgeber zu ents 
rishten. 


Befiter zehntpflichtiger Schupf⸗ und Erblehen ... . . zu 
gewärtigen. (Ganzer letzter Gab von $.18 des Commiſſious⸗ 
entwurfs.) | 

Muß ein heimgefallenes Schupflehen an Familienange 
hörige des legten Befigerd wieder verliehen werben, fo hat 
der neue Lehenbefiger ftatt ded Obereigenthumers biefen Erſatz 
zu leiſten, fofern der leßtere nicht vorzieht, das Abloͤſungs⸗ 
capital felbft zu bezahlen, und vom neuen Lehenbeflger dafür 
den fünfprocentigen Zins deffelden zu fordern. 


§. 19, 

Die Zehntpflihtigen merben 46 Jahre fang, yon dem 

Sabre an, wo der Zehntbezug des Bereshtigten zum erften; 

mal aufhört, mit-einer hehern ‚Steuer wegen der Zehntfreis 
heit ihrer Guter nicht belegt, 


N 
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§. 19/2 (neu). 
Durch Vertrag kann die Ablösbarkeit des Zehnten, ſelbſt 
auf beftimmte Zeit, nicht aufgegeben werben, 


Zweiter Abſchnitt. 
Spyecielle Beſtimmungen. 
Erfter Titel. 

‚Bon der Befugniß zur Ablöfung. 

J §. 20.. 

Der einem Zehntberechtigten in einer Gemarkung zuſte⸗ 
dende Wiefenzehnte kann für fich allein abgelöst werben. 

Ebenfo der Wein, der Garten», der Obft-, fo wie ber 
Syolzzehnte. 

$. 1. 

Andere Zehntgefälle, die einem und demfelben Zehntbes 
rechtigten in einer und berfelben Gemarkung zukommen, fürs 
nen nur zufammen abgelöst werden, fofern nidyt der Bes 
rechtigte in die Ablöfung einzelner Zehntgattungen ober 
einzelner Diftricte einwilligt, oder aber die Diftriete, won 
welchen der Gefammtzehnte abgelöst werben will, ein 
geſchloſſenes Hofgut bilden. 

Zehnten, die von bdenfelben...... aufgenommen werbe. 
(Zweiter Sag ded 5.21 im Commiſſionsentwurf unveräns 
dert.)- | | 
$. 22, 

Die Ablöfung kann 

4) von der Gemeinde der mit dem Zehnten belafteten Ges 
marfung ftatt der Zehntpflichtigen,, und 

2) wo bie Gemeinde dazu feine Luft hat, von mehr als 
einem Drittel der Zehntpflichtigen, fofern diefe Anzahl 
nad) dem Steueranfchlag mindeflens die Hälfte der 
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dem betreffenden Zehntberedjtigten und zwar für die 
betreffenden Zehntgattungen in der Gemarkung bezies 
hungsweiſe in dem Zehntbezirk zehntbaren Güter befigt; 
3) von den Befigern der im $. 24 erwähnten gefchlofenen 
Hofgüter 
jederzeit verlangt werden. 
$. 23. 
Geſchieht dieß nicht bis zum 1. Januar 1842, fo kann 
auch der Zehntberechtigte die Ablöfung fordern. 
Iſt jedoch ..... befigen. (Zweiter Sat bed $. 23 im 
Commiſſionsentwurf.) 
| S. 24. 
Unverändert nach dem Commiſſionsentwurf. 


$. 25. 

Wird die Ablöfung durch die Gemeinde oder die im $. 22 
Satz 2 bezeichnete Anzahl der Zehntpflichtigen vermittelt, fo 
tritt die Gemeinde oder diefe Anzahl in Bezug auf dieje- 
nigen, welche nicht mit Geld ablöfen wollen, und im Fall 
der Zehnte nach $. 14 forterhoben wird, in bie Rechte ded 
Zehntbeziebers, und im Fall der Ablöfungsbetrag von den 
Pflichtigen nach $. 45 oder in anderer Weife aufgebracht 
werden muß, in die Rechte, welche der $.46 der Geſammt⸗ 
heit, den einzelnen Schuldnern gegenüber, einräumt. 


Zweiter Titel. 
Bon der Beſtimmung des Ablöfungsfapitals, 


§. 26. 


In diefem und den folgenden Paragraphen ift die Zeit 
periode vorderhand noch audgefeßt. 

Im Uebrigen ift diefer S. nach dem a irn 
angenommen. 
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$. 27 u. RE. 
Wie im Sommifflondentwurf. 
$. 29. 
Ebenfo, mit Hinweglaffung von: ‚‚($. 30.) 
$. 30. 
Eine ſolche Berichtigung fol namentlich eintreten: 

4) wo bie Zehntflur im Laufe der Durchfchnitt@periode an 
Ausdehnung gegen den neueſten Stand um wenigſtens 
ein Zwanzigftel zus oder nbgenommen hat, ohne daß 
die betreffende Urkunde dieß beachten fonnte, und mo 
eine Zehntgattung durch vorübergehende Gulturveräns 
derungen nur auf einige Zeit um wenigftend ein Zwan⸗ 
zigftel im Ertrag gefteigert oder verringert worden ift. 

2) 3) 4 5) u. 6) Wie im Commifflondentwurf zu $. 30. 

$. 31. 

Satz 1, 2u.3 des Sommiffiondentwurfd, und zwar bie 
Ögtreidepreife ,..... befannt machen, 

Satz 4. Bei Berechnung der Durchfchnittöpreife der aus⸗ 
landifhen Märkte ift der zur Zeit des Markts beftandene 
Ausgangszoll des Inlandes und Eingangszol des Audlan- 
des in Abzug zu bringen. 

Satz 5. Fehlt ed für ...... abfchäßen zu laſſen. (Un⸗ 
verändert Sag 4 des Commiſſionsentwurfs.) 

Satz 6. Mit der Bekanntmachung ber berechneten Marfts 
durchfchnittspreife haben die Kreisregierungen die Auffordes 
rung zu verbinden, daß die Berheiligten ihre etwaigen Eins 
wendungen dagegen binuen 3 Monaten vorzubriugen haben. 

Tter und letzter Sag. Gegen Die Entfcheidungen der 
Regierungen auf Die vorgetragenen Einwendungen fteht ber 
Recurs an bie höhern Berwaltungsbehörden offen. 
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$. 32. 
Wie im Commiſſionsentwurf, jedoch ift am Ende noch 
beizufügen: | | 
„Wenn die Marftpreife eines Marktortes wegen befons 
derer DVerhältniffe an und für fich felbft von den 
Schägern für zu hoch oder zu nieder erachtet werben, 
fo kann ein anderer Marftort ale maßgebend angenom- 
men werden.“ 
6. 33 u. 3. 


Unverändert nach dem Entwurf der Commiſſion. 


$. 35. 
An dem zu Geld berechneten. jährlichen Zehntrohertrage 
fommen in Abzug : 
4) | 
&b. c. und d. unverändert wie im Entwurf ber Com: 
miſſion. 
2) Die Steuern, nämlich: | 
a. die Staatöfteuer .... Sahröbeträge, (Wie im Com⸗ 
miſſionsentwurf.) | 


b. die Beiträge zu den Bezirksſchuldentilgungskaſſen, fo 
wie andere nach dem Steuerfapital zu tragende Laften 
im mittleren, in der Periode von 1824 bis mit 4830 
ausgefchriebenen Sahresbetrage. 


c. bie Öemeindenmlagen .,...; der Gemeindeorbnung. 
(Die 2 b im Commiffiongentwurf.) — 


3) Die Abgänge und Nachläſſe .... in Anrechnung zu 
bringen. Wie im Commiſſionsentwurf. J 
| $. 36, 
Unverändert nach dem Entwurf; der Gommilflon. 
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Dritter Titel, 


Bom Anfchlag privatrehtliher, auf dem Zehns 
ten hbaftender Laſten und von künftiger Bes 
freitung diefer Laſten. 

$. 37 big 46. 
Ganz nad) dem Entwurf der Sommifflon. 


Vierter Titel. 
Vom Berfahren beider Zehntablüfung. 
A. Vorbereitungen zur Zehntablöfung. 
$. 47 bie 51. 
Pie im Entwurf der Gommifflon. 


(In $. 49, Zeile 7 muß es jedoch heißen flatt: fammtk> 
hen» „faͤmmtliche“.) 


B. Ablöfung mittelfi gütlichen Hebereins 
fommens. 


$. 52 bie 54. 
Wie im Entwurf der Gommifflon. 


(Sn $. 54, Zeile 7, muß es jedoch heißen: nach den Be— 
ſtimmungen ꝛc.) 


$. 55. 
Wie im Sommifflonsentwurf, am Ende ift jedoch beizu⸗ 
fügen: 

„Bis dahin, wo die Laſtenkapitalien endgültig feltges 
fest, und nach Maßgabe der 68. 5 big mit 7 den Fünfs 
tigen Uebernehmern zugemiefen find, werden die Laften 
einftweilen noch von den Zehntberechtigten,, welche ent: 
weder nach $.54 den Zehnten noch fortbeziehen, oder 
welchen das Ablöfungsfapital nad) ——— $. 
inzwifchen verzindt wird, getragen. 
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$. 56. 
Nach dem Commiſſionsentwurf. 


C. Ablöfung mittelſt gerichtlichen Verfahrens. 
§. 57 u. 58. 
Wie im Entwurf der Commiſſion. 
$. 59. 


Mie im Entwurf der Commiſſion mit folgenden Rebacs 
tionsveränderungen: 

Sag 2 h. ftatt $.28: „ben $. 29 u. 30, 

Satz 2 c. flatt $. 32: „$. 31.“ 


$. 60. 61. 62. 
Wie im Entwurf der Sommiffton. 


$. 63 

Das Bericht feßt .. .. mitgetheilt. Die Scäßer werben 
jedenfalls beeidigt. Sie nehmen von der Zehntflur ꝛc. big 
an das Ende und zwar: der Mehrheit gilt. 

$. 64. 65. 66. 67. 68. 69. 

Wie im Entwurf der Commiſſion. 

D. Scylußverfahren bei der Zehntablöfung. 
$. 70. 

Nachdem das Ablöfungsfapital in Bezug auf die Zehnts 
pflichtigen endgültig fefigefegt ift, hat der Bürgermeifter 
bie Zehntpflichtigen, beziehungsweiſe ihre Vermittler ($.25) 
zu verfammeln und fie zur Entfcheidung über folgende 
Punkte zu veranlaffen: 

1) auf welche Weiſe das erforderliche Kapital aufgebracht 

- und der Berechtigte beziehungsweife Laſtenübernehmer 

befriedigt werben fol; 
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2) weldye Norm nach den Beftimmungen der $$. 14 und 
15 zur Aufbringung der Beiträge der Pflichtigen anges 
nommen werde; und in fo fern es nöthig ift, 

3) Sachverſtaͤndige zu ernennen, welche die Bertheilung 
des Kapitalbetrags der Pflichtigen nad) dem gewählten 
oder nach dem im $. 15 vorgefchriebenen Repartitions⸗ 
fuße beforgen; 

4) Die Borträger zu beftellen. 

Die VBorträger führen dann die Verhandlungen wegen der 
Kapitalaufnahme, Leiften die Zahlungen, erheben die Beis 
träge von den Pflichtigen und legen alljährlich. öffentlich 
Rechnung ab. 

E. Bom Verfahren, wenn über Zehntrecht und 
Zehntlaften Streit obwaltet. 


$. 71 und 72. 
Unverändert nach dem Commiſſionsentwurf. 
F, Bon den Redhtsverhältniffen Dritter in Be 
zug auf den abzulöfenden Zehnten. 
$. 73, 74 und 75. 
Unverändert nad) dem Gommiffionsentwurf. 
$. 76. 

In Rüdficht auf Jene, deren Rechte in den Grund- und 
Pfandbüchern auf den Zehnten eingetragen find, wird Dabei 
in allen Fällen die Hinterlegung in die Hinterlegungsfaffe, 
ober in deren Ermanglung in bie Zehntfchuldentilgungstaffe 
angeordnet, e8 mag richterliche Verfügung erfolgt feyn oder 
nicht, ansgenommen, wenn bie gütliche Erledigung nachges 
wiefen würde. 

Fünfter Titel. 
Bon der Zehntfchuldentilgungsfaffe. 

| $. 77. 

Unverändert nad) dem Antrag der Commiſſion. 
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$. 78. 
Ebenfo, jedoch mit der Aenderung im legten Sage, ftatt 
$. 13 „S- 16.” 
$.79 
Unverändert nach dem Antrag der Commiſſion. 
$. 80: 

Sap 1. Ebenſo. 

Saß 2. In feinem Fall aber darf die zur Zingzahlung und 
Schuldentilgung jährlich zu entrichtende Summe weniger bes 
. tragen, als der Jahres;ing für das von derzehntfchuldentils 
gungsfaffe entlichene volle Kapital nebft weitern ein und drei 
viertel Prozent dieſes Kapitals, 

$. 81. | 
Unverändert nach bem Antrag der Commiſſion. 


Karlsruhe, den 18. September 1833. 


Zur Beurfundung: 
Der Präfident der zweiten Rammer der Ständeverfammlung: 
Mittermaier., 
Die Secretäre: 
Rutſchmann. 
B. Mördes. 
Schinzinger. 
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Beilage Ar. 4 


zum Protofoll der 64. öffentl. Sigung vom 21. September 


1833. 


Befchlüffe der zweiten Kammer der Landftände zu Dem 


Gefegentwurf über Ablöfung des Zehnten, 


in der 63. und 64. öffentlichen Sigung vom '20. und 21. 


#* 


September 1833. 


konn mn 


Zu $. 15. 
Sat 6 foll alfo lauten: 

„zur Nbtragung des einem jeden Zehntpflichtigen zu- 
gefchiedenen Ablöfungsfapitald ſammt Zins darf ihm ger 
gen feinen Willen feine größere Zumuthung gemacht wer« 
den, als eine jährliche Zahlung, welche dem Jahreszins 
des ihm zugefchiedenen vollen Kapitals nebft 1° Proz. 
dieſes Kapitals gleich kommt. Dagegen ift jedem Einzelnen 
nah vorangegangener fechsmonatlicher Auffündigung 
jederzeit geftattet, feine Kapitaljchuld auf den Berfalltag 
eined Zieles vollftändig abzutragen.“ 

Sat 7 dahin abzuändern: 

„Bei Deränderung der Perfon des Eigenthümerg eines 
Grundſtückes, von welchem das Ablöfungsfapital noch 
nicht vollftändig bezahlt ift, geht die Schuld auf den 
neuen Erwerber über.“ 
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„Das Ablöfungsfapital mit zweijährigen Zinfen hat 
ein allen andern auf Liegenfchaften gegebenen vorgehendeg, 
feines Eintrags bedürfendes Vorzugsrecht auf das zehntbare 
Grundſtück.“ 


$. 16. 


„Bleiben Einzelne von den Zehutpflichtigen mit ihren 
Kapitals oder Zingzahlungen an den beftellten Vorträger im 
Rückſtand, fo kann die ablöfende Gemeinde, beziehunges 
weife Gefammtheit, riscfichtlich der Nückftände auf das ganze 
Vermögen der Schuldner zugreifen, und hat auf den Ernt- 
ertrag von den fonft zehntbaren Gütern der Schuldner dad» 
felbe Vorzugsrecht, wie der Beftandgeber für den Pacht- 
fchilling auf den Erwachs der verpachteten Güter.’ 


„Bleiben aber die Borträger einer nach den SS. 20 und 24 
. zuläßigen Ablöfungsgefammtheit mit Kapitals oder Zind- 
zahlungen im Rückſtand, jo kann der Zehntberechtigte oder 
wer fonft auf das Ablöfungsfapital Anfpruch hat, nur ver: 
langen, daß für die verfallenen Kapitals und Zinsbeträge bie 
Zehnterhebung, wie fie dem Zehntberechtigten gegen die Ges - 
fammtheit der Ablöfenden fonft zugeftanden, auf fo lange 
wieder eintritt, bis der Rückſtand nebft Berzugszinfen ges 
tilgt ift. Das Gericht hat in diefem Fall die Zehnterhebung 
nach Ablauf einer auf vier bis zwölf Wochen anzuberaus 
menden Zahlungsfrift zu verfügen, und nach $. 974 und 
972 der Prozeßordnung vollziehen zu laſſen.“ 

„Sleiches Recht, wie hier dem Bezieher des Ablöſungs⸗ 
Fapitals eingeräumt ift, fol unter den VBorausfeßungen des 
L. R. ©. 2103 auch dem Darleiher des zur Zahlung der Ab- 
löſungsſumme verwendeten Kapitald, im Fall ded Verzugs, 
für Kapital und Zinfen zuftehen, wenn, und in fo fern die 
Zahlung am den Zehntberechtigten, oder wer fonft das Abs 
löfungsfapital zu empfangen hat, erfolgt ift. 

1833, n. K. Prot. 148 Heft. 7 
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$. 26. 
In diefem und den folgenden Paragraphen muß es fatt 
der von der Commiſſion vorgefchlagenen Zeitperiode: 
„von 18241 bis mit 1830 
heißen, 
„von 1819 bis mit 1832 
und ftatt zehn „vierzehn Sabre.‘ 
Karlöruhe, den 21. September 1833. 


Zur Beurfundung: 
Der Präfident der zweiten Kammer der Ständeverfammlung : 
Mittermaier. 


Die Secretäre: 
Rutfhmann. 
Schinzinger. , 


LXV. Deffentlihe Sitzung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverſammlung. 


Karlsruhe, den 23. September 1833. 


Sn Gegenwart der Herrn Regierungscommiſſäre, Finanzminifter 
v. Böckh, Minifterialhef Staatsraty Winter, Minifterialrath 
Regenauer und Minifterialrath Bekk, fodann ſämmtlicher Mit: 
glieder der IT. Kammer, mit Ausnahme der Abg. Bader, Hoff: 
mann, v. Spftein, Kienle, Knapp, Mage, Mördes, Platz, 
Poſſelt und VBölder. 


Unter dem Borfiß des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präſident bemerkt, daß die Kammer befchloffen . 
habe, das Protocol der Ießten Sitzung, die Discuffion über 
$..26 des Zehntablöfungsgefees enthaltend, fogleich drucken 
zu laffen. Diefes Protocol fei nun in einigen Stunden fertig, 
und er lade die Kammer ein, ſich heute Abend um fünf Uhr 
zu Berlefung deffelben zu verfammeln. 

Das Serretariat zeigt an, eine Einladung des Lehrers 
Müller, Borftehers am Bruchfaler Blindeninftitut, zu 
ber nächft bevorftehenden dritten Hauptprüfung diefer Anftalt, 
nebft einer Fleinen —— — die Geiſtesbildung der 
Blinden.“ 


7. 
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v.Rotted: Ehe die Tagesordnung beginnt, erlaube ich 
mir, einen Gegenftand in Anregung zu bringen, der fonft 
in Bergeffenheit geratben könnte. Sch meine nämlich den 
Druck der PBrotscolle über die geheimen Sißungen, die in 
Preßangelegenheiten gehalten worden find. Wenn die Kammer 
für angemeffen hält, diefe Frage ebenfalld geheim zu ver: 
handeln, fo bitte ich den Herrn Präfidenten, eine folche 
geheime Sitzung, nach dem Schluß diefer öffentlichen, anzu⸗ 
ordnen, allein diefe Frage könnte ohne alles Bedenfen in öffent: 
licher Situng verhandelt werden. Sch bitte Daher, jedenfallg 
auf irgend eine Weife zu veranftalten, daß fid) die Kammer 
über diefen Druck ausfpreche. 

Präfident: Die Kammer wird fich erinnern, daß die 
Frage über den Druck des Protocolls, hinfichtlic) der Dank: 
abreffe, cbenfalld geheim verhandelt worden ift, und es wirb 
diefed Verfahren auch bier das angemeffeufte feyn; da es 
ohnehin einer näheren Erklärung der Regierungscommiffion _ 
bedarf. ch werde eine folche geheime Sigung in den nüchften 
Tagen anordnen. 

Die Tagesordnung führt num auf die Discuffion des von 
dem Abg. Lauer, Namens der Budgetcommilfton über den 
Cameraldomänenetat für die Rechnungsjahre 1833 und 1834 
erftatteten Berichte. 

Zu Nr. 1. 

„Die hohe Regierung möge, mit der Vorlage des Cameral⸗ 
bomäncnetatd am nächften Landtage bad Inventarium ſaͤmmt⸗ 
licher, diefer Adıntniftration angeh örigen Gebäude und Grund 
ftücfe verbinden.‘ 

Finanzminifter v. Boch: Die Hofdomänenfammer hat 
unterm 48: März 1838 an alle Domänenverwaltungen ben 
Auftrag ertheilt, über den Stand der ärarifchen Gebäude 
und über die am 1. Suni d. 3. diefer Adminiftration ange⸗ 
börigen Güter Berzeichniffe aufzuftellen und einzufchicen. 
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Diefe Berzeichniffe werden zufammengeftellt das Inven⸗ 
tarium ded Domanialvermögend bilden, wovon ihre Com⸗ 
miſſion fpricht. Am nächften Landtag wird Ihnen daffelbe 
mitgetheilt werden, und dadurch diefer Punkt erledigt fegn. 

Der Antrag der Commiſſion wird angenommen, 

Zum zweiten Antrag der Commiſſion: 

„Die Kammer möge ven Gefammteinnahmen der Samerals 
dbomänenadminiftration in den Boranfchlägen des Nechnungss 
jahres 


1833. 1834. 
fl. fl. 
im Betrag von . . . . . 14,558,000 1,555, 500 


den Geſammtausgaben von . 906,508 908,200 

der Reineinnahme von . . »  651,4% 652,300 
Ihre Zuſtimmung ertheilen.“ “ 
Buhſ: Ich ſehe mich durch dieſen Bericht veraulaßt, den 
Herrn Finanzminiſter zu fragen, wie weit der Plan der 
Brücken von Hüningen und Breiſach vorgerückt iſt, und ob 
man Hoffnung hat, daß derſelbe ausgeführt werde? 

Finanzminiſter v. Böckh. Dieſer Gegenftand gehört nicht 
hierher, fondern es ift dieß eine Frage, die fih bei dem Waffers 
und Straßenbau aufwerfen und beantworten läßt, da biefe 
Brücke fein Gegenftand der Domänenabiminiftration ift. 

Buhl: Ich finde ferner bier zu meinem Bedauern bie 
unglücliche Transportirung der Kirche von Thennenbach nad, 
Freiburg, und möchte ebenfalls fragen, ob Hoffnung vor 
banden it, daß die 48,000 fl., die nun nochmals follen zus 
gefchoffen werden, zur Wicderaufbauung genügen werden? 

Minifterialrath Regenauer: Man ift bei Fertigung 
diefes Reſtüberſchlags mir großer Genauigkeit zu Werk ges 
gangen, weil der Regierung, wie Ihnen fehr unangenehm 
ift, zwei⸗ und dreimal bewilligen zu müffen. 

Diefe verlangte Summe wird. ald diejenige betrachtet 
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werden fünnen, mit der der Bau vollendet wird. Da die 
Arbeiten jett außerhalb der Erde find, fo läßt fich mit weit 
größerer Sicherheit ein Ueberſchlag fertigen. 

Buhl: Diefer Fall bier und noch einige andere dürften 
die Regierung und das Finanzminfterium doch veranlaffen, 
die Bewilligung bei Fünftigen- Bauten früher einzuholen. 
Wenn diefer Bau früher zur Sprache gefommen wäre, fo 
würde man wahrfcheinlich nicht eingewilligt haben, eine 
Kirche von Thenenbad) nad) Freiburg zu verfegen. 

Schaaff: Den Grundfaß, den der Abg. Buhl, rück⸗ 
fichtlich der Bauten, die auf Staatefoften ausgeführt werden 
ſollen, ausgeſprochen bat, mache ich zu dem meinigen, und 
bin in diefer Hinficht volllommen feiner Meinung. Wenn er 
aber den fraglichen Kirchenbau in Freiburg einen unglüds 
lichen nennt, fo bin ich in diefer Beziehung ganz entgegen 
geſetzter Anficht, und danfe vielmehr der Regierung, daß 
fie eine entfprechende Summe zur Beendigung diefes Baues 
ind Budget aufgenommen hat, damit die Regierung unfereg 
Großherzogs Leopold nicht bei der Nachwelt der Vorwurf 
ded Vandalismus treffe. Denn wer ein begonnenes Kunft- 
wert, ein Denfmal mittelalterlicher Baufunft liegen läßt, 
und dem Ruin preis giebt, bevor es noch vollendet, diefer 
ladet eben jo gut den Vorwurf des Vandalismus auf fich, wie 
der, deffen Hand ein Denkmal der Borzeit niederreißt. 

Wegelll.: Sch bin derfelben Anficht; der Gegenftand 
ift befanntlich fchon im Jahr 1831 ausführlich erörtert worden. 
Wenn bie fragliche Summe nicht bewilligt würde, fo würden 
die 30 oder 40,000 fl., Die im Boden liegen, ebenfalls weg⸗ 
geworfen feyn, allein ich zweifle, ob die 48,000 fl. nad) dem 
gegenwärtigen Bauplan, wenn er nicht abgeändert wird, 
nur hinreichen. Sch bin übrigens mit dem Abg. Buhl eins 
verftanden; es ift ein Fehler BE der Ben wieber gut 
gemacht werden kann. 


— 
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Goll: Die Brücke von Knielingen nach Wörth wird eben⸗ 
falls nicht hierher gehören. | 

Regenauer: Diefe Brüde wird, dem Vernehmen nadı, 
auf Actien gebaut, und es ift ſchon eine Einleitung von 
Privatunternehmern gejchehen. 

Welder: Nurzur Beruhigung der Kammer in Beziehung 
auf den Wiederaufbau der Thennenbacher Kirche in Freiburg 
muß ich bemerfen, daß wenn aud) darüber geftritten und 
gefragt werden fünnte, ob urſprünglich das Project nicht 
etwas zu foftfpielig fei, doc) jet, nachdem der größte Theil 
der Summe ſchon ausgegeben worden ift, Feine Frage mehr 
darüber feyn kann, ob fortgebaut werden fol. Darüber habe 
ich das Zeugniß von Bauverftändigen, und was den Punft 
betrifft, daß die Kirche dem Zweck nicht entfpreche, fo bin 
ich darüber beruhigt, denn ich weiß nicht, welchem Urtheil 
ich mehr trauen fol. Als die Kirche auf ihrem früheren 
Plage ftand, und Die jegige wird fo gebaut, wie fie früher 
ftand, da haben die Geiftlicyen des Orts ſich an Ort und 
Stelle begeben, fie haben auf der Kanzel gepredigt, und die 
Einrichtung trefflich gefunden, und Derjenige, der die Kirche 
zu beforgen hat, iſt ein fehr vernünftiger und gewiffenhafter 
Mann, der nicht nach Luftigen Entwürfen feine Anficht auge 
fpricht. Sch bin alfo darüber beruhigt, daß nicht blog eine 
fchöne, fondern auch eine zweckmäßige Kirche entfliehen werde. 

v. Rotteck: Diefe Sache fpricht fo für fich felbft, daß 
ich nichts weiter hinzufüge, denn die Schlußfaffung wird 
feinen Anftand haben. Weil aber der Herr Präfident das. 
Ganze zugleich zur Discuffion brachte, fo will ich einen Ans 
trag, den ich unter der Rubrif der Einnahmen der 
Gameraldomänenabminiftration zu machen gedachte, gleich 
jegt vorbringen. Es find nämlich unter der Rubrif Eins 
nahmen angefebt: 

- vom großen Zehuten 700,000 fl. 


104 Verhandlungen der IL, Kammer. 


von Fleinen Zehnten 112,000 fl. 
vom Weinzehnten 145,000 fl. 
und von Zehntrecognitionen 3000 fl. 

Ein großer Theil diefer Einnahmen wird nun durch Die 
Zehntverpachtungen oder Berfteigerungen hervorgebracht, 
und da ed noch ungewiß ift, ob unſer Zehntgejrt zu Stande 
kommt, da es noch verfchiedene Chancen zu durchlaufen bat, 
und wir nicht wiffen, ob wir zu feiner Durchführung einen 
guten Wind hoffen können, fo ift mein, auf jene Berpach- 
tungen fich beziehender Antrag, von ganz befonderer Wich⸗ 
tigkeit und Nothmendigfeit. Aber auch für den Fall, daß das 
Gefet zu Stande fommen follte, ift voraugzufehen, daß die 
Ablöfung nicht im erften und zweiten Jahr werde beendigt 
ſeyn, und es hat alfo mein Antrag auch in diefer Hinficht 
noch Intereſſe. Ich mache nämlich den Vorſchlag, daß die 
Kammer den Wunſch ins Protocoll niederlegen möge, daß 
die Domänenverwaltungen den Zehnten nicht mehr an den 
Meiftbietenden verfteigern, fondern deuſelben nur an die 
Gemeinden oder die Pflichtigen felbft verpachten mögen, | 

Mein zweiter Antrag ift dann der, daß Da bei Betretung 
diefes Weges natürlich in den Einnabmen ein Ausfall ent- 
fteht, man alsdann den Ueberfchlag oder den Anſatz diefer 
Einnahme um den Betreff herabfegen möge. 

Diefe Anträge werde ich nicht weitläufig begründen dürfen, 
denn diefe Sache ift jchon bei mehreren Gelegenheiten zur 
Sprache gefommen, und befonders find bei der Zehntdiscufs 
fion auch Klagen in der Kammer darüber ertönt, von welchen 
verfchiedenen. Seiten das. Syſtem der Zehntverfteigerung. 
nachtheilig und felbft heillos fei. Sch beziehe mich auf Dass 
jenige, was fchon darüber gefagt wurde, und: will blos, 
noch, der. Kammer eine Notiz aus einer Petition. mittheilen, 
über die in den nächſten Tagen blos bei Gelegenheit einer 

fummarifchen Berichterftattung Vortrag erftattet werden wird. 
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Der Inhalt diefer Petition hat mich allernächft zu meinem 
Antrage geführt. Sie ift von den Gemeinden des Bezirks Kork, - 
die die Kammer um nachdrücliche Verwendung bitten, daß 
die Zehntablöfung eintreten möge, und diefe Bitte mit Fol⸗ 
gendem unterſtützen; ſie ſagen nämlich: 


„Ehemals und vor der Epoche der Säkulariſation waren 
die Zehnten in den meiſten der hieſigen Gemarkungen Eigens 
thum franzöftfcher Klöfter und Stifter, Eine milde Adminis - 
ftration, auf dem Wege der Verpachtung an Gemeinden, ers 
leichterten Damals die Zehntlaft für die Grundeigenthümer 
wefentlich. Allein anders geftaltete fich das Verhältniß 
zwifchen Zehntherrn und Zehntholden nach dem Eintritt jenes 
Ereigniffes, und beim Anfall diefes Ländchens mit dem Eigen; 
thum der Zehnten an das hohe Haus Baden,’ 


„Das Berderben bringende, Leidenfchaftlichkeit erregende 
und fie in die Schranfen forbernde, Syſtem der Berftei» 
gerung der Zehnten an den Meiftbietenden trat auf den 
Schauplatz, und blieb bis in Die neuere Zeit vorberrfchendes 
Prinzip der Staatöftnangverwaltung. Jedes Sahr verlangte 
diefes Syſtem feine Opfer, jedes Jahr führte e8 eine Anzahl 
Tamilien in der eitlen Täufchung auf gehofften Gewinn an 
den Bettelftab; und wir dürfen unbedenklich ed ausfprechen, 
daß unbefonnenes Zehntfteigern in Verbindung mit der auf 
gleichmäßigem Wege der Steigerung begebenen Pachtung, der 
hier in unverhältnißmäßigem Maße, beinahe zu einem Biers 
theil deg ganzen beurkaren Landes vorhandenen Staatsdo⸗ 
mänen, den Wohlſtand der biefigen Gegend tiefer verlegt 
‚haben, als alle Kriegserlittenbeiten,, denen diefelbe in einer 
Reihe von dreißig Sahren ausgeſetzt war; denn biefe Paften 
waren boch nur vorübergehend, und man fonnte Hoffnung 
haben, ihre Wunden nach hergeftelltem Frieden allmählig 
wieder zu heilen; jenes Uebel aber war bleibend, und wirkte, 
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im. tiefen Frieden auch Schulden auf Schulden häufend, 
progreffive zerftörend fort.“ 

Ich finde in diefen Anführungen eine abermalige Beftätigung 
meiner Behauptung, die ich früher fchon oft aufgeftellt habe, 
der. Behauptung nämlich, daß in der neueren Zeit der Ertrag 
ded Zehnten durch eine fleigende Härte der Eintreibung ers 
höht, und dadurd) die Zebntlaft fortwährend fehmerer ges 
worden ift, woraus beſonders die Billigfeit und Gerechtigkeit 
hervorgieng, einen milderen Abkaufsfuß zu beftimmen, und 
ich finde darin zweitens die Beftätigung von der VBerwerflichs 
feit des Syſtems der Zebntverfteigerung. Es ift Har, daß 
die Luft, da zu ernten, wo man nicht fäcte, die Leute vers 
blendet, und daß diefe, von der Begierde auf die Ernte ans 
getrieben, von Ideen, die man in ihnen von der großen 
Ergiebigkeit der Ernte erregt, oder auch Durch wechfelfeitige 
Eiferfucht,, Neid und Eitelkeit angefpornt, auf unbefonnene 
Weiſe bieten. Sie wurden oftmals dadurd) erinnert, wovon 
wir hundert Beifpiele haben. Wenn fie übrigens den Zehnten 
gekauft haben, und hohe Preife geben müffen, fo find fie 
begterig, fich ſchadlos zu halten durch die firenge Erhebung 
des Zehnten. Sie haben einen fcheinbar rechtlichen Titel zum 
Raub und begehen dann diefen Raub an ihren Mitbürgern, 
was Streit, Hader und Ungebühr aller Art nad fich zieht. 
Das Syftem oder der Grundfaß der Verpachtung des Zehnten 
an die Meiftbietenden ift durchaus ungerecht, weil der rechts 
liche und- factifche Zuftand des Zehntpflichtigen dadurch 
wefentlich verfchlimmert wird. Statt eines Zehntheren, der 
durch das Prinzip der Ehre, der Humanität und der Billigs 
feit abgehalten wird, etwas Unbilliges zu verlangen, oder 
ungebührlich zu fteigern, erhält man eine Schaar von fauf 
Iuftigen Menfchen, die durch fein folches Motiv zurücdges 
halten werden, und die in dem hohen Pachtfchilling , den fie 
bezahlten, ein fcheinbar rechtliches Motiv zur Bedrückung 


⸗ 
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erblicken. Es beftehen mehrere Verordnungen, wonach vers 
boten ift, daß der Zehntfnecht felbft Theilhaber am Zehnten 
fei, was fehr billig ift, weil fonft die Verfuchung deffen, der 
den Zehnten einfächst, zu groß ift, ald daß man zweifeln 
fönnte, es werde” ein raftlofer Eifer des Uebervortheilens 
und felbft des Raubes eintreten. Wenn aber jene Forderung 
eine billige ift, fo muß auch die Zehntverfteigerung verboten 
werden. Es erhellt nämlich ganz flar, daß das Spitem der 
Verpachtung an Steigerer ein widerrechtliches fei, denn 
diefe Knechte fächfen dann den Zehnten felbft ein, fie ftellen 
feinen andern Zehntner an, fondern gehen felbft hinaus, 
und was fie nehmen, gehört ihnen, Es ift aber ein Unters 
ſchied, ob ein unbetheiligter Mann den Zehnten einhebt, der 
billige Rückfichten zwifchen Zehntheren und Pflichtigen zu bes 
obachten geneigt ift, oder ob Einer da ift, der Alles für fich 
ſelbſt in den Sad ſteckt, der gar feine Garantie geben fann, 
und der durch einen hohen Pachtichilling eine Art Anweifung 
auf Raub erhalten hat. Sch glaube, daß diefem Unheil, wenn 
ed auch nur noch zwei Jahre dauern follte, unverzüglich, 
und fo vollfommen wie möglich, abgeholfen werden follte, 
und daß dieß für den Fall, wenn das Gefeß nicht durchgeht, 
nur um fo wichtiger ift. Sch glaube nicht, daß die Geſammt⸗ 
heit des badifchen Volks auf dieſem Wege der ungebührlichen 
Steigerung des Zehntertrags, auf Koften der Zehntpfliche 
tigen, der Moralirät, des Friedens und der Drdnung in den 
Gemeinden eine fegengreiche Einnahmsquelle erhält, und wenn 
die Domänenverwaltungen mit dem Beifpiel vorangehen, 
den Zehnten blos an die Gemeinden oder die Pflichtigen felbft 
zu verpachten, fo wird dieſes auch auf die andern Zehntherrn 
wirfen, und die große Quelle von Unfrieden, Bedrückung 
und Ungerechtigkeit verfiegen. Die Kammer follte daher die 
Wirnfche ind Protocol niederlegen, daß die Domänenvers 
waltungen den Zehnten nicht ‚mehr an: den Meiftbietenden 
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verfteigern, fondern nur an die Gemeinden oder Pflichtigen 
felbft, um billigen Anfchlag verpachten, und daß zweitend 
der Anſatz des Zchnten auf. eine entfprechende Weiſe herab: 
geſetzt werben möge. Um wie viel dieſe Herabſetzung zu ges 
fihehen babe, kann ich als Nichtmitglied" der Budgetdcoms 
miffton nicht fo berechnen, allein nad) ‚einem oberflächlichen 
Blick möchte ich fagen, daß 50,000 fl, weniger herausfommen 
können. Ueber die Größe der Summe möchte ich mir auch 
nicht den Kopf zerbrehen, denn ungerecht Gut, thut fein 
gut, und wenn auch diefe Einnahme noch fo fehön klingt, 
jo wünfche ich doch eine entfprechende Herabfeßung des 
Satzes. | 
Minifterialratb Regenauer: Sch antworte zuerft auf 
die lebte Bemerfung, indem ich mich in Die befondere Lage 
verjeße, in welcher man felten auf diefer Bank ift, den Ans 
trag eines Abgeordneten auf Herabfegung einer Einnahmes 
pofition zu befämpfen. Ich glaube nicht, daß diefe Pofition 
berabgefeßt werden follte. Der Herr Abg. v. Rotteck meint, 
in der beften Abficht, die Kammer folle den Wunfch ins 
Protocol niederlegen, daß der Domanialzehnte fünftig nur 
an die Gemeinde, oder die Gefammtheit der Zehntpflichtigen 
verpachtet werde. So weit aber diefe Verpachtung ausführs 
bar ift, hat die Domänenadminiftration nicht erft feit heute 
_ oder geftern, ſondern ſchon feit zehn und zwölf Sahren hier⸗ 
nad) gehundelt, und zwar mit einem vaftlofen Eifer, der 
manchem der Mitglieder der Kammer befannt ſeyn muß, der 
wenigſtens Allen, die in näherer oder entfernterer Berührung 
mit Domänenbeamten ftehen, bekannt feyh muß. Man bat 
heit einer Reihe von Jahren durch Girculare die Ortsvor⸗ 
fände, die Gemeinden und die Geſammtheit der Pflichtigen 
jeder Gemarfung einladen laffen, und bei jeder neuen Ber; 
pachtung die Einladung wiederholt, man hat den Zehnten 
aufs Wilfährigfte angeboten, und in jeber Weife die Bers 
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pachtung an Gemeinden erleichtert. Freifich hat man dabei 
im der Regel den Durchſchnittsertrag der verfloffenen Sahre 
zur Norın genommen; allein was konnte man auch anders 
thun? Haben Sie die Finanzverwaltung jemals ermächtigt, - 
auf dad Ungemwiffe hin an diefem Ertrage irgend etwas 
nadhzulaffen? Sie haben diefe Ermächtigung nie ertheilt, 
und werden Sie auch künftig nicht ertheilen, wenn Sie Un; 
ordnungen und Anftände aller Art vermeiden. wollen. Der 
Antrag ift alfo berücfichtigt, fo weit er berückfichtigt werben 
fonnte, und man darf überzeugt feyn, daß die Anfichten, 
die der Herr Abg. v. Rotteck in Bezug auf Verpachtung 
an die Zehntpflichtigen ausgefprochen hat, fehon längft die 
Anfichten der Domänenabminiftration find. Sie gratulirt fich 
dazu, den Zehnten an Jene zu verpachten, an welche ihn 
der Herr Abgeordnete verpachtet wiffen- will; allein da, wo 
ed nicht möglich ift, bleibt nichts anderes übrig, als der 
Weg der Verpachtung an Einzelne, und zwar nur der Weg 
der Verpachtung mittelft öffentlicher Verfteigerung. Der 
Herr Abg. v. Notted behauptet, man Fünnte einem Ein: 
genen den Zehnten aus der Hand abgeben; allein eine folche 
Behanptung mwibderftreitet den Erfahrungen des practifchen 
Lebens. Sch hatte viel mit Zehnten zu thun, und fo ungern 
ich fah, daß eine Steigerung eintrat, und fo fehr ich mich 
überzeugt halten mochte, daß einer oder der andere der Bir 
tenden zumeilen mehr geben werde, ald er zu geben im 
Stande war, fo wenig konnte ich doch Die Verfteigerungen 
felbft hindern. Es würde auf Willführ hinauslaufen, und 
Unterfchleife würden unvermeidlich feyn, wenn man ein at: 
deres Verfahren beobachten wollte, ald dasjenige, das bei 
der Adminiftration eingehalten wird. Man hat-gefagt, daß 
man zu ber Zeit, wo der Zehnte in den Händen auswärtiger 
Klöfter und Stifter gewefen, an folchem weniger erhoben 
babe, nnd die Pflichtigen fidy Leichter hätten abfinden 
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koönnen. Das ift wahr; aber ed Fann die Finanzverwaltung 
des Großherzogthumsd Baden, fo wenig als die Finanzver- 
waltung irgend eines andern Staats, wo Ordnung herrjcht, 
eine Verfügung erlaffen, wonad) man den Behörden fagt, 
fie follen das Recht des Zehntherrn nur theilmeife verfolgen, 
fie follen diefe oder jene Verkürzung nicht achten. Wohin dieß 
führte ift far, Mißbräuche wären unvermeidlich, und es ift 
unfere Pflicht, denfelben zuvor zu fommen, weil wir dadurch 
im wohlverftandenen Sntereffe den Gefammtheit handeln. 

Welcker: Ich unterftüße den Antrag des Abg.v. Rotteck, 
und freue mich zu hören, daß nach diefem Gefichtspunfte 
ſchon großentheild verfahren werde, wünfche aber, daß man 
möglichft vollftändig in Beziehung auf diefen Zweig des 
Staatseinkommens darnadı forthandeln möge. Wenn freilich 
die Durchfchnittsjahre nach dem Ertrag der vielleicht über- 
"mäßig hohen Pachtfumme berechnet wird, und nicht nad) 
dem eigentlichen Werth des Zehnten, fo wird auf diefem 
Wege doch nicht vollfommen dem Wunfche des Abgeordneten 
v. Rotteck entiprochen; und ich wünfchte, daß man mit 
den neuen Pachtjchillingen auf den wirklichen Werth des 
Zehnten herabgienge, Es ift übrigens der Abg. v. Rotted 
auf den Bericht rückwärts gefommen, und ich behalte mir 
vor, auch noch einen Antrag in Beziehung auf frühere Punkte 
zu ftellen. 

Dörr: Was die Petenten in ihrer Eingabe fagen, hat 
feine volle Richtigkeit, denn fie find in den legten Jahren 
außerordentlicd; mit dem Zehnten gefteigert worden; und id) 
unterflüge daher den Antrag des Abg. v. Rotteck, habe 
aber noch mehr Hoffnung, als derfelbe, daß der BEE 
verfchwinden werde. 

Was die Verpachtung an die Gemeinden betrifft, fo ſt 
wahr, was der Herr Regierungscommiſſär bemerkt hat; 
allein um einen Beweis davon zu geben, wie ſehr die Pe⸗ 
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tenten Recht haben, kann id; ald Bewohner jener Gegend 
anführen, daß die Gemeinden, um die unbändigen Steiger 
rungen zu vermeiden, den Zehnten in Pacht nehmen EI 
und fich deßhalb an das Amt wendeten. 


Es follte aber nach dem Durchfchnitt der früheren Zeit ber 
Preis angenommen werden, wodurch der Betrag um 800 fl. 
gefteigert wurde. Sie fragten nun dag Amt, ob’fie nicht die 
Erlaubniß hätten, auf eine andere Periode einzugehen, und 
man antwortete ihnen, daß dieſes nicht ſeyn dürfe. I 


Wenn die Ablöfung wirklich zu Stande fommt; fo follte 
daher auf diefen Umftand von dem Finanzminifterium be; 
fondere Rückficht genommen werden. 

Fecht: Sch muß diefe Bemerkung beftätigen. 

Finanzminifter v. Böckh: Die Zehnten werden durch frei- 
willige Uebereinfunft verpachtet. Daß in einzelnen Fällen die 
Pächter mehr bieten, als Flug, mag wahr feyn. In der Regel 
ift ed aber nicht fo, und Diejenigen, die mehr geboten haben, 
fommen fpäter um Nachlaß ein, und wenn fich zeigt, daß 
ſie wirklich bedeutenden Verluſt erlitten haben, fo wird diefeg 
berücfichtigt. Der Abg. v. Rotteck hat die Zehntverpach— 
tung als etwas heillofes und die Pächter als ehrlofe Räuber 
hingeſtellt. Diefe werden freilicy auf ihren Nußen fehen, 
und den Zehnten erheben, fo wie fie Dazu berechtigt find, aber 
daß fie ihre Mitbürger berauben, glaube ich nicht, denn ihre 
Mitbürger würden dieß nicht dulden, fie find die Stärferen, 
und die Pächter die Schwächeren. Diefe werben oft von den 
Zehntpflichtigen betrogen, und wir haben Beifpiele, daß fie 
auf eine Weife betrogen wurden, daß von Seiten der Ge- 
richte eingejchritten werden mußte. 

Merk: Es ift freilich wahr, daß in dem Zehnten felbft, 
nicht aber in der Berfteigerung, etwas Unbilliges Liegt, allein 
in den Folgen verhält fich die Sache andere. Der Menjch 
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iſt ſchon fo gefchaffen, daß, wenn fein Speculationggeift 
einigen Spielraum hat, wenn er etwas zu gewinnen weiß, 
alle feine Keidenfchaften erwachen. Darum hat auch die 
Erfahrung gezeigt, daß viele Familien fi durch die Zehnts 
fteigerung ganz ruiniert haben, und biefe Steigerung fommt 
mir vor, wie wenn der Staat Einen zwingen wollte. Bes 
fonders von der moralifchen Seite betrachtet, hat die Sache 
ein großes Bedenken. Es entfteht ein gewiffer Zwiefpalt 
und Partheienwuth in den Gemeinden, eine Gehäfligfeit 
zwifchen den Pächtern und den Zehntholden, die in einigen 
Gemeinden fehr weit gediehen ift, wovon und der Abg. 
Dörr ein auffallendes Beifpiel geliefert hat, das ung 
deutlich zeigt, daß hier nur Leidenfchaftlichfeit oder ganz 
befondere Gründe da feyn müffen, um den Zehnten fo über 
alles Map hinaufzufteigern. Abgefehen von diefen allges 
meinen Betrachtungen aber, fcheint mir dieſes Syftem der 
Verfteigerung doch nicht mehr gehandhabt werden zu fönnen, 
nach dem Standpunfte, auf dem wir mit der Ablöfung des 
Zehnten ftehen.. Man muß fo viel ald möglich davon aus— 
gehen, um die Uingleichheiten, die dadurch in dem Ertrag 
“ entftehen, zu befeitigen; denn wenn diefes noch einige Jahre 
fo fortdauert, und die Zehntablöfung erft fpäter zu Stande 
kommt, fo würde, wenn dann diefe Jahre nachgerechnet 
werden follten, die Erhebung immer ſchwieriger. Einige 
Gemeinden find fo Hug und fteigern den Zehnten nicht hoch, 
allein bei Einzelnen fommt er über alled Verhältniß hinaus: “ 
Sch fehe wohl ein, daß hier ein gemiffes Maß und Ziel noth⸗ 

wendig ift, und daß der Staat feinen Zehnten nicht weg⸗ 
fchenfen kann; allein abgefehen davon, geftehe ich, daß ich 

mir in diefer Hinficht einiges Opfer gefallen Taffen würde, 

nur um jeßt jo viel als nöthig das Pachtfpftem in- den 
Gemeinden durchzufegen, fo fern nicht durch eine fchnelle 

Ablöfung des Zehnten die Sache ohnehin ins Reine kommt; 
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denn ich fehe dieſe Verpachtung an die Gemeinden als eine 
Einleitungsmaßregel. an, um bie Ablöfung um fo Fichtiger 
zu Stande zu bringen, darum unterftüße ich den Antrag 
des Abg: v. Rotteck. 

Glaͤß: Ich muß dasjenige beftätigen, was der Herr 
Regierungscommifjär gefagt hat. Man überläßt den Ger 
meinden, ob fie auf drei Jahre, ſechs Jahre oder neun 
Sabre den Zehnten pachten wollen, und läßt zugleich auch 
die billige Rücficht eintreten, daß denjenigen Orten, bie 
‘weit von dem Markt entfernt find, bei -Beftimmung bes 
Raturalpreifes einige Procente nachgelaffen werden. Die 
Regierung ift nicht Willens, die Unterthanen dadurch. zu 
drücken, daß man den Zehnten verfteigert: Wenn aber 
Einzelne felbft fo unflug find, mehr zu geben, fe ift ed ihre 
Schuld. Sch Fenne fo ziemlich die. Drte, die gewohnt find, 
etwas hoch zu fleigern, und ich habe im vorigen Fahre glrich 
die Leute darauf aufmerkjam gemacht, fie follten fo ſteigern, 
daß fie und der Staat feinen Berluft dabei erleiden, und 
habe gefunden, daß es aud einige Wirkung hatte: Wenn 
ſich übrigend zeigt, daß zu hoch gefteigert wurde, fo. finden 
auch nach Umftänden Rachläffe ftatt, wovon ich: mehrere 
Beifpiele aus meinem Bezirk anführen könnte, 

v. Rotted: Der Herr Regierungscommiffär hat bemerkt, 
Daß das, was ich wünſche, großentheils fchon ausgeführt 
fei, daß nämlid, fchon feit einer Reihe von Kahren dieſes 
Syſtem der Verpachtung an die Gemeinden von der Regies 
rung durchgeführt, oder wenigftens durchzuführen. gefucht 
. werde. Das weiß ich wohl, daß man den Gemeinden Al 
träge macht, ben Zehnten zu pachten, allein man will den. 
Ertrag.der frühern Jahre dabei zu Grund legen, wo man 
ben Zehnten verfteigerte, und burd) Die übertriebene feidens 
ſchaftliche Steigerungsfucht einen ungebührlichen Preis dafür 
erhielt. Dadurch ift aber die Sache nicht "gut gemacht, 
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wenn man fagt, ihr könnt den Zehnten um den ungebühr: 
lichen Preis haben , der früber bezahlt wurde, denn dadurch 
wirb man blos der Plackereien und Ränbereien enthoben, 
und die Scheu vor diefen kann die Gemeinden allein bewes 
gen, einen fo hohen Preis zu bezahlen. Das Uebel, das 
durch die frühere Hebung der Steigerung gefchehen und ver; 
urfacht worden ift, geichieht leider noch, und wird fort- 
wirfen auch nach dem Zehntgeſetz; denn leider müfjen die 
Pflichtigen jegt gar das Kapital von demjenigen bezahlen, 
was ihnen auf ungebührliche Weife zu viel abgenommen 
wurde. Es läßt fich dieß freilich nicht mehr gut machen, 
allein darum ift mein Wunfch nur um. fo gerechter, daß 
fünftig das Uebel nicht fortdauern möge. Wenn der Herr 
Regierungscommiffär bemerkt hat, den Steigerern fei ja 
ein Nachlaß bewilligt worden, wenn fie zu viel geboten hätten 
und hintennach in Berluft famen, fo ift dieß ein fchlechter 
Troft für die Zehntpflichtigen, denn für dieſe wäre e8 beffer 
gewefen, dieſe leidenfchaftlichen raubluſtigen Zehntpächter 
wären zu Grunde gegangen. . Gerade diefe Nachläffe, auf 
die man ihnen Hoffnung machte, wenn: das Land. nicht fo 
viele Garben trage als falle follten, gerade die Ueberzeu- 
gung der Pächter, daß fie nichts wagen werden, war ben 
Pflichtigen am meiften nachtheilig, denn diefes Syftem hatte 
die Wirfung, die Steigerer noch mehr zu reizen, daß fie 
einen noch höheren Pachtfchilling bezahlten: Wenn alfo 
diefes Syftem fortdauern follte, fo würde ich darauf au⸗ 
tragen, nie einen Nachlaß zu bemwilligen, wodurch ‚bie 
Steigerungeluft etwas gemindert. würde, Wenn aber der 
‚Herr Regierungscommiffär ferner fagte, daß, wenn man 
praftifche Kenntniffe "habe, man nicht wohl fordern könne, 
von der Steigerung abzugehen, fo glaube ich doch, daß 
unfer eigenes Zehntgejeß, wie ed von. denfelben Nebnern 
ber Regierung vorgelegt wurde, fchon Mittel und. Wege 
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zeigt, ober Andeutungen bavon giebt , wie man es praftifch 
machen folle. Giebt e8 denn fein befjered Mittel, um den 
muthmaßlichen Zehntertrag zu ſchätzen, als die übertriebene 
Steigerung? Es ift freilich die bequemfte Art, und der Weg, 
auf dem man am meiften in die Kaffe erhält, aber nicht der 
bilfigfte und der der Wahrheit am. nächften liegende. Der 
Zehntentwurf felbft bietet das Mittel dar, daß durch ver⸗ 
nünftige tunftverftändige Gefchäftsleute der Preis regulirt 
werben felle, der in frühern Jahren Durch übertriebene Zehnt- 
fteigerung zu fehr in die Höhe gekommen ſei. Diefes konnte 
dann, fo weit e8 die Schäßer für wahr halten, abgefchlagen: 
werden, was fodann bie erfte Grundlage bildete... Die Rer 
gierung hat auch Die Kunde vom den Rachläffen, die fie geben 
mußte, fie hat die Notizen der Zehntpächter, ſo wie auch 
Notizen von den Klagen der Pflichtigen, und von den ver⸗ 
fohiedenen Befchwerden, die gegen die Pächter. erklungen 
find, und kann alfo nach diefen Angaben und dem: Lieber: 
ſchlag der vernünftigen Schäßer jenen Durchfdmittsertrag 
herabfeßen, und dann dieſen moderirten Anfchlag den Ger 
meinden anbieten. Wenn dieſes nicht praftifch iſt, dann: ift 
mir nicht mehr begreiflid,, was eigentlich zum Praktiſchen 
gehört. : Das andere:.ift freilich bequemer zu fagen, ſo viel 
habe ich auf dem Wege der Berfteigeruutg, erhalten, _wenm 
du willſt, fo habe es, wornicht, fo unterwerfe dich, auch in 
Zukunft. Es ift traurig‘, daß man die Plackereien erſt auch 
noch im Kapital bezahlen folle. Wenn nu der Herr Fir 
nanzminifter bemerkte, daß die Zehntpächter fo chars 
mante Leute feien , fo weiß ich doch beſſer, : wie ſie find, und 
hatte mehr! Gelegenheit , diefe Leute zu beobachten, und bie 
. Klagen Derjenigen‘, die.durch diefe Pächter beraubt worden 
find, kennen zu lernen. Sch weiß Fälle, wo folche Pächter 
wirklich als Diebe beftraft wurden, allein es find freilich 
jeltene Fälle, daß man vor Gericht geht, denn fol man 
8. 
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ewig im Kriege leben? Man läßt ſich auch noch ſolche 
PMünderungen gefallen, um nicht noch Zaren und Sportelu 
bezahlen zu muͤſſen. Dann gehen diefe Pächter, die ihre 
eigene Zehntkuechte find, aud) bei Nacht auf das Feld, und 
holen den Zehnten zum zweitenmal, oder gehen quch in 
ganzen Schaaren auf das Feld, und nehmen heraus, was 
ihnen beliebt. Wer wirb denn wegen joldyer Dinge einen 
Augenſchein verlangen, und alle die Koſten und Ver⸗ 
drießlichfeiten auf fid) nehmen, die man aufwenden und 
dulden muß, um Schabengerfaß zu fordern, Wenn aber 
biefelbe Beraubung und Gefährbung zwar nur um Eiu⸗ 
zelnen verübt wird, aber hundertmal vorfommt, fo macht 
bieß eine bedeutende Summe aus. Sch brauche nichts weiteres 
zu fagen, denn durch alled das, mas ich gehört habe, iſt 
meine Anficht nicht widerlegt, und nicht in ihrer Eindring, 
lichfeit gefchwächt worden. | 

Finanzm. 0. Böckh: Sch glaube,. daß das, was ſchon 
gejagt worden ift, und was ich noch weiter verfichern werde, 
genhgen wird, um jedes Mitglied der Kammer zu beruhigen. 
. Bir werben fortfahren, die Zehnten an die Gemeinden zu 
verpachten, wenn biefe nur irgend dazu Luft haben, und Die 
Summe bezahlen wollen, die nach unſerer Ueberzeugung 
dem Werth des Zehnten angemeffen ift. 

Wenn aber die Verpachtung auf diefe Weiſe nicht durchge⸗ 
führt werben kann, fo bleibt nichts übrig, als die Zehnten im 
Wege der Verfteigerung zu verpachten. Der Abg. 9, Rottesf 
will und eine discvetionäre Gewalt geben, bie wir. aber nichf 
annehmen koͤnnen. Wir wollen nicht willkührlich handeln, 
und auch nicht. den Schein der Millführ auf uns laden. 
Diefem würden wir ung aber beftimmt ausfegen, menu wix 
die Zehnten auf eine andere Weiſe verpachten Fießen,. Was 
gegen die Verpachtung der. Zehnten im Wege der Verſteige⸗ 
vung gefagt worden ift, wird, wenn die allgemeinen Gründe 
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richtig wären, auf alle Verfteigerungen paffen, und man 
müßte fie allgemein: abfchaffen, damit ftehen alle Verwal⸗ 
tungsvorſchriften im Widerſpruch, nach diefen fell alles im 
Wege der öffentlichen Verſteigerung begeben werden; auch 
für den Gemeindehaushalt befteht diefe weiſe Borfchrift, 
die allein gegen Unterfchleife und Willkühr der — 
behörden ſchuͤtzt. 

Miniſterialr. Regenauer: Ich will nur Weniges ers 
wiedern. Man hat geſagt, die Domainenadminiſtration 
habe allerdings Verpachtungen angeboten, allein es ſei bei 
diefem Antrage geblieben. Ich widerfpreche dieß, denn die 
meiften Domanialzehnten, große und Fleine, find an Ge; 
meinden oder die Gefammtheit der Pflichtigen verpachtet. 
Man hat gefagt, man habe den Pacht um Durchſchnitts⸗ 
greife angeboten, was wahr it, wie ſchon ein Abgeord- 
neter verfichert hat: Wenn man aber ferrter bemerft hat, 
der Durchfchnittöpreig fei zw hoch, fo ift dieß im Allgemeinen 
nicht richtig. Es giebt allerdings Fälle, wo einzelne Zehnten 
in den fetten Fahren etwas hoch verpachtet wurden, was 
ich nicht Fängne; aliein ich weiß auch, daß in vielen andern 
Gegenden der umgekehrte Fall Statt findet, und ich könnte 
einen der Herrn Abgeordneten aufrufen dieſes zu beftätigen. 
Ich glaube, daß befonderd bei Freiburg. folche Fälle vors 
kamen, wo Gemeinden Zehnten gepachtet haben, und dabei 
im Durchfchnitt ein Bedeutended gewonnen worden ift. Man 
hat gefagt, man Fönne ftatt der Steigerinig eine Schägung 
eintreten laſſen. Diefes fann man allerdings, aber wenn 
Einzelne mit der Behauptung auftreten, diefe Schäßung: fei 
zu nieder, und fie feien zu höherem Pachtfchillinge bereit, 
fo frage ich, was die Verwaltung. für einen andern Weg 
hat, als den der Verfteigernng ? 

Herr: Me ich am legten Samftag diefes Haus verlies, 
gieng ich mit. inniger Freude weg, weil ich glaubte, bie 
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Zehntpredigt, die vierzehn Tage gedauert hat, fei num zu 
Ende. Sc) habe mich aber in meiner Erwartung getäufcht, 
denn heute beginnt der zweite Theil, und wenn nod) ein 
dritter und vierter fommt, fo werden wir am Ende eine 
Leichenpredigt über einen Scheintodten gehalten haben, der 
wieder zum Leben fommt, 

Sch muß das beftätigen, was die beiden Herrn Regierungss 
commiffäre gefagt haben. Es ift nicht zu läugnen, daß bei. 
allen Dingen der Welt es einen guten Gebrand; und einen 
Mißbrauch giebt, und daffelbe ift bei der Zehntfteigerung 
ber Fall. Bei der Art und Weife, wie man jeßt über den 
Zehnten denft, wird man eben gejcholten, man mag es 
machen wie man will. Sch habe den Zehnten eingethan, 
und bin gefcholten worden; ich habe ihn an Einzelne vers 
pachtet, und bin gefcholten worden. Was alfo am Ende 
Damit machen? Hier ift gut fagen, fo oder fo fol man eg 
machen; allein wenn man es wirklich in Ausführung fegen . 
fol, fo ift es etwas Anderes, und was werden Diejenigen 
dazu fagen, welche Davon leben und Steuern und Schaßungen 
zahlen müffen? Kurz, was Zehnten — iſt jetzt verhaßt 
und gebrandmarkt. 

Wenn der Abg. Dörr bemerkt, daß bei ihm der Zehnte 
jo theuer verfteigert worden fei, fo kann ich ihm auch das 
Gegentheil fagen. Sch weiß insbefondere, daß man im 
vorigen Jadre einer Gemeinde einen Zehnten um 50 fl. über- 
faffen, und zwei Tage darauf Die Gemeinde folchen um 182 fl. 
unter fich verfteigert hat, wo man alfo gewiß nicht fagen 
kann, daß eine zu große Laft aufgelegt worden. Man erflärt 
fich gegen die Verfteigerungen, allein was foll denn gefches 
hen? Sie fünnen doch nicht verboten werden; und ich war 
felbft fehon bei Steigerungen, die von vornehmen Herren vers 
anfaßt worden find. Man hat hier nicht daram gedacht, zu 
fagen,: hört auf: zu bieten, denn der Pachtzind kommt zu 
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hoch hinauf. Man hat eben verfteigern Faffen, und wenn 
Einer nicht hat bezahlen können, fo ift es ihm gegangen 
wie allen Uebrigen; ich mwünfchte, daß die Zehntfache zu Ende 
gebracht werden möchte, indem wir fonft noch vierzehn Tage 
bis nad) dem jüngften Tag hier feyn müßten. 

Schaaff: Sch habe an der Zehntpredigt wenig Theil 
genommen, und ed wird mir daher nicht verargt werben, 
wenn id) hier ein Wort fpreche. 

Der Abg. v. Rotteck hat die Bilder von der Zehntver; 
pachtung mit wahren Farben gezeichnet, und ich halte mich 
verpflichtet, als Beamter in der Lage die nachtheiligen Folgen 
diefer wucherifchen Zehntverpachtung fennen zu lernen, ihm 
vollfommen beizuftimmen, und die Regierung zu bitten, 
auf dem Wege, den fie für den zwecfmäßigften hält, dahin 
zu wirken, daß der Zehnte nirgends über feinen wahren 
Werth abgegeben werde. Die Regierung ift, das wiffen 
wir alle, von dem Wunfche befeelt, daß die Staatsbürger 
auf Feine Weiſe in diefer Hinficht beläftigt werden follen ; fie 
verlangt nicht, daß der Zehntertrag höher gefteigert werde, 
als deffen Werth wirklich beträgt; allein e8 giebt Domainens 
verwalter, welche glauben, fie müßten Alles auf das 
Aeußerfte treiben, welche glauben, fich dadurch bei dem Finanz- 
minifterium in Kredit zu feßen, daß fie quovis modo für 
den Fiscus acquiriren. Es ift daher die Pflicht des Herrn 
Finanzminifterg, die ihm Untergebenen ausdrücklic) dars 
auf aufmerkſam zu machen, daß diefed der Wille der Res 
gierung nicht fei. Ich Fünnte meine Nede mit Thatfachen 
belegen. Wenn z. B. ein Domainenverwalter darüber pros 
zeſſirt, ob ein Cloak, der das Eigenthum des Domainens 
fiscus ift, und nach dem-Ausfpruch der Polizeibehörde ges 
deckt werden folle, auf Koften der Stadt oder des Domainen— 
ſiscus zu decken fei, wenn diefer Domainenverwalter durch 
die Befeitigung einer rechtmäßigen Schuld von 5 fl. fich bei 


190 Berhandlungen der II. Kammer. 


dem Finanzminifterium beliebt zu machen glanbt, fo ift auch 
zu erwarten, daß diefer Domänenverwalter einen Zehnten 
fo hoch als möglich hinauf zu bringen fucht, mögen nun Die 
Staatsbürger, die diefen Zehnten fteigern, zu Grunde gehen 
oder nicht. Sch wiederhole den Wunfch, die hobe Regierung 
möge ihre Domänenvermwalter belehren, daß die Abficht der 
Regierung ift, den Zehnten nicht auf dag Hödhfte, fondern 
nur auf deffen wahren Werth gebracht zu fehen. | 

Körner: Sch theile die Anficht des Abg. v. Rotted; 
Dad, was er über das Nachtheilige der Zehntverfteigerung 
gefagt hat, gründet fich auf häufige Erfahrungen. Der Herr 
Finanzminiſter hat freilich bemerkt, daß die Zehntpflichtigen 
es nicht dulden würden, menn fie ein Pächter berauben 
wollte; wenn man aber erwägt, daß der Pächter auf dem 
Ader geht und auszehntet, ohne den Eigenthümer zu fragen, 
jo. verhält es fich anders. Es iſt wahr, daß eg auch andere Fälle 
giebt, wo niederträchtige Menfchen fich Beeinträchtigungen 
des Zehntheren erlauben, allein im Allgemeinen ift doch richtig, 
daß gerade der Zehnte e8 ift, der zu allen dieſen Nachtheilen 
die Veranlaſſung giebt. Es iſt ein trauriges Reizmittel, wo⸗ 
durch ſich die Bewohner unter einander benachtheiligen und 
ruiniren. Beſtaͤtigen muß ich übrigens die Bemerkung des 
Herrn Regierungscommiſſiärs daß man darauf wirft, dem 
Domanialzehnten an die Gemeinden zu verpachten, allein 
durch das Verfahren, dag die Domanialverwaltungen Dabei 
beobachten, wird der Zweck nicht erreicht. Auf mehrere Jahre 
fann die Gemeinde nicht pachten, denn wenn in Diefen weni; 
gen Jahren ein Schaden durch Mißwachs oder Hagelfchlag 
eintritt, fo wird feine Entfchädigung gegeben, und wenn ein 
höherer Preis der Früchte eintritt, fo muß man fogleich; auch 
verhältnißmäßig höhere Preife bezahlen; fo weiß ich z. B., 
daß eine Gemeinde 3000 fl. ungerechterweife hat bezahlen 
müſſen, weil die Abſchaͤtzung des Schadens auf eine ſonder⸗ 
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bare Weife vor ſich gieng. Der Domänenverwalter hat ſich 
die Schäßer felbft gewählt, und ihnen die Sache fo vorges 
ftellt, daß er verpflichtet fei, genau darauf zu achten, daß 
bie ganze Flur fo viel ertrage, während im Ganzen der 
Schaden weit höher gieng. Sodann entfteht auch noch das 
durch Nachtheil, Daß die Domänenverwaltungen bei der Bers 
pachtung oder Steigerung einfeitig die Taration machen oder 
fit einen Mann wählen, der oft gar feine Kenntniffe von 
der Sache hat, und ſich eine Ehre daraus zu machen glaubt, 
den Zehnten recht hoch zu taxiren. Iſt er auf diefe Weife 
tarirt, fo überläßt man den Gemeinden , ob fie ihn um diefen 
Preiß fteigern wollen, wo nicht, fo heißt es, man werde ihn 
auf andere Weiſe verwerthen. Sich weiß Beifpiele, daß Dos 
mönenverwalter wirklich nicht nach; dem Sinn der Domänens 
fammer und des Finanzminiftertums handelten. Es murde 
die Taration eines Zehnten von 1400 Malter Früchten vors 
gelegt; man hat gefagt, ed fei nicht möglich daß fo viel ges 
geben werden fünne, man trug bei der Domänenfammer auf 
bie Selbfteinheimfung an, allein diefe fagte, was gefchehen 
iſt, iſt gefchehen. 

Im Allgemeinen aber gehen die Domänenverwalter? nur 
darauf and, den Zehnten durch alle Mittel und Wege auf 
das Höchfte zu bringen, um ſich dadurch in Gunft zu fegen. 

Finanzm. v. Böckh: Ich will Ihnen ein fouveraines 
Mittel fagen, die Klagen über die Zehntverfteigernungen, ba 
wo die Gemeinden fich nicht zum Pacht verfteben, zu befeitigen, 
allein es ift fehr ariftofratifcher Natur, und deßhalb haben 
wir bis jegt Anftand genommen, e8 zu ergreifen. Die Haupt 
flagen haben darin ihren Urfprung , daß die Pächter meifteng 
unvermögliche Leute find. Wenn wir den Domänenverwals 
tungen fagen, daß nur die Reichen, nur bie Privaten in 
jeder Gemeinde zur Pacht zugelaffen werden dürfen, fo wer⸗ 
den die Klagen verfinmmen. Die reichen Leute find ja ehrliche 
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Leute, fie werben ihre Mitbürger gewiß nicht berauben. 
Wenn wir ferner die Anordnung treffen, daß der Pachtſchil⸗ 
ling jedesmal vorausbezahlt werden muß, dann werden 
viele Schwierigfeiten befeitigt feygn, dann werden auch feine 
Nachläffe mehr gegeben werden dürfen. Glauben Sie, daß 
ein folches ariftofratifches Mittel angewendet werden foll, 
fo bitte ich Sie, ſich darüber auszufprechen. 

Ziegler: Die einfache Thatfache, daß feit einer Reihe 
von Jahren und noch in der neueften Zeit fortwährend Zehns 
ten um den Durchfchnittsertrag verpachtet werden, gibt wohl _ 
ben Beweis, daß die Behauptung des Abg. v. Rotteck 
wegen der früheren Zehutadminiftration doch nicht fo ganz 
ihre Richtigkeit hat. Es wird ſich Niemand verleiten laſſen, 
wenn er Schaden voraugfieht, auf einen Durchfchnittsertrag 
bin, einen Pacht einzugehen. Die Bormwürfe, die den Domäs 
nenverwaltern gemacht werden, find zum größten Theil uns 
gegründet, denn welches Ssntereffe haben diefe Beamte, Die 
Leute fo fehr hineinzutreiben. Wenn man freilich wie der 
Abg. Schaaff von den Eloafen auf die Zehntverpachtung 
fchließt, fo fann man am Ende alle möglichen Folgerungen 
ziehen. Mir fcheint ed, daß bei dem Raifonnement über die 
Zehntverpachtungen meijtens überfehen wird, daß nach der 
Natur der Dinge die zu hohen Gebote ftetö durch niedere 
Gebote ausgeglichen werden. Wenn in einer Gemeinde der 
Zehnte zu theuer gefteigert wird, fo werben die Pächter fich 
wohl hüten, Fünftig darauf einzugehen, ja fie werden fogar 
unter dem wahren Werth bleiben, und ſich dadurdy einen 
Erſatz zu verfchaffen fuchen. Sch glaube, daß man doch wirfs 
lich den Berftand der badifchen Staatsbürger zu nieder ans 
fchlägt, wenn man behauptet, die Leute gehen nur blind 
hinein, und fümmern fich nicht darum, ob fie ihr Vermögen 
dabei aufopfern oder nicht. Das Verfahren bei den Domäs 
nenverwaltungen, weldjes bisher beobachtet wurde, ift zweck⸗ 
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mäßig, denn ed wurden weder die Zehntpflichtigen noch die 
Pächter, noch die Gefammtheit dabei beeinträchtigt. 

Wetzel II.: Die Klagen, die bie und da entftanden 
find, hatten darin ihren Grund, daß gerade nur nach dem 
Durchfchnittsertrag der Zehnte hingegeben wurde, und ich 
fenne mehrere Gemeinden, die wünfchen, daß nicht nach 
Durchfchnittserträgen, fondern jedes Jahr die Verpachtung 
nad) der Abjchäßung Statt finden möge, wie e8 bei Klöftern 
und Stiftungen felbft jet noch der Gebrauch ift, wo alle 
Jahre der Zehnte abgefihäßt wird, den man dann um einen 
billigen Anfchlag der Gemeinde überläßt. Dadurch allein 
erhält man den richtigen Ertrag; denn bie Durchfchnittss 
jahre.liefern fein fo ficheres Reſultat, als eine wirklich ges 
wiffenhafte unpartheiliche Abfchäßung des Ertrags eines 
jeden Jahres. | 

Was aber die Vorwürfe gegen die Domainenvermwalter 
betrifft, fo muß ich mich derfelben annehmen, indem fie 
zwar nicht nachläßig waren, aber auch nicht fireng verfahren 
find. Es war auch die Nede davon, daß die Gemeinden 
gewonnen hätten, allein der Gewinn beftand nicht in dem 
Zehntertrag, fondern er fam daher, daß die Leute den 
Zehnten auf ihre eigene Koften und mit ihren eigenen Händen 
eingebracht haben. Sch würde, ob ich gleichchoffnung habe, 
daß das Ablöfungsgefchäft vor ſich geht, wuͤnſchen, daß 
‚ nicht mehr nach Durchfchnitten, ſondern nach dem Ertrag 
eines jeden Jahres der Zehnte an die Gemeinde überlaſſen 
werde, und zweifle gar nicht, daß dann der billigfte IBeg 
würde gewählt werben. 

!auer: Auch ich habe die — daß der Werth 
des Zehnten im Allgemeinen nur ein künſtlicher und über 
ſeinen wahren Werth gekommener Ertrag iſt, und man im 
Intereſſe der Berechtigten ſchon vor zehn Jahren nicht hätte 
befier verfahren können ald heut zu Tage; ich. trete-baher 


4124 Derhandfungen der II. Kammer. 


dem Wunfc des Abg. v. Rotteck bei, wogegen ich aber 
feinem anderen Antrage, diefe Poſition um 50,000 fl. herab⸗ 
zuſetzen, nicht beiftimmen zu Fönnen glaube. Es wäre höchft 
fehwierig, ja unmöglich, dieſes auszumitteln, denn man 
müßte fich Borlagen von allen Gemeinden machen laffen, und 
darum wünfche ich, daß der Abg. v. Rotted feinen Antrag 
zurücknehmen, und fich auf feinen Wunſch befchränfen möchte. 
v. Rotteck: Ich kann hierauf fehon eingehen, denn 
in dem Wunſche, den ich ausgefprochen habe, Tiegt ja ſchon 
die Genehmigung des Wenigerertrage, wenn er Statt 
findet, und es iſt nicht nothmendig, denfelben in Zahlen 
auszufprechen. Mein Zweck ift erreicht, wenn.die Kammer 
den Wunſch ausfpricht, daß in Beziehung auf die Zehnt: 
verpachtung es fo gehalten werden folle, wie ic; angegeben 
habe, und ich kann mich alfo darauf befchränfen , dem Abo. 
Ziegler das Zeugniß zu geben, daß er die Sache der 
Domainenfammer und der Domainenadminiftrafion trefflich 
vertheidigt hat, und zugleicdy mein Anerfenntniß und die 
Meberzeugung auszufprechen, daß in dem Bezirf, wo er 
früher felbft war, Klagen diefer Art nie vorgefommen ſeyn 
werden. Ich bin überzeugt, daß er überall Diejenigen, mit 
denen er in Gefchäftsverbindung war, mit Humanität und 
Bilfigfeit behandelt hat. Man ift alsdann gewohnt, diefel- 
ben edlen Eigenfchaften auch; bei Andern zu fuchen, allein 
dadurch wird den Leuten nicht geholfen. Wenn der Herr 
FSinanzminifter, als legte Waffe, der Kammer ein 
ariftofratifches Prinzip vorwirft, fo wird dieſes nicht von 
großem Eindruck feyn, denn alle Diejenigen, die die Zehnt: 
verpachtung in ihrer eigenen Sphäre beobachten Fönnen, 
wiſſen, daß Diejenigen, die fich beflagen,, auch die armen 
Leute find. Sie werden ſich aber beffagen, ohne Unterfchied, 
wer fie beraubt, und wenn fie ed aus eigener Erfahrung 
wiſſen, daß die armen Zehntpächter Durch das übertriebene 
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Steigern auf den Punft getrieben werben, ihnen eine härtere 
Behandlung angedeihen zu laſſen ald Andere, fo wird dieſes 
feine exfreuende Erfcheinung fir fie ſeyn. Sch glaube übrigens, 
daß bei dem Spflem ber Zehutpachtung, das jetzt herricht , 
auch Fine Art von Ariftofratie, nämlich die Ariftofratie des 
Vermögens, Statt findet. Sp viel ich weiß, ift bei folchen 
Geſchäften, die die Finanzverwaltung mit Sndipiduen vers 
handelt, wohl auch darnach gefragt worden, wie viel Bers 
mögen Einer habe, und ob er Bürgfchaft Teiften könne, und 
das habe ich noch nie für einen verwerflich ariftofratifchen 
Grundſatz, fondern für einen folchen gehalten, ber bie 
Zweckmaͤßigkeit bes Geſchaͤfts ſelbſt und die Sicherheit für 
alle Betheiligten im Ange hat, Bei den Zehutpachtungen 
follte dieß auch gefchehen, fchen Darum, weil nicht nur das 
Intereſſe der Stelle, die verpashtet, fondern auch das Eigens 
thum Derjenigen, bie den Zehnten zu entrichten haben, Dabei 
betheiligt ift, und nur Diejenigen, die nichts haben, auch fin 
nichts tement ſeyn können, weil, wenn fie auch Verluſt 
erleiden, fie eben Bettler find, wie zuvor. 

Ziegler: Seder muß Bürgfchaft leiften, und dieſe Burg⸗ 
ſchaft muß von dem Ortsvorſtand als genügend erklärt 
werden. | 

Staatör. Winter: Die Domainen und Die — 
bilden die erſte Einnahme der Staatskaſſe, und. mas dem 
Staatsbedarf noch fehlt, oder durch die indireeten Steuern 
nicht aufgebracht werden kann, muß durch directe Steuern 
herbeigefchafft werden, Wenn die Domainen> und Forſt⸗ 
regenuen -ftatt vielleicht 4" Millionen 4 bis 5 Millionen 
betragen würden, jo hätte man nicht nöthig, directe Steuern 
zu erheben. Die Finanzbehörden haben alfo die Pflicht, 
diefe Domainen » und Forfirevenuen eben fo gewiffenhaft 
wie. bie Steuern felbit zu erheben, weil alles bag, was fie 
dabei .verfüäumen, durch die Steuern erfeßt werben muß. 
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Sch bin überzeugt, daß, menn der Abg. v. Rotteck nur 
ein halbes Jahr bei der Verwaltung wäre, und die Folgen 
feines Antrags felbft empfände, wenn er erfahren würde, 
wie Diejenigen, die den Zehnten fleigern wollen, und num 
Durch diefe Operation daran verhindert worden find, weil 
bie Verwaltung es willführlich hingegeben hätte, ihm auf 
ben Hals famen; ic; bin überzeugt, fage ich, daß er Gott 
danfen würde, wenn er feinen Antrag wieder zurücnehmen 
fonnte. Uebrigens fann ich auch einen Fall erzählen, wo 
ich Augenzeuge war, wie der Domainenverwalter gehandelt 
hat. Es mögen ungefähr zwanzig Sahre ſeyn. Sch war 
"damals noch Bezirfsbeamter und hatte zufällig ein Geſchaͤft 
in demfelben Drt, mo der Domäinenverwalter verfleigerte. 
Ich gieng auch dazu, um zu fehen, wie ed dabei zugehe. 
Der Domainenverwalter fagte mir, : die Leute feien rafend, 
fie bieten ohne Sinn und Verftand; der Zehnte fer nur fo 
hoch angefchlagen, und fchon hätten fie fo und fo viel ge— 
boten.. Sch fagte ihm, daß er feiner Pflicht nicht entgegen 
handeln würde, wenn er Borftellungen machte, Er trat 
alfo auf, und bat die Leute, fie möchte nicht fo-unvernünftig 
hineinfteigern, da dasjenige nicht herauskommen werde, 
was fie bieten, und endlich war er fo ehrlich zu bemerken‘, 
fein Zehnte fei blos fo abgefchäßt, er könne zwar 50 Malter 
mehr oder weniger tragen, allein fo fei der Aufchlag und 
hiernach könnten ‚fie fich vichten. Das half aber nichts. 
Endlich nahm ich auch das Wort, und machte ihnen Vor⸗ 
ftelungen, «erhielt -aber zur Antwort, wir fteigern ja um 
unfer Geld, und wenn wir.Berluft haben, fo geht ed Ries 
mand etwas an, mogegen ich freilich nichts fagen Fonnte, 
Die Steigerung gieng nun fort; allein der Domainenvers 
walter ſagte, er fünne nicht zufchlagen laffen, denn eg fei 
über dad Maß geboten. Er erftattete Bericht an das damalige 
Domainendepartement, das die Verſteigerung aufhob und 
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eine neue anorbnete, allein was war die Folge? der Zehnte 
ift um 50 Malter höher hinauf gefommen, als bei ber 
erften Steigerung. 

Martin: Sch theile größtentheils die Anficht des Abg. 
v. Rotteck über die Behandlung des Zehnten, und bin ganz 
damit einverftanden, daß die Kammer den Wunfch aus: 
fprechen möchte, die Mißftände zu befeitigen, die durch Die 
Berfteigerungen früher Statt hatten, und die Regierung zu 
bitten, wo möglich die Zehntverfteigerung auf eine andere 
Art Statt finden zu laſſen; allein dazu kann ich nicht bei- 
ſtimmen, daß unter feinen Umftänden mehr der Zehnte ver: 
fteigert werben ſolle. Ich weiß Fälle, daß Gemeinden feit 
zehn und fünfzehn Jahren ed dahin brachten, den Zehnten 
um die Hälfte des wahren Werthes zu erhalten, indem in 
ber Gemeinde Niemand geboten, und der Domänenverwalter 
fein anderes Mittel hatte, als in der Nachbarfchaft Steigerer 
aufzufuchen. Die Vorgefesten jener Gemeinden haben ſich 
bei der Regierung befchwert, weil man aber weitern Scandal 
vermeiden wollte, fo drückte die Regierung über den feinen 
Nachtheil ein Auge zu, und fo ift es den Gemeinden ges 
lungen, den Zehnten um die Hälfte des wahren Bachtpreifes 
zu erhalten. Wenn daher der fürmliche Befchluß gefaßt würde, 
unter feinen Umftänden mehr den Zehnten zu verfteigern, 
dann wäre es ja in die Gewalt folcher Gemeinden’gegeben, 
weit unter dem wahren Werthe ven Zehnten zu pachten. 
Buhl: Diefes Beifpiel mag vorgefommen ſeyn; allein 

es iſt traurig, daß Andere, wo ber umgekehrte Fall Statt 
findet, die Sünden Anderer-jegt zwanzigfach büßen ſollen. 
Sch habe allerdings die Ueberzeugung, daß es nach dem 
Finanzſyſtem nicht anders feyn Fann, als daß dem Meifts 
bietenden, und zwar in öffentlicher Steigerung, der Zehnte 
hingegeben werde; ich muß auch der Regierung bag Zeugniß 
‚geben, daß daranf gefehen wird, den Zehnten in die Hände 
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ber Gemeinden zu bringen; allein ich kenne aus eigener Er- 
fahrung Fälle, daß die Regierung den Zehnten zehnmal.den 
Gemeinden zur Uebernahme, jedoch vergeblidy anbot, Was 
übrigeng die, Reichen betrifft, von- denen der Herr Finanz- 
minifter glaubt, daß wenn der Zehnte in ihre Hände käme, 
die Klagen aufhören würden, fo haben gerade dieje füch dahin 
ausgeſprochen, daß fie lieber die Zehntlaft forttragen, als 
um folchen Preis den Zehnten felbft übernehmen, und ſtatt 
des Zehnten das Siebentel bezahlen wollten. In folchen 
Fällen glaube ich), daß es möglich wäre, dem Wunſch des 
Abg. v. Rotted entgegen zu fommen, daß nämlich die 
Regierung dort, mo beharrlich der Zehnte von der Gemeinde 
nicht übernommen ‚werben will, nicht gegen ihre Pflicht 
handeln würde, wein fie unterfuchte, was denn eigentlic) 
die Urfache davon ift, und ob foldhe außerordentliche Summen 
bezahlt worden find, daß die Gemeinde fie nicht übernehmen 
fann, 

Fecht: Durch die Preßfreiheit für das Innere würde 
verhütet werden, Daß irgend ein Domainenverwalter Durch 
dergleichen Kniffe ſich einen rothen Rod zu verdienen fuchte, 
und dann die Staatdangehörigen nach Amerifa auswandern 
müßten; durch dafjelbe Mittel der Preßfreiheit würde Das 
Bolf unterrichtet werden, daß es nicht halb wahnfinnig gegen 
ſich ſelbſt handelte. 

Rettig v. K.: Das wird auch noch durch die Konbrihe 
bewirft werden, 

Sonntag: Sn meiner Heimath kommt der Verluſt night 
fowohl von der übermäßigen Steigerung ‚ als: vielmehr von 
ber außerorbentlichen Ueberfchägung der Güterflächen her, 
- indem oft Fehler von 100 Morgen vorgefommen find, | 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. v. Rottet ange 
nommen, dahin gehend, daß die Domaintenverwaltungen 
den Zehuten nicht mehr an Einzelne verfteigern, ſondern 
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moͤglichſt nur an die zehntpflichtigen Gemeinden verpachten 
mögen | 
Welcher: Sch habe fchon fo oft der verehrlichen Budgets⸗ 
commiffion meine Achtung und meine Dankbarkeit ausge⸗ 
fprochen, daß fie mir nicht übel nehmen wird, wenn ich 
diefesmal einigen leifen Tadel ausſpreche. Es knüpſft ſich 
diefer an dasjenige, was Seite 11 und 12 in dem Bericht 
zu Iefen iſt. Dort ift die Rede von einer dem Staat heim: 
gefallenen Domaine, nämlich von dem früher von der Fran 
Markgräfin Amalie befeffenen Garten: fammt Gebäuden: 
Die Budgetscommiffion bemerft dabei, daß fie nach dem, 
von dem Herrn Finanzminifter im Auftrag Sr. Königl: 
Hoheit bed Großherzogs ausgefprochenen Wunfche, daß 
diefer Garten Sr. Königl. Hoheit überlaffen werden - niöge, 
feinen Antrag zu ftellen habe, fondern darauf eingehe. Sie 
hat die Motive, ‚die dafür fprechen, Furz, zum Theil aber 
nicht vollftändig angeführt, indem fie fagt: „es bildet in; 
deſſen dieſe Gartenanlage unläugbar eine Zierde der Reſidenz, 
und zudem knüpfen fich an diefelbe theure Erinnerungen, 
denen zum Theil-im Garten felbft ein Denkmal gewidmet 
iſt,“ und dann ift gefagt, daß diefer Platz, wie fich Fein 
ähnlicher in der Nefidenz darbiete, in der Folge erwünfcht 
feyn dürfte. Sch glaube, wir find durch dag, was die 
Budgetscommiffion fagt, nicht ganz unterrichtet; was dieſe 
Domaine werth iſt, erfahren wir nicht, und wie ſie etwa 
verkauft werben könnte, hören wir nicht, und wiſſen alſo 
gar nicht genau, von welchem Gegenftand ed fich hier hanz 
delt. Ich habe gehört, ed würde, wenn diefe Domaine für 
Baupläge verkauft würden , 100,000 fl. Ertrag feyn, und 
dann, es müßten jeßo etwa 4000 fl. jährlich Darauf verwens 
bet:werben, die. num der Großherzog übernehmen will. Diefes 
leßtere würde natürlich wegfallen, wenn der Garten zu 


Bauplägen verwendet würde: Das erfte jener Argumente 
1683, II, 8. Prot. 146 Heft. 9 


AR Berbandlungen ver dI. Kammer. 


der Commiſſion nun würde mich auf feine Weiſe beſtimmen, 
zum Nachtheil des Staatseinfommend etwas von ben ges 
wöhnlichen Grundfäßen nachzulaffen, daß der Garten näms 
lich für Die Nefidenz Carlsruhe eine Zierde ſei. Ich glaube 
zwar dieſes gerne, glaube, und halte es felbft fehr wün⸗ 
ſchenswerth und für die Geſundheit und Schönheit gleich 
wichtig, Daß in den Städten große Pläße frei find. Alsdanu 
aber müßte die Stadt Carlsruhe diefe Domaine kaufen. 
Was die übrigen Intereſſen betrifft, fo find biefe, wie ich 
hörte, nicht einmal deutlich ausgefprodhen. Man foll nämlich 
daran gedacht haben, daß vielleicht für den Erbgroßherzog 
dieſes ein zweckmaͤßiger Platz zu einem Palais werden könnte, 
Ob der Platz groß genug und tauglich iſt, verſtehe ich nicht, 
allein. dad, was ich bedenklich finde, ift folgendes dreifache 
Moment, Sch wünfche erftens durchaus nicht, daß unfere 
Budgetscommiſſion gar zu delieat wäre. Die Delicatefie ift 
eine fehöne Sache, allein für eine Budgerscommiffion: ift fle 
nicht Die höchſte Eigenfchaft. Beſonders wenn e8 eine falfche 
Delicateffe wäre, fo ift fie gar nicht am Drt. 

. Zweitens wünfche ich nicht, daß die Bubgetdcommiffion 
über große Intereffen und wichtige Momente hinausfchlünfe, 
und eine jährliche Nente von 5000 fl. ift in ber That wichtig: 
. Drittens wiünfche ich nicht, Daß, wenn irgend eine 
Liberalität geübt werben fol, die Budgetöngmmiffion dieſe 
für fi allein in Anfprud; nimmt, ſandern der Kammer 
die Ehre läßt, diefe Liheralität mitzuüben. So wie ich nun 
ir Beziehung auf bie beiden erften Punkte gewünscht hätte, 
dag die Sache vollſtaͤndiger nongetragen worden wäre, fo 
hätte ich in letztexer Veziehung gewüuſcht, daß die Goms 
miſſion ‚einen. Antrag zum Beſchluß hün die Kammer geſtellt 
hattg . Ich ſage, Die Delicateſſe ii hier: am unrechten Ort 
angebracht, ed iſt eine kalſche Delioadeſſe, denn wir haben 
ein Fürſtenhaus, vor melchem die Varhaͤltniſſe, die unſort 
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Finanzen und Domainen betreffen, ganz offen und ehrlich 
befprochen werden können, ohne daß wir im Mindeſten füͤrch⸗ 
ten duͤrften, zu-verleßen; deun es fteht alles gut und würdig. 
Was den Antrag betrifft, den die Budgetscommiſſion hätte 
ftellen follen, fo will ich ihn ftellen. Ich geftehe, daß, wenn 
es füch von Geldeinfommen, und in Beziehung auf unfere 
Fürften handelt, ich nicht farg bin, und da ich weder mit 
Schmeicheleien noch mit Bewilligungen freigebig bin , fo wird 
man glauben, daß das, was ich jeßt fage, von mir. ernftlich 
und ehrlich gemeine ift. Sch geftehe, daß ich.hei dieſem Für⸗ 
Ken, der mit fürftlich großmüthtger Hand die Einzelnen une 
terftüßt „ der keinen Unglücksfall im Land vorübergehen laͤßt, 
ohne mit Föniglicher Großmuth dem Unglüdlichen unter die 
Arme zu greifen, nicht Inaufere , and trage: daher: mit: Freus 
den darauf an, daß dieſes Grundſtück, das mit feinen Ges 
bäuden eine wirkliche Domäne iſt, nad) der Bemerktung-der 
Commiſſion und nad) dem Wunſch, welchen der Herr Finanz⸗ 
minifter im Namen des Großherzogs ausgeſprochen hat, nicht 
verfauft werde, wünſche aber, daß .die Kammer dieſen Ans 
trag unterftüße, was fie mit berfelben Freude thun wird, 
wie ich. | | 

Lauer: Es ift fein Antrag geſtellt worden, weil bie 
Berhäftniffe fich nicht geänder hatten. Dem Garten hatte bie 
Fran Marfgräfin: Amalie, und die Commiſſion hatte blos 
darauf aufmerffam: gemacht, daß dieſe Gartenanlage zwar 
als Domäne verbleibe, aber die Koften der Unterhalrung 
vor Sr, Koͤnigl. Hoheit übernommen werben. Sch weiß Richt, 
welche nähere Auskunft ich hätte geben ſollen. Sollte ich 
etwa über den Werth der. Domäne Auskunft geben ; ſomüßte 
diefer durch Bauverftändige ausgemittelt werden. . Der Gar⸗ 
ten hat. einen Klächeninhalt von 47 Morgen, und in föferw 
allerbings einen Werth vom 400,000 fl. , wodurch 4000 Fl; 
Ertrag ben: Domänen: entgehen ; allein: biefe Sache iſt Jeber⸗ 
9. 
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mann befannt. Sch hatte felbft als Berichterſtatter eine aus⸗ 
führliche Darſtellung entworfen; nachdem aber in der Bud⸗ 
getscommiffton einftimmig diefer Befchluß gefaßt wurde, fo 
hat die Sommiffion auch beichloffen, den Vortrag dahin abs 
zuändern, wie er hier vorliegt. 

Welcker: Es find nur unvolftändige Bemerkungen, wors 
aus nicht approrimativ der Werth hervorgeht. Wenn aber 
eine folche Domäne heimfällt, und diefe nicht bloß feinen 
nutzbaren Ertrag abwirft, fondern noch Koften macht , dann 
wird es einer Finanzverwaltung wohl anftehen, zu fragen, 
ob es nicht beffer wäre, diefes Eoftenverurfachende Domanial⸗ 
ſtück zu verfaufen oder zu behalten, und auf die Entfcheis 
dung diefer Frage ftelle ich num den Antrag. 

Lauer: Der Bericht giebt deutlich zu erkennen, daß 
diefe Frage in der Commiſſion zur Berathung fam. 

Schaaff: Der Abg. Welder hat drei Wünfche auss 
gefprschen, und diefen Wünfchen einen Antrag hinzugefügt. 
Ich erlaube mir, diefe Wünfche etwas. zu beleuchten. Er 
fagt, daß er erſtens winnfche, die Budgetscommiffion möge 
nicht zu delicat ſeyn; ich. muß aber geftehen, daß, wenn 
ich an den Antrag denfe, den die Mehrheit derfelben rück 
fichtlich der Beiſetzungskoſten des verewigten Großherzogs 
Ludwig ftellte, ich ihr eher alle andern Prädicate geben 
möchte, als das der übertriebenen Delicateffe. 
Zweitens hat er den Wunfch ausgefpruchen, Die Budgets⸗ 
eommiſſion möchte nicht über intereffante Momente hinüber⸗ 
fhlüpfen. Wenn diefe Commiſſion von dem Garten der Frau 
Markgraͤfin Amalie gar nichts gefagt hätte, dann fünnte 
man ſagen, fie fei hinübergeſchlüpft, allein fie hat dieſes nicht 
gethan, fie hat: darüber dasjenige vorgetragen, was noth⸗ 
wendig. ift, um die Kammer vollftändig in den Staub zu 
fegen, darüber etwas zu befchließen. Drittens mwünfcht er, 
daß die Commiſſion die Liberafität nicht für: fich allein in An⸗ 
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fpruch nehmen möge. Das hat fie aber auch nicht gethan-, 
wenn überhaupt hier von Liberalität die Rede feyn kann; 
denn fie hat die Sache zur Kenntniß der Kanımer gebracht, 
allein das ift mir nicht ganz Far, wie man hier von Libera⸗ 
litaͤt fprechen kann. Es handelt fich um bie Ueberlaffung eines 
Areals an den Großherzog, das nicht nur nichts rinträgt, 
fondern deffen. Unterhalt mit Koften verbunden ift. Es iſt 
dieß. Feine Liberalität, fondern man wird eher Danf anzuer⸗ 
kennen haben, daß auf diefe Art jene Koften dem Domänen⸗ 
fiscus abgenommen werden. Man wird vielleicht fagen, diefe 
Koften werden nicht mehr entftehen, wenn das Grundſtück 
veräußert würde, allein bazu wird wohl Die Kammer ſchwer⸗ 
lich ihre Zuftimmung geben. Man muß ſtets für unvorhers 
gefehene Fälle forgen, und hier find folche denfbar, die nicht 
nur die Stadt ald Stabt betreffen, fondern von höherem 
Intereſſe find. Es wird ja in jeder Landgemeinde, wenn von 
Berfauf von Gemeindegütern die Rede ift, ſtets ein gewiffer 
Theil für folche Fälle vorbehalten Ich glaube alfo, daß die 
Kammer unbedenklich über diefe Sache weggehen kann, und 
es eines befondern Befchluffes, den die Budgetcommiffion 
— in Antrag gebracht hat, nicht bedürfen wird. 
Finanzm. v. Böckh: Ich wünſche, daß die Kammer dem 
Antrag der Commiſſion beiftimmen möchte. Die Frage, tie 
dieſe Dontäne benußt werben fol, ift bei dem Finanzutinis 
fterium aufgeworfen worden; es wurde von dem Staatsmi⸗ 
. nifterium aufgefordert, Vortrag darüber zu erftatten, daher 
der Beſchluß nicht überflüffig feyn wird, von dem Antrag 
auf Verkauf zu abftrahiren, unter der Borausfeßung, daß 
die Unterhaltungsfoften der Staatöfaffe ab, und von Gr. 
Königl. Hoheit dem Großherzog übernommen werden. 
Merk?ch wünſche aud), daß das, was die Sommifs 
fion hier gefagt hat, zu einem Antrag und Befchluß erhoben 
. werbe. Ich wünfche, daß diefes Areal. die öffentliche Wid⸗ 
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muag behält, bie ed hat, und zwar aus Ben Rüuͤckſichten, die 
ſchon der Abg. Schaaff aufgeführt hat, indem es noth⸗ 
wendig ift, daß ein folcher Platz in einer Reſidenz, wohin 
bie öffentlichen Auftalten gehören, frei bleibe, fei es nur, 
daß die Regentenfamilie felbft davon Gebrauch macht, oder 
Daß der Staat fie bemitzt, indem ein folcher Platz in Zukunft 
am Beinen Preis mehr zu haben wäre, und der vörliegende 
Preis in feinen Anſchlag Dagegen kommen könnte. Ich wünſche 
andy nidjt, daß diefer Garten in Privathände fänte, weil er 
dad Deufmal eines Fürften in. fich fchließt, deffen Andenken 
immer noch theuer if, obgleich ihn der Tod zu früh dein 
Lande entriffen hat. Damit verbinde ich aber der Wunſch, 
daß dieſer Garten wie bisher dem Publikum geöffnet bleiben 
möchte. 

—Gerbel: Ich bin zwar auch nicht gegen den Antrag, fon» 

un unterſtuͤtze ihn, aber dem kann ich nicht beiſtimmen, was 
der Abg. Schaaff fagte, daß man endlich noch dafür zu 
danken habe, daß die Koften für die Unterhaltung übernom⸗ 
men werben. Es ift hier von einer Berfchörteenng von Carls⸗ 
ruhe Die Rebe, alfein jede Stadt muß auf eigene Koften dafür 
forgen, und die Allgemeinheit hat nichts Damit zu thun. Die 
Revenue für die Staaröfaffe befteht in 4000 fl., und weun 
man das Areal zu Baupläten verfaufte, fo würde man 
diefe 4000 fl. erhalten, befonderer Dank ift alfo nicht noth⸗ 
wendig. 
Es wird hierauf nad; dem Antrage bed Abg. Welder 
einſt immig befchloffen, vor dem Verkauf der fraglichen 
Domäne zu abftrahiren, und Sr. Königl. Hoheit dem Groß 
berzog die Benußung deffelben unter der Borandfegung zu 
überlaffen, daß Höchftdielben die Laſten und Koften ber Un⸗ 
terhaktung übernehmen. 

Gerbel: Ich erlaube mir über die Mlobifieation ber 
Thronlehen: einige Bemerkungen. Auf Seite: 6 des Commiſ⸗ 
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ſionsberichts Ende ich, eine fehr fchöne Revenue für den Ab⸗ 
kauf Der Lehen. Diefe Allodification der. Lehen faßt aber 
keine andere Lehen in fich, als Bauernlehen, denn Thron⸗ 
lehen können nicht abgekauft werden, weil fein Geſetz da für 
beſteht und um ein ſolches zu erhalten, habe ich, mir das Work 
erbeten. Sch bin mit.der Abficht zu dem Landtag gefommmen, 
um hinfüchtlich der Erfaffung eines folchen Geſetzes eine Motion 
zu begründen, allein die Anhäufung der Arbeiten , und der 
Wunſch der fchnellen and frühen Beendigung des Landtags 
hat mich wieder davon zurückgebracht, und ich wollte. daher 
die Motion in einen bei einem angenteffenen Anlaß vorzu⸗ 
bringenden Wunſch verwandeln, die Regierung möge eirt gew 
eignetes Geſetz hierüber vorlegen. Sc fehe überhaupt bie 
Motionen nur für ein nothwendiges Uebel an, das nur dam. 
eintritt, weun Die Regierung unterläßt, die zeitgeinäßen Ge⸗ 
feße vorzulegen. Mein Antrag geht alfo dahin: den Wunſch 
im Protokoll auszufprechen, daß es der Regierung. gefällig 
ſeyn möge, anf dem nächſten Landtage ein Gefe über Die 
Allodiſicativn ver Throulehen vorzulegen, was ich mit Fol⸗ 
genbem näher. motiviren will. Das Lehensinftitut iſt ein 
Juſtitut des Mittelalters, and bei und geht man darauf aus 
bad Grundeigenthum von allen Feudallaſten zu befreien, und 
mit vollem Recht und Fug, da-die Freiheit des Grundeigen⸗ 
thums die erſte Grundlage des Staatswohls iſt. Ich glaube 
ferner, daß Niemand mehr bei dieſen Lehen intereffirt, ſondern 
im Gegentheil eine große Maſſe von Staatöbürgern bedeu⸗ 
tend beeinträchtigt ift, beſonders alle Gläubiger, vie auf 
fotche Giterz;&elder leihen. Man ſagt ihneir, bie Lehen 
fonnen nicht veräußert werden, und damit verlieren: ſie 
Früher find diefe Lehen dazu beftimmt gewefen, dad Anfehen' 
in ven Kamilien ver Standes- und Grundherrn zu erhalten; 
allein dafür tft durch das Recht geforgt;; Stantingüter zu ers 
richten. Wenn man alfo diefen Zweck verfolgt, ſe kann 
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man ihn auf andere Weiſe erreichen. Ferner glaube ich, daß 
die näheren Lehenspflichten der Vaſallen gegen bie Lehens- _ 
herrn nnd den Regenten mit unferer Verfaffung nicht mehr 
im Einklang ftehen, und es ift felbft auch der Wunfch diefer 
Bafallen, daß ein geeignetes Gefeß erfcheinen möge, wodurch 
fie von diefen Lehehnslaften frei werben. ch wenigftens - 
habe von allen Grundheren, deren Gefchäfte ich beforge, 
diefen Wunſch gehört, und fpreche ihn deshalb hier aus. 

Es wird dadurch ohnehin der Staatsfaffe eine fehr bebeus 
tende Revenue zumachen, für etwas, was ihr jetzt blos eine 
Laft ift, indemder Lehenhof dafür einen befondern Refpicien- 
ten halten muß, der diefe Lehensgefchäfte beforgt. 

Staater. Winter: Der Abg. Gerbel ift in biefem 


Lehenweſen nicht fehr bewandert. 


- Gerbel: Ich bitte nur, nicht gleich mit Beleidigungen 
anzufangen. 

Staatsr. Winter: Die Kammer kann verlangen, daß 
man fie vorher gründlich unterrichtet, che man auf ein Gefeß 
anträgt. Wir haben Thronlehen, Ritterlehen und Bauern⸗ 
Ichen. Was die Thronlehen betrifft, fo find dies folche 
Lehen, die früher. von Kaifer und Reich zu Lehen gegeben, 
und dann durch die rheinifche Bundesafte auf die einzelnen 
Staaten übergegangen find. 

. Diefe Lehen begreifen in ſich, Landeshoheit, Gerichtöbar- 
feit, und alle höhern Rechte, zugleich dann aber auch Land 
und Leute. Dergleichen Lehen befigen aber in Baden, mit 
Ausnahme des in einer jährlichen Rente beftehenden Poſten⸗ 
lebens, nur die Standesherrn, und darüber wird es ſchwer⸗ 
lich eines Abköfungsgefetes bedürfen. Was die Ritterlehen 
betrifft, fo befteht fchon längft ein Ablöſungsgeſetz. Die 


Taxen find beftimmt, und wenn der Abg. Gerbel die Red): 


nungen nachfehen will, fo wird er finden, daß ſchon viele 
abgelöst worden find. 
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Es hat dieſes Gefeß beftanden, noch ehe die Verfaffung ind 
Leben gerufen wurde, und wenn der Herr Abgeordnete glaubt, 
bie Lehen tragen nichts ein, fo irrt er fich wieder; denn bei 
jeder Belehnung an die Herren oder Mannen, muß eine 
Lehenstare bezahlt werben, und dieſe ift allerdings für bie 
Lehenmänner etwas drückend. 

Was die Tare für die Ablöfung betrifft, fo if fie beinahe 
eine der mildeften, die wir haben; denn ich weiß, daß Ritter 
ihre Lehen in andern Staaten abgelöst haben, und 40 pEt. 
mehr, als bei uns bezahlt hatten. Was die Bauernlehen 
betrifft, fo find diefe feit mehr ald 50 Sahren abgelöst worden, 
und es werben gegenwärtig wenig mehr beftehen. 

- Finanzm. v. Böckh: Der $. 58 der Verfaffung jagt, daß 
dem Negenten die Wiedervergebung der während feiner Res 
gierungszeit heimfallenden Thron, Ritters und Kammers 
lehen zufteht. Es ift alfo durch die Verfaffung in die Hände 
des Regenten gelegt, ob er ein Lehen allodiftciren laſſen will, 
oder nicht. Ungeachtet diefer Beftimmung ift allen Grundherrn 
durch die Declarationen zugefichert, daß fie ihre Lehengüter 
allodificiren fünnen, und zwar gegen die mäßige Taxk von 
5 bi 15 p&t. nad) dem Stand der Familien, nämlich nach 
der größeren oder geringeren Heimfallshoffnung. In Ges 
mäßheit diefer Beftimmung find nun aud) fehon viele und 
zum Theil nicht unbedeutende Ritterlehen allodiftcirt worden. 

An diefer Tare etwas zu ändern, dazu ift gar fein Grund 
vorhanden. Die Tare ift, wenn auch nicht an fich, doch 
gegen die ehemalige quarta feudalis fehr nieder. Wir haben 
in.feinem Fall nothwendig, jest etwas Neues zu beftimment. 
Die Ritterlehen können allodiftcirt werden, und werben allos 
bifteirt, und die Tare von 5 big 15 pCt. ift, wie gefagt, 
nicht zu hoch. 

Gerbel: Die beiden Herrn Regierungscommiffäre haben 
fein Wort gefprochen, das ich nicht fchon wußte, und es 
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war deshalb Fein Grund vorhanden, diefe Discuffion mit _ 
einer Injurie zu beginnen. Ich wußte wohl, daß man nach 
ben Declarationen ablöfen kann, allein ich Habe audy gewußt, 
daß fie für rechtsunverbindlich erflärt worden find, und nach 
folchen Geſetzen will ich nicht gehandelt wiffen, weßhalb ich 
auf ein Allodificationsgefeß angetvagen habe. Daß man nn 
5 bis 15 pEt. ablöfen kann, weiß ich ebenfalls, allein bier 
gibt nur Ermeffen und Willführ die Norm, was in jedem 
vorkommenden Fall zu widrigen Hins und Herfchreibereien 
führt, und um die Allodificationen zu erleichterit, und dieſes 
mittelalterliche Lchenwefen, das dem hentigen Zeitgeift wis 
berfpricht, endlich aud der Welt zu bringen, wäre ed am 
Platz geweien, für eine Lehensallodiftcation zu forgen, mils 
bere Taxen feftzufegen, und die Procente fefter zu beſtimmen, 
damit man nicht in jedem vorkommenden Fall durch unange⸗ 
nehme Behandlungsweiſe endfich ans Ziel zu kommen fuchen 
muß, Es war hiernach alfo meine Bitte fehr gegründet, 
bie Regierung möge ein ſachgemäßes Geſetz vorlegen, und 
nicht nach einer einfeitigen Declaration handeln. Es handelt 
ſich freilich in dieſen Declarationen größtentheils nur vou 
Grundherrir und ihren Rechten, aber auch die Staatskaſſe 
iſt bei ſolchen Lehensallodificationen betheiligt. 


Staatsr. Winter: Der Abg. Gerbel hat mit der Er⸗ 
klaͤrung begonnen, er finde mır Beſtimmungen über Die 
Bauernlehen, und darauf habe ich meine Aeußerung gebaut, 
er fei nicht gehörig darin bewandert. Sch konnte es wohl 
fagen, weil dieſelben Beftinmungen über die Ritterlehen 
gültig find. ES kommt übrigend darauf ar, wie groß Die 
Zahl der Descendenten ift, im welchem Alter fie ftehen, und 
wie viele Kinder fie haben. Hiernach muß ex aequo et: 
bono beurtheilt werden, und darum hat man eine Taxe 


pwiſchen 5 und 15 pGt. feftgefegt. 
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Gerbef: Diefes aequm et bonwm möchte ich in feinem 
Geſetze fehen, weil es zu Willführ führt. 

Welder: Sch wünfche, daß die Regierung in Erwägung 
ziehe, ob und in wie fern eine zweckmäßige Beſtimmung über 
diefen Punkt getroffen werden fünne, denn er ift von großer‘ 
Wichtigkeit. Es foll hier aus einer Norm gefchöpft werden, 
‘die wenigftend beftritten ift, und es Tonnen wahrlich die 
größten Inconvenienzen entſtehen, wenn die Allodification 
nach einer Norm erfolgt iſt, die der Gegenſtand eines Pros 
zeſſes werden kann. 

Es wird hierauf beſchloſſen, die Regierung zu bitten, in 
‚Erwägung zu ziehen, in wie fern paſſende geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen über Allodiſicativnen der Thronlehen getroffen werben 
fönnen. 

Lauer bitter um Auskunft * ‚ Wwarım bei der 
Schiffbrücke zu Kehl das Gewicht der Laftwagen zu 100Etr. 
und bei der in Mannheim nur zu 60 Str. angenommen fei. 

Finanzm. u. Boöckh: In Kehl hatten wir. und mit ber 
frangöfifchen Behörde megen dev Laſtwagenſchwere zu vers 
einbaven. Ob gleiche Gewichtsbeſtimmung auch fir die 
Mannheimer Brücke zweckmaͤßig feyn bürfte, ift eine Frage, 
die die dortige Behörde in Anregung bringen kann. 

Lauer: Das für die Mannheimer Brücde angenommene 
Gewicht ift viel zu Fein. Ich fehe nicht ein, warum man fir 
die eine Brüdfe mehr Zärtlichkeit verwenden fol, als für die 
andere. ‚ 

Ziegler: Die Beftimmung des Gewichtöberuht auf Dem 
Gutachter von Sachverftändigen. Wem das Gewicht in 
Mannheiin erhöht werden fann, fo wird es gefchehen. 

Minifterialr. Regenauer: Diefe Sache ift durch Kunſt⸗ 
verftändige genau unterfucht worden. Es find befonders die 
zweiräberigen Wägen ind Auge zu faffen, die für die Bruͤcken 
viel gefährlicjer find, als die vierräderigen. 
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Lauer: In Köln pafliren die meiften zweiräderigen 
Wagen, der Bau der Schiffbrüde bei Köln ift fo vervolls 
fommnet, daß jede.Laft zugelaffen wird, und wenn man es 
dort thun kann, fo wird es auch hier ausführbar feyn. 

Staatsr. Winter: Die Mannheimer Brücke gehört ung 
ganz an, und die in Kehl nur halb. Unſere Brücke ift aber 
befjer und ftärfer, als der franzöfifche Theil, und ich glaube 
mich zu erinnern, daß die Franzofen von und verlangten, 
wir möchten das Gewicht auf unferer Seite herabfegen, weil 
ihr Theil es nicht tragen könne. 

Dörr: Unfere Brücke ift allerdings beffer, allein es wird 
in Kehl und Mannheim ungefähr daffelde Verhältnig feyn, 
benn in Kehl werden die Wagen mitgewogen, die immerhin 
30 Zentner wägen. 

Minifterialr. Regenauer: In Kehlhat man eineBürg- 
ſchaft, weil dieffeits und jenfeits eine Brückenwage aufgeftellt 
ift. Ueberhaupt ift eine Brücke nicht immer fo zu behandeln, 
wie die andere. Es fommt auf die Schnelligkeit des Stroms, 
und auf die Lage der Ein- und Ausfahrt an, 

Lauer: Gerade in diefer Beziehung ift das Local von 
Mannheim günftiger, ald das in Kehl. 

Der Commiffionsantrag sub. Nr. 2, wie er oben. enthals 
ten if, auf Bewilligung der Einnahmen und Ausgaben 
der Kımeraldomänenadminiftration in den Vorfchlägen der 
beiden Rechnungsjahre, wird hierauf angenommen. 

Die Sommiffion ftelt fodann den weiteren Antrag: „die_ 
hohe Regierung möge die allmählige Aufhebung des Schäs 
fereiinftitus auf die zweckdienlichſte Weife bewirken. 

Körner: Es ift fehr zu wünfchen, daß die Regierung 
dem Antrag der Commiffion Folge giebt und das Schäfereis 
inftitut aufhebt. Wer nur einige Kenntniffe davon hat, wird 
fich wohl überzeugen, daß eine folche Berwaltung von Staates 
wegen feine Vortheile herbeiführen kann, und wenn aud), jo 
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find doch auch viele Nachtheile damit verbunden, wie denn 
auch wirklich ein großer Verluft für das Inftitut dadurch ents 
ftanden ift, daß fo viele Schafe zu Grunde giengen, wodurch 
nicht nur dem Staat, fondern auch vielen Privaten ein fehr bes 
deutender Schaden zugegangen ift. Nach meiner Erfahrung 
fommt dies befonders davon her, daß man ſich fo fehr befliffen 
hat, eine Race von Schafen bei und zu verbreiten, diein unfern - 
klimatiſchen Verhältniffen durchaus nicht gedeiht. Die ges 
genwärtige Race ift weit weichlicher und verträgt unfer Klima 
nicht. Sie ift weichlicher darin, daß fie in den Wintertagen 
dasjenige nicht erträgt, was die einheimifche Schaferace 
ertragen kann. Man kann die Brache nicht fo vortheilhaft 
benutzen, ſondern muß ſie in dem Stall füttern; treten aber 
naſſe Sahrgänge ein, fo geht dieſes Schafvieh zu Grunde. 

- Ein anderer Nachtheil befteht darin, daß man die Abficht 
hatte, durch die .feinere Wolle die Verlufte zu erfegen und 
einen höhern Erlös dadurch zu erzielen. Man hat aber jet 
die Erfahrung, daß gerade jene Wollengattung, die durch 
das frühere lange Vieh gewonnen wurde, jet zum Bedürfs 
niß geworden ift, und mit der feinern Wolle im Preife faft 
gleich fteht, da die gröbere Sorte jetzt viel allgemeiner vers 
arbeitet wird, wobei ich. nur an die Kleidung des ſaͤmmtlichen 
Militaͤrs erinnere. Nach allem dieſem glaube ich nicht, daß 
es weder für den Staat, noch für die Privaten vortheilhaft 
iſt, dieſes Inſtitut noch laͤnger beizubehalten, da bekannt iſt, 
daß ſolche Verwaltungen auf Staatsrechnung geführt, nie 
den Vortheil hervorbringen, den man ſich vorſtellt. Ich un⸗ 
terſtütze alſo den Commiſſionsantrag. 

Finanzm. v. Böckh: Seit fünfzig Jahren arbeitet man: 
in ganz Deutſchland, ja man kann ſagen, in ganz Europa 
daran, die Wolle zu veredlen, d. h. feinere Wolle zu 
ziehen, und bis auf die neueſte Zeit hat ſich gezeigt, daß 
daburd) fir bie Schafzüchtler große Vortheile erwachſen 
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find. Die. Wolle von den edelſten Sorten ift bei uns zu 
275 fl. verfauft worden, mährend die Wolle von unferem 
unveredelten deutſchen Schaf um 60 fl. verfauft wird; die 
Differenz ift fehr groß. Der Abg. Körner hat darin volls 
fommen recht, daß diefe Veredlung andererfeits auch wieder 
ihren Nachtheil hat, allein das geht mit allen Dingen in der 
Welt fo. Man kann nicht Alles zugleich haben. Die höher 
Preife der edleren Wolle haben aber die fonftigen Nachtheile 
weit überwogen. In der neueren Zeit hat durch die Bers 
vollkommnung der Tuchmacherfunft die geringe Wohle allere 
dings wieder einen etwas höheren Werth erhalten, aber nicht 
in. dem Grade, daß man fagen fünnte, es fei:baburch der _ 
Antrag motivirt, die Beredlung der Schafszucht ganz: aufe 
zugeben, um wieder auf unfer altes deutſches Schaf mit 
fangen groben Haaren zurückzuklommen. Es ift hier wie. in 
allen Dingen, ein gewiffes Maß zu halten, und es wird ja 
Niemand gezwungen, fein Schafvieh zu vereblen. Der 
Staat hat diefe Anftalt nur, um Denjenigen, die feinere 
Wolle ziehen wollen, die Gelegenheit zu geben, und ihnen 
diefes Untermehmen zu erleichtern, in welcher Beichränfung 
meiner Anficht nad; die herrfchaftliche Schäferei noch beibe⸗ 
halten werden ſollte. Sie iſt anf eine Zahl von Schafen 
ausgedehnt worden, die vielleicht im Verhaͤltniß zu dem 
Zweck zu groß war, allein fie wurde bereits reducirt, und 
wird noch mehr reducirt werden. Man will. fie nur beider 
halten, um fo viele Widder jeweils zu haben, als das Land 
zu: Beredlung der Schafögucht bedarf, und von ben Schaf⸗ 
züchtlern gefucht werden, Es Tiefe fich vielleicht die ſes In⸗ 
ſtitut auch wit dem landwirthſchaftlichen Verein verbinden, 
und dieſem die Verwaltung der Schaͤferei überlaffen,. Ein 
Gewinn wird dabei nicht herauskomman, ja ich glaube, Daß 
er eines gewiſſen Zuſchuſſes bebünfen. wird, wenn die Widder 
unentgeltlich ober auch nur gegen gexinge Tare au die Echal⸗ 
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züchtler abgegeben werben follen. Karl Friedrich hat im 
Jahr 1788 diefes Inſtitut begonnen und Schafe aus Spanien 
fommen laffen. Sn der neueften Zeit haben wir e8 durch ſäch⸗ 
fifche Electoralſchafe verbeffert, und von diefer beften Race 
werden wir eine Schäferei beibehalten, in derjenigen Gegend 
des Landes, wo bie beften Weiden find. Ich bitte Sie, 
meine Herren, das Kind nicht mit dem Bade audzufchütten, 
das Gute der Sache beftehen zu laffen, und nur Das in der 
Ansdehnuug der Größe der Heerde eingetretene Uebermaß zu 
befeitigen. 

Gläaäß: Ich ſtimme gegen die gänzliche Aufhebung des 
Schäfereiinftituts, da daffelbe nicht nur feinen Nachtheil 
dem Lande brachte, fondern Vortheile, und felbft im Aus⸗ 
fand rühmlichft bekannt iſt. Auch hat fich daſſelbe bisher 
durch ſich fekbft erhalten. Ich erlaube mir, hierüber einige 
Notizen vorzutragen. 

Vor dem Sahr 4789 wurden ſchon in unſerm Lande Ver⸗ 
ſuche gemacht, die grobe Landwolle durch Schafe von den 
Alpen und vom Hundsrücken, nämlich von Sponheim, zu 
verbefiern, allein in den Sahren 1788—89 hat der verewigte 
Großherzog Karl Friedrich das Inſtitut Begründer, indem er 
zu Deffen Zwed aus Spanien und Rouffillon Mermofchafe 
fommen ließ. Der Koftenaufwand zur Gründung dieſes 
nüßlichen Inſtituts betrug circa . 2 2 20,000 fl. 
nach-und nach wurden bis zum Jahr 4834 vors \ 

oefhoffen - . . 30,000 + 
Sefammtbetrag der Koften 40,000 ff. 
Dagegen bezahlte das Schäfereiinftitut vorerft 

bis zum; Sahr 1804 das er — für die 


Gründung mit. . - nn BO9,00O fl: 
ferner im Jahr 1829-0 . . ... 80,000 + 
und im Monat Maid. J... | 20,000 + 
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Es bleibt alfo noch ein Actioreft von . - - . 20,000 fi. 
wozu noch ein Bermögensfond von . . . . 57,000 ⸗ 
fommt. 


Der num beredjnete negative Ertrag kann durch ander: 
weite Auftellung des Verwalters befeitigt werden, da er 
feine hinlängliche Befchäftigung mehr dabei habe, und viel- 
leicht ald Nebengefchäft es beforgen kann. Man muß haupt- 
fächlich den Nuten für die Veredlung der Landfchäfereien 
ins Auge faffen, wie bei dem Landgeftüt die Veredlung der 
Pferdezucht. Das Schäfereiinftitut giebt jährlich noch meh⸗ 
vere Hundert Merinowidder ab, wie das Landgeftüt die 
Hengfte. Das Schäfereiinftitut hat fich feit 1789 felbft er⸗ 
halten, ohne daß es, wie dad Geftüt, einen Beitrag erhielt. 
Der erfte KHapitalfond des Inſtituts hat fic um das fünf- 
bis ſechsſache vermehrt, und gegenwärtig verfaufen die 
Landfchäfereibefiger ihre Wolle zu 140 bis 120 und 140 fl. 
pr. Gentner , die fie früher zu 50 bis 70 fl. verfauften. Bor 
30 bis 40 Sahren foftete der Sentner Landwolle 25 bis 30 fl. 

Man muß das Vorurtheil gegen den quantitativen höhern 
Ertrag der alten Randfchafrage gegen die Merino damit 
widerlegen, baß die erften Defonomen, 3. B. Elsner, bes 
rechten, daß 100 Stück Merinofchafe edler Rage 2/2 Etr. 
Wolle geben, welche pr. Str. 180 fl. ertragen . . 450 fl. 
400 Stüd gemeine grobe Landfchafe aber a 3 Etr. 

Wolle ad 75 fl. pr. Geritner im höchften. Preife 225 » 

alfo mehr 225 fl. 
Bei der erften Race kommen alfo auf ein Schaf 4 fl. 30 fr. 

⸗ ⸗zweiten ⸗ Fe er ⸗ Ds A5 ⸗ 

auf ein Stüd. In gegenwärtigem Jahr hat das Schäfereis 
inftitut im Durchfchnitt pr. Sentner Wolle 170 bis 480 fl. 
erlöst (der Gentner super Electa wurde mit 330 fl. bezahlt). 
Lammwolle wurde pr. Gentner zu 150 — 160 fl. nach Straß: 
burg verkauft. Wegen der feltenen Feinheit unferer aus dem 
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Inſtitut verkauften Wolle, wird in Sedan ein Bließ auf- 
bewahrt. Alle deutfchen Staaten wetteifern in der Vered⸗ 
lung der Schafzucht. Durch Aufhebung des ganzen Inftitute 
befürchte ich, daß die Bortheile wegen Veredlung der Lands 
fhafrace, und Gewinnung einer beffern Qualität Wolle 
nach und nach verloren gehen möchten. 

Aus allen diefen vorgetragenen Gründen wiederhole ich 
daher den Wunfch, daß: das Schäfereiinftitut als ein noch 
fchöned Denkmal der ruhmvollen Regierung unferes unfterbs 
lichen Fürften Karl Friedrich nicht ganz aufgehoben werden 
möchte, 

Rettig v. K.: Es thut mir leid, daß der Commiffiond- 
antrag beftritten worden ift, weil ich-gewünfcht habe, ‚daß 
ein Snftitut, das feiner Zeit allerdings wohlthätig gewirkt, 
das zu Ehren beftanden hat, unter veränderten Berhälts 
niffen auch wieder in. Ehren und in ber Stille von dem 
Schauplatz abgetreten wäre. So muß ich aber den Ber: 
theidigungsgründen gegen dieſes Inſtitut nun auch nothger 
drungen meinen Widerfpruch hinzufügen. Einmal ift es 
eine unbeftreitbare Thatfache, was der Abg. Körner be 
merft hat, daß die Wollfabrifation und Tuchfabrifation die 
Lage der Sache ganz geändert hat. Was früher gefuchte 
Waare war, bad ift jebt diejenige, die weniger gefucht 
wird, und die früher verachtete Landwolle geht auf fümmt- 
lichen Märkten am beften ab. Das Inſtitut hat früher in 
feinem Nuten vorgefchlagen, allein in folchen Fällen - ift 
nicht alles Gold was glänzt Das Inſtitut hatte wefents 
liche Bortheile durch die Pachtung der Domanialfchäfereien, 
und es lag in feiner Hand, zu beftimmen oder auszufprechen, 
ob viel oder wenig Gewinn bei der Sache. herauskommen 
jollte, weil der Pachtwerth da natürlich den Ausfchlag geben 
fonnte. Sch habe mit: unterrichteten Schäfern aus einer 


Gegend gefprochen,, wo die Schäferei noch häufig getrieben 
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wird, nämlich aus der Gegend von Bretten, und fie haben 
mich verfichert , daß fie auc, einen Mehrgemwinn herausbrins 
gen wollten, wenn fie ſolche Pachtungen aus der Hand 
haben fünnten. Eıne andere Ruͤckſicht ift die: es Täßt fich 
unmöglich durch die Beamten allein, welche der Staat 
anftellt, cin folches Gefhäft, wenn es auch reducirt iſt, 
unmittebar führen, fondern fie müſſen fich auf ihre Schäfer 
und Schaffnechte und andere Leute verlaffen, und da ift es 
eine befannte Erfahrung, daß beinahe fein Gefchäft fo vielen 
Chancen und Uebervortheilungen ausgeſetzt ift, als das 
Schäfereigefhäftl. Man kann nicht jeden Hammel nach» 
zählen und nachwägen, und darum ift es jedenfalls eine 
mißliche Sache, wenn man nicht zum Voraus auf Verluſt 
rechnen wil. Es fragt fih, ob es nothmendig ift, einen 
ſolchen Berluft der Staatöfaffe zuzugiehen ? Sch fage: Nein. 
Es iſt hier: nicht wie bei dem Landgeftüt, daß die Anfchafs 
fung diefer Widder ein großes Kapital erfordert, denn die 
verebelten Racen haben wir in dem nahen Würtemberg , 
und der Ankauf von zwei Middern wird dem Schäfer fein 
fo großes Kapital foften, daß er darüber fein Unternehmen 
aufgeben müßte. Diefe Widder find auch nicht von fo langer 
Dauer, fondern müffen vertaufcht werden, und die Schäfereis 
unternehmer, die immer wohlhabende Leute find, werden 
and; die Mittel haben, fich feineres Vieh anzufchaffen, 
wenn fte es für zweckmäßig finden. Wir wollen baher — 
bie früheren Berdienfte biefes Inſtituts anerkennend — 
folche® aufheben. 

Ziegler: Auf folche Berechnungen, wie die des Abg. 
Gläß kann nicht gebaut werden; fie find der Auffichtd- 
behürde fchon in Menge vorgelegt worden, allein das Res 
fultat fiel anders aus. Sch will der Kürze wegen mich nur 
auf den Nachweifungsbericht von 1829—80 berufen, wo 
man finden wird, daß das Inſtitut im diefem Sahre ſehr 
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nachtheifig verwaltet, und einen großen Theil bed Betriebs: 
kapitals aufgebraucht hat. 

Minifterialr. Regenauer: Obgleich ich nicht die Meis 
nung habe, daß das Snftitut ganz in dem Sinne bleiben 
könne, wie früher, fo theile ich Doch nicht die Anficht, es 
geradezu eingehen zu laffen. Der Herr Abgeordnete, der 
die Gründe für die aldbaldige Aufhebung deffelben angeführt, 
hat bemerkt, daß die Tuchfabrifation folche Fortfchritte ger 
macht habe, daß die feine Wolle weit weniger gefucht, ihr 
Preis darum verhältnißmäßig weit geringer fei. Dieß ift 
zum Theil richtig, und auch richtig, daß unfere Fabrifanten 
großentheild die Mittelmolle kaufen; allein aus landwirth⸗ 
fchaftlichen Blättern mag man fich überzeugen, daß man 
dennoch überall die Production der feineren Wolle für vors 


“ theilhafter hält und begünftigt. Auch bei und wird es ſich 


“ 


fo verhalten, wenn ich gleich zugebe, daß dieß nicht in allen 
Landestheilen der Fal iſt. Man hat gefagt, es fei der 
Nutzen, der früher aus dem Inſtitut hervorgegangen, nicht 
gerade ald Neinertrag des Inſtituts anzufehen. Es ift dieß 
richtig, nämlic; richtig, daß früher die Schäfereien an das 
Inſtitut, ſo ſern es ſolche verlangte, um einen Pachtzins 
aus der Hand abgegeben worden ſind; allein dieſes Verfah⸗ 
ven hat ſeit fünf oder ſechs Jahren aufgehört, und das In⸗ 
ſtitut muß jeßt, wenn ed ärarifche Schäfereien pachten 


will, mit jedem Dritten concurriren. 


Freilich ift wahr, daß die Beamten des Staats die Sache 
nicht unmittelbar beforgen können, fondern Subalternperfo> 
nen beftellt werden müffen, und Unterfchleife und Verlufte 
faft nicht zu vermeiden find. Wennman indeß die Einrich- 
tung trifft, deren der Herr Finanzminifter erwähnt hat, 
wenn man dad Inftitut in Zufunft nur in dem befchränften 
Stande erhält, in welchem man es zu haben braucht, damit 
e8 zur Zucht der Widder dienen könne, went man es dem 

10. 
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landwirthfchaftlichen Verein überläßt, fo wird das Bedenken 
wegfallen. Wohl ift richtig, daß jeder Schafzüchtler im 
Würtembergifchen, oder fonftwo Widder erhalten kann; allein 
ich fehe nicht ein, warum man die Anftalt, die hier befteht, 
und in dieſer Weiſe doch für manchen Landwirth von großem 
Vortheil iſt, ſo geradezu ſollte eingehen laſſen. Man wird 
allerdings im Würtembergiſchen Widder erhalten können, 
allein nur mit großen Koſten, während der Schafzüchtler 
bei und nichts auszugeben hat, als einen fehr unbedeutenden 
Betrag für den Widder, der ihm auf eine beftimmte Periode 
geliehen wird. Auch ift de Summe, die der Staat verwen; 
den fol, oder der Verluſt durch diefe Verwendung nicht be> 
beutend, da er fich nur auf 2000 fl. refp. 1800 fl. beläuft. 

Körner: Sch bin fein Feind der Veredlung, fondern ein 
Freund derfelben, wenn fie in einem gewiffen Maß getrieben 
wird. Wir müffen nur annehmen, daß durch diefe Vered⸗ 
lung der Schafzucht alle übrigen Raçen verdrängt werben, 
und müffen bedenfen, daß wir zweierlei Schäfereien haben, 
nämlich nicht lauter Zuchtichäfereien, wie es in entfernteren 
Gegenden der Fall ift, fondern auch andere Schäfereien be- 
fiten. Wo Zuchtichäfereien find, mag wohl ein Vortheil 
damit verbunden feyn, weil dort die feine Wolle gezogen 
werden kann, aber in den Maftichäfereien wird der umges 
fehrte Fall eintreten, weil die Wolle wieder verwendet wird, 
In den Maftichäfereien findet eine Art von Fütterung flatt, 
die diefer weichen Race viel zu fehr zufegtz und wenn die 
Thiere von dort her fommen, fo werden fie leichter von dem 
Lungenbrand angegriffen, wovon wir fchon Erfahrungen 
haben. Sch bin auch nicht dagegen, daß man zu einiger Vers 
edlung der Rage diefes Inſtitut in die Hände des landwirth⸗ 
fchaftlichen Vereins gäbe; allein, wenn man diejes als vor- 
theilhaft anerkennt, fo fehe ich nicht ein, warum man diefem 
Berein noch einen Zufchuß geben fol, indem der landwirth⸗ 


LXV. Sißung v. 23. September 1833 10 


fchaftliche Verein, wenn es vortheilhaft für ihn ift, gerne diefes 
Inſtitut annehmen wird. Er fol dann fehen, wie er es auf 
nußbringende Weife fort erhalten Fann. Wenn man Schafe 
braucht, die zum Ritt nothmwendig find, fo mag er fie Faufen 
wie jeder Schafzüchtler folche Faufen kann, und ic, fage nur, 
. daß im Allgemeinen ed nachtheilig gemefen ift, die Veredlung 
fo fehr zu verbreiten, daß die ganze frühere Rage verdrängt 
wurde. Die Bemerfung des Abg. Gläß iſt unrichtig, wenn 
er fagt, die veredelten Schafe lieferten bedeutend mehr Wolle, 
als die andere Race, denn ed hat fich gezeigt, daß man von 
der edleren weniger gejchoren hat. 

Gerbel: Nach dem Gehörten ftelle ich den beftimmten 
Antrag, diefes Schäfereüinftitut mit dem landwirthfchaftlichen 
Bereine zu verbinden und zwar mit einem Zufchuß für jedes 
der beiden Budgetjahre von 1000 fl., womit erreicht wird, 
was man will. Es fol nicht ein Inſtitut für den Staat 
feruer fortbeftehen, das durd) feine Berwaltung mehr Laften 
herbeiführt, als einträgt, und auf der andern Seite wird 
man doch die Schäferei nicht untergehen laffen wollen. Es 
fragt ſich freilich, ob der Landwirthichaftliche Berein mit Diefem 
Zuſchuß das Inſtitut fort erhalten kann; allein er mag hiers 
nach feine Berechnung machen und ſich nad den Mitteln 
ſtrecken. | 

Finanzm. v. Böckh: Ich glaube, daß der landwirthfchafts 
liche Verein allerdings im Stande feyn wird, das Inſtitut 
in der Ausdehnung, wie ed nüßlich ift, zu erhalten. Nur 
bürfen wir ihm nicht die Laft auflegen, die Befoldung des 
bisherigen Schäfereiverwalterd zu bezahlen. 

Rutfhmann: Da ich felbft den Autrag des Abg. Ger; 
bel fielen wollte, fo bleibt mir nur übrig ‚ihn zu unter 
ftüßen. 

Buhl: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Rettig 
und wünfche nicht, daß fich der Sandwirthichaftliche Verein 


’ 
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mit Verwaltungen abgebe, da ich bergleichenin den Händen 
des Bereined ald nachtheilig für den Verein felbft betrachte. 
Ich unterftüge diefen Antrag aus allen den Gründen, welche 
der Herr Abgeordnete anführte, und widerfpreche ihm nur 
darin, wenn er glaubt, die Veränderung der Wollenpreife 
fomme von der befferen Fabrifation her. Das ift nicht der 
Fall; die Fabrikation ift noch nicht fo weit und wird nie fo 
weit fommen, aus groben Haaren dDünnere zu machen, und 
folche zu fpalten. Die Urfache der Preiserhöhung Tiegt 
darin, daß durch die Veredlung die ordinären Racen fo fehr 
verbrängt wurden, daß zu denjenigen Artifeln, wo grobe 
Wolle nothwenkigsift, nicht mehr das hinreichende Bedürfniß 
fich findet. Ich glaube übrigens, daß Jeder bei den gegen 
wärtigen VBerhältniffen feine Schafe veredlen fan, ohne 
baß der Staat nothwendig hat, Geld audzugeben. 


Gerbel: Der Abg. Buhl will darıım den Antrag ber 
Commiffion unterftügen, weil er die Verwaltung des Vereing 
nicht gerne fieht, allein damit ift feine andere Verwaltung 
nothwendig, ald fie jeder andere Verein auch hat, und der 
landwirthfchaftliche Verein hat ohnehin eine Vewaltung. 

Lauer: Es liegt ja feine Nothwendigfeit vor, da die 
Nähe von Würtemberg jeden Augenblic die Veredlung mög> 
lich macht. 

Buhl: Nicht allein die würtembergifchen Schäfereien, 
fondern auch die Schäfereien unferer Rittergutsbefiger werden 
das Mittel zur Veredlung liefern, denn diefe Herrn fehen 
auf einen vortheilhaften Stand. 

Finanzm. v. Böckh: Die Sache ift wohl von folchen Ins 
terefje, daß man den Verſuch Damit machen fünnte, der von 
. dem Abg. Gerbel vorgefchlagen worden ift. 

In der nächften Periode wird man fehen, was die Sache 
für einen Erfolg hat, und dann weiter befchließen Fonnen. 
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Es wird’hieranf nach dem Antrag bes Abg. Gerbel bes 
ſchloſſen, 

4) die hohe Regierung zu bitten: das Schäfereiinſtitut in 
bisherigem Umfange aufzuheben und. mir dem landwirthfchaft- 
lichen Bereine zu verbinden, und 

2) für jedes der Budgetsjahre zu diefem Behufe 1000 fl. 
zu bewilligen, 

Es erfolgt hierauf die Abftimmung über den Kameralbos 
mänenetat, welcher von 47 Mitgliedern mittelft nament- 
licher Abftimmung einftimmig genehmigt wird. 

Die Tagesordnung führt nun auf die Discufjion des von 
dem Abg. Goll Namens der Budgetscommiffton über das 
Budget der Amortifationsfaffe für 48°%s. und 18°%ss ers 
ftatteten Berichts. 


Die Anträge unter Nr. I. auf Seite 1418 des allgemeinen 
Budgetcommiffiondberichts : 
| „Das Budget, wie es unter den angeführten 6 Rubs 
„riken angegeben ift, zu genehmigen, und zwar 
für 1833 mit 889,869 fl. 
„vr 1834 ,„ 892,038 fl. 
und Nr. II. 
„gut zu heißen, daß — wie ed der Entwurf des Finanz⸗ 
gejeßes Art.’4 will — diefer Bedarf aus den reinen 
Revenuen der Forft:, Salinen-, Berg. und Hüttenvers 
mwaltung gedeckt werde. 
werden ohne Bemerfung angenommen. 


Zu dem Commiffionsantrag (Seite 121 des allegirten 
Budgetcommiffionsberichts) : 


„die hohe Regierung zu bitten, dem nächiten Landtage 
das Budget der Amortifationgfaffe in der Ausdehnung 
vorlegen zu wollen, daß baffelbe, wie es früher ges 
ſchehen, wieder auf den Umfang der Rechnung refpective 
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die Grundftodöverwaltung ausgedehnt, und mit den 
Betriebsfonds derfelben vermehrt werde 5 
bemerft, 

Finanzm. v. Böckh: Die Commiſſion glaubt, dad Budget 
der Amortifationsfaffe fei nicht vollftändig. Sch muß ges. 
ftehen, diefe Bemerkung hat mid) überrafcht, denn fo lange 
Budgetd für die Amortifationsfaffe mit Zuftimmung der 
Stände zu Stande famen, wurde e8 nicht anders aufgeftellt, 
als das gegenwärtige. Es wurde jedesmal unterfucht, wie 
viel die Amortifationsfaffe an Verwaltungskoften und an 
Zinfen zu bezahlen habe, und was für die Tilgung der Staat» 
fchuld beftimmt werden fol, und dafür werden ihr die nothwen⸗ 
digen Decfungsmittel aus der Staatskaſſe angewiefen. Die 
Amortifationgfaffe hat fonft feine Einnahmen, wohl aber die 
Grundſtocksverwaltung, über welche die Amortifationgfaffe 
gleichfalls Rechnung führe. Worin die Einnahmen der 
Grundſtocksverwaltung beftchen, Fünnen wir mit Genauig— 
feit nie vorausfagenz; mozu fie verwendet werden müffen, 
beftimmt die Verfaffung, und das neuefte Gefeß über die 
Amortifationdkaffe. Die Einnahmen der Grundſtocksver⸗ 
waltung find zur Schuldenzahlung zu verwenden, fo weit fie 
nicht zu neuen Erwerbungen verwendet werden. 

Diefe Grundftodsverwaltung hat eigentlich aufdie Schul: 
denzahlungsfaffe durchaus feinen Einfluß, denn wenn ein 
Theil der. Einnahme der Grundftockdverwaltung der Amortis 
fationdfaffe zufließt, fo werden damit zwar Schulden bezahlt, 
an ihre Stelle tritt aber eine ganz gleiche Forderung der 
Staatsfaffe, da die Amortifationgfaffe während des Lauf - 
der Budgetsperiode das von der Grundſtocksverwaltung an 
die Amortifationgfaffe abgelieferte Kapital verzinfen muß, 
aus dem einfachen Grunde, weil die Staatskaſſe bei den Dos 
mänenverwaltungen den Zind verliert. Wozu foll ed nüßen, 
ein anderes Budget für die Amortiſationskaſſe augszuftellen ? 
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Wegen ber Erwerbungen ? diefe und wie viel dazu verwendet 
werden fol, fünnen wir nie voraus beftimmen, denn wenn 
wir aud) den Plan hätten, etwas zu erwerben, fo wäre es 
der Klugheit nicht gemäß, die Summe vorher ind Budget 
aufzunehmen. Wir machen Erwerbungen, wie fie ſich zus 
fällig uns darbieten, und wie wir fie mit Bortheil machen 
können. Ihre Commiſſion fpricht von einer frühern Hebung. 
Eine Uebung fegt aber voraus, daß etwas öfters gleichformig 
gefchehen fei. Nun ift aber fein einziges Budget mit Zuftim; 
mung der Stände zu Stande gefommen, das anders gemacht 
gewefen wäre, als diejenigen, die wir feit 4825 machen. In 
den Jahren 1819, 1820 und 1822, wo unfer Finanzwefen 
noch in einer ziemlich traurigen Lage war, hatman allerdings 
auch Einnahmen von der Grundftocöverwaltung in dad 
Budget der Amortifationdfaffe gefeßt, aber aus feinem andern 
Grunde, ald um unfern Gläubigern zu zeigen, daß wir 
Deckungsmittel für beftimmte Kapitalzahlungen haben, die 
in einer gewiſſen Zeit nothmendig geleiftet werden müßten. 
Aus diefer Lage find wir heraus gefommen, und ich hoffe 
zu Gott, daß wir nicht mehr in diefelbe zurück fallen. Es ift 
demnach fein Grund vorhanden, etwas an dem Budget der 
Amortifationdkaffe auch für die Zufunft zu ändern, doch ſoll 
der Wunfc ihrer Commiſſion in anderer Weiſe befriedigt 
werden. Wir werden Ihnen nämlich auf jedem fünftigen 
Landtage vorlegen, welche Einnahmen für die Grundſtocks⸗ 
verwaltung noch zu machen ſind, was an Domänenkaufſchil⸗ 
lingen, an Lehensallodificationen und Gült- und Zindablös 
jungen noch ausfteht. Wir werden auch fo viel als möglich 
if, zu eruiren fuchen, was etwa in der nächften Periode von 
biefen Ausftänden eingehen Fonnte, und Sie davon in Kennts 
niß fegen. Was aber die Verfügung über die Einnahmen 
betrifft, fo werden wir un ſtreng an bie Berfaffung und an 
das Gefeß über die Amortifationgfaffe halten, wir werben 
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fie zur Schuldenzahlung verwenden, fo weit wir ed nicht 
zweckmaͤßig finden, fie zu neuen Erwerbungen zu verwenden. 

Speyerer: Sch freue mich, daß das, mas die Com⸗ 
miffton wünfcht, von dem Herrn Finanzminifter zugegeben 
wurde, glaube aber auch, daß der andere Theil des Antrags 
von der Wichtigkeit ift, daß zu wünfchen wäre, der Herr 
Finanzminifter würde auch hierin nachgeben. Die Commiſſion 
hat von einer früheren Uebung gefprochen, und wenn biefe 


auch nicht fürmlich fanftionirt war, fo ift Doch die Vorlage 


hiernach erfolgt. Es hat nämlich früher ein doppeltes Budget 
beftanden, ein ordentliche und ein außerordentliches, in 
welchem alles ftand, was das Grundſtocksvermögen betrifft. 
Sch fehe nicht ein, warum von diefer frühern Uebung abges 
wichen werden fol, da doch die Berfaffung ſchon darauf hins 
weist, indem fie die Revenuen des Grundſtocksvermögens zu 
Staatsausgaben beftimmt. Wenn fie diefes thut, fo muß 


‚auch die Berwandlung der Domänen darauf einwirken, und 
‚ber Kammer eine Borlage gemacht werben, denn wenn die 


zehn Millionen, welche bei der Amortiſationskaſſe ftehen , in 
Güter verwandelt werden follten, fd würde der Ertrag ſich 


fo vermindern, daß es nicht ohne Einfluß bleiben könnte; 


alled aber, was auf Einnahmen oder Ausgaben Einfluß hat, 
muß der Kammer zur Zuftimmung vorgelegt werden. 
Winter 0.9: So lange der $. 59 der Verfaffung bes 
fteht, kann es der Kammer nicht gleichgültig feyn, ob blos 
die Amortifationdfaffe in ihrer Verrechnung. den Ertrag der 


Staatsdomänen oder des ganzen Grundſtocksvermögens vors 


merft; die Dauptfache ift immer die, daß auch die Kammer 
jedesmal eine Leberficht, wenn auch nur eine approrimative, 
über die Veränderungen ded Soll und Haben vor fich hat, 
benn wenn man mit dem Grundftodövermögen, das doch 
mit zur Schuldenzahlung und zu Beftreitung der Staates 


laſten beftimmt ift, nad, Belieben Veränderungen treffen 
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könnte, ohne der Kammer davon NRechenfchaft zu geben, oder 
eine Einwirfung zu geftatten, fo würbe der $. 59 dem Zweck 
nach ganz der Kammer entrückt werden fünnen. “ch habe 
deßhalb einen Antrag, der in der Budgetscommiſſion fchon 
gemacht wurde, unterftüßt, und unterftüße ihn nun aus dem⸗ 
felben Grunde wieder, wobei ich die Kammer auf die Wich—⸗ 
tigfeit deffelben aufmerkfam machen will. Wir haben in ber 
Budgetdcommiffion bereits in einem Theil nachgegeben, und 
‚ich hoffe nun, daß der Herr Finanzminifter den weiteren 
Wunſch diefer Commiſſion befriedigen werde. 

Finanzm. v. Bö ch: Sie wiffen, daß unfere Verwaltung 
eine offene ift, daß nicht nur der Budgetdcommiffton, fons 
dern der ganzen Kammer die Einficht von allen Rechnungen 
geftattet wird. Auch die Rechnungen der Grundſtocksverwal⸗ 
tung, die in gar feiner Verbindung mit der Amortifationds 
faffe fteht, ald daß fie ihre Gelder, fo weit fie nicht zu neuen 
Erwerbungen verwendet werden, bei der Amortifationgfaffe 
anlegt, werben alle Sahre dem Ausschuß zur Prüfung vors 
gelegt. Sie werben auch der Kammer vorgelegt, die darüber 
discutirt und Befchlüffe faßt. Es ift alfo in der Sache gar 
nichts Neues zu thun, als einem bisherigen Mangel abzus 
helfen, der darin befteht, daß nicht vor jeder Budgetöperiode 
befonders erhoben wurde, mas von dem Grundſtocksver⸗ 
mögen noch bei der Domänenverwaltung ausfteht, daß nicht 
approrimativ erhoben werde, was davon eingehen könnte. 
Dieß foll in Zukunft gefchehen, diefer Weberfchlag bildet die 
Einnahmen der Grundftocdsverwaltung, aber nicyt Der Amors 
tifationdfaffe. Weber die Ausgaben wird aber verfaffungss 
mäßig nie mehr gefagt werden, als fie ift gleich der Eins 
nahme und beftimmt zur Schuldenzahlung,, fo weit fie nicht 
zu neuen Ermwerbungen verwendet wird. 

Rettig v. K.: Ich erkläre mich gegen den Commiſſions⸗ 
antrag, und mache basjenige, was der Herr Finanzminiſter 
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als Zufageg ausgefprochen hat, zum Antrag, damit e8 ale 
Zugeftändniß der Regierung aud für feinen - Nachfolger, 
überhaupt für das Staatsminifterium eine verbindende Kraft 
erhält. Ich bin gegen den Commiſſionsantrag, darum , weil 
ich glaube, daß dadurch der fchon mehrmals aufgemworfene, 
und ihinfichtlich der Reſultate nußlofe, Streit über die Be: 
ftandtheile der Grundftocsrechnung und das Dispofl- 
tionsrecht darüber jedes Jahr und bei jedem Budget neu 
erhoben wird. Darüber hat fich die Proteftation vom Jahr - 
1823, darüber hat fich der Befchluß der Kammer von 4831 
ansgefprochen, und jedesmal wieder diefen Streit neu zu 
erheben, wäre nußloe. Sch erfläre mich auch gegen ben 
Commiffionsantrag darum, weil ic) ed. von dem Standpunft 
des Abgeordneten aus für ſehr bedenklich halte, diefe Grunds 
ftochdrechnung ind Budget aufzunehmen, und durch deren 
Genehmigung den Sat zu beftätigen, daß diefe Grundftocke- 
rechnung etwas Neelles enthalte. Sch babe ſchon vor zwei 
Fahren die Ueberzeugung gehabt, und habe fie noch, daß 
diefes nicht mehr und nicht weniger ift, als eine Rechnung 
der Finanzftelle über die Mehrung oder Minderung des Dos 
manialvermögend, daß aber daraus feine Forderung des 
Domanialftodd an die Amortifationgfaffe oder die Steuers 
pflichtigen zu machen fei, die zu einem Erfaß oder einer Nach⸗ 
weifung führen fünnte. Laſſen wir daher diefe Streitfrage auf 
fich beruhen, und’ befchränfen wir ung darauf, jährlich zu 
erfahren, was in die Amortifationgfaffe aus diefem Grunds 
ſtücksvermögen gefloffen fei, und was fie wieder von dieſem 
Grundſtocksvermögen verwendet habe. Die andere Frage 
berührt ung nicht, und ich hoffe und wünſche, fie werde 
nicht mehr praftifch werden. Wenn fie aber praftifch wird , 
fo werden unfere Nachfolger ſich auf dasjenige beziehen, was 
wir im Sahr 1831 befchloffen haben. Ich wünfche alfo, Daß 
man den Commiffionsantrag nicht annehme , fondern fid; auf 
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dasjenige befchränfe, was der Herr Finanzminiſter ſchon er⸗ 
klärt hat, daß er thun werde. 

Finanzm. v. Böckh: Das, was der Herr Abgeordnete ſ 
eben geſagt hat, wird der Gültigkeit der SS. 58 und 59 nicht 
ſchaden. | 

Winter v. H.: Zur Unterftügung desjenigen, was ich 
und der Abg. — erer bemerkt haben, will ich blos gegen 
den Abg. Rettig anführen, daß ſchon dasjenige, was der 
«Herr Abgeordnete früher und jetzt bemerkte, an ſich beweist, 
daß durch dieje Bitte um eine Vorlage keineswegs ein Streit 
in diefer Kammer entfiehen wird; der Abg. Rettig ift über- 
haupt im Irrthum, denn die Commiſſion fordert nur eine 
approrimative Vorlage eines Profpeftd von den Berändes 
rungen bed Grundſtocksvermögens; der Streit aber könnte 
nun über das Prinzip geführt werden, wovon aber hier nicht 
die Rede ift. Es ift aber auch nicht unwichtig, mas die Com⸗ 
mifftion begehrt, denn fo lange das Grundftocsvermögen zu 
Deckung der Schulden beitragen muß, kann es für die Kams 
‚mer nicht gleichgültig feyn, wenigftens die Veränderungen 
des Grundſtocksvermögens vor fich zu haben. 

Speyerer: Das Gefes fordert, daß dasjenige, was 
von dem Grundſtocksvermögen eingeht, entweder zur Schul: 
denzahlung oder zu neuen Ermwerbungen verwendet werden 
folle, und hier feßt e8 gar feine Schranfen. Wenn aber ein 
Gläubiger auf der Amortifationöfaffe mit zehn Millionen - 
fteht, fo kann es diefem gar nicht gleichgültig feyn. 
Finanzm. v. Böckh; Der Herr Abgeorbnete hat ganz 
Recht. Das Gefek feßt Feine Schranfen hinfichtlich der Ers 
werbungen, aber eben darum, weil das Geſetz aller Gefeße, 
nämlich die Berfaffung feine Schranken feßt, wird fich die 
Regierung auch Feine fegen laffen. Indeſſen find die Beſorg⸗ 
niffe offenbar übertrieben. Wir werben feine Erwerbungen 


. von zehn Millionen und auch keine von zwei Millionen 
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machen; bier handelt ſich blos von den Erwerbungen, bie 
aus dem Grundftocdvermögen gemacht werden, das in der 
laufenden Periode eingeht. Das Recht der Regierung ift in 
diefer Hinficht unbefchränft. Sie fann dad Grundſtocksver⸗ 
mögen zu neuen Erwerbungen verwenden, allein Diejenigen, 
die im Namen der Regierung handeln, find in Beziehung 
auf die Zweckmaͤßigkeit folcher Erwerbungen verantwortlich, 
und darin liegt fchon eine genügende Schranfe, gegen jede 
folche Beforgniß, wie fie ber Abg. Speyerer als möglich" 
angedeutet hat. 

Speyerer: Der Herr Finanzminifter hat ſich doch felbft 
eine Schranke hinfichtlich der Neubauten gefeßt, denn in 
dem Amortifationskaffengefeß fteht, daß auch dasjenige der 
Kammer vorgelegt werden müſſe, was zu Neubauten vers 
wendet werben fol. 

Finanzın. v. Böckh: Gerade diefe Ausnahme beftärft die 
Regel, wie alle Ausnahmen, Diefe Ausnahme wurde ges 
macht, weil durch folche Erwerbungen, nämlich durch Neu⸗ 
bauten eher Mißbräuche entftehen fünnen, als durch Erwer⸗ 
bungen anderer Art. Neubauten find nicht immer fruchttras 
gend, aber andere Erwerbungen fünnen nicht gemacht wers 
den, wenn fie nicht wenigftend den Zind von dem Kapital 
wieder decken. 

Speyerer: Durch Liebhaberei fonnen auch Mißbraͤuche 
getrieben werden, wie in Rappenau. 

v. Rotteck: Sch ftimme für den Commiffionsantrag , 
und erfläre mich auch durdyaus für die Richtigkeit der Bes 
merfung des Abg. Rettig, nämlich des Satzes, daß die 
Verwahrung in Beziehung auf das Grundftodfsvermögen im 
Jahr 4831 noch in voller Rechtöfraft beftehen werde, ohne 
daß wir nothmendig haben, fie zu wiederholen. 

Buhl: Sch unterflüge den Sommiffionsantrag, und bes 
merke zu dem, was der Abg. Speyerer zu befien Gunften 
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fagte, daß allerdings ein Befchluß über dieſen Punkt eriftirt, 
denn obgleich das Budget im Sahre 1822 nicht zu Stande 
fam, fo ift doch, fo viel ich weiß, etwas über die Amors 
tifationdfaffe abgefchloffen und bewilligt worden; alfo eine 
Uebereinkunft zwifchen ber Regierung und den Ständen über 
diefen Punkt zu Stande gefommen. Was damals der Ne 
gierung nicht bedenklich war, dürfte auch jegt von ihr zuges 
geben werben, und idy habe die Hoffnung, daß der Herr 
Finanzminifter viefen Wunfch in feinem ganggn Umfang bei 
der Regierung unterftüßen, und das Budger auf dem nächften 
Landtage fo vorlegen werde, wie im Jahr 1822 

Finanz. v. Böckh: Das Budget der Amortifationdfaffe 
fam allerdings im Jahr 4822 zur Berathung und Schluß 
fafjung, und damals find die Einnahmen von dem Grund» 
ſtocksvermögen in daffelbe aufgenommen worden, weil auf 
eine Art über daffelbe verfügt wurde, ober verfügt werden 
mußte, die dieſes räthlic, machte Wir haben uns aber 
fpäter überzeugt, daß diefe Art, das Budget der Amortifas 
tionskaſſe aufzuftellen, nichts taugt, und darum wurde es 
abgeändert. 

Wenn von einem Budget die Rede feyn könnte, fo könnte 
nicht von dem Budget der Amortifationgkaffe die Rede feyn, 
fondern von dem Budget der Grundſtocksverwaltung. 

Was das Einnahmebudget betrifft, fo habe ich Ihnen 
Zuficherungen gegeben, die den Wunſch der Commiffion 
vollfommen realifiren, und was die Ausgaben betrifft, fo 
fann und werde ich Ihnen nie eine weitere geben, als dies 
jenige, die Einnahmen follen verfaffungsmäßig, nämlich 
zur Schuldenzahlung oder zu neuen Erwerbungen verwendet - 
werben. \ 

Neue Erwerbungen werben wir aber nicht als budgetmäßig 
vorſehen, weil wir fie nicht wiffen. Wenn mir fie aber auch 
wüßten, fo würden wir fie nicht vorfehen, weil e8 den Er- 
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werbungen nachtheilig feyn Fonnte. Wir würden fie aber 
auch nicht ind Budget aufnehmen, weil wir und nicht an 
bie Bewilligung der Kammer binden könnten. 

Speyerer: Solche Erwerbungen fönnen wir nicht hin 
dern, wie fie bisher gemacht wurden, aber eine große 
Umwandlung follte nicht gemacht werden können. 

Finanzm. v. Böckh: Das Gefeß ſetzt zwar Feine Schrans 
fen, aber die Klugheit feßt fie. 

Der Antrag ded Abg. Rettig wird hierauf abgelehnt, 
und der Commiſſionsantrag angenommen. 

Lauer: Sch erlaube mir noch eine Frage an den Herrn 

Finanzminifter. Die Ausbezahlung der gefündigten 
Amortifationskaffenfcheine und Looſe ſoll, wie befannt, 
zu jeder Zeit hier, in Mannheim und Freiburg gefchehen, 
allein dieß ift nicht der Fall, fondern es wird fich zumeilen 
in Mannheim auf Gaffenleere berufen, was ich nicht unters 
fuchen faın. Im Sntereffe des Curſes der Papiere, und 
im Sntereffe der ganzen Gegend von Mannheim und Frei- 
burg, ift eine andere Einrichtung nothwendig. Früher haben 
bie Obereinnehmer bezahlt, würden eg die Re nicht 
noch beſſer können? 


Finanzm. v. Böckh: Es iſt uns noch keine Beſchwerde 
dieſer Art officiell angezeigt worden, denn ſonſt würde 
die Amortiſationskaſſe angewieſen worden ſeyn, dafür zu 
ſorgen, daß die Staatsgläubiger in Mannheim, welche 
Rentenſcheine und Looſe haben, ihre Befriedigung durch 
die Kaſſen erhalten. 

Mohr: Der Banquier Reinhardt in Mannheim iſt, wie 
ich glaube, der Bevollmächtigte. 

Finanzm. v. Böckh: Wir haben den Auftrag zurück 
genommen, weil Koften für die Amortifationsfaffe damit 
verbunden waren. 


— 
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Goll: Die Kreiskaffen zu Freiburg und Mannheim find 
zu Bezahlung diefer Gegenftände autorifirt, und wenn daher 
von der Mannheimer Kreisfaffe etwas nicht gefchieht, was 
gefcheben fol, fo darf es nur zur Kenntniß des Firanzs 
minijteriums gebracht werden. 

Lauer: Die Inhaber von Kaffenfcheinen werden gends 
thigt, ihr Geld hier zu erheben, und da nun auch viele 
Papiere, ftatt au porteur geftellt, auf Namen eingefchrieben 
find, fo werden dadurch noch größere Koften und Schwierig; 
feiten herbeigeführt. 

Finanzm. v. Böckh: Ich werde mir notiren, was ber 
Abg. Lauer bemerkte, und die Amortifationsfaffe hiernach 
befcheiden. 

Es wird hierauf zur Abftimmung über das Budget der 
Amortifationsfaffe für die Sahre 1833 und 1834 gefchritten, 
und einftimmige Genehmigung von 49 Mitgliedern auds 
geiprochen. 

Die Tagesordnung führt nunmehr auf die Berathung 
des, von dem Abg. Rindeſchwender erftatteten Com⸗ 
mifjionsberichtö, über den Entwurf eines Wil dſchaden— 
gefetes, wie er von der erften Kammer an die zweite 
gelangt ift. 

Der Präfident eröffnet fofort zuerft die Discuſſion über 
das Allgemeine. 

Merk: Wenn man in dem Bericht die Darftellung liest, 
über den in früherer Zeit Statt gefundenen Wildftand, über 
feine Berwerflichfeit und das Jagdunweſen, worüber der 
Herr Berichterftatter fein ftarkes Bild von 1834 Fräftig aufe 
frifchte, und wenn man Seite 4 findet, ed habe bei uns 
eine beffere Zeit wenigftengd einigermaßen begonnen, fo könnte 
man in der Ferne auf die Meinung kommen, es ifehe in 
Baden mit dem MWildftand etwa noch fo aus, wie vor 60 


oder 70 Jahren in mehreren Ländern von Deutfchland, wo 
1833, TI, 8, Brot. 146 Heft. 11 
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das Wild zur ungemefjenen Luft gehegt wurde, und worüber 
man fchon heftig geeifert hat. Es ift wahr, mehrere einges 
fommene Petitionen beweifen, daß in einigen Theilen des 
Landes noch eine Hegung des Wildes Statt findet, die zur 
großen Befchwerde des Grundeigenthums gereicht, aber in 
dem größeren Theile des Landes findet dieſe Klage nicht 
Statt, und fo barbarifch.füeht e8 nicht aus, als man aus 
der Bergleichung jener Stellen des Berichts für ſich allein 
genommen jchließen möchte. Eben fo ftarf läßt fich der Bers 
faffer gegen die fchuldfofen TIhiere des Waldes aus. Er 
hat fie in dem hieher gehörigen Bericht über die legten Peti— 
tionen Ungethüme genannt, allein das Tiebliche Reh und den 
leichtfüßigen Hafen kann man nicht unter die Ungethüme 
rechnen, und der Bär und der Auerochſe fchreitet nicht mehr 
durch die Wälder. Was überhaupt das Recht der Vertil- 
gung der Thiere durch Die Menſchen betrifft, der ſich fo 
gern in feinem Stolze Herr der Schöpfung nennt, fo hat es 
damit noch manchen Anftand, Sch will zugeben, daß er für 
feine Nahrung, und zum Schuße feiner Nahrung felbft die 
er produeirt, Diefe Thiere vernichten Fann,. allein da, wo 
nur ein zufälliger und unbedeutender Eingriff in fein Eigen 
thum dadurch erfolgt, die Vernichtung oder Ausrottung einer 
ſolchen Thiergattung auszuſprechen, möchte nicht im Plane 
der Schöpfung liegen. Man müßte fonft auch noch auf Die 
zahmen Thiere greifen, denn das Schaf hat ſchon viel mehr 
Schaden gethan, als in vielen Gegenden das Wild, 

Was das Geſetz felbit und feine Grundlage betrifft, fo 
habe ich mich ſchon im Jahr 1831 dahin erflärt, es müffe 
den Hauptgrundfaß an der Spige fragen, jeder Schaden, 
das Wild möge mäßig oder nicht mäßig gehegt werden — 
fei zu erfegen, Dieſen Grundfaß trägt num aud) das Geſetz 
an feiner Spige, und macht dadurch deffen Annahme ehr 
empfeblenswerth, denn in Diefem Grundſatz erfenne ich bene 
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jenigen Rechtöſchutz, der hier, wenn man die Sache nicht 
gar zu übertrieben nehmen will, vollfommen genügen wird. 
Sc glaube, daß der Einwand Feine Beachtung verdient, 
daß etwa die Befchädigten Anftand nehmen werden, ihre 
Entfchädigungsffagen gegen die Höheren und Mächtigeren 
zu erheben, denn e8 ift nicht mehr die Zeit, wo der Refpeft 
und die Furcht gegen die Höheren den Niederen abhält, fein 
Hecht zu verfolgen, und fid) den Schuß des Geſetzes gegen 
die Beeinträchtigung Anderer zu verfchaffen. Die Idee der 
Gleichheit vor dem Gefe hat überall Eingang gefunden, 
und hundert Urtheile unferer niederen und höheren Gerichte 
beweifen, daß diefe Gleichheit vor dem Gefe auch da in 
den Urtheildfprüchen gehandhabt wird, und Jeder das Vers 
trauen haben muß, daß ihm werde Recht werden. Wenn 
ed bisher nicht geſchah, wenn diefe Entfchädigungsflagen 
zuriickblieben, fo Tag es nicht in jenem Umſtand, ſondern 
darin, weil fein Gefeß die Entfchädigitng ausſprach, befon: 
ders aber, weil darüber gar fein Rechtsverfahren vorgefchries 
ben war, und man nicht wußte, wie man eigentlich in diefer 
Hinficht daran ſei. Jetzt aber, wo das Geſetz dafür forgt, 
daß die Einrebe des befreiten Gerichtöftandes nicht entgegeit 
gehalten werben kann, jeßt, wo ein genaues Gerichtövers . 
fahren vorgefchrieben ift, und noch andere Anftalten vors 
handen find, melche die Anftellung diefer Klagen auf außer 
ordentliche Art erleichtert, zweifle ich nicht, daß da, wo 
ſich ein Schaden ergiebt, der ſchätzungsfähig iſt, auch bie 
Entfchädigungsffage werde verfolgt werben; und ich fürchte 
auch nicht, Daß unferem Gefeb der Einwand entgegen ſtehe, 
daß es höchft ſchwierig fei, folchen Wildſchaden zu erheben. 
Früher war dieß der Fall, weil die Art und Weife, wie 
dieß gefchah, meiftens fehr verfehrt war; aber jeßt, wo 
die Schäßung durch aufgeftellte Sachverftändige und af 
einfachen Wege geichieht, finde ich Feine Schwierigfeit mehr. 
11. 
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Man muß hier nur nicht die Sache auf die Spiße treiben, 
und nicht für jedes Kleeblatt eine Entfhädigung fordern, 
indem folche ganz unbedeutende Schäden nicht erfannt wers 
den können; bedeuteude Schäden aber werden ihren Erfaß 
finden. Sc glaube auch, daß das Geſetz hinreichenden 
Schuß gegen einen zu vermehrenden Wildftand nicht blog 
wegen des Erſatzes gewährt, fondern ich glaube mehr wegen 
bes Erfaßes der Koften, -die dann auf den Berechtigten 
fallen. Diefer Koftenerfat wird viel mehr abfchrecfen, als 
der Erfaß ded Schadens. Das bittere Gefühl überhaupt, 
in manchen folchen Entſchädigungsproceſſen unterliegen zu 
müſſen und die Koften zu bezahlen, wird die ungemefjene 
Jagdluſt fehr in ihre Schranfen zurücdrängen. Es wird 
daher diefed Gefeg im Ganzen unferen Wünfchen entfprechen, 
uud fich in diefer Hinficht vor vielen anderen Geſetzen auds 
zeichnen. Der Menſch iſt freilich wunderlich geſinnt; Laune 
und Eigenfinn vermögen ihn oft zu Nichtbeachtung folcher 
Srfaßzahlungen, und ich habe deßhalb auch fehon im Jahr 
41831 die weitere Behauptung aufgeftelt, daß damit gewiſſe 
Präventiomaßregeln verbunden werden follten, glaube aber, 
daß man die Präventiomaßregeln dem Staat heimftellen muß, 
daß man fie nicht in dem Inſtitut von Wildfchügen, auch 
nicht in einer den Grundeigenthümern im Einzelnen zu gebens 
den Selbfthülfe, fondern darin fuchen muß, daß da, wo 
fich häufig in Folge eines fortwährenden übermäßigen Wild» 
ftandes Schäden ergeben, und auf die Aufforderung der 
Behörde nicht abgeholfen wird, der Staat dann felbft das 
Jagdrecht eintreten laffe, und den Wildftand vermindere. 
Ich glaube, daß diefe Maßregel nothwendigerweiſe anzus 
ordnen ift, und erkläre mich zum Vorhinein für die Annahme 
des Gefeßes, mit. dem Vorbehalte, bei den einzelnen Artifeln 
Borfchläge zu machen. 

. Welder: Was die Größe des Uebels betrifft, gegen 
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welches das Geſetz Abhilfe verfpricht, fo ift diefe bedeutend 
genug, um fehr firenge Worte zu rechtfertigen, was ich 
weiter nicht ausführen will, indem ich mich darauf berufe, _ 
was mir in21 Petitionen aus verfihiedenen Landestheilen von . 
Drtövorgefeßten haben vorbringen hören, und was ber . 
Abg. Schaaff früher, bei Gelegenheit der Uebergabe einer: 
Petition, nad) feiner Kenntniß von dem betreffenden EN 
ung mitgetheilt hat. 

Was die Mittel betrifft, diefem Schaden abzuhelfen, fo 
ift far, daß nach den allgemeinen Rechtögrundfäßen hier 
zwei Hauptwege gegeben find. Der befte Meg zur Vers 
hinderung des Uebels ift der, welchen der Herr Staatöraih 
Winter in anderer Beziehung fo häufig in diefer Kammer 
gelobt hat, nämlich der Weg der Präventivnraßregeln und 
ber Weg der Entfchädigung. Das vorliegende Gefeß umfaßt 
nur den leßteren Weg; allein ich glaube, daß durchaus 
nothwendig ift, daß auch Präventivmaßregeln Statt finden, 
und e8 wird hier offenbar in Beziehung auf ein bloßes Vers 
gnügen der Jagd oder zu Gunften der wilden Thiere eine 
Ausnahme von der allgemeinen Regel gemacht. Bei dem 
Schaden von Menfchen find überall Präventiomaßregeln 
gegründet, und diefe Ausnahme möchte hier am wenigften 
angemefjen und zweckmaͤßig feyn, weil es einerfeits das Vers 
gnügen und andererfeitd die wilden Thiere betrifft. Hier 
wird e8 weniger bedenklich feyn, die Freiheit zu befchränfen, 
als wenn es die perfünliche Freiheit unferer Mitbürger bes 
trifft. Much ift Feine Frage, daß, wenn ich bei einer Be— 
fhädigung erft den Prozeß beginnen muß, der befanntlicy 
hinfichtlic, des Beweiſes und in Beziehung auf die richter⸗ 
liche Entfcheidung immer ungewiß ift, ob ich an einem großen 
Uebel leide, wenn id) mein Feld da habe, mo wilde Thiere 
find, und ich werde mich daher nicht damit tröften, daß das 
Geſetz blos den Schadenerfaß beftimmt, den ich in der Regel 
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nur durch gerichtliche Hülfe erhalten werbe. Es find nun 
diefe Präventivmaßregeln eine ganze Reihe denfbarer Maß- 

regeln, von denen der Herr Berichterftatter in der Sitzung, 

wo wir über jene 21 Petitionen verhandelten, fehr viele 

benannt hat. Bor Kurzem hat auch die heffeudarmftädtifche 

Kammer befchloffen, daß neben der vollen Entfchädigung, 

hinfichtlich der Fiscaljagden, Maßregeln, gerade von der 

Art, wie ich fie wünfche, Statt finden dürfen. So fehr ich 

ed aber für nöthig finde, daß neben dem Entfchädigungs- 

gefeß, das wir hier vor ung haben, und von dem ich gerne 

anerfeune, daß es fehr treffliche und vollfommene Beftim- 

mungen enthält, das Gefe in fraglicher Beziehung ergäuzt 

werde, fo halte ich doch für unangemeffen, den Antrag dars 

auf zu ftellen, daß diefes hier gefchehen folle, und zwar aus. 
einem boppelten Grunde: 

Erftend müßte dad Gefek an die erſte Kammer zurücdgeges 
ben werden, Es würde aber dadurch das Schickfal dieſes Ges 
febes etwas compromitirt erfcheinen, was ich nicht wünfchte. 
Wir hatten ein anderes Gefeß in der Thronrede des Groß⸗ 
herzogs zugefagt erhalten, und auch Hoffnung gehabt, es 
zu befommen , nämlich neben dem Wildfchadengefeß ein Jagd⸗ 
geſetz, daß natürlich Prävenfivmaßregeln enthalten muß. Sch 
weiß nicht, ob wir auf dieſem Landtage noch auf Diejeg 
Geſetz hoffen dürfen, bitte aber den Hetru Regierungecoms 
miffär, mir darüber Auskunft zu geben, 

Staater, Winter; Ich werde nachher darauf antworten. 

MWelder: Wenn wir e8 noch erhalten follten, dann habe 
ich. blos zu wunſchen, Daß Die Hauptpräventivmaßregeln, Die 
dort gegeben werden können, auch Dort gegeben werdeu, und. 
befchränfe mich im Uebrigen noch auf den Wunfch, daß aus, 
Beranlaffung der Petitionen, die neuerlich, dem Staatsmi— 
nifterium Dringend empfohlen worden find, Die Regierung, 
in Erwägung ziehe, welche Präventivmaßregeln hier fchügend, 
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und wohlthätig wirfen konnen, und die fte dann theils pres 
viforifch ing Leben rufen, und theild dem nächſten EEE 
folche vorfchlagen könnte. 

Schaaff: Als Bertveter eines Bezirks, der bei dem zu 
berathenden Geſetze weſentlich betheiligt, und mo der Zu— 
ftand in Beziehung auf das Wild, was die fürftlich leinin— 
genfchen Jägereien betrifft, allerdings noch fo, ja. wohl noch 
schlimmer ift, als e8 vor 60 Jahren in manchen Gegenden 
Deutſchlands gemwefen, fehe ich mich zu. befonderem Danfe - 
gegen die Regierung verpflichtet, daß fie den dringenden 
Bitten des Landtags nachgegeben, und ein Geſetz vorgelegt 
habe, das, wenn es auch freilich nur den befcheidenen Wun⸗ 
fchen der Güterbeſttzer entfpricht, doch in den meiften Bes 
fchädigungsfällen vollen Schadenerfaß zufichert und den Ihe 
eröffnet hat, auf dem der Befchädigte zur diefem Erſatz auch 
wirklich gelangen kann. Allerdings bleibt noch; Manches zu 
wünſchen übrig, allein die Präventiv » und Negreffiomaß- 
regeln, wovon gefprochen worden, wird man fobnld: nicht 
erhalten, und überhaupt alle Beſchwerden nicht: befeitigt 
werden fünnen, wenn nicht ein Jagdablöſungsgeſetz ins 
Leben tritt, was man vielleicht von der-nächfien Zukunft zu 
erwarten hat, Selbſt wenn ein Jagdablöſungsgeſetz befteht, 
wird immer noch der Wunſch des Abg. Merf, die „guten 
wilden Thiere“ hie und da in ihrer Gattung fortbeftehen zu 
fehen, feine Befriedigung erhalten! Ich fühle mich übrigens 
auch aufgefordert, die Art und Weiſe anzueufennen, wie in 
der erften Kammer das Gefeß berathen und behandelt worden 
ift. Dort hat man den Grundbefißer nicht weniger berück⸗ 
fichtigt als den Beſitzer des Jagdrechts, und die rfie Klammer 
verdient in dieſer Hinficht- gewiß. ben Ehrentitel „Vollskam 
mer ‚+ denn fie hat die Suterefien der Gefammtheit zu wahren 
getrachtet und vertreten Wenn: nun and die Commiſſion der 
zweiten Kammer im Hinblick auf das ſtärkere Recht dev Grund⸗ 
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beſitzer noch einige Modiftcationen vorzufchlagen für noths 
wendig gefunden, und diefe Kammer derfelben ihre Zuſtim— 
mung gibt, fo überlaffe ich mich der Hoffnung, daß die erfte 
Kammer durch gleichmäßige Zuſtimmung fich wiederholt als 
„Volkskammer“ bewähren wird. 

Nachdem der Redner der Kammer gedankt, für ihren bes 
ruhigenden Befchluß, den fie auf die aus feinem Wahlbezirk 
eingelangten Petitionen wegen übertriebenen Wildfchadeng, in 
einer ber letzten Sigungen (während feiner ————— ge⸗ 
faßt, fährt er fort: 

Zur Beſeitigung jedes Mißverſtändniſſes, und um dem 
ausdrücklichen Verlangen der Petenten Genüge zu leiſten, 
muß ich bemerken, daß die in jenen Petitionen vorgebrachtest 
Befchwerden, wie auch dort felbft erwähnt, keineswegs 
‚gegen die Herrn Marfgrafen von Baden ald Pächter einiger 
Sagden anf fürftlich Teiningenfchem Gebiet, fondern lediglich 
gegen die fürftlic) Teiningenfche Standesherrfchaft, fo weit fie 
ihre Sagden felbft bewirthfchaftet, gerichtet ift, indem in deu 
marfgräflichen eigenen und gepachteten Jagden in den leßten 
Ssahren der Wildftand vermindert, und jeder gleichwohl vor= 
kommende Schaden ohne DVerationen mit Bereitwilligfeit 
jeweild volftändig vergütet wurde; das von den Herrn 
Markgrafen eingehaltene Syſtem der Wildverminderung 
kann aber mit Erfolg nicht durchgeführt werden, fo lange in 
ben benachbarten fürftlich leiningenfchen Revieren ein übers 
mäßiger Wildftand befteht. 

Rindefchwender: Das, was derAbg. Schaaff rück— 
fihtlich der Petitionen mehrerer Gemeinden des Amts Eber* 
bach in Beziehung auf das Verhältuiß zu den Herrn Mark: 
grafen bemerkt hat, ift fohon in dem Commiſſionsbericht klar 
und deutlich niedergelegt. worden. Es hätte alfo diefer Erläu— 
terung nicht nothwendig beburft. Sch Danfe übrigens gewiſſer— 
maßen dem Abg. Schaaff, daß er mich gegen die Rüge, 
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bie mir von dem Abg. Merk über all zu große Strenge, bie 
in meinem Bericht herrfchen foll, wieberfahren ift, in der 
That und praftifch in Schuß nahm, er, der fonft nicht zu 
denjenigen gehört, die mit den furchtbarften Waffen gegen, 
die beftehjenden Verhältniſſe ankämpfen. 

Der Abg. Merf hat mir Vorwürfe darüber gemacht, daß 
ich auf Seite 4 den Auedruck gebraucht habe, es fei bei und 
dem Zuftand, deffen Schilderung ich vorausgehen ließ, nur 
theilweife abgeholfen ꝛc.; allein gerade die Beftätigung, vie 
wir fo eben aus Dem Munde des Abg. Schaaff hörten, 
muß feine Behauptung als irrig widerlegen, in Verbindung 
mit den eingefommenen Petitionen, worüber Bericht erftattet 
worden ift, bei welcher Gelegenheit der Abg. Merk felbft 
angegeben hat, er würde aus feiner Gegend verfchiedene We: 
titionen vorgelegt haben, wenn er nicht in der Hoffnung ges 
wefen wäre, daß das Wildfchadengefeß zu Stande Fame, und 
dadurch Fünftigen ähnlichen Beſchwerden abgeholfen werde. 

Das Gedächtniß ſchien ihm bei diefem Vorwurf für einen 
Augenblick ungetreu geworden zu feyn. Sch gieng aber bei 
meiner Berichterftattung von der Anficht aus, die ſchon zwei 
Redner vor mir getheilt haben, daß nämlich durch dieſes 
Wildſchadengeſetz doc nicht vollfommen den gerechten und 
billigen Forderungen der Gutsbeſitzer entfprochen werde, daß 
wir befonders in dieſem Wildfchadengefeb Präventivmaß— 
regeln entbehren, die ganz gewiß nothwendig wären, um für 
die Zufunft Klagen zu befeitigen. Die Zufunft wird ung 
fehren, ob das, was ich hier bemerkt, in der Wahrheit ge 
gründet fei oder nicht. 

Wenn der Abg. Merk behauptet, daß — N 
daß überhaupt jebt die Klagen gegen die Sagdberechtigten 
möglich gemacht find, und in der Beſorgniß, bei dieſen 
Klagen zu unterliegen, ein Sporn liege, die Jagd fo zu 
vermindern, daß fie Fünftig weniger wohlthätig wirft, fo 
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will ich nur Dagegen anführen, daß 3.3. in dem Leiningenfchen 
Gebiet in der Zeit von einem halben Sahre einige hundert 
Wildfhadenbefchwerden vorkamen, und in dem leßteren 
Jahre weitere Hundert hinzugefommen waren, und nichts 
deito weniger ift dort der Wildſtand noch nicht fo herabgefegt. 

Was übrigens die Schreibart im Allgemeinen betrifft, fo 
überlaffe ich einem Jeden, fie zu beurtheilen, hätte aber nicht 
geglaubt, daß ich aus dem Munde eines Volksvertreters 
bierüber Vorwürfe erhalten werde. ch gehe davon aus, 
daß ein alter Dintenklecks nicht mit Faltem Waſſer abgewas 
fchen, und eben fo wenig ein Roſtfleck mit Löfchpapier hers 
ausgemacht werden fünne. 

Ueber dad Allgemeine will ich nichts weiter bemerken, um 
die Hauptfache nicht aufzuhalten. Sch halte den Grundfaß 
für richtig gegriffen, und habe ja auch im Allgemeinen auf 
Annahme angetragen, gleich wie ich auch der. Regierung 
das Zeugniß gebe, daß fie andern Regierungen voranges 
ſchritten fei, und das Gefet weiter gehe, als irgend ein - 
ähnliches in einem andern Deutfchen Staate. 

Wetzel J.: Sch halte das Gefek allerdings, auch wie es jetzt 
— ſchon für wohlthätig, und bin nicht ohne Hoffnung 
einer guten Wirkung; aber ich glaube nicht, daß es zur Be⸗ 
ruhigung der Unterthanen hinreichend ſei, die im Fall ſind, 
von dem Wild Schaden zu leiden, weil das Geſetz nicht 
auch für ihren Schuß zugleich Präventivmaßregeln ents 
hält. Ohne foldhe Präventiomaßregeln ift eg noch immer 
möglich, daß das Wild bis zu dem Grade überhand nehme, 
daß, ohngeachtet aller Erſatzklagen, die Felderzeugniffe nicht 
im vollen Sinne des Eigenthumsrechts gewahrt erfcheinen. 
Es kann auch dem einzelnen Gutsbeſitzer nicht gleichgültig 
ſeyn, ob er ficher auf-den Ertrag feines Eigenthums rechnen 
kann, oder ob er ſich der Gefahr ausgefegt fehen muß, daß 
daffelbe willführlich befchädigt werde, und er nur einen 
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Gelderfag auf weiten unfichern Wege, der ihm nur Hoſten 
macht, nachholen dürfe. Darum glaube ich, daß ein Jagds 
gefeß, deffen ber Abg. Merf erwähnte, allerdings hödhft 
erwünfcht wäre. Da aber die Zeit zu kurz ift, um ein folchee 
erhalten zu können, fo will ich mich mit dem Antrag des 
Abg. Merk vereinigen, daß nämlich zur Beruhigung unferer 
Mitbürger insg Gefeß ausdrücklich aufgenommen werde: 
„und vorbehaltlich des Rechts der Staatöbehörde, gegen 
das. Ueberhandnehmen des Wildes Vorfehrung zu treffen.‘ 

Merk: Der Herr Berichterftatter hat dasjenige für eine 
Rüge genommen, was nur eine Erläuterung ſeyn follte, 
Sch habe zugegebeu, daß allerdings in einigen Landestheilen 
diefer Zuftand fo fei, daß eine übermäßige Hegung des 
Wildes Statt finde. Damit man aber nicht in der Ferne, wo 
man das Land nicht näher fennt, glauben follte, daß ein 
folcher. Zuftand im Allgemeinen herrfche, habe id) blos diefe 
Bemerkung gemacht, aber auch beigefügt, daß ed Menſchen 
gebe, deren Eigenſinn und Launen fich über folche Entſchädi⸗ 
gungsurtheile hinausſetzten, alfo Präventivmaßregeln noths 
wendig ſeien. | 

Staater. Winter: Es giebt freilich nur eine allgemeine 
Praventivmaßregel, allein diefe würde auch in unferem 
Lande nur fcheinbar wirken, nämlich alles Wild augzurotten. 
Ich fage, es wäre dieß fcheinbar, denn wein. bei ung alles 
Wild ausgerottet wäre, fo würde in einer Nacht ein ganzes 
Nudel Schweine und Hirfihe über den Rhein herüberfommen, 
und danu hätten wir wieder Wild, So lauge man dag 
Wild haben will, giebt es feine vollftändige Präventivs 
maßregel; denn wenn auch wenig vorhanden ift, wird es 
doc Schaden. thun, uud, zu beflimmen,. wie viel Wild auf 
einem beflimmten Areal von Waldung gehalten werden fol, 
iſt, wie alle Runftverftändigen darüber urtheilen, unmöglich: 
Durch polizeiliche Maßregeln aber ben übergroßen Wildftand 
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zu verhindern, dieſes liegt in dem Rechte der Negierung. 
Sie hat ed immer geübt, und wird es auch fortwährend 
üben. Wenn in der Thronrede davon gefprochen worden ift, 
daß der Wildftand vermindert werden folle, fo ift ein falfcher 
Sinn in fo fern unterlegt worden, als man glaubt, eg 
werde ein befondered Gefeß darüber erfcheinen. Der Sinn 
war nur der, es foll die Beforgniß, daß ein großer Wildftand 
den Eigenthümer zu großen Entfchädigungen nöthigen werde, 
ihn abhalten, einen zu großen MWildftand zu hegen, und 
Das ift mit eine der Wohlthaten dieſes Geſetzes, daß es 
wohl Jeden abhalten wird, wenn er nicht Luſt hat," großen 
Schaden zu bezahlen, zu viel Wild zu halter, abgefehen 
davon, daß die andere Wohlthat darin Liegt, daß Derjenige, 
der befchädigt worden ift, auch Erfat des Schadens erhält. 
Eine andere Maßregel, die von großer Wichtigkeit ift, und 
die vielleicht auch künftig ins Leben treten wird, befteht in 
der Ablöfung der Jagdrechte. So lange wir aber die Sagds 
rechte als beftehendes Eigenthum erfennen müffen, können 
wir auch Feine andere Geſetze erlaffen, als folche, die dahtır 
gehen, Mißbräuche zu verhindern, und dafür au forgen, 
Daß der Schaden erfeßt werde, 

Kindefchwender: Sc glaube, daß der Herr Regie— 
rungscommiffär ganz recht hat, wenn er behauptet, Daß 
bie befte Präventiomaßregel, um gar feinen Schaden mehr 
zu haben, Diejenige wäre, das Wild zu vernichten, dieſes 
aber doch nicht binreichte, weil von anderwärts Wild hers 
über käme. Es handelt fich aber nicht davon, für alle Zus 
funft gar Feinen Schaden mehr ehtftehen zu fehen, fondern 
nur davon, ihm fehr felten zu machen, und um dieſes zır 
bewirken, giebt es viele andere gute und zweckmaͤßige Mittel, 
deren zum Theil in dem Gommiffionsbericht über die vers 
fehiedenen Petitionen Erwähnung gefchehen ift. Wenn aber 
der Herr Regierungscommiffär weiter behauptet, daß das, 
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was in der Thronrede über Die Vorlage eines Jagdgeſetzes 
gefagt wurde, irrig verftanden worden jei, jo liegt der Grund 
dieſes Mißverſtändniſſes nicht in Denjenigen, die diefe Throns 
rede gelefen, fondern in Denjenigen, die fie entworfen haben, 
da es ausdrücklich heißt, es foll ein Gefeßesentwurf vorges 
legt werden, der bezweckt, die Erzeugniffe des Landmanns 
vor Wildfchaden zu fihern, und falld er dennoch eingetreten 
ift, dafür fchleunigen und gerechten Erfaß zu leiften. Sehr 
Far und deutlich hat die Thronrede diefes Berfprechen unters 
fchieden, zwifchen Sicherheismaßregeln von der Art, daß ein 
Schaden nicht eintreten fonne, und zwifchen der Möglichkeit, 
wenn er doch eingetreten ift, dafür gerechten Erfaß zu fors 
dern. Es wird daher die Bemerfung des Herrn Regierungs⸗ 
commiffärd, gegen den Wunfc oder Autrag des Abg. 
Welder, nicht entfcheidend ſeyn. 

Hierauf wird zur Discuſſion über die einzelnen Paras 
graphen übergegangen, 

$. 4. 
lautend: 

„Der Inhaber einer Jagd, er mag folche ald Eigen 
thümer, oder ald Pächter, oder unter einem anderen Rechtes 
titel beſitzen, ift fchuldig, den innerhalb feines Jagdbezirks 
vom Wilde angerichteten Schaden zu vergüten.“ 

wird ohne Erinnerung angenommen. 

92. 
und zwar: 

„Iſt das Jagdrecht — ſo haftet der Eigenthümer 
der Jagd für den Pächter in der Art, daß er den Schaden⸗ 
und Koſtenbetrag, zu deſſen Erſatz der Letztere verurtheilt 
iſt, fo.mweit er von dieſem wegen Zahlungsunfähigkeit nicht 
geleiftet werden kann, felbft zu entrichten hat, wenn er 
innerhalb Sahresfrift, von der Nechtöfraft des gegen den 
Pächter ergangenen Urtheild an, dazu aufgeforbert wurde.“ 
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Aſchbach: Der Commiffionsbericht fpricht ſich anf Seite 6 
dahin aus: der Artikel fpricht zwar nur von dem Pächter 
des Jagdrechts. Es ift jedoch feinem Zweifel unterworfen, 
daß er eben fo wohl von dem Falle gelten würde, da ber 
Eigenthümer div Ausübung feines Jagdrechts einem Andern 
nicht pachtweife, fondern mittelft eines andern Rechtstitels, 
3. B. unentgeftlich überlaffen hätte. Wenn man die Motive 
der Regierung zu dem $. 2 Tiedt, fo ift diefe Folgerung des 
Sommiffionsberichts vollkommen richtig, denn es wirb dort 
gefagt, diefe Anordnung fei deßwegen gefchehen, weil fonft 
der Sagbinhaber ed in der Hand hätte, durch Verpachtung 
der Jagd an zahlungsunfähige Menfchen, die Entfchäbdis 
gungsanfprüche des Güterbefißerd zu vereiteln, und daß ed 
dagegen dem Verpächter ein leichtes ift, fich durch Sautiongs 
‚ ftellung von Seiten des Pächterd, vor allem Nachtheil zu 
fihern. Diefelbe Erfchleichung eines Vortheild mit Abwen⸗ 
dung einer Entfchädigungspflicht ließe fich auf dem Wege 
einer magfirten Schenfung noch weit eher erreichen, und in 
fo fern wäre alfo der Antrag, die Sache auch auf Schen⸗ 
fung oder andere Nechtötitel auszudehnen, vollfommen ges 
gründet, allein ich glaube doch, daß die Verhältniffe fehr 
verfchieden find. Derjenige, der ein Recht verpachtet, ftellt 
einen Vertreter auf, von dem er den Vortheil des Rechts in 
ber Form eines Miethzinfes bezieht, indem er ihm dagegen 
den Genuß ded Gegenftandes überläßt. Die Sache ift alfo 
doch noc in feiner Hand, und es ift daher auch feine 
Sache, die fragliche Entfchädigungspflicht entweder felbft, 
oder durch feinen Pächter zu erfüllen, und dafür dem Dritten zu 
garantiren. Wer aber über ein ganzes Necht foßverfügt, daß 
er ed felbft und mit allem Nußen abgiebt, wie der Schenfer, 
ber giebt auch die Pflicht zur Entfchädigung definitiv mit ab. 
Sch würde daher, aus dem rechtlichen Standpunft die Sache 
angejehen, für die befchränfte Faſſung des Artikels ſtimmen, 
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und in Beziehung auf die Möglichkeit, daß auf dem Wege 
der Schenfung dem Befchädigten Eintrag gefchehen könnte, 
mich mit der Erecutiondordnung beruhigen, indem nämlich 
das Sagdrecht felbft ja Gegenftand der Erecution werden 
kann. Wer alfo der Vexation wegen fein Jagdrecht an 
Einen fohenft, der Feine Zahlungsmittel fonft hat, würde 
feinen Zwed doch nicht erreichen. Wenn nämlich der bes 
ſchaͤdigende Inhaber nichts hat, fo greift man auf das Jagd⸗ 
recht felbft, und verführt ganz mach der Prozeßordnung, 
d. h. man verpachtet oder verkauft es. Damit aber hier kein 
Zweifel ſei, könnte an einem geeigneten Ort, etwa in dem 
zweitletzten Paragraphen, eingeſchoben werden, daß, wenn 
der Inhaber kein anderes Executionsmittel hat, der Zugriff 
auf das Jagdrecht ſelbſt Statt finde. Dieſen Antrag mir 
vorbehaltend, trage ich darauf an, den Art. 2 fo zu laffen, 
wie er im Negierungsentwurf fleht. 

Nindefhwender: Es ift von der Commiſſion auch Fein 
Antrag im Sinne ded Abg. Afchb ach geftellt worden, ſon⸗ 
dern die Commiſſion hat Die Annahme des Regierungsent- 
wurfs unbedingt in Antrag gebracht. Wenn aber der Abg. 
Aſchbach fich vorbehält, fpäter einen Antrag zu ftellen, 
fo behalte ich mir vor, ihn auch fpäter zu widerlegen. 

Aſchbach: Ich halte für nothiwendig, wenn e8 im Sinne 
des Commiflionsvorfchlages liegt, daß bier die Schenfung 
dem Pacht gleichgehalten werden folle, die Redaction auch 
hiernach abzuändern, denn fonft würbe es nicht Daraus ges 
folgert werben fünnen, weil der Eigenthümer, der Pächter 
und der Befißer unter einem anderen Nechtstitel genannt 
worden find, und der $.2 nur in Beziehung auf den Ber- 
pachter eine Ausnahme macht. 

- Minifterialr. Beff: Nac dem Entwurf der Regierung, 
fo wie ihn die erftie Kammer annahm, ift nur allein von dem 
Pächter, und nicht von einem anderen Inhaber die Rede. 
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Der Juhaber felbft ift wach dem $. 1 im Allgemeinen der 
Pflichtige, und nicht der Eigenthümer. Bei dem Pacht aber 
ift die fpezielle Bedingung gegeben, daß der Verpachter für 
feineu Pächter haften folle. 
Hier übt der Pächter im Namen ded Berpachterd das 
Jagdrecht aus, und es liegt ganz in dem Händen des Ver: 
pachtere, durch Bedingungen bei dem Pacht dafür zu forgen, 
daß für allen Wildfchaden Sicherheit geleiftet werde, damit 
er nicht in den Sal kommt, aus feinen Mitteln bezahlen 
zu müſſen. Bei diefen befonderen Umftänden wollte alfo die 
Regierung eine Haftbarfeit des Verpachters eintreten laſſen. 
Ohne fie ift .diefes Verhältniß das häufigfte, und andere 
werden felten vorfommen. Wenn das Jagdrecht verfcheuft 
wird, fo ift der Sc;enfnehmer der Eigenthümer, und nicht 
mehr. Derjenige, der gefchenft hat. Wäre die Nußnießung 
durch Schenfung verliehen, fo wäre der Schenfgeber nicht 
für den Gefchenfnehmer haftbar, aber dann würde ein 
Srecutiongmittel auf das Nußnicßungsrecht eintreten, wor⸗ 
über man jedoch Feine Beftimmungen zu geben braucht. 
Rindefchwender: Darauf bat der Berichterftatter aufs 
merffam machen wollen, weil dad Berhältniß eintreten kann, 
daß man Jemand die Hebung des Jagdrechts umfonft übers 
läßt, ohne daß man ihm das Sagdrecht felbft ſchenkt. 
Mohr: Ich bin mit dem Commiſſionsbericht einverftans 
den, daß hier der Ausdruck zu eng fei, indem blos des 
Pächterd erwähnt wird, und damit jeder andere Stellver- 
treter nicht darunter begriffen zu ſeyn feheint. Eine weitere 
Bedenklichkeit finde ich aber in dem Satz, wo es heißt: „fo 
weit er von dieſem wegen Zahlungsunfähigfeit nicht geleiftet 
werden kann.“ Es kann hier Jeicht der Fall eintreten, daß 
ein folcher Stellvertreter des Eigenthümers ein Mann ift, 
der nur von feiner Befoldung,, einer Penfion, oder einer 
jährlichen Rente lebt, ein Mann, der überhaupt in feinen 
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Lebensverhältniffen nicht fehr geordnet ift, auf defien Befols 
dung oder Penfion gewiffe Abzüge liegen, fo daß fein weis 
terer gefeßlicher Abzug Statt finden fann, und der Befchä- 
digte gezwungen ift, fich) auf das Ende des Jahres, auf 
einen in der Zufunft zu hoffenden Abzug anmeifen zu laſſen. 
Tritt nun der unglücliche Fall ein, daß diefer felbft ftirbt, 
ber die Befoldung oder Penfion genießt, fo hat er das Zah⸗ 
Iungsjahr doch nothwendig abwarten müffen, und der Rück 
griff auf den Eigenthümer ift_ verloren. Darum trage ich 
darauf an, ftatt des Satzes, „von der Rechtöfraft an, 
zu feßen: „wenn er innerhalb Sahresfrift, von der herges 
ftelten Zahlungsunfähigfeit an.“ 

Duttlinger: Ich würde dem Abg. Aſchbach beiſtim— 
men, wenn wirflih nur das Jagdrecht felbft verftanden 
feyn, und nicht auch der Fall eintreten fünnte, daß man die 
Uebung des Jagdrechts einem Andern umfonft überläßt. In 
diefem Fall, wo man nicht das Sagdrecht felbft, fondern 
nur die Hebung einem Andern unentgeltlich überläßt, Kann 
fein Grund vorliegen, etwas anderes feftzufeßen, als das 
Geſetz feftfegen will, für den Fall, mo die Hebung ver; 
pachtet wird, Dad Verhältniß ded Befchädigten zu dem 
Eigenthümer des Jagdrechts ändert fich in der That durdy 
aus nicht in dem Fall, wo Derjenige, dem daſſelbe überlaffen 
ift, einen Pachtzing bezahlt, und in jenem Fall, wo er einen. 
Pachtzins nicht bezahlt. Darum muß audy für beide Fälle 
daſſelbe als Geſetz gelten, nämlich gelten, daß zufeßt der Eigen⸗ 
thümer haftet. Es follte daher der Art.2 ganz in der Tendenz 
des Berichtserftatters fo gefaßt werden: „Iſt das Jagdrecht 
verpachtet, oder überhaupt die Uebung deffelben 
von dem Eigenthümer einem Andern über; 
laffen, fo haftet der Eigenthümer der Jagd— 
für den, der fein Sagdreht ausübt, in der 
Art 20. = 
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Rindefchwender: ch habe diefen Antrag nicht ſelbſt 
ftellen wollen, weil ich Berichterftatter bir, und unterftüte 
ihm jeßt. 

Wolff: Sch halte den Antrag des Abg. Dattlinger 
für ganz zwechmäßig, indem fonjt leicht möglich werden könnte, 
daß der Jagdeigenthümer, um der Berbindlichfeit zum Scha- 
denderfaß zu entgehen, den Genuß feines Tagdrechtes vers 
fchenfte, 

Bei diefer Gelegenheit muß ich, ald Mitglied der Com— 
miffion , noch eine weitere Bemerfung machen. Der Herr 
Berichtserftatter hat in Beziehung auf diefen Paragraphen 
eine Rechtsanficht auögefprochen, von der ich nicht wünfchte, 
daß fie als die meinige betrachtet werden möchte. 


Seite 7 des Commiſſionsberichtes heißt es: 


„Das. Stillfehweigen des Geſetzes wird als eine Kreis 
fprechung von. der Verbindlichkeit der Streitverfündigung zu 
betrachten feyn.” Wäre wirklich nach der Natur der Sadıe 
eine Streitverfinbung nothwendig, jo wide das Stillſchwei⸗ 
gen des Geſetzes eher zu der entgegengefeßten Meinung führen 
müſſen. Es würde nämlich nicht daraus gefolgert werden 
können, daß die Streitverfündung zu unterbleiben habe, ſon⸗ 
dern. es würde bie gemeine Regel eintweten. Uebrigens aber 
glaube ich, daß nad) der Natur der Sache eine Streitver- 
Eimbung; nicht. eintritt, indem diefe nur dann notwendig: ifb, 
wenn Eines im, Uinterlaffungsfall eine Schadloshaltung an. 
einen, Dritten: fordern zu fonnen glaubt. Diefer Fall ift aber 
hier nicht möglich. Wenn der Beichädigte mit. feiner Rlage- 
gegen den Pächter abgewiefen wird, fo kann er nicht auf ben. 
Jagdeigenthümer zurückgreifen, weil diefer blos für Die Zahs- 
Inngsfähigfeit des Pächters zu haften: hat, falls diefer zu 
einem. Erfaß verbunden if. 

Der Artifel wird hierauf mit der von dem Abg. Duttline 


- 
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ger vorgeſchlagenen Abänderung angeno minen; der Ar 
trag des Abg. Mohr aber abgelehnt. 
65. 3 
„Beifchiebene Theilhaber am Jagdrecht auf einem Aid 
demſelben Jagdbezirke haften ſammtverbindlich ; die Aus⸗ 
gleihung des Erſatzes unter den Theilhabern (gemäß L. Ri 
S. 1219 geſchieht nach dem Antheil eines Jeden An dent 
Jagdrecht; da jedoch, wo die Jagd nach der hohem und 
niedern getheift if, haftet jeder Jagdbeſitzer für den Schaden, 
der von derjenigen Wildgattung verübt worden iſt, über die 
ihm das Jagdrecht zufteht. Wo die Wildgattung richt aus⸗ 
zumitteln ift, hat der zur hohen Jagd Berechtigte drei Fünftel; 
und jener zur nieder Jagd Berechtigte zwei Firftel an dem 
Erfaß beizutragen.“ 
„Die gleiche Sammitverbindlichfeit und Andgfeichung Kat 


duch Statt bei den verſchiedenen Theilhabern an einem Zagbe 


pachte oder fonftigen Genuſſe eines frentdeir Jagdrechts. “ 
Rinde ſchwender: Ich berichtige hier blos etwas, was 
unrichtig in den Commiſſionsbericht eingefloſſen it. · Es wird 
nämlich dorf geſagt, daß die von der erſten Kammer des 
troffene Aenderung nur auf die Redaction ſich Beziehe! Das 
iſt aber nicht der Fall, ſondern es iſt eine wirkliche Verande⸗ 
rung. Der Regierungsentwurf nämlich Mine die Theil⸗— 
haber der hoͤhern und niedern Jagd ſämmtverbindlich/ waͤhrend 
die erſte Kammer durch ihren Beſchluß diefe Sanimtverbind⸗ 
lichkeit in dem $. 3 aufgehoben, in einem’ andern Päragras 
phen aber wieder, eine Anordnung getroffen hat, die unge 
faͤhr dasjenige erfegeit ſoll was die Regierung im g81be⸗ 
abfichtigt hat. Es wird übrigens darauf ankommen, ob die 
Kammer dieſe Abänderung im’ 8. 28 für gerfügend‘ / und dit 
ihrem Platz haͤlt; ich bin wirklich in der Lage, zur Mindrikät 
der Commiſſion zu gehören, die geglaubt hat, daß der ge 3 
herzuſtellen fer,‘ Ich will aber abſichtlich es unigehen, ſelbſt 

12. 
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einen Antrag zu ftellen,, folchen aber unterftüßen, wenn ev 
von einem Andern geftellt wird. 

Aſchbach: Sch bin auch der Anficht des Abg. Rindes 
fhwender, daß nämlich nach der Kaffung der erften Kam⸗ 
mer in dem Fall, wo die hohe und niedere Jagd zwifchen 
zwei Inhabern getheilt ift, die Sammtverbindlichfeit nicht bes 
ſteht. Es ift dieß deutlich, wenn man die zwei erften Zeilen 
annimmt, wie fie hier ftehen,, und dad, was darauf folgt. 
Mir ift übrigens genug, daß burd) den $. 22, zum Zweck der 
Verfolgung des Entihädigungsanfpruchs ein Bonfortium hers. 
geitellt- und ein gemeinfchaftlicher Stellvertreter in jedem 
Bezirk ift, der den Inhaber der hohen und niederen Jagd res 
präfentirt. Es wird dadurch dem Befchädigten möglich, 
feine Anfprüche geltend zu machen, und es wird zugleich das 
Verfahren vor dem Richter vereinfacht, inden alsdann die 
Unterfuchung, ob der Schaden von dem Hochwild oder nies 
deren Wild herfommt, zugleich Statt findet. 

Es wird fich bei dieſem bezeichneten Verfahren zugleich aus⸗ 
mitteln laſſen, mit welchem Antheil die Jagdinhaber ſelbſt 
beizutragen haben. Daß eine Sammtverbindlichkeit in der 
Weiſe eintreten ſolle, daß wenn z. B. der Inhaber der nie⸗ 
deren Jagd unzahlbar wäre, der Andere dafür haften müßte; 
dieß würde ich dem Rechtöprinzip zumiderlaufend achten. In 
jenem Kal aber, wo fich nicht ausmitteln läßt, von wen der 
Schaden herfommt, ift es die gemeinfchaftliche Sache der 
Sagdinhaber. Sch glaube, daß wir unter diefen Umftänden 
der Fafjung, wie fie die erfte Kammer vorgefchlagen hat, 
nachgeben fünnen, in der Vorausfeßung jedoch, daß der 
Art. 22 augenommen wird, weßhalb vieleicht zugleich die 
Discuſſion über diefen eröffnet, oder aber die Abftimmung 
aber den $. 3 bis zur Erledigung des 8. 22 ausgeſetzt werben 
fonnte, 

Schaaff: Der Abg. Aſchbach hatmichder Mühe übers 
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hoben, den $. 3 des Commiſſionsentwurfes zu vertheidigen, 
den der Herr Berichterftatter im Stich gelaffen hat. Die 
Commiſſion ift von der Anficht ausgegangen, daß man, mo 
nur immer möglich, und wo es nicht fehr mefentliche Abäns 
derungen betrifft, den Modiftcationen der erften Kammer beis 
treten, und dadurch ein Hins und Herſchicken des Geſetzes 
vermeiden folle. Diefer Anficht getreu, hat fie auch hier ben 
Vorfchlag der erften Kammer angenommen, ob fie gleich wohl 
einfah, daß ed etwas mehr ald Redactionsveränderung ift. 

Der $. 22 aber, wonach der eine Stellvertreter die Zah— 
Iung leiften muß, ohne daß man fragt, ob er von dem Hoch» 
wild oder Fleinen Wild angerichtet worden, gleicht alles aus, 
und darum glaubte die Commiſſion auch die vorliegende Mos 
dification annehmen zu fönnen. 

Der $. 3 wird hierauf angenommen. 

Eben fo die 88. 4 und 5, lautend: 

$. 4. 

„Ein Verzicht des Grundbefigers auf Erfaß fünftigen Wild» 
ſchadens und eine Verbindlichkeit deffelben zur Wildhut mit 
der Wirfung, daß feiner Erſatzklage die Einrede der unter 
laffenen Hut entgegen gehalten werben dürfte, können nie 
länger als auf 5 Sahre eingegangen, nach Umlauf diefer Frift 
aber auf gleiche Dauer erneuert werden. 

$. 5 

„Iſt ein Vertrag von der im vorhergehenden Paragraphen 
bezeichneten Art fchon vor Verfündung diefes Gefeges auf 
eine längere Dauer als auf 5 Jahre eingegangen worden, fo 
verliert er gleichwohl längftend mit Ablauf von 5 Jahren von 
Berfündung diefes Geſetzes an feine Wirffamfeit, fofern er er 
nicht in gefeglicher Art erneuert wird. 

$.6 

und zwar: 

„Niemand iſt fehuldig, zu dulden, daß fein Grundftüd, 
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wie immer deſſen Lage befchaffen fei, durch einen Wilbparf 
eingefchloffen werde. Bewilligt er Dies aber vertragsmäßig, 
fo kann es nur Durch eine öffentliche Urkunde gefchehen, welche 
Die näheren Bedingungen enthält. Go weit diefe Urkunde 
nichts anders feſtſetzt, finden bie gefeglichen Beſtimmungen 
über Bergütung des Wildfchadens für die im Park einger 
ſchloſſenen Grundſtücke Feine Anwendung,” 

Miniſterialr. Beff: Diefer Zufaß mag aufgenommen 
ober meggelaffen werden, fo wird in beiden Fällen dag Re⸗ 
fultat ganz daſſelbe ſeyn. Weun alfo die Weglaffung diefen 
Sinn haben joll, jo weiß ich nichts Dagegen zu erinnern, Die 
Regierung bat ihn auch wicht vorgefchlagen, ſoudern er 
wurde in der erſten Kammer aufgenommen, unbic habe dort 
ſchon erklärt, daß er gleichgültig fei. Es iſt uämlich bier 
nicht von dem Fall des Verzichts Die Rebe, welchen Sat ein 
anderer Paragraph behandelt, fondern von einem fpecieflen 
Fall, das heißt von dem in einem Parf eingetretenen Schazs 
den, für welchen der $. 7 eine eigene Vorſchrift enthält. 
Man darf ſich alſo hinſichtlich dieſer Guͤterſtücke nicht auf 
bie vorhergeheuden SS. 4 und 5 berufen, weil dieſe einen 
andern Fall unterfichen. Im Allgemeinen hat Die Regierung 
geglaubt, die Parke feien zu begünftigen,, denn Da, wo ber 
Jagdherr große Parfe errichtet, werben die Felder um fo 
mehr gefchont werden, und darum glaubte man nicht noth- 
wendig zu haben, auch bei ben Parken eine beftimmfe Frift 
feft zu felgen, über welche hinaus ein Vertrag wicht einger 
gangen werden Faun, fondern hier ift ein unbebingteg Ver⸗ 
fügungsrecht den Partheien offen gelaflen, uud es können 
alſo Verträge auf 30 oder mehr Sahre eingegangen werben. 
Es ift der ganze $. 6 nur darum aufgenommen, um die For⸗ 
men zu bezeichnen, in welcher Verträge diefer Art zu Stande 
kommen follen, und nicht um eine Dauer derſelben feſtzuſetzen. 
Diefe Bedingungen unb Verträge ſollen nur in eig öffentliche 
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Urkunde aufgenommen werden, um bamit zu verhüten, baß 
Gutsbeſitzer zu leicht oder auf unerlaubtem Wege veranlaßt 
werden, einen folchen Bertrag-einzugehen. 

Wenn es fich nun um einen früheren Vertrag handelt, fo 
verfteht ſich von felbft, daß diefer frühere Vertrag nicht nadı 
diefem Paragraphen bemefjen werden kann, indem — ermag 
in Privat oder Öffentlichen Urfunden fiehen —die Gültigkeit 
der Eingehung des Vertrags nur nach den Gefegen beurtheilt 
wird, die zur Zeit der Schließung des Vertrags gegolten 
haben, Wenn alfo nichts gejagt wird, fo verfteht fid) von 
felbft, daß die früheren, in anderer Form abgefchloffenen 
Verträge gültig bleiben, und dieſes drückt der Zufaß ber 
erftien Kammer wörtlich aus. Mau fönnte ihn deshalb ftehen 
laffen, um nicht unnöthigerweiſe eitten Zuſatz, den die erfie 
Kammer bejchloffen hat, zu ftreichen, da er nicht ſchadet. 

Rindeſchwender: Wenn die Anficht des Herrn Re 
gierungscommiflärs die richtige ift, daß diefer Zuſatz unnöthig 
jei, fo ift damit fchon für den Commiffionsantrag das Wort 
gefprochen, denn das Unnöthige muß der Gefeßgeber nie 
aufnehmen. Der Grundfag superflua non nocent ift hier 
nicht richtig, denn das Heberflüffige ſchadet beſonders beider 
Gefeßgebung, weil es verbünfelt, ftatt aufflärt. Wenn nun 
nach Der Anficht des Herrn Regierungscommiffärs dieſer 
Satz unrichtig ift, fo brauchen wir auch nicht zu fürchten, 
daß die erſte Kammer ohne Grund nicht nachgeben werbe, 
fondern ich bin überzeugt, daß die erfte Kammer, wenn fie 
die Heberflüffigfeit eingefehen hat, ſich recht gern zur Weg⸗ 
laſſung verſtehen wird. 

Dieſer Zuſatz iſt aber nichts weniger als unbedeutend und 
unnöthig, denn der Art. 7 ſpricht durchaus nur von erſt zu 
errichtenden Wildparksverträgen, und wenn man nun den 
Zuſatz der erſten Kammer ſtehen laßt, fo heißt dieß mit 
andern orten, daß wenn Grundſtücke oder Waldungen in 
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früheren Wildparföverträgen eingefchloffen find, diefen nicht 
der Anfpruch und das Beneftcium zufomme, das ber $. 6 
für andere Verträge gewährt, die früher abgefchloffen worden 
find. Wenn alfo in einen Wildpark Grundftüce einer Ger 
meinde aufgenommen worden find, und es darin ausdrücklich 
heißt, der Sagdberechtige zahle für den Schaden, ber in 
diefen Waldungen und. Grundftücen verübt wird, nichts; 
fo bliebe e8, wenn wir den Zufaß der erften Kammer ftehen 
laffen, bei jener Beftimmung. 

Wenn wir ihn aber freichen,, dann wird der Paragraph 
maßgebend, welcher fagt: ift ein Vertrag von der vorhin 
bezeichneten Art fchon vor Verfündigung dieſes Gefebes auf 
eine längere Dauer als 5 Jahre eingegangen, fo verliert er 
gleichwohl nad) Ablauf von 5 Jahren feine Gültigkeit. 

Duttlinger: Es fcheint mir, daß dad Argument, 
welches wir hörten, nicht richtig fei, und der Herr Berichts⸗ 
erftatter den Fall im Auge hat, wo ein Vertrag aus zwei 
- Berträgen zufammengefeßt ift, nämlich aus einem Vertrag 
derjenigen Klaffe, von der im $. 6 die Rede ift, und einem 
andern Vertrag, der zu der Klaffe derjenigen gehört, von 
denen der Art. 4 handelt, und wenn ein folcher Vertrag vore 
liegt, fo wird, wir mögen nun den Zufaß annehmen oder 
nicht, der eine diefer Verträge noch 5 Jahre gelten, und ber 
andere nicht, und ich glaube auch mit dem Herrn Regierungs- 
commiffär, daß baffelbe in Zukunft Statt findet, ob wir den 
Zufaß annehmen oder verwerfen, 

Wenn wir nämlich den Zufaß, der folautet: „Beftehende 
Berträge bleiben in Rechtskraft“ annehmen, fo bleiben diefe 
in Rechtöfraft, und wenn wir ihn nicht annehmen, fo bleiben 
ſie auch in Rechtöfraft. Darum ift dieſer Zufaß ein Pleonas⸗ 
mus und von allen Pleonadmen habe ich die Meinung des 
Herrn Berichterftatterd, daß fie nachtheilig find, und leicht 
zu einer falfchen Interpretation führen, Sch will nur darauf 
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aufmerkfam machen, zu welchen falfchen Anwendungen und 
Interpretationen diefer führen fünnte. Es ift möglich, daß 
folche Verträge abgefchloffen find, die an und fr fich rechts⸗ 
ungültig find, weil Betrug, Ueberliftung ıc. dabei vorgefallen 
ift, und da frage ich nun, ob diefe nun Rechtskraft haben follen? 
Sch antworte mit Nein; allein man wird Staatöbeamte und 
Bollzugsbeamte finden, welche die Meinung haben, man 
habe die Abficht gehabt, geradezu alle Verträge, welche bes 
ftehen, zu genehmigen, denn fonft, würden fie fagen, hätte 
man den Zufaß nicht aufgenommen. Wenn übrigens das 
Gefeß nicht ohnehin wieder an die andere Kammer zurüds 
gehen müßte, fo würde ich für Beibehaltung des Zuſatzes 
ſtimmen. So aber ſtimme ich für deſſen Weglaſſung. 


Miniſterialr. Bekk: Die Mißdeutung, die der Abg. 
Duttlinger von dieſem Zuſatz fürchtet, fürchte ich nicht. 
Der Hauptgrund des Abg. Duttlinger, warum er ben 
Artikel weglaffen will, ift der, weil er unnöthig fei. Wenn 
nun aber ein Surift, wie der Abg. Rindefchwender, jetzt 
ſchon das Gegentheil behauptet, fo möchte in der Praris 
noch manchmal der Fall eintreten, daß Einer das Gegentheil 
behauptete. Wenn ich zu entfcheiden hätte, fo wäre er übers 
flüffig, weil aber auch andere Leute zu entfcheiden haben, 
fo könnte er ftehen bleiben, 


Duttlinger: Diefe Bemerkung befehrt mich, und ic) 
ſtimme jetzt für die Beibehaltung. 

v. Tſcheppe: Ich halte diefen Beiſatz nicht nur für 
unnöthig, fondern für unrichtig, und trage daher darauf 
an, ihn zu ftreichen. Mancher Wildpark ift zu einer Zeit 
errichtet worden, wo die Gemeinden noch im Zwang und 
noch in der Leibeigenfchaft Iebten, und wo man gern Güter 
in den Wildparf nehmen ließ, nur um feine andern Felder 
zu ſchützen. Solche Verträge, die Jemand zwingen, Fönnen 


486 Berhaudlungen der Il, Kammer. 


fchon and den befonderen Rückfichten, die felbft in unferen 
Geſetzen beachtet werden, nicht binden. 

Rindefhhwender: Der Abg. Duttlinger hat mich 
beifpielöweife zu widerlegen gefuchtz allein er hat irrige 
Beifpiele gebraucht, oder unterftellt, ich fei in feine irrigen 
Beifpiele eingegangen. Sch habe nicht die Verträge ge- 
mwechfelt, die der S. 4 und 5 im Auge hat, fondern unter: 
ftellt, Daß diefelben Berträge auch in den SS. 6 und 7 
des Negierungsentwurfs enthalten ſeyn fünnen, denn die 
Verträge über Wildparkdeinfchließung können auch die 
Verträge über Erſatz von Entfihädigung in fich enthalten, 
und wern fie fie nicht enthalten, fo tritt ein, was der $. 6 
vorfchreibt. Dabei muß ich übrigens noch bemerfen, daß, 
wenn ja diefer Zufaß ftehen bleiben follte, mir der Ausdruck 
„Rechtskraft unangemeffen fcheint, denn ein Vertrag kann 
nicht rechtöfräftig abgefchloffen werden, und barum follte 
es heißen: „in Wirkſamkeit.“ 

Aſchbach: Sch bin gegen den Zufaß, aber nicht in der 
Tendenz, daß die früheren Verträge den jeßigen gleich gefetst 
werden follen, fondern in der Abficht, daß die früheren 
Verträge auch für die Zukunft beftehen bleiben follen. Ber: 
trag iſt unter Parthieen gleich Geſetz; es ift aber eine ſtrenge 
Rechtsregel, daß fein Geſetz rückwärts wirft, bei diefer 
Regel will ich überall ftehen bleiben, denn von ihr hängt ab 
die Heiligkeit der Privatrechtöverhältniffe. In dem $. 6 
wird einzig über die Freiheit verfügt, fein Grumdftüc von 
der Einfchließung in Wildparfe zu bewahren. Wer nun in 
früherer Zeit fich hat gefallen laffen, daß fein Grundftück 
davon eingefchloffen wurde, hat nach dem $.5 nicht auf 
ewig werzichtet, fondern nach fünf Jahren hört die alte Be⸗ 
ſtimmung auf, und das neue Gefeß tritt ein. Die Beforgniß 
des Abg. v. Tſcheppe habe ich alfo nicht, denn wenn auch 
feüber die Leute unter ſchlimmen Verhältniffen darauf ver- 
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älchtet haben, fo werben nach fünf Jahren beffere Zeiten 
fommen, und ich trage alfo daranf an, dieſen Zufag weg⸗ 
zulafien. 

Körner: Der Beiſatz, den die erſte Kammer zu biefem 
Artifel machte, ift unnütz. Es ift fchon hinreichend ausge⸗ 
führt, daß hier ein anderer Zuftand eintritt, als er zu jemer 
Zeit war, wo das Örundeigenthum in die Wildparfe einge, 
ſchloſſen worden. Ich habe diefelbe Beforguiß mie der Abg. 
v. Tſcheppe; es war eine Zeit, wo man fich gerne die 
Einfchließung bat gefallen laffen, um einen andern Schaden 
dadurch zu perhüten, Jetzt if ein anderer Zufland einge, 
treten, und mau muß Demjenigen, ber ſich in einen ſolchen 
Wildpark begeben hat, einräumen, daß diefer Vertrag, der 
damals aus Neth abgefchleffen wurde, aufgehört hat, Ders 
jenige, der den Wildpark angelegt hat, muß ihn wieder aus 
dem Wildparf ausichließen, unb aller Nachtheil ift gehoben. 

Schaaff; Auch ic habe in der Commiſſion beigeftiumt, 
daß der Beiſatz geftrichen werde, und zwar, wie ich offen 
befenne, da wir überhaupt unfere Meinung nicht verheim⸗ 
lichen wollen, weil ich diejenigen Güter, Die im Wildparf 
fiegen, nicht auf ewige Zeiten von der Entfchädigung aus⸗ 
geſchloſſen wiffen wi. Sch theile Die Anficht Derjenigen, die, 
wenn ein folcher Fall vor den Richter Fame, entfiheiden 
werben, daß Entſchädigung zu geben fei, and; bei denjenigen 
Seldern, die im Wildparf liegen, wenn der Vertrag nicht 
ausdrücklich beſtimmt, es fol fein Wildſchaden vergütet. 
werben, wenn er alſo nicht zwei Verträge in ſich ſchließt. 
Es giebt zwar nicht viele Wildparke, allein bei dem einen 
und dem andern iſt vorgekommen, Daß Die Leute nur, um 
den größten Theil ihrer Felder zu retten, einen kleineren 
Theil preisgegeben. Sig ſprachen zum Jagdherrn: „nehme 
dieſe Felder in Deinen Wildpark, und hege dort Beine Hirſche, 
danut fie unſere übrigen Felder verſchonen.“ Jetzt erſcheint 
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nun ein Gefeg, das vollen Erfaß des Wildſchadens gewährt, 
und nun find diefe Leute in der traurigen Lage, daß fie, ohne 
eine genügende Vergütung, ihre Felder in den Wildpark 
gegeben haben, und ketztere ohne Entfchädigung preisgeges 
ben find. Damit aljo der Art. 6 auch auf diejenigen Fälle 
Anwendung findet, wo ein Wildpark befteht, hat die Com⸗ 
miffion die Streichung diefes Saßes vorgefchlagen. Wenn 
aber die Kammer auf diefe Streichung nicht eingehen follte, 
fo möchte ich einen eventuellen Antrag ftellen, damit es 
möglich werde, diefe Felder wieder aus dem Parf zu bringen, 
oder eine Entfchädigung für den Schaden, den das Wild 
darauf machte, mit der Zeit zu gewinnen, ohne daß der 
Beſitzer des Parks zu fehr beeinträchtigt werde, weil nicht 
zu verfennen feyn wird, daß die Anlegung eines folchen 
Parks mit großen Koften verbunden war, und ed ungerecht 
wäre, wenn biefer Park ohne Weiteres aufgehoben werden 
ſollte. Darum trage ic darauf an, die Kammer möge bes 
fchließen, „daß innerhalb fünf Sahren die Aufhebung des 
Parks gegen Schadenderfat gefordert werden könne.“ Es 
kann feyn, daß ein Güterbefißer es vorzieht, einen ſchon 
morfchen Zaun dem Jagdherrn zu erfeßen, um dagegen dag 
Recht der Wildfchadensvergütungsforderung zu erwerben. 
Wolff: Ich habe in der Commiſſion auch für den Strich 
bed Zufaßes geftimmt, weil ich überzeugt bin, daß es ın 
der Wirfung gleich ift, ob er dafteht oder nicht, allein ich 
muß hier noch weiter bemerfen, daß es doch zweifelhaft feyn 
fonnte, ob die Beftimmung des $. 5 überall und in jedem 
Fall auch, auf diejenigen Verträge Anwendung leiden wird, 
von denen der $. 6. fpricht, ob nämlich auch in diefen Fällen 
überall nach Verlauf von fünf Jahren der Verzicht auf den 
Erſatz des Schadens feine Wirffamkeit verliere. Hier möchte 
es zunächft auf den Ssnhalt des Vertrags und daranf ankom⸗ 
men, welche Gegenleiftungen von dem Parfeiaenthümer bes 
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willigt wurden, bamit ber Grundeigenthümer feine Einwils 
ligung gegeben hat, daß fein Grundftüc einen Beftandtheil 
des Parks bilde. So fchlechtweg wird fich nicht darüber ab» 
fprechen laſſen, daß die im $. 5 aufgeftellte Regel fich auch 
auf die im $. 6 berührten Fälle anwenden laffe, und zwar 
um fo weniger, ald das Gefeß diefe, in fo fern die Urs 
funde nichts anderes feitgefeßt, von der Anmwendung ber 
allgemeinen Beftimmungen über Vergütung des Wildfchas 
dend ausgenommen wiffen will. 

Es wird hierauf befchloffen, den Zufaß der erften Kammer 
abzulehnen, und den Artifel nach dem Vorfchlag des Abg. 
Schaaff mit dem Beifabe: „Gegen Entfchädigung fann 
binnen fünf Jahren, von der Verfündung dieſes Gefetes 
an, die Aufhebung der bereits beftehenden Parfe, von den 
Güterbefigern verlangt werden,“ anzunehmen. 

Der Abg. Welder zeigt hierauf eine Motion an, =. 
genden Inhalts: 

„Die hohe Kammer möge Se. Königl. Hoheit den 
Großherzog in einer ehrfurchtsvollen Adreſſe bitten, daß 
Höchftderfelbe zur Abwendung der, in dem gegenwärtigen 
Stand der Dinge hervortretenden, in der Motion näher zu 
bezeichnenden Gefahren für das Vaterland, für den Thron 
und die Verfaffung, die ebenfalld in der Motion näher zu’ 
bezeichnenden geeigneten Maßregeln nach höchfter Weisheit 
befchließen, und die für diefen Zwed von den treuen Ständen 
eines treuen Volks freudig dargebotenen Zufagen und Bewils 
Tigungen huldvoll entgegennehmen.“ 

Hiermit wurde die heutige Sigung gefchloffen, und die 
Tagesordnung auf die morgige verfündet. 

Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Genehs 
migung biefes Protocolls. 
Der Secretär: 
A. Schinzinger. 


LXVI. Oeffentlihe Sitzung. 


Berhandelt in dem Sitzungsfaale der zweiten Kammer der 
Staͤndeverfammlung 


Karlsruhe, den 24. September 1833; 


In Gegenwart der Herren Regier ungscommiſſäre, Finanzminiſter 
v. Böckh, Miniſterialchef Staatsrath Winter, der Miniſterialräthe 
Frey und Bekk, und des Forſtraths Beyer, ſodann fämmtlicher 
Mitglieder der zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. Fecht, 
Hoffmann, v. Itzſtein, Kienle, Knapp, Lauer. Martin, 
Mördes, Poffelt, Völfer und Ziegler. 


Hırter dent Vorfite des Präſidenten Mittermaier. 


Der Abg. Kröbhl bemerkt, daß er den Bericht: über die 
Gewerbſchulen fertig habe, jedoch darauf antrage, ſolchen 
ſeines Umfangs wegen, und um Zeit zu erſparen, unver⸗ 
leſen in Druck zu geben. 

Die Kammer erklaͤrt ſich damit einverſtanden. 

Beilage Nr. 1 (58 Beil. Heft S. 235 261.) 

Gerbel erſtattet ſodann Bericht über den Geſetzesentwurf, 
die Aufhebung des ärariſchen Antheils an der Zunſttaxen be⸗ 
treffend ıc. 

Beilage Nr 2. 
worüber mit Zuftimmung der Regierungscommiffton aldbald 
berathen wird. 


= 
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$..1. 
aljo lautend: | 

„Alte Zunfttaren, fo weit folche bisher von den Gewerbs⸗ 
Innungen für Rechnung des Staatsfchabes und zun Beften 
öffentlicher Staatsanftalten angefegt und am ſolche abgeltes 
fert wurden , find hierdurch vom 4. Dezember 4833 — für 
aufgehoben erklärt.‘ 

„Nicht darunter begriffen find jene Zaren und Sporteln, 
welche die Tax⸗, Sportel s nnd Stempelndnung vom 
47. Juli 1807 allgemein feſtgeſetzt.“ 

Finanzm. v. Böckh: Was den Vorſchlag der Commiſſion 
betrifft, den Termin auf den 1. Dezember feſtzuſetzen, ſo 
bemerke ich, daß wir den 4. Juni 1834 gemählt haben, weil 
es der Ordnung gemäß ift, jede ſolche Veränderung mit dem: 
Anfang eines Budgetjahrs beginnen zu laſſen. Die Zunfttarem 
werden auf dem Grund Der geftellten Zunftrechnungen abges 
liefert. Wollte man den Aufhebingstermin auf den 2. Der 
zember feßfeßen, fo müßten alle Zunftrechnungen noch im der‘ 
erften Hälfte des Jahrs abgejchloffen_ werden, und’ diefes 
wäre eine WWeitläufigfeit, die mit der Sache in femem Vers’ 
hältniß fteht.. Ich wünschte daher, Daß fie dem Vorſchlag ber‘ 
Regierung auch in Beziehung auf den Aufhebungstermin 
Ihre Zuſtimmung geben. 

Gerbel: Die Commiſſion hatte Fein anderes Motiv zu: 
Grunde gelegt, als daß: dieſes Geſetz Denjenigem, die es 
angeht, eine angenehme Erfcheinung ſeyn muß, und ed 
ihnen daher nicht ſchnell genug zukommen fan. Die Rech⸗ 
nungsmauipulation, die dabei eine Aenderung erleidet, 
wurde bei dem kleinen Betrag der hier zur Sprache kommt, 
nicht für: wichtig: erachtet. 

Finanzm. v. Böckh: Der Geldbetrag ift ed gar nicht, der 
mich veranlaßt, dieſen Wunſch auszufprechen,, ſondern weil 
es im Berhältmiß zum Geldbetrag eine unnöthige Arbeit wid 
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Mühe machen würde, die Zunftrechnung zweimal abzu⸗ 
fchließen. 

Grimm: So viel ich weiß, werben bie Zunftgefder jaͤhr⸗ 
lich in dem Monat Mai an die herrſchaftliche Caſſe abgelie— 
fert, und die Ausführung dürfte daher gar keine Schwierig⸗ 
keit haben, wenn der Termin der Commiſſion angenommen 
wird, da die Rechnungsmanipulation eine ſehr einfache ſeyn 
muß. 

Miniſterialr. Frey: Wenn die Aufhebung im Dezember 
erfolgte, fo müßte die Ablieferung gleich geſchehen. Auf jeden 
Fall ift der Rechnungsſchluß vorher abzumarten. 

Grimm: Sch fehe die Nothmwendigfeit der aldbaldigen 
Lieferung nicht ein, denn die Gelder, die den Zünften bis 
jeßt anvertraut waren, fünnen ihnen auch noch ferner anvers 
traut werben. 

Minifterialr. Frey: Sch fehe nicht ein, warum bie Gels 
der des Aerars bis zum Mai noch in der Zunftfaffe bleiben 
follen. | 

Wetzel J.: Sch fehe in diefem Gefeßesentwurf eine Er- 
leichterung und Gfleichftellung aller Gewerbögenoffen,, welche 
fünftig dem Zunftverband angehören, und bisher verfchies 
dene Gebühren zahlen mußten; eine Wohlthat muß man 
geben, fobald man kann. Es wird das Rechnungsweſen nicht 
ſehr verändert, wenn auch der leßte Dezember ald Schluß 
angenommen wird, da doch noch nicht alle diefe Zunftrech- 
nungen in Richtigfeit find, fondern noch mehrere, beſonders 
im Altbadifchen, ausftehen mögen, wo diefe Gebühren am 
bedeutendften waren. Sch unterftüge daher auch den Com⸗ 
mifflonsantrag. 

Schaaff: Der Grund, den der Herr Regierungscom⸗ 
miffär vorgetragen hat, beſtimmt mich zu dem Antrage, daß 
ber Entwurf der Regierung angenommen werden möchte. Es 
gibt in einem großen Theile des Landes eine unnöthige Rech: 
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nungsvervielfältigung , wenn der Termin auf den 4. Dezems 
ber gefetst würde. 

Schinzinger: Sch trage darauf an, den 4. Juni d. J. 
als den Zeitpunft, an dem diefed Gefet in Wirffamfeit treten 
fol, anzunehmen. Das Wenige, was bis jet bezahlt wurde, 
fünnte ja alsdann zurückgegeben werden. Wir bewilligen 
auch die Steuer vom 1. Juni d. J. an, und man Ffünnte daher 
auch diefes Gefeb von da an in Wirkfamfeit treten laſſen, 
da e8 ohnehin die Gewerbtreibenden betrifft, die man fo viel 
möglich unterftüßen follte. 

Rettig v. Sch: Sch kann nicht einſehen, daß er die 
Einführung diefes Gefeßes vom 1. Dezember d. J. an in 
der Ablieferung der herrfchaftlichen Zunfttaren eine Srrung” 
entftehen follte. Es wird fich Alles darauf reduciren, daß die 
Zunftrechner ftatt eines Jahrsbetrags einen halben Jahrsbe⸗ 
trag abliefern. In den Rechnungen felbft gibt es feinen Irr⸗ 
thum, und darum unterftüge ich den Antrag der Commiſſion. 

Minifterialr. Frey: Es würde noch einfacher ſeyn, wenn 
man den Vorſchlag des Abg. Schinzinger-befolgte, der 
nur das Unangenehme hat, daß alsdann die Zunftfaffen die 
im einzelnen erhobenen Beträge an Jene, welche fie geleiftet 
haben, wieder zurück bezahlen müßten. 

Nachdem noch der Abg. Gerbel den Antrag des Abg- 
Schinzinger hinfichtlic des Anfangstermins unterftüßt, 
und Finanzminifter v. Böckh erflärt hatte, daß die Regie: 
rung feinen Anftand nehmen werde, darauf einzugehen, wirb 
der $. 1 mit jenem Antrag angenommen, und dba zu dem 
folgenden 

$. 2. 
alfo lautend: 

„Die Zunftfaffen verbleiben zur Zeit noch in dem Forts 
bezug derjenigen Zaren, wozu fie vermöge ber beftehenden 
Zunftartifel für ihren Antheil berechtigt find.“ 

1653 11, K. Prot. 146 Heft. 13 
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nicht erinnert wurde, das Geſetz fofont zur namentlichen 
Abſtimmung gebracht, und einſtimmig genehmigt. 

Die Tagesordnung führt nunmehr auf Fortſetzung der 
Dieeuftion dd Wilbifchadengefeie d.nady der Re- 
dartion der erften Kammer 

$. 7. 
lautend: 

„Der: Schaden, welcher von Raubthieren, Raubvügeln „ 
Strichvögeln oder: Zugvögeln verurfacht iſt, wirb nicht 
vergütet.‘ 

„Im Uebrigen bezieht fich die Erfaßpflicht. ($. D auf 
allen in. Gaͤrten, Feldern und Wieſen, Weinbergen. ud 
TWaldungen. verurfachten Schaden. unter folgenden: — 
Beſtimmungen.“ 

wird ohne: Erinuerung, angenommen. 

$ 8. 
lautend: 

„Von Hausgärten und Baumſchulen wird kein Schaden 
erſetzt, wenn fie nicht eingezaͤunt und vor jungen Obſtbäu⸗ 
men, welche auf nicht eingefriedigten Orten ſtehen, wenn 
ſie nicht während: des Winters mit Stroh oder was: ſonſt 
eingebunden waren.“ 

Aſchbach: Dieſer Artikel findet ſich nicht i im Regierungs⸗ 
entwurf. Der Commiſſionsbericht erklärt ihn für einen, der 
ſchwierigſten, die das Geſetz enthält, und die Minorität hat 
auf deſſen Weglaſſung angetragen. Ich ſtimme für den letz⸗ 
teren Antrag, aber nicht darum, weil ich glaube die Dispo⸗ 
fition des von der erften Kammer vorgefchlagenen: Artikels; 
fei an fich ungerecht, fonderu darum, weil ich ihn für über⸗ 
flüffig halte, indem fchon vorhandene Gefege dasjenige 
ſichern, was damit erreicht werden fol: Es ſoll nämlich 
damit erreicht werden, daß Derjenige,, ber burch.ivgend ein 
Berfchulden mit. dazu beigetragen: hat, daß: ein gewiſſer 
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Schaden nicht abgemeitdet wurde, von dem Andern, in deſſen 
Handlungen audz Gründe des Schadens liegen. nicht eine 
Eutfchäbigung folk fordern können. Daſſelbe fagt aber auch 
fihon unſer Laudrecht. Nun iſt es im Beziehung auf eigeut- 
liche Gärten, naͤmlich umzäunte Landftrecdten deren Beſtim⸗ 
mung iſt, feinere Produkte des Bodens zu ziehen, Sache 
eines jeden ſorgfältigen Landwirths, für eine vollſtändige 
Umzaͤunung zu ſorgen, um damit das Eindringen von Meu⸗ 
ſchen und Thieren zu verhindern. Auch in Beziehung: auf 
junge Fruchtbäume iſt es eine Sache jedes forgfältigew Land⸗ 
wirthö, fobche im Winter gehörig; einzubinden, um das Ber 
ungen dev Rinde zus verhindern. Sch hielte es für ungerecht, 
wenn wir auf Die Seite ber Jagdberechtigten, denen nicht 
die Pflicht aufgelegt: ift , das Wild unbedingt zu vernichten, 
abe Entſchädigung in diefer Beziehung: aufbürden, nur wegen 
der Möglichkeit, daß noch ein Stud Wild Schaden is Gärs 
tem oder an Baumrinden anrichte. So [auge deu Jagdberech⸗ 
tigten die Pflicht zur völfigem Vernichtung, des Wildes nicht 
obliegt, iſt auch in dem Unterlaſſen der.gehörigen Einzaͤu⸗ 
nung: der Gärten: und ber Einbindung der Rinden, eine 
Schuld gelegen, wie fie der Landrechtsſatz bezeichtet. Weun 
ich alfo darauf anfrage, dieſen Artifel zu; reichen, feige: 
ſchieht e& aus: dem Grunde, weil-Gefetge nicht wiederhofem 
ſollen, was im allgemeinen Geſetz ſteht, und weil hier noch 
ſich iu dev Redaktion eigene Schwierigkeiten zeigen, welche: 
bie Commiſſion veranlaßt haben , eine eigene Faffung vorzu⸗ 
ſchlagen, die: aber nicht ganz das Ziel erreicht, fonderw zu 
. neuen Verwicklungen Anlaß geben kaun. Die Commiſſion trägt: 
3. B. darauf am, das; Wort „Garten“ in „Hausgarten“ zu 
verwandeln, allein ich finde dieß nicht hinreichend , deun Die: 
eigentlichen: Hausgärten werben: vom Wilde garı nicht leicht: 
befucht.; Die Hausgaärten find auf dem Lande Heine Gärtchen 
für Küchenträuter, wohin fein Wild kommen wird, bei: 
13. 


16 Verhandlungen ber II. Kamıner, 


Städten aber finden ſich oft. ganze Gartenfelder, wie z. 3. 
bei Mannheim, wo nach der Redaktion der Sommiffion, wenn 
ein Wildfchaden entfteht, ein Erfat nicht zuläßig wäre, was 
ich nicht mit der Billigkeit für vereinbar halte, weil dort nach 
der Beitimmung der Gärten Jedem die Pflicht obliegen muß, 
feinen Garten einzuzäunen. 

Sodanıı hat die Sommiffion bei dem Wort agehdrig⸗ An⸗ 
ftände gefunden, allein ich glaube, daß die Weglaſſung dieſes 
einen Worts abermals zu Streitigfeiten führen könnte, denn 
wenn es blos heißt, eine Einzäunung, fo ift eine Einzäunung 
mit großen Lücken auch ein Zaun. Streichen wir den Ars 
tifel, fo ift der Richter nicht geftört,, nach den obwaltenden 
Berhältniffen ven Grad des Fleifes oder der Nachläßigfeit, 
die fichtbar find, anzufchlagen. Wenn man bei der Gefeßs 
gebung Alles und Jedes durch ganz beftimmte Bedingungen 
dem Richter vorzeichnen will, jo wird häufig gerade das Ziel 
verfehlte. Man ſetzt dadurch den Richter in eine ängftliche 
Lage, feine freie Bewegung und das gefunde Urtheil werden 
gefeffelt, und in den vielen Wortftreitigkeiten geht dann oft 
die gefunde Vernunft unter. Sch trage deshalb auf Streichung 
des Artifeld an. 

Merk: Sch babe in Hinficht der Beftimmung wegen ber 
Gärten auch einen Anftand, nicht weil ich glaube, ed würde 
ummdthig feyn, wenn man diefe Beftimmung aufnehmen 
wollte, denn im Landrecht ift nicht Borforge getroffen, und 
nirgends eine Verbindlichkeit ausgefprochen, dieſes zu thun. 

Wenn ein Dritter in einem Garten mir etwas nimmt, fo 
muß er dafür Erfaß leiften. In Beziehung auf Diejenigen 
aber, die ich befonders zu repräfentiren habe, bin ich gegen 
dieje Beftimmung. In diefen Waldgegenden ift nicht der 
Mühe werth, angelegte Gärten zu haben und einzuzäunen, 
fondern der Landmann begnügt fich, ohne alle Vorſicht hinter 
feinem Haus etwas zu ziehen, und würde nun daffelbe Stück 
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Feld mit Frucchtgattungen bewachfen feyn, und ein Schaden 
zugefügt werden, fo müßte ein Erfaß dafür geleiftet: werden. 
Nun fol aber darım fein Erfaß erfolgen, weil Gartenges 
wächfe da ſtehen. Man würde hiernach einen Grundfaß ind 
Gefeß hineinziehen, vermöge welchem der Unterfchied der 
Früchte in der Beziehung wirffam wäre, ob die Entjchädt- 
gungspflicht gegründet fei oder nicht, ein Unterfchied, den 


ich nicht anerfennen fann, Sodann verliert fid) auch Diefe - 


Beltimmung etwas in das Subtile, und würde nur mehr 
Streitigkeiten nach ſich ziehen, als diejenigen wegen des Er- 
ſatzes, der durch den Schaden entftehen Fünnte. Sch muß 
diefe Streichung befonderd auch darum in Antrag bringen, 


was die Gärten betrifft, weil diefe Gärten meiftens in der - 
Nähe der Orte und faft immer hinter den Häufern find. 


Wenn alfo das Wild bis dorthin Schaden thun könnte, fo 
wäre der Beweis dadurch gegeben, daß eine übermäßige 
Hegung des Wildes Statt findet, und würde nur dazu 
dienen, wenn auch hier Erfaß geleiftet wird, den nothwendi⸗ 
gen Schuß angedeihen zu laffen, den das Geſetz will. Hins 
fichtlich der Obftbäume aber trete ich der Beftimmung bei, 
denn dieſe find fchon in entfernteren Gegenden, und es ift 
nicht zu verfennen, daß wenn auch ein Sagdberechtigter die 
größte Borficht haben würde, für einen niederen Stand des 
Wildes zu forgen, wenn er auch nur einige Stücke Wild 
hegte, doch der größte Schaden dadurch zugefügt und er in 
einen Entjchädigungserfaß verwickelt werden fünnte, der der 
Billigfeit nicht angemeffen wäre, da e8 auch in anderer Hin—⸗ 
ficht, 3. B. rückfichtlich des zahmen Viehes fehr räthlich ift, 
folche Obſtbaͤume zu fchüßen. Ich trage alfo darauf an, den 
eriten Theil zu ftreichen und den andern Theil ſtehen zu 
laffen, 

Schaaff: Die Theorie des Abg. Afch bach wäre richtig, 
wenn ein poſitives &efet beftünde, wodurch vorgefihrieben 
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wirbe, daß alle Gärten eingezaunt und alle Obſtbaͤume ein⸗ 
gebunden werben müffen. 

Da dieſes aber nicht der Fall iſt, fo wird der Zweck nicht 
erreicht werden, den er beabfichtigt, wenn der Artikel ver⸗ 
nichtet wird. Ich vereinige mich mit der Anficht des Abg. 
Merk; fo wie eö in der Gegend, die er repräfentirt, mit 
den Gärten der Fall ift, fo ift e& auch im Odenwald, dort 
liegen dieje Gärten am Haus, find oft von großer Ausdeh- 
nung und auch blos auf die Art eingefriedigt, daß fie mit 
Stemen von 3 Schub Höhe oder nur mit Blanken umgeben 
find. Sollten diefe Gärten eingefaßt werden, ſo würde es 
einen großen KRoftenaufwand für die Gutsbeſitzer erfordern, 
und ich kann Feine rechtliche Berpflichtung derſelben Dazu ‚ans 
erkennen. Sie find nicht verpflichtet, ſich zu ſchützen und 
Brohibitiomaßregeln zu ergreifen, ſondern es iſt Sache deſſen, 
der das Wild hegt, folches unfchädlic zu machen oder 
Schaden zu vergüten. Sch Fanı mich deshalb mit dem 
erften Theil des Artifeld nicht vereinigen, fondern unter 
füße den Antrag ‚des Abg. Merk, auf deffen Streichung, 
wogegen ich für die Beibehaltung des zweiten Theild, wegen 
der Dbftbäume ſtimme, jedoch auch nicht deßwegen, weil ich 
glaube, daß die Befiker diefer Obftbäume eine rechtliche Ver⸗ 
pflichtung haben, fie gegenüber dem Sagbberechtigten fo zu 
ſchützen, daß dieſer nicht in den Fall kommen fol, einen 
Schaden zu erfeßen , fondern darum, weil, wenn auch der 
Schaden für einen ruinirten jungen Obſtbaum erſetzt wird, 
Darum diefer Baum nicht wieder hergeftellt ift, der Scha> 
denserſatz könnte jedes Jahr Statt finden, und dabei niemals 
ein erwachſener Baum erzielt werden. Im Intereſſe der 
Obſtkultur ſtimme ich alſo für die Beibehaltung des letzten 
Theils des Artikels. 

Trefurt: Die verſchiedenen Auſichten werden und übers 
zeugeit, daß es nicht genügend aft, die Frage über die Selbſt⸗ 
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verſchuldung des Eigenthümers, hinfichtlic des Schadens⸗ 
erfagesd, den allgemeinen Rechtögrundfägen zu überlaffen: 
Ic kann mic) mit der Anficht des Abg. Aſchbach nicht vers 
einigen, daß Die Befißer der Gärten die Verpflichtung zur 
Einfriedigung hätten, oder weil fie feinere Gewächſe produ⸗ 
cirten dazu verpflichtet feten. - Die Einfriedigung eines 
Gartens ift ein Recht, in Beziehung auf andere Felder, die 
nicht eingefviedigt werden dürfen, nach den ortspolizeilichen 
Vorſchriſten; allein nach den Leßteren hat nicht der Feldbe⸗ 
fißer das Recht der Einfriedigung, fordern nur der Garten- 
befißer. Der Feldbeſitzer kann deshalb auf feinem Feld 
bauen, was er will, wie der Gartenbefiger aud). Der Abg. 
Merk hat bemerkt, daß es auf den Unterfchied der Krüchre, 
die gebaut werden, nicht anfommen könne, und darın hat er 
allerdings vecht; ed würde eine Ungleichheit entftehen, wenn 
wir wegen bejonderer Fruchtgattungen die Gartenbefitzer 
etwa'verpflichten wollten, mehr zu thun, als jeder andere 
Grundbeſitzer zu thun fehuldig if. Der Grundbefiger fann 
nur angehalten werden, diejenige Sorgfalt anzuwenden, 
die ‘der ‚gewöhnliche Hausvater für fein Eigenthum anmen- 
bet. Diefe Sorgfalt kann aber meiner Anficht nach blos ge⸗ 
fordert werden in Beziehung auf junge Obftbäume, und unab⸗ 
gefehen davon, ob folche in Baumſchulen oder fonft wo-find. 
Auch in Beziehung auf Hausgärten kann dem Eigenthümer 
nicht zugemmthet werben, daß er eine Einfriedigung und be: 
ſonders eine gehörige Einfriedigung- mache, denn wenn diefe 
Einfriedigung gehörig feyn fol, fo müßte fie auch reichen, 
um die Hafen abzuhalten, die gerade in den Gärten die uns 
wilffommenften Gäfte ſind, und ich wüßte feine andere Ein; 
friedigung, als eine Mauer, und wie wollte man vdiefen 
Leuten zummthen, um den Hausgarten eine Mauer zu ziehen? 
bie Beftimmang muß allgemein gegeben werden, und allges 
mei wird-fie gegeben, wenn wir fagen, jeber Befiger von 
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jungen Obftbäumen ift verpflichtet, folche durch Einfriedigung 
oder durch Einbinden zu ſchützen. 

Rettig v. Sch.: Sch flimme mit dem Abg. Merk für 
die Weglafjung des erſten Theils diefes Paragraphen, und 
für die Beibehaltung des zweiten Theils, binfichtlidy der 
jungen Obftbäume oder der Einzäunung derfelben, aber nicht 
aus den von dem Abg. Aſchbach angeführten Gründen, 
d. b. nicht auf den Grund des Landrechtſatzes 1148, 
denn ich glaube nicht, daß eine Berjchuldung dem Grundeis 
genthümer fchon zur Laſt gelegt wird, wenn er feine Bäume 
nicht einbindet, eine Verſchuldung tritt hier nicht hinzu, allein 
anderer Seits glaube ich, ift e8 um deßwillen bier in das 
Geſetz ausdrücklich aufzunehmen nothwendig, weil fonft 
leicht Mißdeutungen entftehen, und man annehmen fünnte, 
daß wenn ein folcher junger Baum nicht eingebunden ift, 
die Anwendung hier Statt finden fünne. Es beruht ohnehin 
auf dem Herfommen, daß Seder feine Bäume, fo lange die 
Rinde noch zart ift, eingebunden hat, und zwar nicht blos 
wegen des Wildes, fondern überhaupt wegen Befchädigung, 
und die Beibehaltung wird nothmwendig ſeyn, denn wenn 
Einer, der folche Bäume nicht einbindet, zufällig Befchädi- 
gung erhielte, fo könnte er leicht veranlaßt werden, Schar 
denserſatz zu verlangen, was nicht im Sinn des Gefeßes 
liegen kann. 

Aſchbach: Sch muß mic, zuvörderſt über eine Anficht des 
Abg. Merk ausfprechen, der, wenn ich recht verftanden 
habe, meinen Antrag auf jedes Grundftück bezieht, das offen 
und mit gewöhnlichen Gartenpflanzen bepflanzt iſt. In 
dieſem Sinn habe ich das Wort Garten nie verfianden, 
und werde es. nie verftehen, glaube aber auch nicht, daß es 
fo verftanden werben kann. In dem Begriff von Garten 
liegt, daß eine Umzäunung des Grundſtücks Statt findet. 
Etimologiſch fchon iſt es richtig und entfpricht auch der Bes 
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deutung des gewöhnlichen Lebens. Es werden z. B. in 
manchen Gegenden ganz offene Grundftüce mit Bohnen oder 
Spargeln angebaut. Wenn darin ein Wildfchaden gefchteht, 
fo muß er erfeßt werden, denn der Pflanzer hat bei der Bes 
handlung der Pflanzung in der Weife des Ackerbaues feine 
Urfache gehabt, den Pflanzen eine befondere Einfriedigung zu 
geben, vielleicht auch deshalb nicht, weil er dem Grundſtück 
feine ftändige Beftimmung gab, in folchem Fall muß er ge 
fchüßt werden. Wo aber eineigentlicher Garten angelegt wird, 
deſſen vielfeitige Beftimmung den Garten charafterifirt, da 
ift e8 Sache eined guten Hausvaters, feinen Plab gegen 
Außen zu fchüßen, und wenn der Abg. Nettig fagt, es 
beruhe das Einbinden der jungen Bäume auf dem Herfoms 
men, fo ift diefes. auch von dem Einzäunen der Gärten zu 
fagen. Die Theorie des Abg. Schäaff, daß feine Ver⸗ 
ſchuldung möglich fer, ohne daß eine Thatfache im Gefeß 
geboten oder verboten fei, diefe Theorie kann ich nicht ans 
erkennen, denn wenn wir diefe Schranfe wollten gelten 
lafjen, fo würden eine Menge Handlungen aus dem Kreife 
der Berfchuldung fommen. Das römifche Necht hat ſchon 
die Vorficht eines guten Hausvaters zur allgemeinen Richt: 
fehnur zu nehmen. Und diefe Regel widerftreitet nicht dem 
Geiſt unfers Landrechts ; fie ift alfo noch gültig. Es wird 
aber jeder Landwirth, jeder Gartenbefiker für einen nach 
läßigen Mann gehalten werden, wenn er den Garten nicht 
einzäunt oder den Zaun nicht gehörig unterhält. 
Schaaff: Wenn er aber fein Geld hat? 

Aſchbach: Wo nichts ift, hat der Kaifer das Recht 
verloren. In dem Fall, den der Abg. Schaaff aufftellte, 
wird auch Derjenige, der nichts hat, um den Garten ein: 
zufriedigen, auch bei der gefuchten Entfchädigung troſtlos 
ausgehen, wenn der Andere auch nichts hat, um Entfchäs 
digung geben zu können. Ich kann deßhalb nicht anders 
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als auf meinem Antrag bleiben. Da fich aber ſo verfchiedene 
Auſichten zeigen, fo ſehe ich faft die Nothwendigfeit einer 
ausdrücklichen Beftimmung ein, und würde alfo vorbehalt- 
lich der Redaction dafür flimmen, daß dieſer Saß ftehen 
bliebe, indem der Strich in einem andern Sinn —— 
wird, als ich es meine. 

Winter v. H.: Ich unterſtütze Diejenigen, die darauf 
angetragen haben, den ganzen Artikel zu ſtreichen. Wenn 
ich bedenfe, daß es jeßt vierzehn Jahre find, daß der Abg. 
Buhl die erfie Motion auf Borlage eines Wildfchaden- 
gejeßes machte, fo muß ich mich wundern, daß man ung 
von Seiten der erften Kammer den Entwurf mit Beftims 
mungen zuriickgiebt, die mit den Hauptforderungen im 
Widerfpruch ftehen, und ich möchte faft jagen lächerlich 
find, wenn man nämlich erwägt, daß man und auf jedem 
Landtage angeht, Summen für den landwirthichaftlichen 
Berein zu bewilligen, zu Emporbringung des Ackerbaues 
und der Obftfultur. Sch unterftüge alfo den Antrag auf 
Streichung des Artifeld und glaube überhaupt, daß man es, 
wenn auch jeßt noch nicht, doch ſchon in fünfundzwanzig Jah⸗ 
ren wenigſtens Lächerlich finden wird, daß wir in unferer Zeit 
noch ein Wildſchadengeſetz nur berathen, was doc, offenbar 
mit allen andern Anordnungen zu Emporbringung des Acer» 
banes, der Viehzucht und der Obftfultur, die wir fonft 
machen, im größten Widerfpruch fteht, und gewiffermaßen 
beftätigen wide, daß man den Diebftahl ftrafe, aber zu: 
gleich die Diebe hegte, die alles verderben, was den Beutel 
der Unterthanen füllen follte, nämlich auf den Feldern, in 
den Gärten und im Walde. Es ift auch im ganzen Geſetz 
kein Artikel, der klar ausſpräche, wer eigentlich den Scha⸗ 
denserſatz zu leiſten habe. 

Staatsr. Winter: Der Jagdherr. 

Rindeſchwender: Ich habe als Berichterſtatter Die 
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etwas mißliche Ehre, ſowohl die Aırfichten der Mehrheit 
der Commiffion ald der Minderheit zu vertreten. Die Mehr⸗ 
beit der Gommiffion gieng bei der Abfaffung diefed Artikels 
von Billigkeitsrückſichten aus, und wurde von der Anficht 
geleitet, daß, wenn wir biefen Artikel nicht aufnehmen, 
wie ihn die erfte Kammer aufgenommen hat, fondern bei 
dem Negierungsentwurf unbedingt bleiben , das Geſetz vie 
feicht dort fcheitern würde, Man hat von Seiten der Maje- 
rität den Grimdfaß angenommen, daß cd doch hart wäre, 
wenn man den Sagdinhaber verpflichten wollte, auch überall 
hin den Schaden zu erfegen, wo ed gar nicht in feiner Macht 
Tag, ihm zu hindern; denn der Wildftand mag noch fo klein 
ſeyn, fo wird Schaden entftehen, und im Winter werden 
befonders die Hafen die jungen Obftbäume benagen, und die 
Baumfchulen wie die Gärten befuchen. Sie ift weiter Davon 
ausgegangen, daß es ja fihon in den Pflichten eines jeden 
guten Hauswirths Tiege, dafür Sorge zu tragen, daß ſeine 
Bäume, befonders die jungen, im Winter nicht verderben, 
alſo ſchon in diefer Hinficht Aufforderung geung hat, dem 
jenigen nachzukommen, was das Gefek ald Bedingung vors 
ausſetzt, daß er feiner Zeit Erfaß verlangen kann. Diefe 
Umſtände haben die Sommiffion bewogen, auf Beibehaftung 
dieſes Artikels in feiner jeßigen Faſſung anzutragen. Sie 
hat aber den Artikel nicht ganz fo aufgenommen, wie ihn 
Die erfie Kummer vorgefchlagen hat, indem fie einen Unter 
fchied zwifchen Gärten und Hausgärten machte, und dieſer 
Unterfchied ift allerdings praktiſch, dem wir wiffen, daß in 
manchen Gegenden mitten im Felde fogenannte Gärten an: 
gelegt find. Wir Fönnen unmöglich den Begriff des Abg. 
Aſchbach theilen, der behauptet, daß ein Garten durchaus 
nur dann eriftiren könne, oder nur dasjenige Grundſtück ein 
Garten fei, das eingezäumt ift und zugleich feinere Feld: 
produkte erzeugt, fondern wir glaubten, daß man im ge 
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wöhnlichen Sprachgebrauch Garten fchon dasjenige heiße, 
wo nicht nur bloſe Feldfrüchte, fondern Gemüfe gebaut 
werden. Diejenigen Gärten alfo, die mitten im Felde find, 
würden von dem Befißer mit großem und unverhältniß- 
mäßigem Koftenaufmande umzäunt werden müffen, wenn 
wir ed ind Gefeß aufgenommen hätten, und darum haben 
wir es blo8 auf Dausgärten befchränft, weil jeder mehr oder 
weniger umzäunt ift, und gegen das Wild beffer geſchützt 
werden kann, vrickfichtlich der Nähe des Eigenthümers. 
Sodann haben wir das Wort „gehörig“ geftrichen, und 
zwar aus dem gewiß Haren Grunde, weil fonft jede Ents 
ſchaͤdigung von felbft wegfält; denn wenn man unter dem 
Wort „gehörig” eine Einbindung oder Umzäunung verfteht, 
wodurch ed dem Wild unmöglich wird, diefe Bäume zu bes 
fhädigen, fo kann ja gar fein Schaden entftehen, und wir 
brauchen die Sache gar nicht ind Gefeß aufzunehmen, Wir 
hätten blos zu erflären, es werde jeder Schaden an Obft- 
baumen und in Gärten nicht vergütet. Ferner würde auch das 
Wort „gehörig zu außerordentlichen Streitigkeiten führen, 
denn was heißt gehörig eingezäunt, und wer fol den Beweis 
führen, daß die Sache gehörig umzaunt war. Kann nicht 
ein Baum feiner Zeit verwahrt, und ein Garten umzäunt 
gewejen, und durch Regen, durch vorübergehende Leute, 
nad) und nach zufammengefallen feyn? Soll man nun den 
Güterbefigern zumuthen, täglich nachzufehen, ob etwas von 
diefem Gewahrfam abgelöst worden fei, vder ihn zum Be⸗ 
weife anhalten, daß durch die Schuld des Jagdeigenthümers 
etwas davon losgefommen ſei? Beides würde zu Streitig- 
feiten führen, denen wir ausweichen wollen. Diefed waren 
die Gründe der Mehrheit der Commiſſion, die zu der Faffung 
diefes Artifeld Veranlaffung gab. Die Minorität der Coms 
miffion aber hat geglaubt, wir hätten den Grundfaß, 
den das Gefeß fehr zweckmäßig in $. 4 und auch wieder in 
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$. 7 des Geſetzentwurfs aufgeftellt hat, dadurch wieder 
wenigftens theilweife aufgehoben. Man fol nämlich, glaubt 
die Minvrität, nicht den Güterbefigern Präventivmaßregeln 
auflegen, und in diefer Hinficht fcheint mir der Antrag oder 
die Ausführung des Abg. Merk mit ſeinem geftrigen Antrage 
im Widerfpruch zu ftehen, denn geftern hat er geglaubt, ee 
fei nothwendig, Präventiomaßregeln zu Gunften der Güters 
befiter eintreten zu laffen, während er heute damit einver- 
ftanden ift, Präventivmaßregeln zum Nachtheile der Güter⸗ 
befiger einführen zu müſſen. Jetzt follen die Güterbefiger 
dafür forgen, daß fie feinen Schaden leiden, während wir 
geglaubt haben, daß den Sagdbefigern es obliege, dafür zu 
forgen, daß die Güterbefiter nicht befchädigt werden. Darum 
glaubt die Minorität der Commmiſſion auf den Strich des 
Artifels antragen zu müffen. 

Staatör. Winter: Der Ausdruf Garten bezeichnet 
allerdings ein eingezäuntes Grundſtück, fei es durch Scheiters 
holz, oder Latten, oder eine Mauer, und von Demjenigen, 
der Gartengewächfe pflegen will, wird verlangt, daß er 
einzäunt. Die erfte Kammer hat diefen S. befonders darum 
aufgenommen, um Ötreitigfeiten zu vermeiden. Sie mag 
zunächft Hausgärten im Auge gehabt haben, und in ihrem 
Borfchlag find auch Hausgärten aufgenommen. In der Nähe 
der Hausgärten ift auch in der Regel das zahme Vieh, das 
eben fo leicht und leichter in die Gärten einbrechen kann, als 
das Wild, und ed mag dann häufig ſchwer auszumitteln 
feyn, ob durch zahmes Vieh oder durch wilde Thiere der 
Schaden herbeigeführt worden ift. Darum hat fie geglaubt, 
diefe Beftimmung aufnehmen zu müffen, nicht gerade um 
des Schadenderfaßed wegen, denn der Schaden in einem 
Garten, befonders wenn er nicht häufiger gefchieht, wird 
nicht fo bedeutend, wohl aber werden die Streitigkeiten häufig 
werben. 
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Was das Einbinden der jungen Bäume betrifft, jo befteht 
ſchon eine Verordnung, die allen Landwirthen: zur Pflicht 
macht, ihre jungen Bäume einzubinden, nicht gerade des 
Wildes, fondern der Kälte wegen. um glaubte man, da 
ſchon die Verordnung befteht, und im Intereſſe der Landes⸗ 
fultur befteht, daß man es auch in Beziehung.auf das Wild 
ausdehnen könne, denn es hilft Eines zu dem Andern. 

Was num das Wort „gehörig“ betrifft, fo ift biefes 
eigentlich im Intereſſe der Garteufultur und dev Jagdberech⸗ 
tigen. 

Hinfichtlich der Lebteren fol damit fo viel geſagt ſeyn, 
daß die Einzäunung fo Statt finden folk, daß kein Wild 
dahin kommt, was leicht geſchehen kann. Der Garten aber 
kann gebörig eingezäuut ſeyn, und das Wild doch hinein⸗ 
fommen, befonders im Winter, wenn der Schnee fehr hoch 
liegt, unb wo dann der Berechtigte dem Eigenthümer nicht 
entgegenhakten kann, er habe feinen. Garten nicht gehörig: 
eingezäunt,. denn fo Faun man ihn nicht einzäunen, daß 
ſelbſt der fich daran aufthürmende Schnee feinen Eingang: 
zuläßt. Sch trage alfo darauf an, deu $., wie er von: der 
Sommiffion vorgefchlagen it, anzunehmen, denn ich jehe 
zum Voraus, daß in der erften: Kammer darauf beſtauden 
werben wird, und wegen; dieſes 8. wird man dad Geſetz 
nicht fallen laſſen wollen. 

v. Tfcheppe: Der Herr Regierungscommiffär hat bereits 
dasjenige auseinandergeſetzt, was ich beinerfen mellte, um 
mich für Beibehaltung des $,, wie er von der Conmiſſion 
vorgejchlagem worden ift, auszuſprechen. 

Wolff: Die Mehrheit der Commiſſion gieng, was die 
Baumſchulen und“ jungen Bäume betrifft, beſonders von der 
Anſicht aus, daß es in. dem eigenen Intereſſe der: Pandwirthe 
liege, daß die Baumfchulen. gehörig: eingezäunt und. Die 
jungen Bäume eingebunden werben, weil es fonft durchaus 
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unmöglids ift, Bäume! emporzubringen, beim wenn auch nur 
ein einziger Hafe auf einer Gemarfung wäre, fo würden 
alle unverwahrt gebliebenen jungen Bäume auf denfelben 
von. ihm verdorben werben können. Es würde überdieß aus 
deren: unterlaffener Verwahrung die Folge entftehen, daß 
‚bie: Jagbberechtigten: ben: Schaden jährlich zu: erfeßen. hätten, 
und die Landwirthe doch Feine. Bäume erhalten würdem. 
Die Sommiffion glaubte daher auf Beibehaltung des: Ars 
tikels antragen zu. müffen. Es möchte auch um: fo: weniger 
rathlich ſeyn, dieſen Artikel wegzulaſſen, als die Juriſten, 
die, wie wir gehört haben, darüber, ob und in wie weit 
ber Eigenthümer verpflichtet ſei, die Verwahrung; feier 
Bäume zu beforgen, wenn ihn. feine gefegliche Beſtimmung 
dazu anweist, fehr: verfchtedener: Anficht find. Die Einem 
behaupten, es verftehe fich von: felbft,, und es fünne deßhalb 
auch ohne dieſes Geſetz ſchon der Landrechtſatz 4148 © anges 
wendet werben, während: die Aubern biefes widerſprechen. 
Welche von Beiden recht haben, will ich nicht entſcheiden, 
ſondern nur ſo viel bemerken, daß vor allem eine Pflicht 
beſtehen muß, ehe Jemand der Vorwurf gemacht werden 
kann, er. habe durch Vernachläßigung derſelben ſich eine 
Verſchuldung zur Laſt fallen laſſen, vermöge der er den 
Schaden zu tragen habe. Bei dieſen verſchiedenen Anftchten 
hafte ich die Beibehaltung des Artikels für nothwendig. 
Pas die Gärten betrifft, fo gieug man bei der Commiſ⸗ 
fion von der Anſicht aus, daß allerdings ein: Unterſchied 
zwifchen Gärten im Allgemeinen und zwifchen Hausgärten 
zumachen fei. Gärten werden im Odenwalde, im Schwarz: 
walde und: überall alle diejenigen offenen Grundſtücke ge 
maunt, auf welche die Landwirthe ihre Gemüſe pflanzen; 
und weint: man num unter Gärten: im Allgemeinen auch. diefe 
verftehen wollte, wie es leicht Einem einfallen könnte, fo 
mwürbe auch der vonv Bilde darin angerichtete Schaden nicht 
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erfeßt werden müffen, wenn fie nicht eingezaunt ſind. Darum 
veränderte man bag Wort „Gärten“ in „HHaus gärten,“ 
weil in diefe auch gewöhnlich die im Felde gepflanzten Gemüſe 
gebracht werden, um den Winter über darin aufbewahrt zu 
werden, und hier würde natürlich dem Jagdberechtigten ein 
großer Schaden zugehen fünnen, wenn der Eigenthiimer des 
Gartens nid;t dafür forgte, daß die Einzäunung deſſelben 
gehörig gefchieht. 

Minifterialr. Bekk: Der Abg. Winter findet einen 
PWiderfpruch darin, daß man dem landwirthfchaftlichen 
Verein zur Emporbringung der Landwirthichaft Summen 
bewillige, und auf der andern Seite ein Wildfchadengefeg 
gebe. Sch finde beides fehr in Einklang, denn beides bat ja 
denfelben Zweck. Sowohl die Summen für den landwirth⸗ 
fohaftlichen Verein, ald das Wildfchadengefeß bezwecken 
beide die Beförderung der Landwirthichaft, die erjteren 
direft und das letztere indirekt. Eben fo findet er im Wider⸗ 
ſpruch, daß man bier eine ſolche Beſtimmung für Gärten 
und Baumfchulen aufnehmen wolle, während dem lands 
wirthfchaftlichen Verein Summen. zur Emporbringung der 
Landwirthichaft bewilligt werdeu. Das finde ich abermals 
ganz im Einklang und nicht im Widerfpruch. Die vorliegende 
Beftimmung, die die erfte Kammer aufgenommen hat, be> 
fördert die Obftzucht und die Schonung der Gärten, und 
ed ift alfo diefes ganz derſelbe Zweck, den die Unterftüßung 
aus Staatsmitteln für die Landwirthfchaft auch hat. Dieß 
vorausgefeßt will ich nur Einiges iiber den Hauptpunkt felbft 
bemerfen. Man ftreitet darüber, ob im Allgemeinen der 
Güterbefiger, wenn er die gehörige Sorgfalt zur Abwen⸗ 
dung des Wildſchadens nicht anmwende, feiner Entfchädi- 
gungsforderung beraubt feyn fol. Wenn man diefes zweifel⸗ 
haft fände, fo wäre e8, wie der Abg. Wolff bemerkt hat, 
jehr vortheilhaft, Ddiejen $. aufzunehmen, und per argu- 
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mentum ex contrario auszufprechen, baß ber Güterbefiger 
im Allgemeinen eine folche Pflicht nicht habe. Das ift übris 
gens auch fonft ſchon die Abficht des Entwurfs, Es fol names 
lich dem Güterbefiger Feine Präventivmaßregel im Allge 
meinen zugemuthet werden, und man kann ihn alfo mit 
feiner Entſchädigungsklage nie darum abweiſen, weil er feine 
gehörige Vorficht getroffen habe. Bei Gärten und Baum⸗ 
fchufen waltet aber ein befonderes Verhältniß ob, und es 
fprechen dafür fpeciele Gründe, weßhalb ed angemeffen ift, 
hier eine Ausnahme zu machen, und eben durd) die Beftims 
mung biefer Ausnahme ift die Regel um fo mehr befeftigt, 
- Man follte daher auf dem Paragraphen, wie er von der 
Commiſſſon redigirt worden ift, beftehen. Was insbejondere 
das Wort „gehörig“ betrifft, fo iſt es gleichgültig, ob es 
daſteht oder nicht. EB bleibt in allen Fällen den Gerichten 
überlaffen zu benrtheilen, ob anzunehmen fei, daß eine 
wahre Einzäunung oder ein wahres Einbinden vorhanden 
war oder nicht, oder mit andern Worten, ob das Einzäunen 
und Einbinden gehörig gefchehen jei oder nicht. So lange 
man nämlich nicht wickfich befchreiben wollte, daß es rings 
herum und bis zu einer gewiffen Höhe gehen müſſe, d. h., fo 
lange man fich mit einem allgemeinen Ausdruck begnügt, if 
die Aufuahme oder Weglafjung des bloſen Worts „gehörig“ 
ohne Folgen. 

Körner: Man hatte bei diefem Artifel, fo weit er die 
Einzäunung der Gärten betrifft, nicht die Gärten von 
Mannheim im Auge, die mit Mauern umgeben find, ſon⸗ 
dern die Gärten in jener Gegend, wo eigentlicher Wild⸗ 
ſchaden ſich ereignet, nämlich in Waldgsgenden, wo die 
Berhältniffe ganz anders find. Dort find einzelne Bauern- 
höſe, die mehrere Morgen Güter ald Gärten bei ihren Haus 
fern beſitzen, die fie nicht einzäunen können ohne außerordent- 
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Darım hat man in der Commiſſion geglaubt, daß, went 
man auch den Paragraphen aus den Gründen des Herrn 
Berichterftatters beibehalten wolle, man ihm doch eine nähere 
Beftimmung geben müffe, und hat alfo das Wort Haus 
gärten gebraucht. Allein auch diefer Ausdruck ift mir für 
jene Bewohner nicht genug ſchützend. Er ift mir zu allgemein, 
denn zu Hausgärten fünnten alle jene Gärten, die in der Feld» 
fultur liegen, und zu diefen Höfen gehören, erflärt werben 
wollen, und darum fchlage ich vor, zu feßen, „die an 
Hänfern gelegenen Küchengärten. Was die Einbindung 
der Bäume betrifft, fo haben verfchiedene Gründe die Com⸗ 
miſſion beftimmt, diefe Beftimmung beizubehalten. Es ift 
fehr richtig, daß, wenn auch nur ein einziger Haſe in einem 
Felde ıft, er auf die Bäume zulauft, und wenn fie nicht eins 
gebunden find, folche verdirbt, fo daß man nie einen ordent⸗ 
lichen Baum erziehen fönnte. Ein weiterer Grund war der, 
daß diefe Bäume auch durch andere Thiere befchädigt werden 
fönnen, da namentlich auch die Schafe die Bäume annagen, 
und man oft nicht genau unterfcheiden kann, von wem der 
Schaden gefchehen ift, wenn man die Fußftapfen nicht ficht. 
Es wird alfo am: beften ſeyn, die Beftimmung beizufügen, 
daß der Eigenthimer feine Bäume einbinden folle, Das Wort 
gehörig oder nicht gehörig ift fehr relativ, denn auch 
einen eingebundenen Baum kann das Wild befchädigen, 
allein wenn der Baum einmal eingebunden war, fo fann der 
Eigenthümer den Erfaß fordern. 

Nachdem der Abg. Aſchbach feinen Antrag auf Streis 
hung des Artifeld zurücd genommen, und der des Abo. 
Merk auf Weglaffung des Worts Hausgärten vermor- 
fen worden, wird der Paragraph nach dem Vorfchlag der 
Commiſſion, jedoch in folgender verbefji erter Faſſung anger 
nommen. 

„Wildfchaden, der in Hausgärten und Baumfchulen ent; 
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fteht, wird nur, wenn diefe eingezaunt find, und der Wilds 

fhaden an jungen Obitbäumen, welche auf nicht eingefries 

digten Orten ftehen, nur dann erfeßt, wenn folche während 

des Winterd mit Stroh oder was fonft eingebunden waren,“ 
$. 9. 

lautend: | 

„Bei Erzeugniffen, deren Beſchädigung in einem. Zeits 
punkte eintritt, wo fie ihre vollftändige Entwidlung noch 
nicht erhalten haben, ift der Umfang, den fie nach dem nas 
türlichen Laufe der Dinge zur Zeit der Ernte haben würden, 
durch Schäßung auszumitteln, und der Anfchlag diefes Er—⸗ 
trags zu Geld gejchieht nach dem Preife, weldyer zur Zeit 
der Schäßung im Orte als der mittlere laufende gilt. 

Wolff wünfcht, daß ftatt des Wortd „Umfang“. das 
Wort „Ertrag“ gefeßt werden möchte, 

v. Tſcheppe: Der Ertrag befteht aus zwei <heifen: 

Erftend aus der Quantität, die gleich nach dem Schaden 
nad) dem Preis der Ernte gefchäßt werden fol. 

Zmweitend aus dem Ertrag, der. nicht zu der Zeit bered)- 
net wird, wo er eigentlich berechnet werden follte, nämlic) 
zur- Zeit der Ernte, fondern ed fol nad) dem Preis im 
Augenblick des Schadens berechnet werden, 

Dieß feheint ein Widerfpruch, denn man will ja nichts, 
als daß er feinen Schaden leiden folle. Es ſoll ihm alfo das⸗ 
jenige erſetzt werden, was er gewonnen hätte, wenn ber 
Schaden nicht verübt worden wäre. Diefer Gewinn richtet 
fich aber nicht nach dem Zeitpunkt, wo der Schaden gefchieht, 
fondern erft nach der Zeit. der Ernte, wo dad Getreide höher 
int Preife ftehen kann. Es ift alfo entweder der Jagdberech⸗ 
tigte oder der Befchädigte.dabei gefährdet. 

Minifterialr. Bekk: Was den Antrag des Abg. Wolff 
betrifft, fo finde ich im Wefentlichen nichts dabei zu erinnern, 
will aber nur im Allgemeinen bemerken, daß mit dem Wort - 

414. 
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„Umfang“ jo viel als die Quantität hat bezeichnet werben 
wollen, während das Wort „Ertrag“ ſowohl die Quantität 
als den Werth umfaffen möchte. Darum feheint mir Doch ans 
gemeffener, bei dem Wort „Umfang“ jtehen zu bleiben, da 
ohnehin weiter unten noch nachfommt, wie der Anfchlag des 
Ertrags zu Geld berechnet werden muß. 

Was fodann die Bemerfung des Abg. v. Tfcheppe be» 
trifft, fo iſt fie im Allgemeinen richtig, allein man hat hier 
abfichtlich dem befchädigten Güterbefiger einen kleinen Bors 
theil geben wollen, weil er nicht warten fol bis zur Ernte, 
wenn ihm die Frucht früher verdorben wird. Die Schäßung 
foll fogleich eintreten, und wenn es unbedeutende Beträge 
betrifft, fo wird die Sache in der Negel Leicht abzumachen 
feyn. Wenn man fagt, es fol nach dem Preis, der zur Zeit 
der Ernte gilt ‚ die Vergütung gejchehen, fo würde einmal 
der Befchädigte damit hingehalten. In der Regel ift übrigens 
zur Zeit der Ernte der Preis wieder geringer ald vorher 
Für bedeutendere Fälle hilft indeffen der $. 12 fo viel als 
nothwendig ift fchon aus, 

Der Paragraph wird hierauf nad) dem Antrag der Com⸗ 
mifjion angenommen. 

$$. 10 und 11 lautend, und zwar: 

§. 10. 

„Bon dem fo berechneten Belrage kann in Rückſicht der 
Gefahren, welchen das Gewächs bis. zur Ernte noch aus⸗ 
gefetst gewefen wäre, wegen erfparten Baus und Einheim⸗ 
fungsfoften und wegen des frühern Empfangs der Schadlos⸗ 
haltung nad) vicyterlichem Ermefjen ein Abzug gemacht wer; 
den, welcher nicht weniger als den 20ften und nicht mehr 
als den 5ten Theil der berechneten Schadensfumme betragen 
darf,’ 

$. 11. 
„Wenn an dem im $.:9 gedachten Fall die Befchäbigung 
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von der Art ift, daß ein Wachsthum der befchäbigten Erzeugs 
niffe noch möglich erfcheint, fo kann der Jagdinhaber verlans 
gen, daß der muthmaßliche Schaden von den Schäßern vors 
fänfig nur aufgenommen und vorgemerkt, bei Eintritt der 
Reife des Gewächfes aber erft abgefchäßt werde, ob und um 
wie viel der Ertrag ald Folge des erlittenen Wildſchadens fich 
geringer herausftelle; bei dem Anfchlag zu Geld werden die 
zur Zeit der Ernte für das befchädigte Gewächs beftehenden 
Preiſe angenommen, und an dem Betrag der etwaigen Ent- 
fhädigung die geringeren Einheimfungsfoften abgezogen.“ 

werden ebenfalls von der Kammer angenommen. 

§. 12, 

und zwar:. 

„Wenn in Waldungen befamte oder angepflanzte Diftrifte 
befchädigt worden find, fo eignen fich zum Erfaße: 

4) die Koften der neuen Befamung oder Anpflanzung ; 

2) der nad) dem Alter der Fünftlichen Waldanlage oder des 
Verjüngungfchlages dem Eigenthümer durch Entbehrung 
des jährlichen Zumachfeg zugegangene weitere Schaden.“ 

Minifterialr. Bekk: Das ift Die wefentliche, man kann 
fagen, die einzig wefentliche Aenderung, weldje die Coms 
miffton der zweiten Kammer in dem Entwurf der Regierung 
vorfchlägt. Der Erſatz des Wildfchadens im Walde ift etwas 
ganz Neues, denn nicht nur im Großherzogthum Baden ift 
dies bis jegt nicht gewefen, fondern in ganz Deutfchland nicht. 
Su Naffau befteht ein Geſetz, das einige Entfchädigungds 
verbindlichkeit ausfpricht, es ift aber weit hinter dem uns 
frigen zurück, denn dort darf blos der Aufwand für Die 
neue Anfaat, aber unter feiner Borausfegung ber entgans 
gene Holzgewinn erfeßt werben, was hier indem Entwurf 
aufgenommen und von Bedentung ift. Auch ift überdies dort 
nur von dem Schaden durch Hochwild die Rebe. 

In Heffenfaffel wurde neulich ein Geſetzesentwurf vorges 
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legt, wonach der Echaben in Waldungen erfett werben follte, 
allein bei der Discuffion des Entwurfs find fo verfehiedene 
Bedenklichfeiten Dagegen erhoben worden, und man hat theils 
weife die Unausführbarfeit behauptet, fo daß die Kammer 
ſich bewogen fand, den Paragraphen zu ftreichen und zu bes 
fchließen, daß über den Erfaß von Waldwildfchaden ein bes 
fonderes Gefeß erfolgen folle. Hiernach ift alfo diefes der 
erfte Entwurf, der eigentlich einen Schaden in Waldungen 
erjeßen läßt. Schon darum möchte ed räthlich feyn, etwas 
forgfältig dabei zu Werk zu gehen, weil natürlich voraus⸗ 
zufehen ift, daß auf eine Abänderung, fo fern fie wefentlich 
ift, von der erften Kammer nicht eingegangen werben wird. 
Abgefehen aber davon, find auch fonft Gründe vorhanden, 
bie es nöthig machen, hier den Schaden nur dann zu erfegen, 
wenn nicht nur einzelne Pflanzungen angegriffen find, ſon⸗ 
dern eine ganze Strede oder überhaupt ein folcher Umfang 
verdorben wurde, daß dadurch eine fogenannte Blöße ents 
ftand. Es ift befannt, daß in den Waldungen der junge 
Anflug nicht ganz zum Aufwuchs fommt. Er wird naturs 
gemäß zum großen Theil unterdrückt, und wenn er nicht von 
felbft abgeht, fo muß er nach forftwirthfchaftlichen Grunds 
fügen durchforftet werden, um den Stämmcen, die übrig 
bleiben, hinreichend Luft zu geben, und ihr Emporfommen 
zu befördern. Schon darum kann man alſo, wenn nur einige 
Stämmchen verlegt find, nicht fagen, daß wahrer Wild» 
fchaden vorhanden ift. Eine folche Behauptung ift im firengen 
Sinn nur dann gegründet, wenn eine ganze Reihe von ſolchen 
Stämmchen in der Art verlegt ift, daß dadurch, wenn nicht eine 
Nachpflanzung gefchieht, feiner Zeit in dem Hochwald eine 
Blöße entfteht. Nur in diefem Falle kann man fagen es ift ein 
wahrer Schaden vorhanden, denn der Wald wird, wenn er 
groß wird, nicht mehr das feyn, was er feiner Natur nad) 
jonft feyn ſollte; die Bäume werden weiter audeinander 
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ftehen als fonft. In einem folchen Fall will daher ber Ent⸗ 
wurf der Regierung und der erfien Kammer eine Entfchädis 
gungspflicht eintreten laſſen, für alle andern Fälle aber nicht, 
weil mit Sicherheit von einem Schaden nicht die Rede ſeyn 
fann, und weil überdies, wenn man das Wild nicht ganz 
ausrotten will, der Wald noch den geeignetften Aufenthalt 
“für däffelbe ift. Ä 

Nach dem Commiſſionsentwurf aber ſoll der Schaden 
überhaupt und allgemein vergütet werden, und wenn diefes 
it, fo müßte man auch näher beſtimmen, wie er denn vers 
gütet werden müßte, weil in vielen Fällen aus den anges 
führten Gründen gar nicht einmal erkannt werden kann, ob 
‚eine definitive Befchädigung da iſt oder nicht. Man würde 
bei Auffuchung genauerer Beftimmungen bierüber zu ſolchen 
"MWeitläuftgfeiten fommen, daß man vielleicht auch zu dem 
nämlichen Refultat gelangte, wie in Gaffel, daß man näms 
lich den Paragraphen in der erften Kammer ganz ftreichen und 
fagen würde, wir wollen die Beftimmung über die Eutfchäs 
digung in Wäldern einem Fünftigen Gefege vorbehalten. Sch 
glaube daher, daß es ſowohl politifch räthlich, als wirklich 
in der Natur der Sache gegründet ift, von einer allgemeinen 
Entfhädigungspflicht in Waldungen Umgang zu nehmen, 
und ed bei der Beftimmung des Regierungsentwurfs und ber 
erfien Kammer zu laffen. 

Staater. Winter: Die erfie Kammer hat, wenn ſie auch 
nicht gerade weiter gegangen iſt, als der Regierungsentwurf, 
doch Die Sache noch näher bezeichnet, nämlich den Uuters 
ſchied zwifchen den verfchiedenen Waldungen genauer. augges 
fprochen, damit fein Zweifel darüber entftehen kanu, und ich 
muß geſtehen, es war mir eine ſehr angenehme Erfcheinung, 
daß in jener Kammer noch eine weitere, wenigſtens in jedem 
Fall klarere Darftellung gemacht worden ift. 

Rindefchwender: Die Gründe, welche bir eGommiin 
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vermocht haben, die Erfaßpflicht hier höher zu fleigern, ale 
in der erften Kammer gefchehen ift, find in dem Commiſſions⸗ 
bericht angegeben. Sie beftehen in der Heiligkeit des Wald« 
eigenthums, denn das Waldeigenthum fordert, daß jeder 
Schaden erfett werde. 

Run kann befanntlich in Waldungen nicht blos dadurch 
Schaden geſchehen, daß die fünftliche Beſamung angegriffen 
wird, fondern auch bei demjenigen Holz, dad, wie man fagt, 
den Thieren aus dem Maule gewachfen ift. Hier hat man 
befonders bei Afpen und Rothtannen die Erfahrung, daß im 
Winter das Hochmild und die Rehe ungeheuren Schaden ans 
richten. Sie fchälen oft die Rinde ganz um den Stamm 
herum ab, und wir dürfen nur auf den Bejtand im Hagelfchieß 
zurückgreifen, um zu fehen, welche ungeheure Befchädigungen 
dort Statt finden. Man hat daher auch dort wie in andern 
Orten die Uebung befolgt, diefe Rothtannen umzuhanen, 
damit fie vom Wild im Winter benagt werden fünnen, und 
das andere Holz gefchont wird. Das kann man nun freilich 
in einem Bezirk, der der Regierung gehört, allein der Gutss 
beſitzer würde fich dafür bedanken, zum Beften des Wildes 
fich zu folchen Opfern zur verftehen. Das war der Grund, 
warum die Commiſſion glaubte, daß jeder Schaden erfeßt 
werden müßte, und wenn im Negierungsentwurf der Unters 
ſchied gemacht wird, daß nur da ein Schaden erfeßt werden 
folle, wo große Blößen entftehen, die fich nicht felbft wieder 
durch Befamung regeneriren, fo will ich nur darauf aufs 
merffam machen, daß wenn man die einzelnen Blößen zus 
fanmenrechnen konnte, oft ein halber Morgen heraus käme, 
und ich fehe nicht ein, warum für folche einzelne Blößen 
‚fein Schaden erfeßt werben folle. 

Minifterialr. Bett: Sobald der Schaden bewirkt, daß 
die Bäume weiter aus einander fommen, als fie ihrer Natur 
nach ftehen müßten, ift eine Blöße vorhanden. 


LXVI. Sitzung v. 24. September 1833. 217 


Rindeſchwender: Gegen das Recht und die Billigkeit 
finde ich feinen Grund, in demjenigen, was der Herr Res 
gierungscommiffäar bemerkt hat. Was aber die Gründe 
der Politif betrifft, fo find diefe anderer Art, und ich muß 
deren Würdigung der Kanınter überlaffen. 

Forftrath Baier: Das Wild geht fehr felten ans Staus 
genholz und benagt ed, fo lange es noch junges Holz hat, 
und gerade in den jungen Pflanzen foll ja der Schaden ers 
fett werden. Man bat auf den Hagelfchieß hingewieſen, 
allein dort find wenig Aſpen, fondern Tauter Roth- und 
Weißtannen, und ich wiederhofe, daß nur im höchſten Mangel 
das Wild and Stangenholz und namentlidy and Nadelholz 
geht, es kann alfo im Hagelfchieß am Stangenholz fein Scha⸗ 
den angerichtet werben. Die erfte Kammer ift weiter ges. 
gangen, als urfprünglich der Regierungsentwurf war, dem 
wenn ed nach diefem gegangen wäre, fo wäre in Hadfmwals 
dungen feine Entfchädigung gegeben worden. Die Niederwal: 
dungen und die Hackwaldungen gehören aber nicht dahin, und 
bie erfte Kammer hat befonders die leßteren im Auge gehabt. 

Welcker: Ich unterftüße den Antrag der Commiſſion, 
denn das, was ich Dagegen gehört habe, reducirt fich bios 
auf den von der Kammer fo oft gehörten Sag, nehmt es an, 
oder die erfte Kammer verwirft es. 

Diefes Argument, wenn es oft wiederholt wird, hat für 
mic) etwas Niederfchlagendes, denn e8 könnte damit fo weit 
fommen, daß wenn der erfien Kammer zuerft ein Geſetz vors 
gelegt würde, ung die Diecuffion erfpart und das Gefeß le— 
diglich diftirt werden könnte. Sch habe aber Fein fo geringes 
Zutrauen zur erften Kammer, daß fie da, wo die Gründe der 
Gerechtigkeit fprechen, ganz dagegen verfchloffen fei. Wäre 
dies aber auch der Fall, fo will ich wenigftens der zweiten 
Kammer die Ehre retten, ihren feldftftändigen Standpunkt 
zu behaupten, damit fie befchließt, was gerecht ift. Sch will 
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ihr ferner die Ehre retten, daß wenu ein Gefeß hier zwifchen 
den zwei Kammern und der Regierung zu Stande kommt, 
und wir nachher bei der Unterhandlung mit den andern ge— 
feßgebenden Faktoren nachgeben müffen, doch wenigftens in 
unfern Befchlüffen dasjenige niedergelegt fei, was das Necht 
gebietet, und dann mag die öffentliche Meinung richten, an 
die wir zu appelliven haben. Sch werde alfo zu Beftimmuns 
gen, die ich nicht für gerecht halte, nie aus jenem Argument 
meine Zuftimmung geben, und wenn danı davon die Nede 
ift, daß der Landtag zu Ende gehe, fo ift dies noch weniger 
ein Moment, weil ic; folche, in der Noth gemuchte, Gefeße 
nicht mag. Was dagegen die Hauptfache betrifft, fo ift 
meiner Weberzeugung nach die Forderung der Gerechtigfeit 
bier dafür entfcheidend, daß der ganze Schaden erfeßt werde. 
Wir haben vor nicht langer Zeit ein Gefeg über das Walp- 
eigenthum mit einer Strenge durchgeführt, daß fie zum Theil 
für die ärmften Bürger fehr nachtheilige Folgen haben kann, 
mit einer Strenge, worüber ich zuweilen erfchrad, mit einer 
Strenge, fage ich, die von allen früheren Rechtsgrundſätzen 
abweicht. 

Wir haben das Waldeigenthum gegen die dringendften 
Bedürfniffe der armen Bürger, diedurd Gewohnheit manche 
Vortheile daraus zogen, auf eine Weife geſchützt, daß es 
zum großen Theil im Intereſſe der erften Kammer feyn wird, 
alfo in ihrem Intereſſe zu ſehr gefchüßt, und jetzt, wo wieder 
ein Waldeigenthum zur Sprache fam, da foll es vor dem 
Wildfchaden nicht gefchügt werden, und zwar abermals aus 
Rüdfichten für die erfte Kammer, 

Das wird jene Verfammlung felbft nicht billig finden. Es 
fpricht aber auch noch ein befonderer Grund für den Antrag 
der Sommiffion. Hier ift von einem Schaden die Rebe, der 
nicht durch die unfchuldigen Thiere der Jagd, nicht durch 
Hafen ꝛc., fondern durch Hochwild verübt wird, Das billiger: 
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weife eingehegt werden follte, worauf andere Eeſetzgebungen 
ausgehen, wenn fie ed nicht gar zu vernichten gebieten. Ends 
lich ift noch bei unferem gegenwärtigen Standpunfte der Ges 
feßgebung, die wir auf diefem Landtage zu Stande bringen, 
unfer Bedauern allgemein, daß wir und nur auf ein Geſetz, 
das den nothwendigen Schaden erſetzt, beſchräuken müſſen, 
und daß keine Präventivmaßregeln gegeben ſind. Der Herr 
Regierungscommifjär hat uns dadurch die Präventivmaßregeln 
als gegeben dargeſtellt, daß der Jagdeigenthümer durch die 
Pflicht, den Schaden zu erſetzen, veranlaßt werde, das Wild 
zu vermindern. Ich wünſche auch, daß er durch das Intereſſe 
feinen Schaden erſetzen zu Dürfen, veranlaßt werde, das Hoch⸗ 
wild zu vermindern, kann alſo um fo weniger von ber drüts 
genden Forderung der Gerechtigkeit, daß der ganze Schaden 
erfeßt werde, abgehen. 

Schaaff: Ic fehe hier zwei Rechte vor mir, jenes des 
Sagdheren, und jened des Güterbefigers. Beide Rechte 
follen in unferem Geſetz gefcehügt werden. Das erftere wird 
geſchützt, denn der Jagdherr kann die Jagd im größten Ums 
fang üben, es ift ihm Feine Schranfe gefegt. Wir haben 
feinen Artifel, welcher fagt, er fol diefe oder jene Wild— 
gattung ausrotten, oder das Wild müffe bis auf einen ge; 
wiffen Stand rebueirt werden; furz, dem Jagdherrn ift in 
diefem Gefeße ein unbedingtes Necht gegeben. Nun tritt 
aber aufder andern Seite der Gutöbefißer auf, und fagt, 
„wenn dein Wild, das du hegft, um dein Jagdvergnügen 
zu befriedigen, auf meinem Grund und Boden Schaden vers 
übt, fo will ich, daß du mir diefen Schaden erſetzeſt,“ und 
ich glaube, der Waldeigenthümer bedient fich hier eines guten 
Rechte. Die öffentliche Meinung hat fich darüber ausges 
fprochen, welches diefer beiden einander gegenüber ftehenden 
Rechte das befjere fei, ob jenes der Jagdbeſitzer ‚oder 
jeues der Güterbefiger. Sch babe von der Loyalität und der 
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Ritterlichkeit der Mitglieder der erften Kammer die Heberzeu> 
gung, daß fie diefen Unterfchied wohl erwogen haben, und wenn 
wir den Artifel nad) dem Borfchlag der Sommiffion beibehals 
ten, das Gefeß hieran nicht ſcheitert. Sollte aber diefer Para— 
graph nicht angenommen werden, jo muß ich auf jeden Fall eine 
fleine Modification zu dem Entwurf der erften Kammer vors 
fchlagen oder wenigftens eine Erffärung von der Regierungss 
commiffion fordern, Es heißt nämlich dort: in Waldungen 
wird nur derjenige Schaden erfeßt, der in angelegten Ver—⸗ 
jüngungsfchlägen 2c. angerichtet wird. Hierumter fcheinen die 
Hackwaldungen verftanden zu feyn, wie aus der Discuffion 
der erften Kammer hervorgeht. Da died aber doch einem 
Zweifel unterworfen werden fünnte, fo Ram ich eine Er⸗ 
Härung hierüber. 

Forſtr. Baier: Wenn der Hochwald durd, den Dunfels 
hieb abgetrieben wird, fo ift der Beſamungsſchlag auch 
darunter begriffen. 

Schaaff: Es wird weniger Mißdeutung veranlaſſen, 
wenn das Wort „angelegt“ geſtrichen, und dann etwa in einer 
Parentheſe die Hackwaldungen und Niederwaldungen genannt 
werden. 

Forſtrath Baier: Es iſt entweder Dunkelhieb oder ein 
Abtrieb auf Stockausſchlag, oder kahler Abtrieb. 

Schaaff: Ich kann mir Verjüngungsfchläge denken, Die 
nicht Fünftlicy angelegt find, wo alfo fein Schaden erfeßt 
würde, und darum trage ich darauf an, das Wort „angelegt“ 
zu ftreichen. 

Minifterialr. Bekk: Der Abg. Welcker fpricht von For 
berungen der Gerechtigkeit, und will einen ungerechten Ars 
tifel nicht aufnehmen. Einen ungerechten Artifel würde ich 
auch nicht aufnehmen, blos darum, weil die erfte Kammer 
es jo haben möchte, allein von einer Ungerechtigkeit ift hier 
nicht Die Rede, Es find zwei Punkte, von denen es fich hier 
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handelt. Bis jeßt wurde in Waldungen Fein Schaden ers 
ſetzt, und num foll er in gewiffen Fällen erfeßt werden, und 
in anderen Fällen nicht. Der Abg. Welcker ftimmt bei, 
daß er in diefem erſten Yall, den die Regierung und die erfte 
Kammer angenommen hat, erſetzt werden folle, und hinficht- 
lich des andern bedarf ed gar feines weiteren Befchluffes, 
denn dafür erhalten wir eben noch Fein Gefeß und begehen 
demnach Feine Ungerechtigkeit, ſondern laffen die Sache nur, 
wie fte fchon ift. 

Witzenmann: Der Herr Berichterftatter hat bemerkt, 
dag im Hagelfchieß auch ſchon bedeutender Schaden durd) 
das Hochwild gefchehen fe. Davon habe ich wenig gehört, 
und muß ich um fo mehr bezweifeln, weil dort das Hochwild 
fehr felten geworden, allein das kann ich) behaupten, daß in 
jungen Scylägen in fchneereichen Wintern bedeutender Scha⸗ 
den durch Rehe angerichtet worden ift. i 

Winter v. Ds: Die Bemerkungen, die der Herr Regie 
rungscommiffär gemacht hat, laſſen fich eigentlich auf jeden 
Artikel, alfo auch auf diefen anwenden. Sie haben mid) 
durchaus nieht überzeugt, denn fonft müßte ich mich wundern, 
daß nicht überhaupt ein Artikel im Geſetz fteht, der fo lantet: 
Seder, der zu fürchten hat, daß fein Eigenthum durch das 
Wild befchädigt werde, foll fo dafür forgen, und fo verfah; 
ren, daß ihm daran gar Fein Schaden zugefügt werden kaun. 
Thut er Diefes nicht, fo hat er füch die Folgen felbft zuzufchreis 
ben. Sch habe aber die Hoffnung zu den Fortfchritten der 
Kultur der Menfchen überhaupt, daß es nicht mehr fo lange 
Dauere, und wir werden cin Geſetz erhalten, das nur aus 
einem einzigen Artifel befteht, welcher fagt: wer wilde Thiere 
hegen will, muß fie fo einzäunen, und folche Einrichtungen 
treffen, daß durch diefelbe feine Mitbürger nicht befchäbigt 
werben fonnen. Da wir aber jet noch in einer Zeit leben, 
wo man, wie die Negierungscommiffion fagt, zufrieden ſeyn 
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muß, wenn man nur etwas erhält, fo ſtimme ich auch für 
den Commiffionsantrag, und fürchte nicht, daß er in der 
erfien Kammer werbe verworfen werden, da fich dort doch 
auch noch Manner befinden, die eine folche gerechte Fordes 
rung nicht zurückweiſen werden. Dabei ermuthigt mich auch 
der Geift der jeßigen Regierung und dad Beifpiel, das fie 
und fchon bei andern folchen Gelegenheiten gegeben hat, fo 
daß ich glaube, wenn es ihr überhaupt nur recht Ernft ift, 
fie immerhin auch in der erften Kammer großen Gedanken 
Eingang verfchaffen kann. 

Aſchbach: Aus dem Standpunfte des Rechts kann ich 
blos für den Commiſſionsantrag ſtimmen. Auch die andere 
Kammer hat die Richtigkeit dieſes Standpunkts anerkannt, 
denn fie laͤßt ſich Die Pflicht zur Entſchädigung, jedoch modis 
fteirt, gefallen. Der bisherige Zuftand, wornach für die Bes 
fhädigungen im Walde Feine Entfchädigung gefordert werden 
fonnte, mar Fein rechtlicher, fondern ein faftifcher, und die 
Nothmwendigfeit diefen zu verändern, hat eingeleuchtet. Der 
Vorſchlag der erften Kammer ift gewiffermaßen ein Vergleichs 
vorfchlag, denn indem man dad Recht anerkennt, foll es 
nur halb gewahrt werden, und zum Theil der faftifche Zu— 
ftand fortbeftehen. Bei dieſen Betrachtungen erinnere ich 
mich an den Zehnten. Sm Sahr 1831 war der Vorfchlag 
rircfichtlich der Ablöfung des Zehnten auch ein Vergleiches 
vorfchlag, alein er ift in der andern Kammer nicht durch⸗ 
gegangen. Man hat volle Entfchädigung gefucht, und in 
tiefem Sahre ift auch biefer Grund des Zehntablöſungs— 
gefeßesd berathen worden. Sch will auf demfelben Boden 
mic) fefthalten und feinen Vergleichsvorfchlag hier eingehen, 
fondern den Grundſatz des Rechts und der vollen Entfchädis 
gung hier durchgeführt wiffen. Das Einzige, was hier 
Bedenken erregen fönnte, wäre der politifche Grund, naͤm⸗ 
lich die Beforgniß, daß diefes fo dringend nothwendige 
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Geſetz -fcheitern Fönnte an der Verwerfung dieſes $. Sch 
kann aber diefe Beforgniß nicht in der Größe theilen, wie eg 
von andern Seiten gefchehen ift. Insbefondere beruhigt mich 
die Aeußerung eineg der Herrn Regierungscommiffäre, welcher 
bemerkt hat, daß die Befchädigungen an dem Stangenhofz 
nicht jo häufig vorfommen könnten, befonders dann nicht, 
wenn auch noch andere Holzgattungen im Walde feien, indem 
das Wild fich nur in der größten Noth an das Stangenhofz 
made, wird nun bereits für die Hauptbefchädigungen Ents 
[hädigung zugeftanden, fo wird auf die Entfchädigung für 
die geringeren Fälle nicht fo fehr beftanden werden wollen, 
daß die andere Kammer davon das Schicfal eines fo noth— 
wendigen Geſetzes abhängig machen fünnte, eines Geſetzes, 
auf das Taufende mit heißem Verlangen hinbliden, und 
defien Verſagen die größte Aufregung veranlaffen könnte. 
Ich finde daher noch feinen Grund, dieſen Betrachtungen 
der Politif Gehör zu geben, und flimme für den Commiſ⸗ 
fionsantrag. 


Staater. Winter: Es ift allerdings ein Vergleich, aber 
ein Vergleich wo man !%/20 hingiebt und ”/2o behält. Was 
kann im Walde an hundertjährigen Eichen, oder an Buchen, 
oder auch am Stangenholz verdorben werden? Cs giebt 
Stangenholz, an welches das Wild auch nicht geht, bes 
ſonders wenn es harzig ift. Es ift nicht der Schaden, um 
den man ſich ftreitet, fondern man will nur vor den Chicanen 
gefichert jeyn, denen man unterworfen werden fünnte. Es 
können Pflanzen ausgeriffen, und dabei Wildfpuren gefehen 
werden, man weiß aber nicht, wer es gethan hat, und dieß 
ift gerade die fchlechtefte Seite bei dieſem Gefeß, daß man 
dem Schaden auf Fünftliche Weife zu Hülfe fommen kann. 
Es wird auch wohl der Fall feyn, daß ‚Wildfchaden erfeßt 
wird, der eigentlich gar nicht Statt fand, und ich bitte baher 
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nochmald, den Entwurf, wie er von der erſten Kammer 
herüberfam , anzunehmen. 

Forſtr. Baier: Ich habe nur noch das —— daß 
“gerade in den Hochwaldungen, wo die Schäfer bin können, 
und wo die Weide Statt findet, ein folcher Schaden nicht 
blos dem Wilde zugefchrieben werden kann, indem die Schafe 
eben jo gut das junge Holz annagen können. Daffelbe kann 
durch Nindvieh und Geifen gefihehen, und wie ift es alfo 
möglich;, heranszubringen, ob diefer Schaden am Etangens 
holzdurch Wild gefchehen fei. 

Rettig v. Sch.: Sch unterftüge den von dem bg. 
Schaaff eventuell geftellten Antrag, nämlid) unter Nr. 2 
das Wort „angelegt“ wegzulaffen, denn ich glaube, wir 
werden den Zweck vollfommen erreichen, wenn durch Die 
Weglaſſung diefes Wortd jeder Zweifel gehoben wird, ob 
unter folchen Berjüngungsichlägen die Niederwaldungen im 
Allgemeinen begriffen find, aljo Niederwaldungen wo wirk⸗ 
lich Stodausfchlag ıft, oder alle folche Schläge, 3. 2. 
Erlenfchläge, darunter verftanden find, wo allerdings das 
Wild fehr bedeutenden Schaden durch das Wegbeißen der 
Sprößlinge zufügen kann. Der Schaden in Hochwaldungen, 
der durch Abnagen der Rinde entftehen kann, wird fehr felten 
vorfommten, und wenn er vorfommt, fo wird fo fchwer aus» 
zumitteln feyn, ob der Schaden wirklich von Wild herfommt, 
daß ich darauf gar fein Gewicht lege. Man wird fich Dadurch 
gehörig gefichert finden, und jeder Waldbeſitzer für ſolche 
Berjüngungsfchläge und alle Niederwaldungen denjenigen 
Schuß haben, den der_$. 43 nach der Faffung der erften 
Kammer giebt. 

Welcker: Ich will zuvörderft auf dasjenige antworten, 
was der Herr Regierungscommiffär bemerkt hat, daß wir 
nämlich Fein ungerechtes Gefeß machen, weil basjenige, 
was in dem Geſetz ftche, gerecht fei, indem darin der Schas 
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denderfaß zugefichert werde, und nur die weitere Ausdeh— 
nung fehle. Sch will aber den Herrn Regierungscommiffär 
nur auf die Kaffung des Artifeld aufmerkffam machen, wo 
es heißt, der Schaden anderer Art werde nicht erfegt, und 
diefes halte ich für ungerecht. Ferner muß ich den Einwurf 
befeitigen, daß nach dem alten Zuftand gar nichts erfegt 
werde, daß diefer Erſatz alſo etwas Neues fei, und wenn 
wir dieſes Gefeg nicht fo annehmen, gar fein Schaden erfeßt 
werde. Das Beſtehende ift aber nicht die Norm des Rechts, 
denn fonft hätten wir bis auf heute die Leibeigenfchaft 
noch. Jetzt hat man fich aber auf den Standpunft der Ge- 
rechtigfeit geftellt, und hiernach muß hier ein voller Erfaß 
Statt finden. Die anderen Bemerfungen beziehen fich mehr 
auf politifche Momente, die mich ebenfalls nicht irre gemacht 
haben, Es heißt, der Schaden ift gering; allein dann ift 
auch in diefer Hinficht der Betrag der Entfchädigung für die 
Jagdbeſitzer nicht groß. Zweitens heißt ed, ed würde unge 
wiß feyn, ob nicht auch anderer Schaden, wie 3. B. von 
Menfchenhänden oder Schafen, für Wildfchaden werde be- 
trachtet werden. Sch glaube nicht, daß diefes zu fürchten ift. 
Sedenfalld würde Berückfichtigung diefer Beforgniß zu weit 
führen. Auch in andern Fällen kann Schaden entftehen, wo 
ebenfalld diefer Zweifel obmaltet, allein wer einem Sagd- 
eigenthümer Eutjchädigungspflicht aufbürden will, wirb vor 
allen Dingen den Beweis herftellen müffen, daß es ein 
MWildfchaden if. Wenn dabei hie und da menfchlicherweife 
ein Irrthum vorgehen könnte, alfo durch eine fahlechte Bes 
weisführung oder durch eine unrichtige Beurtheilung der 
Beweisführung ein kleiner Schaden gefchehen follte, fo mag 
er diefen gern tragen, gegen den taufendfachen Schaden 
ber dem Befchädigten zugeht, ohne daß er Erfaß dafiir 
erhält. 

Merk: Ich nehme die Sache von der ypraftifchen Seite; 
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und gehe davon aus, daß auch das Jagdrecht in den Wals 
dungen durch den Wildfchaden ftärfer ausgeübt werden wird: 
Ich glaube nicht, daß man wegen eines blog unbedeutenden 
Schadens deßhalb einen Vertilgungsfrieg gegen diefe Thiere 
zu führen berechtigt tft, weil, im Verhältniß zu diefem klei⸗ 
nen Schaden, viefe Thiere andererfeits für Nahrung und 
Kleidung fehr nützliche Thiere find. Wenn nun aller Schaden 
erfegt wird, wo Blößen entftehen, was nicht der Fall wäre, 
wenn Fein Jagdrecht eriftirte, Dagegen der Schaden im Eins 
zelnen nicht erfegt wird, fo entfteht eine Art von Ausglei⸗ 
hung. Man kann ed ohnehin nicht fo genau nehmen; der 
Erfah des Schadens wird großen Schwierigkeiten unters 
fiegen, und es wird manhımal, wie fchon bemerft wurde, 
dem Befchädigten etwas erfeßt werden, wo fein Schaden 
vorgegangen ift. Ich wünfchte baher, daß man bei der 
Faflung der erften Kammer bleiben möchte. 

Sander: ch unterftüße den Antrag, daß man es bei 
dem Beichluß der erften Kammer laſſen möchte. Mein Haupt⸗ 
grund liegt barin, daß, wenn id, bie Faffung der erften 
Kammer, und bie unferer Commiſſion mir einander ver: 
gleiche, ber Unterfchied gerade darin zu Tiegen fcheint, daß 
die erfte Kammer zugegeben hat, daß jener Schaden erfeßt 
werde, der an fünftlicher Rultur, d. h. durch Arbeit der 
Menſchen entftandenen, hervorgebracht wurde, während 
die Sommiffion ber zweiten Kammer auch jenen Schaden ers 
fegt haben will, der in den Waldangen wie fie die Natur 
wachſen läßt, verübt wird, Diefer Schaden gefchicht nun 
wurd, das Wild, bas die Natur in den Wald fegte, und 
dieß ift ein natürlicher Schaden, der nicht zu erfeßen iſt. 
Die neuere Zeit dat auch die Wälder zu einem vollſtaͤndigen 
Privateigenthum gemacht, welches durch die Mühen der 
vorgefchrittenen Kultur den Weinbergen und Wiefen gleich 
ſteht. Diefes Waldeigenthum it durch den Entwurf bes 
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Geſetzes nach der erften Kammer vollfommen geſchützt. Es 
ift dem Eigenthümer für feine Kultur genügeuder Schade is⸗ 
erfaß eingeräumt, und der weitere Schaden am natürlichen 
Wald kann nicht groß ſeyn. Er wird füch ftets mehr min⸗ 
bern, weil die Kultur in den Wäldern fich immer mehr aus- 
dehnt, alfo der natürliche Aufmuchs in. den Wäldern immer 
Heiner, fomit auch weniger Gelegenheit zu Schaden gegebeu 
wird. Ein weiterer Grund ift noch der, Daß dieſes Geſetz 
bie kleinen Güterbefiger vor Augen hat, die Waldbefiger 
aber, die wir hier fohüßen wollen, find, ber Staat, die 
Grmeinden, und bie Eprpprationen, und gerade jene Herrn, 
die in der erfien Kammer dad Geſetz, in diefer Hiaſicht mes 
nigſtens, gemaııt haben, wie der Abg. Merk es vorge 
ſchlagen hat beizubehalten, find es, die Den Schaden leiden, 
ben wir in der zweiten Kammer erfeben wollen, Diefe find 
es, Die am Ende die Urfache wäreu, daß das ganze Gefek, 
das doch im Ganzen für Die Heinen Gutsbeſitzer, für Die 
Landleute fo gut if, nicht zu Stande fame, und man würbe 
ſich in manchen Orten wundern, daß das Geſetz nicht zu 
Stande gefommen fei, weil wir in ber zweiten ta mer 
einen Scyaden einem reichen Herrn hätten mit Gewalt und 
gegen defjen Willen vergüten wollen. Der Abg. Merf har 
angeführt, man habe Das Forftgefeß fo ſtreng gemacht, man 
babe dort fo fehr den Wald gefchüßt, daß man von ihn 
fagen kann, er fei mehr gefchüßt als die Menfchen. "Sch 
gebe dieß zu, und habe gegen das Forfigefeß geftimmt, 
allein daraus fchöpfe ich einen Grund, der gegen ben Com⸗ 
wmiſſionsbericht Der zweiten Kammer fpricht. Sch fage, weil 
der Wald jchon fo fehr geſchützt ift, fo können wir in dieſen 
Punkte den Schutz etwas geringer machen. 
Es wird hierauf die Faſſung der erſten Kammer 
(fiehe 38 Beilagenheft Seite 2351.) 
mit der Aenderung augenommen, daß im erften Gabe day 
15. 
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Wort „künſtlich,“ und im zweiten dag Wort „ange— 
legten‘ weggelaffen werden folle. Ä 
Die 88. 13 bie 16, und zwar 
$. 13., 

„Der Wildſchaden, welcher, fo weit er bei Waldungen 
zu erfegen ift, weniger als 5 fl., und bei andern Grund- 
ſtücken weniger als 40 fr. beträgt, kann wicht Gegenftand 
einer Erfaßforderung ſeyn.“ 

„zur Erreichung dieſes Betragd ift der Befchädigte be- 
fugt, allen innerhalb des nämlichen Jagdbezirks an verfchie- 
denen Stellen erlittenen; noch uneingeflagten, gleichzeitig 
durch die Schäßung erfenubaren Schaden zufammen zu rech» 
nen, und zu dem gleichen Zweck mit andern Befchädigten, 
wenn deren Grundftüde, auf denen ein Durch Schäßung 
gleichzeitig erfennbarer Schaden vorgefommen ift, entweder 
an einander grenzen, oder wenigftens in derfelben Gewann 
liegen, zu einer gemeinfchaftlichen Erfaßforderung in Ber: 
bindung zu treten.’ 

$. 14. 

„In fo weit ein Wildfchaden nad) den Grundfägen einer 
ordentlichen Wirthfchaft durch MWiederanbau in demfelben 
Sabre wieder eingebracht werden fanıt, foll hierauf bei der 
Abſchätzung Nückficht genommen werden. Sedenfall aber 
find die Koften für die wiederholte Kultur (Auslage und 
Arbeit) zu vergüten. 

$. 15. 
„Der Befchädigte kann vor Anbringung der Klagen den 
außergerichtlichen Austrag feiner Anfprüche in folgender 
Weiſe verſuchen.“ 

$. 16. 

„sn jeder Gemeinde, oder in Gegenden, wo Wildfchaden 
nicht häufig vorfommt, in mehreren Gemeinden haben fich 
die Sagdinhaber mit dem Gemeinderath, beziehungsweife 
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mit den betreffenden Gemeinderäthen über die ftärndige, aber 
widerrufliche Aufftellung von einem oder zwei Schäßern 
zu vereinigen, welche von dem Untergericht nach eingeholtem 
Gutachten des Forftamtd zur außergerichtlichen Abfchäßung 
von Wildfchaden beftätigt und eidlich verpflichtet werden.“ 

„Kommt eine folche Bereinigung nicht zu Stande, fo hat 
das Untergericht nach eingeholtem Gutachten des Forſtamts, 
und nach VBernehmung ded Gemeinderaths, beziehungsmeife 
der betreffenden Gemeinderäthe, fo wie ded Jagdinhabers, 
zwei Schäßer auf gleiche Weife aufzuftellen und eidlich zu 
verpflichten.‘ 

„Finden fich bei den aufgeftellten Schäßern die zu folchen 
Abſchaͤtzungen nöthigen Kenntniffe in der Forftkultur und in 
der Landwirthichaft nicht vereinigt, fo find für die Fälle von 
Wildfchaden in den Waldungen, und für die auf Feldern 
u. f. w. verfchiedene Schäßer aufzuftellen.“ 

„Da, "wo zwei Schäßer aufgeftellt find, und diefe ſich 

über den Betrag des Schadens nicht vereinigen können, giebt 

das Mittel zwifchen beiden Abfchäßungen den Ausſchlag.“ 
werden unverändert angenommeit. 

Zu 

&. 47. 
alfo lautend: 
: „Auf die Aufforderung Dee ‚ welche Wildſchaden 
erlitten zu haben behaupten, hat ſich der betreffende Schäßer, 
oder wo zwei aufgeftcllt find, haben fich die betreffenden 
Schätzer ($. 16) innerhalb 24 Stunden an den Ort der Ber 
ſchädigung zu begeben, fofort nad) genommenem Augens 
jcheine Demjenigen, der die Schäßung verlangte, in dop- 
pelter Ausfertigung eine Urfunde auszuhaͤndigen, welche 
enthält: 
a) Die Beſchreibung des Ortes (der Waldung oder des 
Gewanns) an welchem der Schaden verübt wurde, — 
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b) den Namen, vber bie Namen der Eigenthümer, auf 
beren Grund und Boden der Schaden verübt wurde, — 

©) die Befchreibung des fchadhaften Zuftandes, — 

d) die Angabe, ob und in wie weit der Schaden wirklich 
durch Wild, und wenn die hohe und niedere Jagd unter 
verfchiedenen Befigern getheilt ift, von welcher Wildgat⸗ 
tung er verurfacht worden fei, und in welchem Verhaͤlt⸗ 
niß er von der einen oder andern herrühre, 

e) die Schäßung und Berechnung des Schadeng, nach den 
oben aufgeftellten Grundſätzen ($. 9 und 12), und 

f) ein Gutachten, welcher Abzug nach $. 10 und welcher 
nach $. 14 Statt haben möge.“ 

„Ueber die Dienftführung diefer Schäber wird eine bes 
fondere Inſtruction erlaffen werden. 

Rindefhwender: Die Commiſſion hat zu dem Art. 20 
den Zufaß vorgefclagen, die Schäßungsurfunde hat dem 
Jagdinhaber auf den Fall, daß er fid) nicht auf diefelbe, 
nachdem fie ihm eingehändigt worden, in der gefeglichen 
Frift erflären würde, ausdrücklich diefe Koften zur Laſt zu 
legen. Die Commiffion gieng nämlich, unter Berückfichtigung 
des $. 19 des Negierungsentwurfd, von der Idee aus, daß 
diefe Faſſung undeutlich fei. E8 heißt nämlich hier im zweiten 
Satz: „geſchieht diefes nicht, fo erlangt die Schätzungs⸗ 
urkunde ꝛc. die Wirkung eines rechtefräftigen Urtheild.+ Nun 
ift hier nicht gefagt, daß die Schuldigfeit zur Zahlung der 
Schähtzungs⸗ und Einhäandigungsfoften auch in die Schätzungs⸗ 
urfunde aufzunehmen fei, und darum hat die Sommiffion 
für nothwendig gehalten, zum $. 20 den Vorſchlag zu 
machen, ven ich verlefen habe. Er wird aber, meiner Ans 
ſicht nach, nicht ſowohl dem $. 20 ald dem $. 16 angehören. 

Minifterialr. Bekk: Man könnte es dabei bewenden 
laſſen, daß man ſagt, der Schaͤtzer habe feine Gebühr auf 
die Urfunde zu notiren. in gerichtliches eigentliche Ans 
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drohen eined Präjudized kann man dem Schäßer nicht zus 
muthen, und wenn er dad Androben unterließe, fo fünnte 
‚man fagen , der Beklagte dürfe nicht brzablen. Das Gefeß 
fpricht ſchon allgemein die Folge aus, und es ift nicht nöthig, 
in jedem einzelnen Fall dem Beklagten diefelbe nochmals bes 
fonderg anzudroben. Damit der Beflagte übrigens ſogleich 
- wife, worin dieſe Koften bejtehen, wird es angemeffen feyn, 
bier blos noch zu bemerfen: „in der Schäßungeurfunde hat 
der Schäßer zugleich feine Gebühr zu notiren.“ 


Trefurt: Dieß habe ich eben bemerken wollen. Es wird 
nicht nothwendig feyn, ein Präjudiz hinfichtfid) der Koſten 
zu feßen, denn wenn diefed nothwendig wäre, fo wäre nod) 
viel nothwendiger das ganze Präjudiz aufzunehmen. Es 
müßte dann auch dem Sagdberechtigten zugleich alles, was 
ver $. 49 feftfeßt, ‚in der Schäßungsurfunde angedroht 
werden, daß nämlich das Ganze ein rechtöfräftiges Urtheil 
erlange, und ed wird alfo genügen, wenn nur beigefügt 
‚wird, der Betrag der Koften. 


Wolff: Sch unterftüge den Antrag des — Regie⸗ 
rungscommiſſärs, denn es kann nicht in der Abſicht der 
Kammer liegen, dem Schätzer das Recht einzuräumen, 
Präjudize anzudrohen, oder gar den Waldbeſitzer in Koſten 
zu verurtheilen. 


Rindeſchwender: Allerdings liegt es im Sinn des 
Entwurfs, die Entſcheidung darüber dem Schätzer zu unters 
ftellen, wie hoch der Schaden fich belaufe, wie man denn 
auch den Schäßern überlaffen muß, zu erflären, wer es bes 
zahlen fol, denn ich frage Diejenigen, die den Antrag geftellt 
haben, wer nad) $. 19 die Koſten zu zahlen habe ‚ die bier 
unter Lit. e notirt werden follen. | 


Trefurt: Darüber werden wir, nach der Auficht des 
Herrn Bexichterſtatters, im 8. 20 die Beſtimmung geben, 
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Es wird hierauf der $. mit der Aenderung angenom— 
men, daß auf eine geeignete Weife noch beigefügt werben 
folle: „die Schäßer haben in der Urfunde den Betrag ihrer 
Gebühr zu bemerfen.“ 


Es fommt hierauf der hieher audgefeßte $. 3 zur Abftim- 
mung, und wird ebenfall8 angenommen. 


Desgleichen die 88. 18 und 19, alfo lautend: 


$. 18. 
Kann in einenr einzelnen Falle der für die betreffende 
Gemeinde aufgeftelte Schäßer ($. 16) wegen Unfähigkeit 
(Prozeßordn. $. 56 vergl. mit $. 544) oder wegen augen» 
blicklicher Hinderung, fein Amt nicht verrichten, fo bat auf 
den Antrag des Befchädigten der Bürgermeifter der Gemeinde, 
in deren Gemarfung der Schaden ganz oder theilweife verübt 
wurde, für dieſen einzelnen Fall unaufgehalten einen andern 
Sachverſtaͤndigen ald Schäßer zu beitellen und handgelübd- 
lich zu verpflichten.’ 

$. 19. 

„Senügt dem Befchädigten der Ausfpruch tes oder ber 
Scäßer nicht, fo bleibt ihm überlaffen, ſogleich Klage zu 
erheben; andernfalls läßt er, fofern der Schäßungsbetrag 
die im $. 13 bezeichnete Summe erreicht, das Duplicat der 
Schäßungsurfunde ($. AND dem Sagdinhaber, beziehunge- 
weife dem im $. 22 genannten Vertreter defjelben; gegen 
Beicheinigung einhändigen, oder händigt es ihm felbft,ein.“ 

zu 

$ 20. 
lautend : 

„Innerhalb fünf Tagen von der Entfchädigung an, hat 
ſich Derjenige, dem die Einhändigung gefchah, über bie 
Schätzung, beziehungsmweife über die Anforderung, gegen 
den Befchädigten jchriftlich zu. erflären. Die Schätzungs⸗ und 
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Einhändigungsfoften find von dem Befchädigten zu tragen ; 
ausgenommen: 
4) wenn ein Vergleich zu Stande fommt; 
2) wenn fich der Sagdinhaber nicht auf die ihm eingehäns 
digte Schätungsurfunde in der gefeßlichen Frift erklärt. 
In dem erftern Kalle find die Koften von der einen und von 
der andern Partei zur Hälfte zu tragen; in dem letzteren von 
dem Jagdinhaber.“ | 

„Die Schäkungsurfunde hat dem Jagdinhaber auf den 
Fall, daß er ſich nicht auf diefelbe, nachdem fie ihm eins 
gehändigt worden, im der gefeglichen Friſt erflären würde, 
ausdrücklich diefe Koften zur Laſt zu legen. Widerfpricht die 
fohriftliche Erklärung in irgend einer Weife dem Ausfpruche 
des Schäßerg, fo bleibt dem Befchädigten wieder überlaflen, 
gerichtliche Klage zu erheben, wobei er, ſodann an die außer- 
gerichtliche Schäßung nicht mehr gebunden iſt.“ 

Minifterial. Bekk: Sch glaube, daß diefe Beftimmung 
über Die Koftenerfagpflicht eher weiter unten in das gericht: 
liche Berfahren aufgenommen werden follte, wie auch im 
Regierungsentwurf gefchehen ift. Dieß vorausgefeßt, bes 
merfe ich zu der Beftimmung in materieller Hinficht folgens 
des: wenn man fagt, die Schäßungs- und Einhändigungs⸗ 
foften find von den Bejchädigten zu tragen, ausgenommen 
in biefen beiden Fällen, fo fcheint man den Befchädigten 
nicht zu begünftigen; denn in dem Fall, wo der Bellagte 
die Schäßung anerfennt, uud außergerichtlich ſogleich Zah— 
fung leiftet, ohne ed auf einen Prozeß ankommen zu laſſen, 
muß er deſſen ungeachtet zur Zahlung der Schäßungs- und 
Einhändigungsfoften verbunden feyn, und nach dem $. 20 
der Commiſſion wäre er hiervon frei. Dieß wäre aber Uns 
recht, denn der Beklagte hat, wenn er erfaßpflichtig wird, 
jedenfalls die Koften zu zahlen, die dem Befchädigten durd) 
den Wildfchaden veranlaßt worden find, gleich viel, ob er 
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alsbald nachgiebf oder nicht, nur daß er im erften Kalle we⸗ 
tiger zu zahlen bat, als im letztern. Beſſer wäre daher, 
die vorliegende, jedenfalls unzureichende Beftimmung ganz 
wegzulaffen, und den Entwurf der erften Kammer anzuneh⸗ 
men, etwa noch mit einer Aenderung. Es fteht bereits im 
Sat 2 des Regierungsentwurfs, wie er auch von der erften 
Kammer angenommen wurde, daß der Befchädigte die Koften 
der Schäßung und der Einhändigung zu fordern habe von 
dem Jagdherrn, weil der Schäßungsbetrag und die Schäz- 
zungs- und Einhändigungsfoften auf diefelbe Linie geftellt 
find, und audy in Hinficht auf dieſe Leßteren die Schäßungs- 
urfunde die Wirfung eines rechtsfräftigen Urtheils erhält. 

Würde es ſich übrigens um einen andern Vergleich 
bandeln, ald von dem bier die Rede ift, der nämlich in der 
auf die außergerichtliche Aufforderung folgenden Anerfennung 
des Beflagten liegt, jo bedarf es für einen ſolchen andern, 
gemeinen, Vergleich Feiner befondern Beftimmung, denn 
entweder wird der Vergleich ſelbſt feftfegen, wer bie Koften 
auf fich zu nehmen hat, oder diefrlben werden, wenn er es 
nicht beftimmt, Fraft Geſetzes kompenſirt. 

Aſchbach: Es wurde vorhin bemerft, daß es mit der 
Stellung von Schägern nicht wohl vereinbar fei, baß fie in 
der Schäßungsurfunde angeben, wer die Koften zu tragen 
habe, Sch theile diefe Auficht, glaube aber auch nicht, daß der 
Borfchlag in dieſem Sinn gegeben ift, fondern vielmehr in 
einem Sinn, der mit den Beftimmungen der Prozeßordnung 
harmonitt, wonach überall den Betheiligten das Präjudiz bei 
der Infinuation fol verfündigt werden, für den Fall, daß 
er fich leidend verhält, und in diefer Hinficht finde ich feinen 
Anftand, dem Vorfchlag der Commiſſton beizutreten, glaube 
aber, daß er anders-abgefaßt werden müßte, denn dieſes, 
was hier fteht, ift ſchon durch Das Geſetz beftimmt, und 28 
könnte fonach heißen, in ber Schäßungsurfunde muß bes 


LXVI, Sitzung v. 2. September 1833. 235 


ſtimmt feyn, daß nach den Verfügungen diefes Geſetzes der 
Jagdherr für den Fall, daß er ſich nicht erflärt, die Koften 
tragen müſſe. 

Minifterialr. Bekk: Dem Gutsbeſitzer follte die Sache 
nicht fo erfchmert werden, denn der Sagdherr weiß beſſer 
als der Schäber, was die gefeßlichen Wirfungen find, wenn 
er fich nicht erffärt. Wenn man aber vorfchreibt, der Schäßer 
habe dieſes Präjudiz in feine Schäßungsurfunde aufzuneh- 
men, um den ftrengen Regeln des Civilprozeſſes zu folgen, fo 
fann er diefes vergeffen, vder nicht einmal wiffen, daß er 
es aufnehmen muß, und wenn die fünf Tage verftrichen 
find, fo kommt der Beklagte und fagt, die Urkunde habe 
einen Formfehler, und er fei nicht zahlungspflichtig. Man 
muß die Sache fo leicht ald möglich machen, und der Jagd⸗ 
herr fol ſich durch folche Formalitäten nicht ſchützen fünnen. 

Merk: Sch erlaube mir nur noch eine Bemerkung, um 
ein Mißverftändniß zu befeitigen. Die leßte Beftimmung , 
mobei er fobann nicht mehr an die außergerichtliche Schäßung 
gebunden ift, verftehe ich dahin, daß der Befchädigte, wenn 
er dieſe Beweismittel nicht geltend machen will, er nicht 
daran gebunden if. Wenn er es aber will, fo bleibt der _ 
andere Theil daran gebunden, fo weit fich nicht allgemeine 
Einwendungen von Wichtigkeit Dagegen machen laſſen. Es 
wäre fonft der Befchädigte übel daran, weil ihm nicht leicht 
möglich wäre, den Schaden nachher erheben zu laſſen. Es 
follte daher dieſe erfte Schäßung, fobald eine Partei davon 
Gebrauch machen will, die Grundlage für dad Erkenntniß 
bleiben müſſen. 

Miniſterialr. Bekk: Die außergerichtliche Schaͤtzung ſoll 
gar nichts gelten, außer für den Fall, daß die Parteien ſich 
ſelbſt vereinigen, daß nämlich der Beklagte feine Schuldig⸗ 
keit nicht widerſpricht. Wenn es zu wirklichen Prozeſſen 
kommt, fo muß ein gerichtlicher Augenſchein und eine 
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gerichtliche Erpertife vorgenommen werden, weil bet 
der erften Schäßung die Parteien nicht einmal anmefend 
find. Sie fünnen alfo ihre Bemerkungen nicht einmal machen, 
und ohnehin ift das Verfahren dabei nicht fo geordnet, wie 
ed vor den Gerichten vorgefchrieben if. Der Schäßer iſt 
nicht im Stande, die Sache fo pünktlich zu behandeln, und 
gerade darum, weil e8 Fälle giebt, wo diefes außergerichts 
liche Verfahren fchon zu Lange wäre, fo daß dem Beſchädigten 
das Mittel der gerichtlichen Erpertife entgehen fünnte, iſt in 
dem $. 15 das ganze außergerichtliche Verfahren nur faculs 
tativ geftellt. Der Befchädigte fann davon Gebrauch machen 
oder nicht. Zieht der Beklagte die Schäßung, oder überhaupt 
feine Schuldigfeit in Widerfpruch, fo hat die außergericht- 
liche Schäßung auch feine Folge in Beziehung auf die Bes 
meisfraft, weil diefe nur Statt finden kann, wenn eine 
ordnungsmäßige, nur nach gerichtlichen Formen gemachte 
Schätzung vorliegt, die aber nur der Richter felbft anordnen 
kann, und zu welcher die Parteien felbft zugezogen werden 
müſſen. Der Schlußzufaß: „wobei er fodann ꝛc.“ beruht 
auf dev Betrachtung, daß der Kläger oft, wenn bie Bes 
Ihädigung fehr wenig beträgt, fich mit der außergerichtlichen 
Schäßung begnügt, wenn fie gleich unter der Wahrheit ges 
blieben ift, um nur feinen Prozeß anfangen zu müffen. 
Wenn nun aber der Beklagte dem Befchädigten auch den ges 
ringgeſchätzten Betrag nicht bezahlen will, und ihn zwingt, 
mit einer Klage aufzutreten, fo foll der befchädigte Güters 
befiger nun auch nicht mehr an feinen billigen Vergleiche: 
vorschlag gebunden feyn, fondern nach“feinem Belieben 
mehr fordern können, als außergerichtlich gefchäßt- und 
angefordert wurde. Er faun den Schaden nun felbft ans 
fchlagen, und die gerichtliche Erpertife muß beftimmen, ob 
er zu viel gefordert hat oder nicht. WennTaber der Schluß 
jaß unſers $. nicht da wäre, fo Fünnte man glauben; daß, 
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weil.der Befchädigte zuerft nicht mehr als den außergerichtlich 
gefchäßten Betrag gefordert hat, er nun auch fpäter feine 
Forderung nicht fteigern dürfe, was man durch den erwähn⸗ 
ten Schlußfaß nun vermeiden wollte. 

Staater. Winter: Im erften Negierungsentwurf war 
ein fchiedsrichterliches Verfahren angeordnet. Man hat die , 
Bürgermeifter zu Schiedsrichter machen und die Erperten 
aufftellen wollen, die den Schaden aufnehmen und zu Pros 
tofoll geben, und worüber der Bürgermeifter fein Urtheil 
hätte geben follen. Es hat ſich aber gezeigt, daß diefes in 
vielen Gemeinden theils unausführbar, tbeild mit einem 
großen Zeitverluft verbunden wäre. Weil man aber die 
Ueberzeugung hatte, daß viele Sagdberechtigte, wenn fie 
wiffen, daß Schaden zugefügt worden ift, wenn fie den 
Betrag fennen, und befonders zu den Schäßern einiges Vers 
trauen haben, diefen Schaden unter zehnmal neunmal be— 
zahlen werden, um nicht vor Gericht belangt zu werden, hat 
man diefed außergerichtliche Verfahren angenommen, wobei 
man jedoch feineswege die Abficht hatte, daß, wenn diefem 
nicht Folge gegeben würde, die Abfchäßung von irgend eini- 
gem Gewicht oder Werth feyn follte, in jofern der Gegen, 
ftand vor den Richter fommt. 

Merk: Ic hätte fehr gewünfcht, daß diefes Verfahren 
als die erfte Erpertife über den Schaden betrachtet worden 
wäre, und habe Fein jo großes Bedenken dagegen, denn 
diefe Schäßer müffen Sachverſtändige, und ihr Verfahren 
muß daffelbe feyn, wie wenn der Richter felbft Sachver- 
ftändige ernennen würde. Um alfo die Sache zu befördern, : 
und fein weitläufiges Verfahren zu begründen, hätte ich für 
gut gehalten, wenn die Erhebung des Faktums in diefes Ver; 
fahren gefommen wäre. 

Staater. Winter: Das wäre fein außergerichliches Ver⸗ 
fahren, und dann hat man nur einen Schäßer gewählt, 
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während bei der gerichtlichen Abfchägung drei ſeyn müſſen. 
Weil aber diefes viele Zeit fordert, und weil man die Leber, 
zeugung hat, der Schadenderfaßpflichtige habe Zeit, nachzu⸗ 
feben, ob die Abfchäßung richtig fei, jo kann er Diefen Ber 
trag bezahlen oder fich mir ihm in einen Vergleich einlaflen, 
weil zehnmal ein Schadenserfaßpflichtiger fagen würde, 
wenn ich gewußt hätte, daß diefer Schaden zugefügt worben 
ift, fo würde ich ihn bezahlt haben, ohne daß man vor Die 
Gerichte hätte zu gehen gebraucht. 

Wolff: Der Auftand des Abg. Merk ift zum Theil 
fchon durch die Faſſung des legten Satzes gehoben, indem 
blos geſagt iſt, daß der Befchädigte im Kalle ded Wider, 
ſpruchs von Seite des Jagdinhabers nicht mehr an die außer» 
gerichtliche Schäßung gebunden fei. Will er deſſen unge- 
achter davon Gebrauch machen, fo wird e8 ihm unbenommen 
bleiben, fich denfelben als einer vorläufigen Befcheinigung 
feiner Klage zu bedienen, Eben fo wird die Bemerkung des 
Abg. Aſchbach fich von felbft heben, wenn der zweite Sag 
bed Entwurfs der erften Kammer beibehalten wird, denn 
bier ift das Präajudiz, das der Herr Abgeordnete zu haben 
wünſcht, dem Jagdinhaber wirflicdy ſchon angedroht. Es ift 
ihm nämlicy angedroht, daß, wenn er ſich nicht auf Die Ab⸗ 
fhäßung erklärt, er folche als ein rechröfräftiges Urtheil 
gegen fich gelten laſſen müffe, und zwar nicht uur rückficht- 
lih des Schäßungsbetrags, fondern auch hinfichtlich der 
Koften. Es fcheint mir überhaupt die Faſſung der erſten 
Kammer beffer ald jene der Mehrheit unferer Eommiſſion. 
Im Entwurf der Letztern wird z. B. geſagt: 

„Die Schaͤtzungs⸗ und Einhändigungskoſten find von dem 
Beſchädigten zu tragen, ausgenommen u. ſ. m.“ 

Es wird alſo die Regel aufgeftellt, der Befchäbigte babe 
die Koften der Abfchäßung in jedem Fall zu tragen, wo nicht 
einer der beiden angeführten Ausnahmefälle vorhanden ift, 
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- ind dieſe Regel follten wir, glaube ich, nicht aufftellen, benn 
befteht folche einmal und es tritt Feine der beiden Ausnahmen 
ein, fo wird jedenfalls der Kläger Die Koften zu tragen haben, 
felbft in dem Fall, mo der Richter den Beflagten zum Schas 
denserſatz verurtheilt. 

Miniſterialr. Bekk: Es ſind zwei Fälle möglich, die in 
dem Commiſſionsentwurf hier bezeichnet ſind, einmal wenn 
der beklagte Jagdinhaber innerhalb fünf Tagen ſich bereit 
erklaͤrt, die außergerichtliche Schäßung anzuerkennen. In 
dieſem Fall hätte er nun nach dem Entwurf der Commiſſion 
feine Schätzungskoſten zu bezahlen, während er fie nach dem 
Entwurf der Regierung zu bezahlen hätte, und zwar mit 
vollem Recht, weil er ja zum Erfaß der Hauptforberung vers 
pflichtet ift. 

Zweitens, wenn erinnerhald fünf Tagen widerfpricht, und 
der Kläger ſich alsdann an den Richter wendet. Nach dem Ents 
wurf der Gommiffion hätte alddann, der Richter möchte 
fprechen wie er wollte, der Gutsbeſitzer die Koften der außer: 
gerichtlichen Abſchätzung auf fich zu behalten, da dieß dort 
ald Regel aufgeftellt ift, und der erwähnte Fall unter den 
bezeichneten Ausnahmefällen nicht bemerkt iſt. Mir fcheint 
aber, daß, wenn der Beklagte verurtheilt wird, die Haupt 
- forderung zu bezahlen, er auch verurtheilt werden müfje 
die Schäßungsfoften zu tragen. 

Rindefhmwender: Es ift dem Commiffionsvorfchlag 
eine jAusdehnung gegeben worden, die nicht darin liegt. 
Weil aber darüber zweierlei Auslegungen möglich find, fo wird 
die Commiſſion Fein Bedenken nehmen, diefem billigeren Bor 
ſchlag der Regierung beizutreten, und ich wenigftens finde 
feinen Anand, auf Derftellung des Regierungsentwurfs 
anzutragen. Sch muß übrigens noch auf einen Umftand auf 
merffam machen. Die Einhändigungsfoften fünnen gar nie 
in der Schäßungsurfunde bezeichnet ſeyn, indem der Eigen⸗ 
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thümer die Schäßungsurfunde blos mit den im Gefeß $. 16 
bezeichneten Notizen zugeftellt erhält, Alsdann händigt er, 
oder läßt diefe Schäßungsurfunde dem Jagdinhaber einhän- 
digen, und es kann alfo in der Schäßungsurfunde felbft die 
Einhändigung aufgenommen feyn, fo daß die Koften weg— 
bleiben und anders dafür geforgt werden müßte, daß der 
Beichädigte die Einhändigungsfoften auch bezahlt erhält. So 
aber, wie es hier fteht, kann ed nicht bleiben, weil es nie 
wahr ift, da die Schäßungsurfunde die Einhändigungsfoften 
nicht enthält. 

Minifterialr. Bekk: Es ift zwar der Betrag der Einhäns 
digungsfoften aus der Schäßungsurfunde nicht zu erfehen, 
allein das ift auch nicht nothwendig, denn wenn in den ge- 
mwöhnlichen Prozeffen ein Urtheil, 3. B. den Beflagten zum 
Erfaß der Koften verfällt, fo erhält dies auch Rechtskraft, 
wenn gleich der Betrag der Koften im Urtheil nicht anges 
geben ift. Auf gleiche Weife will man nun hier fagen, die 
Urkunde foll die Wirkung eines rechtöfräftigen Urtheils hin— 
fihtlich der Einhändigungsfoften haben. | 

Schaaff: Sch unterflüge den Antrag des Abg. Afch- 
bach, indem damit der Zweck erreicht wird, daß fein Zweifel 
darüber obwaltet, bei wem die Schäßer die Koſten zu erhe— 
. ben haben. 

Mohr: Sch habe noch ein Bedenken für den Befchädigten, 
das in dem Fall eintritt, wenn der Jagdeigenthümer 
durch feine Erklärung der Schäßung widerſpricht Es ift 
auch möglich, daß während des Verlaufs der Sache entweder 
ftarfes Regenwetter eintritt oder durch Hinzuthun des Jagd— 
eigenthümers die Spuren verwifcht werden. In diefem Fall 
würde die Schäßung felbft vorgenommen werden fünnen, 
allein der Befchädigte fünnte nicht nachweifen, daß der 
Schaden durd; das Wild verübt worden fei. Man follte des; 
halb durch eine dießfalljige Beftimmung belfen, man follte 
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bie Thatfache, daß der Schaden durch das Wild verübt 
worden fei, als hergeftellt amehmen, denn fonft hat im 
Laufe der Zeit der Befchädigte nichts mehr zu erwarten. 

Miniſterialr. Bett: Es ift in diefem Fall durchaus unzu⸗ 
läffig, die außergerichtliche Schäßungsurfunde als beweiss 
gebend anzunehmen, denn ed wurde ja ber Beflagte zum 
Aft nicht einmal vorgeladen. Die Schäßung fünnte mögs 
licherweife au einem ganz andern Ort vorgenommen worden 
feyn, als auf dem Gut des Klägers, und fo find noch viele 
Srrungen möglich. Mau muß alle Eimendungen hören, wenn 
es darauf anfommen fol, eine gerichtlicd, beweifende Exper⸗ 
tife zu machen. | 

Scaaff: Sch bin mit bem Herrn Regierungscommiffär _ 
einverftanden. Es ift ein großer Unterfchied zwifchen dem 
gerichtlichen und anßergerichtlichen Verfahren, und wenn 
wir folche Beftimmungen vermifchen, dann müffen wir übers 
Haupt die Borfihriften ber Prozeßordnung gleich von Anfang 
an zum Mapftab nehmen. Es ift auch der Grmbfat, den der 
Abg. Wollf aunsgefprochen hat, daß die erſte Expertiſe zur 
Grundlage der Klage gemacht werben darf, nicht juriftifch. 
Die im Rechtsverfahren ernannten Experten fünnen auf jene 
erfte Erpertife diejenige Rüͤckſicht nehmen, die ihnen Die In⸗ 
ftruftion des Richters und ihr Eid geſtattet. 

Mohr: Dann machen wir ein Wildfchadengefeß, mo die 
Beichädigten nie zum Erſatz kommen werden. Wenn mehrere 
Tage herum gehen, fo verwiſchen fich Die — 
man wird nichts beweiſen können. 

Es wird hierauf beſchloſſen den S. 19 des giegierangeene 
wurfs herzuftelen, mit der Aenderung, daß ed flatt Dreimal 
24 Stunden 5 Tage heißen folle, worauf diefer Paragraph 
alſo lautet: 

„Innerhalb fünf Lagen von der Einhändigung an hat ſich 


derjenige, dem die Einhändigung geſchah, ua . Schaͤtzung 
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beziehungsweife über die Anforderung, gegen den Befchäs 
bigten fchriftlich zu erklaͤren.“ 

„Sefchieht diefes nicht, fo erlangt die Schäßungsurfunde 
binfichtlich ded Schäßungsbetrags die Wirfung eines rechts» 
fräftigen Urtheild mit der Folge, daß die Schäßungs - und 
Einhändigungstoften von dem Jagdinhaber zu tragen find.“ 

„Widerfpricht die fariftliche Erflärung in irgend einer 
Weiſe dem Ausfpruche des Schaͤtzers, fo bleibt dem Befchäs 
digten wieder überlaffen, gerichtliche Klage zu erheben, wobei 
er fodann an die anßergerichtliche Schäßung nicht mehr ges 
bunden iſt.“ | 


| Der 


lautend: 

„Jede Klage wegen Wildfchadens ift ohne Rüdficht auf 
die Klagfumme und auf den perfönlichen Gerichtöftand des 
Beflagten bei demjenigen Untergerichte anzubringen, in deffen 
Bezirk der Schaden Statt gefunden hat.“ 
„Fand der Schaden in mehreren Bezirken Statt, fo ents 
feheidet die Wahl des Klägers über die Zuftändigfeit des 
Gerichts.” 

wird ohne Erinnerung angenommen. 


Zu 


$. 21. 


$. 22. 

„Der Sagbinhaber hat in jedem Untergerichtöbezirf, auf 
welchen ſich feine Jagd erftrecft, und zwar innerhalb feines 
Jagdbezirks, oder doch in der Nähe deffelben, wenn er nicht 
felbft dort wohnt, einen Vertreter ftändig aufzuftellen, auch 
haben mehrere nad) S. 3 fammtverbindliche Theilhaber einer 
Jagd, und eben fo. die Theilhaber der hohen, und jene der 
niedern Jagd einen ftändigen gemeinfchaftlichen Vertreter zu 
ernennen, felbft wenn fie alle im Gerichtöbezirt wohnen.’ 
Hu, Wird vom Jagdinhaber, beziehungsweife von den ver» 
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fchiedenen Theilhabern einer Jagd, nicht innerhalb brei Mos 
naten, von Berfündung diefes Geſetzes an, ein ſolcher Vers 
treter aufgeftellt, und dem lintergerichte angezeigt, fo ernennt 
ihn das. lintergericht ſelbſt.“ 
„Treten mehrere Befchädigte nadı Maßgabe des s. 13 zu 
einer -gemeinfchaftlichen Erfagflage zufammen, fo haben fie 
fogleich mit Anbringung der Klage für den einzelnen Fall 
ebenfalls einen gemeinfchaftlichen Vertreter zu beftellen.“ “ 
Iſt das Jagdrecht nach der hohen und niedern Jagd ges 
theilt, fo ift gleichwohl die Klage ohne Unterfcheidung, ob ber 
Schaden ganz oder theilweife von dem Wilde der hohen, ober 
von jenem ber niebern Sagb herrührt, immer nur unbeftimmt 
gegen den gemeinfchaftlichen Vertreter anzuftellen. - Deffen 
ungeachtet hat das Urtheil auf den Grund ber Schäßung 
audzufprechen, welcher Betrag von dem Snhaber der. hohen 
und welcher von jenem der niedern Jagd zu erfeßen feie. 
— „Wird von einem diefer beiden Sagdinhaber wegen bes 
haupteter Unrichtigkeit der Theilung der Erfaßverbindlichkeit 
ein Rechtömittel ergriffen, fo haben beide Sagbinhaber einfts 
weilen nach Maßgabe des unterrichterlichen Erkenntniffes 
den Schabenderfat zu leiften,, und unter fich diefen. Streit 
im weitern Rechtszug auszutragen, fofort nach dem Reſultat 
beflelben der eine von dem andern die Vergütung bed vors 
fchüßlich geleifteten Erfatzes zu fordern.” 
Rindefhwender: Sc habein dem ——— 
auf einen Umſtand aufmerkſam gemacht, den ich wiederholen 
will, ohne deßhalb ſelbſt einen Antrag zu ſtellen, wenn ihn 
nicht ein anderes Mitglied aufnehmen will. 
Ich habe geglaubt, es fei mit den Regeln des Rechts nicht 
vereinbarlich, daß man den Inhabern der hohen und niederen 
Jagd auflegen könne, einen gemeinſchaftlichen Stellvertreter 
aufzuſtellen, aus dem Grunde, weil ſie verſchiedenartige In⸗ 
tereſſen haben, und weil Einer und Derſelbe doch nie in der 
16. 
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Lage ſeyn kaun, in feiner Perfon zweierlei Intereſſen zu vers 
theidigen. Darum habe ich geglaubt, koͤnne der Artikel nicht 
fo fiehen bleiben, und deshalb gewänfcht, Daß der Art. 3 des 
Regierungsentwurfs hergeftellt werde, womit dem Hebel abs 
geholfen worden wäre. Da nun aber die Kammer befchloffen 
hat, daß der dritte Artikel nach der Faſſung ber erften Kammer 
Heiden folle, fo wüßte ich nicht anders zu helfen, ald daß 
wir hier wenigſtens in fofern eine Abänderung treffen, daß 
wir nicht Jemand zumnthen, gegen fein Gewiſſen und feine 
Pflichten Die Bertheidigung zweier verfchiedener ſich wider⸗ 
ſprechender Intereſſen zu übernehmen. 

Miniſterialr. Bekk: Die Beftimmmtng dieſes waragraphen 
enthält allerdings etwas Singuläred, allein es iſt zum Vor⸗ 
theil der Güterbefiger aufgenommen. Man muß nur ers 
waͤgen, daß in ber erften Inſtanz Eigentlich nur zwei Streis 
tende vorhauden find, naͤmlich einmal der Kläger, welcher 
fagt, hier ift Wildfchaden, und ein Vertreter der Jagb, ber 
vieleicht fagt, hier fei Fein Wildfchaden. Dabei wird nau 
sücht geftritten, über die Frage, von welchem Bild, ſou⸗ 
dern nur über bie Krage, ob von Wild ber Schaden her⸗ 
fomme. Der Vertreter der beiden Bellagten ik alfo bier in 
feiner Colliſſion von Pflichten; er beftreitet nur, daß Wild» 
ſchaden ba fei, oder gefteht nur, daß die Befchäbigung bon 
Wild herrühre. Das Uebrige wegen der Gattung bed Wildes 
überfäßt er den Experten und hiernach wird dad Untergericht 
bie beiberfeitigen Berhäftniffe der Jagdherru fefifiellen. Erſt 
von hier an ergibt fich amd ein Streitverhälmiß unter ben 
Jagdherrn, erft hier geht der Prozeß umter diefen an, umd in 
weiter Juſtanz fireitet der Gutöbefiger gar wicht mehr 
wit, ſondern überläßt es auch der Vorſchrift unferd Para⸗ 
geaphen beit beiden Jagdhherrn, unter fich die Sache abzu⸗ 
machen, und Jeder kann dann eimen eigenen Vertreter auf⸗ 
fiellen, wie fich von ſelbſt verſteht. Auf dieſe Art lanu, ohur 


LXVI. Sitzung v. 24. September 1833. 245 


dad Recht zu verlegen, der Bortheil, der für die Guͤterbeſſtzer 
barin liegt, gewahrt werben. 

Forftr. Baier: Ich will nur darauf aufmerkſam machen, 
baß wenn jeder Jagdeigenthümer für die hohe und niebere 
Jagd einen befonderen Bevollmächtigten aufftellte, der. Ber 
fchädigte vielen Berationen audgefeßt feyn würde. Belanntr 
lich ift nicht überall genau audzumitteln, von welcher Wilde 
gattung der Schaden herrührt. In einem Weinberg gefchieht 
3. B. Schaden, und num geht der Eigenthümer zu dem Bes 
figer ber kleinen Jagd, weil er glanbr, daß der Schaden 
von Rehwild verurfacht fei, welches in manden Gegenden 
zur kleinen Jagd gehört; allein diefer fagt, der Schaden ift 
vom Hochwild gefchehen, und fo würde er von einem zum 
andern herum geſchickt. Es fol daher nur einer aufgeſtellt 
werben, unb nachher Sache ber Jagdherrn unter fich ſeyn, 
ed auszumachen. 

Rindefhwender: Diefe Bemerkung greift nicht durch, 
ba ich barauf angetragen habe, ben $. 3 des Regierungsent⸗ 
wurfs herzuftellen, welcher fagt, daß die Inhaber der hoben 
und niederen Jagd fammtverbindlic, find, wenn man nicht 
fagen faun, woher der Schaden kommt. 

Aſchbach: Sch habe bei dem $. 3 erffärt, Daß ich feine 
Sammtverbiudlichkeit fordern könne, und mir genügt, daß 
das Geſetz andeutet, wer den Schaden zu bezahlen hat, und 
beitimmt, daß wenn ſich nicht herausftellen läßt, ob ber 
Schaden von der hohen oder niedern Jagd herkomme, beide 
verbindlich find. Hiernach laͤßt fich nichts anderes fordern, 
als daß beide einen Vertreter zum Behufe Diefer Klage con« 
Rituiren, wobei ſich erft die Sache ausmitteln läßt. Der 
Mißſtand tritt dabei gar nicht ein, daß das Intereſſe beider 
Schaden leidet, indem alsdann berfelbe Repräfentant nur 
das JIntereſſe vertritt, das beiden gemeinfchaftlich ift, in dem 
Streit, den beide unter einander befommen, werben fie burch 


246 Verhandiutigen der IE. Kammer: 


andere Perfonen fich vertreten laffen müffen. Zwei Vertreter 
in Beziehung auf die Entſchädigungsklage kann ich mir gar 
nicht denken, fo lange die Frage, ob überhaupt ein Schaden 
gefchehen fei, nicht ausgemacht ift, ed müßte denn der Be 
fhädigte feine Klage Doppelt, nämlich; gegen Seden anftellen. 
Ich nehme daher auch in Erwägung , daß über den Art. 3 
ſchon abgeftimmt fei, feinen Anftand, für den eommifi ons⸗ 
antrag zu ſtimmen. 

Es wird hierauf der Paragraph nach der Faſſung der Com⸗ 
miſſion angenommen, und die übrigen Paragraphen des Ge⸗ 

ſetzes, und zwar: 
| $. 23. 

" „Die nach Maßgabe des vorhergehenden Paragraphen 
aufgeftellten Vertreter haben nicht nur die Gewalt, welche 
nach Borfchrift der Prozeßordnung im Allgemeinen einem 
Anwalte zufommt, fondern alle Handlungen und Berfäums 
niffe verfelben in Beziehung auf Wildfchaden werben eben fo 
angefehen, ald wenn fie von den Parteien felbft ausgegangen 
wären. 

$. 24. 

„Die Klagen auf Wildfchadenerfag find nach den Bor; 
fehriften der. Prozeßordnung im abgefürzten Verfahren zu er: 
fedigen, mit der befondern Beftimmung, daß auf Anbringung 
der. Klage ohne vorgängige Bernehmung des beklagten Theile 
fogleich und mit möglichft kurzer Frift Tagfahrt zur Vornahme 
des Augenfcheind und Begutachtung ded Schadend angeord⸗ 
net wird, wozu die Sachverftändigen und die beiden Parz 
teien beziehungsweiſe ihre Vertreter (S. 22), der Beflagte 
unter Mittheilung des Klagvortrags, beide aber mit der Auf⸗ 
lage vorgelaben werden, ihre etwaigen Einwendungen gegen 
die Sachverftändigen noch vor der Tagfahrt vorzubringen, 
die bei dem Augenfchein und dem Gutachten zu berüdfichti> 
“ genden Punkte aber bei ver Tagfahrt felbft zu bezeichnen.“ 
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$.25. 

„Iſt nicht mit der Klage felbft fchon befcheinigt, daß und 
auf welche Perfonen ald Sachverſtändige beide Parteien übers 
eingefommen feien, fo werden fie nad) Maßgabe des $. 537 
der Prozeßordnung jedesmal vom Richter ernannt, und zwar 
aus der Zahl der nach $. 16 im Gerichtsbezirf allgemein aufs 
geftellten Schäßer mit Ausfchluß derjenigen, welche gemäß 
dem $. 17 in der Sache fchon ein Gutachten abgegeben haben,“ 

$. 26. 

„se nach ber Wichtigfeit und der Verwidlung des Falles 
kann der Richter der Tagfahrt felbft anwohnen, oder zur urs 
fundlichen Aufnahme des Ergebniffed des Augenfcheind nur 
einen Actuar aborbnen, oder auch folche den fachverftändigen 
Schätzern felbft überlaffen, in welch leßtern beiden Fällen 
zur Berhandlung der Sache und zur VBerfündung des Urs 
theild jedesmal noch eine befondere Tagfahrt anzuberau⸗ 
men iſt.“ 

§. 27. 
„Das Erkenntniß über den Koſtenpunkt richtet ſich nach 
den Borfchriften der Prozeßordnung.“ 

„Wenn aber der Kläger vor Anftellung der Klage die im 
$. 16 erwähnte außergerichtliche Schäßung erhoben, ſodann 
bie auf eine nach $. 413 klagbare Summe lautende Schaͤtzungs⸗ 
urkunde dem Beklagten oder deffen Vertreter eingehändigt, 
und diefer die Erfaßfchuldigfeit ganz widerfprochen, oder 
wenigftend nicht zu dem, durch Das gerichtliche Verfahren 
fpäter feftgeftellten Betrage anerfannt hat, fofort die Klage 
nur wegen Unzulänglichfeit des Betrags verworfen wurde, 
fo werden die Koften compenfirt.” 

$. 28. 

„Rechtsmittel haben unter denfelben Bedingungen und in 
den: nämlichen Formen ftatt, wie bei andern, zum abgefürgs 
ten Berfahren geeigneten Rechtöftreitigfeiten ,. und das. Erz 
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fenntniß über die dadurch entitehenden Koften richten fich 
allein nady den Borfchriften der Prozeßordnung.“ 

werden ohne Erinnerung genehmigt. 

Wetzel J.: Da keine Präventiomaßregeln in dem Geſetz 
enthalten find, fo wünfchte ich, daß wenigftend am Schfuß 
oder im Eingang diefed Gefebed aufgenommen werde, daß 
inöbefondere noch unter Borbehalt der befondern Regierungs⸗ 
maßregeln gegen das Leberhandnehmen des Wildes biemit 
diefes Wildfchadengefeß gegeben werbe. 

Minifterialr. Bekk: Das befteht fchon, ohne daß man 
es in das Geſetz aufnimmt. Es ift ſchon geftern von Präs 
yentiomaßregeln die Nede geweſen, fo wie auch damals, ald 
Bericht über viele deshalb eingelangte Petitionen erftattet 
wurde. Sch glaube aber, daß man diefe Frage gar nicht 
zweifelhaft machen und nicht einmal auf die Uebereinſtim⸗ 
mung aller Faktoren der Geſetzgebung ausfegen follte, weil 
es faftifch wenigftens fchon entfchieden ift. Die Regierung 
hält dafür, und ich bin überzeugt, daß fie recht hat, fie fei 
Keoft ihrer allgemeinen Polizeigervalt berechtigt, präventiv 
einzufchreiten, wenn Befchwerden über übermäßigen Wild 
fand einfommen, eine Unterfuchung anftellen zu laffen, und 
bie Berminderung ded Wildes zu befehlen,, d. h. durch Exe⸗ 
eutiondmaßregeln felbft vollziehen zu laſſen, und fo ift ed auch 
{on wirklich gefchehen, und durch die Verordnung vom: 28. 
Oktober 1830 allgemein angeorbnnet worden. Dabei bemerfe 
ich noch, daß im Jahr 1831, ald wir alle Verordnungen 
durchgiengen, bie fi, zur Competenz der Kammer eignen, 
das heißt, die in den Kreis der Gefeßgebung gehören, wir 
diefe Verordnung ausdrüdlich als blofe Verordnung, wozu 
die Regierung allein competent gemefen fei, anerfannt haben. 

Schaaff: Da ich fein Freund der wilden Thiere bin, 
wie der Abg. Merf, fo würde ich mich verpflichtet fühlen, 
den Antrag des Abg. Wesel zu unterftügen, wenn ich nidyt 
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auch Die vollfommene Weberzeugung hätte, daß ed in ber 
Polizeigewalt der Regierung liegt, folche Anorbuungen zit 
treffen, wenn fie ed für nothwendig findet. Sa, ich bielte 
für gefährlich, eine foldye fpecielle Beftimmung aufzunehmen, 
daß in diefer Beziehung die Regierung bier noch poltzeiltch 
einfchreiten könne, indem damit ausgefprochen wäre, daß; 
wo nicht das Gefe ausdrücklich es geftattet, die Polizei⸗ 
- gewalt der Negierung in Beziehung auf das Wild ihre Ends 
fchaft erreicht hätte. Darum alfo, und nadıdem die Sache 
in der Kammer zur Sprache Fam, und nachdem die Kammer 
und die Regierung fic, dahin ausgefprochen haben, daß die 
Polizeigewalt der Ießteren durch das Wildfchadengefes auf 
feine Weife befchränft fei, halte ich für überflüfftg, m. 
Antrag zu berückfichtigen. 

Merk: Sch bin ein Freund der ganzen Schöpfung, alfo 
auch der wilden Thiere, und habe bereitd den Antrag des 
Abg. Wetzel während bed Laufs ber Discuffion geftellt, 
fühle mich aber bewogen, auf diefem Antrag nicht zu beftes 
hen, nachdem diefe Erflärung von der Regierung erfolgt iſt, 
und füge nurnoch einen Wunſch bei. Die vielen Petitionen, 
die über den Wildfchaden eingefommen find, beweifen doch, 
daß diefes Einfchreiten etwas langſam Statt findet, und es 
ſollte daher in diefer Hinficht Fräftiger worgefahren werben. 

Forfir. Baier: Die Befchwerden bei der Oberforfts 
direction wurben erledigt, worüber ich mich auf das Zeugniß 
der Abg. Dörr und Bölder berufen fann, da von mehs 
reren Gemeinden ihrer Gegend Klagen über all zu hohen 
Rehftand und dadurch verurfachten Schaden in den Ges 
meindswaldungen einfamen, und nach vorgängiger Untere 
fuchung die Auflage an die Jagdpächter ergieng, den dritten 
Theit ihres Rehſtandes wegzufchaffen, was auch ſogleich ges 
ſchehen ift. 

Dörr: Ich muß dieß befiätigen. In unferer Gegend weiß 
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man fonft wenig von Wildfchaden, und diefe Verfügung ift 
ſchon im vorigen Jahre getroffen worben. 

Aſchbach: Man folte doch wenigftens den Wunfch gegen 
bie Regierung ausfprechen, daß die polizeiliche Einfchreitung 
ſchleunigſt und mit möglichftem Nachdruck erfolgen möchte, 
in jener Gegend, aus der fo viele Petitionen von dem Abg. 
Schaaff vorgelegt worden find, die zum Theil ein ſchreck⸗ 
liches Bild von der Verwüſtung darftellen, die das Wild 
anrichtet, und welche die von dem Abg. Merk als über; 
trieben angefochtene Darftellung des Herrn Berichterftattere 
sollfommen rechtfertigt. Wenn wir, mas ber Abg. Merk 
damals bezweckt hat, nicht im Auslande die Meinung ers 
regen wollen, daß ed in unferem Lande in diefer Hinſicht 
noch fehr übel ausſehe, fo wird es nothwendig feyn, fchnell 
einzufchreiten, und nach der Verficherung der Regierung 
zweifle ich auch nicht daran, daß es gefchehen werde. 

Schaaff: Sch bin mit dem Wunfch des Abg. Aſchbach 
einverftanden, in der zuverfichtlichen Hoffuung, daß die 
Regierung ihn berischfichtigen werde. Hätte ich dieſe Ueber⸗ 
zeugung nicht gehabt, fo würde ich u fchon früher felbft 
ausgefprochen haben. 

Da nun einmal das Jagdrevier des Abg. Völker zur 
Sprache gefommen ift, fo muß ich bemerfen, daß, wenn 
alle Jagdherrn mit dem Erſatz des Wildſchadens fo freigebig 
wären, wie der Abg. Völker, die zweite Kammer bed Großs 
herzogthums geftern und heute Fein Wildfchadengefeß zu ers 
örtern gehabt hätte, denn ed würden von feiner -Seite Bes 
ſchwerden, welche diefes Gefeß provozirt haben, eingekom⸗ 
men ſeyn, und die Jagdherrn könnten ihrem Vergnügen 
nach wie vor unbedingt obliegen. 

Ddrr und Rindefchwender beftätigen diefe Bemer⸗ 
fung, worauf das Gefeß zur namentlichen Abftimmung ge: 
bracht, und einflimmig angenommen wird. 


£ 
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Schinzinger bitter für den Fall, daß der Landtag am 
28. September noch nicht gefchloffen werden follte, wegen 
dringenden Dienftgefchäften auf vierzehn Tage um Urlaub. 


v. Rotteck: Es ift zu vermuthen, daß noch viele andere 
Mitglieder Urlaub fordern werden, und wenn dieß gefchteht, 
fo wird die Kammer, wenn fie auch noch gefeglich vollzählig 
bleibt, doch in Wahrheit nicht mehr vollzählig feyn. Sie 
follte aber doch immer aus fo vielen Mitgliedern beftehen, 
daß dasjenige, was fie durch Mehrheit befchließt, ale wirf- 
licher Befchluß der Gefammtheit erfcheint. Es ift daher auch 
ſchon vielfach der Wunfch erffungen, daß, da fo viele Urs 
Iaubsgefuche vorliegen, eine Bertagung von einigen Wochen 
Statt finde, und es wird gut feyn, wenn der Herr Präs 
fident die Mitglieder, die etwa noch Urlaub zu haben wüns 
fchen, auffordert, fich zu erflären, damit die Kammer eine 
Ueberficht erhält, wie ftarf ihre Reihen in der Zufunft 
werden gelichtet feyn. 


Präfident: Darüber, ob eine Bertagung Statt finden 
fol, wird fein Befchluß gefaßt werden föonnen, außer es 
müßte die Negierungscommiffton vorher darüber gehört wer: 
den. Wenn alfo die Kammer wünfcht, daß der Gegenftand 
noch ferner zur Sprache fommen fol, fo werde ich dafür 
forgen, daß Herr Staaterath Winter fich einfindet. 


v. Rotteck: Es iſt im allfeitigen Intereſſe der Perfonen 
und der Sache, daß man möglichſt bald die ſicherſte Kunde 
darüber erhalte, ob eine Vertagung Statt finden ſoll oder 
nicht, weil es davon abhängen wird, ob oder bis wann die. 
einzelnen Mitglieder Urlaub begehren; und ich bitte num den 
Herrn Präfidenten, ben von mir befprochenen Auftrag zu 
übernehmen. 


Nachdem der Präfident ber — die Verſicherung ge⸗ 
geben hatte, daß er dafür ſorgen werde, daß die Kammer 
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in der naͤchſten Sitzung eine beftimmte Erffärung von der 
Regierung erhalte, und der Abg. Aſchbach den Wunfch 
audgeiprochen hatte, daß eine Sigung zur Erfedigung von 
Petitionsberichten gehalten werden möchte, wird die heutige 
Siguug geſchloſſen. 


Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Geneh⸗ 
migung dieſes Protocolls. 


Der Secretär: 
Rutſchmann. 
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Beilage Ar. 2. 
‚zum Protocol der 66. öffentlichen Sigung vom 24. September 
1833. 


Commiſſionsbericht über den Gefeßentwurf die Aufhe⸗ 
bung des aräriſchen Antheils an den Zunfttaxen bes 
treffend. Erftattet von Dem Abg. Gerbel. 


Meine Herren! 

Bon Ihrer Commiffion zum Berichterftatter über ben vors 
liegenden Gegenftand ernannt, habe id, in deren Namen 
folgendes vorzutragen die Ehre: 

Die Commiſſion erfennt ed mit Dank, daß die hohe 
Regierung durdy Vorlage diefed Gefeßentwurfs dem erft 
fürzlic, bei Berathung des Budgets ausgefprochenen Wunfch 
der Kammer fo fohnell entgegen kam. 

Es wird hierdurch einer ungleichen und fomit ungerechten 
Erhebung von Staatdabgaben begegnet, die zwar im Ganzen 
feine große Summe ausmachen, aber doch dem einzelnen 
Unbemittelten um fo fchwerer fielen, als er feine Mitbürger 
in einer andern Landesgegend zum Theil frei davon wußte, 
zum Theil in einem geringen Betrag fie damit belegt fah. 

Es fpricht auch wirklich für diefe Auflage fein näherer 
Rechtsgrund, da das Auffichtörecht, welches über die Zünfte 
ausgeübt wird, zunächſt von den Gemeinderäthen ausgeht, 
und wenn die Staatsbehörden dabei einzufchreiten haben, 
für die ergebenden Befchlüffe die Taren und Sporteln ohne, 
bin entrichtet werden müſſen. 

Die Commiſſion findet übrigens zu den einzelnen Artikeln 
des Geſetzes nichts zu erinnern, ald daß der Anfangstermin 
deſſelben ftatt auf den 4. Juni 1834 ſchon auf den 1. December 
1833, alfo ein halb Jahr früher gefegt werben möge, um 
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Diejenigen, zu deren Gunften e8 gegeben wirb, diefe Wohls 
that jo früh ald moͤglich genießen zu laffen, und, da einer 
beftehenden Ungerechtigkeit nicht früh genug begegnet werben 
fann, auch dieß in der Rechnungsführung und im Budget 
Feine wefentliche Aenderung hervorbringt. Es wird daher die 
Annahme bed Gefeges mit diefer Modiftcation in Antrag 
gebracht, und zugleich die abgefürzte Berathungsform vor- 
gefchlagen. 


LXVH. Oeffentlihe Sigung. 


Berhandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung 


Karlsruhe, den 26. September 1833. 


In Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre, Minifterialchef 
Staatsrath Winter, und des fpäter eintretenden Herrn Finanz 
minifters v. Bödh, fodann fämmtliher Mitglieder der zweiten 
Kammer, mit Ausnahme der Abo. Aſchbach, Fecht, Föhren- 
bach, Herr, Hoffmann,v. Itzſtein, Kienle, Knapp, Lauer, 

Mördes, Pofielt, Völker und Ziegler. 


Unter dem Borfige des Präfidenten Mittermaier. 


Das Sekretariat zeigt folgende neue Petitionen an: 
4) des ehemaligen Domainenverwalterd und Obereinnehe 
merd Bogel in Thengen, Amts Blumenfeld, um vors 
wortliche Unterftügung feiner bei der höchften Staates 
behörde anhängigen verfchiedenen Gefuche, 
2) mehrerer Schullehrer in Heideldheim, um Bewirtung 
ber Zurücnahme der hohen Minifterialverfügung vom 
2. Auguft 1833; Nr. 8814 das Petitiongrecht betr. 
Der Abg. v. Rotted legt vor: 
3) Bitte des Joſeph Fafıhian von St. Blafien, um Vers 
leihung einer Buſchwirthſchaft. 


/ 


256 Berhandlungen der II, Kammer. 


Der Abg. Merk übergiebt: 

4) Eingabe der Hofgerichtsadvocaten in Freiburg, die 
Advocatentarordnnung betreffend. 

Sämmtlicye Eingaben werden an die Petitionscommiffion 
verwiefen. ' 

Der Präfident madıt eine Mittheilung der erften Kams 
mer befannt, wornach diefelbe die Rechnungsnachweiſung 
des Großherzog. Staatsminifteriums und des Minifteriume 
der auswärtigen Angelegenheiten für die Jahre 1829-30 
und 1830— 31 als gerechtfertigt anerkennt. 

Beilage Nr. 1. 


Der Abg. Martin erftattet hierauf Namens der Budgets: 
sommiffion Bericht über den Boranfchlag der Eimmahmen 
and Ausgaben der Forftdomainen- und der Salinenadminis 
ftration für die Jahre 1833 und 1834. 

Beilage Rr.2u. 3. (Viertes Beilagenheft S. 123—156 
über die Forfidomainens und S. I— XXV über die 
Salinenadminiftration.) 

Beide Berichte follen fchleunig gedruckt werben. 

Gerbel erftattet fodann Bericht über den Gefeßentwurf, 
die Penftonirung der Diener apanagirter fürftlicher Perfonen 
betreffend. 

Beilage Ar. 4. (Bünftes Beilagenheft S. 20227 1.) 


Wetzel H. übergiebt einen Bericht über den Geſetzes⸗ 
** ‚die Uebernahme von Bezirksſchulbden auf die Amor⸗ 
tiſationskaſſe betreffend. 

Beilage Nr. 5. (Füuftes Beilagenheft S. 272 302) 

Beide Berichte werden dem Druck übergeben. 

Finanzm. v. Böckh legt einen Geſetzesentwurf über vers 
ſchiedene Abaͤnderungen des Zolltarifs vor, 

(Beil. Nr. 6. Günftes Beilagenheft S. 510—518.) 
welcher an die Abtheilungen zur Berathung verwieſen wird. 
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Welcker ftellt fodann einen Antrag, jett gleich den Bes 
richt über die Petition der Jsraeliten vorzutragen, da bie 
Discuffion hierüber einige Zeit erforbere, und wenn noch 
mehrere Gejchäfte vorher erledigt würden, jene nicht mehr in 
dem gehörigen Maße vorhanden feyn möchte. 

Der Antrag findet zwar mehrfältige Unterftüßung, wird 
aber, nachden namentlich Staateraty Winter gebeten 
hatte, die Kammer möchte bei der Tagesordnung flehen 
bleiben, bei der Abftimmung abgelchnt, worauf ber Abg. 
Duttlinger über den Gefeßedentwurf — die Accisfreiheit 
von verpfändeten Gütern betreffend — berichtet. 

Beilage Nr. 7. 

Mit Zuftimmung der Regierungscommiſſion und der Kam⸗ 
mer wird zur alebaldigen Berathung des Geſetzentwurfs ges 
Schritten. 

Der Sommiffiondantrag lautet alfo: 

Einziger Artifel. 

„Ber Liegenfchaften, auf die er Unterpfandsrechte hat, 
im Wege der Zwangöverfteigerung erwirbt, ift davon bid 
zum Betrage feiner Forderung accisfrei.“ 

Finanz. v. Böckh: Der Artifel, wie ihn die Regierung 
vorgefchlagen hat, erweitert zwar Die Acciefreiheit fchon 
bedeutend, denn vielleicht nicht in der Hälfte der Fälle, wo 
künftig die Accisfreiheit eintreten wird, hatte fie früher 
Statt, weil vielleicht nicht in der Hälfte der Falle Adjudica⸗ 
tionen eintreten. Demungeachtet bin ich beauftragt, im 
Namen der Regierung die Zuftimmung zu der Abänderung 
zu geben, welche die Commiſſion in Vorſchlag gebracht hat; 
denn wenn auch die Acciöfreiheit im Ganzen durch Diefes 
Geſetz ermweitert worben ift, fo würde fie doch für ben eins 
zelnen Gläubiger wirflid) dadurch befchränft, daß die Accis⸗ 
freiheit nur bis zum Betrag ber Kapitalforderung und ber 


zwerjährigen Zinfe gienge. Ihre Commiſſi on hat Recht; bei 
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dem früheren Vollftrefungsverfahren hat die Adjudication 
für Den Betrag des Kapitals der Zinfe und der Koften, alfo 
für den ganzen Betrag der Forderung Statt gefunden, und 
da die Regierung von der Anficht ausgegangen ift, daß auch 
im einzelnen Fall feine Befchränfung der früheren Freiheit 
Statt finden foll, fo ftimmt ed auch mit dem von ihr felbft 
‚aufgeftelten Grundfaß überein, die Abänderung der Com⸗ 
mifion anzunehmen. 

Bekk: Es ift nod) ein anderer Fall, worin eine Befchränts 
fung gegen den früheren Zuftand eintritt. So viel ich vers 
ftanden habe, geht der Vorfchlag der Commiſſion nur dahin, 
daß die Accigfreiheit eintritt, wenn ein Unterpfandegläus 
biger fein Unterpfand erwirbt. Das ift aber etwas Neues, 
denn nad) der frühern Geſetzgebung ift bei allen Adjudicatio: 
nen ohne Ausnahme die Freiheit von der Accife eingetreten, 
auch da, wo ein. Gläubiger, der fein Unterpfand auf dem 
But hatte, fondern nur fonft den Zugriff auf das Gut ver; 
langte, und wo das Gut nicht angebradjt werden Fonnte, 
Auch in diefem Falle wurde es ihm im Anfchlag von ?/ıo ads 
judicirt, ohne Rückficht darauf, ob das Gut mit einem Unter: 
pfandsrecht behaftet fei oder nicht. Sch trage daher darauf 
an, daß der Artifel fo gefaßt werde, daß überall, wo ein 
Gläubiger, feier der Unterpfandsgläubiger oder ein anderer 
Gläubiger, im Vollſtreckungsweg das Gut zu Dedfung feiner 
eigenen Forderung an ſich bringt, die Accisfreiheit beftehen 
ſolle. 

Finanzm. v. Böckh: Da ich die Accisordnung nicht bei 
mir habe, ſo bitte ich den Art. 90 derſelben zu verleſen, wor⸗ 
aus ſich ergeben wird, daß der Abg. Bekk hier Unrecht hat. 

Nachdem dieſer Artikel verleſen worden, bemerkt 

Bekk: Auch dadurch bin ich nicht überzeugt, weil die 
Praxis durchaus anders geweſen ift, und glaube, daß fpäter 
eine andere Verordnung Fam. Auch fünnte man felbft noch 
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diefen Satz fo interpretiren, denn eg heißt: „ein verpfän— 
deted Gut“ — e8 könnte aber auch einem Andern verpfändet 
ſeyn, ald Demjenigen, dem es adjudieirt wurde, und der 
nur die vielleicht geringe Pfandfchuld heraugzahlen mußte. 

Finanzm. v. Böckh: Die gefekliche Beſtimmung ift nie 
abgeändert worden, und- wenn e8 in einzelnen Fällen andere 
gehalten worden feyn follte, fo wäre es ein Irrthum ges 
wejen. 

Welcker: Ich habe ſchon in der Commiſſion erflärt, daß 
ich nur mit Bedauern die Hand an eine gefegliche Abaͤn⸗ 
derung dieſer Accife legen könne, ohne menigftend bie 
afferfchlimmften Accisgattungen bei den Bergantungen über; 
haupt mit abzufchaffen. Da ich aber fehe, daß folche Anträge 
jeßst Feine günftige Zeit haben, fo befchränfe ich mich blos 
darauf, mein Bedauern audzufprechen. 

Schaaff: Da ic von der Verwerflichkeit diefer Accife 
überhaupt lebhaft überzeugt bin, fo habe ich immer für deren 
Abſchaffung gefprochen, und theile mit großem Vergnügen 
jeßst den Vorfchlag der Commiſſion, halte mic aber vers 
pflichtet, den weiteren Antrag zu ftellen, daß auch die Accife 
von Eigenthumsveränderungen bei Kiegenfchaften, welche 
handlohn-, fterbfall>, herdrecht- oder drittelgpflichtig find, 
aufgehoben werden möge. Es iſt entfeßlich, wenn bei 
einer Eigenthbumsveränderung folcyer Güter ein bis zehn 
Procent unter dem Titel Herdrecht, Drittelöpflicht 2c. an 
den, fogenannten Dbereigenthumsherr, der in den meiften 
Fällen Fein Obereigenthum hat, bezahlt werden müffen, und 
nebenbei noch in die Staatöfaffe die Liegenfchaftsaccife ges 
zogen wird, während in ben meiften Fällen jenes Herdrecht, 
jener Sterbfall nichts Anderes ift, als eine alte Steuer, die 
längft fchon hätte abgefchafft werden follen, und worauf 
auch fchon Anträge in diefer Kammer geftellt worden find; 
jo daß wir die Hoffnung haben Fünnen, daß wahrfcheinlich 

17. . 
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auf dem folgenden Landtage auch diefem Antrag Folge geges 
ben wird. Um nun den Befigern diefer Güter, welche 


. bie gedrückteften unferer Mitbinger find, einige Erleichtes 


rung zu geben, fo empfehle ich Ihnen meinen Antrag zur 
Berüdjichtigung, obgleich ich einfehe, daß, da berjelbe 
einen Zufaß zu dem Gefeße in fich begreift, er an die Com— 
miffton zurückgewiefen werden müßte, falls fich die Kammer 
dafür entfcheiden follte. 


. Serbel: Sch habe früher gegen die Aufhebung der Lies 
genfchaftsaccife geftimmt, weil wir der Mittel zu großen 
Zwecken nothwendig bedürfen. Wenn es zur Zehntablöfung 
kommt, fo werden wir gerne die Liegenfchaftsaccife beibes 
halten, die ohnehin bei ung nicht fo hoch ift, als in andern 
Staaten, fondern nur ungefähr die Hälfte beträgt. Nichts 
deftoweniger kann aber dieſe Abgabe doch noch immer eine 
ungerechte genannt werden. Das, was der Abg. Bekk in 
Antrag gebracht hat, ift zwar der Gerechtigkeit entfprechend, 
aber nicht fehr wichtig, denn ed werden im ganzen Lande 
für feine 10,000 fl. Güter adjudicirt worden feyn, an Gläus 
biger, die fein Hypothefenrecht hatten. | 
Duttlinger: Nach der jegigen Prozeßordnung kommt 
es allerdings häufiger vor, weil ed von dem Gläubiger ab» 
hängt, das Erecutionsobject zu bezeichnen. 


Gerbel: Wenn ein Schuldner in die Lage fommt, daß 
man einem Gläubiger, der fein Pfandrecht hat, Güter ad» 
judiciren muß, dann iſt auch kein freies Gut mehr vorhan⸗ 
den. Sch wiederhole, daß im ganzen Lande für Feine 

40,000 fl. während eines ganzen Jahres adjudicirt worden 
feyn werden. Es ift dieß übrigeng eine Abweichung von dem⸗ 
jenigen, was man wollte; denn man wollte den Sag in 
ber Accisordnung herftellen, wie er vor ber neuen Prozeß⸗ 
ordnung beftanden hat. 
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Bader: Wenn die Bemerkung ded Abg. Gerbel richtig 
ift, Daß fo wenig Fälle vorfommen, fo kann man den Antrag 
des Abg. Bekk um fo unbedenflicher annehmen. Die Sache 
ift auch gar nidyt anders zu machen; denn wenn id) eine 
Forderung habe, und eine Liegenfchaft verfteigern lafje, fo 
laffe ich mein Arreftdefret vorher. ind Unterpfandebuch eins 
tragen, wodurd; ich ein Pfandrecht erhalte. Es würde nur 
zu Gefeßedumgehungen führen, wenn nicht nach dem Antrag 
des Abg. Bekk verfahren würde, 

Wetzel D.: Nach der nenen Prozeßordnung haben wir 
feine Adjudication mehr, fondern Derjenige, der dad Eres 
eutionsverfahren durchführt, fei ed auf welche Art von Lie 
genfchaft, hat dad Necht, wenn er bezahlt werden will, 
und fein Steigerungsliebhaber da ift, felbft Darauf bei der 
zweiten Verfteigerung zu bieten, und um fein Anbot die 
Liegenfchaft zu übernehmen. Es fünnte alfo leicht der Fall 
feyn, daß nur Gläubiger, welche fpecielles Unterpfandsrecht 
haben, accisfrei wären, und folchergeftalt ein Mißvers 
ſtaͤndniß entitehen könnte. Es follte daher der Beifaß gemacht 
werden, daß derjenige Gläubiger, der, wenn er auch vorher 
fein Unterpfanderecht hat, das Gut durch ſolche Steigerung 
an fich bringt, acciöfrei feyn folle. Er hat daffelbe Recht 
wie der andere, denn wenn er eine Korderung Sahre Fang 
ftehen hat, und zu Feiner Zahlung gelangt, fo muß er oft 
das Gut um den Schäßungspreis übernehmen; ich trage 
daher darauf an, zu feßen: „im Bollftrefungsverfahren ers 
langtes Pfandrecht,” 

Rettig v. K.: So fehr ich im Allgemeinen den Wunſch 
der Sommiffton theile, daß die Liegenfchaftsaccife noch viel 
mehr herabgefeßt werden möchte, fo muß ich doch eine Bes 
merkung machen, in der Vorausfeßung, daß das Geſetz 
nicht mehr will, als den Zuftand herftellen, mie er vor der 
neuen Prozeßordnung beftanden hat. Damals war die Accis⸗ 
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freiheit. für den Fall der Adjudication feftgefebt, und nun 
fügt das Gefeß überhaupt: „der Pfandgläubiger, der ein 
folches Grundſtück erwirbt, ift für Die Summe jenes Kapitals 
accisfrei.“ Diefer Fall ift früher nicht vorgefommen, deun 
wenn ein Mitbieter oder Liebhaber da war, der für die 
Summe des Kapitals und der Zinfe geboten hat, daun war 
der Pfandgläubiger nicht genöthigt adjudiciren zu laffen, 
fondern der Steigerer, der das Gebot gethan hat, mußte ed 
behalten, und ich glaube daher, daß in dem Fall, wenn 
einer der Pfandgläubiger aus Liebhaberei für die Sache, 
ober in Folge einer vorangegangenen Verabredung, um die 
Acciſe zu umgehen, mehr bietet als Kapital und Zinfen be; 
tragen, die Aecisfreiheit nicht eintreten folle, weil nach der 
früheren Gefeßgebung die Adjudication nicht Statt gefunden 
hätte. Das Gefeß im Allgemeinen über die Accisbefreiung 
ift mir erwünfcht , allein, wenn nur eine einzelne Ausnahme 
Statt finden fol, fo fol fie den Einzelnen nicht mehr bes 
günftigen als nothwendig ift. Sch fchlage hiernach den Zufaß 
vor, daß diefe Accisfreiheit nur dann eintreten folle, wenn 
fein Gebot eines Dritten vorhanden ift, das die Summe des 
auf der Liegenfchaft verficherten Kapitals ſammt Zinfen ers 
reicht hat. 

Finanzm. v. Böckh: Die Meinung des Abg. Rettig ift 
bei der Abfaffung des Gefeßed zur Sprache gefommen, man 
hat aber gefunden, daß diefe Beftimmung zu großen fruchts 
Iofen Unterfuchungen führen würde, daher davon Umgang 
genommen. Handelt es ſich blos von einem einzelnen Grund: 
fü und von einer Forderung darauf, fo würde der Fall, 
wie ihn der Abg. Nettig dargeftellt hat, fehr leicht ind Klare 
zu feßen feyn, denn man könnte mit Beftimmtheit wiffen, 
daß ein Anderer als der Gläubiger fo viel geboten, daß die 
ganze Forderung hätte befriedigt werden können. Der Gläus 
biger hatte alfo nicht nöthig, noch weiter zu bieten. Diefer 
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Fall gehört aber vieleicht zu den feltenen. Es find dem naͤm⸗ 
lichen Gläubiger gewöhnlich mehrere Grundſtücke verpfäns 
det, und er kann fo dad nicht wiffen, was dad Refultat von 
dem Verkauf alfer feiner Unterpfänder feyn wird. Er bietet 
alſo bei dem erften gleich fo viel, ald er glaubt bieten zu 
können, ohne in großen Berluft zu fommen, er bietet ferner 
bei jedem Folgenden fo viel, daß er glaubt, er werde am 
Ende feine Forderung durch feine eigenen Gebote befriedigt 
erhalten. 

Merk: Ich flimme der Commiſſion bei, denn der Zweck 
des gegenwärtigen Geſetzes ift fein anderer, als die vorige 
Beftimmung zu ergänzen, und fie der neuen Form des 
Vollſtreckungsverſahrens anzupafjen, alfo nicht mehr zu 
geben, als die vorige Beſtimmung enthält, denn wollte 
man von ausgedehnteren Anfichten ausgehen, fo müßten 
ganz andere Borfchläge damit verbunden werben, und bie 
Kammer follte ſich deßhalb genau daran halten, nicdyt mehr 
hineinzulegen , ald vorhin auch gegeben worden ift. Sch halte 
in diefer Hinficht die Meinung des Abg. Bekk nicht für ans 
gemeffen, und auch feine Interpretation nicht für natürlich, 
daß man die verpfändeten Grundftüce Anderer gemeint haben 
folle, als diejenigen der Pfandgläubiger felbft. 

Was den Vorfchlag des Abg. Schaaff betrifft, fo ges 
ftehe ich, daß ich da eine Accisfreiheit für weit gegründeter 
halten würde, als bier für den Käufer eines verpfändeten 
Stücks, denn auf den Handlohn und den Sterbfall ift der 
Begriff. nicht einmal anwendbar; es ift eine Abgabe, allein 
weil in diefer Hinficht die Gefeßgebung auf eine durchgreis 
fendere Art wird helfen müffen, fo follte man es für jeßt 
umgehen, und die Sache mit dem vorliegenden Gefet nicht 
vermifchen. Nur darum, obgleich ich von ber Nichtigkeit 
feiner Anficht überzeugt bin, kann ich ihn doch nicht unters 
ſtützen. Ze 
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Sander: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Bert, 
und glaube, daß der Ausdruck in der Accisordnung nur den 
Fall bezeichnet, der am meiften vorkommt, und man eben 
das Gepfändete annimmt; denn wollte maıt recht ftreng feyn, 
fo müßte man am Ende auch behaupten., daß Derjenige, ber 
ein Borzugsrecht hat, nicht unter Diejenigenfalle, denen ein 
Pfandrecht gegeben iſt; das Gefe aber, das zur Annahme 
vorliegt, hat. offenbar den Fall im Auge, den der Bbg. Bett 
ind Gefeß bringen will, den Fall nämlich, daß Derjenige, der 
eine Forderung an irgend Semand hat, wenn ihm ein Grund» 
ftüc zugewiefen wird, nicht in die gezwungene Lage kommt, 
fo viel zu verlieren. Dieß ift aber bei dem Pfandglänbiger 
gerade jo wie. bei Demjenigen, der fein Pfandrecht hat, der 
Fall, und ich fehe nicht ein, warum Derjenige, der ein 
Pfandrecht hat, ein weitered Borzugsrecht haben folle, damit 
er nicht in Verluſt gerathe, während Derjenige, der ein ges 
ringeres Recht hat, gerade in den Fall fommen foll zu vers 
lieren. Sch unterftüße daher den Antrag des Abg. Bekk im 
Sinne ded Gefehes. 

Finanzm. v. Böckh: ES ift gang gegen den Sinn umd 
"Buchftaben des Gefeßes, und gegen die Vorfchrift des $. 90: 
der Accisordnnung, die die gegenwärtige Beftimmung erfeßen 
fol. Nur Derjenige war frei, der ein Haus oder Grundftüc 
gekauft hat, das ihm verpfändet war, und deßhalb adjudi- 
eirt wurbe, und auch Fünftig fol nur Derjenige frei feyn, 
der ein ihm verpfändetes Grundftüd im Wege der Verfteiges 
rang an ftch bringt. 

Körner: Sch flimme für den Antrag der Commiſſion, 
weil ich einem andern Gläubiger das Recht nicht einräumen 
möchte, und weil ein großer Unterfchied unter den Schulden 
ſelbſt Liegt. Um aber den möglichen Zweifel zu entfernen, 
der fchon angeregt wurbe, baß ein anderer Gläubiger feine 
Forderung nur ind Pfandbuch eintragen laffen könne, und 
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ſich dort ein Unterpfand zu verfchaffen im Stande ſei, koͤnnte 
man dad noch beifügen , Daß der Pfandgläubiger nur in den 
bezeichneten Fällen diefed Recht habe. 

Wetzel J.: Wir haben nach unferm Landrechte gefetstiche, 
dann bedungene und gerichtliche Unterpfandörechte. Wenn 
der Begriff der Commiſſion im Allgemeinen diefe drei Pfand- 
rechte in fich fchließen fol, fo bin ich mit dem Antrag einvers 
fanden, und glaube, daß diefer auch dem Antrag des Abg. 
Bekk in fofern entfprechen dürfte, ald jedem Gläubiger 
noch immer frei fteben muß, nachdem er eim gerichtliches 
Erfenntniß bewirkt hat, fich auch ein gerichtliches Unterpfand 
zu ermwirfen. 

Duttlinger: So ift ed, und ich glaube, daß der 
Wunſch der Abg. Sander und Bekk vollfommen erreicht 
wird, wenn man fo zu Werk geht, wie der Abg. Wetzel 
dem Gläubiger zu Werf zu gehen gerathen hat, nämlich 
dafür in der Erecntiondinftanz ſorgt, daß die Arreftverfüs 
gung eingetragen wird. Der Gefeßesentwurf lautet dahin, 
daß, wer Liegenfchaften erwirkt, auf die er ein Unterpfandes 
recht, alfo ein bedungenes, gefetliches oder gerichtliches Un; 
terpfanderecht hat, accisfrei ift. Jeder hat es in feiner Hand, 
dafiir zu forgen, daß er ein gerichtliches Unterpfand erhält, 
und in feiner Hand, daß er acciöfrei wird. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. B eff zur Abſtim⸗ 
mung gebracht, und mit 25 gegen 20 Stimmen in —— 
Faſſung angenommen. 

Einziger Artikel. 

„Der Gläubiger, welcher im Wege der Zwangsverſteige— 
rung eine Liegenfchaft des Schuldners erwirbt, ift davor 
bis zum Betrage feiner Forderung accisfrei.“ 

Das Gefeß felbft erhält in obiger Faſſung mittelft nament 
licher Abftimmung mit 38 gegen 8 Stimmen die Zuftimmung 
der Kammer. 
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Der Abg. Grimm berichtet über zwei Petitionen 1) des Ges 
meinderaths und Bürgerausfchuffes zu Tauberbifchoffsheim, 
um Berwendung der Kammer bei. dem Großherzoglichen 
Staatdminifterium, daß das dortige Pädagogium in ein 
vollftändiges Gymnaſium verwandelt werden möchte; 

2) den Beibericht des Pädagoginmedireftors und Decand 
Binz zu Tauberbifchoffsheim in gleichem Betreff. 

Beilage Nr. 8. 

Die beiden Eingaben werden au die Schulcommifflon zur 
Würdigung überwiefen. 

Derfelbe berichtet über das Unterrichtswefen auf gelehrten 
Mittelfchulen. 

Beilage Nr. 9. (58 Beilagenheft S. 303 bis 343.) 

Nach Beendigung des Vortrags wird dem Berichterflatter 
Bravo gerufen, und der fchleunige Drucd des Vortrags be: 
fchloffen. 

MWalchner berichtet über die Motion des Abg. Herr, 
das homdopatifche Heilverfahren betreffend. 

Beilage Nr. 10. (58. Beilagenheft ©. 344 bis 349.) 

Nachdem die Kammer aud) bier den Druck des Berichts 
verordnet hatte, wird die heutige Sitzung gefchloffen, und 
die Tagesordnung für die nächfte verfündigt, 


Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Genehs 
migung ded Protofolls. 


Der Secretär: 
A. Schinzinger. 
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Beilage Nr. 1. 
zum Protofoll der 67. öffentlichen Sigung von 26. September 
1833. 


An dad Hochverehrliche Präſidium der zweiten Kammer 
der Ständeverfammlung. 


Die erfte Kammer hat fich über die anher zur Berathung 
mitgetheilte Adreffe vom 3. d. M.; in Betreff der Nachwei— 
fungen des gefammten Staatshaushalts in den Sahren 
1829—30 und 1830— 34, mi Ausnahme der Ausgaben der 
Militäradminiftration, der Penfionen und Schuldentilgung, 
von ihrer Budgetcommiffton binfichtlic, der Nachweifungen 
ded Großherzogl. Staatdminifteriums und Minifteriumg der 
auswärtigen Angelegenheiten Bericht erftatten laſſen, und 
in ihrer öffentlichen Situng vom 23. d. M. befchloffen, die 
Ausgaben des Großherzog. Sittaatsminiſteriums 
und des Minifteriumg der auswärtigen Angele— 
genheiten in der bezeichneten Budgetperiode ald gerecht— 
fertigt anzuerkennen. 

In Gemäßheit der Gefchäftsordnung habe ich die Ehre, 
das Hochverehrliche Präſidium der zweiten Kammer hiervon 
in Kenntniß zu feßen. j 

Carlsruhe, den 23. September 1833. 


Der erfte Bicepräftdent der erften Kammer der Ständes 
verfammlung 
Fürſt zu Fürftenberg. 
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Beilage Nr.7. 
zum Protocol ber 67. öffentlichen Sigung vom 26. September 
| 1833. 


Commifjiondbericht über den Geſetzentwurf, die Accis— 
freiheit bei Zmangäverfteigerungen von Riegenfchaften 
betreffend. Erftattet von dem Abg. Dr. Duttlinger. 


Meine Herrn! 

Die Accisordnung von 1812 befiimmt im $. 90 wörtlic) 
Folgendes: „Wenn einem Gläubiger ein verpfändetes Haus 
oderf&rundftück gerichtlich zuerfannt wird, hat Feine Accife 
Statt. — Der Öläubiger fand in der Befreiung von der 
Actiſe einen — wenigftend theilmeifen — Erfat der Diffe- 
renz, Zwiſchen der AMdjudicationsfumme und dem in freier 
Concurrenz accifepflichtiger Steigerer zu erreichenden Preife, 
oder des Berluftö, der aud dem Minderwerth der Unters 
pfänder entfprang; — der Schuldner tilgte in jener 
Differenz einen Theil feiner Schuld, der dem Betrage der 
nachgefehenen Accife gleichfam, oder nach Umftänden ihn 
ſelbſt überftieg. 

Diefe Beftimmung der Accisordnung hat durch die Ein— 
führung der neuen bürgerlichen Proceßordnung, welche 
jene unfreiwillige Erwerbungsart durch gerichtliche Adjudi- 
cation nicht mehr fennt, ihre Anwendbarkeit verloren. Das 
gegen Fann ‚nunmehr häufig der Fal eintreten, daß Gläus 
biger die ihnen verpfändeten Riegenfchaften nur deßhalb im 
Wege der Verfteigerung an ſich bringen, um dadurch Verlufte 
von ſich abzuwenden, oder weil Fein anderer Käufer fich 
darſtellt. Im diefen Fällen liegt der Grund, aus welchem 
die frühere Gefeßgebung bei Adjudicationen jene Accifefreiheit 
gegeben hatte, in der Regel in ganz gleichem Maße vor. 
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Da nad dem Dafürhalten der Geſetzgebungscom— 
miffion die Veränderung des Vollſtreckungsverfahrens in 
diefer Hinficht den Parteien nicht zum Nachtheil gereichen 
follte, fo hat fie in ihrem Berichte, mit dem die Vorlage 
des Entwurfs der Prozeßordnung begleitet war, die Meis 
mung ausgefprochen, daß die Acciebefreiung, welche in der 
früheren Weife, wenn ber Entwurf Gefeßesfraft erhalte, 
nicht mehr vorfommen fünne, im irgend einer anderen, dem 
Zwecke entfprechenden Form, fernerhin zu gewähren feyn 
würde, E 

Der Gefeßentwurf, über welchen ich zu berichten die Ehre 
habe, hat die Beftimmung, jene Befreiung in einer dem 
jegigen Vollftredfungsverfahren entiprechenden Weife wieder 
herzuftellen. Der einzige Artifel aus dem er befteht, Tautet 
wie folgt; 

„er Liegenfchaften, auf die er Unterpfandsrechte hat, 
im Wege der Zwangöverfteigerung erwirbt, ift Davon bie 
zum Betrag feiner Kapitalforderung und der dazu gehörigen 
bevorrechteten Zinfe accisfrei.“ 

. Ihre Wünfche, meine Herrn, gehen eben fo wie bie 
Wünſche der Commiffton, viel weiter ald der Entwurf. 
Sie gehen auf die dereinftige gänzlihe Entfernung 
diefer Steuergattung, deren Verwerflichkeit bei Gelegenheit 
der Verhandlungen über meine, beim Landtag von 1834 
auf deren gänzliche Abfchaffung gerichtete Motion fo uns 
bedingt allgemein anerfannt wurde, daß fie auch nicht eine 
einzige vertheidigende Stimme für fich zu gewinnen vers 
mochte. Diefe Anfichten haben fich feitdem nicht geäubert. 
Sie find aufs Neue fräftig ausgefprochen in dem vortreff- 
lichen Berichte der Budgetcommiffion über ben Voranfchlag 
ber Steuern für 1833 und 4834, welchen mein verehrter 
Freund, der Abg. Speyerer, erftattet hat, mit dem beis 
gefügten Befenntniffe, daß diefer „Mißton“ unferer Finanz 
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gefeßgebung, die liegenfchaftliche Kaufaccife, ihre 
Fortdaner einzig und allein der Unentbehrlichfeit der Summe 
verdanfe, die fie verfchafft!, und mit dem weitern ausge: 
drückten Wunfche, einer entweder zu bewirfenden allges 
meinen VBerminderung, oder einer gänzlichen Auf— 
hebung in. allen Fällen der Zwangsverfteiges 
rung, damit theilweife geholfen werde, wenn man ganz zu 
helfen unter den gegebenen Berhältniffen nicht vermöge! 


Der Entwurf geht nicht fo weit. Die Befreiung, die er 
giebt, umfaßt nicht alle Fälle der Zwmangsverfteigerung , 
fondern nur die fleinere Zahl diefer Fälle, die Fälle allein 
nämlich, da der Unterpfandsgläubiger felbft es ift, der im 
Wege der Zwangsverfteigerung die ihm verpfändete Liegen» 
fchaft erwirbt, und auch in diefen Fällen fol er nicht ganz, 
fondern nur bis zum Betrag der Kapitalforderung und 
der dazu gehörigen bevorrechteten Zinfe acciöfrei 
feyn. Die von der Budgetscommiffion und der Kammer 
felbft in den Verhandlungen über den Voranfchlag der 
Steuern für die gegenwärtige Finanzperiode bereits aners 
fannte Unentbehrlichkeit diefer Stenergattung im Ganzen, 
hindert Ihre Commiſſion, den Kreis der Fälle felbft, in wel— 
chen die Befreiung eintreten fol, zu erweitern, wozu ferner, 
kommt, daß Feiner der mehreren Vorfchläge diefer Art, die 
wir machten, die Zuftimmung der NRegierungscommiffion 
zu erhalten vermochte. Wir führen daher diefe Vorfchläge 
ſelbſt blos hiftorifch an, in der nämlichen Drönung, wie 
wir fie gemacht haben, in der Hoffnung, fie werden, wenn 
fie gut find, in einer Fünftigen Zeit mit befferem Glücke wieder 
aufgenommen werben. Sie giengen 

a) zuerft.auf Abfchaffung der Liegenfchaftsaccife für alle 
Fälle der Zwangsverfleigerungz; dann 

b) auf Abfchaffung für alle Liegenfchaftsverfteigerungen 
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in den Fällen der Gantmäßigfeitder Schuldner; 
endlich und wenigfteng 

c) auf Acciöfreiheit für jeden Gläubiger, nicht blos für 
den Unterpfandez> fondern auch für jeden andern Gläus 
biger, welcher im Wege der Zmangsverfteigerung Liegen» 
fchaften feined Schuldners erwirbt ‚ bis zum Betrag feiner 
Forderung. — 

Alle diefe Vorschläge fanden entfchiedenen Widerfpruch, 
wegen des größern Ausfalls in unentbehrlichen 
Einnahmen, den ihre Annahme zur Folge hätte. Alle 
traf die weitere Einwendung, daß fie weiter giengen, ale 
bie frühere Befreiung, welche nad) Abfchaffung der 
gerichtlichen Adjudicationen, in anderer, dem jeßigen Boll 
ftredfungsverfahren anzupaffenden Form wieder herzuftellen , 
die einzige und außfchließliche Beftimmung des vorgelegten 
Geſetzentwurfs fei. 

So viel ift nun allerdings anzuerkennen, daß der Entwurf 
diefer Beftimmung in fo weit vollfommen entfpricht, daß 
der Kreis der Befreiungen, die er giebt, dem früheren ziems 
lich gleich ift, und eher eine größere als eine Fleinere Zahl 
von Fällen der Accisfreiheit umfaffen wird. Und wenn wir 
unter ben gegebenen Verhältniffen den Entwurf lediglich von 
diefem Standpunfte aus zu betrachten haben, fo werden wir 
eben deßhalb feinen Anftand nehmen dürfen , Ihnen deffen 
Annahme zu empfehlen, mit einer Verbefferung jedoch in 
Bezug auf den Umfang der Forderung, mofür die Accis— 
freiheit eintreten foll. 

Der Entwurf erflärt den Gläubiger für accisfrei, big 
zum Betrag der Kapitalforderung, und der dazu ges 
hörigen bevorrechteten Zinfe. Nach der früheren Ge— 
feßgebung und der früheren Praxis war aber der Unter: 
pfandegläubiger in den Fällen der gerichtlichen Adjudication 
feines Unterpfands nicht blos accisfrei bis zum Betrage bed 
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Kapitals und der bevorredhteten Zinfe, fondern 
bis zum Betrage der ganzen Forderung, mit Einfchluß 
aller Zinfen und aller Koften. Es fehlt, wie wir 
glauben, an allem Grunde, in diefer Beziehung eine Abäns 
derung eintreten zu laffen. Das Geſetz wird feiner Beftins 
mung nur dann vollfommen entfprechen, wenn ed der Bes 
freiung auch jeßt wieder den nämlichen Umfang einräumt. 

Sch habe daher die Ehre, Ihnen die Annahme des Ents 
wurfs in folgender abgeänderten Faſſung in VBorfchlag zu 
bringen, 

Einziger Artikel. 

„Ber Liegenfchaften, auf die er Unterpfandsrechte hat, 
im Wege der Zwangsverfteigerung erwirbt, ift Davon bie 
zum Betrage feiner Forderung accisfrei.“ 

Die Commiſſion, deren Sprecher zu jeyn ich die Ehre 
habe, wiederholt zum Schluffe die in einem früheren Berichte 
der Budgetcommiffion an fie gerichteten Bitte: Ihre Auf 
merffamfeit von diefer verderblichen Abgabe, von der liegens 
fchaftlichen Kaufaccife, nicht abzuwenden, und diefelbe aus 
dem Staatöbudget zu entfernen, fobald es die Berhältniffe 
nur immer geflatten. 
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Beilage Nr. 8. 
zum Protocoll der 67. öffentlichen Sigung vom 26. September 
1833. 


Bericht der Petitiondcommiffion. 
über 

4) die Bitte der Stadt Tauberbifchoffsheim um Verwendung 
wegen Verwandlung des dortigen Pädagogiums in ein 
Gymnafium ; 

2) den Beibericht des Pädagogiumsbdirectord und Dekans 
Binz zu Tauberbifhoffsheim in gleichem Betreffe. 

Erftattet von dem Abg. Grimm. 


Meine Herrn! 

Der Gemeinderath und Bürgerausfchuß zu Tauberbiſchoffs⸗ 
heim bitten in einer in der 44. Sitzung eingereichten Petition 

um Verwendung der Kammer bei dem hohen Staatsminis 
ſterium, daß das dortige Pädagogium bald in ein volltäns 
diged Gymnafium umgewandelt werde. Sie führen in dieſer 
Eingabe alfe Gründe auf, die fie aus der Lage der Religionss 
verhältniffe der Einwohner, und felbft aus der Verfaſſungs⸗ 
urfunde herleiten Fönnen. 

. Ein in derfelben Sigung zugleich eingereichter Beibericht 
bed Pädagogiumsdirectord und Defand Binz beftätigt alle 
in der Petition berührten Verhältniffe und has bie darin 
enthaltenen Gründe weiter aus. 

‚Da diefer Gegeuftand fidy zur Begutachtung der Com⸗ 
miffion eignet, welche fie für bad Schulwefen ernannt 
haben, fo ftellt die Peritionscommiffion den Antrag, beide 
Eingaben der Schulcommiffion zu überweifen. 
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LXVIN. Oeffentliche Sitzung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverſammlung 


Karlsruhe, den 27. September 1833. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiſſäre, Minifteriafchef 
Staatsrath Winter und Stautsrath Zolly, fodann ſämmtlicher 
Mitglieder der zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. Aſch— 
bach, Herr, Hoffmann, Kienle, Knapp, Mördes, Poſſelt, 
Bölder und Ziegler. 


Unter dem Vorfige des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident macht eine Mittheilung ber erften Kam⸗ 
mer befannt, hinficytlich des von ihr angenommenen Forftges 
feßentwurfs. 

Bekk bemerkt hiebei: 

Die Forftgefegcommiffton habe die von der erften Kammer 
in dem Forftgefeg befchloffenen Abänderungen bereits bes 
gutachtet; allein er fchlage im Namen der Commiſſion und 
im Intereſſe der Zeiterfparniß der Kammer vor, nicht den 
ganzen Bericht, fondern nur die Redaction des Entwurfs, fo 
weit Abänderungen vorgenommen werben, dem Drud zu übers 
geben, ihm aber zu geftatten, bei den betreffenden Paras 
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graphen die Motive ber Gommiffion mündlich der Kammer 
mitzutheilen. 

Rindefhwender: Im ntereffe der Zeiterfparniß 
ftimme ich allerdings dem Vorfchlag bei, aber im Intereffe 
der Gründlichfeit Fönnte ich hicht beitreten. Es ift Dies eine 
Abweichung von ber allgemeinen Regel, die wohlweislich 
dahin geht, daß die Berichte erftattet werben, um jedem Mits 
glied Zeit zu geben, vor der Discuffion den Gegenftand ge⸗ 
hörig zu erwägen. 

Die Mehrheit der Kammer beſchließt, das von dem Abg. 
Bekk vorgefchlagene Verfahren einzuhalten, und bie Dis⸗ 
euffion in ber nächften Sigung vorzunehmen. 

Diefe Redaction bed Entwurfs fammt den Mobdiftcationer 
der erfien Kammer enthält die 

Beil. Nr. 1. (58 Beil.Heft S. 191— 234). 

Ferner zeigt dev Präfident eine Mittheilung der erften 
Kammer an, in Betreff eines ihr vorgelegten Geſetzesent⸗ 
wurfs, die Erläuterung einiger Beltimmungen der Wahl⸗ 
ordnung betreffend. 

Beilage Nr. 2. 

Dieſelbe wird zur Vorberathung in die ne vers 
wieſen. 

Staatsr. Winter: Morgen geht der Termin zu Ende, 
an welchem Se. Koͤnigl. Hoheit der Großherzog befchloffen 
haben, die Ständeverfammlung zu fchließen. Es find aber 
noch mehrere der wichtigiten Gegenftände unerledigt, und: 
ungeachtet der größte Theil der Mitglieber diefer Kammer 
nichts fehnlicher wünfcht und wünfchen fan, als zu jeinem 
Herb und.den übrigen Berufsgefchäften zurück zu kehren, fo. 
fieht fich doch bie Regierung veraulaßt, noch diejenige Zeit: 
‚hinzuzufügen, ‚die nothwendig iſt, um dieſe Gegenftände zu 
beendigen, Sie verbindet aber damit den dringenden Wunſch⸗ 
daß es der Kammer gefallig fen: möge, ſich ausſchließiich 

- 48. 
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mit: den wichtigeren Gegenftänden, alfo mit benjenigen zu ber 
fhäftigen, die die Regierung Ihnen vorgelegt hat, und die 
it jedem Fall ein Refultat haben müffen und haben werben. 
Außer diefen Hauptgegenftänden find nody eine Menge Bitt+ 
fchriften unerledigt, und ich habe Ihnen deßwegen zur, Ers 
wägung heimgeben wollen, ob ed nicht gefällig feyn möge, 
dieſe Bittfchriften in einigen Rachmittagsfigungen zu erledigen. 
9. Itz ſt ein übergiebt eine Petition der Gemeinde Rheins⸗ 
heim, um Befchleunigung des Rheindurchfchnitts bei Mech 
terößeim, und bemerkt ſodann: 

- » dh nehme mir die Freibeit, zwei Fragen dem Herrn Res 
gierungscommiffär anzukündigen, damit er fo gefällig ſeyn 
möge, in einer der nächften Siuungen , wenn er ed heute 
nicht thun kann oder will, der Kammer Auskünfte darüber 
zu geben. 

Die erfte Frage betrifft, die Unterfuchung gegen den Herrn 
Garnier: Es beginnt Auffehen zu erregen, daß in Baben 
ein Bürger ſechs Monate lang im Arreft gehalten werden 
kann, ohne daß ein Erfenntniß gefällt oder ein Urtheil ges 
fprochen wird. Bon dem Standpunft der Obforge aus, 
welche die Kammer für die perfünliche Freiheit eines jeden 
Bürgers verfaffungsmäßig hat, reflamire ich das Recht; 
biefe Frage an bie Regierung zu ſtellen. Ich kenne Herrn 
Garnier nicht , ich weiß nicht, was ihm zur Laft fällt, aber 
eö wird fowohl fr feine Berwandten, als für die Kammer 
und das Publikum beruhigend ſeyn, wenn der Herr Regies 
rungdcommiffär einige Auskunft über den Stand der Sache, 
fo weit ed gefchehen kann, ohme derfelben zu fchaden, heute 
ober in einer der nächften Sitzungen geben würde: Wenn 
übrigens wahr feyn ſollte, was man fich erzählt, daß dad 
Hefgericht in Raftadt den Herrn Garnier flagfrei gefpror 
chen, aber dieſes Urtheil nicht befannt gemacht worden fei, 
weil man es an das Juſtizminiſterium gefchicht habe, und von 
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biefem allein, oder im Einverftändmß mit dem Staatsmi⸗ 
niſterium befchloffen worden fei, nähere Nachrichten bei der 
Unterfuchungscommiffion in Frankfurt oder in Paris einzur 
ziehen, ob dem Herrn Garnier allenfalls noch andere Schuld 
zur Laft falle, dann müßte ich allerdings den Zuftand unferer 
Juſtiz bedauern. Wenn es mönlich ift, ein Urtheil, wodurch 
Jemand voneinem Gericht frei geſprochen wird, dem Bethei⸗ 
ligten zurück zu halten, und ihn auf diefe Art noch länger ale 
Verbrecher und der Verbrechen befchuldigt, im Arreft zu 
halten, ohne ihm den Ausſpruch feiner Richter, „du bift frei, 
es liegt dir nichts zur Laſt,“ befannt zu machen, dann möchte 
ich über den Traum der Selbftftändigfeit unferer Gerichte 
flagen, indem ihnen alddann nicht einmal vergönnt ift, ihr 
eigenes Urtheil, das ihnen Geſetz und Recht dictirt hat, dem 
Beichuldigten zu verfünden. Und wenn ed auch möglich 
wäre, daß höhere Rücfichten des Staats geböten, den Mann 
noch im Arreft zu halten, dann gebührt ihm doch meiner An- 
fit nach auch eine beffere Stellung, alfo nicht mehr der 
Unterfuchungsarreft, der ihm gegeben wurde, weil man ihn 
als Verbrecher fchuldig hielt, ed gebührt ihm mehr Freiheit, 
Licht und Sonne, fo zwar, daß man ihn in Gottes freie Na— 
tur führt, unter gehöriger Bewachung. Ich unterbreche mich 
nun einen Augenblic® felbft, um den Herrn Regierungscom⸗ 
miffär zu fragen, ob es ihm gefällig ift, heute oder in einer 
der naͤchſten Sitzungen die erbetene Auskunft zu geben. 
Staatsr. Winter: Ich habe fchon vor längerer Zeit be 
merkt, daß diefe Unterfuchung den Gerichten übergeben iM, 
alſo das Minifterium des Innern nichts mehr angeht. Ich 
behalte mir aber vor, nachdem ic mich werde erfundigt 
haben, in zwei oder drei Tagen nähere Ausfunft zu geben. 
wv. Itzſtein: Meine zweite Frage betrifft die Eingabe ei⸗ 
niger Bürgermeifter wegen ihrer Stellung zu den Domänen 
verwaltungen und andern Behörden, eigentlich die Vorftel- 
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Jung wegen- ber Aufhebung des 8. 41 der. Gemeindeordnung 
— eine Borfieffung, welche die Kammer faft einftimmig mit 
dringender Empfehlung an das Staatsminifterium gegeben 
bat. Seit dem. diefer- Beichluß gefaßt worden, ift es auch 
fchon. ſo lange, daß ich bei der Dringlichkeit des Gegenſtands 
erwarten darf, das Staatdminifterium werde Darüber eben; 
falls einen Befchluß gefaßt haben. Es dient:auch zur Bes 
ruhigung und. zur Förderung der Gefchäfte felbft , weil bie 
fräftigen Bürgermeifter, ihre Stellung erfennend, den an fie 
ergebenden Befehlen der Domänenverwalter nicht gehordyen, 
fondern die Sache liegen-laffen, da diefe, wenn gleich befeh⸗ 
lende Stelle, doch feine Mittel hat, ihren Befehlen Vollzug 
zu verfchaffen. Sie laffen die Gefchäfte liegen, bis die. Dos 
mänenverwaltungen und die andern Behörden ſich bei den 
Aemtern, als ben den Bürgermeiftern vorgefeßten Behörden 
befchweren. Das Amt beftehlt und die Bürgermeifter thun, 
was fie.ohnehin gethan haben würden, wenn es bei dem Ges 
feß geblieben wäre, nämlich die Domänenverwaltungen 
Erfuche an fie geftellt hätten. Die Kammer hat jene Bors 
ftellung an das. Staateminifterium gewiefen, und nicht eine, 
fondern mehrere Stimmen haben damals erklärt, daß wenn 
gegen ihr Erwarten ihrem Wunſche nicht entiprochen werde, 
der Kammer nichts Anderes übrig bleibe, als-eine fürmliche 
Befchwerde gegen jene Mitglieder ‚des Staatsminiſteriums 
zu erheben, die zudiefer eigenmächtigen Abänderung gerathen 
haben: Ich glaube.aber, daß das Staatöminiferium, in 
welchem, ſo viel-ich- weiß, bedeutende Stimmen gegen dieſen 
Beſchluß ſich erhoben, vieleicht mit<dem Hinblick auf das 
Geſetz und die Art; wie die Abänderung geſchehen iſt, einen 
den Wünfchen der Kammer entfprechenden- Beſchluß faſſen 
wird, worüber id; ebenfalls in einer der nächften Sitzungen 
Auskunft erwarte, 
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Der Abg. v. Itz ſt e in betritt fodann die Rednerbühne und 
erftattet Namens der Budgetcommiffion Bericht 

a) über die Einnahmen des Staatöbubgetd und zwar B. 
Juſtizminiſterium, C. Minifterium des Innern. 

Beil, Nr. 3(48 Beil. Heft S. 157 —166). 

b) über einen Theil des Entwurfs des Auflagengefeßes 
für die Finanzperiode vom 4 Juni 4833 bie 4. Juni 
1835, und über das Ausgabenbudget für die Jahre 
41833 und 1834. 

Beil, Nr. 4 (48 Beil.Heft. S. 167468) 
bem er folgende Bemerkung voran ſchickt: 

Wie Sie, fo habe auch ich die Meinung, daß die Verler 
fung der Berichte die Regel bilden folle, und daß eine Abäns 
derung diefer Regel und eine Unterdrüdung aller Berlefung, 
auch eine Vernichtung der fo mwohlthätigen Deffentlichkeit 
wäre. Ssndeflen werden Sie mir vielleicht aus freundlicher 
Rückſicht auf meine noch nicht hergeftellte Gefundheit ges 
Ratten, Ihnen aus dem Bericht, der vorerft nur bis zum Mi⸗ 
nifterium des Innern reicht, Das Nothwendigfte, oder bagjenige, 
was Ihnen ein Bild von dem Ganzen giebt, und die Haupt⸗ 
anträge da, two wir von der Regierung abweichen, zu ver 
lefen. 

Die Tagesordnung führt nunmehr auf die Berichtderftats 
tung über die Petitionen mehrerer israelitifcher Bürger, die 
Gleichſtellung ihrer Rechte mit den Chriſten betreffend. 

y. Rotteck trägt den Bericht Namens ber Majorität der 
Commiffion, und Gerbel den Bericht Namens der Minos 
rität der Commiſſion vor, ’ 

Beilage Rr. 5 und 6. 
worauf alsbald die Discuſſion eröffnet wird. 

Merk: Als ic im Jahr 4831 dafür ftummte, daß zwar 
nicht ſogleich und geradehin die @leichftellung der Joraeliten 
ausgefprochen , ſondern nur. Durchgreifende Vorbereitungen 
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zu Erzielung derfelben getroffen werben follen, ſo dachte ich nicht 
daran, daß dießfalld gar nichts gefchehen werde, zwar nicht in 
der Art, daß man von ihnen fordere, daß fiein Hinficht der. For⸗ 
men ihrer Religion und ihrer Geremonialgefeße nachgeben, weil 
man dieſes nicht verlangen kann, und von ihnen nicht zugegeben 
werben könnte, fondern nur in Beziehung aufdie Modiftcation 
gewiffer Gebräuche und Gewohnheiten. Sch bedanere, daß 
deshalb nichts gefchehen ift, fehe aber nun ein, daß mit den 
Einleitungsmaßregeln nicht gedient feyn wird, fondern es 
befier ift, wenn fi die Kammer geradehin für die Gleich: 
ftellung augfpricht. Ich glaube nämlich, daß dies nach ber 
Soee des in feiner Einheit beftehenden Staats eine Staates 
pflicht fei, und daß in Beziehung auf dasjenige, was in ans 
bern Staaten gefchieht, die Ehre von Baden ed um fo mehr 
fordere, einen entfcheidenden Schritt dafür zu thun, ald 
Baden fonft in diefem Theil der Gefeßgebung andern Staas 
ten fogar vorangefchritten it. Mean fage nicht, daß die Js⸗ 
raeliten der Regierung nicht entgegen gefommen feien, und 
daß fie unterlaffen hätten, eine Neigung zu zeigen, fich unfern 
beftehenden Einrichtungen zu afimmiliven. Wäre dies aber 
auch ‚nicht. gefchehen, fo glaube ich, daß man ihnen deshalb 
mit Recht feinen Bormurf machen kann. Der Impuls zur 
Berbefferung ihres Zuftandes muß meiner Ueberzeugung nach 
von uns audgehen, und es ift, pfychologifch betrachtet, eine 
verfehrte Forderung, daß fie fich zuerft afimmiliren. Vielmehr 
glaube ich, daß der andere Weg naturgemäß fei. Der Uns 
terbrückte iſt nicht gerade in der Lage, fich felbft emanzipiren 
zu können, fondern man muß ihm dazu helfen, und fo lange 
der Zöraelite feine Gewißheit hat, daß er bei erreichter Bils 
dung aud) davon Nutzen haben werde ‚ fo lang er fürchten 
muß, ungeachtet Diefer erreichten AUnsbildung doch von der 
Ausubung der allgenieinen Dffentlichen Rechte zum Theil aus ⸗ 
gefchloffen zu bleiben, kann er auch fein beſonderes Intereſſe 
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daran haben. Erft wenn er deffen gewiß ift und die Bahn 
fich frei gegeben fieht, wird er auch in einem freieren Auf 
ſchwung das höhere Ziel des Staatsbürgerthums zu erftreben 
fich bemühen. - Meiner Ueberzeugung nach bleibt alfo nichts 
übrig, als die Jeraeliten in die Maffe der chriſtlichen Bes 
völferung mit gleichen Rechten hinein zu werfen, damit fie vom 
Strome fortgeriffen, gleich dem in einem Flußbett hinwallen⸗ 
den Kießel ſich abrunden und dem Beftehenden fich fügen. 
Richter man den Blick auf diejenigen Ränder, wo diefe Gleich: 
ftelung ſchon hergeftellt ift, fo zeigt ſich keineswegs die Ges 
fahr, die man fonft davon fürchtet, und es find die Folgen 
keineswegs eingetreten, mit denen Einer den Andern gleichs 
ſam zu erſchrecken ſucht. Es war audy nicht die Beforgniß, 
die in England Fürzfich Die Bill über die Emancipation der 
Katholiken fcheitern machte, fondern es waren es die Grund⸗ 
fäße der Tories, die beharrlich darauf ausgehen, in diefer 
Zeit nichts an dem Alten zu ändern, und auch darum, weil 
in England fein pofitives Gefet den Hebräer an der And 
übung der allgemeinen Rechte hindert, fondern diefe Hebung 
in wielfacher Beziehung nur deßwegen nicht Statt findet, 
weil diefelbe dort an die Reiftung eines befondern Eides ge 
bunden ift, der fo wörtlich genommen wird, daß die Israe⸗ 
(item ihn vermöge ihrer Religion nicht Teiften können. Bei 
und jollte wohl die Beforgniß eines fo großen Nachtheils nicht 
worherrfchen, weil fie fchon in dem Genuß der meiften bürgers 
lichen Rechte befonders derjenigen ftehen, die fich auf den 
Verkehr beziehen, und weil fich dieſer Genuß in unferent 
Staatsrecht am früheften in Deutfchland gegründet findet, 
weßhalb wir auch fchon in diefer Beziehung gar nicyt zurück 
bleiben follten. Schon das erfte Conſtitutionsedict hat in 
dem $. 8 dei Hauptgrundftein zu ihrer Emancipation gelegt; 
indem nach deffen Hauptprincig eine Religion iin Staat in 
dem Sinn herrfchend ſeyn kann, Daß die Mitglieder irgend 
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‚einer folchen von ber Theilnahme an dem Ausfluß der all 
gemeinen fFaatsrechtlichen Bortheile augzufchließen feien. 
Der zweite Hauptpfeiler, worauf die - Forderung auf 
Gleichſtellung beruht, ift der aus der natürlichen Billigkeit 
in. dad Staatsrecht übergegangene Satz, daß Derjenige, ber 
gleiche Laſten zu tragen hat, aud den Mitgenuß an ben 
gleichen correfpondirenden Rechten haben folle. Eine andere 
und entgegengefeßte Folgerung aus diefer Grundlage würbe 
body das Rechtöprinzip verleßen, und man könnte eine folche 
Folgerung nicht durch das Vorgeben befhwichtigen, daß 
religiofe Sitten und Gewohnheiten es hindern, dieſe 
Rechte gehörig und im Einklang mit unfern Einrichtungen 
zu üben. Denn wenn den Jsraeliten diefe Sitten und Ges 
wohnheiten nicht hindern, alle Verpflichtungen gegen den 
Staat zu leiften, wenn man andererfeits feine Bedenklichkeit 
bei der Anuahme diefer Leiftungen findet, fo fehe ich nicht 
ein, welche Bedenklichfeit in der Geftattung der Ausübung 
der dieſen Verpflichtungen entfprechenden Rechte liegen fol. 
Es ift meiner Ueberzeugung nach eine etwas ungünftige Uns 
terfcheidung gegen ven Jsraeliten rückfichtlich der Forderung 
zu Leiftung feiner Bürgerpflichten, und rücfichtlich der Bes 
fchränfung ihrer Rechte'gemacht , worin ich keineswegs irgend 
eine Sonfequenz finden kann, und fie hat audy für ſich eigents 
lich feiien Grund. Deun betrachtet man diejenigen Seraeliten, 
die in ihrer Bildung fortgefchritten find, fo findet man nicht, 
daß ihre Religion und Sitten hierin ein befondered Hinderniß 
find. Der jüdifche Arzt wird auch am Sabbath feine Kranken 
befuchen, und der Advofat feine Prozeffe führen. Es ift indr 
befondere auch nicht zu [äugnen, daß der Widerfpruch gegen 
die Sfeichftellung der Juden, die ein Stillſtand in dem Gang 
der Givilifation offenbar ausmacht, mit dem großartigen 
Auffchwung;, den unfere Gefeßgebung. hiuſichtlich der Eins 
führung der Rehtögleichbeit -und..ber --Ausgleichung: jener 
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verfchiebenartigen Intereſſen der bürgerlichen Gefellfchaft ges 

nommen hat, in einem fonderbaren Gontraft fteht. Man 

fühlt „daß, was man für diefe Lückenhaftigkeit noch anführt, 

daß nämlich die Staatspolitif ed zur Zeit noch fordere, diefe 

Kluft nicht auszufüllen, nicht genüge. Es ift nicht fo gerabe 

das materielle Hebelbefinden in der gegenwärtigen Lage der | 
Seraeliten, und anbererfeitd die Beforgniß der chriftlichen ' 
Bevölkerung in Beziehung auf die ihr durch die Gleichſtellung 
zugehenden Rachtheile, die bei der Frage über die fogenannte 
Emanzipation ganz enfcheidend wäre, fondern es ift das 
Unrecht, wodurch fie von dem entfernt gehalten werden, was 
doch allgemein recht ift, daß fie Laften tragen und ihnen zum 
Theil die Rechte genommen bleiben follen, ein Unrecht, das 
wenigftend die Staatspolitif nicht beſchönigen kann, weil die 
Gründe, die für die Hinhaltung fprechen, diejenigen Gründe, 
die nad) Recht und Vernunft und dem Geift der Verfaffung 
die Emanzipation anrathen, nicht überwiegen. Sie übers 
wiegen fie befonders nicht, wenn man nach der Natur der 
Menfchen vorausfegt, daß ſolche Mißftände, wie fie aller, 
dings da find, und wie fie dem Sudenthum feit Sahrtaufenden 
ankleben, nicht in einer Generation untergehen fonnen, daß 
fie fichh überhaupt nicht eher heben werden, ale bis die Ent» 
feßlung geichehen ift, denn gerade dasjenige, was ihnen 
noch fehlt, ift von der Art, daß darin der meifte Antrieb zu 
ihrer Bervollfommnung und zur Abftreifung deffen liegt, was 
in-ihren Formen und Gewohnheiten ihrer Emanzipation ent» 
gegenfichen fol, und zur Anpaffung an unfere Givilifation 
erfordert wird. Sie fünnen ohne eine foldye Ausbildung nicht 
zur Uebung diefer Rechte kommen, und zum Behuf diefer 
Ausbildung: ift es eben fo nothwendig, daß fie dasjenige abs. 
legen, was ihnen fo fehr entgegen fteht, kurz, daß eine ges 
wifle Charafterveränderung mit ihnen vorgeht. Es kann deß⸗ 
halb auch nicht wohl die Rede von einem fo oft gehörten 
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fucceffiven Uebergang, von einer fucceffiven Gleichſtellung 
die Rede feyn, weil fie ja die meiften Rechte ſchon haben, 
und dasjenige, was noch übrig ift, gerade der Antrieb zu 
ihrer Vervollfommnung ſeyn, alfo voransgehen muß. Sch 
weiß zwar wohl, daß die Meinung, es follten die Jsraeliten 
jet fchon, alfo vor der &feichftellung fo befchaffen ſeyn, 
jiemlich verbreitet ift, allein folche ift deßhalb nicht weniger 
widernatürlich,, und darum ift auch von einer Seite audges 
forochen worden, daß der Widerfpruch gegen ihre Emanzts 
pation in einer gewiffen chriftfichen Popularität zu liegen 
ſcheine. Ich glaube auch, daß Viele, die dagegen find, diefes 
für populär halten, allein ich möchte auf diefe Popularität 
das Beimort chriftlich nicht anwenden, denn man kann es 
ſich nicht verhehlen, daß nicht wegen der Neligiofität, nicht 
wegen der Beforgniß eines Eingriffs in das Chriftenthum 
ſelbſt viele Stimmen im Volke gegen die Emanzipation find, 
fondern wegen der Beforgniß eines Eintrags in Die materiels 
fen Intereffen, wegen der Beforgniß, daß bei einer Gleich⸗ 
ſtellung durch ihre Thätigfeit die Chriſten noch mehr über⸗ 
flügelt werden, und wegen der Beſorgniß, daß bei einer 
Zulaffung zum Staatsdienft theils ihre Gewandtheit, theil® 
die von Vielen vorausgefeßte geringere Scheu, in Anmwens 
dung unerlaubter Mittel, die Ehriften verdrängen werde. 
Das ift ed, was befonderd tm Volf den Widerftand gegen 
ihre Emanzipation erhält. Es ift alfo eigentlich bei dem Licht 
betrachtet, das Mißtrauen in unſere eigenen Kräfte, und 
fogar die Vorausſetzung unferer eigenen Schwäche und Zus 
gänglichkeit, weßhalb wir die Schranke gegen fie nicht nieder 
reißen wollen. 

Es wäre aber eines Gefetgeberd unwürdig, von ber un— 
terſtellung eines ſolchen moraliſchen, ſelbſt verſchuldeten Un⸗ 
terliegens, bei einem Aft der Rechtsgleichſtellung auszugehen, 
und feßteren deshalb nicht ergehen Tonne zu wollen. Die 
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Gefeßgebung fteht höher, es ift ihre Aufgabe, die öffentliche 
Meinung zu berichtigen und die VBorurtheile zu vernichten. 
Es it nämlich offenbar, daß bei der Frage über die Gleich—⸗ 
ſtellung der Jsraeliten noch manches Borurtheil im Spiele 
fei. Die Nachtheile und die ſchlimmen Folgen, die durch fie 
eintreten follen, werben fchon feit langer Zeit nacherzählt, 
und zum Theil ſchrecklich hingeftellt, obgleich in den Laͤn⸗ 
dern, wo die Emanzipation befteht, von allem dem nichts zu 
ſehen ift. 

Ueberhaupt fieht man wohl, daß der Widerfpruch gegen 
ihre Gleichſtellung ſich weniger auf die Sache als die Pers 
fönlichkeit bezieht, welche Perfönlichfeit aber in der Gleich⸗ 
Rellung untergehen muß. Nur darf man nicht fordern, daß 
diefes ſogleich geſchehe. Es wird gewiß gefchehen, aber es 
werben Generationen dazu nothwendig feyn. Man hat vor 
50 Jahren, als man die Jeraeliten etwas menfchlich zu bes 
handeln begann, ald man ihnen gewiſſe Rechte gab, daſſelbe 
Gefchrei erhoben, und gleich wie man ſich jeßt darüber wun⸗ 
dert, fo wird man fich in 50 Jahren darüber wundern, daß 
heut zu Tag noch von Bielen ein fo heftiger Widerfpruch 
gegen diefe Gleichftelung erhoben wird. Man richte bie 
Blicke auf die junge Generation der Joraeliten, befonders im 
Städten, man betrachte die Art ihrer Erziehung und den 
Grad ihrer Ausbildung, fo wird man body finden, daß diefe 
Zeit der Reife nahe fei. Schon das große Jutereffe, das fie 
an diefer Frage überall nehmen, und die aus ihrer Mitte 
erfchienenen Bertheidigungsfchriften voll Scharffinn und Bes 
redſamkeit, freilich audy mit dem Ausdruck eines gewiſſen bittern 
Gefühld, das aber meiner Anſicht nach etwas verzeihlich iſt, 
beweiſen doch hinreichend ihre Ausbildungsfaͤhigkeit. Man 
muß bei ſolchen Betrachtungen nicht hinunterſtrigen und den 
niederſten Theil des Volks betrachten, denn wenn wir unſere 
Eiviliſation auch nad} dem unteren: Theil des Volks bemeſſen 
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wirden, fo würde man aud; Manches dagegen zu erinnern 
haben. Auch die Einwendungen, die man dagegen in dem 
Berichte der Mehrheit der Commiffion macht, haben auf 
mich feinen befondern Eindrucd geäußert, denn der Einwand, 
daß hier eine Berfaffungsabänderung höchft bedenklich fei, 
wird verfchwinden,, weil ed gewiß weniger auf eine Abans 
derung der Verfaffung, als auf eine Erläuterung derfelben 
ankommen wird, indem der $. 9 derſelben, der feſtſetzt, daß 
die Mitglieder der drei chriftlichen Confeffionen Anfprüche 
auf alle Militär» und Eivilftelen haben follen, Andere noch 
nicht pofitio ausſchließt, und der $. 37 bedarf nur einer ers 
läuternden Ausdehnung nadı dem Sinne früherer Gefeße. 
Noch. viel weniger ift mir der Einwand Far, daß nicht die 
Zeit dazu vorhanden.fei. Gerade jegt ift-die Zeit zur Vers 
bannung alles gefeßlichen Unterfciede wegen Religionsvers 
fchiedenheit ; gerade jeßt ift die Zeit, einen Theil der Bevöl⸗ 
ferung von 18000 Seelen für das conftitutionelle Syftem zu 
gewinnen zu fuchen, zu welchem fie, weil fie zurücfgeftoßen 
werben, feine befondere Liebe gewinnen fünnen. Es ift übers 
haupt die Zeit, daß alle Staatsangehörigen fich ein großes 
Bürgertum confolidiren, und mit vereinter Kraft für die 
Erhaltung der Berfaffung wirken. Ich bin alfo entjchieden 
für die Gleichftellung der Jeraeliten, etwa in dem Sinn, wie 
das heffifche Gefeß folche ausfpricht, wobei ed dann darauf 
anfommen wird, ob, wenn wir die Vorlage eines Geſetzes 
erhalten, für eine gewiſſe Uebergangsperiode einige VBors 
fichtemaßregeln zu treffen feyn möchten, worüber ſich aber 
hier auszufprechen: nicht der Ort feyn wird. 

Meine Herrn! Sch glaube, daß es in diefer Sache nichts 
mehr taugt, zu zögern und zu temporiſiren, daß in Ver⸗ 
gleichung beffen, . was in faft allen andern conftitutionellen 
Staaten gefchehen ift, dieſes Zögern und in eine fonderbare 

‚Stellung bringen, daß man: es in Vergleichung mit ben 
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Srundfägen, die aus dem Bernunftrecht,, aus dem Repraͤ⸗ 
ſentativſyſtem, aus den conſtitutionellen Staatseinrichtungen 
hier ſchon entwickelt worden find, unerflärbar finden würde, 
diefen Stillftand zu behaupten. Ein Befchluß auf die Tages» 
ordnung würde für Diejenigen in Deutfchland, welche die 
Harmonie der Gerechtigfeit lichen, als eine Diffonanz tönen. 

Ic ſtimme für den Antrag der Minorität. 

Bekk: Im Jahr 4831 habe ich auch zu dem Befchluß ges 
fimmt, den die Kammer dabin gefaßt hat, daßeine Vers 
fammlung von Seraeliten veranftaltet werde, die, mie diefer 
Befchluß fagt, die Hinderniffe aus dem Weg räumen follen, 
die einer völligen Gleichftellung entgegen ftehen. In der 
Zwifchenzeit babe ich mich durch veiferes Nachdenken und 
ſelbſtgemachte Erfahrungen in diefer Sphäre überzeugt, daß 
biefer Befchluß zu nichts führen fan. Es ift eigentlich nicht 
ganz klar, weldye Gattung von Hinderniffen in dem Kammer, 
beſchluß gemeint fei. Es ift unentfchieden, wenigftens durch 
den Befchluß, wenn man die Verhandlungen wicht damit- 
vergleicht, nicht entfchieden, ob darunter nur die bürgers 
lichen äußerlichen Lebensverhäftniffe der Seraeliten, oder 
aber auch ihre refigiöfen Uebungen und Gebräuche verftanden 
feren. Die Commiffion, in ihrer Majorität und Minorität , 
ift darüber felbft verfchiedener Meinung. Ich bin aber der 
Anficht, daß, man mag das eine oder andere darunter vers 
ftehen, die Verfammlung doch nicht an ihrem Drt ift. Wenn 
man nämlich. blos die Abficht hat, daß die Berfammlung 
Vorbereitungen treffen oder Befchlüffe faffen fol, um bie 
außerlichen Kebensverhältniffe der Seraeliren zu verbeſſern, 
ohne Rückficht oder ohne Veränderung ihrer religiöfen Ge; 
brauche, Uebungen und Meinungen, fo fehe ich nicht ein, 
wie bier irgend etwas nothwendig feyn Fönnte, denn dieſe 
Berhältniffe ftehen Lange nicht fo fhlimm, wie man ſie von 
Ferne anfieht. Seit dem Jahre 1809 ift in dieſer Beziehung 
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fehr Vieles gefchehen. Das Geſetz von 4809, das noch: jeßt 
bie Grundlage ded Zuſtandes der Seraeliten bildet, und 
überhaupt die Bemühungen des Oberraths und der Regie⸗ 
rungsbehörden, um den Zweck, den jenes Gefeß ſich ſetzt, 
zu erreichen, haben fchon ſehr gute Früchte getragen, und 
ich bin in der Lage, darüber ftatiftifche Notizen mittheilen 
zu können. Man darf füch nur zuriick denfen, wie vor 20 
bis 30 Jahren das Schuchervolf der Juden allgemein war. 
Damals hat man von einer Gewerbsthätigfeit in ander 
Dingen ald dem Schacher kaum eine dee gehabt, während 
wir jegt nad) amtlichen Nachrichten den Beweis haben, daß 
unter den Jsraeliten fchon gegenwärtig 570 Meifter in Hands 
merfen, ferner 341 Gefellen, 155 Lehrlinge, 206 Landwirthe, 
26 praftifche Aerzte und Advocaten, und überhaupt folche find, 
die zu ihrem Berufe einer wiffenfchaftlichen Bildung bedürs. 
fen.. Ferner befinden fich unter unfern Israeliten 21 Künftter, 
148 Wirthe, ſodann Handelsleute mit offenen Läden 630, 
mit Landesproducten 880, und in eigentlichen Mäfler- 
gefchäften und als Haufirer und Trödler 1094. Aus diefer 
Zufammenftellung des Ganzen fieht man, daß doch die feit 
dem Jahr 4809 getroffenen Maßregeln gute Früchte trugen, 
und die Regierung und der Oberrath find auch immer bemüht, 
hierin weiter zu fchreiten. Die Zeit bringt dies alles; allein 
ich wüßte nicht, was eine Berfammlung in diefer Hinficht 
thun könnte, was fie befchließen, und auf welche WBeife fie 
etwas fördern follte. Sodann bemerfe ich, daß z. 2. die 
israelitifchen Schulen in fehr glänzendem Zuftande find, 
und ich ſage nicht zu viel, wenn ich behaupte, daß, im 
Durchfchnitt genommen, die israelitifchen Schulen beffer 
beftellt find als die chriftlichen. (Zeichen der Bermunderung,) 
Wenn Sie officiele Beweife hierfür haben wollen, fo faun 
ich fle mittheilen. Indeſſen fcheint dem Beſchluſſe von 1831 
nicht eigentlich die Idee zu Grund gelegen zu ſeyn, daß die 
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bürgerlichen VBerhältniffe ber Joraeliten verbeffert werden 
jofen, fondern man hat dabei Ablegung ſogenannter religid⸗ 
ſer Vorurtheile, alſo religiöſe Reformen, Entfernung 
religiöſer Gebräuche oder Mißbraͤuche, im Auge gehabt. 
Der Beſchluß ſagt dieß zwar nicht, allein wenn man die 
Kammerverhandlungen damit vergleicht, ſo wird man ziem⸗ 
lich ins Klare kommen, denn dort iſt beſonders die Verlegung 
des Sabbaths auf den Sonntag, die Aufhebung der Speiſe⸗ 
geſetze ꝛc. zur Sprache gefommen, und es war alfo natürlich, 
Daß diefes Feine blos äußerlich bürgerliche, fondern eine reli- 
giöfe Reform betraf. Aber auch in diefer Beziehung ift feit 
1809 ſchon Manches gefchehen, obgleich weniger, ale in | 
ben aubern Beziehungen. Man hat bier Abänderungen in 
dent Gottesdienft der Israeliten getroffen, und beſonders 
dadurch, daß das Hebräifcye theilweiſe befchränft wurde, und 
immer noch mehr befchränft werden wird, einen großen Fort: 
fehritt gemacht. 

Bor dreißig Jahren hätte man es für unmöglich gehaften, 
in einer ißraelitifchen Synagoge beutfche Predigten zu hören 
Seht hört man fi. Man fieht ferner fehr darauf, daß bie 
Rabbiner wiffenfchaftlich gebildet werden ‚ indem man ſich 
überzeugte, daß bieß das befte Mittel feyn werde, religiöfe 
Aufklärung zu bewirken, denn wenn Diejenigen, bie bie 
Religion zu lehren, die die refigidfen Gefeße zu interpretiren 
haben, aus wiffenfchaftlich gebildeten Menſchen beftehen, 
fo iſt natürlich, daß ſich auch unter Denjenigen, die ſie 
lehren, dieſelbe Aufklaͤrung verbreiten muß. Indeſſen kann 
alles dieß nur ſtufenweiſe und ohne Geraͤuſch geſchehen, denn 
das Innere des Menſchen Läßt ſich nicht durch ein militaͤri⸗ 

s Commando beherrſchen. 

Auch in die ſer Hinſicht ſcheint mir nun, daß die Ver⸗ 
ſammlung einer Zahl von Vraeliten, wenigſtens in der 
Art, wie ſie in Antrag gebracht wurde, nicht paſſe. Schon 
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im Allgemeinen muß ich bemerfen , daß eigentlich die Jsrae— 
liten feine Kirchengewalt fennen, alfo bei ihnen feine Vers 
fammlung mit Autorität auftreten, und über Religionsfäße 
entfcheiden kann. Der Israelit glaubt, was ihm die heiligen 
Schriften und die Traditionen lehren, und wenn taufend Ans 
dere fagen,.es fei nicht wahr. Darum fann die Berfammlung 
über das Gewiſſen der Andern nicht gebieten und verfügen. Es 
zeigt fich aber, hinfüchtlic einer folcyen Berfammlung, auch 
noch eine andere Schwierigkeit, denn ed wirft ſich die Frage 
auf, wer die Mitglieder derfelben zu wählen habe? Sollen 
fie gewählt werden von der Maffe des Volks, fo ift voraus 
zu fehen, daß die Reform, welche die Gewählten in Antrag 
bringen würden, wohl nicht wefentlic, feyn wird. Sollen fie 
aber blos aus den Gebildeten der Israeliten von der Regie— 
rung aus, auf Vorfchläge des Oberraths gewählt werden, 
fo ift ein anderer Nachtheil vorhanden, daß die Maffe der 
Israeliten Fein Vertrauen in fie feßt, und eben deßhalb 
auch diefe Berfammlung nichts wirken fan. Dazu fommt 
noch, daß die Gemählten felbft, und wenn fie aud) aus 
aufgellärten Ssraeliten beftehen,, doch immer etwas Beben: 
fen tragen würden, Neuerungen felbft zu befchließen. Der 
fromme Söraelit Jäßt eher eine Neuerung faktiſch gefchehen, 
er fieht fie gleichfam als einen Akt der Vorfehung an, wenn 
der hiftorifche Gang der Dinge, wenn gleichfam die Macht 
der Berhältniffe eine Neuerung herbeiführt, aber er will ſich 
nicht vermeffen, felbft Hand an das Heiligthum zu legen, 
und auch in diefer Hinficht dürfte alfo von einer ſolchen Vers 
fammlung viel weniger zu erwarten feyn, als von dem 
gegenfeitigen Sneinandergreifen der Regierung und ber ors 
dentlichen conftituirten israelitifchen Behörde. Es ift indefjen 
nicht zu verfennen, daß wir folche religiöfe Gefühle ehren 
und achten müffen. Wenn ich übrigens auch eine folche Ver⸗ 
fammlung der bezeichneten Art nicht unter allen Berhältniffen 
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für verwerflich halte, fo erfcheint fie mir doc) verwerflich in 
der Art, in der fie bier zur Ausführung fommen fol. Man 
hat nämlich damit bezweckt, die Jsraeliten follten religidfe 
Gebräuche, oder Mißbräuche, wie man fie nannte, ablegen, 
um dadurch fich zu nähern, und gemwiffermaßen e8 zu vers 
dienen, baß man ihnen vollfommene Bürgerrechte giebt. 
Betrachtet man nun diefe Forderung in ihrem wahren Sinne, 
fo liegt darin doch nichtd anderes, ald, wie der Oberrath 
ſich ausdrückt, eine Art von Tauſch. Die Seraeliten follen 
gegen politifche Vortheile religiöfe Meinungen opfern, und 
ich erinnere mic) wahrlich mit Erbauung an eine Bemerkung, 
die in der Verſammlung ded, durch die auswärtigen Mit- 
glieder verftärften Oberraths, ale er über die vorliegende 
Frage berathen hat, gemacht wurde. Ein fehr ehrenwerthes 
Mieglied fagte nämlich: „Man nennt und ein Schachervolf, 
allein mit unferer Religion wollen wir dennoch nicht ſchachern.“ 

Meine Herrn, ich glaube, daß mir Alle überzeugt feyn 
werden, daß folche religiöfe Gefühle, felbft wenn der Ges 
genftand, um den ed fic handelt, irrig feyn follte, bei 
Demjenigen, der fie hegt, immer zu achten find. Ich will 
nun nur noch eine furze Stelle aus dem Vortrag verlefen, 
den der Dberrath an das Minifterium des Innern in diefem 
Betreff erftattet hat. Der Bericht ift verfaßt von dem wiſſen⸗ 
fchaftlich gebildeten und fehr gelehrten Oberrath Eppftein, 
und es ift darin die Sache beffer ausgedrückt, ale ich fie 
darzuftellen im Stande wäre. 

Der Redner verliest die bezeichnete Stelle, alfo lautend: 

„Wir halten naͤmlich dafür, daß folche Angelegenheiten, 
welche dem Innern des Menfchen angehören, ſich überhaupt 
nicht für das Gebiet politifcher Verhandlungen eignen, und 
noch viel weniger Gegenftand einer Bevollmächtigung oder 
eines Bertrags werden fünnen.“ 

„Wohl mögen religidfe Meinungen und Gefühle, nad) 

19. 
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dem meltgefchichtlichen Gange der Entwicklung ded menfchs 
lichen Geiſtes und Gemüths ihren Außern Ausdruck vers 
ändern, und eine andere Geftalt annehmen. Es Fann und 
darf aber dieß nur aus dem ewigen Streben der Menfchheit, 
nach dem höchften religiofen, in jeder Confeſſion fich eigens 
thümlich barftellenden, Ideale hervorgehen. Eine Bers 
läugnung der höhern Menfchennatur und der Todesfeim für 
alle veligiöfe Gefühle wäre 68 aber, wenn Aenderungen im 
dem Kirchen» und Religionsſyſteme, in der Abficht zur Er⸗ 
veichung zeitlicher Bortheile, und feien fie auch von der 
höchften politifchen Wichtigkeit, vorgenommen werden. Soll⸗ 
ten auf diefe Weife Aenderungen in religiöfer Beziehung - 
irgendwo Statt finden, fo dehnen fie ſich noihwendig weiter 
aus, als derjenige Theil, der fie veranlaßt, ſelbſt wünfcht; 
fie erfchüttern nämlich, Die ganze religiofe Grundlage be& 
Menfchen, welche die Bafis aller Sicherheit und Gebeihung 
der Staatsgeſellſchaft bildet. 

„In ihrer Glaubenstreue erlangten auch die Israeliten, 
in mehreren größern Staaten der alten und neuen Welt, 
das vollkommene Stantsbürgerrecht.‘‘ 

„Sn einem Lande, in welchem Carl Friedrichs Geiſt beis 
nahe ein Jahrhundert hindurch waltete,, in welchem deffen 
erfauchter Sohn den Thron ziert, und in beffen edlem Volle 
die Cultur und Civiliſation des neungehnten Jahrhunderts 
ihre fihönften Blüthen entfalten, werben fie auch gewiß nicht 
veranlaßt werden wollen, jene Bahn zu verlaffen, um: bag 
hohe ut der Nechtögleichheit zu erringen. * 

Aus allem diefem, was ich bemerkte, geht nun hervor, 
daß derjenige Weg, den die Kammer im Jahr 4831 erwähs 
Ien wollte, wicht zum Ziele führen kann, und es entfteht 
daher die Frage, mas gefchehen folle, wenn diefer Weg 
nicht zum Ziele führt? Meine Meinung iſt einfach und geht 
dahin: man folfe der natürlichen Entwicklung ihren Lauf 
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laffen, und die Regierung bitten, dieſe Entwicklung nad 
Möglicjfeit zu befördern, fodann aber foll man die Suden 
emancipiren. Diefe Emancipation fol nicht, wie die Com⸗ 
miffion glaubt, eine Belohnung ber Aufflärung, fordern 
das Mittel feyn, biefe Aufklärung herbeisuführen. Man 
kann -diefen Gegenftand von dem Standpunkte der Geredy- 
tigfeit und der Politif, von einer. theoretifchen und praftifchen 
Seite ind Auge faffen. Wenn man fich in der erfteren Be, 
ziehung im Allgemeinen auf den Satz beruft, daß von Natur 
aus jeder Menſch gleiche Rechte habe, fo wird in dem Bericht 
der Mehrheit entgegengehalten, daß es fich hier nicht um 
die aklgemeinen Menfchenrechte, fondern um poli— 
the Rechte, um die Theilnahme am der öffentlichen Macht 
handle, und daß hierauf nicht jeder Einzelne einen Rechts⸗ 
anſpruch habe, fordern daß die Sefammtheit diefe Rechte 
nur beſtimme, fo wie es in ihrem Intereſſe liege. 

Ich muß darauf erwiedern, daß es fich einmal hier nicht 
lediglich um politifche Rechte handelt, wie die Sommiffion in 
ihrer Mehrheit ed behauptet, fondern daß auch bei andern 
ftaatöbürgerlichen, bei pecuniären Rechten nod) Verfchieden- 
heiten vorhanden find. Sch erinnere nur daran, wie viel 
nicht für dem Cultus der Ehriften aus der Staatskaſſe gethan, 
wie viele Zuſchüſſe aus derfelben für den öffentlichen Unter⸗ 
richt der Ehriften gegeben werden. Der Seraelite muß zu 
Allen Staatslaften, alſo auch zu denjenigen beitragen, die 
durch die Kirchen und Schulen der Ghriften herbeigeführt 
werden. Deſſen ungeachtet erhält er hievon feinen Kreuzer 
für ſich, fondern er muß die Koſten für feinen Eultus und 
feine Schulen allein beftreiten. Sehen wir ferner auf bie 
Ausgaben der Gemeinden. In vielen Gemeinden werden 
von: ber. Yolitifchen Gemeinde Ausgaben für Kirchen umd 
Schulzwecke gemacht. Viele befolden ihre Lehrer großentheilg, 
und Viele mäffer zu dem Kirchenbau oder zu ander Kirchen: 


— urn, 
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bedürfniffen beitragen. Hier wird der Israelite ganz nach 
feinem Steuerfapital beigezogen, wie wenn er ein Chrift wäre, 
während er gehalten ift, feine eigenen Kirchenbebürfniffe und 
feine eigenen Schulbedürfniffe daneben felbft zu beftreiten. 
Eben fo ift ed mit den Armen. Sede Gemeinde ift verpflichtet, 
ihre Armen zu unterhalten. Die Zahlung gefchieht, wo feine 


ı Stiftung dazu vorhanden ift, aus der Gemeindefaffe, wozu 
' Alle ohne Unterfchied, alfo auch die Israeliten gleich beitras 
; gen müffen. Deſſen ungeachtet müfjen die Seraeliten ihre 
Armen befonders unterhalten. Daneben müffen fie fogar 


noch in einzelnen Gemeinden ein eigenes Schußgeld entrich“ 
ten. Hiernach ift es nicht nur, wie die Mehrheit der Com⸗ 
mifjion glaubt, um eine Gleichheit politifcher Rechte, 


- fondern um eine Gleichheit anderer ftaatöbürgerlicher, pecus- 


niärer Rechte zu thun, auf welche Ungleichheit alles dasjer 
nige, was die Commiſſion in ihrer Mehrheit vorgetragen hat, 
gar nicht taugt und Feine Anwendung findet. Wenn wir aber 
auch blos die politifchen Rechte ins Auge faffen, fo ift 
wenigftens der Grundfaß, den die Commiſſion aufgeftellt hat, 
immer etwas bedenklich, und id) möchte ſagen, daß fich diefer 
Grundfaß dem Abfolutisinus und dem Ariftofratismus nähert. 
Wer hat nämlich, frage ich, zu entfcheiden, wie weit das 
gehen, wie weit dad Volk an der üffentlichen Macht Theil 
nehmen, wie weit man ihm politifche Rechte geben, und auf 
welche Klaſſe fich Diefe ausdehnen follen? In Staaten, die 
eine ariftofratifche Regierung haben, würden die: Ariftofra- 
ten, wie die Mehrheit der Sommiffion immer fagen: „es ift 
für das Wohl und die Intereffender Geſammtheit vortheilhaft, 
wenn wirallein regieren, es ift nicht gut, wenn die ſogenann⸗ 
ten bürgerlichen Klaffen mit regieren wollen.“ So fagt jeßt 
die Commiſſion: „es ift nicht gut, wenn man die Theilnahme 
an der öffentlichen Gewalt weiter und auch auf die Juden aus⸗ 
dehnt, wir wollen diefelbe fin und allein behalten.“ Diejes 
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nigen alfo, die gerade im Augenblick im Beſitz der Macht 
find, verwechfeln gar zu leicht ihre eigenen Vortheife mit 
denen der Gefammtheit, und diefes Nefultat wird fich immer 
zeigen, fo lange man nicht zu dem Grundfaß fommt, daß 
alle Menfchen ohne Unterfchied von Geburt aus gleiche Rechte 
haben, und fein anderer Unterfchied unter ihnen beftehe, ale 
wieder der natürliche, den die phyſiſchen und geiftigen Kräfte 
jedes einzelnen Menfchen bezeichnen, und durch welche — 
er ſchon die Bahn ſich ſelbſt öffnen wird, 

Penn ich mich übrigens auch nicht unbedin gt und all 
gemein gegen den Grundfaß, den die Commiſſion aufge 
ftellt hat, erfläre, fo finde ich ihn doch nicht gerecht, wenn 
man eine beftimmte Religion ald das Ausſcheidungsmerk⸗ 
mal annimmt, Man hat fich darauf berufen, daß ja auch 
ein Cenſus beftehe, daß man z. B. Diejenigen, die gar fein 
Bermögen haben, von der öffentlichen Macht ausfchließe. 
Hier ift aber ein himmelweiter Unterfchied vorhanden. Dort 
liegt der Grund darin, daß Derjenige, der mehr Vermögen 
hat, bei ber Leitung der öffentlichen Angelegenheiten auch 
mehr betheiligt ift, als Derjenige, der fein Vermögen hat, 
denn er hat mehr zu verlieren, und darum ift ed naturs 
gemäß, daß Diejenigen mit mehr Bermögen auch mehr Theils 
nahme an der Öffentlichen Macht, und alfo auch mehr polis 
tifche Rechte haben. Ein foldyes Verhältniß liegt aber bier, 
wenn die Religion ald Unterfcheidungsmerfmal angenoms 
men werden will, in feinem Fall vor. Wenn nun im Sommif- 
fionsbericht behauptet ift, daß eigentlich nicht die Religion 
der Grund fei, aus dem man die Rechtögleichheit verfage, 
fondern daß dies nur die äußeren Erfcheinungen feien, 
bie, wenn gleich eine Folge der Religion, dennoc; felbftftäns 
big fich darftellen, fo hat man hier wieder nicht den richtigen 
Standpunft aufgefaßt. Sind nämlich jene äußeren Erfcheis 
nungen von der Art, daß die Teraeliten in ihrer großen 
Maſſe noch jehr ungebilvdet find, und fich ſchlechten Gewer⸗ 


296 Berhandfungen ber U. Kammer. 


bei, dem Wucher und Schacher, überlaflen, ohne einen or- 
dentlichen birrgerlichen Beruf zu haben, und findet man num, 
wie der Sommiffionsbericht fagt, in dieſem antifoctafen Ber: 
hältniß der Ieraeliten gegen Andere einen Grund, fie von den 
politifchen Rechten auszufchließen, fo will ich nur darüber 
bemerfen, daß dad Refultat nicht weiter gehemfollte, als fein 
Grund. Man giebt diefe äußeren Erfcheinungen ald den 
Grund der Ausfchließung an; man follte daher auch diefe 
. äußeren Erfcheinungen als den Maßftab der Ausfchließung 
annehmen. Man foll nicht alle Seraeliten — denn man 
anerkennt ja, daß viele Hochgebildete unter ihnen find — zus 
rückweiſen, fondern Diejenigen, bie eben jene äußeren Erfcheis 
nungen, wie fie hier behauptet werden, an fich tragen, nam 
Lich den Wucherer und Schacherer. 

Betrachtet man endfich die Sache noch. von dem pokitis 
ſchen oder praktiſchen Standpunkt, fo wirft fich die Frage 
auf, was denn eigentlich die Emancipation der Jsraeliten 
dem Öffentlichen Wohl nußen und fchaden werde? Ich glaube, 
daß fie nüßen wird, denn ich habe fchon oben: bemerkt, daß 
die Aufklärung der Jsraeliten durch die Einancipation beförs- 
dert werben wird, worüber ich mich wohl auf: dasjenige bes 
rufen kann, was von vielen Mitgliedern im Jahr 4834 aus⸗ 
einander gefeßt worden ift „ ohne näher darauf einzugehen, 
denn es ift eine allgemein befannte Wahrheit, daß den Druck 
und die Berachtung den Menſchen felbft herabwürdigt, Die: 
Ehre dagegen ftetö ein Hauptfporn zum Guten ift. Man hat 
ſchon häufig auf die Ehriften in der Turkei hingewieſen, wo 
diefe in demfelben Zuftand find, wie bei und die Juden, und 
doc; wird Keiner unter uns der chriftlichen Religion die 
Schuld beimeffen, daß die Chriften dort ein: ungebildetes, 
niedriges Volk find. Endlich kommt noch hinzu, daß mit 
der Emancipation der Israeliten immer ein großer Theil ders 
felben Veranlaſſung und: Gelegenheit hat, ſich wiſſenſchaftlich 
zu. bilden, und: ich bin überzeugt, daß: diefad: auf Die große 
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Maffe einen fehr guten Eindruck macht, denn je mehr wiffen; 
fchaftlich gebildete Seraeliten da find, defto mehr werden fie 
ſich bemühen, ihre Gebräuche und Eigenthümlichkeiten, fo 
fern fie bIo8 Vorurtheile find, abzuftreifen — und um fo mehr 
wird alfo auch die Maffe der Israeliten Durch fie zum Beflern 
herangezogen, Diefe Betrachtung ift ed befonders, Die viele 
Israeliten felbft zu ganz entgegengefeßten Wünſchen geſtimmt 
hat, daß man nämlich fie nicht emanzipiren möge. Sch 
weiß nicht, ob Petitionen diefer Art an die Kammer famen; 
wenn feine famen, fo find wenigfteng bei der Regierung ſolche 
eingefommen, und viele Mitglieder diefer Kammer haben 
gewiß Privatfenntniß davon, daß manche Joraeliten jenen 
Wunfch äußerten. Darin liegt aber für mich gerade ein Bes 
weis, daß die ungebildeter, blind am Alten hängenden Js⸗ 
raeliten felbft fühlen, die Emanzipation möchte weiter führen, 
als fie esin Beziehung auf ihre religiöfe Aufklärung wünfchen, 
ein Beweis. alfo, daß wir, die wir jene religiöfe Aufklärung 
ber Israeliten wollen, die Emanzipation ausfprechen müſſen. 
Frage ic) nun aber noch, welches denn eigentlich die Nach—⸗ 
theile feien, Die der bürgerlichen Gefellfchaft Durch die Emauts 
zipation der Seraeliten zugehen könnten, fo finde ich lediglich 
feine. Denn nehmen wir einmal an, die Maffe der Jsrae⸗ 
liten fei wirklich fo fchlecht, als behauptet wird, was folgt 
daraus in Beziehung auf die Emanzipationdfrage, wird dieſe 
Maſſe noch fchlechter werben, wenu fie emanzipirt wird ? — 
dazu wird fein Grund vorhanden feyn, oder wird fie durch 
die Emanzipation fehädlicher werden, als fie e& jeßt iſt? 
Dazu weiß ich mir wieder feinen Grund zu benfen. Im Ges 
gentheil, ed fonnen im Beziehung auf diefen Punkt nur Bors 
theile eintreten, nicht aber Nachtheile. Nur den Edleren und 
Gebildeteren unter den. Israeliten wird die Emanzipation 
unmittelbare Borsheile bringen, und diefen kann man ja die 
andern Bormwürfe, deren ich erwähnte, nicht machen. 
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Was z.B. die bürgerliche Annahme der Söraeliten bes 
trifft, jo ift dies ein Punft, der ftreng genommen mit der 
‚Emanzipationsfrage gar nicht zufammenhängt. Ob ein 
bloßer Nothhändler bürgerlich angenommen werden. foll, 
das iſt eine allgemeine Frage, die man hinſichtlich der 
Israeliten und der Chriſten gleich beantworten kann. Es 
kann dabei kein Unterſchied gemacht werden. Iſt es faktiſch 
und zufällig, daß gerade eine große Maſſe ver Jsraeliten 
fich diefem Gewerbe hingiebt, fo ift die natürliche Folge, daß 
eben eine große Zahl derfelben den Vortheil der Bürgerans 
nahme nicht erhalten wird, und diefe Ausfchließungen bei 
den Ehriften nur in_Fleinerer Zahl da find, an den Rechten 
felbft ift aber durch die Religion felbft Fein Unterfchied ges 
macht. Eben fo fcheint mir die Frage, ob da, wo noch feine 
Seraeliten find, diefelben aufgenommen-werden follen, mit der 
Emanzipationgfrage auch nicht zufammen zu hängen, denn 
die Frage, ob nicht überhaupt Jemand da, wo noch feine Ges 
noffen feiner Religion anfäßig find, die Aufnahme fordern 
fünne, tft eine allgemeine Frage, die nicht die Juden fpeciell 
berührt, und wenn fie auch häuftger bei ihnen zur Anwen 
dung kommen mag, fo ift fie doch allgemein, und für alle vers 
fehiedenen Religionsgenoſſen gegenfeitig. Ste gehört nicht zur 
Entfcheidung hierher, fondern in das Bürgerannahmegefeß. 
Man muß ohnehin nachträglicdy dad Bürgerannahmsgeſetz 
ändern oder ergänzen, wenn über die Emancipation der Js⸗ 
vaeliten entfchieden ift, weil dort ausdrücklich in diefer Hins 
fiht ein Vorbehalt gemacht wurde, daß aber, was die öf—⸗ 
fentlichen Aemter betrifft, die ebleren unter den Seraeliten 
zu denjelben in der Gemeinde und im Staate zugelaffen 
werden, davon fehe ich feinen Nachtheil ein, und mir gefällt 
in diefer Hinficht ganz befonders die Idee der Minorität, 
welche jagt, daß in diefer Hinficht die Emanzipation der 
Israeliten mehr nicht fei, als eine Entmündigung der Ehriften. 
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Weil viele Seraeliten auf einer zu niederen Stufe ftehen, fo 
verbietet man den Chriften, irgend einen Jsraeliten zu wähs 
len, und verwirft die Emanzipation, weil man den Chriſten 
das Erfenntniß nicht zutraut, daß fie zwifchen den guten und 
fchlechten Israeliten zu unterfcheiden wiſſen. Wenn wir 
alfo die Emanzipation bewilligen, fo fprechen wir damit 
aus: das badifche chriftliche Volk befite Kähigfeit genug, um 
zwifchen einem guten und einem fchlechten Juden zu unters 
fcheiden. 

Endlich bemerfe ich, daß die Emanzipation auch für bie 
verfaffungsmäßige Bildung des Volks gute Folgen haben 
wird, indem durch die Entfernung diefer Rechtöungleichheit 
die Idee der NRechtögleichheit fich immer mehr beftärft. 

Grimm: Fürchten Sie nicht, daß ich durch eine lange 
Nede Ihre Geduld auf die Probe ftellen will. Die Frage, 
die unferer Berathung vorliegt, ift in Drucdfchriften und in 
Ständeverfammlungen anderer Länder, und felbft in diefer 
und in der erften Kammer fo allfeitig erörtert und befprochen 
worden, daß ich nichts Neues darüber zu fagen vermöchte, 
und blofe Wiederholungen halte ich für eine Verſchwendung 
unferer foftbaren Zeit. Sch erkläre daher blos, daß ich in 
der Sommiffion zu der Minorität gehörte, und den Antrag 
derfelben unterftüßt habe. Meine Meinung über die Sache 
felöft und meine Ueberzeugung habe ich ‚früher fchon aus⸗ 
gefprochen, und in der Zwifchenzeit hat fie fich nicht 1ges 
Audert. Sch flimme für die empfehlende Verweifung and 
Staatsminifterium, nach dem Antrag des Abg. Ger bel, 

Sander: Wenn man die Frage, die und zur Beras 
thung vorliegt, mit Ruhe prüfen will, jo ift vor allem noth⸗ 
wendig, daß man fich zuerft von zwei Empfindungen los⸗ 
mache, deren Einwirfung fonft die Frage trüben könnte. 
Man hört von Senen, die Die Emancipation der Juden vers 
theidigen,, das Wort Nechtögleichheit, Gewiſſensfreiheit, 
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ausfprechen, man wirft Denjenigen,, bie Die Emantipation 
verneinen, Ariſtokratismus vor, und ſo fürchtet man, ba 
bie erften Worte, Nechtögleicyheit und Freiheit , einem doch 
auch etwas geläuflg find, mit fich- felbft in Widerſpruch zu 
fommen, wenn man bie Emancipation sicht will, Diefe 
Worte aber find an und-für ſich bedeutungslos, umd man 
muß unterfuchen, ob bie Thatfachen und. Begriffe, mofür 
man fie braucht, vorhanden find, und wenn fie nicht vor⸗ 
handen find, fich vom leeren Wort nicht täufchen Taffeı. 
Will ich; diefe Unterſuchung anftellen, fo fielen ſich mir 
fodaım allerdings mehrere perfünlicy befannte und felbft bes 
freundete Bekenner des Judenthums vor Augen, von denen 
ic) mir fagen muß, fie feien derfelben pofitifchen Rechte 
fähig, wie ich fie ſelbſt befite. Hier handelt es fich aber micht 
von der Emancipation der Einzelnen, und ich darf mich deßhalb 
auch nicht durch individuelle befondere Eigenfchaften Einzelner 
blenden laffen, fondern e8 handelt ſich vom ganzen Volk, 
und in diefer Hinficht muß ich die Merkmale Aller auffuchen. 
Wenn ich aber dieß thue, fo verneine ich die Emancipation 
der Suden, als folcher vollfommen, und ich kann für meine 
Perſon fagen, für immer , denn was mich betrifft, fo habe 
ich nicht nothwendig, mich hiev mit dem geliehenen Mantel, 
des Liberalismus zu umgeben, und mit den erborgten Federn 
der Freifinnigkeit zu fchmücken. Es handelt fich hier um bie 
Frage, ob die Juden zur Ausübung der politifchen und 
bürgerlichen Rechte in Baden zugelaffen werben fünnen. und 
ſollen, und um diefe Frage zu entfcheiden, muß ich den po⸗ 
litiſchen Begriff des Großherzogthums Baden feftftellen. Das - 
Großherzogthum Baden ifk ein chriftlicher deutſcher Staat, 
unter der Form Der volfsvepräfentativen Monarchie, und 
um die Berneinung der Emancipation darzuthun, muß: ich 
beweifen, daß der Begriff des Judenthums, als folches, 
mit dem Beguiff des Großherzogthums Baden unvereinbar 
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ft. Man hat häufig verfucht, die Emancipation ber Juden 
aus der Unverträglichkeit des Ehriftenthums mit dem Juden⸗ 
thum zu verneinen. Sch gebe zu, daß das Chriftentbum und 
dad Judenthum mit einander unverträglich find, aber eben 
fo entfchieden gebe ich zu, daß aus biefer Unverträglichkeit 
die Emancipation der Juden nicht verneint werden kann. 
Das Chriftenthum ift nach der erhabenen Lehre feines Stif- 
terd nicht von biefer Welt, es hat mit dem Staat und dem 
politifchen Recht nichts zu ſchaffen, es kann alfo auch aus 
ihm ein Verluſt politischer Rechte nicht abgeleitet werben. Es 
iſt zwar nicht zu verfennen, Daß das Ehriftenthum als äußere 
Kirche in allen euwopäifchen Staaten in mehr oder weniger 
genauer Beziehung mit dem Staat felbft trat, und daraus 
folgt offenbar, daß durch bie Aufnahme der Juden in einen 
Staat eine Menge von Zerwürfuiffen, Spaltungen und 
Hinderniffen jeder Art entftehen müßte. Diefe Aufnahme in 
einer Zeit, wo wir, wie der Commiſſionsbericht mit Necht 
fagt, Zerwürfniffe und Spaltungen genug haben, kann ich 
nicht für angemeffen halten. Ich halte ed nicht an ber Zeit, 
bie Juden zu emancipiren; allein ich gebe zu, daß damit der 
Beweis der rechtlichen Unmöglichkeit der Emaneipation nicht 
geführt werden kann, benn wie gefagt, das Ehriftenthum 
kann politifche Rechte nicht geben und nicht nehmen. Wenn 
aber fodanı Baden ein deutfcher Staat ift, nnd die Juden 
ihrer Abftammung nach gewiß keine Deutfche find, fo fann 
auch daraus allein und für fich doch die Emaucipation der 
Juden nicht verneint werben, denn, meine Herrn, in ben 
Stürmen ber Zeit ift die ftarre Abfcheidung ber Mationen 
ganz untergegangen, und man hat in allen Gefeßgebungen 
den Sat aufgeftellt, daß die Geburt im Lande, mit mehr 
oder weniger Erfüllung gewiffer Bebingungen und Formen, 
zu den bürgerlichen und politifchen Rechten des Inlandes 
bevechtige. Da. nun die Suden ſeit Jahrhunderten bei ung 
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wohnen, fich fortpflanzen, und bald wie Sand am Meere 
vermehren, fo ift richtig, daß aus ihrer fremden Abſtam⸗ 
mung allein ein Ausſchluß von den polifchen Rechten nicht 
bewiefen werben kann, aber auch richtig ift ed, daß fie fich 
doch vorher gewiffen Formen und Bedingungen unterwerfen 
müßten, weil fie ein fremdes Volk find, Wenn ich aber 
diefe Formen erwäge, fo finde ich befonders in dem politis 
fhen Merfmal des Begriffs des Großherzogthums Baden 
als volförepräfentative. Monarchie den Grund gegen die 
Emancipation. Nämlich in dem uolfögebildeten Baden, alfo 
in einer volfsrepräfentativen Monarchie, ift der erfte Grund» 
faß und der erfte Lebensſatz des Staats der, daß die gefeßs» - 
gebenden Factoren zufammen alle denkbaren weltlichen Vor⸗ 
fommniffe diefer Erde, und alle irdifchen Verhältniffe des 
Menfchen zu den ihn umringenden Thatfachen und Perfonen 
regeln und ordnen können; fie find fouverän, und haben 
Niemand neben fic und über fich, der ihnen in diefes ihr 
Recht mit Grund und Fug eingreifen kann, und wenn deß⸗ 
halb Jemand im Staat ift, der diefen Grundfag nicht ans 
erfennt, der noch einer weiteren Autorität, noch einer höhe: 
ren Gefeßgebung huldigt, fo ift ed offenbar, daß er damit 
dem Staat, ölchem, entgegentritt, und ihm da den 
Gehorfam verweiger Wr die vom Staat gegebenen Gefeße 
mit den von ſeinen eigenen” anerfannten Gefeßgeber in 
Widerfpruch-gerathen. In diefer Lage kann er nicht fordern, 
daß man feine eigenthiimliche Gefeßgebung für den ganzen 
Staat anerfenne, und am wenigften Fann er fordern, in die 
Gefeßgebung des Staats zugelaffen zu werden, denn damit 
hätte er die Möglid;feit erhalten,’ die Gefeßgebung des 
Staats feinem eigenthümlichen Gefetgeber aufzudringen. Er 
kann nicht verlangen, zur Ausübung der politifchen Staats» 
bürgerrechte zugelaffen zu werden, denn da diefe Rechte zu: 
gleich die Pflicht des Gehorfams und der unbedingten Unter; 
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werfung unter das weltliche Gefeßgebungsrecht ded Staats 
mit fich führen, fo kann das Recht nur Jener ausüben, der 
auch die Pflicht übernimmt und anerkennt. Sn einer folchen 
Lage ift der Jude. Er erfennt keineswegs und in feiner Bes 
jiehung dem Staat dad Recht zu, alle gedenfbaren weltlis 
chen Berhältniffe der Erde zu regeln und zu ordnen; er hat 
von feinem Gott, von feinem König — denn ale folchen ers 
fennt er ihn an, — von feinem Geſetzgeber Gefege, Ges 
bräuche und Berorbnungen erhalten, die er achtet und be- 
folgt, und in Beziehung auf welche er dem Staat unbedingt 
das Recht äugnet, fie zu ändern und im Mindeften davon 
etwas abzujchaffen. Gerade dasjenige, was ber Abg. Bekk 
aus dem Vortrag des Oberraths Eppftein ung eben verlefen 
hat, beweist diefes, denn dort wird gefagt, daß an den 
Religiondgebräuchen, den Sitten und Geboten der Juden 
durch die Emancipation nichts geändert werden dürfe, ein 
Beweis alfo, daß der Jude dem Staat, mag er chriftlich - 
oder muhamedanifc feyn, das Recht abfpricht, an feinen 

Gefegen, Sitten und Gebräuchen etwas zu ändern. Er ift 
ein Theofrat, d. b. er hat formell die Idee der Gottheit in 
den Staat, in die Gefellfehaft der Menfchen unter fich, 
heruntergezogen, und fi damit gegen unfer unbedingted 
weltliches Gejeßgebungsrecht , gegen den Staat felbft, in 
den entfchiedenften Widerfpruch geſetzt. Dieß ift allein fchon 
genug, um die Emancipation der Zuden in einem Staat, 
der fich das unbedingte weltliche Gefeßgebungsrecht mit Recht 
‚einräumt, zu verneinen. Man wirb mir aber vielleicht ers 
wiedern, es werde dieß bei den Juden mit dem Fortfchreiten 
der Zeit und ben vorwärtögehenden Bewegungen der Eultur 
ſich ändern, fie werden ihre Religion diefer Cultur anpaffen, 
und diefe werde fich in Beziehung auf den Staat insbefons 
dere verändern. Das ift aber gerade einer der Hauptgründe 
gegen die Emancipation, daß der Jude nach feinem Glauben 
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diefed nicht thut und nicht thun darf. Gerade ſchon deßwegen, 
weil er feine Gefeße von Gott, nämlic von einem überirdi⸗ 
fchen Weſen ableitet, ift ihm das Recht genommen, felbft 
daran mit irdifcher Hand zu rütteln, und darum fagt auch 
der jüdische Oberrath, wir dürfen gar nichts daran ändern, 
fondern müſſen es dem Gewiſſen der Einzelnen frei ſtellen. 
Er erwartet befonders noch einen von feinem Gott geſchickten 
Gefeßgeber, einen Meffiad , der ihn in fein gelobted Vaters 
land zurüdführen, und ihm wieder neue Gefeße, religiöfer 
und politifcher Art, fo wie die Herrfchaft über die Sananiter 
und Amaleliter geben werde. Damit nun, daß der Jude in 
feinem Glauben, feinen Gebräuden und feinen Gefeßen 
nichts ändern darf, ift diefer Glaube zu einem ſtationairen, 
zu einem fefl-eingerammten Glauben geworden, damit ift das 
Judenthum, in Beziehung auf Religion und Staat, und 
alle Berhältniffe vor Gott und vor der Welt zu einem ftatis 
onairen Weſen gemacht, und wir, die wir ben Bewegungen 
ber Zeit folgen, und feine Schranfen in fo weit anerkennen, 
wir follten Jene unter ung aufnehmen, die in ſich feftgebunden, 
ftetö dasjenige, was befteht, aufrecht erhalten? Wir hätten 
damit einen Feind unferer Ideen ind Hans gefeßt, wir-hätten 
und ein fchweres wenn auch von Gold firogendes Gewicht 
gegen unfer Forsfchreiten angehängt. Glauben Sie nicht, 
baß dieſes rein aus der Luft gegriffene Säße feien. Sie find 
um fo wahrer, als damit, und bamit allein, die feltfamen 
Erfcheinungen diejed anderwählten Volks aufgellärt werden. 
Das Ehriftenthum, dieſe in fich vollendete, ‚und auf dieſer 
vergäuglichen Erde nichts mehr erwartende Religion, hat 
fid) allen Nationen und Staaten angepaßt; das Ehriften- 
thum in fich felbft vollendet wird ung fortan zur Vollendung 
unferer felbft, unferes irbifchen, unferes politifchen Zuftan- 
bes führen, Das Judenthum ift aber daffelbe geblieben, 
was ed immer war, es ift Durch Die. Stürme der Zeit, durch 
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die Fortfchritte der Bildung durchgegangen, und nicht anders 
geworden. Die einzige Beränderuitg, die und der Abg. Bett 
anführt, daß man jeßt die deutfche Sprache in den Syna⸗ 
gogen leſe, laͤßt fich durch die Nothwendigfeit erflären, denn 
man verſteht nicht mehr vollkommen hebräiſch. Ich ſage, es 
hat ſich bei dem Juden nichts verändert, er iſt derſelbe ge⸗ 
blieben. Er iſt überall ein Fremdling, und doch überall zu 
Haus: Altes hat ſich in. der Welt geändert, nur der Zube iſt ein 
Jude geblieben, und ſtarren Auges wendet er noch am Grabe 
feinen Blick nach Often, von wo er feinen Er[öfer erwartet. Das 
bier auch die Erfcheinung , daß der Jude in neuerer Zeit nicht 
und nitgends unter der Zahl Derjenigen gefehen wurde, die an 
den freifinnigen Ideen und an ihrer Ausbildung Theil nah⸗ 
mer, daher kommt ed, daß die Maffe der Juden bie politis 
ſche Emancipation nicht will und nicht wünſcht, dent fie 
weiß, daß fie ihre Nationalität, ihre Ausfchfießung von 
ändern. Völfern aufgeben müßte, wenn fie den durch bie 
Emdneipation übernommenen Bedingungen redlich und frem 
nachkommen, wert fie diefen Boden als ihr ewiges Väter 
land erfennen, und die Pflichten des Gehorfamd gegen bie 
unbedingte und unbefchränfte weltliche Geſetzgebung des 
Staats erfüllen wollte Daher fommt ed auch, daß feit 
Jahrhunderten und Yahrtaufenden Niemand ein Jude ger 
worden ift, und feiner werden kann; nicht fie ſiud von uns 
ausgeſchloſſen, fondern ſie fchließen und. aus, und wenn wir 
unfere Stellung veränderten, und die Rollen wechfelten, 
wenn wir 18000 Ehriften und gegenüber von einer Million 
Juven ſtellen wuͤrden, ſo frage ich, 06 fie und wohl eman⸗ 
cipirten? Nein, fle würden uns, als bie verhaßten Kinder 
Noabs niit Feuer und Schwert vettilgen. (Bravo!) Glau⸗ 
bet Sie nicht, daß diefes leere Worte find. Wir Ale, iind 
ſelbſt Diejenigen, die die Emancipation der Juden verthei⸗ 
digen, ſind überzeugt, daß ein jüdtfcher Nationalſtand, mit 
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sicht jüdiſchen Glaubens + und Bolfögenofien eine Unmög⸗ 
lichkeit waͤre. Wie aber aus diefer Unmöglichkeit eine Mög» 
lich£eit werden ſoll, wenn man die, dieſe Unmöglichkeit herr 
worbringenden Factoren in ihren Eigenfchaften beftehen läßt, 
und nur ihre Stellung umdreht, wie es möglich feyn foll, 
daß ein Jude ein Badener wird, während es eine Unmög⸗ 
lichkeit ift, daß.ein Badener. ein Jude wird, das fehe ich 
nicht. ein, aber das ſehe ich ein, daß man eine foldye Reli- 
gionsfekte, wenn fie.nicht fchon da wäre, fondern erft ent 
fieben-würde, eher mit dem Gefet über die ſchwärmeriſchen 
Sekten verfolgen, ftatt fie zu Staatsämtern befördern, und 
zu dem Recht der Gefeßgebung in — Hauſe — 
würde. 

Es lann fich nun n nad) diefem nur eo fragen, ob man 
* Hoffnung, haben kann, daß die Juden dieſe ihre Natios 
nalität und alles dasjenige ablegen werden, was und abs 
hält, ihnen die, politifchen Rechte einzuräumen? Ich fage 
„Rein,“ und-fage mit dem jüdifchen Oberrath felbft „Nein; 
ſie wollen fie nicht aufgeben, fte wollen nichts deſto weniger 
ein für. fich. beftehendes Volk bleiben, und können daher nicht 
an den politifihen Rechten Theil nehmen. 

Man hat. gefagt, der Menſch fei im Staat gleich berediy 
tigt, ich fage Ja, aber nur zu den allgemeinen Menfchen- 
rechten, und diefe gehören den Juden. Sie werden: ihnen 
überall gegeben, ihr Eigenthum ift gefhügt, die Wege des 
Gewerbs find. ihnen. weit offen, und ihre Perfon ift heilig 
wie die unfrige, aber die politifchen Rechte, aber.. jene 
Rechte, die fi aus der Gefelfchaft eines beſtimmten Volks 
zum Zwed eines Staats ableiten, und, gerade den Staat 
bilden,. können ‚wir einem, fremden Volk nicht geben. Wir 
. Können fie einem Engländer, als foldem, als. einem nicht 
zu unſerer Staatögefellichaft gehörigen Fremden nicht; geben, 
der auch bei.und wohnt, alſo auch nicht. einem Inden, ‚denn 
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er iſt ein Fremdling. Sodann aber glaube ich, daß felbft 
durch die Emancipation nod) fein Jude Badener wird. Sch 
glaube nicht, daß der emancipirte Jude in diefen Thälern 
feine Heimath findet, er wird nie fürchten, wenn er diefes 
Land verläßt, ein Heimweh zu erhalten, er zieht umher, er 
zieht nach Frankreich, nad) Italien, nad) England, ohne 
auch nur eine Thräne um feinen heimathlichen Boden zu 
vergießen. Sch glaube nicht, daß ihm auch nur im Mindes 
ften der Gedanfe kommt, du haft dein Vaterland verlaffen 
und vergejien müffen, und warum nicht? Weiler überall 
fein Baterland findet, und überall findet er Glaubens 
genofjen, und diefe nennt er Bolfsgenofjen. Und, meine 
Herrn, wenn wir einftend.die Idee einer deutfchen Nationals 
einheit hier berathen müßten, weldye Stimme würde dabei 
der Jude abgeben? ihn, dem die herzerhebenden Erzählungen 
unferer Heldenfagen ein Mährchen find, würde die hohe 
Idee eines deutſchen Volksthums nicht begeiftern,, er würde 
die Frage nad) der Erweiterung des Geldmarfts berechnen. 
Das find meine Gründe, die mic, dafür beftimmen, den 
Juden nicht zu emancipiren. Man wird mir entgegenhalten, 
daß das, was ich. über feinen politifhen und religiofen 
Glauben behaupte, nicht gegründet fei, allein ich frage 
Jeden nad) feinen Kenutniffen, die: er von der jüdifchen Res 
ligion hat, und es fteht ung Chriften zu, folche Kenntniffe 
zu haben, denn wir fünnen diefe aus unferer Bibel fchöpfen, 
— ob er nicht glaubt, daß der Jude feine Gefeße von feinem 
Gott abftrahirt? Er glaubt diefes, und felbft der gebildete 
Jude glaubt ed, und wenn nidyt, fo fordere ich von ihm, 
daß er ed fage, daß er fich öffentlich ausfpreche, er fei Fein 
Jude mehr. Denn nur drei Gründe können ihn davon zurüd- 
halten, erſtens, daß es ihm gleichgültig ift; alsdann hat er 
auch fein Recht auf die Emaneipation, und darf nicht. ver 
langen, daß man ihn behandelt: wie einen Menfchen, bem. 
e -20. 
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politiſche Rechte im Staat theuer find. Oder er thut es nur 
aus Schwäche des Gharafrerd, dann Fünnen wir ihn in 
diefem Saale am mwenigften brauchen, wo der moralifche 
Muth, feine Meinung offen zu fagen, der Grundftod uns 
feres ganzen Wefend und Beftande ift, oder er thut ed gar 
aus Berechnungen des Eigennußed, dann wollen wir Dens 
jenigen in diefem Saale auch nicht haben, der feine Uebers 
zeugung nach feinem Vortheil berechnet, und feine Stimme 
nach dem Geldeurs abgiebt. In diefer Hinficht bleibe ich dar— 
auf, daß die Emancipation der Juden, ald eines fremden 
Volks, in einem deutfchen Staat nicht gefchehe, und eher 
nicht gefchehen könne, bis fie erffären, daß fie fich weniger 
zum Chriftenthum als vielmehr zu unferer Nationalität hins 
neigen, und ihr Judenthum aufgeben. Sie follen durch die 
Emanzipation nicht Ehriften werden, fondern follen nur nicht 
Juden bleiben. Um emanzipirt zu werden‘, follen fle das 
Ehriftenthum nicht annehmen, aber fie follen ihr Judenthum, 
ihre fremde Nationalität aufgeben, und diefes können fle, 
denn fie haben nichts zu thun, ale ſich zu erffären, daß fie 
ihre Gebräuche und Gefege aufgeben, fie fonnen fich für ſich 
ſelbſt emaneipiren von ihren Gefeßen und Gebräuchen. Jetzt 
äber, wo fie fagen, wir wollen nicht von unfern Gefeßen, 
Meinungen und Gebräuchen aufgeben, follen fie nicht emans 
cipirt werden; denn der Jude als folcher, als Fremdling im 
Staate, mit fremdem Gefeße, einen fremden Geſetzgeber ans 
erkennend, Kann zu den pofitifchen Staatsrechten nie zuge, 
laſſen, nie emaneipirt werben, 

Welcker: Sch erfläre mich ganz wie im Jahr 1834 dafür, 
daß in Baden alle Bürger gleiche Rechte haben müffen; und 
ich wünfche und will fie auch für Die Juden. Ich erfläre mich 
aber auch wie damald dahin, daß ich den entſchiedenen 
Grundſatz, fo fol es feyn und muß es ſeyn, nad} den For⸗ 
derumgen der Gerechtigkeit: unterfeheide von der Frage, wie 
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biefer Grundfaß unter den gegenwärtigen Berhältniffen zweck⸗ 
mäßig ausgeführt und ind Leben gerufen werden foll, um 
nicht ſtörend in die beftehenden Berhältniffe und die Rechte 
Anderer einzugreifen. Ich will alig 

4) daß die Verhältniffe der Juden zu den Chriſten vor 
Einführung eines Geſetzes, das fie gleich ftellt, gründlich 
geprüft und unterfucht werben ; 

2) daß dann in dieſem Gefeß die erforderlichen Vorkeh⸗ 
rungen und Garantieen enthalten find, damit Feine Störung 
in den Staatöverhältniffen für unfere Mitbürger entitehe. 

In dieſem Sinne habe ich für den Befchluß der Kammer 
von 1831 geftimmt, und fo habe ich ihn verftanden. In 
diefem Sinne ftimnie ich auch jeßt für den Antrag der Minos 
rität, ber im Wefentlichen damit übereinftinnmt Sch fordere 
befonders folgende Vorbereitungen und Garantieen: 

4) wünfche ich, daß die Regierung die Mittel habe, nad) 
allen Seiten die Berhältniffe der Juden zu den Ehriften offis 
ziel Fennen zu lernen, und fich die erforderlichen KRenntuiffe 
von dem was befteht zu verjchaffen. 

Ich wünfche aber auch, daß zu diefem Zweck die Regierung 
bad, was i. 5. 1831 gewünfcht wurde, nämlich eine Vers 
fammlung der Bertreter der Jsraeliten, noch jeßt Statt finden. 
laffe. Dabei habe id) aber feineswegs im Auge, wie man 
dem Beſchluß der Kammer von 1834 vorgeworfen hat, daß 
jemals Conceffionen ber wahren religiöfen Ueberzeugung der 
Juden verlangt werben. Es ift eine Folge der Leidenſchaft⸗ 
lichfeit, mit der, nicht angemeffen, die Sache von mehreren 
jüdischen Schriftftellern. behandelt worden ift, daß man diefe 
Verwechslung macht, Wie kann man einen Befchluß der 
Kammer aus diefer oder jener Aeußerung einzelner Redner 
erklären? Der Beſchluß der Kammer befteht für fich, und ich 
hatte nicht Die ihm untergefchobene Anficht, wie fie auch die 
der Mehrheit der Kammer sicht gewefen feyn wird, nnd ich 
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habe auch nicht die Meinung, die der Abg. M erk in biefen 
Beſchluß der Kammer legt, und gegen die er ſich ſelbſt er 
klaͤrt; ich will nicht, daß zuerft die Juden civilifirt werden 


” und bintennach ihnen er die Bürgerrechte gegeben werben 


follen. Wer, meine Herrn! wird fo ftolz ſeyn, fagen zu wollen, 
unfere chriftlichen Bürger feien alle gut und civilifirt, und 
fie bedürften nicht der Verbefferung und Givilifation, und 
wer wird die VBorenthaltung der Rechte der Verfaffung wün- 
fchen, bis die Menfchen gut geworden und civilifirt find. Sch 
glaube aber auch nicht wie der Abg. Berk, daß die Ver: 
fammlung felbft ganz unnöthig fei, und auf jeden Fall ſchon 
jegt für zwecklos erklärt werden fünne. Der israelitifche 
Oberrath erffärt ſich felbft dahin, diefe Verfammlung fei 
höchlich zu wünfchen, wenn fie nicht auf eine Veränderung 
der Religion, fondern auf Verbeſſerung der Schulen und der 
Eultur, in Beziehung auf Gewerbethätigfeit und Handel bes 
rechnet fei. Auch die Schriften, die auf dad Lebhaftefte die 
israelitifche Emancipation vertheidigen, befonders die von 
Dr. Ladenburg, machen eine Reihe von andern Vorſchlaͤgen, 
die fie ald nothwendige und wohlthätige Reformen ind Leben 
gerufen wünſchen. Sie wünfchen die Rabbiner eines großen 
Theild der Gewalt entledigt, und wünfchen ferner, daß bie 
jüdifchen Kinder mit den chriftlichen gemeinfchaftlichen Uns 
terricht haben follen. Sie haben noch eine Reihe anderer 
Wünfche, die doch wohl nicht zweckmäßig ind Leben gerufen 
werden fönnen, ohne daß man die Meinung der Israeliten 
felbft gehört hat. Ein großes Hinderniß, das die Freunde der 
Rechtögleichheit zu befämpfen haben, befteht in Vorurtheilen 
über jüdifche Anfichten, wie wir fie felbft heute hörten. Man 
bat in Frankreich den Sanhedrin zu diefem Zwecke zufams 
menberufen, um fich in diefer Hinficht ind Klare zu fegen. 
Wenn ich aber einem Badner mit Vorurtheilen gegen die 
Juden; fage, von dem Vorurtheil des Abg. Sander, we‘ 
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nach ffe auf den Mefftad warten, und fidy ale ein fremdes 
Volk anfehen, daß der Sanhedrin das Gegentheil gefagt habe, 
fo wirft er ein, die Juden glauben doch daran. Diefe Bor: 
urtheile find aber nicht fo allgemein und tiefgewurzelt als 
man glaubt, und daher halte ich es für den einfachften Weg, 
daß, ehe die Regierung durch gefeßliche Vorlagen bei den 
hriftlichen Bürgern zur Sprache bringt, wie die Berhäftniffe 
der Seraeliten zu beftimmen feyn werden, fie vorher auch die 
Sprache der Vertreter der Seraeliten hört, und mit ihnen 
diejenigen Maßregeln verabredet und befpricht, die am 
meiften geeignet find , theils die Ehriften zu beruhigen, theild 
Bürgfchaften zu geben, für die Wegräumung der Hinderniffe 
gegen die Emancipation. Eine zweite Bedingung oder Nicht: 
bedingung, denn in diefem Sinne habe ich nicht meinen 
Grundfaß der Gleichftellung audgefprocheu, alfo ein zwei⸗ 
ter Punft, worauf ich wünjche, daß das von der Regie 
rung vorzulegende Geſetz der Gleichftellung beſonders Rüͤck⸗ 
ſicht nimmt, iſt die Verhinderung des Wuchers. Es liegt 
eine Motion in Beziehung auf das Viehverſtellen vor, das 
beſonders auch den jüdiſchen Wucher trifft, allein dieſe Mo: 
tion geht nicht blos gegen die Juden, ſondern auch gegen 
die Chriſten, und es iſt alſo keine Verletzung der Gleichheit 
in Beziehung auf die Juden vorhanden, wenn man dieſem 
Wucher ſteuert. Dieſes Viehverſtellen, und alles, was ſich 
daran und an den meiſten von Juden abgeſchloſſenen Vieh— 
handel knupft, meiſtens wucherliche Gefchäfte, wirft höchſt 
verderblich für große Klaſſen von Landleuten, und in dieſer 
Beziehung find zweckmäßige Geſetze nothwendig. Dieſe fürs 
nen allgemein“gefaßt werden, und werden dazu dienen, eine 
große Störung und einen großen Mangel der Beruhigung 
zu entfernen. Ich will nicht ind Einzelne eingehen, glaube 
aber, daß das Geſetz dieſes berückſichtigen und befonderg eine 
Sicherheit dafir gewähren follte, daß die Gemeindebürgers 
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rechte nicht verlegt werden durch Aufnahme von Juden ,. da 
wo noch feine find. 

Es iſt dieß ein Punkt, der in vielfacher Hinſicht durch 
zweckmaͤßige Borfehrungen folche Beftimmungen . erleiden 
fann, wobei unfere chriftlichen Mitbürger gewiß beruhigt 
werden. Der Abg. Bekk hat in diefer Hinficht ſchon eine 
Anſicht aufgeftellt; es ift nicht abfolut nothwendig, daß aus 
dem Prinzip der politifchen Gleichheit gefolgert werbe, daß 
eine vein chriftliche Gemeinde, vielleicht eine rein proteftans 
tifche Gemeinde gezwungen werben folle, ein Mitglied einer 
andern Religion aufzunehmen, Wenn nicht noch viele Mäns 
gel in bem Gewerbsweſen wären, fo mürde die ganze Unfitte, 
daß man die Aufnahme in den Gemeinden ald Privatrecht der. 
Corporationen betrachtet, gar nicht fo viel gegen fich haben. 
Daß eine Gemeinde einen Bürger, der nicht bei ihr geboren 
ift, der fremd zu ihr fommt, an dem Gemeindevermögen: 
Theil nehmen laffe, ift feine abfolute Nechtöforderung, und 
die Gefeßgebung wird in Beziehung auf biefen wichtigen und 
fchwierigen Punft bei der Emancipation hinreichende Vorkeh⸗ 
rungen treffen fünnen; für ein Gefeß in diefem Sinne ſtimme 
ih alfo, und in biefer Lendenz trete ich) auch der Minorität 
der Commiſſion bei. 

Wenn ich aber dafür flimme, ri bin ich genöthigt, gegen, 
uber von jo achtbaren Männern, die wir für bie entgegen⸗ 
gefegte Meinung gehört haben, kurz meine Gründe anzuge- 
ben, fo weit fie nicht ſchon in andern Reden angeführt worden 
find. Für mic entfcheidet natürlich der große Grundfaß, 
auf dem bie civilifirten freien Staaten der neueren Zeit ber 
ruhen — der doppelte Grundfag der Gewiffensfreiheit und 
der Brundfaß der Gleichheit der Staatsbürger, unabhängig 
von der Religion. ch glaube, diefe Grundfäge find nicht 
aus der Luft gegriffen oder aus der Speculation genommen. 
Sie find Feine allgemeine Ideale, ſondern Anfprüche unferer 
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Berfaffung ſelbſt. Nur mo ganz fpezielle Ausnahmen ges 
macht find, follen fie wirklich Statt finden. Die badifche 
Berfaffung fpricht den Satz aus, alle Badener find vor dem 
Gefeß gleich, fie haben gleiche Rechte, wenn nicht fpeziell 
Ausnahmen feftgefegt find. Sie fpriht aus, alle Badener 
nehmen gleichen Antheil an der Steuerlaft, an den Laften 
fir den Staat überhaupt, fie fpricht aus, die vollkommenſte 
Gewiſſens⸗ und Religiondfreiheit, und die Gefeßgebung hat 
bereits den Grunbfag ausgefprochen , die Juben feien Staatds 
bürger, fie hat fchon den Grundſatz anerfannt, daß die Juden 
in. Baben fein fremdes Bolt feien. Wenn nun aber hier Aus⸗ 
nahmen Statt finden follen, dann müßten die gewidhtigften 
und ftärfften Gründe obmwalten, um folche Ausnahmen gegen 
diefen Grundſtein unferer heutigen Freiheit und Bildung zu 
rechtfertigen. sch finde feinen Grund zu folchen Ausnahs 
men und glaube, wie ber Abg. Bekk richtig bemerfte, daß 
nicht blos im Intereſſe der Juden, fondern im Intereffe der 
Ehriften die Emancipation von und zu befchließen ift. Ich 
glaube, um nur einen Punkt zu erwähnen, daß es etwas 
der babifchen Gefeßgebung durchaus Unwürdiges wäre, 
von ben bei und geborenen, wohnenden, aufgenommenen 
und bei und ald Staatsbürger anerkannten Jsraeliten zu 
fordern, fie follen mit ibrem Blut das Baterland mit und 
vertheidigen, aber doch nicht gleiche Rechte mit uns haben. 
Wozu macht man unfer Heer, unfern Militärftand,, wenn 
man diefen Grundſatz ausſpricht. Man führt ihn zurück auf 
diejenige Stufe, worauf er fand, als die Heere noch aus 
gezwungenen Kuechten und nidyt aus freien deutfchen Krie⸗ 
gern gebildet waren. Sch glaube nicht, daß es einer edlen 
Gefepgebung würdig ift, Menfchen zum Tode für das Bas 
terfand zu zwingen und ihnen keine gleichen Rechte einzuraus 
men. Wenn ich in diefer Hinficht die Gründe weiter aus⸗ 
führen will, die mich beftimmen, fo komme ich auf die Wi⸗ 
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derlegung derjenigen Einwehdungen, die man ‚gegen die 
Gleichſtellung angeführt hat. Der erfte Hauptgrund, dem 
man gewöhnlich aufftellt, beruht auf den nachtheiligen Wirs 
fungen der Juden durch ihren Schacher ‚ durch ihre unter 
einem großen heile verbreiteten niedrige Bildung, ihre Abs 
fonderung von ung, ihr gegenfeitiges Sujammenhalten gegen 
die Ehriften ꝛc. 

Wenn man aber diefe Gründe entgegenſtellt ‚ fo begeht 
man eine große Verwechslung. Man verwechfelt nämlich 
diejenigen Nachtheile, die jeßt da find und die fein Menſch 
wegbringen fann, man mag emancipiren oder nicht, mit dens 
jenigen, die aus der Emancipation entipringen jollen. Brin- 
gen Sie diefe Nachtheile, die ich eben angeführt habe, weg, 
wie Sie dies fonnen, aber die Emancipation wird. Sie nicht 
daran hindern, fondern eher fördern. Ein anderer Grund» 
faß, den wir mit fo großer Lebhaftigkeit ald Gegengrund von 
dem Abg. Sander aufftellen hörten, ift die Behauptung 
der fortwährenden eigenthümlichen Nationalität der Juden. 
Man hat aber hier wohl Religion und Nationalität verwech- 
felt. Fortwährend halten die Juden an ihrer Religion, aber 
eine Nationalität von der Art, die fie verhindert, mit voller 
freier Ueberzeugung badifche Bürger zu feyn, findet bei den- 
jenigen Juden, die bei uns Zahrhunderte und Sahrtaufende 
wohnen, nicht mehr Statt. Man müßte fonft fagen, in 
Frankreich fei der Elfäßer kein Franzofe, eben fo wenig der 
Gascogner, überhaupt der alte Gallier, weil jener vom 
Stamm der Franfen verfchieden feiz es wird nicht zu laͤugnen 
feyn, daß dort auch große Nationalverfchiedenheiten zwiſchen 
dem Gascogner und dem Elfäßer und dem Provencalen ſich 
finden. Diefe Nationalität ift alfo fein Grund gegen bie 
Gleichftelung der Juden, und wenn man nun gar fagt, wir 
würden einem Engländer oder Franzofen, der zu und fomme, 
nicht die ftaatöbärgerlichen ‚Rechte geben , fo fage ich, daß 
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wenn er ſich bei und etablirt hat, und unfere bürgerlichen 
Leiftungen erfüllt, wir ihm die vollen ftaatöbürgerlicyen Rechte 
geben werden. Savigny, Thibaut, Ancillon ꝛc. haben fie ers 
halten, und man hat feinen Anftand daran genommen. Man 
hat ferner gefagt, die Gleichftellung Fönne nicht erfolgen, weil 
fie den chriftlichen germanifchen Staaten widerfpreche. Mein 
Freund zu meiner Linken (Rindefchwender) hat ſchon 
auf dem Landtag von 1831 mit feinem gewöhnlichen Feuer 
und der Lebhaftigkeit und Scharffinnigfeit feiner Darftellung 
biefe Theorie entwidelt. Er wird überrafcht worden feyn, 
feine ganze Rebe in der andern Kammer von einem eifrigen 
Verehrer bed Berner Neftauratord adoptirt zu ſehen. Er 
mag aber dadurch erfennen, daß wohl diefe Theorie nicht fo 
ganz zu feiner Meberzeugung paßt. Auch der Abg. Sander 
bat fich von dDiefem Standpunft aus audgefprochen. Sch bin 
lebhaft überzeugt, daß unfer Staat ein chriftlicher feyn folle, 
daß das Ehriftenthbum eine wefentliche Grundlage deſſelben 
ift, aber eben deshalb glaube ich nicht, daß von einer Zurück 
weifung der Gleichheit der Israeliten gefprochen werden kann, 
denn gerabe dasjenige, was das Fundamentalprincip bes 
Ehriftentbums, in Beziehung auf die politifchen Verhältniffe 
bildet, fpricht für die Emancipation. Diefed Fundamental⸗ 
princip heißt, mein Reich ift nicht von dieſer Welt, und diefes 
Prinzip involoirt, daß von dem beftimmten Glauben das 
Aeußere deö bürgerlichen Lebens unabhängig ſeyn ſolle. 
Ein Fundamentalprincip der chriftlichen Lehre hätte auch den» 
jenigen Redner, der des Chriſtenthums vorhin erwähnte, abs 
halten follen, fo zu fpredyen, wie er gefprochen hat. Er hat 
gefagt, emancipirt die Juden deßwegen nicht, weil die Juden 
uns in ähnlicher Lage nicht emancipirt haben würden. Dad 
ift fein chriftlicher Grundfaß, allein ich wünfche, daß bie chrift- 
lihen Grundfäße unfer Staatdleben durchdringen; fie follen 
es aber nur thun durch. das Mittel der Gefinmung und nicht 
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durch Die Äußeren Staatögefeße, Daran knüpft ſich auch dad 
große Vorurtheil, das der Abg. Sander mit fo feheinbar 
ſtarken Gründen erneuerte, daß ich einen Augenblick dabei 
verweilen muß. Er hat gefagt, die blofe Abftammung wolle 
er den Juden nicht ald Hinderniß entgegenfeßen, und eben 
fo wenig die blofe Religion an fi, aber der Umſtand, daß 
fid) die Religion bei den Juden mit der Nationalität zu einem 
ganzen bürgerlichen Leben verbinde, daß fie einen theofratis 
ſchen Staat bilden und diefen fortfegen wollten , fei ber 
Grund der Ausfchließung. Sch glaube, daß diefes auf Bors 
urtheil und Täufchung beruht, indem ich mich nicht der Mei⸗ 
nung bingeben fann, daß die Juden noch ernftlich daran 
glauben, fie werden einmal im gelobten Lande einen neuen 
Staat bilden, oder bei ung die Herrfchaft erhalten, und auf 
diefe Weife zu einem gemeinfchaftlichen Staat zufammen 
fommen. ch glaube, daß wir diefes Vorurtheil, wovon fich 
alle geiftreichen Schriftfteller der Juden losfagen, ihnen nicht 
anfbürden, und einen folhen Wahn, eine folche Religiong- 
fhmwärmerei, einen folchen religiöfen Glauben nicht entgegen 
fegen dürfen, denn wohin würden wirbamir fommen? Auch 
viele Ehriften haben Sahrtaufende lang geglaubt, der Pabit 
habe das Precht zu herrfchen über Kaifer und Könige, und 
einzugreifen in alle weltlichen Rechte. Wollten wir aber 
darum die Katholiken ausfchließen, weil man ihnen vorwers 
fen fann, daß Viele noch an diefem alten Glauben fefthalten. 
Man hatin neuerer Zeit, befonders in Norbdeutfchland, viele 
Selten entftehen fehen, die eine neue Art von heiligen Geift 
erwarten, der ſich an die Spiße ftellen foll, und unter deſſen 
Führung fie einen neuen Staat gründen wollen. Das taur 
fendjährige Reich fpuckt in den Köpfen von manchen Schwärs 
mern und Seftirern, aber ich habe noch nicht gehört, daß 
man ihnen die Gleichftellung deshalb verfagte. Wohin würs 
den wir auch kommen, wenn wir nach einem Glauben der 
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Einzelnen , der mit der irdiſchen Pflichterfiällung nichts gu 
thun hat, die bürgerliche Freiheit bemeffen wollten. Sch 
glaube aber auch, daß es durchaus für und verleßend ift, 
wenn der Abg. Sander meint, wir würden ald Chriften 
und darum entgegen feßen müffen, weil bei und Chriften ber 
Staat in der Art mit der Neligton zuſammen hänge, daß 
der Staat eine höchfte Entjcheidung über die religiöſe Weber» 
jeugang habe. Hier vergißt er wieder den Grundfaß, mein 
Reich ift nicht von diefer Welt, und die Gewiſſensfreiheit 
der chriftlichen Bürger, Die Stabilität, deren er ferner ers 
mwähnt, iſt gewiß bei den Inden nicht fo groß, wie er meint. 
In Holland, wo die Juden fic auf eine Weife ausgebildet 
haben und fortgefchritten find, wie mir ed nur wünfchen 
fönnen, ſehen wir das Gegentheil, und baffelbe zeigt auch 
die Darftellung des Abg. Bekk über die Fortfchritte, die die 
Zuden bei und in kurzer Zeit machten. 

Man hat zuletzt noch bemerft, die Juden wollten felbft die 
Emancipation nicht. Wer aber nicht will, den zwingt unfer 
Geſetz richt, man will Keinen zu der Stelle eines Amtmanns 
oder zur Landftandfchaft zwingen. Denjenigen aber, die ed 
wollen, wollen wir freundlich die Hände reichen. Die Be 
forgniß , daß bei ung die halbe Kammer aus Suden beftehen, 
oder die Staatsämter in die Hände der Juden kommen wür⸗ 
den, wird befeitigt durch die Erfahrung in denjenigen Lanz 
dern, wo feit langer Zeit die Juden gleiche Rechte haben. 
Ich glaube, durch diefe Beforgniß beſchimpfen wir ung feldft; 
und erklären ung felbft für unmündig. Sch ſchließe mich alſo 
ber Anficht der Minorität an, und indem idydiefe mit einer 
entgegengefeßten Ueberzeugung fämpfen fehe, glaube ich 
nicht, daß die Mehrheit in der Art, wie jetzt der Beſchluß 
gefaßt iſt, den Sieg behaupten werde; Sa, idy glaube, daß 
diefer Befchluß der Mehrheit mit ſich ſelbſt im Widerſpruch 
ift, denn dieſe Mehrheit erflärt den dringenden Wunſch des 
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 Forfchreitend zu dem Ziele der Gfeichftellung und doch. geht 
fie auf die Tagesordnung über. Das ift in-der Form ein 
Widerfpruc,, denn die Tagesordnung nach dem hergebrach- 
ten Style, heißt Verwerfung der Bitte, und daß es in dem 
Inhalt anders gemeint ift, beweifen die Gründe, die man 
anführt. Man fagt, man habe andere Sachen zu thun. 
MWünfcht die Commiſſion lebhaft, ift es wahr, daß fie ſich in 
diefer Beziehung an die Winfche der Kammer von 1831 an⸗ 
jchließt, fo muß fie ihren Wunfch anders faffen ; fie hat ihre 
Abficht mir Worten ausgefprochen, die folche nicht ausdrücken, 
und will liberal fcheinen, wo fie es nicht ſeyn will, Sch 
glaube, daß diefe Faffung durch fpäteres Beftnnen in der 
Petitiondcommiffion entftanden ift, denn ich habe: früher 
den Bericht gelefen, wo die einfache. Tagesordnung vorges 
ſchlagen war, und durch die jegige Abänderung iſt ein Wider⸗ 
fpruch entftanden. Sch. will nur ned, darauf aufmerffam 
machen, daß man-feine Gefahr von dem Befchluß der Mino- 
rität zu fürchten hat, denn diefer Beſchluß kann nicht. ind 
Leben. gerufen werden , ohne reifliche Berathung ‚jedes. ein- 
zelnen Artikels des Gefeßed, und in diefer Hinficht fühle ich 
mich doppelt beftimmt, nad) den Pflichten der Gerechtigkeit 
Sa zu fagen, weil jedes Hinderniß verfchwunden ift, dieſem 
großen flaatsrechtlichen und gerechten Grundfaße zu huldigen. 

Ich ichließe mit den Worten des edlen v. Rotted, bie 
er. neulich in- Beziehung auf die Emancipation. des Bodens 
vom Zehnten ausſprach: Die Emancipation iftnothwendig und . 
unvermeidlich, weil fie gerecht ift, denn was geredht ift, iſt 
nothwendig und unvermeidlic (Bravo). 

» Bader: Sch war im Sahr 1831 Mitglied der Petitiond- 
commifjion und habe auch jet die Ehre, Mitglied derfelben: 
zu. ſeyn. Sch war damals, als dieſer Gegenftand verhandelt 
wurbe, in dem Fall mit der Minorität zu ftimmen; und bin 
jeßt wieder in diefem Fall, Ich befenne mic) zu der Meis 


LXVILL. Situng 9.27. September 1833. 319 


nung Derjenigen,- die nidjt fordern , daß: die moraliſche Ver⸗ 
befferung der Juden, das Anjchließen andie chriftlichen Sitten 
und Gebräuche der Emancipation vorangehen folle, alfo zu 
der Meinung, Derjenigen, die glauben, daß die Emancipation 
dad Mittel zu diefer Befferung fei. Wenn man den Juden 
zumuthet und von ihnen fordert, fie follen vorher ihre Vor⸗ 
urtheile oder ihre Gebräuche oder Mißbräuche ablegen, fie 
follen fich vorher auf -eine höhere Stufe der Bildung ftellen, 
dann werde man fie emancipiren, fo erinnert mich dieſes an 
bie Fürften, bie den unterbrücten Völkern, welche Freiheit 
und Verfaſſung fordern, zurufen und antworten: Ihr feid 
noch nicht reif dazu, ihr müßt euch zuerſt durch Aneignung 
eines höheren Grades der Bildung dafür empfänglich machen, 
und ihnen folche Bedingungen feßen, die fie nie erfüllen wer⸗ 
den und können. Die Erfahrung zeigt und da, mo die pos 
litifche Erniedrigung, wo die größte politiſche Unterdrückung 
herrſcht, auch den niederften Grad der Cultur und die größte 
Unwiffenheit. In dem Commiffionsbericht ift gefagt, Die 
Nichtgewährung eines politifchen Rechts Fonne als ein von 
ber Gefammtheit ausgehender Beſchluß angefehen werden, 
wodurch fein Unrecht entfiehe, fo wenig als dadurd ein Uns 
recht gejchehe, wenn man Weiber-von der Wählbarfeit-auds 
fchließe. Darauf hat der Abg. Bekk ſchon geantwortet; 
und ich füge nur noch bei, daß auch dem Knechte nicht uns 
möglidy gemacht ift, bie or zum Beamten oder eine 
Beamtenftelle. zu erlangen, allein ber Jude ift ausgefchloffen. 
Was die Weiber betrifft, fo werben wir freilich für die jüdi⸗ 
ſchen Damen gegenwärtig nicht weiter reffamiren, als für 
die chriftlichen. Sch wünfche übrigens, daß die Emancipation 
der dhriftlichen Weiber mit den jüdifchen auch bald vor fich 
geben werde. Die übrigen fogenannten untergeordneten oder 
Rebengründe der Majorität hat der Abg. Bekk hinreichend 
widerlegt, und ich will nur noch das bemerfen, daß wenn 
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war die Juden mit der Emancipation auf das Ende des 
Kampfes mit der Berfaffung tröftet, fie auf die Ewigkeit hin⸗ 
gewiefen werden, und ich erinnere mich hier an den bekann⸗ 
sen Schluß, der fo lautet: die Todesftrafe wird abgefchafft, 
fo bald der ewige Friede hergeftellt if. Der Kampf für 
die Verfaffung wird und muß ewig dauern, denn es ift dies 
fügar das Prinzip der conftitwtionelleit Berfaffungen: Das 
Kebensprinzip derfelben ift der Kampf ber demiofratifchen 
Elemente gegen die abjolutiftifchen Prinzipien: Ich glaube, 
daß die politifche Gleichftelung der Suden von der Menſch⸗ 
Fichfeit und Gerechtigkeit geboten iſt, und ich will mich nicht 
in Einzelnheiten einlaffen, um barzuftelleii, daß das Prinzip 
unferer Berfaffung : gleiche Rechte, gleiche Pflichten, auf die 
Anden durchaus anwendbar ift, fondern nur auf dad Bei 
fpiel des Abg. Bert, in Beziehung auf die Beiträge zu ben 
Schulen und Kirchen und zum Unterhalt der Armen verwei⸗ 
fen. Sch glaube ferner, daß, wie auch fchon mehrere Redner 
aus einander gefet haben, die Emaneipation im Intereſſe 
der Geſammtheit und in unſerem eigenen Intereſſe Statt 
finden muß. Wenn nämlicy aus der gegenwärtigen Stellung 
der Juden eine Laſt für die Gefantmtheit und eine Beſchwerde 
hervorgeht, fo ift dieß deßwegen der Fall, weil fie eine Kafte 
bilden, eine ifolirte Stellung haben, und diefe Laſt wird 
immer größer werden, wenn die Scheidewand zwifchen Juden 
und Chriften nicht aufhört, und ye Juden fo zu fagen ges 
zwungen werden, fich den chriftlichen Sitten und Gebräuchen 
zu nähern: Sch glaube übrigeng nicht, daß eine Sache, bie 
im allen conftitutionellen Staaten, ja in alle denjenigen 
Staaten, wo nur eine einigermaßen freifinnige Verfaſſung 
herrſcht, fo viel Theilnahme und Anklang gefinden hat, die 
Aberall in den deutfchen Ständeverfaniiilungen die freifitis 
figften und edelſten Mitglieder derſelben unter ihre Verthei⸗ 
diger zähft, in unferer Kammer fallen kann. 
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Ich erlaube mir noch darauf aufmerkſam zu machen, daß 
in NRordamerifa, Frankreich und Holland die Emancipation 
der Juden längft ausgefprochen und in Hebung ift, obne daß 
man die Nachtheile kennt, die fo Viele davon fürchten. Ferner 
muß ich bemerken, daß in England während der legten Par— 
lamentsfißung die angefehenften und ausgezeichnetften Mits 
glieder des Unterhaufes Petitionen zu Gunften derfelben eins 
brachten, und das Unterhaus auch diefe Emancipation aus⸗ 
gefprochen hat. Weiter muß ich bemerfen, daß in Würtem: 
berg bereits für die ftaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden 
fehr begünftigende Geſetze beftehen, und daß in den legten 
Tagen, wo es fi um die Realifirung diefed Geſetzes in 
einem einzelnen Theile handelte, die ausgezeichnetiten Mits 
glieder jener Verſammlung für die Sache gefprochen haben. 
Ferner muß ich bemerken, daß fich in Bayern die Volks— 
fammer im Sahr 1831 für die Emancipation der Juden 
erflärt hat, ‚und dafjelbe auch in der Darmftädtifchen Kam⸗ 
mer gefchehen ift, wie denn auch im Kurfürſtenthum Heſſen, 
und auf Antrag und Berlangen der Kammer den Stäns 
den ein Geſetz, dad die Emancipation der. Juden ausſprach, 


"vorgelegt worden ift. Endlich kann ich anführen, daß vor vier 


Wochen in der erftien Kammer der Ständeverfammlung des 
Königreich Sachfen einftimmig befchloffen wurde, die &mans 
cipation der Juden zu verlangen, ungeachtet mehrere Peti- 
tionen gegen diefelbe bei „per erften und zweiten Kammer 
eingefommen waren, und daß auch in der neueften Zeit die 
zweite Kammer in-Dresden dem Antrag der erften Kammer 
beiftimmte. Diefe Erfcheinungen alle berechtigen zu dem 
Ausspruch, die Emancipation der Juden müffe und werde 
Statt-finden. Sie ift eine dringende Nothmwendigfeit der cons 
ſtitutionellen Berfaffungen, und eine unabmeisbare Forderung 
der fortfchreitenden Gultur, der Eivilifation und des fort- 


fchreitenden Zeitgeifted, und ed wäre wirklich zu beffagen, 
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wenn diefer Geift der Zeit in dieſem Theile feine Forderung 
nicht geltend zu machen wüßte, indem fonft anzunehmen 
wäre, er fet im Rückſchreiten begriffen. Sch erlaube mir nun 
nur noch auf den Vortrag des Abg. Sander, den der Abg, 
Welcker größtentheild widerlegt hat, einige Worte zu 
äußern. Er ift befonders davon ausgegangen, daß die Juden 
Fremdlinge feien. Zur Widerlegung diefer Behauptung will 
ich ihn auf den Vortrag verweifen, den dasjenige verehrte 
Mitglied diefer Kammer, das gegenwärtig auf dem Präfts 
dentenftuhl figt, in der Kammer von 1831 gehalten und 
nachgewieſen hat, daß wir, mo nicht felbft orientalifchen 
Urfprungs, doch mit den Drientalen verwandt feien. Die. 
weitere Widerlegung in Beziehung auf dasjenige, was er 
aus dem Vortrag des Oberraths zu entnehmen glaubt, meis 
ner Weberzeugung nach aber nicht daraus zu entnehmen ift, 
will ich dem Abg. Wolff überlaffen. 

Lrefurt: Der Abg. Sander mar der Einzige, ber aus 
Rechtsgruünden gegen den Antrag ber Minorität ſprach. Er 
hat feine Rechtögründe aus dem politifchen Begriff unferes 
Staats entnommen, weil es ein deutjcher Staat und ein 
chriftficher Staat fei, aus welchem Grunde er glaubt, daß 
die Emancipation nicht nur nicht jebt, fondern nie und nim⸗ 
mermehr Statt finden könne. Ich glaube aber, er hat ſich felbft 
in die Einwendungen verwirrt, die er ſich machte. Wir find 
der That nach Fein chriftlicher Staat, wir find zwar ein 
Staat, deffen Bevölkerung zum größten Theil aus Shriften 
befteht, allein es befinden fich darin zugleich 18,000 Andere 
von mofaifcher Religion. Er hat im Gegenfaß bes deutfchen 
Staates , den wir bilden, ausgeſprochen, daß die Israeliten 
der Abkunſt nach keine Deutſchen ſeien. Die Folge aus ſeiner 
Deduktion hat er aber ſelbſt aufgegeben, und alle Folgerun⸗ 
gen aus diefem Begriff widerlegen ihn auch. Wir fonnen 
feinen Zweifel darüber auffommen laffen, daß die Bitte der 
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Jsraeliten um rechtliche Gleichftellung eine Forderung der 
Gerechtigkeit ift, und der Beweis diefer Behauptung gebt 
ganz einfach aus dem Stande unferer Gefeßgebung hervor, 
wenn wir ihn anders richtig auffaffen, richtiger, als die 
Majorität der Sommiffton ihn meiner Anficht nach aufgefaßt 
hat. Es ift nicht der Fall, taß unfere Geſetzgebung, wie die 
Mehrheit der Eommiffton meint, ausfpricht, die Jsraeliten 
feien nicht um ihred Glaubens willen, fondern um ihrer por 
litiſchen Unwürdigkeit willen von gewiſſen politifchen Rechten 
ausgefchloffen. So fellt fich nicht der Sat, wenn wir unfere 
jegige Gefeßgebung auffaffen, fondern er ftellt fich fo: jeder 
Staatöbürger, ohne Rückficht, ob er der würdigfte oder uns 
würdigſte fei, ift von gewiffen politifchen Rechten audges 
fchloffen, fo fern er ſich zu der mofaifchen Religion befennt. 
Der Grund der Ausfchließung ift nicht die Thatfache der 
Unmwürbdigfeit, fondern die Thatfache des religiofen Glaus 
bens. Alfo ift unfere Gefeßgebung ein civiliſirter Fanatismus, 
der mit politifcher Entwürdigung dad Judenthum, wenn 
auch nicht mit Scheiterhaufen, verfolgt. Ob ein Staat aus 
Ehriften oder Muhamedanern befteht, fo ift die Gefeßgebung 
immer barbarifch, die den Genuß politifcher Rechte von refis 
giöfem Glauben abhängig macht. Diefer Sat fteht feft, und 
ed fragt fid) alfo, ob. politifche Gründe, und hinreichende 
politifche Gründe gegen die Emancipation vorliegen, folche 
Gründe nämlich, die aus dem Geſammtwohl hergenommen 
find, worauf ſich die Mehrheit der Commiſſion berufen hat, 
und ich geftehe, daß ich mich in diefer Hinficht befonders über 
unfern Herrn Berichterftatter wundern mußte, daß er es 
ift, der eine Forderung der Gerechtigkeit aus diefem Grunde 
zurüctmeist, nachdem er, wie der Abg. Welcker bereite 
bemerft har, noch vor wenigen Tagen bei der Zehntdiscuffton 
den Grundſatz audgefprochen hat, alles, was die Gerechtig- 
feit fordere, fei eine Nothwendigkeit für die Gefeßgebung,, 
21. 
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und eben defhalb auch möglich. Ich habe diefen Saß damals 
befämpft, und die Heberzeugung ausgefprochen, daß die Ge; 
feßgebung nur zur derjenigen Gerechtigkeit verpflichtet fei, die 
unter Umftänden und nach den Forderungen des Gefammt, 
wohls zu erreichen möglich ſei. Ich befeune mich heute noch 
zu biefem Grundfaß, und muß mich alfo auf bie Frage ein- 
laffen, ob Gründe des Gefammtmohls vorhanden find, die 
Emancipation zu vermwerfen. Alles, was bisher, ſowohl in 
diefem Saale ald außer demfelben, vorgebracht wurde, redu⸗ 
zirt fich auf zwei Gattungen von Gründen, die hergenommen 
find, von der linreife der Suden und von der Unreife der 
Shriften. Der Vorwurf der Unreife, fo weit er einer Geſammt⸗ 
heit, fei ed eine religiöfe oder politifche Gefammtheit, gemacht 
wird, ift immer unwahr und unrecht. Alles, was man in 
diefer Hinficht entgegen gehalten hat, das Beifpiel, daß man 
unter dem Borwand der politifchen Unreife den Völfern die 
Mündigfprechung verweigert, gilt auch für Diefen Fall, wo 
man unter demfelben Vorwand die gleiche Nechtöverweige; 
rung üben will, Freilich giebt es unter den Israeliten viele 
Unmürdige und Unreife, und es ift durch das allgemeine 
Intereſſe geboten, daß diefe Unwürdigen von den politifchen 
Rechten ausgefchloffen werden, für die fie noch unreif find, 
allein die Gefeßgebung verfolge ihren Zweck durch Einwir- 
fung auf die Erziehung, fie verfolge ihren Zweck durch bie 
Feftfegung der allgemeinen Bedingungen, unter deren allein 
diefe politifchen Nechte gefordert werden können, jo wird fie 
ihren Zweck ſowohl gegen die Juden als die Chriften erreichen. 
Wenn das Gefammtmohl es fordern fünnte, daß um ber 
Unreifen wilen auch die Reifen ausgefchloffen werden, da 
müßten ja auch viele Chriften ausgefchloffen werben. Die 
Gewerbe ded Wucherd und des Nothhandeld u. dgl. find 
allerdings jo, daß diefe die Präfumtion der Unmirbigfeit 
gegen fich haben, und ich finde e8 für gut, daß eine Staate 
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verwaltung diefe Gewerbe von einer gewiffen Ausfchließung 
der höheren politischen Nechte bedroht, allein die Augfchliefs 
fung fei alsdann gegen diefe Gewerbe, und nicht gegen Die 
Religion gerichtet, fie jei allgemein ausgefprochen, damit 
fie auch gegen die Ehriften gelte, die gleicye Gewerbe treiben. 
Die israelitifche Religion, hat man oft gehört, fei eine Res 
ligion, die wenigſtens politifche Uncultur und Unverträglidys 
feit mit den Ehriften in fich trage. Das, was hierüber Paulus 
und Andere gefagt haben, ijt Durch geiftreihe Schriften ins 
zwijchen widerlegt worden, und ich brauche dieß nicht zu 
wiederholen. Es ift ohnehin meiner Ueberzeuguhg nach durch 
die Gefchichte des Alterthums bis auf heute genügend wider; 
fegt. Ich will die Kammer nicht auf Die hohen Geftalten , die 
uns entgegenjchimmern, hinmeifen, nicht hinweifen auf Spi⸗ 
noza und Mendelfohn, die unter dem Einfluß diefer Religion 
ſich entwicelten, fondern auf die ausgezeichneten Staates, 
männer und patriotifchen Landesvertheidiger, die in Frank: 
reich und Holland aus dem Schooße diefer Gonfeffion hervor; 
giengen. ch weiſe Sie hin auf die achtbaren gebildeten 
Männer, die wir in unferem eigenen Rande von diefer Con⸗ 
fefiion haben, und die bejonders dem gelehrten Stande ans 
gehören. Eine Religion, der viefe Männer felbft unter dem 
fchweren Druck der auf ihr laſtet, treu blieben, ift Feine uns _ 
moralifhe und ftaatögefährliche.,. Die Gründe, die von ber 
Unreife ber Ehriften bergenommen find, find die wichtigiten, 
und eö ift meined Erachtens nicht zu verfenuen, wie auch 
mit vielem Scheine von den Berftändigen behauptet wird, 
das Borurtheil fei in der großen Maffe noch zu feft gemwurzelt, 
als daß nicht der Gefeßgeber ihm feine ganze Aufmerkſamkeit 
fchenfen müſſe. Ich werde nun zwar unfern badifchen Bürs 
gern nicht zu viel Ehre anthun, wenn ich behaupte, daß fie 
eben fo aufgeflärt find, als die anderen badischen Bürger, 
wo man diefes Vorurtheil ſchon Längft aufgegeben hat, allein 
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ich geftehe, es ift die Pflicht der Abgeordneten, die Bebürf- 
niffe und Wünfche der Mehrheit im Volk offen und unums 
wunden audzufprechen, dagegen ift ed aber tief unter ihrem 
Beruf, den Irrthümern der Menge zu huldigen. Vielmehr 
ift ed Pflicht, mit unerfchütterlicher Gerechtigkeit Allen vor: 
anzuleuchten. In diefem Sinne haben fie gegen die Blöd- 
finnigen gehandelt, die den Werth einer freien Verfaſſung 
nicht fennen, in diefem Sinne handeln fie gegen die Thoren, 
die ihr eigenes Recht auf Preßfreiheit nicht achten, und in 
gleichem Sinne handeln fie gegen die Verblendeten, die ihren 
eigenen Mitbürgern die Gerechtigkeit verfagen, und das 
heiligfte Gut der Gemwiffensfreiheit nicht geben wollen. Wohl 
weiß ich zwar, daß aud) das Vorurtheil der Meinung eine 
Macht ift, der eine weife Staatsverwaltung nicht Hohn 
ſprechen, aber auch den Einfluß nicht geben darf, ihr die 
Forderungen der Gerechtigkeit zum Opfer zu bringen. Ich 
halte dieſes Vorurtheil für eine Krankheit, die durch die 
Gefeggebung zwar nicht plößlich vernichtet, aber allmählig 
durch Belehrung, durch mildernde Beftimmungen geheilt 
werden fann, und in fo fern diefe Belehrung noch nothwen⸗ 
dig feyn follte, wird fie am Fräftigften wirfen, wenn fie von 
Ihnen ausgeht, und die mildernden Beitimmungen der 
. Gefeggebung werden den Forderungen der Gerechtigkeit in 
defto umfaffenderem Maß entfprechen können, je dringender 
fie von Ihnen unterftüßt werden. Der düftere Blick, den 
der Herr Berichterftatter der Majorität auf die gegenwärtige 
politifche Lage Badens und auf die Gefahr wirft, womit 
unſere verfaffungsmäßige Freiheit bedroht iſt, diefer forgens 
erregende Blick kann mich nicht beftimmen, feinem Antrag 
beizutreten. Sch theile diefe Beſorgniß nicht, fondern bin 
überzeugt, daß durch die befonnene Haltung diefer Kammer 
und den loyalen Sinn der Regierung unfere verfaflungss 
mäßige Freiheit einen feften Schuß gegen jeden Schlag haben 
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wird, bie ihr Unbefonnenheit oder Bosheit beibringen möchte, 
und müßte ich auch diefe Sorge haben, fo fünnte fie mich 
nicht beftimmen, die Rechte der Bürger zu verfümmern. 
. Der Menfdy ift nur dann der höchften Freiheit werth, wenn 
er die Rechte auf das höchfte achtet. Achten wir fie deßhalb, 
damit wir die uns immer noch vorgeworfene Unmürbdigfeit 
zur vollen Freiheit nicht dadurch felbft befennen, indem wir 
unfern eigenen Mitbürgern bie Gerechtigkeit verfagen, bie 
wir für und in Anfpruch nehmen. Ich ftimme für den Antrag 
der Minvrität. 

Rindefchhwender: Wäre es auch nicht die Wichtigkeit 
bed heutigen Gegenftandes felbft, fo würde mich fchon mein 
Freund und Nachbar aufgefordert haben, einige Worte zu 
fprechen, da er mir die Ehre anthut, meinen Vortrag von 
4831, wenigftens in einiger Beziehung, zu befritteln, oder 
zu widerlegen. Bor Allem muß ich geftehen, daß mich eigent- 
lich in der Welt nichts überrafcht, aber am menigften hat 
mich überrafcht, daß meine Rede von 1831 auch in der erften 
Kammer Anflang fand. E8 beftätigt in mir vielmehr nur die 
Kichtigfeit der alten Behauptung, daß Wahrheit in jedes 
Herz dringt. Ueberrafcht ed mich nicht einmal, ein chriftlich» 
jüudifches germanifches Recht Fennen gelernt zu haben. Die 
Frage felbft über die Emancipation der Juden, oder ihre 
durchgängige Gleichitellung mit den Ehriften, kann meiner 
Anficht nad; nur ganz richtig von dem höheren politifchen 
Standpunfte aus beurtheilt werden, denn fie ift ziemlich 
identifch mit der Frage: kann der Zweck des Staats nadı 
allen Beziehungen erreicht werden, durch ein ſtrenges äuße— 
red Recht, ohne Anwendung anderer Motive. - Der Staat 
muß den Menfchen in feiner Totalität umfaffen, denn er ift die 
Anftalt zur Erhaltung und Entwicklung unferes Gefchlechts. 
In der Menfcennatur vereinigt fich aber ein doppeltes 
Prinzip, ein doppeltes Element, nämlich) ein geiftiges und 
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ein finnlichee, Beide bilden feindliche Gegenfüße, wodurch 
ein irriger Kampf herbeigeführt wird — jener Krieg Aller 
gegen Alle. Die Geſetze find zu ſchwach, um dem felbft- 
füchtigen Streben der Menfchen und ihren drohenden Reiben 
ſchaften gehörige Schranfen zu feßen, weßhalb auch alle 
großen Gefeßgeber, um die verderblichen Wirkungen zu hin⸗ 
dern, zudem einzigen Sicherheitsmittel, das fich ihnen darbot, 
ihre Zuflucht genommen haben. Sie haben im geiftigen Ele> 
ment des Menfchen die fittliche Kraft zu verftärfen geſucht, 
durch ein religiöfes Prinzip, und diefes Prinzip fteflt fid) 
ohne Zweifel am reinften im Chriftenthbum dar, denn Die 
Lehre vom Kreuz ift diejenige, die den Haß verdammt, und 
Liebe und Selbftüberwindung als die erfte Pflicht gebietet. 
Sie verbindet das Irdifche mit dem Ueberirdifchen und aner- 
fennt ein Zodtengericht, wo der König wie ber Bettler Recht 
nehmen und geben muß. Was die Welt dem Chriftenthum 
verdankt, bedarf eines Beweiſes, und eben fo wenig wird 
Jemand läugnen wollen, daß unfer Staat eine firchliche, 
und ich darf fagen, eine chriftliche Grundlage hat, und wer 
dieß Täugnet, ift gewiß nicht tief genug in den Geift unferer 
Staatsverfaffung eingedrungen. Sollen wir diefe Grund- 
lage weguehmen, indem wir den Juden oder Türken, den 
Hindus oder Ehinefen unbedingte Erlaubniß des freien Cultus 
und damit auch Die nächſte Einwirfung aufunfer chriftliches 
Staatöleben einräumen? Ich bin gewiß, ein Chrift zu feyn, 
aber doch nicht fo fchauerlich hriftlich um jenem politifchen 
Grundfag zu huldigen, um fo weniger, als ich überzeugt 
bin, daß wir einer moralifchen VBermwilderung entgegengiens 
gen und dem Dejpotismus in die Hände arbeiten würden, 
wo wir Die große Maffe durd) nichts mehr in der Ordnung 
zu halten vermöchten, als durch Polizeidiener, Gensd’armen, 
Zuchthäuſer und Hochgerichte.. Mau wende nicht ein, daß 
im Judaismus auch ein Religionsprincip vorbanden fei, er 
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ift von unferem Shriftentbum in feinem innerften Weſen vers 
fchieden, und bietet feine jener großen Ideen dar, die den 
Menfchen über fich felbft erheben. 

Penn ich hier den chriftlichen Staat in Schuß nehme, fo 
bin ich weit von jenem Streben nach fogenannter chriftlicher 
Popularität entfernt, das in der erften Kammer den freiften 
Vertheidiger liberaler Ideen vorgeworfen wird. Der Begriff 
einer chriftlichen Popularität ift mir eigentlich nicht einmal 
far, aber das ift mir flar, daß blofe mechanifche Formen 
unzulänglich find, die widerftrebenden Kräfte und Neiguns 
gen der Menfchen durch ein Band in Harmonie zu bringen, 
das den Sclaven auf den Plantagen von Paramaribo nicht 
in Ordnung zu halten vermöchte. Bon dem Standpunkt der 
Philantropie, die fich zeitweife vor alle Spiegel ftellt, um ſich 
wohlgefällig zu belächeln, und ihre Grundfäße zu den 
Sternen trägt, könnte ich leicht für die Emancipation der 
Juden ftimmen, aber von dem ernften Standpunfte des vers 
antwortlichen auf die Erde geftellten Richterd muß ich laut 
dagegen fprechen. Mit den religiöfen Elementen vermiffen 
wir die fittlichen und fallen der rohen Gewalt hin. Bermebs 
ren wir aber nicht die Brennftoffe, die die Zeit gehäuft hat; 
anerfennen wir, daß der Staat ein blofes Mittel ift, die 
höheren Zwecke ficherer zu erreichen. Gäbe es kein Höheres, 
als die Sicherheit der Straßen, die Sntereffen der Induſtrie, 
Geld und Handel, dann wäre die bürgerliche Gefellfchaft 
ein blofer Verband von Arbeitern und Kaufleuten, dann 
würde ich nicht das Wort über einen Gegenftand nehmen, 
der fo tief in das Wefen des Staats eingreift. Da aber ber 
Staat die nothwendige Bildungsfchule ift, in welcher die 
Borfehung das Menfchengefchlecht erzieht, fo muß ich mich 
gegen die völlige Sleichftellung der Jsraeliten mit den Ehriften 
erklären. Es giebt einen Indifferenzpunkt, der das Edelſte 
des Menfchen töbtet, der ihn wie einen Sclaven an Zeit 
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und Raum feffelt, und jede Kraft und allen Muth nimmt, 
die Mühen und Qualen des Lebens zu ertragen. Bedauerns⸗ 
würdig ift der Menfch, wenn er hier nicht mehr hat; wenn 
wir ihm aber jenfeitd auch nicht mehr laffen, dann ift er der 
Unglüclichfte. Bor Allem, muß ic) einigen Rednern vor mir. 
zurufen, ift Gerechtigfeit, wie wir e8 nennen, nothwendig ; 
die Gerechtigkeit, die dem Geſetzgeber vorſchwebt, muß 
feine Beftandtheile an fich feffeln, gut gezügelt durch Weis⸗ 
heit. Sch will mic, nicht auf hohe Stelzen fchrauben, um 
auf diefer fchwindelnden Höhe vor lauter Wohlmwollen und 
Duldung und chriftlicher Liebe unfer Ehriftenthum und unfere 
Selbftftändigfeit in die Schanze zu ſchlagen. Ich ſtimme für 
den Antrag der Majorität. 

Wolff: Auch ich bin der Meinung, daß die Frage, bie 
und gegenwärtig befchäftigt, ſchon fo vielfeitig beleuchtet und 
erörtert fei, daß wenig oder gar nichts Neues mehr darüber 
zu fagen übrig bleibt. Jeder von und wird daher auch ſchon 
im Voraus mit fich darüber im Keinen feyn, ob er ſich dafür 
oder Dagegen ausfprechen foll. Für meinen Theil hege ich ſchon 
längft die Ueberzeugung, daß die politifche Gleichftellung der 
Israeliten eine unabweisliche Forderung der Gerechtigfeit, der 
Humanität, der Politif und der Vernunft fei. Der haupt 
ſaͤchlichſte Einwand ‚- der don der Mehrheit der Commiſſion, 
fo wie von dem Abg. Sander gegen die Emancipation der 
Suden vorgebracht worden ift, will aus der vermeinten Uns 
verträglichfeit ihres Glaubens oder Cultus mit der Erfüllung 
ftaatsbürgerlicher Pflichten, aus ihrer vermeinten feindfelis 
gen Gefinnung gegen die Befenner jedes andern Glaubens 
hergenommen werden. Beim Lichte betrachtet fcheint indeffen 
- diefer Einwand um nichtö beffer, um nichts erheblicher zu 
feyn, als derjenige, den man in England aus den Lehrs 
fäßen des Fath;olifchen Glaubens , aus den Verhältniffen der 
Katholifen zu ihrem Kirchenoberhanpt gegen die Emancipas 
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tion der irländifchen Katholiken geltend machen wollte. 
Werfen wir einen Blick auf den gegenwärtigen Stand der 
Cultur der Seraeliten, auf die rafchen Fortfchritte ihrer 
fittlichen Entwidlung in neuerer Zeit; erwägen wir insbes 
fondere, daß die Tugendlehre aufgeflärter Israeliten diefelbe 
ift, zu der auch aufgeklärte Ehriften ſich bekennen, fo werden 
wir zugeben müffen, daß jene nicht weniger als diefe des 
vollen Genuffes aller ftaatsbürgerlichen Rechte würdig feien. 
Aus diefen in Kürze angedeuteten Gründen ftimme ich 
für den Antrag der Minorität der Commiſſion. 
Duttlinger: Der Grundfaß, oder der Wahlſpruch 
jenes großen brittifchen Staatsmannes, der für die Emans 
cipation der Genoffen desjenigen Glaubensbekenntniſſes, 
dem ich felbft angehöre, fo oft und kräftig gefprochen im 
brittifchen Unterhaufe, der ſich darum unfterbliched Verdienft 
erworben, wenn ed ihm gleich nicht befchieden war, den 
Sieg der guten Sache felbft zu erleben, — der Wahlfpruch 
von Ganning: „Religiöfe und politifche Freis 
heit der ganzen Welt!“ — hat mid) bei der Berathung 
der Frage, die und heute wieder befchäftigt, im Jahr 1831 
geleitet, und leitet mich heute wieder, indem ich mich ers 
hebe, um gegen den Borfchlag der Majorität, und für 
den Borfchlag der Minorität der Petitionscommiffton zu 
fprechen. Die Gründe, welche die Majorität für ihren Vor⸗ 
fchlag angeführt hat, fcheinen mir nicht genügend, um 
benfelben zu rechtfertigen. Man hat-zuvörberft den Grund 
geltend gemacht, die Chriften hätten Urfache, oder, wenn 
-auch nicht Urfache, doc in den Berhältniffen liegende 
fcheinbare Gründe, Mißtrauen in die Seraeliten zu fegen, 
und darum fei der Ausfpruch, fie feien nicht zu emancipiren, 
nichtd Anderes ald der Ausfpruch der Gefammtheit: Wir 
wollen uns von ben Juden weder in der Kammer, noch in 
den Staatdämtern, noch in ben Gemeinden beherrichen 
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laffen. Der Bericht der Minorität hat treffend erwiedert, 
daß ein folches Zurückweiſen der geforderten Emancipation 
in-der That nichts Anderes fei, ale ein Mimdtodtmachen 
oder eine vermeigerte Aufhebung der Entmündigung ber 
chriftlichen Regierung und der chris lichen Mitbürger, 
weil man der chriftlichen Regierung , die das Aemterrecht 
zu üben hat, nicht Verftand und Einficht und Tugenden 
genug zutraut, wenn fie unter den Israeliten wählen dürfte, 
eine dem allgemeinen Intereſſe angemeffene Wahl zu treffen, 
— ein Mundtodtmachen der chriftlichen Wähler, welche ihre 
Vertreter in diefes Haus ſchicken, weil man ihnen nicht 
Verftand und Tugenden genug zutraut, um würdige Vers 
treter an ihrer Stelle hieher zu ſchicken — eine Mundtodt- 
machung der Gemeinden, weil man ihnen nicht Einfichten 
und Tugenden genug zutraut, um ihre Borftände auch auf 
angemefjene Weife zu wählen. Wenn dieſes Mißtrauen ein 
allgemeines wäre, wenn es die Regierung, die Wähler - 
für die Kammer und die Wähler für Die Gemeindeämter ums 
faßte, danı würde ich fagen: Es liegt gar nichts daran, 
ob wir die Israeliten emancipiren oder nicht! Denn es fann 
dieß weder fihaden, noch nüßen. Das Mißtrauen forgt 
felbft dafür, daß der Unmürdige nicht gewählt werde. Man 
hat ferner gefagt, in der gegenwärtigen Zeit hätte man genug 
zu thun, um dafür zu forgen, daß die Berfaffung er 
halten werde. Sch gebe dieß bis zu einem gewiffen Punfte 
zu. Denn man wird in alle Ewigfeit dafür zu forgen haben. 
Allein daraus, daß in der Gegenwart ein größeres Maß 
von folcyen Sorgen vorhanden feyn mag, folgt nicht, daß 
wir die Seraeliten nicht emancipiren follen, fondern es folgt 
eher gerade das Gegentheil, daß wir fie emancipiren follen! 
Denn wir müffen dann der Berfaffung neue Freunde und 
Bertheidiger erwerben. Wir werden aber den Gsraeliten, 
die die einzigen Bürger im Großherzogthum find, welche 
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durch die Verfaſſung nichts gewonnen, ſondern verloren 
haben, nicht zumuthen, daß ſie unſere Verfaſſung lieben 
und vertheidigen, wenn wir ihnen alle Ausſicht, alle Hoff⸗ 
uung abfchneiden, daß ihnen je die Rechte und Wohlthaten 
diefer Berfaffung zu Theil werden ſollen! — Man bat ferner 
gefagt, es fehle in der That den Israeliten nur wenig an 
dem ganzen Umfang der bürgerlichen und politifchen Rechte, 
und eben diefed Argument ald Grund dafür geltend gemacht, 
ihnen diefe Emancipation zu verweigern. Wenn aber nur fo 
wenig noch fehlt, fo erwiedere ich, daß darin ebenfalls eher 
ein Grund dafür liegt, ihnen diefes Wenige zu geben, weil 
man in der Gewährung dieſes Wenigen ein Mittel hat, fie 
zufrieden zu ftellen. Man hat gefagt, die Emaucipation 
ausiprechen, heiße die Verfaffung abändern, Sch antworte 
darauf, daß in unferer Berfaffung drei Beftimmungen find, 
von denen die eine lautet: „Die Rechte aller Badener find 
gleich,“ und eine andere: „Zu den Staatdämtern find vor 
der Hand nur berufen die Befenner der chriftlichen Coufeſſio—⸗ 
nen,’«und eine dritte: „Wählbar in diefes Haus find nur 
Chriſten.“ — Der Ausfpruch der Emanecipation hat nun 
allerdings die Folge, daß zwei von diefen Artikeln unferer 
Berfaffung abgeändert werden, aber abgeändert werden im 
Sinn und Geift und nach den Forderungen Des erften der 
angeführten Artikel, der den großen Grundfaß der 
Rechtsgleichheit ausfpricht. Diefe beiden Abänderungen 
find darum nicht bedenklich, weil fie eine Berbefferung und 
ein Fortjchritt auf derfelben Bahn find, Die unfere Verfaf- 
fungsurfunde für unfer. öffentliches Leben bezeichnet hat. — 
Man hat gefagt, der Landtag wäre bald an feinem Ende, 
und auch diefes ald Grund für den Antrag der Majorität 
geltend gemacht. Wenn man aber jegt gleich im Augenblick 
den Borfchlag der Minorität annimmt, fo wird der Landtag 
nicht verlängert, ſo wenig als er dadurch verlängert wird, 
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wenn man den Antrag der Majorität annimmt! — Der Abg. 
Sander ift weiter gegangen, ald der Sommiffionsantrag. 
Er hat ſich gegen alle Emancipation für alle Zeiten ausge⸗ 
ſprochen, — ein furchtbares „Jamais!“ gegen alle Eman⸗ 
cipation ertönen laſſen! — Die Gründe, die er anführte, 
fcheinen mir nicht unmwiderlegbar zu ſeyn. Er glaubt, weil 
unfer Staat ein chriftlicher Nepräfentativftaat fei, jo könnten 
die Juden nie emancipirt werden, das Judenthum fei nicht 
vereinbar mit einem Staat, der chriftlich fei. Ich geftehe, 
daß ich das Chriftenthum, zu dem ich mich aufrichtig bes 
fenne, aus einem andern Standpunkte anfehe, daß ich immer 
glaubte, der richtigen Meinung zu ſeyn, wenn ich die Anficht 
hatte, daß das Chriftenthum feinem Weſen nach gerade auf 
einem Grundfaß beruht, der die Emancipation fordert, näm- 
lich auf dem Grundſatz der Rechtsgleichheit. „Ihr 
feid alle Brüder,“ fagt der göttliche Stifter. unferer Relis 
gion, „Alle Kinder des nämlichen Vaterd, der im Himmel 
iſt.“ — Auf trefflichere Weife ift nicht möglich, den großen 
Grundſatz der Nechtögleichheit auszufprechen. — Man hat 
gefagt, die Israeliten könnten nicht an der Vertretung des 
Volks in einem repräfentativen Staate Theil nehmen, weil 
fie fich zu Gefegen befennten, die fie von Gott felbft ableis 
teten. Wenn der Umftand, daß ISemand Gefeße.anerfennt, 
bie er von Gott ableitet, aus diefer Kammer ausfchließen 


ſoll, fo müffen wir Alle, wie wir bier find, auf der Stelle 


diefes Haus verlaffen, weil wir Alle Ehriften find, und feyn 
müffen, indem wir fonft nicht das Recht hätten, bier zu 
ſeyn, weil wir ald Ehriften eine Offenbarung annehmen, 
welche neben den Glaubenslehren zugleich praftifche Regeln, 
Gefege für die Handlungen aufftellt, die wir von Gott ab: 
leiten. Der Abg. Sander hat behauptet: Die Gefeßge- 
bung vermöge „Alles“ in einem repräfentativen Staat, es 
gebe ein „unbedingtes“ Gefeßgebungsrecht. Darauf erwies 
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dere ich, daß dieß nicht im vollen Umfange richtig ift, daß 
ed im Großherzogthum Baden bei unferer Verfaffung ein 
unbedingtes Gefeßgebungsrecht nicht giebt. Es giebt 
nach unferer Berfaflung fein Gefeßgebungsrecht, welches 
dad Gemwiffen und die Religion erreicht, indem die 
Berfaffung Gewiſſens- und Regilionsfreiheit feſt— 
ſetzt; und dasjenige, was ber Israelit allein der Gefeß- 
gebungsgemwalt für entrückt betrachtet, ift allein feine Reli⸗ 
gion, das Syſtem feiner Gefeße, die ihm Religions— 
gefege find. Der Herr Abgeordnete hat ferner bemerkt: 
„Die Seraeliten hätten ſich nicht geändert.“ Sch antworte 
darauf, daß diefe Behauptung nur bie zu einem gewiſſen 
Punkte, daß fie nur wahr ift in Beziehung auf einen Theil 
der Söraeliten, aber nicht wahr in Beziehung auf einen 
‚ andern Theil, nicht wahr in Beziehung auf den größern 
Theil der Israeliten in Baden. ch verweife zum Beweife 
auf die Statiftif, die der Abg. Bekk heute vorgelegt 
hat, und die hinreichend von großen Aenderungen zeugt. — 
Wenn wahr ift, was ber Abg. Sander ferner bemerft 
hat, daß die Juden ſich nirgends an freifinnige Bewegungen 
angefchloffen haben, jo fommt es vielleicht davon her, weil 
fie überall die linterdrückten find, und deßhalb jede Neuerung - 
- fürchten. Diefe Erfcheinung zeigt fich in der Gefchichte für und 
für, und täglich im menfchlichen Leben, daß die Unter; 
drüdten Alles fürchten, Mißtrauen gegen Alles haben, mas 
von den Unterdrücern, alfo den Mächtigern, kommt. ch 
erinnere Sie an eine Erfcheinung, die in früherer Zeit in 
Polen vorgefommen, als der König von Polen durch ein 
Edikt die Feibeigenfchaft aufgehoben hat, da denn die Leib⸗ 
eigenen mit einer „unterthänigen Supplik“ eingefommen find, 
das Edift zurückzunehmen, und fie zu belaffen bei ihrem alten 
hergebrachten Rechte, nämlich bei der Keibeigenfchaft! (Ges 
lächter.) Es erinnert dieß an die Worte des Dichters : 
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„Fimeo Danaos et dona ferentes !“ — So fage ich hier 
auch von den Suden, die ſich der Emancipation widerfeßen, 
oder fich nicht an die freifinnigen Ssdeen anfchloffen: Timent 
Danaos —, fie fürchten, es liege für fie eine Schlange im 
Grad; — fie fürchten, es liege wenigftend für fie etwas 
Böſes in dem Beginnen! — Man hat gefagt, die Juden 
hätten Feine Heimath und Fein Baterland, fie zeigten nirgends 
Heimweh, wo fie auch hinfämen. Es ift aber fein Wunder, 
wenn fie fein Heimweh haben, dad nur Derjenige empfin- 
den mag, der eine Heimath, ein Vaterland fennt, in dem 
es ihm wohl ergeht. — Man hat ferner gejagt, daß, wenn 
wir, die Ehriften, bei den Juden um Emancipation zu 
bitten hätten, fie uns nicht emancipiren würden. Daraus 
folgt aber nicht, daß wir fie defhalb nicht emancipiren 
ſollen, weil wir die Chriften find. Das Gebot der Ehriften 
lautet nicht: „Was die Andern dir nicht thun, das ſollſt 
du ihnen auch nicht thun!“ — fondern ed lautet das Gebot 
der Chriften umgekehrt; „Was du willit, daß dir Andere 
thun, das thue ihnen auch!“ — Ich wiederhole, daß ich 
mich für den Vorfchlag der Minorität erfläre: Die Petition 
dem Großherzogl. Staatsminifterium zu überweifen, Damit 
dort ein Gefe vorbereitet werde, wodurch die pollige 
Emancipation der Juden audgefprochen wird, — ein 
Geſetz, das zugleich einige vorübergehende Beſchrän— 
tungen ohne Zweifel aufzuftellen haben wird. Zuvörderſt 
wird vor der Hand eine Bejchränfung nothwendig feyn un 
Beziehung auf das Einwandern von fremden Juden 
in das Großherzogtum, nämlich für fo länge, als nicht 
die Juden in allen andern Nachbarftaaten, insbefondere in 
allen deutjchen Staaten ebenfalld emancipirt find. Würde 
dieſe Schranfe nicht gefeßt, fo wide die Maßregel fir dag 
Land leicht verderblich, oder felbit ftaarsgefährlich werden. 
— Eine zweite vorübergehende Befchränfung wäre nach 
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meinem Dafürhalten aufzuftellen in Beziehung auf bas 
Ueberfiedeln in Gemeinden, in denen zur Zeit feine 
Suden find, weil id) faum irren werbe, wenn ich die Mei⸗ 
nung ausfpreche, daß, wenn hier nicht die Befchränfung 
geſetzt würde, daß eine folche Ueberfiedlung nur Statt finden 
dürfe mit Zuftimmung der Gemeinde, man bei der 
Vollziehung der Maßregel in folchen Gemeinden zur Zeit 
auf große, vielleicht Faum überwindliche Schwierigkeiten 
ftoßen würde, — Eine dritte Befchränfung wäre gegen bie 
Nothhändler nothwendig, etwa in ber Weiſe, wie das 
Geſetz in Kurheffen diefe'gegeben hat, indem bie Individuen 
biefer Klaffe von dem Bollgenuffe ber politifchen Rechte zur 
Zeit ausgeſchloſſen bleiben müßten. — Wenn diefe dreifachen 
Schranken gezogen find, fo wirb ber Ausfpruch derjunbes 
dingten Emancipation im Webrigen keine Gefahr bringen. 
Der Grundfag der Rechtsgleichheit ift es befonbers, 
der mich bei diefer Abftimmung leitet, fo wie auch das Beis 
fpiel anderer Staaten und anderer Kammern, welches zeigt, 
daß diefe Maßregel ohne alle Gefahr durchgeführt werben 
kann, weil fie dort ohne alle Gefahr durchgeführt worden 
ift. Sch wiederhole ed, die Gleichftellung ber Seraeliten mit 
den Ehriften muß jenen gewährt werden, weil fie durch die 
Anforderungen und Fortfchritte der Zeit geboten if. Der 
Kampf, den die europäifche Menfchheit feit 44 Jahren ge: 
fämpft, und ber die Gefilde unferes MWelttheils in allen 
Richtungen mit Blut gebüngt hat, galt vorzugsweife dem 
Grundfaß der Rechtsgleichheit, d. h. dem nämlichen 
Grundfage, deſſen Aumwendung die Israeliten auf ſich und 
ihre Rechtsverhältniffe in der Staatögefellfchaft bei diefer 
Frage in Anfpruch nehmen. ine Verweigerung auf die 
Dauer ift nicht möglich. Ich rufe ihnen getroſt mit den 
Worten unſers großen Dichters zu: 
- 1883, II, St, Vrot. 148 Heft. 22 
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„Es iſt ein eitel und vergeblich Wagen, 
Zu greifen ind bewegte Rad ber Zeit! 

Geeflügelt fort entrofen e8 bie Stunden! 

Das Neue fommt, das Alte ift verfchwunden 1 

Speterer: Ic muthe Ihnen nicht zır, noch eine längere 
Rede von mir anzuhören, nachdem zu meiner Freude bereits 
fo treffliche Vorträge in meinem Sinn gehalten worden find. 
Ich beftätige deßhalb blos, mas ich im Sahre 1831 darüber 
gefagt habe, und trete von ganzem Herzen dem Antrag der 
Minorität bei. 

"Reftig von K.: Ich habe viel gelefen, ich habe viel ges 
hört ‚Faber, nehmen Sie mird nicht übel, ich habe nichts 
Neues gehört, und ich fürchte fehr, auf unfere Mittheilung 
an die Regierung würden wir biefelbe Antwort erhalten, 
„wir haben nichts Neues gehört.” Doch wenn ein Gegens 
ftand fo lang und viel befprochen wurbe, fo ift ed oft gut, 
wenn man ihn wieder von Neuem ind Auge faßt. Es ıft mit 
den Modemwörtern eine fchlimme Sache. Das Wort Em an⸗ 
cipation ift oft gebraucht worden, allein die verehrten 
Redner vor mir haben gewiß Jeder feine eigene Idee daran 
geknüpft. Wenn ich von der Emancivation fpreche, fo verftehe 
ich darunter zwei Dinge: einmal das Verlangen der gebils 
deten Israeliten, an der Gefeßgebung und an ber Vollzie⸗ 
hungsgewalt Theil zu nehmen, und den allgemeinen Wunſch 
aller Söraeliten, daß alle Drte des Großherzogthums ihnen 
geöffnet werden. Dieß, meine Herren, und nichts anderes 
ift e8, um was es ſich handelt. 

Was den erften Punkt, nämlic, die Forderung der Theils 
nahme an der Gefeßgebung und an der Vollziehungsgewalt 
betrifft , fo bin ich der Meinung des Abg. Sander. Ich 
glaube nämlich, ed haben die Petenten felbft erklärt, daß fie 
in dem Sinne, wie jet der badifche Staat befteht, nicht 
Theil nehmen können und wollen. Sie haben frei durch den 
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Oberrath wieberholt erflärt: „wir nehmen keine Vorſchriften 
an, wir fchließen feine Gapitulation, wir erfennen Beine 
Kirchengewalt an.“ Diefe drei Säße find Der befte Beweis, 
daß wir im Grunde Alle mit einander einverfianden find, und 
nur über die Anwendung bed Grundſatzes noch freiten. Se 
viel ift richtig, der badifche Staat und jeder deutſche Staat 
ift ein chriftlicher Staat; das läßt ſich nicht wegraifonniren, 
und wer die Befchichte der Entwicklung der deutschen Staaten 
feunt, weiß, daß unter Anführung des Chriſtenthums ſich 
in Deutſchland eine neue Givilifation geftaltete; er weiß, 
daß das jetzige Staatenſyſtem daraus hervorgieng, daß unfer 
ganzer jegiger Zuftand der Dinge nichts mehr und nichts wer 
niger iſt, als ein politisches Chriftenthum, Darüber fans 
ich die Augen nicht fehließen, und füge ganz unperholen, 
ohne dieſe Stüße würben unfere heutigen Staaten in farger 
Zeit in Trümmern liegen. Nun erflären aber bie Peteuten, 
„wir können und nit darauf einlaffen, wir können nicht 
auf Slaubensfachen und Modificationen der äußeren Formen 
ber Religionsübung eingehen; wir erkennen nicht einmal 
in unfern Behörben einen Richter, fendern fehen dafür blos 
das Gewiffen eines jeben Einzelnen an, Es war ein Zeit 
punkt in der Reformation, wo ber fehr rafche Gang ihrer 
Entwidlung ähnliche Grumdfäße hervor brachte, und Sie 
wiſſen wohl Ale, meine Herrn, daß Damals der erfie Alp 
titel des Zriebensfchluffes mit der neuen Sekte der war: „Ihr 
müßt eine feſte Baſis anerkennen, eine gewiſſe Kirchenord⸗ 
nung haben, und wer fein Kirchenregiment anerkennt, sit 
dem Fönuen wir auch feine Semeinfchaft haben, „Es ift bes 
kannt, in melde mißliche Rage Die Reformation damals kam, 
und wie fich eine Parthei gefaklen ließ, das Verlangte zu 
thun, um nur die Bertragsfäbigkeit in politifeher Hinſicht gu 
erlangen, Weiter gebt der Anſpruch der Jsraeliten, von 
dem wir heute fprechen. Sie fagen, wir find euch feine 
22. 
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Rechenſchafi fchufdig, ob wir Juden find, oder nicht, wir ers 
kennen euer Chriftenthum als etwas Kirchliches, aber nicht 
als etwas Politifches an, und die Männer, die fo aufrichs 
fig dieſes Glaubensbekenntniß ablegen, erklären geradezu 
unferer Berfaffung und dem ganzen Stande der Dinge den 
Krieg. Nun frage ich aber, was haben wir denn für einen 
Grund, einen folchen Krieg zu beginnen? Wenn ich mir ein 
Haus baue, und darin mein Gewerbe treibe, fo habe ich darin 
natürlich das Hausregiment. Kommt nun ein Fremder, den ich 
freundlich :aufnehme, folgt wohl daraus, daß id; fchuldig 
bin, das Hausdregiment auf fein Verlangen mit ihm zu theis 
fen? liegt darin ein Unrecht, wenn ich es nicht thue? Sch 
glaube nicht. Man hat ung freilich dad Beiſpiel von vielen 
Rachbarftaaten angeführt, und und aufgefordert, in der Gis 
viliſation nicht zuriick zu bleiben, denn Baden habe ja die 
Ehre, im vielen Stücken vorangefchritten zu ſeyn. Nun gut! 
fo mögen wir denn auch nicht gar zu fol; ſeyn, aud) anderen 
deutfchen Staaten die Ehre zu laffen, in diefem Stüd voran 
zu fchreiten. 

-- Der Umftand, daß diefelbe Frage in anderen Staaten ans 
geregt wurde, ift für und fehr erfreulich, indem wir ja warten 
Fönnen, weldye Refultate diefe Schritte bringen fünnen. Sind 
fie gut und ausführbar, warum follte der badifche Staat 
nicht gerne annehmen, was von anderng efcheidten Männern 
in Rachbarftaaten für gut gefunden und bereitd erprobt wor⸗ 
den ift? Der Redner, dor am meiften in der Lage ift, bie 
jeßigen Berhältniffe der Israeliten zu beurtheilen und den 
ein freundlicher Wit des Zufalls heute zu ihrem Vertheidiger 
macht, ſprach von den vielen gewerbtreibenden Söraeliten, 
und von jenen, die fid) dem Aderbau wibmeten. Das ift 
wahr, und ed liegt darin ein großes auch von mir anerkanntes 
Verdienſt des israelitifchen Oberraths, daß er unermübet in 
der Ermunterung feiner Glaubensgenoſſen hiezu ift, allein 
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jener Rebner wirb auch zugeben, daß die Revifion jenes Bers 
geichniffes die traurige Erfahrung bringt, daß fehr viele von 
den urfprünglichen Gewerbtreibenden fpäter wieder davon 
zurück traten, worin jeboch fein Vorwurf von meiner Seite 
gegen diefe Leute liegt. Es ift außerordentlich, mit weichen 
Schwierigkeiten, fowohl von Seiten des Borurtheild ber 
Ehriften, als der Verfaffung des Landes, wo fie leben, fie zu 
fampfen haben, und unter zehn Jsraeliten, welche die erlernte 
Profeffion wieder aufgaben, find vielleicht neun , die unvers 
ſchuldet in diefe unglückliche Lage fommen, die ihre Zeit und 
ihr Bermögen diefem unglüdlichen Berfuch geopfert haben, 
Diefes hält mich aber nicht ab, aufmerffam zu machen, auf 
die Urfachen, wovon dieſe Erfcheinung abhängt, und ich ews 
klaͤre unverholen, fie liegt in jenem ftarren Fefthalten, deſſen 
der Abg. Sander erwähnte. Es ift Die Eigenheit des iöraes 
litifchen Glaubens, es ift das wahre Prinzip des Jsraelis⸗ 
mus, dad er ftarr an den Formen fefthält, und davon iſt 
eine nothwendige Folge, daß, fo lange diefer Glaube an bie 
Berpflichtung zum ftarren Fefthalten vorhanden ift, auch eine 
wahre Vermittelung mit der chriftlichen Verfaffung unferes 
Landes nicht möglich ift. Ich glaube auch wirklich, daß das 
Gleichniß, welches der Abg. Merf von den Kiefelfteinen 
entlehnte, gut war. Der Kiefel iſt ein harter Stein, und 
ed bedarf mand) harten Anftoßes bie er rund wird. Sollen 
wir denn aber unfere Gemeinden dazu hergeben, die rauhen 
Kiefel glatt zu fchleifen ? 

Es wird und beſonders das Beifpiel jener Staaten vorge 
halten, wo die gänzliche Emancipation ſchon früher Statt 
fand. Dffenherzig gefprochen, ich glaube nicht ganz an die: 
Aufrichtigkeit dieſer Emancipation, wenigftend finde ich im 
jenen Nachbarkändern noch nicht fehr bedeutende Früchte, die: _ 
fie getragen hätte. Sch weiß menig von großen Staate« 
männern, ich weiß wenig von andern Begünftigungen der 
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Israeliten, in Hinficht der Staatöftellen aus jenen Nadhs 
barftaaten. Wenn es aber wirklich fich fo verhält, fo iſt 
es doch eine auffallende Erfcheinung, daß fo wenige von 
unſern Jsraeliten von Biefen glücklichen Verhaͤltniſſen in den 
Nachbarſtaaten Gebrauch machen. In der Zeit, 100 ich das 
Glück habe, dem badifchen Staat activ zu dienen , find we⸗ 
nigſtens 48,000 Shriften ausgewandert, aber ich verfichere 
Sie, 08 ſind mir nur wenige Ausnahmsfälte befannt, wo 
Heraeliten aus dem Großherzögthum in jenes Eldorado der 
Rechtsgleichheit gewandert find. Umgekehrt aber weiß ich 
Fälle, daß fremde Seraeliten aus Würtemberg und Rheins 
batern, beſonders aus dem Elfaß zu und zogen und fich gar 
nicht unglücklich ſchätzen, in dieſes Land der israelitiſchen 
Sclaverei gekommen zu ſeyn. 

Zum Schluß erlaube ich mir noch mit einem Wort nach 
ber Vollmacht zu fragen. Ich zweifle ſehr, ob die Petenten 
nur in einem andern Namen, als in ihrem eigenen, ihr Ge 
ſuch vortrugen. Es ift darüber fchon manche Bemerfung 
gemacht worden, bie ich beftätigen Fan, aber glauben Sie 
nicht, daß blos hartgläubige Juden oder nur Nothhändler 
ben Wunſch mir ausgefprochen haben, man möge fie unges 
ftört bei ihrem Eultus laſſen, und verficherten, diefe Eman⸗ 
cipation fer nichtd anderes, als der Verfuch von Einzelnen, 
wodurch das Joch, welches fie ihnen in Folge der Ungleich- 
heit ihrer Glücksgüter auferlegt haben, noch ſchwerer und 
drückender werde. - Frage ich mich nad meiner eigenen Boll 
macht, fo bin ich vollfommen beruhigt. Die meiften von 
Ihnen Haben nur Eine Vollmacht, die fo lautet: „Ihr Tieben 
Freunde bedenket wohl, was ihr thut, ehe ihr einen entfcheis 
venden Schrift unternehmt.“ Meine Committenten, die Stadt 
Conſtanz, ſehnt fich Von Herzen nach der Rückkehr einer Gars 
niſon. Laſſen Sie aber ein ganzes Regiment einmarſchiren, 
und geben Sie ihr einen Nachträpp von einer einwandernden 
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Judenfamilie, fo wird fie für diefes Geſchenk danken. Man 
fonte alſo Tediglich der Weisheit der Negierung überlaffen, 
was in diefer Sache zu. thun fei, und dieſes Leberlaffen wird 
am beiten durch die Tagesordnung ausgefprochen. Sch laͤugne 
nicht, daß der Regierung Mittel nnd Wege zu Gebot ftehen, 
anf denen fie wenigftens einen befcheidenen Theil der Wünfche 
der Petenten wird erfüllen laſſen. Einer der Petenten jelbft 
hat mit ruhiger Erwägung der Verhaltniſſe diefen Weg 
Hroßentheils bezeichnet ;_ e6 ift Die Erleichterung der gemifchten 
Ehen, das allmählige Verſchwinden der hebräifchen Sprache 
in den Schulen, und beſonders die ſchon fo rühmlich von dem 
Dberrath begonnene Verbefferung und Vermehrung der israe⸗ 
litiſchen Schulen, mit einem Wort, das wahre Fortichreiten 
der Eivififation, das allein die gerechten Wünfche der Jsrae⸗ 
fiten ihrem Ziele näher führen kann. 

v. Tſcheppe: Religionshaß und religiöſe Intoleranz 
iſt gewiß gegenwaͤrtig nirgends vorhanden. Wenn wegen 
des Glaubensbekenntniſſes gegen die Juden Einwendungen 
gemacht werden, ſo geſchieht dieß nicht in Bezug auf die 
Religion, in dem Sinn als Gottesverehrung bettachtet, 
etwas anderes iſt aber die Religion bei den Juden, die we⸗ 
ſentlichen Einfluß auf das Staatsleben hat. Schon die Er 
wartung des Meſſias und feines Reichs auf Erben macht 
sie bei. und zu Fremblingen, und ihr Aufenhalt ift bei ung 
nm temporär, In der That find fie als Fremblinge unter 
alten Völkern zerſtreut, und doch unter ſich im innigen Zus 
ſammenhang. Sind’ unter ihmen, ‚die das Neich des Meſſias 
im geiftigen Sinne nehmen ‚fo find biefe feine Achten Juden 
mehr; die ftrenggläubige Maffe wird immer. den Auszug 
Jsraels erwarten, bei und eigentlich, nie zw Staatsblirgern 
werden, und mit andern Bürgern fich nie vermifchen. In⸗ 
zwifchen ſtehen ihnen bei: uns alle Wege zur Wiffenfchaft, 
zur Kunſt, zum Handel und zu Gewerben, fo wie zur Au⸗ 
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‚Schaffung von Grumdeigenthum offen; die Verfaſſung fchließt 
ſie nur von der Kammer, von.den Staats⸗ und Gemeinde: 
aͤmtern aus. Iſt denn die große Menge fo befchräntt ? find 
‚denn die Hinderniffe da, über die geklagt wird? Sie tragen 
‚allerdings mit ung die Laften, fie haben aber auch alle nutz⸗ 
bringenden Rechte mit und gemein. Ich ſehe daher nicht ein, 
wie die Abänderung ber beftehenden Gefeße, nämlich der 
Berfaffung und der Gemeindeordnung, fo dringend feyn folle. 
‚Der Antrag der Majorität geht auf Tagesordnung, und der 


' ‚Antrag der Minorität auf die Bitte and Staatsminifterium, 


— 


um ein Geſetz. Im Grunde ſind aber wohl beide Anträge 
gleich, denn tragen wir auf Tagesordnung an, ſo ſteht es 
bei der Regierung, ein Geſetz zu entwerfen, und tragen wir 
auf ein Geſetz an, ſo ſteht es bei der Regierung die Sache 
liegen zu laſſen. Eine Vorkehrung wird wohl indeſſen bald 
nothwendig werden, denn ein weſentliches Hinderniß ihrer 
zeitgemäßen Ausbildung beſteht darin, daß fie in Orte, wo 
fie jeßt beftehen, gebannt find, und ſich nicht frei bewegen 
können, dadurch find fie am Aderbau und an den Gewerben 
gehindert, weil fie befonders in-Fleineren Orten weder Grund⸗ 
eigenthum zum Erwerb vorfinden, noch die Gelegenheit 
haben, erlernte Gewerbe zu treiben. Anderer Seits iſt auch 
nicht zu: vergeffen, daß. einmal die große Mehrheit des Volks 
gegen die Juden eingenommen ift. Man fagt zwar, daß bie 
gebildeteren Ehriften ben erften Schritt machen, und ber 
Menge veranleuchten wollen.. Wir wiffen aber nicht, was 


‚für Folgen die Emancipation haben wird. Was wollen auch 


die Juden mit-der Emancipation?. Es hat ſchon der Nebner 
vor mir bemerkt, daß die Befchränfungen, über die fie flas 
gen, bei weitem nicht fo Läftig find, ald vorgefiellt wird, 
daß fehr viele Juden gar nicht wünfchen, weitere Rechte zu 
erhalten, am wenigften das Recht, um:bei der Gefeßgebung 
oder bei der Gemeindeverwaltung mitzuwirken. Sie ſind bes 
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reits Wähler bei den Wahlen ver Deputirten, haben daher 
auch ein Iuterefje an.ber Verfaffung, aud) koͤnnen fie in den 
Gemeinden als Ausfchüffe gewählt werden. Da fie aber im 
Grunde doch immer Fremde bleiben, fo wurden fie, wie ber 
Abg. Sander entwicelt hat, bei den jeßt beftehenden Ber- 
hältniffen als Theilnehmer an der Gefeßgebung, fo wie als 
Richter höchft bedenklich ſeyn. Die Regierung wird, wenn fie 
es für nöthig erachtet, vorerft die Sache nach ihren verfchies 
denen Seiten erwägen, und je nach Bebürfniß einen Geſetzes⸗ 
entwurf vorlegen. Für jetzt trage ich auf die Tagedorbnung an, 
Hecht: Sch halte mich-feft an die Tagesordnung, naͤm⸗ 
lich, meine Herren, an die Ordnung des Tages in einem 
beſonderen Sinne. Man rühmt allgemein die Aufklaͤrung, 
Chriſten und Juden rufen ſich zu, es iſt Tag. Allerdings 
gieng ein heller Tag an den Geſtaden des Jordaus auf, von 
wo durch die chriſtliche Religion die Bedingungen aller Hu⸗ 
manität und Cultur verbreitet wurden. Aber bald überzog 
fich diefe Sonne mit Wolfen, und:darin finde ich, einen 
Grund, warum mancher hochgebildete Jude, der die Sitte 
lichkeit: und die fittliche Tendenz des Chriſtenthums tief em⸗ 
pfindet, nicht zur chriſtlichen Kirche übergeht. Wir wollen 
indeſſen auch in beiden Confeſſionen ſtreben, daß es ſtets bei 
und mehr Tag werde. Dieſes Streben nach höherer Voll⸗ 
fommenheit liegt auch ganz im Geift unferer herrlichen Reli⸗ 
gion, und in ihr liegt. die Kraft, daß wenig Mißbräuche fich 
einfchleichen, und Feine dunkeln Wolken über das Licht kom⸗ 
men, ba fie in fich felbft die Heilmittel- findet. Wenden wir 
uns indeſſen zu dieſem jüdifchen Volfe. Eine der merkwür⸗ 
digften Erfcheinungen durch die ganze Gefchichte iſt die, daß, 
ed bei ihm noch nicht Tag war, und noch nicht iſt. Die 
Maffe befindet fich in einem Dunkel, allein es fol auch für. 
biefe Tag werden. So wie aber ber Tag nicht auf, einmal; 
kommt, ſo würde es auch übereikt ſeyn, wenn mir Durch zu 
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fchnelle Anſtrengung, ober. auch ſelbſt durch Erzeigung von 
isdifchen Bortheilen, diefen Tag gegen das ewige Gefeß ber 
Natur auch in ber geiftigen Welt erzwingen wollten, . Der 
Jude glaubt mit uns Chriften,.daß der Geift Gottes nicht 
blos über dem Waſſer ſchwebe oder. fich. nicht blos in der 
phyſiſchen Natur geuffenbaret habe, fondern feine: herrliche 
Merkftätte im innern Heiligehum der Menſchen befige, und 
diefem Geift Gottes wollen wir trauen. Er wird auch Diefes 
Bolf, deffen Religion einen großen innerr Werth hat, bes 
fonders für jene Zeit der erften Entwicklung der Menfchheit, 
das Wahre von der Form, und die Schale, eine. harte 
Scale bei dem Judenthum, von dem Kern unterfcheiden 
lernen, wodurch ed fich damm überzeugen wird, daß das 
Chriſtenthum und das Judenthum, bald. in ihrem höheren 
Sinne aufgefaßt, nicht fo ganz getrennt und entgegengefeit 
find, fondern vielmehr das eine eine Vorbereitung des ans 
dern ift. Indeſſen wird dieſe höhere Ausbildung bewirkt 
werden nicht blos durch Neligiondunterricht, der oft dem 
Vorurtheil ſich verfchließt, fondern Gottes Geift wirkt 
Durch andere Mittel, durch Lektüre, durch den Um— 
gang, durch fo manche mähere Verbindungen bes jüdifchen 
Volks, befonders mit edel denkenden Shriften, wodurch fich 
im Lauf der Zeit jo Manches ebnen wird, was wir jeßt 
nicht mit allem guten Willen und aller Anftvengung eben 
machen fönnen, Höhere Bildung ber Juden, die ihrem Bolt 
als Lehrer dienen ſollen, befonders aber eine höhere Bildung 
des weiblichen Gefchlechts Diefer Nation ift ein Hauptmittel, 
um näher zum Ziele zu gelangen. In unferer. Zeit lernt man 
den hohen Einfluß im ernften Sinne des Worts, und dem 
großen Werth diefes Einfluffes auf die Bildung der Mens 
ſchen mehr Fennen als je. So Lange das jüdifche Volk nicht 
blos durch feine Pharifäer und Schriftgelehrte, die ganz das 
Bild der Bibelgelehrten find, fondern auch durch die ganze 
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vernachläßigte Erziehung des weiblichen Geſchlechts in feiner 
Entwicklung gehindert wird, fo lange wird für die Maffe, 
wie ich Tebhaft überzeugt bin, Feine entſcheidende Form herr 
Vorgehen. Alle großen, edlen Männer, und ich berufe mich 
auf Ihre Gefchichtöfenntniß, befennen, daß aus der Ric 
tung für das Höhere und Edlere, felbft die Empfaͤnglichkeit 
der Wahrheit, die Religion nicht blos mit ihrem Geiſt, fon» 
dern mit Herzen aufzunehmen, ftets mehr gewinnt, und ber 
Geift Gottes alddann um fo eher Eingang findet. Weberlaffen 
wir alfo — da jetzt aus einer folchen Entfcheidung vieleicht 
Gefahren für diefed Volk hervorgehen würden — dieſes der 
Vorſehung, die auch da fegnend einmirken wird. In unfern 
Tagen offenbart fie fich in fo vielen Beziehuiugen am herr⸗ 
lichſten. Zwifchen dem Vorbereiten und dem Vollführen liegen 
fürzere Zeiträume als in früheren Zeiten, und darum wollen 
wir uns an die Tagesordnung halten, in der Hoffnung, es 
werde bei ihnen immer mehr Licht werden, dann aber auch, 
wenn es bei ihnen Tag geworden ift, und auch unfer Bolt 
Manche feiner Vorurtheile gegen die iöraelitifchen Sitten und 
Gebräische abgelegt haben wird, den Antrag ſtellen, „daß 
es mit uns in allen Rechten gleich gehalten werde.“ 

In dieſem doppelten Sinn trage ich auf die Tagesord⸗ 
nung an. 

Föhrenbach: Nach dem Vielen, das über die vorſchwe⸗ 
bende Frage bereits gefagt wurde, befchränfe ich mich blos 
auf die Erklärung, daß id) einem Geſetz unbedenklich meine 
Zuftimmung geben würde, das die Bedingungen feſtſetzte, 
unter denen einzelne Seraeliten derjenigen politifchen Rechte 
theilhaftig werden fünnen, die fie gegenwärtig noch nicht ges 
nießen. Einer ımbedingten fogenannten Emancipation der 
Gefammtheit des Volks kann ich aber gegemwärtig nicht bei⸗ 
ſtimmen. Ein Hauptgrund, aus dem ich einem ſolchen Antrag 
richt beiſtimmen könnte, fiegt darin; Daß ich zu dem Vielen, 
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was fich gegenwärtig bewegt und beunruhigt, nicht noch 
Neues hinzufügen möchte, indem ich die Heberzeugung habe, 
daß ein Beſchluß, der eine unbedingte Emancipation jet 
ausfpräche, bei unferem Volke einen fehr großen, gewiß nicht 
günftigen Eindrud hervorbringen würde. Darum ftimme ich 
für den Antrag der Majorität. 

Mohr: Nach der allgemeinen Stimmung über den vors 
liegenden Gegenftand, der die Seraeliten betrifft, werden 
die verfchiedenen Anfichten von dem verfchiedenen Stand» 
punkte herfommen, die wir bei der Beurtheilung der Sache 
zu Grund legen. Wenn wir die Beurtheilung diefed Gegens 
ftandes in eine Zeit vor vierzig Jahren zurückführen würden, 
dann würde die Frage für und leicht entfchieden feyn, bes 
denflicher aber wird fie jeßt, wo wir und auf dem Stand» 
punkte des conftitutionellen Lebens befinden, wo wir und 
geftehen müfjen, daß die Verfaffung bei und eingeführt iſt. 
Diefe Berfaffung ift bei ung fein Werk der Revolution, fie 
ift ein Werk der Gefeßlichfeit und der Ordnung, fie ift alfo 
nicht ald das Mittel aus Volföbewegungen, Gewalt und 
Leidenfchaft, fondern aus reifer Prüfung hervorgegangen. 
Das durch öffentliche und Privatanftalten, durch Volksbil⸗ 
dungen und andere Funft- und wiffenfchaftliche Inſtitute, 

"durch theure Erfahrung ausgerüftete, durch Sittlichkeit und 
Ssntelligenz an Geſetzestreue und Religion ausgezeichnete 
und Fängft der Unmündigfeit entwachfene badifche Volk, if 
der wahren Theilnahme an der Gefeßgebung und Finanzs 
verwaltung in allen Stüden fähig. 

Diefer erhebende Zuftand ift Badens Stolz, und biefen 
zu erhalten muß unfer innigftes Streben und unfere heiligfte 
Pflicht feyn. Es liegt. diefer Berfaffung, die auf dem Princip 
des Rechts und der Ordnung beruht, die Abficht zu Grund, 
eine Gleichſtellung aller ftaatsbürgerlichen echte für das 
Großherzogthum Baden durchzuführen, obgleich nicht. uns 
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bedingt, fondern mit der forgfältigften Prüfung, mit ber 
erforderlichen Reife und mit Umgehung aller gewaltfamen 
Wege. Wir konnen eben fo wenig verfennen, daß die Abs 
ficht unferer Verfaffung auch darauf geht, das beftehenbe 
Gut von den veralteten Irrthümern und Mängeln zu reinis 
gen, das nothwendige Neue und Beflere mit dem Alten in 
ein Ganzes zu vereinigen, und fo die Berfaffung feldft zu 
einer Grundlage des inneren Staatölebend zu machen, und 
zur Wahrheit zu erheben. Nehmen wir diefe gefchichtliche 
Grundlage ded inneren Staatslebens aus unferm früheren 
Zuftand herüber, fo finden wir als folche Grundlage unfere 
Grundverfaffung der verfchiedenen Stände, und unter dieſer 
Grundverfaffung die Verordnungen hinfichtlich der Juden, 
vermöge welcher ihnen die faatsbürgerlichen und bürgerlichen 
Rechte gegeben find, und ihnen fogar geftattet ift, unter ge 
wiffen Bedingungen und Formen Gewerbe zu treiben, in 
Innungen aufgenommen zu werden, und überhaupt Gemein; 
rechte und bürgerliche Rechte zu erwerben, wenn fie bie 
ihnen vorgefchriebener Formen einhalten und befolgen. Würs 
den wir nun diefe Ausführung im Allgemeinen befchränfen 
oder unbedingt verhindern, fo würde und der Vorwurf trefs 
fen müffen, daß wir offenbares Unrecht begehen, daß: wir 
eine wahre Ariftofratie gegen fie ausüben, und felbft dem 
Berfaffungsprincip wiberftreben wollten, das Gleichheit der 
Rechte und Pflichten fordert, Es verfteht fich zwar von felbft, 
daß diefe Gleichheit der Rechte die gefeßliche Befähigung 
und Empfänglichfeit für die VBolfsintereffen vorausſetzt, daß 
alfo Derjenige, der im Staatsleben unmündig oder minders 
jährig erfcheint, der die Bedingungen und Formen, die das 
Geſetz vorfchreibt, um deffen empfänglich zu werben, nicht 
in fich vereinigt, auch nicht in demfelben Umfang und Auss 
dehnung an den ftaatöbürgerlichen Rechten Theil nehmen 
fonne, wie Derjenige, der dazu fähig if. Es kann 5. B. 
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Deriemige, ber bes Leſens und Schreibens unfundig. ift, 
nicht fordern, daß er zum Kanzliften oder Director ernannt 
werde. Es kann der im Recht oder in den Kameralwiffen- 
ſchaften unbewanderte Landmann oder Gewerbsmann nicht 
verlangen, daß er ald Suftizrath oder Finanzrath-angeftellt 
werde. Er erlangt den Grad feiner Rechte nach dem Grab 
der Fähigkeit, und größern Anſpruch kann Keiner machen, 
Wenn ich davon ausgehe, ſo darf ich getroft der Regierung 
die Entwerfung eines künftigen Gefebes in’ Beziehung auf 
die Gleichftellung der Juden in. Gemeinfchaft der beiden 
Kammern überlaffen, und bin mit. dem Antrag der Minorität 
der Sommiffion einverftanden. 

.- Buhl: Obgleich) ic) überzeugt bin, daß die Emancipation 
ber Juden, oder die Gleichſtellung binfichtlich der bürgens 
fichen und politifchen Rechte mit den Ehriften nicht ausbleis 
ben faun, fo jehe ich mich doch dazu veranlaßt, mit ber 
Majorität zu ſtimmen, und halte mic; für verpflichtet, meine 
Motive furz zu fagen, Ich habe im Sinne des Beſchluſſes 
der Kammer von 1831 geftimmt, welche Kammer den 
Grundfag anerfanut hat, daß die. Emancipation im Recht 
Yiege, aber auch anerfanut hat, daß dieſe Emancipatiom, 
wenn fie Feine Beunrubigung und Fein Unrecht herbei führen 
folle, nur dann gefchehen koönne, wenn bie Seraeliten Durch 
Eutgegenfommen eine. Beruhigung für die Zufunft geben 
Founten und geben werden. Die Kammer hat darauf anges 
tragen, ed möchte eine Verſammlung veranlaßt werden, 
purch die fie Gelegenheit erhalten, fich in biefer Hinſicht au 
erflären. Wie ich aber hörte, fo ift von Seiten Israels 
dieſe Erklärung abgelehnt worden, Es hat fich keineswegs 
darauf eingelaffen, während es doch an jeinem Platz gewe⸗ 
fen wäre, um endlich einmal zu hören, was man eigentlich 
fordert. Eine Abweichung von der Religion wird ihnen ver 
nünftigerweife Niemand zumuthen, allein da gar nichts ge- 
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fchehen ift, fo konnte die Commiſſion meiner Ueberzeugung 
nad) feinen andern Antrag ftellen, da, wie der Abg. Rets 
tig fehr richtig bemerkte, gar nicht einmal ausgewiefen ift, 
ob diefe neueren Petitionen im Namen der jübifchen Ein- 
wohnerfchaft von Baden, ober nur von Einzelnen von dieſen 
Glaubensgenoffen an die Kammer gefchict worden find, 
Diefe Petitionen konnten nicht veranlaffen, von dem Bes 


ſchluß von 4834 abzugehen, ob ich gleich ganz einverftanden 


gewefen wäre, den Wunfch dabei andzufprechen, daß in 
Beziehung auf jenen Befchluß die Emancipation der Juden 
fo bald wie möglich erfolgen folle. Es liegt im Recht, zu 
fordern, daß die Seraeliten von ihrer Seite eine Erklärung 
geben, wie weit fie fich vereinigen könnten, wenn fie An⸗ 
ſprüche an den Staatöbienft machen wollten. Es iſt nicht 
eine Bewilligung von Rechten, die ihnen gehören, und iu 
deren Befi fie Durd) die Emaucipation gefebt werden, ſon⸗ 
dern eine nicht unbedeutende Abtretung von Rechten ober 
Zerfplitterung derfelben in mandyen Gemeinden des Groß⸗ 


herzogthums. Diefe Abtretung, oder dieſe Vertheilung von 


Rediten, die man wohl erworben nennen darf, fordert eine 
Beruhigung für Diejenigen, die abtreten follen, und in 
diefer Hinficht unterftüge ich den Antrag der Majorität, Der 
Abg. Duttlinger hat bemerkt, es fei Beforgniß der Unter⸗ 
drückten, die fie fortwährend zurüchalte, indem man biefe 
Erfcheinung überall erlebe, In unferem Rande herricht aber 
überall eine fonderbare Verwechslung der Stellung, inbem 
es die fogenannten Unterdrücker find, die ſich fürchten, und 
es thut alſo Noth, dieſe zuerft zu beruhigen, zu welchem 
Behuf ich Erklärungen für nothwendig halte, worauf jeßt 
einzugehen nicht an der Zeit ift. sch hätte ſelbſt im Intereſſe 
der Israeliten von Baden gewinfcht , daß fle mit ihrer Petis 
tion im Jahr 4835 gefommen wären. 


Weget H.: Der Hauptumftand und dad Bedenken, weis 
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ches die chriſtlichen Gemeinden gegen fürmliche Gleichſtellung 
der Ssraeliten haben, befteht nicht nur in der Furcht der Ber 
mehrung der Gewerke in Gemeinden, in welchen noch Feine 
Juden find, fondern auch darin, daß ihnen auch arme 
Juden feiner Zeit zur Laft fallen können, und noch befons 
ders auch Darin, daß, fobald die Seraeliten diefelben Rechte 
haben, fie aud) an das -Gemeindevermögen Anſpruch machen 
fönnen, das. feit Sahrhunderten blos den Bürgern der hrift- 
lichen Confeſſionen zugehört. Blickt man-auf die Kriegszeiten 
und erwägt man, wie viele der Einwohner damals gelitten 
haben, und wie viele Schulden von borther auf ihnen laften, 
fo findet man, daß zu jener Zeit die Jsraeliten entweder 
gar fein Steuerkapital befaßen, ‘oder nur eine fehr unbe 
deutende Abgabe von ihrem Gewerbe bezahlt, alfo an diefen 
Laſten faft gar nichts beigetragen haben. Gleich wie fich 
fibrigens im Laufe der Zeit Vieled anders geftaltet, fo wer 
den auch die Anfichten anders, und ich trage daher darauf 
an, daß diefe Petitionen and Staatsminifterium verwiefen 
. werden, und zwar aus dem Grunde, daß auch die Juden 
aus anderen Theilen des Großherzogthums, von denen nod) 
feine Petitionen und Feine Wünfche eingefommen find, gehört 
werden, indem von 19,000 Mitgliedern eines Glaubens, 
befenntniffes 300 nicht die wahren Vertreter zuverfichtlich 
und ficher feyn Fönnen. Jedenfalls mache ich aber zur Bes 
dingung, daß feiner Gemeinde gegen ihren Pillen eine israe⸗ 
fitifche Familie fol zugewiefen werden Fönnen. 


Seramin: Schon auf dem vorigen Landtage habe ich 
bemerkt, daß die Juden in der gegenwärtigen bewegten Zeit 
‚die. Emancipation nicht einmal wünfchen fünnen, fondern 
fie beruhigt ſeyn dürfen, wenn fle nur in dem Beſitz ber bes 
fiehenden Rechte bleiben, und ich bin feſt überzeugt, daß 
man durch die Emancipation der Mehrheit der Juden felbft 
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nichts‘ weniger als eine Gefaͤlligkeit erweiſen wurde. Ich 
ſtimme daher dem Antrag’ der Majoritat bei, | 

v. Rotteck:“Ich glaube, die Dischffton Hat ſchon fo 
lange gedauert, daß wohl jetzt bie Berichrerftätter zu Höven 
wären, wobei vwielleidit ein Rangſtreit zwiſchen Mir und 
vom Abg. Gerbel entfteheit könnte, wem das letzte Mort 
gebührt. Es wirrde eigentlich mir gebühren, da ich der Be⸗ 
richterftätter der Mehrheit bin, allein ich trete gern .. 
letzte Wort dem Abg. Gerbel ab. 

Nach einer ſo großen Zahl vorbereiteter glaͤnzender und 
geiſtreichbr Reden, die in dieſer Kammer gehalten worden 
ſind, wide es von mir den höchſten Grad der Unbeſcheiden⸗ 
heit und Anmaßung kund thun, wenn auch ich noch eine 
ſolche Ausfuüͤhrliche Rede halten wollte. Vorbereitet bin ich 
ohnehin nicht auf entſprechende Erwiederungen; allein es 
iſt eine Ark von Ehrenpflichk für den Berichterſtatter, daß er 
von demjenigen, was gegen ſeinen Bericht vorgekragen 
wuürde, das Erheblichſte aufgreift, und Einiges darauf er⸗ 
wiedere. Ich ſage übrigens aufrichtig, daß, fo fchön und 
trefflich auch manche von den Reden waren, die ich hörte, 
ich ſie doch, in ſo fern ſie gegen den Antrag der Mehrheit 
lautenn, mehr für blendend als Fir beweiſend halte, unb 
glaube, daß das Blendende, das art ihnen iſt, ſich leicht 
heben laſſen wird, wenn man nn die Sciche ruhig und un⸗ 
befangen betrachtet, und ſich mehr an Die Wahrheit als al 
vas Blendende haͤlt. Ich habe mich fehr gewundert, daß 
eine fo große Zahl Ageotbneter, unter dem Titel des Libe⸗ 
ralismus und des fortſchreitenden Zeitgeiſtes mit ſo vielem 
Eifer fuͤr die Emancipation der Juden geſptochen haben/ 
Se ſage es gewiß nicht mit Bitterkeit unb ungünſtiger 
Srimmung / ſondern nur der Wahrheit zur Ehre, die aller⸗ 
getreuflen Repraſentanten des Syſteins bes Stillſtunbet he 
ve Stabilitat ſind; denn nach ſeinen Religlonsgrundfatzen 
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muß der Jude ſolches nothwendig ſeyn, wenn er nicht auf⸗ 
hören will, Jude zu ſeyn. Die getreuſten und hartnäckigſten 
Anhänger dieſes Stabilitaätsprinzips ſind gewiß die Bekenner 
dieſes Glaubens, die ſich durch 2000jährige Anhänglichkeit 
an ihr. veraltetes Syſtem auszeichnen, und eben defhalb. 
bei jeder Neuerung in Furcht ſeyn müſſen, ſo lange ſie dieſem 
fteifen und ſtarren Syſtem der. Stabilität anhängen, wovon. 
wir zwar wünſchen, daß es eine Aenderung erfahre, aber 
nach den Reden ſelbſt Derjenigen, die für die Emancipation 
geſprochen haben, ſolches kaum hoffen können. Sch will die 
Sache nur auf wenige Puufte zurückführen, und ‚einige. 
Fragen aufſtellen, die, man mit ruhiger: Stimmung ganz) 
einfach und zweiſellos beantworten kann, und aus deren 
Beantwortung dann herporgeht, welche Anſicht hier die 
richtige iſt, oder ob und wie viel Recht oder Unrecht durch 
den Beſchluß der Mehrheit oder der Minorität in Beziehung 
auf den vorliegenden: Gegenſtand geübt wird. 

Iſt denn wirklich, wie ich zuvörderſt frage, das Motiv, 
das den Antrag der Mehrheit veranlaßt hat, Religionshaß 
oder chriſtlicher Fanatismus, oder wie andere harte Worte 
gelautet haben ? Es iſt wahr, daß, wenn man gegen die 
Emancipation ſpricht, man einen weit weniger guten Stand⸗ 
punkt oder Stellung, hat, als wenn man. für die Emanci⸗ 
pation ſpricht. Es würde mir-aber allerdings nicht ſehr fchwer 
werden, unter den fchönen und- glänzenden Worten, und 
im Allgemeinen-preiswürdigen Ideen der Neuzeit, auch ſolche 
aufzufinden, die für die. allgemeine Gleichſtellung und voll⸗ 
kommene Durchführung des Rechts ber Vernunft, als deſſen 
aufrichtiger ‚und eifriger Bekenner ich mich erfläre, und für 
die Verwirklichung der Verfaſſuug nad) dem höchſten Princip 
„Gleichſtellung aller Badener“ ſprechen, allein es paßt nicht 
zu dem vorliegenden Gegenſtand, ſo viel ich auch dergleichen 
in, meinen Vortrag hatte bringen können. Schon die Be⸗ 
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hauptung des Grundſatzes, daß wegen der Neligionds 
meinungen durchaus keine Rechtsungleichheiten ſtatuirt wer⸗ 
den konnen, involpirt.einen großen Mißverſtand, der zwar 
von der Commiſſion angedeutet, ja klar dargeſtellt iſt; allein 
man hat dieſer Darſtellung bei der verſuchten Widerlegung 
ganz vergeſſen. Sch ſage: „Nein!“ nicht wegen der Religion 
und des Glaubens: hat man es bis jeßt für unthunlich ges 
halten, die Juden zu emancipiren, d. h. ſolche auch in den 
politiſchen Rechten den Chriſten gleichzuſtellen, ſondern 
wegen desjenigen Thuns und Laſſens, welches faktiſch 
wirklich als Folge jenes Religionsſyſtems erſcheint. Wäre 
es aber nicht zuläßig, daß wegen eines Religionsſyſtems, 
oder eines religiöſen Glaubens, aus dem ein gewiſſes Thun 
und. Laffen hervorgeht (mag es nun nothwendig oder blos 
factiſch ſeyn), welches. eine Antifocialität erzeugt, und eine 
innige: Befreundung «und; eine gleichartige. Wechfehwirtung 
mit den andern Staatöbürgern:nicht zuläßt, wenigftend: nicht 
vollkommen zulaͤßt, eine Rechtsungleichheit ſtatuirt wäre? 
ich ſage: Wer die Behauptung aufſtellt, es ſei ein ſolcher 
Glaube ‚nicht ein Rechtfertigungsgrund einiger Befchräns 
fung, oder könne mit Recht nicht. ein Grund wenigſtens 
einiger Beſchränkung in politiſchen Rechten werben, ber 
wirft das. ganze Staateredht über den Haufen, und verliert 
ſich in eitlen Chimären ; denn der Umſtand,e daß. etwas aus 
refigtöfen Grundfägen: und Ideen fließt, ändert die Natur 
des fraglichen Thuns und Unterlaffend nicht, und der Grund⸗ 
fat, daß man ohne Unterſchied der eigentlichen. Natur der 
Handlungen oder-Unterlaffungen Alles thun und unterlaſſen 
könnte, was einem beliebt, : indem man ſich blos auf Ger 
wiſſenspflichten beruft, und dann ſagt: man habe deßhalb 
ein Recht dazu, dieſer Grundſatz wirde zum Abſurden 
führen. Denn nicht nur die Vorſchriften, welche in tauſend ⸗ 
jährigen: Büchern ſtehen, würden dergeſtalt zur Rechtferti⸗ 
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gung: alles gebentbaren Thuns oder Raffend dienen, ſondern 
es könnte ſich Jeder ſelbſt dergleichen Vorſchriften bilden und 
fagen: „Wir: wollen uns durch weltliche Ruͤckſichten nicht 
abhalten: laſſen, uuſere Gewiſſenspflicht zu erfüllen,“ und 
uns deshalb ungleich behandeln, iſt nichts Anderes, als Fa⸗ 
natismus und Intolleranz. Dieß mag genug ſeyn zur Wi⸗ 
derlegung des Vorwurfs, den ich allzuoft gehört habe, und 
Der mich aͤußerſt in Verwunderung geſetzt hat. 

Die zweite Frage iſt die, ſind denn wirklich die — 
die wir den Joraeliten einſtweilen wicht gegeben haben; -odet 
in deren Beſitz fie noch nicht: find, : vom der Art, daß fie: von 
weſentlichen Bedrudungen fprechen koönnen ? Sind ſie von der 
Art beſonders, daß man fagen kamn, wenn ſie dieſe Rechte 
nicht haben, ſo koͤnnen ſie nicht an Bildung voranſchreiten? 
Sind fie von der Art, daß ihr eiuſtweiliger Vorenthalt zu 
dent Ausdruck berechtigt: „Sa ]: der Gebundene kann nicht 
heraus ; er kann nicht Hinderniffe wegraͤumen, nur der Freie 
kann es?“ Wenn der Jude in einem Zuftand fich befänve, - 
Der. auch nur von Ferne: ver Schaverei oder Leibeigenfchaft 
älnlich wäre, konnte man. diefed fagem Wenn fie vie per 
ſonliche Freiheit mißten, wenn: fie das Joch der Schaveret zu 
tragen: haͤtten, das ſie freilich Lange genng getragen haben; 
das aber auch vielfach auf den Ehriften bis in die neueſten 
Zeiten laſtete, daun könnte man freilich ſagen, ihre Sclaverei 
ſei ein Hinderniß der Bildung und der Fortſchritte im ber: Eis 
viliſation; allein der Abg. Merk: hat ſelbſt anerkannt und 
gerühmt, wie mächtig die Fortſchritte ſich beſonders bei der 
israelitiſchen Jugend gezeigt haben, ſo zwar, daß kein Unter⸗ 
ſchied mehr gefunden werben koͤnne zwiſchen Juden und 
Ehriſten. Wenn dieß der Fall iſt, ſo ſage ich: wenn dieſe 
Fortſchrute vhne die Emancipation Statt finden konuten, ſo 
werden bie: Juden wohl auch noch einige Schritte weiter gehen 
koͤnnen, ohne daß vie Emancipation voramgegamgenifti Wenn 
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ed nothwendig wäre, um in der mienfchlichen Bildung und 
Eiviliſation fortzufchreiten und politifche Mundigkeit zu er⸗ 
langen, daß man Deputirter oder Bürgermeiſter werde, ſo 
würde der. kleinſte Theil des chriſtlichen badiſchen Volkes eine 
ſolche Mündigkeit in Anfpruch nehmen, oder die Hoffnung 
haben fünnen,. die Mimbigkeit- zu erhalten. Es heißt doch 
Mit dem Morten ein arged Spiel. treiben, went. man zur 
Bezeichnung des jetzigen Zuſtands der Juden von Sclaverei 
ober Berkebung der Menfchenrerhte ſpricht, und von einer 
Unmoͤglichkeit des Fortfchreitend, ſo lang man gefeſſelt ſei! 
Es handelt ſich ja nach der eigenen Behauptung der: Jsrae⸗ 
liten faſt um nichts, als um die Wählbarfeit zu ausge 
flellen oder zum Birgermeifter. 

Wenn aber die Juden alle Rechte, mit denen. man in um 
Staat tritt, und deren Schuß man von dem Staat fordern 
Fam, nämlich die perfünlichen echte, die @igenthumsrechte 
und. Erwerbörechte gleich den Ehriften haben und haben folken; 
weil ihre Entziehung allerdings eine Beeinträchtigung: und 
ein wahres linrecht wäre ‚ fo liegt nichts im Wege, was 
ihre weitere Fortbildung: hindern koönnte, und die: Grunde 
ihrer noch einftweiligen Beichränfung in politifchen Rechten 
fließen nicht and religiöſem Fanatismus, oder aus roli⸗ 
gioſem Haß, ſondern aus den bezeichneten Folgen und Wir⸗ 
kungen ihres Glaubens, die antiſocial find. Kein Unbefan⸗ 
gener wird läugnen, daß in ihren Sitten and. Gebräuchen 
und in ihrer Lebensweiſe Manches iſt, Das eine gang innige 
Vereinbarung mit den Chriſten unmöglich wmacht, und Nie⸗ 
mand wird laͤugnen, daß bei ihnen Das. Bürgerliche mit dem 
Religiöſen fo innig vermiſcht iſt, daß ſich eine Abſonderung 
ſchwer bewirken läßt. Dieſe ſchroff verſchiedene Lebensweiſe, 
dieſe Begriffe und Sitten, dieſe offenbare Abſonderung 
dieſe den Chriſten ſelbſt zugewendete, jede Familienverbin⸗ 
dung hintauhaltende Scheu, find nicht geeignet unſer Zu⸗ 
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trauen gegen bie Jsraeliten in dem Grad zu ſteigern und zu 
rechtfertigen/ daß wir ſie durchaus als ganz gleiche Genoſſen 
unſeres ſtaatsbürgerlichen Vereins im vollſten Sinne des 
Worts betrachten köͤnnen. Sch will: von. demjenigen, was 
man gegen den Commiſſionsantrag vorgebracht hat, jetzt 
nur noch Einiges. in: kurze Erwägung ziehen, und zwar bes 
ſonders aus: demjenigen Vortrage, von dem ich glaube, daß 
erden: meiften Eindruck machte, da er wirklich auch Sachs 
gründe enthält, und ſtatiſtiſche und Erfahrungsdata aufſtellt, 
die einigen Auſpruch auf Neuheit machen können, während 
alles Andere, was die übrigen Redner vorbrachten, wie der 
Ab Rettig richtig bemerkt hat, zwar gut: geſagt, aber 
ſchon in den Verhandlungen von 1834 durchaus enthalten iſt, 
und keine einzige neue Idee darſtellt. Auch der Abg. Bekk, 
deſſen klare und eindringliche Darſtellung allerdings geeignet 
war, einen großen Eindruck zu machen, hat der Commiſſion 
ven Vorwurf gemacht, daß ſie ein Aufgeben von Religions⸗ 
grundſätzen gefordert habe, was man Niemanden zumuthen 
könne. Darauf iſt aber bereits geantwortet worden, Es ift 
nicht von der Religion als Religion, ſondern als der Quelle 
eines: gewiſſen Thuns und Laſſens die Rede, deſſen Abänis 
derung der Staat aus allgemeinen Gründen fordern kann 
und muß, und wogegen er, wenn ſie nicht Statt findet, durch 
eine Verweigerung won politiſchen Rechten ſich verwahren 
darf. Dad, was der Abg. Bekk über das Zweckwidrige 
einer Verſammlung von Juden ſagte, um die Wege zu bahnen, 
oder Die Hinderniſſe wegzuräumen, hat ſchon der Abg 
Welcker widerlegt, und ich geſtehe, daß dieſer Theil von 
des letzten Rede mir faſt allein oder am meiſten eingelenchtet 
hat. Dieſe Widerlegung enthält eben jenes, mas ich ſelbſt 
habe jagen wollen. Er hat gezeigt, daß eine ſolche Verſamm⸗ 
Jung weit mehr geeignet iſt, die Israeliten auf denjenigen 
Weg zu führen, af dem wir ſie ſo gerne ſehen, als irgend 
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das Diktat einer'Gewalt, die Ihnen ſelbſt fremb wäre. Wenn 
aber die Beften ihrer eigenen Nation ſich zu einer Verſamm— 
fung vereinigen, fo werden alle übrigen Jsraeliten mit 
Bertrauen bie Belehrung von jenen annehmen, und wenn 
diefe Berfammlung der Regierung Vorſchläge macht, oder 
Teßtere den jüdiſchen Glanbensgenoffen felbft ſolche vorlegt, 
und deren Zuftimmung dafürerhält, Dann wird weit geringere® 
Mißvergnügen unter den Juden entftehen, und die Ausfüh- 
rung wirb teit feichter ſeyn. Wenn man auch nur diejenigen 
Borfchläge machen würde, die der Dr. Ladenburg in- feiner 
‚Schrift feldft macht, fo würde dieſes dem Zweck vollfommen 
entfprechen,; ober man würbe nicht einmal fo viel gefordert 
haben. Der Abg. Bekk aber bleibt feft auf der Behauptung, 
es fei die Zumuthung, die man den Juden mache, eine unge⸗ 
rechte oder fehr herabwindigende, denn dad Nachgeben in 
Glaubensſachen oder die Aufopferung von refigidfer Ge 
brauchen und Uebungen, um politifche VBortheile zu erwerben, 
fei jedenfalls ein unanftändiger Kauf, weil hier Irdiſches 
mit Geiftigem verwechfelt oder in Verkehr gebracht werde. 
Das ift aber durchaus eine falfche Anficht. Wir wollen nicht 
die politiſchen Rechte verkaufen gegen die Nachgiebigkeit der 
Juden, fordern blos eine Erklärung von ihnen haben, auf 
die Frage: was könnt ihr nachgeben, oder was koͤnnt ihr 
von euer Gebräuchen in nähere Hebereinftimmung mit den 
anfrigen bringen, wie weit geht eure Geneigtheit oder eitre 
eigene: Gewiffensfreiheit, Damit wir wiffen, woran wir mit 
euch find? — Ans euerer Erffärung wollen wir fehen, ob 
ihr auf der Stufe der geiftigen und politiſchen Mündigfeit 
und bürgerlichen Tugend fteht, daß wir euch ohne Gefahr 
und Nachtheil oder Inconvenienz in unfere Rechte aufnehmen 
tönnen, und auf eine folche in freundlicher Abficht gefchehene 
Frage hätte eine entfprechende Antwort gehört, ftatt der bits 
tern Yeußerung: man wolle fie. auffordern, auf Unkoſten 


#0. ı Berhanbfungen ber Al Kammer, 


ihres Gewpiiſſens bie politiſchen Rechte zu erkaufen. Mit 
nichten! fie ſollen ſelbſt ausſcheiden, aus der Maſſe ihrer 
Gebraͤuche diejenigen, Die abgeändert werben Ehunen, uber 
ſchadet des Gewiſſens; mir wollen hören; was fie ändern 
können, und jehen, was zu thun iſt. Nicht mehr. jene Js⸗ 
rgeliten ſind es, Die uns in der Vorzeit in der ſtarren Geſtalt 
exrſcheinen; ſie haben ſich dem Zeitgeiſt genaͤhert, ſie ſind der 
Cipiliſation naͤher gerückt, und politiſch mündig, hat es 
geheißen z dad möchten wir aber von ihnen ſelbſt hören. Es 
iſt auch nicht wahr, daß daraus ein, Eigennutz hervorgeht, 
wenn der Jude ſagt; ‚mix wollen die Vortheile der Emanci⸗ 
pasion gewinnen und dagegen einiges Jüdiſche aufopfern. 
Nein! die Emaucipation ſollen fie nicht blos in ihren indivi⸗ 
duellen Intereſſen fordern, fig, gewinnen in dieſer Beziehung 
nicht viel, ſondern im Intereſſe der Geſammtheit, und jeder 
Israelite, weit entfernt, eine eigennutzige Geſiunung dadurch 
zu bezeugen, würde vielmehr eine patriotiſche That dabei 
begehen für fein. Volk und für das ganze badiſche Volt, Nur, 
wenn, ex feiner eigenen Perſon zu Liebe ein Chriſt werden 
wollte, daun hätte er feinen Glauben erkauft, Uebrigens be⸗ 
hauptet ber. Abg. Bekk, es. fei wicht bios ven politiſchen 
Nechten,. foudern auch von pecuniären Rechten. bie, Rede, 
indem, ber. Söraelite auch zu. dem Cultus und Kirchenbau der 
Chriften beitragen müſſe, und dafür feine Erwirderung.ers 
halte,, Damit Fanın.es ihm nicht wahrer Ernſt gemefentfeyn, 
benn ber. Abg. Bekk meiß doch gewiß, daß die Koften des 
chriſtlichen Cultus von dem chriſtlichen Kiechenvermögen zehn⸗ 
mal beſtritten werden koönnen, und ‚wenn die ſes zu neunzehu 
Theilen in bie, Staatskaſſe gefommen iſt und nunmehr aus 
denſelben die allgemeinen Staatsbedürfniſſe, woran die Juden 
gleichen Theif, wie die Chriſten haben, beſtritten werden, ſo 
würde wohl, wenn eine Begenrechuung Stait faͤnde, der 
Inde megen, ſeiner Beiträge, zum Kirchenbau ſicherlich ſehr 
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meist zurückſtehen und alſo nichts von und zurück erhalten, 
welche Gegenrechnung wir aber nicht anſtellen wollen. Und 
wenn auch der Jude zu dem Bau der chriſtlichen Kirche bei⸗ 
tragen muß, fo iſt dies nicht die Folge der religiöſen Intos 
leranz der. Ehriften,: fonbern die Folge unfered, meiner Anficht 
nach allerdings mit Rechtsbegriffen nicht wohl vereindars 
lichen Geſetzes über die Kirchenbaupflicht , eines Geſetzes, 
welches die Laft, Kirchen zu bauen, nicht den Ehriften, nicht 
ben Juden, nicht den Menfchen überhaupt, fondern ben 
Steuerftücen oder Gründen auflegt. Dies wird aber auch 
nicht ewig dauern, ſondern ed wird eine’ Aenderung Statt 
finden, und zu Abſchaffung des Kirchenbauediets und Er⸗ 
laffung einer Verordnung, wornach nur Diejenigen zu den 
Kirchen : beitragen müffen, nm derenmwillen die Kirchen ba 
find und erhalten werden, würde ich gleich jeßt freudig meine 
Stimme geben.: Sodann fagt der Abg. Bekk, auch die por 
Fitifchen Nechte würden den Sjuden mit Unrecht vorenthalten, 
und der Grundſatz, von dem Die Mehrheit ber Commiſſion 
ausgegangen, fei ein Ausfluß des Ariſtokratismus und des 
Abfolutismus. Dies ift nun freilich ein Vorwurf, den ich - 
nicht aufı mir Liegen laſſen kanun. Ich kann ihn aber auf 
Beine beſſere Weiſe von mir abfehnen, als daß ich dem Abg. 
Bekk einen Borwurf mache, der: vieleicht im Grund eben 
ſo ungerecht ſeyn mag, als der feinige gegen ich, aber doch 
in feinen Worten die Wechtfertigang findet. Wenn nämlich 
wirklich wahr iſt, daß, wenn irgend-eine Befchränfung im 
politifchen Rechten ftatuirt wird, folche aus dem Ariftofratisr 
mus und Abſolutismus fließt, fo bleibt nichts übrig, als die 
berüchtigte franzöfifche Berfaffung vom Jahr 1793 anzuneh; 
men, ‚und die rothe Jacobinerkappe aufzuſetzen, wogegen 
der Abg. Bert gewiß fich erklären wird. Nur in diefer Ber 
faffung war durchaus jeder Unterſchied zwiſchen den Bürgeru 
Frankreichs aufgehoben Da hatte man blos Menſchen in 
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ben Bewohnern des franzöfifchen Gebiets geſehen, lauter Eiu⸗ 
heiten ohne-Unterfchieb und mit gleichen politifchen Rechten 
begabt. Wenn aber der Abg. Bekk eine fo weit'gehende 
republifanifche Geſinnung, deren : Prinzip’ und. Wurzel 
zwar eine perfönlich edle feyn mag, in fich trägt ,. fo würde 
ich- ihm doc; zurufen, etwas Bedenken zu tragen, weil er 
dadurch den Stab über: unfere eigene Verfaffung zehnmal 
bricht , nämlich richt nur in Beziehung ‚auf die Jsraeliten, 
ſondern in Bezug auch auf die für viele Klaffen der hrift- 
Tichen Staatsbürger ftatuirten Nechtsungleichheiten und vers 
fchiedenen Rechtsbeſchraͤnkungen, die ſich jedoch großentheils 
aus denſelben Gründen rechtfertigen laſſen. Es giebt freilich 
fein anderes Kriterium für die Unrechtmäßigkeit oder Rechts 
mäßigfeit des Ausfchluffes- einer Klaffe von activem oder paſ⸗ 
fivem Wahlrecht, als das öffentliche Urtheil, und wenn man 
die Gründe einer Ausjchließung ungefcheut vor der vernünf⸗ 
tigen öffentlichen Meinung ausfprechen, und: fich des Beifalld 
derfelben getröften darf, dann ift die Audfchließung nicht ums 
gerecht, und hier, nämlich-in Anfehung der Juden, ift die 
Sache allerdings fo, daß fie die Prüfung der öffentlichen 
Meinung erträgt: Es wäre eine petitio principii, wenn 
der Abg. Bekk behaupten wollte, er habe Recht; ich kann 
darauf eben fo beftimmt mif „Nein!“ antworten, allein’die 
Richter find auswärts. Ich fage aber, daß das Motiv der 
einftweiligen Befchränfung der israelitiſchen Rechte einen 
fehr tief gehenden und durchaus unmiderlegbaren Grund hat, 
darum, weil.der Staatöverband als ein inniger Verein eine 
gewiffe Gleichförmigkeit oder Verſchmelzung der Geſinnungen 
und Neigungen fordert, und die Juden können diefe'ächt 
fociale Meinung und Gefinnung zu und nicht haben. : Nur 
dann können fie fie haben, wenn fie aufhören Juden zu ſeyn, 
nach dem ftrengen, ftarren Sinn des Worts, weil die jüdiſche 
Religion eine-folche iſt, die nach ihrem Prinzip eine Feindfes 
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ligkeit oder wenigftend eine Scheu gegen alle andern Bölfer 
enthaͤlt und geltend macht, wogegen die chriftliche Religion 
den Charakter hat, daß fie eine allgemeine VBerbrüderung 
aller Völfer auf Gotted weiter Erde will, So lange die 
Juden nicht einigermaßen diefem Prinzip, das nach dem heu⸗ 
tigen Stande der Cultur ‚und der fortgefchrittenen Vernunft 
und der beffer ausgebildeten Humanität nidyt paßt, und eine 
Feindfeligfeit gegen die andern Völker in fich trägt, entfagen, 
und nicht beweifen, daß fie ihm entfagt haben, fo find fie 
nicht zur Emancipation reif, und wenn der Abg. Bekk ſagt, 
man folle nur Diejenigen ausfchließen, bei denen man ders 
gleichen noch bemerke, die Andern aber aufnehmen, fo ants 
worteich ihm, daß es daß Prinzip einer politifchen Abſon⸗ 
derung ift, daß man fie nach Klaſſen und nicht nach Indi⸗ 
viduen fcheide. "Soll man jedesmal vor den Richter treten 
und’fragen: bat diefer Israelit in feinem Character oder im 
feinem Wandel die.erforderlichen Eigenschaften gezeigt? Der 
Abg. B eff ift ein guter Juriſt, aber ich bin überzeugt, er 
wäre in großer Verlegenheit, aus juriftifchen Gründen dar⸗ 
über jedesmal eine Entfcheidung zu treffen. Solche Angeles 
genheiten, wo fein juridifches Kriterium im Einzelnen geges 
ben werden kann, müſſen nach allgemeinen Gattungsbegriffen 
beftimmt werden, und ed wird die Entjcheidung getroffen 
nach demjenigen, was. in einer Klaſſe vorherrfchend if. 
Die Ghriften: in. der Türkei, hat derAdg. Bekk geſagt, 
ſeien auf gleiche Art ſo gedrückt, wie die Süden bei uns, 
und auch fie könnten daher nicht vorwärts fommen. Ich 
glaube: aber nicht, daß dieſes ein einziger Israelite als 
Wahrheit behaupten und für ſich geltend machen wird. Kein 
einziger, der nur einige Kemmtniffe von demjenigen hat, 
was in: der Welt vorgeht, “wird feinen Zujtand in dem 
badiſchen Land mit dem Zuftand der Chrifteit im der Türkei 
vergleichen. Der Zude bei und hat dasjenige, was in der 
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Türkei dev Türke ſelbſt nicht hat, alfo viel weniger die unter 
dem Joch der Türfen lebenden Chriften haben können, und 
daraus will man folgern, daß die Juden nicht fortfchreiten 
können, ehe man ſie zu Bürgermeiftern macht? Sodann hat 
der Abg. Bet behaupter, die Emanripation. fönne auf 
feinen Fall etwas fchaden, warum man alfo folche nicht ges 
währen wolle, und die Emancipation — was auch ein 
ſcheinbares Hauptargument meines Freundes und heutigen 
Gegners ift, der allerdings ſcharfſinnig geſprochen hat — 
ſei blos eine Emancipation der Chriſten, indem man ihnen 
dadurch fo viel Verſtand und Rechtſchaffenheit zutraue, daß 
ſie nur tüchtige Jsraeliten wählen werden. Dieß beweist 
aber zu viel, und darum nichts. Es iſt auch anwendbar 
auf die Ausſchließung Derjenigen, die nicht 10,000 fl. 
Steuerkapital haben, yon der Wählbarkeit zur Deputirten⸗ 
ſtelle. Alle Beichränfungen des paffiven Wahlrechts gehen 
von demfelben Princip ans, daß man Diejenigen, Die. da 
wählen, nicht den geraben oder durchaus Haren und unbes 
ftechlichen Berftand und Character zutraut, eben deßhalb, 
weit nicht: blos Individuen, fonbern ganze Klaffen wählen, 
und man dieſen das Wahlrecht ohne Unterſchied und ohne 
Einſchraͤnkung verliehen hat, muß es befchränft werden. 
Je mehr nämlich das active Wahlvecht unbeſchränkt iſt, 
deſto nothwendiger iſt Die Befchränfung des paſſiven. Die 
Emancipation konnte dennoch allerdings ſchaden, wenigſtens 
würde fie ein großes und nicht ungerechtes Mißvergnügen 
der Chriſten erzeugen, nämlich bei Denjenigen, die nach 
ihrer jetzigen Sinnesart und nach der Beſchaffenheit der Ver⸗ 
haͤltniſſe und Intereſſen in einer ſolchen Emancipation eine 
weſentliche Beſchraͤnkung geiſtiger, moraliſcher, und mates 
rieller Intereſſen erblicken. Wenn ferner die Emancipation 
nicht gleich, jetzt ausgeſprochen wird, fa wird dieſes pin 
Sporn ſeyn, ſich zur Emancipation zu qualifiziren; denn 
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mar fage was man will, das Pflichtmäßige des Strebens, 
die Emancipation zw fördern, muß bon den Tuben erfannt 
werben, und die Augficht auf die Emancipation wird ald 
Sporn von wohlthätiger Wirkung feyn. 

Endlich muß ich noch gegen den Abg. Welcker meine 
Verwunderung ausfpreden, daß er in feinem Eifer fo weit 
gieng, der Majorität der Commiſſion eine Art von Unred⸗ 
lichkeit oder Heuchelei vorzuwerfen. Er meint, es fei eigents 
fich der Antrag nur anf die Tagesordnung geftellt, and das 
was hinteudran fiche, fei blos ein Zufaß aus meiner Feder, 
ber fpäter. gemacht worden, um den Antrag auf Tageds 
ordnung zu befchönigen. Es ift nicht ganz gerecht und micht 
ganz unbeleidigend, daß der Abg. Welcker dergleichen ver- 
muthet, und folche Berinuthung Außert, und wenn er den 
Bericht aufmerkſam gelefen, oder wenigftend auf alle Stellen 
feinen Blick geworfen hätte, fo würde er gefunden haben, 
daß der Antrag. ſchon in der Mitte des Berichts, allwo er 
zum erftermal vorkömmt, eben fo Fautet wie am Schluß, 
naͤmlich zwar auf die Tagesordnung, jedoch mit ausdrück 
lichen Beziehungen auf die Verhandlungen und Befchlüffe 
des Jahrs 1831, was daffelbe ift, wie der dem Schluß⸗ 
anfrag beigefügte Sag, und diefer Antrag ift nicht viel mes 
iger ald der Antrag der Minorität. Ga! meine Herr, ich 
behaupte, daß der Unterfchied zwiſchen diefen beiden Anträgen 
nicht fo groß ift, daß er einen Kampf auf Leib und Leben, 
oder mit allen Waffen der Beredſamkeit und des Eiferd vers 
anlaſſen oder erklären könnte, und darum muß ich auch bes 
merken, daß diejenigen Mitglieder, die fo glänzend und 
trefflic, fprachen, mit ſich felbft- ine Widerſpruch ftehen. 
Denn nach fo hochtrabenden Worten ſollte man wenigftend 
glauben, daß fie augenblickliche und unbedingte Emancipa⸗ 
sion fordern, aberinein! fie machen Ausnahmen, insbeſon⸗ 
dere auch anf ven Hauptpunkt, naͤmlich auf die Aufnahme 
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der, Jsraeliten in die Gemeinden ſich beziehend, und im 
Uebrigen begnügen ſie ſich mit dem Antrag der Minorität; 
der dahin geht: „die Regierung zu bitten, die Emancipation 
vorzubereiten.” Wir haben dieſes auch. verlangt, wir 
wollen auch vorbereiten, wir. wollen, daß die Regierung eine 
Verſammlung veranftalte,- und von dieſer höre,. was zu 
dieſem Zweck gefchehen werde, Ffonne und folle, überhaupt 
daß dadurch der. Weg zum erwünſchten Ziel_gebahnt werbei 
Denn auf welche andere Art fol die Vorbereitung gefchehen? 
Und dann wird. nach .umferem-Borfehlag die Regierung von 
allem dem, was heute gefprochen, worden. ift ‚-. ficherkich 
Kenntniß nehmen, und. wenn die Petition auch nicht an bie 
Regierung: übergeben wird, fo können ja die Petenten felbft 
ein Duplicat berfelben dort überreichen, und Das, was noch 
zweckmäßiger wäre,. nämlich. was dazu führen könnte, den 
Befchluß von 18341 zu.realifiren, der Regierung die geeigs 
neten Anträge vorlegen: Die aldbaldige Ueberreichung Der 
Petition von unferer Seite an das Staatsminiſterium wäre 
inconfequent. Denn wir haben feine Hoffnung und feine 
Möglichkeit, daß während diefes Landtags etwas zu Stande 
fomme, und die Borbereitung, wovon die. Minorität jpricht, 
kann nichts Anderes enthalten „als. eine Wegräumung der⸗ 
jenigen Hinderniffe, die im Wege ſtehen. Wenn wir aber 
jetzt ſchon die Petition übergeben, ſo würden wir kund zu 
thun ſcheinen, oder kund thun, als ſeien die weſentlichen 
Hinderniſſe dadurch gehoben, daß die Jsraeliten ſich erklärt 
haben: Wir geben euch auf euere Frage keine Antwort, wir 
wollen feinen Schritt thun. In Beziehung auf die Haupt⸗ 
ſache iſt alſo der Unterſchied nicht groß, und es hätte darum 
dieſes gewaltigen Streites nicht bedurft. Zum Schluß wieder⸗ 
hole ich, daß ich die Emancipation der CEhriſten und die 
Emancipation der Deutſchen zur Zeit noch für wichtiger 
halte, als die der Juden. Die letztere mag Statt finden, 
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wenn die erſtere geſchehen iſt. Geſchieht die erſtere gar 
nicht, ſo iſt auch die letztere nicht viel werth. 

Gerbel: Da ſich der Abg. v. Rotteck gleichſam mit 
der Minorität vereinigt hat, fo kann ich mich kurz faſſen. 
Ich war im Jahr 1834 Berichterſtatter, und habe heute die 
erfreuliche Bemerfung gemacht, daß die Discuſſion eine 
andere Wendung nahm ald damals. Es war nämlicd) nicht 
fo viel Lieblofigfeit und Bitterfeit zu bemerfen, mit Aus⸗ 
nahme einer einzigen Nede, die gehörig widerlegt wurde, 
und auf.die ich Daher auch nicht antworten werde, | 
‚ Wir dürfen und dod) wahrlich nicht: verhehlen, daß das 
Resume aller Angriffe gegen die Minorität nur in zwei 
Säsen befteht, nämlidy Intolleranz und Popularität. Die 
erftere ergiebt fic; dadurch, daß, wenn die Juden zum 
Ehriftenthum übergehen, alle Anſtände gehoben find. Sodann 
will, man. die Popularität nicht auf die Seite feßen. Sch 
- geftehe, daß ich viel auf die öffentliche Meinung halte, aber 
ich bringe fie nicht meiner Ueberzeugung zum Opfer, befons 
derd wenn fich von der Gleichheit vor dem Gefeß,. und 
von politifcher Freiheit durch die ganze Welt handelt, Der 
Abg. Rettig fragt nad) feiner Legitimation; allein ich 
glaube, daß, wer hiernach fragt, jchon auf dem irrigen 
Meg. der Popularität ift. Erift mandirt und legitimirt von 
ben. 18,000 Juden, die einen Theil der Staatsbürger in. 
Baden ausmachen. Der. Abg. v. Rotted fragt, was 
wollen denn die Juden durch die Emancipation? Am Ende 
gar die Wahlrechte,. die jegt in feinen Augen. auf einmal, 
etwas Geringes geworden find. Wie oft hörte ich aber von, 
ihm jagen; das wichtigfte, das heiligfte Recht des Volks, 
iſt das der MWählbarfeit. Hier herrſcht alfo, ein ‚offenbarer 
Widerſpruch. Die activen Wahlrechte haben ſi ie, da, wo eine 
Reflexion von Seiten der Juden nothwendig iſt, wen ſie 
wählen ſollen, dürfen, fie waͤhlen. Wenn aber die Chriſten 
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ihre Reflexion anwenden, wenn fie zu etwas gerufen werden 
ſollen, da ſoll es nicht Statt finden. Hier herrſcht alſo eine 
Hrmimdigfeit der Chriſten, was man ſich nicht verhehlen 
kann. Wenn man von der Wählbarfeit fpricht, fo hat man 
gleich ale Nothhändler i im Auge, allein dieſe find ja, das nächfte 
Geſetz mag lauten wie ed will, eo ipso fchon dadurch aus⸗ 
gefchloffen, daß fie richt Ortsbürger find. Alle Nichtortds 
Bürger haben feine Wählbarfeit, d. h. fie find nicht paſſiv 
wählbar, und tern das Furhefftfche Geſetz, von dem in 
dem Bericht Erwähnung gefchieht, fagt, die Staatsange⸗ 
hörigen israefitifchen Glaubens in allen Theilen erhaften 
gleiche Rechte mit den Staatsangehörigen anderer Confeſ⸗ 
ſtonen, ‘fo wäre, wenn dieß auch dei uns ausgeſprochen 
würde, gefetzlich nichts weiter beſtimmt, als baß auch eine 
Waͤhlbarkeit in die Ständeverfammfung zufäßig ſei, denn 
alles Uebrige haben wir ſchon. Wenn ich von der Eman⸗ 
cipation der Juden ſpreche, ſo denke ich nicht an die höheren 
Kreiſe, ſondern an die untern Klaffen des Volks. Sch will 
dein Landvolf das Mitleben und Zufammenleben mit deit 
Juden erträglich nrachen,  ımd da muß ich durch irgend eine 
Husficht, vie biefen Nothhändlern gegeben ift, hekfen. 

Kenn fie ſich, wie das Furheffifche Gefeß bemerkt, aus 
diefem Schlamme des Nothhandels herausheben und zeige, 
daß fie fich einem Bürgerlichen Gewerbe ergebe haben, dann 
fteht ihnen die Ausficht offen, Bürger zu werden, mie An⸗ 
dern auch, wird der Sporn der Ehre wird fie treiben. Die 
Mehrheit, bie auf dem Landtag von 4831 mit der Minoritaͤt 
übereinffimmte, hat, tie ich jeßt aud dem Bericht vernom⸗ 
men, bei ihrem Antrag nicht die Abficht ‚gehaßt, irgend eine 
Keligionsveränderung zu fordern. Das iſt jetst auch ausge⸗ 
ſprochen, allein die Mehrheit der Commiſſton ſagt, unge⸗ 
achtet fie auf bie Tagesbronung anfrägt, es ſoll Ar Sinn 
der Mehrheit der Commiſſton Yon 1834 die Sache richt 
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ftilt ftehen bleiben,  fonbern fortgefchritten werben. Damit 
wird aber nicht fortgefchritten, daß man die Petitionen zur 
. Tagesordnung verweist, fondern es kann nur auf demjeni⸗ 
gen Wege etwas gefchehen, den die Minorität in Antrag 
bringt. Sie fagt nicht, anf welche Weiſe ed gefchehen fol, 
und ich glaube mit dem Abg. Bekk, daß mir einer israelitis 
fchen Berfammlung nichts erreicht werden wird, Es follen 
nur auf’geeignetem Wege, den die Regierung am beſten be⸗ 
urtheilen kann, Borbereitungen getroffen werden, damit 
enblich die Sache zu demjenigen Ziele komme, das ihr von 
Gott und Rechts wegen gebührt. j 

Die Abftimmung mag nun ausfallen wie fie will, die 
Initiative hat die Regierung, und fie wird thun, was das 
Recht und bie Gerechtigkeit fordert. Sie ift in der Discuſſion 
ſelbſt ſchon auf verfchiedene Momente verwieſen worden, 
durch welche abgeholfen werben kann, wenn aud) nicht gleich 
von einem förmlichen Geſetz die Rede ift. Man hat gefagt, 
ed werde mwahrfcheinlich ben Juden felbft fchädlich feyn, 
wenn man fie gleich erheben wollte. Die Minorität will 
aber nicht, daß auf dieſem Landtage noch ein Geſetz vorgelegt 
werben fol, und bie zu dem nächften Landtage find ed zwei 
Sahre, wo danı die Köpfe über den Nußen werden heller 
geworden feyn. 

Damit ift die Sache um zwei Jahre verbeffert, und man 
kann alfo ganz gefahrlos dem Antrag der Minorität beitre- 
ten, denn diefer Antrag will nichts Anderes, ale der der 
Majorität, und wenn man die Petition der Regierung zus 
weist, jo kann man ihr nicht die Auflage machen, fo oder 
fo zu verfahren, fondern man kann höchſtens Wirnfche aus⸗ 
fprechen, - und es bleibt dann dem Urtheil der Regierung 
heimgeftellt, wie e8 gehalten werden ſoll. 

Die Discuffion wird hierauf gefchloffen, und ſofort auf 
den Antrag bed Abg. Seramin der Antrag:ber Minorität 
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zur namentlichen Abftimmung gebracht, und mit allen Stims 
men gegen 44 abgelehnt, der Antrag der Majorität dagegen 
angenommen, der ſo lautet: 

„ur Tagesordnung überzugehen, unter der ausdrücklichen 
Erklärung des, den Geſinnungen und Befchlüffen der Kammer 
von 1831 entfprechenden und fortwährenden Wunſches: die 
Emancipation der Seraeliten möglichft bald realifirt zu fehen, 
fo wie der Hoffnung, daß ein ſolches Ziel auf dem, durch 
jenen Befchluß angedeuteten, wenn glei) bis jetzt von den 
IJsraeliten abgelehnten Wege, auf eine allfeitig befriedigende 
Weiſe werde erreicht werden.“ 

Duttlinger erflärt, daß er diefem Antrag darum bei- 
getreten fei, weil hier nicht unbedingte Tagesordnung, fons 
dern etwas gefordert werde, was dem Antrag der Mino- 
rität nahe komme, womit die heutige Sigung gefchloffen 
wurde. 

Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Genehs 
migung dieſes Protocolls. 
Der Secretär: 


Rutſchmann 
— 
Beila ge Nr. 
zum Protocol der 68. öffentlichen 2 vom 77. —— 
1833. 


Leopold von Gottes Gnaden, 
Großherzog von Baden, Herzog von Zaͤhringen. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, welche über bie Auslegung 
der 88. 25, 27, 75 und 79 ber ftändifchen Wahlordnung vom 
23. Dec. 4818 entftanden find, haben Wir mit Zuftimmung 
unferer getreuen Stände befchloffen und verorbnnen wie folgt: 
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Art. 1. 
Der $.27 der Wahlordnung, lautend: 
„Wenn bei der erften Abftimmung für die Stelle des 
„Abgeordneten auf eine Perfon nicht wenigſtens eine 
„Stimme weiter, ald die Hälfte der Stimmen aller Ans 
„wefenden und Bollmachtgeber gefallen ift, fo wird zu 
„einer zweiten Abftimmung gefchritten.‘ 

wird durch folgende Beftimmung erfeßt: 

„Wenn bei der erften Abftimmung für die Stelle des Abs 
„geordeneten auf eine Perſon nicht mwenigftend eine 
„Stimme mehr gefallen ift, als die Zahl der übrigen ihr 
„nicht zugefallenen Stimmen der Anmwefenden und Bolls 
„machtgeber beträgt, fo wird zu einer zweiten Abftim- 
„mung gefchritten. 
Art. 2. 
Der $. 79 der Wahlordnung, Tantend: 

„Wenn bei ver erften Abftimmung für die Stelle des Ab⸗ 
„georbneten auf einen der Borgefchlagenen nicht wenig⸗ 
„ſtens eine Stimme weiter, ald die Hälfte der Stimmen 
„aller Anmwefenden gefallen ift, fo wird eine zweite Wahl 
„vorgenommen.“ 

wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

„Wenn bei der erften Abſtimmung für die Stelle des Ab⸗ 
„georbneten auf einen der Vorgeſchlagenen nicht wenig⸗ 
„ſtens eine Stimme mehr gefallen ift, als die Zahl der 
„übrigen ihm nicht zugefallenen Stimmen der Anweſen⸗ 
„den beträgt, fo wird eine zweite Abftimmung vorges 
„nommen. 


| Gegeben zu Karlsruhe ꝛc. 


r 
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Beilage Ar. 5. Ä 
zum Protokoll der 68. öffentlichen Sigung vom 27, September 
2 1833. 


| Bericht 
der Petitionscommiſſion über mehrere von Joraeliten 
eingefommene Petitionen, die völlige Emancipas 
tion der Judenſchaft in Baden begehrend. Er: 
ftattet von dem Abg. v. Rotteck. 


Diefe Petitionen find: 

4) eine auf groß Imperialfolio gefchriebene und mit 130 
Unterfchriften, wozu nachträglich noch einige weitere kamen, 
aus Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg, Ladenburg, Schmwes 
gingen und Leimen verfehene. In derfelben wird — mit Bes 
rufung auf behauptete allgemeine NRechtögrundfäße und auf 
das von mehreren anderen Staaten gegebene-Beifpiel — die 
volle Gleichftellung der Befenner des mofaifchen Glau⸗ 
bens mit den chriftlichen Staatsbürgern in allen politifchen 
wie bürgerlichen Rechten verlangt, und der Befchluß der 
zweiten Kammer von 1831, wodurch bie Augficht auf folche 
Gleichſtellung zwar eröffnet, doch zugleich an Die Bedingung 
einiger bon Geite der Judenfchaft zu gefchehenden Annähes- 
rung an die Sitten und Lebensweiſe ber übrigen Staatsbürs 
ger gebunden ward, als ein die Rechtdanfprüche der Jsrae⸗ 
liten nicht befriedigender dargeftellt. „Der Befchluß der 
hohen zweiten Kammer,“ fagen die Petenten, „hat ung nicht 
weiter geführt — er fonnte es nicht feiner Natur nach! — 
Nicht der Gebundene kann Hinderniffe wegräumen, nur dem 
Freien bleibt die volle Thatkraft! Auch beftimmen und Ges 
wiffen und Ehre, felbft ven Schein zu vermeiden, als Fonts 
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ten wir uns entfchließen, potitifche Rechte einzutaufchen gegen 
religiöfe Gonceffionen und doch fchien diefe Verſuchung .in 
dem Befchiuffe einer hohen Rammer von 18341 mit zu liegen! 
Um ſolchen Preis Fönnen wir nicht wünſchen, das hohe Gut 
der NRechtögleichheit zu erhalten. Nicht darum habeı die 
Juden zmeitaufendjährigen Druck erbuldet, um am naben 
Ziele ihrer Leiden — und da find fie — nachdem bie;freieren 
Bolfövertreter in ſo vielen Ländern für fie fprechen — um ihr 
echt zu feilfchen,, gleich um KRaufmanndgut. In ſolchem 
Geifte hat auch der großherzogliche Oberrath der Israeliten 
einer hohen Regierung geantwortet, auf ihre Anfrage wegen 
einer Berfammlung von Juden, und eben unfere erleuchtete 
Regierung hat bis zur Stunde Umgang von jener Berfamm; 
lung genommen, ficher auf Gründe geftüßt, die auf unferem 
Wohle beruhen.“ 


2) Mit einer diefelben Anfichten augfprechenden Eingabe 
legt Dr. Ladenburg zwei von ihm herausgegebene Druck⸗ 
fchriften der hohen Kammer vor, nämlich: 


a) „Die rehtlihen Verhältniffe der Israeli— 
ten in Baden.“ (Mannheim 4832 Schwan und Göz.) In 
Diefer Schrift werben die verfitiedenen ältern und neuern, 
auf die rechtlichen Berhäftniffe der Israeliten fich beziehenden 
Landesgeſetze, Regierungsverordnungen und andere Rechte» 
quellen zufammengeftellt, und daraus der mit Kunft und 
Scharfſinn entwickelte Schluß gezogen, daß nach dem bereits 
beftehenden Recht zuvörderft 

m &ivilrecht durchaus fein Unterfchieb — Chri⸗ 
ſten und Israeliten Statt finde, und eben ſo wenig in den 
ſtaatsbürgerlichen Rechten? 


„Bas dagegen die polirifchen Rechte anbelangt, ſo ſinde 
ſich hier die wichtige Beſchraͤnkung, daß die Jsraeliten nicht 
zu Abgeordneten bei dem Landtag gewählt werben können.“ 


* 
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„In Bezug auf gemeindebürgerliche Rechte aber ſei zu be⸗ 
merken,“ 

4) „daß Jsraeliten, welche ſich vom Nothhandel ernähren 
wollen, ſich im Lande gar nicht nieberlaffen dürfen ; 

2) „daß, wenn ein Israelit an einem Drte, wo bisher 
noch feine Seraeliten wohnten, das Gemeinde: oder Schuß» 
bürgerrecht erlangen will, er dazu die Erlaubniß des Res 
genten, fo wie die Einwilligung der Ortsgemeinde bedarf ?“ 

3) „daß es fernerhin wohl noch israelitifche, aber feine 
chriftliche Schußbürger mehr giebt? — . 

Es ift nicht in der Aufgabe der Petitionscommiffion lies 
gend, die Richtigkeit der in diefer Schrift aufgeftellten Bes 
hauptungen anzuerkennen oder zu befireiten. Sie enthält 
fi) demnach einer näheren Erörterung ber vielen Streitfras 
gen, welche hier ſich darbieten fonnten, insbeſondere auch der 
Entfcheidung darüber, ob, ungeachtet des $. 13 der neuen 
Gemeindeordnung, welcher fo lautet: „wählbar (ur Stelle 
ded Bürgermeifterd oder eines Gemeinderathe) find alle 
Gemeindebürger hriftlicher Religion,” ein Ges 
raelit Bürgermeifter oder Gemeinderath werben kann, nam» 
lich in Gemäßheit des 8. 54 des neuen Gefetes über Die 
Rechte der Gemeindebürger, worin es heißt: „In Bezug auf 
die bürgerlichen Rechte der Jsraeliten findet weder das ges 
genmwärtige, noch bad Gefeß über die Berfaffung der Gemein- 
den eine Anwendung. 8 bleiben daher die beftehenden Ge- 
fee, hinfichtlich ihres Nechtsverhältniffes zu den Gemeinden 
in Kraft.” — Im Fall eines Streited werben die Fompetenten 
Behörden die Fonfrete Frage entfcheiden und die Berhands 
lungen der Kammer zur Grundlage der Auslegung nehmen; 
wird aber eine authentifche Interpretation für nothmwendig ers 
achtet, fo wird die gefeßgebende Gewalt diefelbe ertheilen. 

b) Die zweite Schrift führt den Titel: „Die Gleich— 
fellung der Jsraeliten Badens mit ihren hrift- 
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lihen Mitbürgern," (Mannheim 1833 Schwan und 
Göz) und enthält neben einer ziemlich fcharfen Kritif der 
KRammerverhandlungen von 1831 eine Reihe wohlüberdachter, 
zum Theil trefflicyer Borfchläge zur Vorbereitung und Ber 
förderung jener , von ber Kammer gewünfchten Annäherung 
der Juden an die chriftliche Sitte, d. h. an die Sitte ber 
übrigen Staatöbürger Badend. Wären diefe Borfchläge 
von dem idraelitifchen Oberrath der Regierung gemacht, fos 
dann einer jübifchen Nationalverfammlung oder Bolförepräs 
fentation zur Genehmigung oder nähern Beitimmung und 
Ergänzung vorgelegt worden, fo hätte dadurch die Erfüllung 
der von ber Kammer gewünfchten Reform herbeigeführt und 
dergeftalt das Hinderniß der fogenannten Emancipation 
mögen befeitigt werden. Der Berfaffer jedoch verlangt, 
daß die Emancipation vorangehe, und will alfo jene 
Neform nicht ald Bedingung oder Borausfehung, 
fondern nur ald Folge der Emancipation, oder als unab⸗ 
bängig von derfelben eintretende Berbefferung geachtet und 
behandelt wiffen. Er erhebt fich vielmehr mit Eifer gegen 
die von ber Kammer audgefprochene Forderung einer 
vorausgehenden Reform, db. h. gegen ſolche, von ders 
felben für die Emancipation gefeßte Bedingung, und 
meint, daß Ehre und Gewiffen den Seraeliten verböten, auf 
ſolche Bedingungen einzugehen, wenigſtens überall im Punfte 
der Religion aud nur dad Mindefte nachzugeben zu dem 
Zweck der dadurch zu erlangenden bürgerlichen oder politifchen 
Bortheile. 

Daffelbe ift auch der Sinn und Inhalt des Einbegleitungss 
ſchreibens, womit Dr, Ladenburg feine beiden Drudjchriften 
uns vorlegt. Er verbindet damit noch die Klage über vers 
fchiedene Zweifel, meldye durch das neue Gemeindegefeß 
in die Rechtöverhäftniffe der Seraeliten gebracht worden feien, 
Zweifel, in deren Erörterung ihre Commiſſion nicht eingehen 
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kann , indem abermal:deren Löſung in fonfreten Fällen: den 
Behörden und, menn eine authentifche Interpretation 
Statt finden. foll, ver Gefeßgebung, d.h. den vereinigten - 
drei Factoren derfelben, nicht aber den einſeitigen Befchlüffen 
blos einer Kammer zufteht. | 

Michtiger ift die in dem Einbegleitungsfchreiben weiter 
enthaltene beftimmte Angabe deflen, was ſeit dem letzten 
Landtag, in Bezug auf die von.der Kammer gewünſchte Be⸗ 
rufung einer Berfammlung von Sseraeliten, zum Zweck einer 
einzufeitenden Annäherung oder Reform, von Seite der Yöa 
raeliten ſelbſt ſowohl, ald von Seite der Regierung gefchehen 
iſt. Es wird dadurch die in der zuerſt aufgeführten Petition 
nur fummarifch berührte Thatfache ung genauer und umftänds 
licher bekannt gemacht. 

„Sm Sahr 1834, “fagt Dr. Ladenburg, „ichien die Mehr: 
heit diefer hohen zweiten Kammer vonder Anficht auszugehen, 
daß von unferer Seite vorerft gewiſſe, der Gleichſtellung ents 
gegen ftehende Hinderniffe zu befeitigen feien, welche Hinbers 
niffe übrigens in dem Befchluffe diefer hohen Kammer nicht: 
näher bezeichnet wurden. Uufere hohe Regierung hat num im’ 
dem. Zeitraum zwifchen dem letzten und dem dießjährigen 
Landtag den Beſchluß diejer hohen Kammer dem großherzogl. 
Oberrathe mitgetheilt, und ihn aufgefordert, fein Gutachten 
über die Art der Zufammenfeßung der von dieſer hohen Kam⸗ 
mer gewünfchten Berfammlung von Abgeordneten der Zöraes _ 
liten abzugeben. Der Großh. Dberrath fehien num zu. erwä⸗ 
gen, daß die Zufammenfeßung der Verfammlung von der 
Borfrageabhänge, zu welchem Zweck diefelbe berufen 
werde." . 

„Deßwegen hat er im Wefentlichen. Folgendes erwiebert 

4) „Wenn die Berfammlung berufen werden fol, umBer- 
änderungen in der Religion vorzunehmen, fo wird-fie zu feinem 
Refultar führen. Denn Feine Verſammlung ift. competent;- 
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Satzungen, welche auf einer göttlichen Offenbarung beruhen, 
abzuändern,‘ 

2: „Sollten aber in diefer Berfammlung die Mittel bes 
rathen werden, wieman Handwerke und Ackerbau mehr 
unter unferen Glaubensgenoffen verbreiten, wie man bie 
Schulen heben, den Cultus verbeffern konne u. ſ. w., fo 
Jiegt eine derartige Berfammlung fowohl in dem Wunfche, 
wie in dem Intereſſe unferer Glaubensgenoſſen.“ 

„Der großh. Oberrath begutachtete demnach, wie eine Vers 
fanmlung der zweiten Art zufammen zu feßen wäre. 

„Unſere hohe Regierung hat auf diefen Bericht durch höchfte 
Staatöminifterialentfchließung vom 6. Febr. d. J. Nr. 426 
eröffnet, „daß unter den obwaltenden Umftänden, wo vorerft 
fein befriedigendes Ergebniß von der Einberufung einer 
ſolchen Berfammlung zu erwarten wäre, Umgang davon zu 
nehmen fei.‘ i 

Dr. Ladenburg fährt fort: „Jedenfalls darf eine hohe 
Kammer überzeugt feyn, daß die Antwort ded Großh. Obers 
raths vollfommen mit der Meinung der Mehrheit der Jsrae⸗ 
liten übereinftimmt, indem unfere Religionsgrundfäße ed wohl 
den Einzelnen frei ftellen, feiner Leberzeugung gemäß die 
heiligen Schriften auszulegen, dagegen keineswegs einer Ver⸗ 
fammlung das Recht zuerfennen, über unfere Gewiffen wilß 
führliche Verfügungen zu treffen.” — 

Bevor Ihre Commiſſion einen prüfenden Blick auf diefe 
Anfichten wirft, muß fie noch 

3) eine dritte Eingabe anführen, nämlich die von dem 
Lehrer SG. Ullmann in Wangen eingereichte, mit der Ueber» 
ſchrift: „Deduction, die Sleichftellung der Seraeliten in den 
bürgerlichen Rechten, fo wie die Verbefferung des israelttis 
ſchen Schulmefens betreffend.” Diefe voluminöfe fchriftliche 
Abhandlung, welche fo, wie die früher bemerfte, dahin gerichtet 
iſt, die in Anfehung dev Jsraeliten von der zweiten Kammer 
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im Sahr 1834 gefaßten Befchlüffe, d. h. die noch einſtweilige 
Verweigerung ber vollftändigen Gleichſtellung als hiftorifch, 
moraliſch, rechtlich und politifch unbegründet Darzuftellen und 
die Nothwendigfeit einer unverweilten gänzlichen Gleichſtel⸗ 
lung aus Gründen jener vierfachen Natur zu beweifen, ent» 
hält eigentlich nichts anders und fonnte wohl nichts anders 
enthalten, ald was die erſtgedachte Druckſchrift auch befagt, 
und ald die jchon vor zwei Jahren eingereichte Petitionen, 
und die zu Gunften derfelben von mehreren Rednern in der 
Kammer gehaltenen Vorträge: theild angedeutet , theis aus⸗ 
geführt haben. Auch der Vorfchlag wegen der Schulvers 
. befferung trifft mit dem in demfelben Betreff von Dr. Las 
denburg gemachten überein, und nimmt deshalb, fo wichtig 
und mwohlbegründet die Sache an fich iſt, Feine gefonderte 
Beleuchtung in Anfpruch. | 

. Su Bezug aufden Yauptgegenftand, nämlich dieFors 
berung der Gleichftellung, Tiegen Ihrer Commiſſion noch zwei 
andere Drudjchriften vor, welche fammtlichen Mitgliedern _ 
ber Kammer perfönlich übergeben wurden, weßwegen fie 
gleichfalls in diefe allgemeine Berichtserftattung mit aufzus 
nehmen find. 

Eine diefer Drudfchriften führt den Titel: „Denkfchrift 
an die hohe badifche Ständeverfammlung, eingereicht von 
badifchen Bürgern israelitifcher Religion, zur Begründung 
ihrer Petition um völige bürgerliche Gleichftellung vom 30. 
Suli 4833.” Heidelberg, Aug. Oßwald.) Sie erfcheint 
hiernach ald Beilage zu der unter Ziff. 1 aufgeführten Pe⸗ 
tition, und hat gleichfalls im Wefentlichen denfelben Suhalt, 
fo wie diefelbe polemifche Natur, wie die unter Ziff. 2 lit. b 
gedachte Druckſchrift des Dr. Ladenburg. Eine gefonderte 
Beurtheilung diefer Drucfchrift wäre hiernad zu weit führend 
und zwecklos. - 

Daffelbe ift der Fall mit der von dem Oberrath Epftein 
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verfaßten Cim Jahr 4831 eingereichten, jet aber wieberhoft 
im Druck vorgelegten und mit einer neuen Eingabe Nr. 368) 
begleiteten „gehorfamften Borftelung an die hohe zweite 
Kammer der Ständeverfammlung bed Großherzogthume 
Baden, betreffend die bürgerlichen und politifchen Rechte dev 
Badener, iöraelitifcher Religion. Mit einer Beilage, ents 
haltend den betreffenden Auszug der Großh. badifchen Geſetz⸗ 
gebung.“ (Karlsruhe und Baden, Marr’fche Buchhandlung 
1833). Diefe VBorftellung kömmt in der Hauptfache überein 
mit der unter Ziff. 2. lit. a aufgeführten erften Schrift des 
Dr. Ladenburg, und ftelt am Schluffe ald Refultat der ans 
geführten Geſetze folgende zwei auch dort zu findende Bes 
hauptungen auf. 

4) „Daß die bürgerlichen und politifchen echte ber is⸗ 
raelitifchen Unterthanen, mit Einfchließung der unbefchränfs 
teften gleichen Gewerböberechtigung der Wählbarfeit der is⸗ 
raelitifchen Ortsbürger zu Gemeindeämtern, und ber 
Fähigkeit zur Bekleidung von Staatsdienftftellen, in vollfoms 
mene Gleichheit gefeßt find mit jenen der übrigen Unterthas 
nen, mit der im $. 8. des erften Gonftitutiongedicts über die 
firchlichen Berhältniffe enthaltenen Ausnahme, und 

2) „daß ihnen dagegen alle perfönlichen und vecuniären 
ftaatöbürgerlichen und Gemeindeverbindlichkeiten, und zwar 
ohne alle Befchränfung auferlegt find.” — Die darin geftellte 
Bitte lautet dahin: „daß es der hohen Kammer gefällig feyn 
wolle, bei der hohen Regierung auf die Vorlage eined Ge⸗ 
ſetzentwurfs anzutragen, worin die Gleichftellung, auch der 
politifchen Rechte, der israelitifchen Staatsbürger mit jenen 
der Staatsbürger anderer Gonfeffionen ausgefprochen werde. 

Es gereicht Ihrer Commiſſion zum Vergrügen, das Ans 
erfenntniß ausfprechen zu Fonnen, daß dieſe Ießtgedachte 
Schrift des Oberrathes Epftein, neben der Eindringlichfeit 
der Darftellung, welche Eigenfchaft auch den andern zukömmt, 
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noch durch die Mäßigung des Ausdrucks und. durch den ady 
tungsvollen Ton, welcher darin gegen die Kammer beobachtet 
wird, fich. auszeichnet, während die übrigen Schriften niehr 
oder weniger den Charakter eines faft leidenfchaftlichen Eifers 
und einer ſchwerlich zu billigenden Bitterfeit.an fich tragen, 
wodurch Das Gewicht der aufgeftellten Argumente doch gewiß 
nicht verftärft werben kann. 


Derfelbe Charakter und zwar in noch weit höherem Grade 
fommt einer andern Druckſchrift zu, welche wenigftend einis 
gen Mitgliedern der Kammer, und zwar mit Beziehung auf 
die vorliegenden Petitionen, gewißermaßen ald weiteres Un: 
terſtützungsmittel derfelben überreicht ward, und deren des— 
halb die Sommiffion bier gleichfalls Erwähnung thun muß. 
Sie führt den Titel: „Kritifche Beleuchtung der in den Jah⸗ 
ren 1831 und 1832 in Deutfchland vorgefommenen ftändis 
fchen Berhandlungen über die Emancipation der Juden, von 
Dr. Gabriel Rieffer.” Altona, Friedr. Hammerich 1833). 
Eine allerdings fehr gut, mit Geift und Gefühl gefchriebene, 
und einen Reichthum von Kenntniffen, wie von Ideen, vers 
rathende Abhandlung, welche aber mit den beißendften, felbft 
perfünlichen Vorwürfen, und in einem, theild ungebührlic) 
heftigen, theil wegwerfenden Ton gegen die Befchlüffe un: 
ferer Kammer und gegen die von einzelnen Mitgliedern ders 
felben gehaltenen Vorträge in der Judenſache auftritt, und 
demnach nicht weniger, als jene zur gegenfeitigen Annähe— 
rung nothwendige leidenfchaftslofe, die Verhältniffe mit Ruhe 
würdigende Gefinnung verräth, welcher bei den Seraeliten zu 
begegnen für ung fo erwünfcht und erfreulich wäre. 


Die Schrift des Dr. Rieffer indeffen ift nicht an die Kamr 
mer felbft gerichtet, fondern ein rein literarifches Produft, 
eine Rede blos and Volk oder an die allgemeine öffentliche 
Meinung, demnach nicht denjenigen Gefegen unterftehend, 
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welche in Bezug auf Anreben- oder Borftellungen an eine 
landſtändiſche Kammer die Klugheit nicht minder als die Zarts 
beit vorfchreibt. Ihre Commiſſion, meine Herren, geht daher 
gerne Darüber hinaus; aber fie kann nicht umhin, die in den 
an die Kammer eingereichten Borftellungen enthaltenen, 
zwar minder herben, dot immer unfjauften Borwürfe, und 
zum Theil felbft Perfonlichfeiten als folche zu bezeichnen, 
welche nad) ihrem Dafürhalten nicht wohl zu billigen find. 

Und was ift denn im Grunde die Rechtfertigung jener Bors 
würfe, die man gegen die Befchlüffe der zweiten Kammer 
vom 5. 1831 erhebt! — Die Kammer faßte Damals in ber 
Zudenfache die nachftehenden Dauptbefchlüffe : 4) den Juden 
ſolle jeßt fchon eine vollftändige Gleichſtellung, in Hinficht ihrer 
politifchen Rechte mit den Ehriften, nicht zu Theil werben; 
2) die Regierung foll gebeten werben, eine Berfammlung von 
Abgeordneten der Söraeliten zu veranlafien, und Diefer Diejenis 
gen Vorlagen zu machen, welche die Regierung felbit für zweck⸗ 
mäßig findet, um fofort die der weitern Givilifation der Jsrae⸗ 
liten entgegenftehenden Hinderniffe nad) Thunlichfeit zu befeitis 
gen; 3) dad neue Geſetz über die Bürgerannahmen, und jenes 
über die Gemeindeverfaſſung folle an dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand der Jsraeliten nichts, weder zu ihrem Vortheil, noch 
zu ihrem Nachtheil ändern, fondern fie follen in beim unges 
fchmälerten Befiß aller derjenigen Rechte verbleiben, die fle 
bisher in den einzelnen Gemeinden befeffen. Diefe fammts 
lichen Befchlüffe wurden einftimmig, der erfte nämlich blos 
mit Ausnahme zweier Stimmen, gefaßt. Die Gründe, aus 
welchen fie gefaßt wurden, find Shnen Allen, theils als Theil 
nehmer, theils ald Lefern der Verhandlungen, gegenwärtig. 
Ihre Commiſſion wird jeßt nicht mehr darauf zurückkommen 
dürfen. Soll fie in die Prüfung der Dagegen vorgebrachten 
Reklamationen eingehen? — 

Meine Herren, ed wärenöthig, ein Buch zu fehreiben, um 
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alle die Druckfchriften und Petitionen, die oben angeführt 
ſtehen, umftändlich. zu beleuchten, und der Neihe nach zu 
zeigen, was darin Wahres und Falfches, Halbwahres und 
Mißverftandenes, Spibfindiges und Uebertriebenes enthalten 
iſt. Sie verlangen ficherlich diefes nicht von und. Wir 
wollen blos aufden Hauptpunkt einenruhigen Blick werfen. 
Es fei „Religionsh aß,“ fagt man, der in unfern Bes 
fohlüffen wehe; der Religion willen würden die Israeliten 
in denjenigen Rechten zurückgefeßt, welche nach unläugbaren 
Principien allen Staatsbürgern, fo fern fie gleichen Laften 
unterftehen, und gleiche Pflichten erfüllen, auch gleich mäs 
Big zu ertheilen find. Und es fei ungeeignet und verwerflich, 
zur Bedingung folcher Gleichſtellung ein Aufgeben von 
Religionsübungen oder Glaubensartikeln zu 
ſetzen, weil mit der Religion fein Handel getrieben und Ue⸗ 
berzeugung oder Gewiffenspflicht um Feinen irbifchen Preis 
verläugnet oder aufgeopfert werben dürfen. 

Daß hier Begrifföverwechslungen obmwalten, ift jedoch Leicht 
darzuthun. Wir anerkennen ven Sab als vollfommen rechts⸗ 
begründet und unläugbar, daß wegen des Religionsglaus 
bens oder der Religion sübung an fich, durchaus Feine 
bürgerliche oder politifche Rechtsungleichheit flatuirt werben 
dürfe. Wohl aber darf letzteres Statt finden, wenn aus ber 
Befchaffenheit eines beftimmten Glaubens oder Eultus 
eine der Erfüllung ber bürgerlichen Pflichten überhaupt 
ober in einem beftimmten Staat, oder der wahren Bes 
freundung mit den Gefelfchaftsgenoffen abholde Gefin- 
nung nothwendig oder natürlich hervorgeht, oder wenn jener 
Glaube ſich auch in Außern Handlungen ober Unter, 
yaffungen, oder in Sitten und Lebensweise aufeine ans 
tiforiale, die Gleichheit der Wechfelmirfung oder das gegens 
feitige Vertrauen ftörende Art Fund thut. Ob einer an Mofes, 
Chriſtus oder Mahomed, ob er an Brama oder Eonfucius 
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glaube, dies ift an und für ſich ohne Einfluß auf den An⸗ 
fpruch ftaatöbürgerlicher Gleichheit. Wenn aber eine Sefte 
ober Religionspartei vermöge ihres Glaubens oder Kultus 
zur Verachtung oder Anfeindbung der anders Glaus 
benden in demfelben Staate getrieben wird, überhaupt wenn 
fie ein, Die Hebrigen abftoßendes, eine aufrichtige Befreundung, 
ein ächt gefellfchaftlicyes Zufammenfeyn mit denfelben kaum 
zulafiendes Princip beherbergt; fo wird, zumal falls die 
festen die Maffe der Nation, den weitaus größten Theil 
der Staatsbürger ausmachen, die Statuirung einer polis 
tifhen Rechtsungleichheit — unter voraudgefeßter Unans 
taftbarfeit der allgemeinen menfchlichen und flaatsbürgerlichen 
Rechte — der Natur des Berhältniffes angemefjen und ſonach 
nicht zu tadeln feyn. Man fragt dabei gar nicht nad) der 
Quelle folcher laut befannt oder in unzweifelhafter Erfcheis 
nung vorliegenden Gefinnung und Richtung, fondern flatuirt 
das ihr Entfprechende, ohne Unterſchied, ob fie von einem res 
ligiöfen Glauben oder wo irgend fonft herftamme, blos allein 
und unmittelbar in Bezug auf fie felbfl. Das Princip fols 
cher Statuirung ift alddann kein ungerechteö, weil ed ein 
ſolches ift, welchem in ganz allgemeiner Faffung jeder Billige 
denkende in der Staatögefellfchaft feinen Beifall geben muß, 
- amd weil die Nichtgewährung eines politifchen Rechtes 
Cindbefonbdere jenes der Wählbarkfeit) im Grunde nichts 
anders ift, als ein von ber Gefammtheit ausgefprochener 
Entſchluß, ihre Vorſteher nicht aus einer Klafje zu wählen, 
an welcher fie folche, dem Vertrauen nachtheilige Eigenſchaf⸗ 
ten wahrnimmt. Es kömmt dabei alles auf die Motive 
ſolches Entfchluffes an, und wenn 3. B. die Ausfchließung der 
Weiber, der Knechte, der Proletarier vom activen oder vom 
paſſiven Wahlrecht (nach Umftänden auch von beiden) nicht 
ald Unrecht erfcheint; jo kann eine ähnliche Ausfchließung 
einer Sekte oder Ölaubensparthei, oder wie immer benannten 
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Klaſſe von Bürgern, welche nach der. vorherrfchenden Erz 
fheinung einen Charakter, der Fein. Bertrauen oder nur ein 
geringes Vertrauen zuläßt, an fich trägt, gleichfalls nicht Uns 
recht feyn. 

Es laͤßt fich hiernach blos noch darüber flreiten; ob 
wirflich die Söraeliten in unferem Staate, nach dem Grad 
ihrer Bildung, überhaupt nach der Art ihres Seyns und 
Thung, und nach dem Verhältniß defjelben zu jenem der wohl 
ſechszigmal ftärferen Zahl der Ehriften jenes Vertrauen eben 
fo volfommen oder minder vollfommen in Anfpruch. nehmen; 
als unter fonft gleichen Umftänden unfere eigenen REN 
genoffen, d. h. die Glieder der Chriftengemeinde. 

Bei diefer Frage verläßt man das Feld der cheoretiſchen | 
oder abftraften Yrincipien und begiebt fich auf jenes ber fak— 
tifchen ‚Erfeheinung oder Erfahrung, and es ift Dann freilich 
Leicht erklärbar, daß die Seraeliten die Frage anders beants 
worten, als wir, und daß fie es. felbft mit jenem Eifer und 
jener Erbitterung thun, welche bei der. Vertheidigung ber 
eigenen Sache ung allzuleicht anwandeln. Wir haben das 
„Für“ und „Wider“ inder Verhandlung von 1831 fo-viel- 
fach erörtert und erörtern.gehört, daß das Urtheil eines Jeden 
von. ung ficherlich feft fteht, und daß wir auch mit Ruhe jenes 
der erleuchteten öffentlichen. Meinung über unfere — 
können ergehen laſſen. 

Haben wir denn wirklich, indem wir ein Entgegen— 
kommen der Israeliten begehrten und zu deſſen Vorberei⸗ 
tung eine Verſammlung von Männern ihres Glaubens 
zu veranftalten wünfchten, etwas Unbilliges, den. Ge 
wiffen Gewalt oder der Ehre Beleidigung : Anthuendes 
verlangt? — Nach der fchroffen Anficht der gegenwärtigen 
Petenten haben wir es gethan, aber nach derfelben müßte 
jede Hoffnung aufgegeben werden, unter den verſchiedenen 

Eonfeflionen oder Religionen jemals eine Ausſoͤhnung ober 
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ein freundliches Nebeneinanderfeyn zu bewirken. Haben doch 
auch Proteflanten und Reformirte, ald fle vor Kurzem fich zu 
einer Kirche vereinigten, wechfelfeitig mancherlei zu und nach⸗ 
gegeben, und haben auch Katholiken und Proteftanten überall, 
wo Aufklärung und Bürgerfinn herrfcht, in vielen Dingen, 
worin fie fonft feindlich fich abftießen, einander ſich genähert, 
und find doch gerade die Dinge, welche die Söraeliten von 
und noch am meiften entfernt halten, nicht einmal eigentliche 
Religionds oder Glaubensfachen, fondern blofe Sitte, 
Hertommen, bürgerliche Lebensweife, auch Vorurtheil, einges 
fehlichener oder veralteter Mißbrauch , höchſtens außerwe⸗ 
fentliches Formenwerk oder Firchliche Nebenfache. Und es 
follte tadelnswerth oder gar Beleidigung feyn, auch nur zu 
fragen: „was ober wie viel fünnt ihr, ohne eurem Ges 
wiffen Zwang anzuthun, von folchen Dingen aufgeben, ab» 
fchaffen, mildern, in den nöthigen Einklang mit den Verhälts 
niffen des Staates und der Zeit, worin ihr lebet, feben ? 
Saget ed und, und wir werden alddann freudig euch die 
echte, deren ihr noch entbehrt, verleihen, fo weit eure Er- 
Härungen und Entfchlüffe ed und möglic, machen.” Wahrs 
lich! die unbedingte, zum Theil felbft mit Vorwürfen bes 
gleitete, Zurüdmeifung folder Anfrage ift feine Wider- 
legung der im Jahr 4831 gegen die Emancipation in unferer 
Kammer gehaltenen Vorträge. 

Nach Allem dem, meine Herren, glaubt Ihre Commiſſion 
in der Mehrzahl ihrer Mitglieder — drei jedoch find der 
Willfahrung geneigt — nicht auf Gewährung des Verlangen 
der Petenten antragen, ober wenn fie es thäte, dabei die Zu- 
ſtimmung der Mehrheit in der Kammer erwarten zu dürfen. 
Die Sache ift noch ganz im alten Zuſtand, ſowie fie im Zahr 
4831 gewefen, die Gründe und Umftände, welche damals 
fämmtlicdhe Mitglieder, mit Ausnahme von zweien bewog, 
gegen die gleihbaldige Emancipation der Seraeliten fich 
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‚. gu.erflären, beftehen noch fort; ja durch bie oben — 
ablehnende Beantwortung, welche die Einladung zur Ver⸗ 
anſtaltung einer israelitiſchen Verſammlung von Seite des 
Oberraths erhielt, iſt noch ein laͤngerer Fortbeſtand wahr⸗ 
ſcheinlich geworden. Ihre Commiſſion, meine Herren, ſchlägt 
Ihnen demnach bie — mit Beziehung auf die Verhand—⸗ 
lungen von 1834 zu beſchließende — Tagesord 
nung vor. 

Außer dem angeführten Hauptgrund find es noch folgende 
Betrachtungen, welche fie zu folchem Antrag beftimmen: “ 

1) Der gegenwärtige Augenblic, der mit fo ſchwe⸗ 
ren Sorgen um bie allgemeinen Nationalfreiheiten erfüllt iſt, 
worin wir unfere heiligften Berfaffungsrechte bedroht, das 
Wort gefeffelt, die Barerlandsfreunde angefeindet, verdädh- 
tigt, zum Theil in Kerker geworfen fehen, ift nicht geeignet, 
neben der großen, das ganze Gemüth beherrfchenden, Anger 
Tegenheit, Bewahrung der Gonftitution, noch ein lebhaftes 
Intereſſe für einen untergeordneten , jedenfalld minder drin» 
genden Gegenftand auffommen zu laffen, und die Jsraeliten 
ſelbſt — wofern fie wirklich treue Glieder der Nation find — 
werden gerne bie Verfolgung ihrer befondern Sache jener ber 
- allgemeinen nachjeßen ; fie werben einfehen, daß nur die bes 
feftigte Gonftitution, die befräftigte allgemeine Freiheit der 
Boden fei,' welchem eine geficherte und wahrbaft gebeihliche 
Frucht in irgend einer Sphäre des bürgerlichen Lebens ent» 
fteigen kann; fie werben alſo gerne zuwarten, bis über die 
große Frage entfchieden ift. 

2) Sie werben diefes um fo williger thum, da ja nach 
ihrer eigenen Anficht ihnen nur fehr wenig mehr fehlt, 
um der volfftändigften Rechtögleichheit theilhaftigzu feyn, und. 
28 jedenfalls nur um einige Befchränkungen der politifchen 
zumal Wahlredyte (im Staat und in der Gemeinde)’ fich 
handelt, welche, wenn auch jeßo jene Schranken fielen, 
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wahrfcheinlic; noch eine geranme Zeit ohne bebeutende faf- 
sifche Wirfung , das heißt, ohne wirklichen Effekt für die zu 
&maneipirenden bleiben würden, während die einflweilige 
Fortdauer -der geringen Befchränfung durchaus fein Hius 
derniß der Fortfchritte der Israeliten auf der Bahn der Eivis 
lifation und der focialen Tugenden entgegen ſetzt, vielmehr 
als ein Sporn zum rafcheren Fortfchreiten wirken kann. 

3 So wenig den Jsraeliten noch fehlt, um die volle 
Mechtögleichheit mit den chriftlichen Staatöbürgern zu. bes 
figen, fo könnte doch auch dieſes Wenige ihnen nicht ertheilt 
werden, ohne eine Abänderung ber Konftitution, 
und eine wefentlicye Abänderung des neuen Gemeinde 
geſetzes. Eine Abänderung der Konftitution werben wir 
nie anders ald aus den dringendften Gründen in Borfchlag 
bringen oder annehmen, und auch fchon die Abänderung bes 
Gemeindegefeßes würde ein mit vielen Schwierigfeiten verbuns ⸗ 
dened, und mancherlei Bedenken unterliegended Werk feyn. 
Eine allgemeine oder zum mindeften eine auf mehrere Haupt: 
punkte fid) beziehende Reviflon diefes Geſetzes, fteht ohnehin für 
einen der nächften Landtage bevor, und die Sudenfache möchte 
wohl ohne Nachtheil gleichfalls bis dahin zu vertagen feyn. 

4) Sedenfall®, wenn wir auch eine dahin gehende Bitte 
an die Regierung befchlöffen, würden wir wenig Hoff 
nung haben, fie noch an gegenwärtigem Landtag 
realiſirt zu fehen. Die Regierung fcheint nicht geneigt zu noch 
mehreren Gefeßesvorlagen, deren Berhandlung den Landtag 
bedeutend verlängern würde, und wenn wir der Sudenfache 
willen gar noch Verzicht leiſten müßten auf Die unendlich 
beinglicheren , ja unerläßlichen Forderungen eined der Konſti⸗ 
tutien wenigitend annähernd entfprechenden Preßgeſetzes, 
und eines Die perfünliche Freiheit gegen wilkführliche 
Einferferung ſchutzenden Geſetzes — zweier Geſetze, wovon 
ig auch den Israeliten wie den Chriſten die unermeßliche 
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Wohlthat zu gut fommen würde — was: würde wohl bie 
öffentliche Meinung fagen zu der unferer Seite der Js 
denfache erwiefenen befondern Vorliebe, oder fo ganz vor⸗ 
zugsweis erzeigten Gunft? 

Ihre Commiſſion, meine Herren, wiederholt den Antrag 
auf die Tagesordnung, unter ber ausdrücklichen Erfläs 
rung, ihres_den Gefinnungen und Beichlüffen der Kammer 
von 41831 gemäßen fortwährenden Wunſches, die Emancis 
pation der Jsraeliten möglichit bald realifirt zu fehen, fo 
wie ihre Hoffnung, daß felches Ziel auf dem durch jene Be- 
fchlüffe augebeuteten, wenn gleich bis jet von.den Jsrae⸗ 
fiten mißverftandenen oder abgelehnten Wege, auf eine alls 
feitig befriedigende Weiſe werde erreicht werden. 


Beilage Nr. 6. | 
zum Protocol ber 68. öffentlichen Sißung vom 27. September 
1833. 

Be richt 
der Petitionscommiſſion in ihrer Minorität, die Eman— 
cipation der Israeliten betreffend. — von 
dem Abg. Gerbel. 


Meine Herrn! 

Sie haben aus dem Vortrag des Abg. v. Rotteck als 
Organ der Majorität der Petitionscommiſſion vernommen, 
‚welche Vorſtellungen und Druckſchriften der hohen Kammer 
zum Zwecke der Gleichftellung der Israeliten mit.den chrift- 
lichen Staatsbürgern eingereicht. wurden. 

‚Die Minorität: ihrer Commiſſion iſt zwar mit der: gege⸗ 
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benen Darftellung diefer Petitionen und ihres Inhalts ein⸗ 
verftanden, nicht aber auch mit den darauf gebauten Anfidys 
ten, und dem Antrag der Majorität der Commiſſion. 

Auf dem vorigen Landtag wurde zunächit auf den Grund: 
ded Antrags der Minorität der Petitionscommifflon ‚von ber 
hohen Rammer der Befchluß gefaßt. 

„Es folle der Petition der Israeliten vorerft noch feine 
Folge gegeben, und der beftcehende Nechtezuftand der Jsrae⸗ 
kiten weder zu deren Bortheil noch zu deren Nachtheil abger 
ändert, dagegen aber die Regierung gebeten werden, eine 
Verfammlung der Abgeordneten der Jssraeliten des Landes 
zu veranlaffen, und ihr diejenigen Vorlagen zu machen, 
welche die Regierung felbft für zweckmäßig findet, und die 
der weitern Givilifation der Israeliten, und ihrer Gleichftel: 
lung mit den Chriften entgegenftehenden Hinderniffe nad 
Thunlichfeit zu befeitigen.“ 

Damit verband die Kammer schwerlich den Sinn, daß 
bie Seraeliten zum Zweck diefer Annäherung eine Aenderung 
in der Religion vornehmen, und daß die Synode fich Darüber 
berathe, welche Aenderung Statt finden folle, fondern ed 
fonnte die Abficht Feine andere ſeyn, als durch fie felbft, 
unter Mitwirfung eines landesherrfichen Commiſſaͤrs aus: 
zumitteln, auf welchem Weg ein befferer Unterricht in den 
Schulen, etwa mit Weglaffung der hebräifchen Sprache eins 
geführt, und die Israeliten zu den bürgerlichen Gewerben, 
und dem Ackerbau befjer herangezogen werden, uns dadurch 
dem Hauptübel, woritber fich die Ehriften zu beffagen haben, 
nämlid dem Nothhandel fo viel möglich zu ſteuern. Ä 
Denn neben der ftrengen Forderung der Gercchtigfeit, die 
Pflichten und Rechte aller Staatsangehörigen, ohne Rück 
ſicht auf den Neligiondglauben, in ein’ rechtes Ebenmaß zu 
bringen, muß und darf das Ziel der Ghriften bei der’ von 
ihnen augzugehenden Emancipation der Juden kein Anderes 
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ſeyn, als Letztere ihnen näher zu führen, und bad Zuſam⸗ 
menleben mit ihnen nicht nur erträglich zu machen, fondern 
auch eine große Volksmaſſe für den Staat und beffen Rechte 
moralifch und geiftig zu gewinnen. | 


Wenn nun der Großherzogl. Oberrath auf dei Erlaß des 


Großherzogl. Minifteriums des Innern zum Zweck der bes 


antragten Synode ſich dahin Außerte: 


„Daß, wenn die Berfammlung berufen werben folle, 
um Beränderungen in der Religion vorzunehmen, fie zu 
feinem Refultat führen werde, da feine Berfammlung 


eompetent fei, Saßungen, welche auf einer Dffenbarung 


ruhen, abzuändern.” 


— Wenn Hingegen in diefer Verſammlung Mittel beras 
then werden follen, wie man Handwerke und Aderbau 
mehr unter den Seraeliten verbreite, wie man die Schulen 
heben, und den Cultus verbeffern könne, ꝛc. 2c. fo liege 
eine derartige VBerfammlung fowohl in dem Wunfch, als 
auch in dent Intereſſe der Jsraeliten.“ | 


fo jcheint diefe feine Anficht ganz mit der der Kammer übers 
einzuftimmen, und es hätte nur von der hohen Regierung 
abgehangen, auf diefe Eingabe die weiter geeignete Berfü- 
gung zu erlafien, und damit der Abficht der Kammer zu ents 
fprechen; daß dies nun aber unterblieben, dies gereicht den 
Yeraelitep nicht zum Vowurf, da es nicht in ihrer Macht 
lag ed zu bewirfen, und wenn fie nun von diefer Gleichſtel⸗ 
lung feinen Gebrauch zu machen bitten, weil fie dem Antrag 
die Abficht unterftellen, als folle in ihren religiöſen Satzun⸗ 
gen eine Aenderung ald Bedingung der Gewährung ihrer 
Bitte vorgenommen werden, fo fcheint dies nur auf einem 
Mißverſtand und Irsthum über die Auslegung des auf dem 
vorigen Landtag gefaßten Befchluffes zu beruhen. 


# 
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Die Jsraeliten im Großherzogthum Baden, 19,000 an 
der Zahl, verlangen nun aufs Neue eine völlige Gleichſtellung 
in ihren bürgerlichen und polttifchen Rechten mit den Ehriften, 
und;gründen bieje Bitte auf die ihnen gleich den Ehriften obs 
liegenden Pflichten gegen den Staat. Sie jeigen zwar in, 
ihren verfchiedenen Petitionen, umd es that ed auch die Minos 
‚rität der Petitionscommiffion auf vorigem Landtag, daß 
ihnen nach dem Buchftaben de# beftehenden Geſetze hieran 
nichts mangle, als die Wählbarfeit in die Ständeverfamms 
lung. Allein die Auslegung diefer Gefege ift verfchieden, je 
nachdem der Ausleger die Inden und ihre Anfprüche mehr 
oder weniger in Schuß nimmt, und in der Wirflichfeit baben 
fie e8 noch nicht weiter gebracht, ald daß hie und da eine 
Wahl in den Bürgerausfchuß, und in das Wahlcolfegium 
eines Abgeordneten auf fie fiel, die Wählbarfeit in den Ge; 
meinderath und zum Drtsvorficher, fo wie dad Recht, 
Staatödiener zu werden, wird ihnen beftritten, und fo ift 
ed nicht ohne Grund, daß fie durch authentifche Snterpres 
tation der beftehenden Geſetze, oder durch ein neues Gefek 
ihren bürgerlichen und polifchen Rechtszuſtand feftgeregelt 
baben wollen. 

Sie geben übrigens felbft unummunden zu, daß ihre un: 
tere Volköflaffe, insbefondere die Nothhändler, an diefer 
von ihnen jehnlichft verlangten Gleichftellung noch feinen 
Theil nehmen können, und daß man ıhmen deu Uebergang 
in ein bürgerliched Gewerbe, und die Probezeit, daß fie fich 
darin .befeftigt, zur Bedingung der Ausdehnung der Emans 
‚eipation auf fie jeße, und diefe Aufgabe ift in dem erft kuͤrz⸗ 
lich erfchienenen fehr umfaffenden kurheſſiſchen Gefeß über 
bie Emancipation der Juden ganz trefflich gelöst, da es 
bie Rothhändler von dieſer Wohlthal fo lange ausſchließt, 
bis fie fich von biefem Ermerbözmweig loögemacht, und ein 
volles Jahr fid) einem bürgerlichen Gewerbe gewidmet haben: 
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Hierdurch wird vorzüglich erreicht, was die Minvrität der 
Commiſſion fchon auf dein vorigen Landtag, fo wie auf 
diefem fich zum Ziel geftecft, nämlich den Zuden in der Ans 
näherung zu den Chriften zu Hilfe zu fommen, und fie ihnen 
möglichft erträglich und nuͤtzlich zu machen, da fie einmal 
als Staatsbürger aufgenommen find, und ein Zufammens 
leben mit ihnen durchaus geboten ift. 


Sn einer der Petitionen ift auch ganz richtig bemerft: 


„Richt der Gebundene kann Hinderniffe wegräumen, nur 
dem Freien bleibt die volle Thatkraft.“ 


Allerdings ift dieß eine große Forderung der Minderzahl 
der Staatsbürger, daß fie die Mehrheit zu fich heranziehe, 
da ed umgefehrt an der Möglichkeit fcheitert. 


Betrachten wir näher, was die Juden von den Chriften 
eigentlich verlangen? Es ift nichts Anderes, als die Chriften 
follen fich felbft für mündig erflären, und fich durch Geſetz 
bad Recht beilegen, in ihren öffentlichen Angelegenheiten ſich 
ber geiftigen Kräfte der Juden, die wohl nicht felten ganz 
ausgezeichnet find, wie ſchon auch die eingegebenen Druck 
fchriften zeigen, Dadurch zu bedienen , daß fie fie durch ihre 
eigene Wahl in Dienft rufen. Hier, fo wie auch bei der An— 
ftelung im Staatsdienft ift das, was die Juden verlangen, 
durch eine Handlung der Chriften bedingt, da von ihnen in 
jedem fpeciellen Fall die Beurtbeilung vorauszugehen hat, 
ob fie die Seraeliten zu dem, was fie durch die Emancipation 
zu erlangen wünfchen, geiftig und moralifch für fähig-balten, 
bie Chriſten legen fich alfo felbft Bande an, wenn fie ſich 
das Recht vorenthalten, auf den tüchtigften, gebildetiten 
und hochgeachtetften Suden irgend einen Dienft im Staat zu 
übertragen, und ſich fomit diefer edeln Kräfte bedienen zu 
dürfen. 
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Betrachten wir näher, mas die Majorität ihrer Commiſ⸗ 
fion beftimmt, das fo eindringlic, geftellte Geſuch der Petens 
ten dadurch auf die Seite zu legen, daß fie auf die Tageds 
ordnung anträgt. Es foll dieß, wie fie in ihrem Bericht fagt; 
durchaus nicht Religionshaß feyn, fondern vorzüglid) darin 
beftehen, daß die Juden vermöge ihred Glaubens oder Euls 
tus zur Verachtung oder Anfeindung der anderd Glaubenden 
angetrieben find, was dad Vertrauen zu ihnen mindern, 
und zu dem von der Gefammtheit auegefprochenen Entſchluß 
berechtige, ihre Borfteher nicht aus einer Klaffe zu wählen, 
die folche, dem Vertrauen nachtheilige Eigenfchaften befite. 


Alles Weitere, was noc als Zufaß zu diefem Grund ans 
geführt wird, ift theild außerweſentlich, theild erfcheint ed 
als Ableitung aus dem Angegebenen. 

Die Minorität ihrer Sommiffion kann jedoch diefed anges 
gebene Motiv nicht für haltbar dazu erachten, um 19,000 
Staatsbürgern, welche an allen vorfommenden Laften im 
Staat ohne alle Ausnahme ihren Antheil tragen müffen, die 
- wichtigften Rechte in demfelben vorzuenthalten. 


Der angeführte Grund ift aber beſonders deßhalb hiefür 
nicht ausreichend, weil er fich in der Wirklichkeit nicht als 
richtig darftellt. Man hat zwar in frühbern Zeiten behauptet, 
ed beftehe die Lehre im Talmud, dem Israeliten gereiche es 
zum Berdienft, die Chriften, oder überhaupt folche, die nicht 
ihres, Glaubens find, zu übervortheilen. - Indeffen wird dieß 
gegenwärtig nur noch für ein bloſes Vorurtheil angefehen, 
das jeine andere verſteckten Motive im Hintergrund hat. Jeder 
Katechismus aus einer jüdifchen Schule künnte davon Zeugs 
niß geben, daß gerade das Gegentheil, und nur die reine 
Moral gelehrt wird, die doc; gewiß den angegebenen Satz 
nicht duldet. Auch hat fich ſchon die im Sahr 1806 veran⸗ 
ftaltete Berfammlung franzöfifcher Juden ganz unzweifelhaft 
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darüber ausgefprochen, Das Verlangen an diefe Berfanms 
kung richtete fic nur dahin: Erklärungen über das Verhaͤlt⸗ 
niß der jüdiſchen Religionsgrundfäge und Religionsgebräuche 
zu den Pflichten gegen den Staat zu erhalten, und dieſe Er⸗ 
klaͤrungen ſind nach dem Ermeſſen der Regierung vollkommen 
befriedigend ausgefallen, ohne welche die Emancipation in 
Franfreich fiher nicht erfolgt wäre. Auch läßt fich nicht ers 
warten, daß andere Staaten, nämlich Nordbamerifa, Hols 
land, Hannover, Kurheffen und Sachfen fich für die Gleidy 
ftellung der Israeliten ausgefprochen hätten, wenn ein folch 
gefährlicher Abfcheidungspunft zwifchen beiden Glaubens» 
parthieen in der Mitte läge. 
Daß noch weitere Hinderniffe, nämlich das Feiern des 
Sabbaths, und die Ausfcheidung mancher Speifen ıc. vors 
liegen; wird zwar angegeben, widerlegt fich aber von felbft 
durch die bisherige Erfahrung, da wohl alle jüdifche Kauf⸗ 
leute, Handwerker und Landwirthe mit den Chriſten concurs 
viren können, aud; die Juden am Samftag Militärdienft 
leiften müffen, und es überhaupt flillf—dyweigende Bedingung 
für Seden ift, den man in ein Gemeinde- oder Staatdamt 
ruft, daß er die Pflicht der Religionsübung vorausgehen 
täßt, als ihm fonft fein Amt wieder entzogen wird, 


Meine Herren! 


Laffen Sie uns vollenden, was der in Baden unvergeß- 
liche Karl Friedricdy durch feine weife Gefeßgebung für die 
Juden begonnen hat. Der Geift der Zeit rückt unaufhalt⸗ 
fam vorwärts, und ihn aufhalten zu wollen, wäre eitled 
Unternehmen. in allen civilifirten Staaten Europas ift man 
von dem Unterfchied der Bürger nach der Religion abgefoms» 
men, und insbefondere befchäftigt die Emancipation der 
Juden die gefeßgebenden Körper. Mehrere Staaten find 
und in freifinnigen und gerechten Ausfprüchen in biefer 
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Sache vorangeeilt, und wir follten zurücbleiben oder ftille 
ftehen? 

Der Antrag der Minorität der Petitionscommifflon geht 
dahin: Ä 

Die eingefommenen Petitionen dem Großherzogl. Staats» 
minifterium zu dem Ende zu überweifen, um ein angemef+ 
fenes , durch die Zeit und Gerechtigkeit gebotened Gefeß über 
die Emancipation der Juden auf ſachgemaͤßem Weg vorzu⸗ 
bereiten. ‘ 


LXIX. Deffentlide Situng 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverſammlung 


Karlsruhe, den 28. September 1888. 


In Gegenwart des Herrn Regierungscommiffärs, Miniſterialchef 
Staatsrath Winter, fodann fämmtliher Mitglieder der zweiten 
Kammer, mit Ausnahme der Abg. Aſchbach, Buhl, Föhren: 
bad, Grimm, Herr, Hoffmann, v. Itzſtein, Kienle, 
Knapp, Martin, Mördes, Poffelt, Rettig v. Sch, Rutſch— 
mann, Trefurt, Better, Völder, Welder und Ziegler. 


Unter dem Vorfiße des Präfidenten Mittermaier; fpäter 
des zweiten Bicepräfidenten Merk. 


Der Präfident ladet die Kammer ein, vor dem Schluß 
der Sitzung zur Wahl eines oder zweier Ergänzungsfecretäre 
zu fchreiten, da der Abg. Mör des franf fei, und Schin-⸗ 
zinger morgen feinen Urlaub auf acht Tagen Bpatgeten 
wünſche. 

Die Kammer erklärt ſich damit einverſtanden, worauf der 
Abg. Fecht Vortrag über das Volksſchulweſen erſtattet. 

Beil. Nr. 1. (Fünftes Beil. Heft S. 330 -389) 
Nach Beendigung deſſelben wird Bravo gerufen. 

Witzenmann berichtet über den Geſetzesentwurf, die 

Herabſetzung der Hundstaren betreffend. 
Beilage Nr. 2. 


— 
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' Nachdem. die aldbaldige Berathung befchloffen und die 
Discaffion über den $. 1 eröffnet worden, äußert: 

Körner: Sch war fchon im Jahr 1831 entfchloffen, mich 
gegen die Beftimmung, daß ein Unterjchied zwifchen Hund 
und Hündin gemacht werben foll, zu erheben, allein der 
Zufall wollte, baß id) gerabe bei jener Discuffion nicht 
gegenwärtig war ; ich will daher jeßt meine Bedenklichkeiten 
dagegen vortragen. Der Gebrauch des Hundes ift ganz gleich, 
ob er zum Schuß, ober zum Erwerb, ober zum Vergnügen 
dient, er mag nun ein Hund oder eine Hündin ſeyn. Mancher 
Hausbefiger wird fidy auch eher dazu verftehen, eine Hündin 
anzufchaffen, ftatt eines Hundes, weil er an der Tare jährlich 
30 fr. gewinnt. Hiernach möchte eine unverhältnißmäßige 
Zahl. von Hinbinnen angefchafft werben, was zu manchen 
unangenehmen Auftritten führen könnte, die ich nicht näher 
zu. bezeichnen brauche, und daher darauf antrage, daß 
Hund und Hindin in der Tare gleichgeftellt werben. 

Wißenmann: In den Motiven der Regierung heißt 
ed, daß man gerade darauf hinwirke, daß mehr Hündinnen 
gehalten werden, als bieher, indem die Hundemuth dem 
ungleichen Berhältniß der Gefchlechter zuzufchreiben fer, 
worauf fchon bei der früheren Discuffion die Abg. Fecht 
und Aſchbach hingewiejen haben. ni 

Ddrr: Es kommt der Fall vor, daß an der Grenze von 
Ausländern Jagden gepachtet find, und hier möchte ich fra> 
gen, wie es mit den Hunden derfelben gehalten werden foll, 
Sch wünſchte deßhalb eine Beftimmung im Gefeß, damit 
bie Behörden nicht unnöthigermeife beläftigt werden. - 

Der Redner führt ein Beifpiel aus feinem Bezirf an, und 
fchließt mit. Wiederholung feines Antrags. 

Staater. Winter: Wer ald Fremder einen Hund ins 
Land bringt, und fich kurze Zeit aufhält, bezahlt feine Taxe. 
Diefe wird nur dem Eigenthiimer des Hundes, - oder Dem⸗ 
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jenigen, der den Hund für: einen Andern in der Koſt hat, 
angeſetzt. Wenn alfo ein Jagdliebhaber über unfere Grenze 
kommt, da jagt und feinen Hund zurücknimmt, fo zahlt er 
Beine Taxe, Falls aber fein Hund dieffeits bliebe, fo würde 
er wie jeder anbere der Tare unterliegen, welche Derjenige 
bezahlen wüßte, der den Hund im Befiß hat. Es würde 
unendliche Berationen herbeiführen, wenn man einem Frem⸗ 
‚ben, Der einen Hund bei fich hat, zu Entrichtung der Taxe 
anhalten wollte. 

Dörr: Bei biefer Erklärung kann ich wich beruhigen, 
‚weil jet fein Zweifel mehr möglich ift. 

MWebelill.: Ich finde das Geſetz fehr zweckmuͤßig, möchte 
aber noch eine Befchränfung vorfehlagen. Ian Stähten und 
geichloffenen Orten werben allerdings die Hunde — 
zum Vergnügen gehalten, -allein auf einzelnen Höfen, 
Gebirgen, in Xhälern ꝛc. gefchieht das Halten ber En 
aus Rückſichten der Sicherheit, und da ich nicht einſehe, 
warum jene Leute dieſe Sicherheitsmaßregel noch bezahlen 
ſollen, fo trage ich darauf an, ſolche frei zu laſſen, und 
zwar wenigftens mit einem Hunde, findet dieſes nicht 
‚Statt, fo werben viele Befchwerden und Klagen entftehen. 
Man glaubt vielleicht, es werde diefer Betrag nicht ange 
fhlagen, allein,diefe Leute betrübt auch ein Kreuger, wenn 
fie ihn umuöthig ausgeben follen, was hier der Fall ift, weil 
‚der Staat für Die Sicherheit forgen muß. 

Winter v. 9: Ich muß mich den beiben Anträgen 
wiberfeßen, und für ben Negierungsentipurf erflären, bes 
fonderd Darum, weil er nichts Anderes enthält, als bie 
Meinungen und Wirnfche Der früheren Kammer über diefen 
Gegenftand. Wollte man wieder ſolche Abanberungen machen, 
‚bie auch gar nicht weſentlich find, fo würden wir das Gefet 
‚abermals nicht erhalten, indem es vielleicht in der andern 
Kammer beanftandet würde. So unbedeutend das Geſetz 
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erfcheinen mag, fo erwünfcht wirb es doch fehr Vielen ſeyn, 
und da die Tare berabgefeßt wird, jo ift es nicht nothwen⸗ 
dig, einen folchen Unterfchied zu machen, Auch giebt es Fein 
befleres Mittel, um allen Ehicauen und Unterfchleifen vors 
zubeugen, ald die Beftimmung, daß Jeder bezahlen muß. 

Fecht: Die Einwendungen ded Abg. Körner verlieren 
ihre Kraft, vurch die Erfahrungen, die man über diefen 
Gegenftand machte, und die nicht nur in Reifebefchreibuns 
gen, fondern in Schriften von Thierärzten niedergelegt find. 

Mas den Scandal betrifft, fo muß ich bemerfen, daß 
gerade dadurch der Scandal größer würde, wenn ed weniger 
Hunde vom weiblichen Geſchlecht gäbe. 

Kröll: Ich ſtimme der Commiſſion bei, und möchte nur 
die Tare für die Mezgerhunde auf das Doppelte erhöht 
wiffen, Der Grund-der Sicherheit, weil die Mezger oft bes 
deutende Summen mit fich führen, kann bier nicht iu Bes 
tracht fommen, weil mancher Accifor mit größern Summen 
üher Feld geht, ohne einen Hund zu haben. Meinen Antrag 
ftelle ich im Intereſſe der Menfchlichkeit, da die Thiere oft 
auf eine furdhtbare Weiſe mißhandelt werden, und bie 
Mezger felbft fagen, fie brauchen feine Hunde mehr, fo 
kann man wohl die Taxe auf das Doppelte feten. 

Duttlinger: Ich erkläre mich für Sie Annahme des 
Artikels wie er vorliegt, gang befonders nachdrücklich aber 
gegen den Borfchlag des Abg. Wesel, wieder Befreiungen 
einguführen, da ich den größten Vorzug des Entwurfs darin 
fehe, daß er feine Befreiungen mehr giebt. Es haben auch 
einige Drtövorgefegte gegen mich den Wunſch ausgefprochen, 
daß bei diefer Taxe doch wenigſtens die Abänderung getroffen 
werden wöchte, daß es künftig keine Befreiungen mehr gebe, 
weil ben Drtsvorgefeßten Zummthungen von ganz heiflofer 
Art gemacht würben, und Ungleichheiten einträten, die ganz 
abſcheulich ferien. Man hat fich auf einen Drt berufen, worte 
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fich 23 Hunde befinden, von denen in der Teßten-Zeit blos 
drei eine Tare bezahlt hätten. Der Pfarrer kam zuerft zum 
Bogt, um ihm vorzuftellen , der Pfarrhof ftehe zwar mitten 
im Ort, aber entfernt von andern Häufern, und er wolle 
daher frei feyn. Er hat die Befreiung erlangt. Welche Zus 
friedenheit diefes in dem Drt herbeigeführt haben mag, kann . 
man ſich vorftellen; ich erkläre mic, für unveränderte Ans 
nahme des Entwurfs. | 


Schaaff : Auch ich erfläre mich für die unveränderte 
Annahme des Negierungsentwurfs, und will auf die delicate 
Materie, worauf der Abg. Körner und Andere eingegans 
gen find, nicht zurückfommen. Der Gegenſtand ift binrei- 
chend erfchöpft, und der Antrag des Abg. Körner wider 
legt. Wenn der Abg. Wesel Ausnahmen fordert, fo 
müßten wir noch weiter gehen, und nicht nur die Befiter der 
einzelnen Höfe, fondern auch Diejenigen freilaffen, die 
ihres Gewerbes wegen einen Hund halten müffen, 3. B. die 
Nagelfchmiede. Da ich aber nicht für Ausnahmen bin, fo 
kann ic auch darauf nicht eingehen. | 


Den Antrag des Abg. Kröll, der die Humanitätigegen 
die Thiere zum Grund hat, Fann ich ebenfalls nicht umter- 
ftüßen. Es ift rigptig, daß viel Unfug durch die Mezger mit 
dem Heben des Viehs getrieben wird, allein es beſtehen in 
diefer Hinficht Polizeiverordnungen, und es fommt darauf 
an, daß diefe gehandhabt werden. Wir mögen Gefeße 
machen, welche wir wollen, und die Regierung mag Anord- 
nungen treffen, welche fie will, wenn fie nicht befolgt werden, 
fo ift .e8 fo gut ald wenn fie nicht ba wären. Die Haupf- 
pflicht der Bollzugsbeamten befteht darin, daß fie gehörig 
auf den Bollzug wachen. Beim Transport gewiffer Gattuns 
gen Vieh, 3. B. wenn fie Stiere zur Schlachtbanf führen, 
müffen die Mezger Hunde haben, und wir fünnen ihnen 
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daher durch die erhöhte Taxe die Anſchaffung derfelben nicht 
erſchweren. 

Körner: Ich ſtimme gegen den Antrag auf Befreiung, 
und gegen den auf Erhöhung der Tare; denn man findet 
fonft feine Grenzen. Was das Heben der Thiere betrifft, 
fo beftehen darüber bereite polizeiliche Vorfchriften, und ans 
dererſeits giebt es auch wirklich Fälle, wo die Mezger noths 
wendig einen Hund haben müffen. Meinen Antrag nehme 
ich zurüd, in der Hoffnung, daß auf dem nächften Landtag 
die Ungleichheit der Tare werde aufgehoben werben. 

Der Paragraph wird hierauf nach der Faſſung des Res 
gierungsentwurfs angenommen, 

| 2 

Die Minorität der Commiſſion ſchlägt hier folgende Faſ⸗ 
ſung vor: „frei von aller Taxe find nur Hunde und Hün⸗ 
dinnen, bie nicht über feche Wochen alt, und noch bei der 
Mutter find. 

Grether: Diefer Vorſchlag ift darum gemacht, um 
Unterfchleife zu verhüten und Unterfuchungen zu vermeiden, 
indem Mancher fagen könnte, fein Hund fei noch nicht ſechs 
Wochen alt. 

Rettig v. K.: Sch will nur darauf aufmerffam machen, 
daß blos von ſechs zu ſechs Monaten eine Mufterung Statt 
findet, alfo der Fall felten eintreten ‚, und Derjenige, der 
einen Hund jünger angiebt, als er wirklich ift, fi) der Strafe 
ausfegen wird, was nicht leicht Jemand wagen dürfte. 

Der Antrag der Minorität wird hierauf verworfen, und 
die Faſſung des Regierungsentwurfs angenommen. 

Die übrigen Paragraphen werben ohne Erinnerung ges 
nehmigt, und fofort das Gefeg mittelft namentlicher Abs 
ſtimmung einhellig in der Faffung angenommen, wie die 

Beilage Nr. 3 
enthält. 
1833. II, K. Prot, 148 Sett 26 
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Dattlinger berichtet mündlich über: dem Geſetzesent- 
wurf, bie Auslegung der $$. 27 und 79 der Wahlordnung 
betreffend, wie folgt: Wenn eine Wahlverfammlung aus 
Wählern von ungleicher Zahl, 3. B. aus 31 beftanden hat, 
and dann auf einen Wahlcandidaten eine Stimme mehr als 
auf alle übrigen Candidaten gefallen ift, 3. B. bei der Zahl 
31, die Zahl von 46 Stimmen, fo ift, wie die Mitglieder 
fich erinnern werden, die Streitfrage entftanden, ob bie 
Borausfeßung der beiden Artifel vorhanden fei oder nicht, 
ob nämlich auf den Candidaten wirklich eine Stimme über 
die Hälfte der Anwefenden gefallen fei oder nicht. . Es find 
über diefe Frage bei zwei Landtagen in beiden Kammern fo 
viele Streitverhandlungen eingetreten, fie hat beide Kam⸗ 
‚mern fo viele Zeit und das Land fo viel Geld gefoftet, daß 
zulegt die beiden Kammern während biefes Landtags ben 
Beſchluß gefaßt haben, „die Regierung um ein Geſetz zu 
bitten, wodurch für die Zufunft dergleichen Streitigkeiten 
befeitigt werben.“ Man hat hierzu noch um fo mehr Grund, 
weil bei dem gegenwärtigen Landtag der Mißſtand hinzutrat, 
daß diefelbe Frage in beiden Kammern auf verfchiedene 
Weiſe entfchieden worden ift. Der Bitte der Kammer ift 
nun durch einen Gefeßesentwurf entiprochen worden, der 
bereits die Zuftimmung der erfien Kammer erhalten hat. 
und wonach die 88. 27 und 79 durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt werden. 
$ 27. 

„Wenn bei der erften Abftimmung für die Stelle des Ab⸗ 
geordneten auf eine Perfon nicht wenigftens eine Stimme 
‚mehr gefallen. ift, als die Zahl der übrigen ihr nicht: zuge 
fallenen Stimmen der Anmwefenden und Bollmachtgeber be⸗ 
trägt, fo wird zu einer zweiten Abftimmung geſchritten.“ 

$. 78: . 
„Wenn bei der erfien Abftimmung für die Stelle des Ab⸗ 9 
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georbneten auf einen der Vorgeſchlagenen nicht wenigftend 
eine Stimme ntehr gefallen ift, ald die Zahl ber übrigen ihm 
nicht zugefallenen Stimmen der Anmwefenden nr jo wird 
eine zweite Abflimmung vorgenommen, 

Diefe beide Beftimmungen entfernen auf ganz — 
Weiſe für die Zukunft alle Zweifel, ver Wunſch beider Com⸗ 
miffionen ift auf das Vollkommenſte erfüllt , und ich bin daher 
von der Gommiffion beauftragt, die beiden Artifel vorzufchlas 
gen, und bei der Einfachheit und Klarheit ber Sache auf 
alsbaldige Berathung anzutragen. 

Der leßtere Borfchlag der Commiſſion wird ohne Erinne 
rung angenommen, und dba weber zu bem einen noch bem 
andern Artifel etwas bemerft wurde, fofort zur nament 
lichen Abftimmung über dad Geſetz gefchritten, welches 
einftimmig angenommen wurde, 

Der Präfident erhält feinem Anfud,en gemäß auf-zwei 
Tage Urlaub, worauf der Bicepräfident Merk den Präfle 
bentenftuhl einnimmt. 

Nach der Tagesordnung wird die Discuffion des Gommifs 
ſionsberichts über Die Motion des Abg. Magg, auf Errich- 
tung eines zweiten Schullehrerfeminariumg eröffnet. 

Zum erften Antrag, lautend: 

„Die Motion des Abg. Magg,. auf Errichtung eines 
weiten fatholifchen Schukfehrerfeminariums, und. zwar im 
Seekreis, vorerft anf fich beruhen zu laſſen.“ 

Duttlinger: Sc) erfläre mich gegen den erfien Vor⸗ 
ſchlag der Eommiffion, wonach die Motion des Abg. Magg 
auf fid) beruhen ſolle, und fchlage vor, zu befchließen, 4000 fl. 
ins Budget aufzunehmen, für,die Errichtung oder zweckmaͤſ⸗ 
fige Einrichtung von zwei katholiſchen Schulfehrerfeminarien, 
damit nämlicd, dad Seminarium in Raftabt auf gwectmäßige 
Weiſe verbeffert, und ein weiteres Seminarium wo möglich 
im oberen Theil des Landes errichtet, und bis dahin, wo 

26. 
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biefe zweite Anftalt in Wirkſamkeit treten kann, für die pros 
viforifche Bildungsanftalt des Dekans Straßer eine jährliche 
Unterftügung von 700 fl. bewilligt werde. Die Gründe, die 
ich für meinen Borfchlag anzuführen habe, find einfach. Wenn 
man forgen ſwill für die Trefflichkeit der Schulen und das 
Unterrichtöwefen, fo muß man anfangen zu forgen für treff- 
liche Lehrer; denn die Trefflichkeit. und. VBorzüglichkeit aller 
Schulen und alles Unterrichtsweſens ift abfolut bedingt durch 
die Vorzüglichkeit der Lehrer. Wenn wir treffliche und vors 
zügliche Elementarfchulen haben wollen, fo müfjen wir zus 
vörderft dafür forgen, treffliche Lehrer zu erhalten, 

Die Commiſſion felbft hat dieß anerfannt, allein die Vors 

fchläge , welche fie macht, erfcheinen mir nicht ald das zweck⸗ 
maßigſte Mittel, um diefen Zwed zu erreichen. Biel ange- 
meffener wird dasjenige Mittel feyn, das id) Ihnen vorges 
fehlagen habe, nämlich Verbefferung der Anftalt, die bereits 
da ift, und Errichtung einer weiteren, weil eine weitere ald 
unentbehrliches Bedürfniß erſcheint. Es ift nämlich das Ins 
tereffe der Errichtung eines weiteren Schullehrerfeminariums 
mit einer Grundlichfeit und Klarheit von dem Herrn Antrag- 
fteller dargeftellt worden, daß ich eigentlich nichts weiter beis 
zufügen habe. Es ift früher fchon von der Regierung Karl 
Friedrichs anerkannt worden, indem fchon damals der Plan 
angenommen war, daß wenigſtens ein weiteres Fatholifches 
Schullehrerfeminarium, und zwar im Oberlande, errichtet 
werde. 
Es ift ferner auf dem Landtag von 1831 von der erften 
Kammer, und zwar mit Stimmeneinhelligfeit, auf 
den Borfchlag ded Freiherrn v. Weffenberg anerfannt, 
nämlich einhellig eine Adreffe befchloffen worden, bie im 
Wefentlichen fo lautetz 

„In Erwägung, daß in gut erhaltenen Schulen eine mes 
fentliche Grundlage der Gefittung und der Wohlfahrt des 
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Volks beſtehe; in fernerer Erwägung, daß bie zuerit Durch 
die landesväterliche Anordnung des verewigten Großherzogs 
Karl Friedrich verfügte allgemeine Erhebung des Volksſchul⸗ 
weſens ꝛc.“ 

Die Nothwendigkeit einer zweiten Anſtalt geht aus der 
großen Anzahl der Zoͤglinge hervor; denn es iſt bei dieſer 
Art des Unterrichts nicht möglich, daß derſelbe mit vollkom⸗ 
men glücklichem Erfolge gekrönt werde, wenn die Zahl der 
Zoͤglinge zu groß iſt. Es giebt Unterrichtszweige, bei denen 
es gleichgültig iſt, wie groß die Zahl der Zöglinge oder Zus 
hörer fei. Auf Univerfitäten 3. B. ift es ganz gleichgültig , 
ob 400. oder ob 25 Zuhörer da find. Dagegen giebt es 
andere Unterrichtösweige, bei denen ed gar nicht gleichgültig 
ift, und wo der Unterricht gar nicht den rechten Erfolg haben 
fann, wenn die Zahl der Theilnehmer zu groß ift. Es iſt 
dies bei allem Unterrichtszweigen der Fall, wo ed darauf 
anfonımt, daß die Zöglinge praftifche Fertigkeit erwerben. 
Ferner bei allem Unterricht, der folchen zu ertheifen ift, die 
nicht die rechte Vorbereitung haben, indem bei allen diefen 
nothmendig ift, daß ſich der Lehrer an die Individualität des 
Zöglings anfchließt, was nicht angeht, wenn die Zahl zu 
groß iſt. Es zeigt ſich ferner dieſes Bedürfniß als ein drins 
geudes, wenn wir auf die geographifche Rage des Landes 
blicken, indem es für die entfernten Theile des Oberlandes 
mit viel größeren Koften und Schwierigfeiten in jeder Bezie- 
hung verfnüpft ift, wenn die Leute ihre Söhne nach Raftadt 
ſchicken follen. | 

Diefen kurzen Betrachtungen füge ich noch eine Autorität, 
nämlich die fchriftliche Aeußerung eines Mannes bei, die ich 
zu verlefen mir erlauben darf; weil derfelbe einer der com; 
‚petenteften Stimmführer in diefer Sache ift. Der Verfaſſer, 
ein unermüdeter thätiger Beförderer alles Guten und alles 
Edlen, Ihnen Allen befannt, auch von Ihnen Allen als 
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ſylcher anerkannt und verehrt, erklaͤrt ſich in der Form 
eines einfachen Privatbriefs folgendermaßen: „Wenn die 
- Kammer den Anträgen des Abg. Seltzam beiftimmt, fo ift 
voraus zu fehen, daß das Nefultat das feyn werde, wir 
werden Fein zweites Seminarium, das doch fo nothmendig 
wäre, erhalten, und das Seminarium in Raftadt wird im 
Wefentlichen nicht verbeffert werden, fondern fortan in feis 
nem Zuftand bfeiben. Die Anftalt zu Raftadt bedarf allers 
dings einer wefentlichen Reform, und diefe Fönnte nicht beffer 
ald nach dem Mufter des proteftantifchen Seminariums in 
Garlöruhe gemacht werden. Aber fchon in der zu großen Zahl 
von Zöglingen befteht ein großes Hinderniß, Wenn das Ses 
minarium zu Raftadt auch ganz zweckmäßig eingerichtet und 
geleiter wäre, fo bliebe das Bedürfniß eines zweiten Semi⸗ 
nariums doch nicht weniger groß. Das Beifpiel anderer Läh- 
ber beweist nichtd. So viel aber ift gewiß, daß für 800,000 
Seelen eine einzige Anftalt zu wenig ift. Die Katholiken in 
Würtemberg mit 400,000 Seelen, die von Darmftadt mit 
200,000 Seelen, und die von Naffau mit 120,000 Seelen, 
können fich mit einer Anftalt begrtügen, aber daraus folgt 
für Baden nichts. Soll hier etwas Gedeihliches zu Stande 
fommen, fo müßten allerwenigftend 4000 fl. weiter ind Bub» 
get aufgenommen werden, damit zwei zweckmäßig einges 
richtete Seminare zu Stande fommen, nämlich das zu 
Raſtadt verbeffert, ein zweites errichtet, und fo lange das 
zweite nicht in Wirffamfeit treten wird, dem Decan Straßer 
zu Konftanz für die proviforifche Bildungsanftalt für Lehrer 
ein Beitrag von 700 fl. gegeben werden. Auf diefe Weiſe 
fonnen alle Bebürfniffe vollfommen befriedigt werden. Die 
Regierung erhält hinreichenden Spielraum, aber zugleich 
auch die gefegliche Nöthigung, das Erforderliche zu verans 
falten, wogegen, wenn es bei den wohlgemeinten Anträgen 
des biedern Berichterftatterd bliebe, wahrſcheinlich fo viel 
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als Nichtd gefchehen würde. Halbe Maßregeln führen zu 
nichts; dad Bebürfniß ift klar, alfo müſſen auch die Mittel, 
herbeigefchafft werben.” 

Dieß ift and) meine Meinung, und ich wieherhole baher 
meinen Borjchlag. 

- Auf mehrfältiges Verlangen wird nunmehr bie Discuſſion 
über ſämmtliche Anträge zugleich eröffnet. 

Walchner: Ich habe mich erhoben, um den Antrag bee 
Abg. Duttlinger zu unterflüßen. Der Antrag, den der 
Herr Motionsfteller machte, betrifft meiner Anficyt nach 
eine wahre Lebensfrage für das Gedeihen des gefammten 
Schulweſens in den betreffenden Theilen des Landes. Die 
Commiſſion, die ſich mit der Prüfung der Motive befchäftigt 
hat, geht auf den Antrag des Proponenten nicht ein. Sie 
unterfucht nämlich, ob denn wirklich ein Bedürfnif zu Ers 
richtung eines zweiten Seminariums vorliege, fie ftellt und 
dar, was in andern Staaten in diefer Hinficht gefchehen 
fei, und findet, daß in Fleineren Staaten, bei geringerer 
Bevölkerung für dieſen Zweig zwei Seminare beftehen, führt 
aber auch andere Staaten an, wo bei größerer Bevölferung 
nur eines da fei, und diefes die Bedürfniffe hinreichend zu 
decken vermöge. Es wird befonderd anf die preußifche 
Rheinprovinz hingewiefen, und von ihr gefagt, daß, ba 
boch Preußen, weldes anerfanntermaßen fo viel für daß 
Volksſchulweſen thue, und im Ganzen für eine Bevölferung 
von 11 Millionen Seelen über 30 Seminarien erhalte, doch 
in. der Rheinprovinz nur eines beftehe. In der NRheinpror 
vinz beftehen aber deren fünf, und es iſt anerfaunt, daß 
dieje fünf nothwendig find, um dasjenige zu leiften, was 
für Das Bolksfchulwefen geleiftet werben muß, und worauf 
dad Volk wirklich Anſpruch hat. Es beftchen drei Fatholifche 
and zwei evangelifche Seminarien, zu Trier, Neuwied, 
Moͤrs ꝛc. | 


“ 
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Wenn darauf hingewieſen wird daß in Würtemberg nur 
ein Schullehrerſeminarium beſtehe, namlich in Eßlingen, 
während die Volkszahl größer als in Baden ſei, fo muß ich 
befennen, daß ich won jener Anftalt in Eßlingen eben nicht 
gehört habe, daß fie etwas Ausgezeichnetes fei. Vielmehr 
haben. mid) Männer, die mit dem Schulmwefen vertraut find, 
und aus vieljähriger Erfahrung daffelbe fennen,  verfichert,, 
daß fie das wahre Bedürfniß nicht befriedige, daß fie 
die gehörige Bildung nicht bezwecke. Wenn von Beifpielen 
die Rede feyn fol, fo möchte ich Doch immer nur jene ans 
führen, die anerfannt als gut hingeftellt werden dürfen. 
Sehen wir zunächſt auf das Bedürfniß in Baden, fo ift es 
von den ausgezeichnetften Schulmännern faft allgemein aner> 
kannt, daß Baden ein zweites Schullehrerfeminar bedürfe. 
ch weiß aber auch gar wohl, wie Einige anderer Meinung 
find, und glauben, daß die Errichtung eined zweiten Semi» 
nariums fchädlich feis 

Betrachten wir die Sache, wie ich glaube, daß fie be- 
trachtet werben fol, fo fragt fih, ob, wenn nad dem 
Antrag der Commiffion dad Seminarium in Naftatt von dem 
Lyceum getrennt, als eine felbftftändige Anftalt hergeftellt, 
vollkommen reformirt und ganz zweckmaͤßig eingerichtet wors 
ben ift, fo fragt fi, fage ich, . ob denn jene-Anftalt dem 
Zweck entfpricht. Die Commiſſion fcheint dieß zu bejahen; 
ich verneine ed hiermit auf dad Allerbeftimmtefte. Nein, 
meine Herren, bie. Erfahrung widerfpricht, die Erfahrung, 
in allen jenen Seminarien gemacht, welche eine bedeutende 
Ausdehnung hatten, ehrt unmiberleglich, daß man bei 
einer folchen großen Zahl von Zöglingen diefen nicht diejenige 
Bildung zu geben vermöge, welche Bildung man ihnen im 
Intereſſe des Volks zu geben fchuldig it. Sch zähle unter 
meine Freunde Männer, bie feit einer Reihe von Fahren folchen 
Anftalten mit Ehre vorftehen, und von ihnen weiß ich, daß 
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ein gewiſſes Maximum der Zöglinge ed ift, bei dem man 
noch Zwectmäßiges zu leiften vermöge, daß aber über diefed 
hinaus jede Kraft der Lehrer und jede Anftrengung berfelben 
nicht den Erfolg giebt, der erzielt werben will, wie der Abg. 
Duttlinger richtig bemerkt bat. Es handelt fich hier nicht 
um Borlefungen, fondern um die Ausbildung zum 
Lehrer. Das Unterrichten ift eine Runft, die man befannts 
lich Unterrichtungsfunft nennt. Weber Kunftbildung kann 
wohl eine VBorlefung Statt finden; die Ausbildung im einer 
Kunft kann aber nur durch viele Mebung erlangt werden. 
Stellen Sie fich eine Zahl von 50 jungen Leuten vor, welche 
die Aufgabe haben, diefes Unterrichtsweſen vollfommen 
und gründlic; zu erlernen; wie ift es möglich mit diefen 50 
jene practifchen Uebungen, und mit jedem Einzelnen dies 
felben häufig vorzunehmen, ja fo oft ale es ſeyn muß, und 
fo lange als es zur Ertheilung eines gründlichen praftifchen 
Unterrichts erforderlich it? Man wird es nicht Ffönnen. 
Ich erlaube mir, aus meiner eigenen Erfahrung zu fprechen, 
da ich feit vielen Jahren als öffentlicher Lehrer functionire, 
und ungefähr zu beurtheilen vermag, was der Lehrer leiften 
fann. Nur eine Kleinere Zahl ift er im Stande in der vorges 
fehriebenen kurzen Zeit zu bilden, und ihnen diejenigen 
Kenntniffe beizubringen, welche man von einem gebildeten 
Lehrer verlangt. Nur einer Eleineren Anzahl kann man in 
zwei Jahren den gründlichen Unterricht und die praftifche 
Befähigung für ihr ganzes fünftiges Leben und Wirken er; 
theilen. Bor Allem liegt ed wohl in unferem Intereffe, ja 
es fordert ed eines der heiligften Interefjen des Vaterlandes, 
daß wir dad Schulwefen des Bolfs beforgen. Aber man bes 
forgt e8 wahrhaftig nicht, wenn nicht darauf gehalten wird, 
. baß die Lehrer eine tüchtige Bildung erhalten. Die Erfah: 
rungen, die in den großen Seminarien von Baiern und 
MWürtemberg gemacht worden find, können nichts beweifen, _ 
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gegen die große Mehrzahl der Erfahrungen anderer Länder. 
Sch nehme nur folche Erfahrungen an, die als richtig und 
vollfommen gut gemacht aufgeftellt werden dürfen, und da 
fage idy dann, auf folche Erfahrungen mich ftüßend, daß 
nur Fleinere Anftalten im Stande find, das Zweckmäßige zu 
Teiften. Wenn nun auch das Seminarium in Raſtatt fo eins 

gerichtet wird, wie ed nur immer gewünſcht werben mag, 
fo kann doch, wenn man fortan derfelben großen Schülers 
zahl den Unterricht ertheilt, dasjenige, mas vielleicht die 
Commiſſion erwartet, nicht zu Stande gebracht werben. 

Nun frage ich, wozu follen wir denn Erfahrungen machen, 

die Andere fchon längft gemacht haben? Wozu noch weitere 
zwei Sahre warten, um endlich dahin zu fommen, wohin 
Andere fchon längſt gefommen find? Ich glaube, und bin feſt 

überzeugt, daß die Anftalt in Raftatt, wenn fie auf das 

Zwecmäßigfte eingerichtet ift, wenn die Lehrer alles mög« 
liche thun, doch nicht im Stande ſeyn wird, dergroßen 
Zahl der Zöglinge wegen, ben geeigneten.Unterricht die, 
erforderliche Ausbildung zu gewähren. Ein gewiß competens 

ter Richter in dieſer Sache, der Freiherr v. Weflenberg, 
fpricht fich darüber ganz beſtimmt und ebenfalls dahin aus, 

Daß eine einzige Anftalt, wenn fie auch noch fo fehr gehoben 
und: befördert würde, doch nicht im Stande feyn werde, die 

unerläßliche Ausbildung der Schullehrer für unfer Land zu 

bewirken. | 

Ein Grund weiter alfo, den Antrag des Abg. Duttlins 

ger zu unterftüßen,. welcher darauf hingeht, das Semi- 

narium in Raftatt von dem Lyceum zu trennen, felbftftändig 

hinzuftellen, zwectmäßig einzurichten, und nebft diefen noch) 

ein zweites Seminarium zu errichten; nicht am mehr 

Lehrer, fondern um beffere zu bilden, um fie zweckmäßiger, 
und für dad Intereffe des Volks, um fie zu tüchtigen; 
braven Bürgern, zu morakifchen und grümdfich inſtruirten 


* 


LXIX. Sißung v. 28. September 1833. 411 


Lehrern heran zur ziehen. Dazu ift aber nach meinem Dafürs 
haften noch abfolut nothmendig, daß mit dem Seminarium 
ein Conviet verbunden fei. Vielleicht will darum die Com⸗ 
miffton nicht darauf eingeben, daß in Naftatt ein folches 
errichtet werde, weil fie weiß, daß bei einer gewiſſen grös 
Beren Zahl der Zöglinge eine folche Sonvicteinrichtung mit 
großen Schwierigkeiten verbunden ift. ‘ft die Zahl der 
Schüler Heiner, wie fie wird, wenn fie ſich auf beide Ans 
ftalten vertheilt, eingerechnet die Candidaten, bie bis jet 
bei dem Herrn Dekan Straßer in Conftanz gebildet worden 
find, fo wird fie von der Art feyn, daß geleiftet werden 
kann, was geleiftet werden muß. Alsdann werben auch 
Gonvicte dabei eingerichtet werden koͤnnen, welche ich für 
höchft zmectmäßig halte. Wenn in dem Commiffiondbericht 
ganz ridytig bemerkt ift, daß in Benzheim ein Convict beſtehe, 
fo muß ich beifügen, daß auch in Eßlingen für nothwendig 
gehalten wurde, ein Gonvict einzurichten, wie ed denn aud) 
feit vier Jahren befteht. Man findet dieß in den mwürtems 
bergifchen Kammerverkandlungen von 4831 nachgewiefen. 
- Diefe Convicteinrichtung aber ift höchft mothwendig, damit 
die Leute unter der genaueften Aufficht ftehen. Es thut 
noth, fchlichte, einfache, moralifch gute, fleißige Lehrer zu 
erziehen. Läßt man die jungen Leute ganz frei, fo können 
fie nicht fo beauffichtigt werden, als wenn fie fich in einem 
Haufe zufammen, vor den Augen des Lehrers vom Morgen 
bis zum Abend bewegen, wenn fie zweckmäßig geleitete Ers - 
eurfionen machen u. f. w. Dieß Alles ift aus der Erfahrung 
gegriffen; das find feine Theorieen, Feine eitlen Hoffnungen, 
fondern bewährte Thatfachen, und wenn die Commiſſion 
das hiefige Schulfehrerfeminar lobte, wenn fie rühmlich des 
Inſtitutes erwähnt, das hier beftehe, fo kann ich dieß nur 
beftätigen. Dort ift aber die Zahl der Candidaten klein; es 
ift fit der Anftalt ein Gonvict verbunden, damit tüchtige 
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Lehrer von tüchtigen Borftänden gebildet werden. Sch fehe 
aber wohl ein, daß man nicht zugleich das Seminar in Raftatt 
neu organifiren, und ein zweites errichten, nicht beides zus 
gleich thun kann. Vor allem müßte wohl die Anftalt in 
Raftatt verbeffert werden. Aber warum foll man mit der 
Errichtung des zweiten Seminars warten, big fich nochmals 
herauggeftellt hat, daß eine einzige ſolche Anftalt nicht ges 
mügt; und fie wird und kann nicht genügen. So wie man 
alfo darauf anträgt, die ſchon beftehende Anſtalt zu vers 
befjern, fo follte man auch darauf antragen, daß ein zweites. 
Schullebrerfeminar errichtet werde. Bis dieß gefchehen, kann 
man wohl, um dem obmwaltenden Uebelftand fo viel ald 
möglich vorzubeugen, dem Herrn Defan Straßer eine Unters 
ftüsbung geben, damit die jungen Männer, welche in 
Raftatt nicht unterfommen fonnen, oder denen andere 
Berhältniffe nicht erlauben, an dem dortigen Unterricht 
Theil zu nehmen, bei ihm ihre Bildung erhalten. Sch 
unterftüße alfo wiederholt den Antrag des Abg. Dutts 
linger, mit dem Wunfche, daß auch auf Gonvictseinrich- 
tung Rückficht genommen werde, indem diefe ihre gute Wirs 
tung bewährt hat. | | 

- Winterv. H.: Wie im Bericht bemerft ift, fo hat die 
erfte Kammer fchon im Jahr 1831 auf die Motion des Freis 
herrn v. Weffenberg, die Errichtung eines zweiten Semis 
nariums für die Fatholifchen Landestheile einftimmig ale 
eine Nothwendigfeit anerfannt und befördert. Nur die vielen 
ſich drängenden Arbeiten haben in der zweiten Kammer den 
Gegenftand nicht fo zur Sprache kommen laffen, als es 
feiner Wichtigkeit wegen nothwendig gewefen wäre. Der 
Abg. Magg hat deßhalb das verdienftliche Werk übernom: 
men, dieſen Gegenftand in der zweiten Kammer wieder auf 
zunehmen, und die vielen Gründe, die in der erften Kammer 
bereits dafür angeführt wurden, und manche neu bins 
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zugefommene machen eine weitläufigere Discuffion über, 
flüffig. Auch die Commiffton, deren Mitglied ich bin, hat 
im Grunde genommen biefer Auficht gehuldigt; fie hat bie 
Nothwendigkeit einer Erweiterung der Anftalt in ihrer Mehrs 
heit eingefehen, aber geglaubt, man follte erft die Wirkun⸗ 
gen einer Reorganifation des fchon beftehenden Seminare in 
Raftatt abwarten, und fehen, ob nicht dadurch allein fchon 
dem Bebürfniß abgeholfen werden könnte. Jedenfalls übers 
zeugte fich die Sommiffion von der Nothwendigkeit, daß diefe 
Reform fo viel ald möglich von Statten gehen müffe, die 
dann befonders darin zu beftehen hätte, daß dem fchädlichen 
proviforifchen Zuftande, der jchon längft dort Statt findet, 
und eigentlich der Grund ift, daß nicht bewirft wird, was 
bewirft werden follte, durch die definitive Beſetzung ber 
Stelle eined Directors abgeholfen werde, da der Director 
immer die Seele einer folchen Anftalt nach allen ihren Rich— 
tungen hin bleiben wird. Angenommen aber auch, daß diefe 
Keorganifation nun Statt finde, fo wird, fo viel ich zu bes 
urtheilen vermag, einem Hauptübel dadurch nicht abgeholfen 
werden. Mögen auch der Director und die Lehrer mit allen 
ihren Kräften auf die gute Wirffamfeit diefer Anftalt hin 
arbeiten, fo wird doch die Ueberfüllung der größte Fehler 
einer folchen Anſtalt ſeyn. Das Bedürfniß einer fo großen 
Zahl von Schulen für die Fatholifche Gonfeffion wird es 
immer nothwendig machen , eine zweite Anftalt zu errichten, 
und die Commiſſion felbft ift auch gar nicht abgeneigt gewe⸗ 
fen, fondern hat, wie fohon bemerft, nur warten wollen, 
in wie weit diefes etwa nothwendig werden follte. "Auch hat 
die Sommiffion eingefehen, daß ed Schade wäre, wenn ber 
Anfang, den der Defan Straßer in Gonftanz zu einem zweiten 
Seminartum machte, wieder zu Grunde gienge, was wohl 
der Fall feyn fünnte, wenn Straßer mit Tob abgienge, 
weil dann die Elemente, die fchon vorhanden find, auseins 
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anderfallen würden, Ich unterftüge hiernady.deu Antrag des 
Abg. Duttlinger mit vollfommenfter Ueberzeugung ; denn 
wenn wir annehmen müſſen „daß das Seminarium die 
Duelle für die geiſtige Verbeſſerung der Lehrer iſt, die in 
jedem Fall der dconomifcyen noch weit voranfteht, fo müffen 
auch unfere Blicke befonderd darauf gerichtet ſeyn, daß nicht 
nur die erforderliche Zahl von Lehrern im Seminarium, ſon⸗ 
bern auch folche felbfiftändig für das Seminarium aufgeftellt, 
und nicht wie bisher nur nebenher der Unterricht ertheilt 
werde. Ich Faun auch nicht begreifen, mie bisher eine fo 
wichtige Anftalt gewiffermaßen ald Nebenfache hat behandelt 
werden können, und es ift gut, daß jeßt die Sache zur 
Sprache fam, und nun wahrjcheinlidy auf die Anträge der 
Kammer dad Seminarium vor Allem einen definitiven der 
Sache mächtigen Director erhält, und nicht wie bisher der 
Unterricht von den Lypceallehrern ald Nebenſache bejorgt 
wird. Sch winifche alfo die Errichtung eines zweiten Se 
minariums, wenn auch nicht in der Ausdehnung wie das zu 
Raſtadt, und bin. überzeugt, daß fchon die gegenfeitige 
Gontrole, und ber Daraus für beide hervorgehende Sporn von 
guten Wirkungen feyn wird. 

9 Tſcheppe: Auch ich unterflüße den Antrag des Abg. 
Duttlinger, nicht aber den des Abg. Walchner auf 

Errichtung von. Convicten, weil ich fürchte, daß Dadurch Die 
Ausführung. ded Antrags verzögert werden möchte. Die 
Grimde, warum ein zweites Seminar abfolut nothwendig 
iſt, will ich nicht wiederholen, ſondern nur bemerken, daß 
das Beiſpiel, welches von Würtemberg angeführt worden 
iſt, ſchon aus dem Grunde, den der Abg. Walchner ber 
zeichnete, bier nicht einfchlägt. In Würtemberg beftehen 
aber auch Mufterfchulen, und erft aus dieſen Muſterſchulen 
fommen die Leute, nachdem fie ſchon Vorbildung erhalten 
haben, . in das Seminarium, Sodann muß ic) bemerken, 
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daß auch hier im dem Commiſſionsbericht die Zahl der vors 
handenen Zöglinge unrichtig angegeben zu ſeyn fcheint. 

Erftens zeigt fi aus dem Durchjchnitt von 1809 — 1832, 
daß ein Jahr ins andere 60 Zöglinge ausgetreten find, und 
dann waren im legten Jahr blos 112 Zöglinge da, während 
früher 137 und i. 3. 1831 127 da waren. Der Durchfchnitt 
wird alfo vergrößert werben, weil die Schulen vermehrt 
werden müſſen. Wie foll ed aber möglich ſeyn, eine folche 
Anzahl praftifch zu unterrichten ? und doch ift der praftifche 
Unterricht befonders in der Retorif eine Hauptfache, wofür 
eine einzige Mufterfchule nicht genügt. Sodann ftellt der 
Herr Berichterftatter in Frage, ob auch Meersburg, fo fehr 
ed der guten Stadt zu gönnen wäre, dad pafjendfte Local 
feyn würde? Ich glaube died, denn dort befteht noch das 
Priefterfeminariumsgebäude, ed bedarf feiner Baulichkeiten, 
die man für ein ſolches Seminarium nothmwendig hat. Sos 
dann wird auch ein folches LYandftädtchen einer großen Stadt 
vorzuziehen jeyn, denn man weiß, daß durch den Umgang 
ber Sandidaten mit den Studenten folche eher verborben 
werden, abgejehen davon, daß es dort auch wohlfeiler zu 
leben ift. 

Seramin: Sch halte ein zweites Lehrerfeminarium für 
nüglic und gut. Wir haben in unferem Lande eine Menge 
Gymnaſien, Lyceen 2c. Cvielleicht nur zu viele), dagegen 
aber bis jegt mur ein fatholifches Seminar! In jedem Ort 
saber ift ein Lehrer, oft zwei und mehr nöthig, aber nicht in 
jedem Drt braucht man — außer der Geiftlichfeit— Lateiner 
oder fonftige Gelehrte. Ich ſtimme daher mit Vergnügen 
für den Antrag des Abg. Duttlinger. 

Kröll: Ich gehöre zur Commiſſion und flimme dem Aut 
trag bderfelben auch jeßt noch bei. Ich bin mit Dem Abg. 
Duttlinger darin einverfianden, wie ed auch Jeder ſeyn 
wird, Daß gute Schulen nur dann erhalten werden können, 


416 Berhandfungen der IT. Kammer. 


wenn gute Lehrer da find. Wenn der Antrag geftellt wird, 
daß ein zweites Seminarium errichtet werden folle, fo ift doch 
die erſte Frage, reicht das Seminarium in Raſtadt für feinen 
Zweck hin oder nicht; wie ift es eingerichtet? und wenn diefe 
Einrichtung nicht gut ift, wie kann es verbeffert werden, daß 
es für feinen Zweck hinreicht? Die Antwort auf diefe Fragen 
fiel jo aus, daß wenn das Seminar in Raftadt von dem 
Lyceum getrennt werde, dutch eine Verbefferung des Plans 
und durch eine größere Zahl von Lehrern allerdings den 
MWünfchen und Forderungen werde entfprochen werden fönnen, 
wozu eine andere Eintheilung in Klaſſen ebenfalls viel_beis 
tragen wird. Cine Ueberfüllung oder einen Zudrang fürchte 
ich nicht, ſondern glaube im Gegentheil, daß in der nächften 
Zufunft weniger in dad Seminar treten werden, als früher. 
Ueberdieß habe ich auch noch eine andere Bedenklichkeit. 
Raftadt Tiegt fo ziemlich in der Mitte des Landes, fo daß 
diejenigen im Seekreis und jene im Mainfreis ungefähr den 
gleichen Weg haben und die Reifekoften fich fo ziemlich aus- 
gleichen werden. Wollte man im-Oberland ein Seminar‘ 
errichten, fo würde man doch die Katholifen im Mainkreis 
auch berücfichtigen müffen, und wenn auch glei, dort nicht 
fo viele Katholiken find, fo wird man doch wenigſtens eine 
Anftalt, wie die ded Defan Straßer dort gründen müffen. 

Im Uebrigen find wir mit der Reform des Schulmefeng 
befchäftigt, welche Reform einen Zufchuß aus der Staates. 
kaſſe von ungefähr 60,000 fl. im Ganzen erfordert, fo daß 
es alfo in diefer Hinficht wenigſtens räthlich ift, vorerft noch 
zu marten. 

Schaaff: Auch ich erfläre mich gegen den Antrag des 
Abg. Duttlinger, jo weit derfelbe von dem Vorfchlag der 
Commiſſion abweicht. Er und die meiften Redner, bie feinem 
Borfchlag beigetreten find, heben befonders zwei Momente . 
zur Unterflüßung defielben heraus, Cinmal daß die große 
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Zahl der Zöglinge in einem Inftitnt vereinigt, dem Unter⸗ 
richt hinderlich fei, und Bann, daß die geographiſche Lage des 
Großherzogthums erfordere, daß noch ein zweites Seminar 
in der oberen Gegend errichtet werde. Was den erften Punkt 
betrifft, fo hat ihn ſchon derAbg. Kröll genügend beleuchtet, 
was aber den zweiten betrifft, fo beweist diefer zu viel und 
alfo zu wenig, denn mie ſchon bemerkt worden ift, wenn die 
Katholiken im Seefreid fordern können, daß man bort ein 
zweited Seminar zu ihrer Bequemlichkeit errichte, fo fünnen 
auch diejenigen Katholifen, die gegen Bafel hin wohnen, 
oder die Katholiken im Mainfreis fordern, daß noch ein. drits 

tes oder vierted Seminarium errichtet werde. Der Privat 
brief, den vorhin der Abg. Duttlinger und im Audzug 
mitgetheilt hat, kann mic; Feines anderen Sinnes machen. 
Der Brieffteller fürchtet, Daß wenn aufden Antrag der Com⸗ 
miffion eittgegangen werde, man vor der Hand fein zweites 
Seminarium erhalten würbe, dies ift aber gerabe mein 
Wunſch. Er fagt ferner, es werde auch die Anſtalt in Ra- 
ftadt nicht verbeffert werden, allein das wird Sache der Re 
gierung ſeyn, ich zmweifle nicht, daß die Regierung auf den 
Wunfch der Kammer eingehen werde, denn wie dad Semi- 
narium in Raftadt jest ift, Tann es allerdings feinem Zweck 
nicht ganz entfprechen; womit ich übrigens den Lehrern, Die 
dabei wirken, nicht den geringften Vorwurf machen will, ich 
finde dem Grund lediglich in der jebigen objectiven Organi⸗ 
fation. Ich will insbefondere nicht dem proviforifchen Direc- 
tor zu nahe treten, der fich zur heiligen Pflicht macht, feinen 
ſchwierigen Dienft mit der größten Thätigkeit zu verfehen. 
Der Herr Abgeordnete ber vierten Hauptſtadt des Großher; 
zogthums hat als Unterſtützungsgrund für den Antrag des 
Abg. v. St. Peter heraus gehoben, daß ein zweites Se⸗ 
minarium auch zur Nacheiferung anſporne, die Lehrer 
würden ſich ihren Beruf mehr angelegen ſeyn laſſen, um für 
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ihe Juſtitut den Borrang vor dem andern zu erreichen. Wenn 
biefer Grund angenommen werben will, fo müffen wir noch 
manche andere Anftalt verdoppeln oder verbreifachen. Wir 
müffen ein zweites politechnifches Inftitut, eine zweite Milis 
tärfchule u. |. w. errichten; ich ‚glaube aber nicht, daß dies 
in der Tendenz der Kammer liegt, fondern glaube eher, daß 
ed ihre Abficht ſeyn möchte, Die beiden Landesuniverfitäten zu 
vereinigen. Wenn heute bavon die Rede wäre, eine zweite 
Landeduniverfität zu errichten, wenn wir nur eine hätten, 
fo.würben wohl nicht Viele von und einen folchen Antrag uns 
terfküßen, fondern wir würben vielmehr unfere Kräfte für 
die einzige Anftalt beifammen zu dog fuchen, ſtatt ſie zu 
zerſplittern. 

Der Abg. v. Tſcheppe hat als — für den Antrag 
des Abg. Duttlinger den Anftand herausgehoben, daß es 
fchon darum wünfchensmwerth fei, ein zweites Seminar, und 
zwar befonders in Meersburg zu gründen, weil der Umgang 
mit den Kiceiften dort vermieden würde, indem dieſer nach⸗ 
theilig auf die Seminariften wirfe. Wenn wir diefen Grund 
annehmen wollten, fo müßten wir noch weiter gehen und bie 
ganze Anftalt in Raftadt aufheben und nad) Meersburg oder 
Breifach verlegen, oder fonft an einen Ort, wo nicht gerade 
ein Lyceum beftieht, Der Abg. Walchner hat den Autrag 
Heftellt , die Regierung zu bitten, fie möchte eine Convicts⸗ 
einrichtung mit den Seminarien verbinden, womit er aud) bes 
fonders den Abg. Duttlinger unterflüßen wollte, indem 
er fagte, es Laffe fich eine folche Convictseinrichtung bei einer 
geringeren Zahl von Zöglingen beffer zu Stande bringen, ald 
bei. einer größeren, Ich laſſe es für jet dahin geſtellt ſeyn, 
ob ed zweckmaͤßig fei, ein Convict zu errichten, oder nicht. 

Menn man aber dad Zwedmäßige des Convicts einmal 
anerkennt, dann wird man auch bafür flimmen müffen, daß 
nur. ein Gonviet im Sande fei, denn durch zwei würben die 
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Koften außerordentlich vermehrt werden, da alddann eine 
doppelte Verwaltung ıc. nothwendig wäre, Der Grund alfo, 
den der Abg. Walchner zur Unterftüßung des Antrags des 
Abg. Duttlinger anführte, fpricht meiner Anſicht nad 
gerade gegen ihn, Webrigens bin ich im Zweifel, ob e& vors 
theilhafter ift, daß ein Eonvict mit dem Seminar verbuns 
den, oder daß dies nicht fei, und in dieſem Zweifel möchte 
ich die Regierung nicht gerabe bitten, daß fie bei der Reor⸗ 
ganifation des Fatholifchen Seminars zu Raſtadt die Con⸗ 
vietseinrichtung weglaffen möge, fondern ich ftelle dies im 
das Urtheil der Regierung und trage baher barauf an, daß 
un dem zweiten Antrag der Commiſſion „jedoch mit Weglafs 
fung der Convictseinrichtung,“ wegbleibe. Die Regierung 
wird im ihrer Weisheit erwägen, ob es zwecfmäßig fei, die 
Eonvietseinrichtung mit diefer Anftalt zu verbinden ober nicht; 
im übrigen ftimme ich für den Commiffionsantrag. / 

Wolff: ich unterftüße den Antrag des Abg. Duttlinger. 
Wenn das Schullehrerfeminar in Raftadt bis jetzt feinem 
Zwecke nicht entfprochen hat, fo liegt wohl die Urfache Davon 
weniger in ben dabei angeftellten Lehrern, als in dem Um⸗ 
ftande, daß die Zahl der Präparanden biöher zu groß war, 
und nicht jedem Einzelnen derfelben die erforderliche Auf⸗ 
merffamfeit und Sorgfalt gewidmet werben konnte. Es 
leuchtet von jeldft in die Augen, daß die Kürze der Zeit vom 

zwei Jahren nicht binreicht, um einer fo großen: Zahl von 
Zoͤglingen — Kenntniſſe beizubringen, die ihnen er⸗ 
forderlich ſind. 

Die Gründe, die von dem Abg. Duttlinger und von dem 
Ag. Walchner für die Nothwendigkeit eines zweiten Ser 
minars aufgeführt wurden, find fo triftig und Har, und ſind 
is den bisherigen Reden: fo wenig widerlegt worden, daß ich 
für überflüffig. halte, ſolche noch weiter auszuführen, Nur 
was bie Localitaͤt betrifft, erlaube ich mir an dasjenige zu 
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erinnern, was der Abg. v. Tſcheppe von Meersburg ge 
fagt hat, indem ſich dort befanntlich das große Seminariums⸗ 
gebäude befindet, das feinem früheren Zweck entzogen worden 
if, und gewiß zweckmäßiger, als irgend ein anderes Ieers 
ftehendes Gebäude im Land für ein zweites Seminarium ver; 
- wendet werden kann. 

‚Sander: Man hat während der Discuffion fagen hören, 
es fei ganz unmöglich, daß gute Lehrer gezogen werden könn⸗ 
ten in einem Seminarium wie in Raſtadt, wo eitte Ueber⸗ 
füllung Statt finde. Zugleich hat man auch gehört, daß 
biefes Seminarium in Raſtadt nicht ganz gut eingerichtet 
fei und daß ihm eine Reorganifation bevorftehe. Hieraus 
follte man nun offenbar fchließen, daß, nachdem bei ung nie 
ein zweites Seminarium beftanden hat, und ich wenigftens in 
der jeßigen Discuffion nie auf ein früher beftandenes ein Lob 
fingen hörte, die daraus hervorgegangenen Lehrer in: einer 
totalen Unmiffenheit fich befinden. Man follte glauben, 
daß fie ihren Dienft, den fie gelernt haben follten, nicht ges 
lernt haben; man follte glauben, daß der ganze Volksun⸗ 
terricht, wenigſtens für diejfatholifchen Einwohner des Landes, 
in ber fchlimmften Lage wäre, Nichts defto weniger fagt man 
auf der andern Seite, daß der Volköunterricht auch bei den 
Katholiken durch die verbefferten Lehrer ſich fehr gehoben habe, 
und daraus folgt wieder, daß doch wohl aus dem einzigen 
Seminarium in Raftadt felbft mit nicht ganz guter Einrich⸗ 
tung gute Lehrer hervorgegangen find. Wenn nun noch nad) 
dem Antrag der Commiſſion dazu fommt, daß das Seminas 
rium in Raftadt eine verbefferte Organifation erhalten wird, 
fo glaube ich, haben wir genug gethan, um gut gebildete 
Lehrer auch für die Katholifen zu erziehen. Man macht ins⸗ 
befondere ven Einwurf, es feien zu viel in einem einzelnen . 
Stminarium; allein ich glaube, daß diefer Grund nicht ganz 
ſtichhaltig ift, denn. menn- ich einen Blick auf die höheren 
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Wiffenichaften werfe, wenn id; anmehme, daß ein Profeffor 
auf einer Univerfität 200 und 300 Zuhörer hat, fo kann der⸗ 
felbe folche vielleicht auch nicht ganz überfchauen , und doch 
bin ich überzeugt, daß der Abg. Duttlinder, wenn er 
400 Zuhörer erhält, feinen fortjagen und fagen wird, ich fann 
diefe vielen Zuhörer nicht überfchauen. 

Duttlinger Cunterbrechend): Ich habe feine Praͤparan⸗ 
den, feine Zöglinge. 

Sander: Gie müffen eben auch auf ber Univerſität 
lernen, denn fchon der Name hohe Schule fagt ed. Es if 
aber auch die Ueberfuͤllung mit 112 Perfonen in einer Ans 
ftalt wohl nicht zu ſtark und beſonders dann nicht zu flarf, 
‚wenn man diefe Anftalt noch mit mehreren Lehrern befeßt, 
alfo mehr Klaffen einrichten kann, wenn ich die Schüler 
mehr vertheilen laſſen. Wir brauchen 100 Fatholifche Lehrer, 
und wenn man aljfo zwei Schullehrerfeminarien errichtete, 
fo würden fich in jedem 50 Zöglinge befinden, und aus jedem 
wieber die Hälfte heraus treten, fo daß man alfo wegen 25 
oder 50 in jedem Seminarium die doppelte Ausgabe hätte. 
Ueberdied würde die Trennung in zwerSeminarien dahin 
führen, wobin freilicdy der Abg. Walchner feinen Antrag 
geftellt hat, nämlich auf Erridytung der Gonvicte, weil hier 
nur Wenige find, und wir haben dann zu fürchten, daß unfere 
Lehrer alle in Sonvicten erzogen werden. Daß aber diefes 
feine gute Erziehung ift, ift anerfannt; es iſt anerfannt, daß 
junge Leute, wenn man fie aus ſolchen Eonvicten in die Freis 
heit hinaus ftoßt, wie man bei den Lehrern thut, ohne daß 
man ihnen die Mittel giebt, um ihr Leben gut durdygubringen, 
bie Freiheit nicht zu ertragen vermögen, fondern durch Zügellofs 
figfeit im ungewohnten freien Zuftand. eher zu Grunde gehen. 
Es wird daher dadurch, daß man nun nothwendigermeife 
unſere Volkslehrer in dem Gomvicte ergieht, eine jchlimmere 
Erziehung für fie hervorgebracht und ihnen und dem Volks⸗ 
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unterricht fein: Dienft geleifteto Wenn fich aber auch alle diefe 
Betrachtungen: vielleicht widerlegen laſſen, aus den Nik: 
fichten der. Volksbildung, fo giebt es doc; anderer Seite für 
eine Kammer noch eine Rückficht, nämlich. die der Geldmittel, 
und diefe Rückficht if. in der jeßigen Zeit, wo wir für den 
Volksunterricht auch anderwärts viel thun wollen, ſehr zu 
berucfichtigen. Wir haben in dem Bericht gehört, daß man 
Anträge auf Befferftellung der Lehrer und auf Beſſerſtellung 
der Wittwen und Waifen der Lehrer macht, und ich glaube 
nicht, daß die Regierung in der jeßigen Zeit fo fehr im der 
tage wäre, auch nody beit weiteren Antrag auf Errichtung 
eines zweiten Seminariums mit Reorgantfatior des fchon 
befichenden zu realifiren, und es würde daher unſer Antrag 
entweber ohne Erfolg feyn, oder aber er würde ven Erfolg 
haben, daß den Anträgen, die die Schulcommifflon in anz 
derer Beziehung ftellte, Feine Folge gegeben würde, und bie 
Wittwen und Waiſen der armen Lehrer am Ende. nichts er: 
* hielten, wofür ich nicht ſtimme. Mit einer Reorganifation 
bed Seminars in. Raftadt dürfte alfo für jeßt. genug ges 
ſchehen feyn, denn wenn es beffer eingerichtet ift, fo wird es 
auch größere Leiftungen machen fonnen. Wir wollen nur die 
Erfahrung zu Rath ziehen, und uns fragen, ob es big jeßt 
nicht genügt bat. Ich ſtimme alfo für den Commiſſions⸗ 
antrag. 

Regenauer: Der Abg. Walchner hat ſeine Philippica 
gegen die Schulcommiſſion mit der Bemerkung begonnen, 
daß es für Die Bildung der Jugend eine Lebensfrage jei, ob 
ein zweckmäßig eingerichtete Seminarium beftehen foll oder 
nicht. Ich bin Mitglied der Schuleommiffion und will ihren 
Antrag vertheidigen. Ich theile die vom Abg. Walchner 
im Eingang feiner Rede ausgefprochene Aeußerung vollkom⸗ 
..men, und erkläre, daß fie auch die meinige und die. Anficht 
der Schulcommiffion ausdrückt. . Wenn wir aber auch biefe 
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Anſicht haben, fo glauben wir doch den Antrag ftellen zu 
müſſen, wie wir ihn ftellten, und auch jeßt noch, troß der da- 
gegen gemächten Bemerfungen, bin ich für biefen Antrag. 
Wenn ich mich frage, welche Einwendungen dagegen ger 
macht wurden, fo reduciren fie ſich auf eine fehr Kleine Zahl. 
Zunädjft ift von dem Herrn Antragfteller, der übrigens dafür, 
daß er dieſen Gegenftand zur Sprache brachte, unferen 
wärmiten Danf verdient, fo wie auch von anderen Rednern 
bemerft worden, daß das einzige Seminariun, dad wir 
haben, in feiner jeßigen Einrichtung durchaus mangelhaft 
ſei. Man hat ferner gefagt, daß, wenn auch diejed Semi⸗ 
narium vollftändig eingerichtet worden, e8 doc, nicht genügend 
fei, zur Bildung der Fatholifchen Lehrer in jener Zahl, bie 
unferen Schulbedürfniffen entfpricht. Ich gebe zu, daß bie 
jeßige Einrichtung ded Seminariums mangelhaft it, glaube 
aber, daß wenn wir biefen Mangel erkennen, wir zunächſt 
Hand an die Verbefferung diefer Anftalt legen müffen, Wenn 
gefagt wird, auch die vollkommenſte Anftalt würbe nicht ges 
nügend feyn, fo läugne id) dieſes; denn fchon die jeßige 
mangelhafte Anftalt, bei der die Lehrer großentheils Lyceal⸗ 
Ichrer find, hat manchen tüchtigen Mann gebildet. Es zeigen 
dies die Farholifchen Schulen im gangen Lande. Sie ftehen 
den Schulen der andern chriftlichen Confeſſionen ehrenvoll 
gegenüber. Man hat gefagt, wenn das Seminarium zw 
Raftadt auch vollftändig eingerichtet werde, fo fei ed boch in 
der That fehr fchwierig, eine Maffe von 120 bis 430 jungen 
Leuten in einem zweijährigen Curſus vollftändig zu bilden, - 
fie in ihrer geiftigen und fittlichen Ausbildung zu beobachten 

und für die nothwendigen Hebungen zu forgen, damit badjes 
nige, was fie gehört und gelernt haben, auch von ihnen richtig 
aufgenommen werde. Sch habe: indeß noch Fein beſonderes 
Argument für diefe Behauptung vorbringen hören. Zwar 
hat der Abg. Walchner fich auf feine eigene Erfahrung 
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berufen, allein ich will mich ‚auch «auf die. meinige berufen, 
und glaube hiernach, daß es ein tüchtiger Lehrer ‚auch bei 
einer großen Zahl von Schülern dahin bringen. kann, daß er 
fie in intelleetueller und moraliſcher Beziehung durchaus genau 
zu beobachten, durchaus für fie zu forgen vernuag.. Dazu 
gehört nur, daß er eine größere Zahl von Stunden in ihrer 
Mitte zubringt und jene Gabe befißt, die zu den Haupteigens 
fehaften eines tüchtigen Lehrers gehört. Es ift auf den Un- 
terfchied zwifchen dem Unterrichte au einer Präparandenan⸗ 
ſtalt und zwifchen einem afademifchen Collegium hingewieſen 
worden. Ich erfenne diefen Unterfchied au, weife aber auf 
jene andern Schufen-hin, die. oft. noch ftärfer. befucht. find, 
und deren Schüler die Faſſungsgabe nicht haben, wie unfere 
Praͤparanden; ich; weife nämlich hin auf die Volksſchulen. 

Hier nimmt man feinen Anftand 80 bis 150 Kinder einem 
Lehrer: zu überlaffen, die durchaus die Faſſungsgabe nicht 
haben , wie die Präparanden, von denen jeßt die Rede ift. 
Es find Autoritäten ‚geltend gemacht worben, die der Abg. 
Schaaff zur. Genüge beleuchtet hat. Statt diefer Autori- 
täten könute ich andere fchriftliche Zeugniffe aufweiſen, die 
gerade das Gegeutheil jagen. Sch fünnte namentlich einen, 
wir als tüchtigen Sachkenner befannten vormaligen Bors 
fand des Seminariums in Raſtadt nennen, der das Gegen, 
theil glaubt, der feine zweite Anftalt will, die, wie die erfte, 
eine faft. verfrüppelte Anftalt feyn würde. Man hat auf die 
geographifche Lage des Landes hingemwiefen, und diefe ald 
Argument gebraucht, indem es für manchen Sohn: eined ges 
ring ‚befoldeten Schullehrers oder für andere arme junge 
Leute ſehr hart ſeyn würbe,. wenn fie die Koſten einer, größe- 
ven Reife beftreiten müßten, welchem Webelftand durch die 
Errichtung eines zweiten Seminariums vorgebeugt würde. 
Wir fünnen aber:die Koſten, die wir auf ein zweites Semi⸗ 
narium verwenden wollen, darauf wenden, daß wir ein 
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Gonviet ober aber Stipendien au dem einen gut georbneten 
Seminar gründen, alfo den Präparanden die Ausgabe der 
Reiſekoſten mehr ald vergüten. Man hat gefagt, man habe, 
viele, Mittelfchulen und nur ein Seminar, und man wolle 
nicht einmal ein zweites dem ‚Eatholifchen Theile gönnen. 
Die: Schulcommiffion hat aber in diefem Jahre, wie Sie 
aus dem Bericht erfehen, in feiner Beziehung, alfo aud) 
nicht bei dem BVolksunterrichte gefargt, und wir werben 
wahrfcheinlic einen etwas harten Standpunkt haben, ums 
fere Anträge der Kammer gegenüber aufrecht zu halten. Die 
angeführte Bemerkung ift aber nicht einmal ganz richtig. Es 
iſt freilich bis jetzt für den nicht dem gelehrten Studium ſich 
widmenden jungen Mann nicht dasjenige geſchehen, was 
für den gelehrten Beruf gefchehen ift, allein diefes hat man 
neuerlich eingefehen, und für die Gewerbs⸗ und Bürgers 
ſchulen gar Mandzes in Antrag gebradjt, was die Bemers 
fung — ald ob man den Volfsunterricht vernachläßige — 
befeitigen wird, Ich muß deshalb auf meiner Meinung bleis 
ben, daß man zuerft das eine Seminar in Naftadt vollfoms 
men berftelle und zufehe, ob es dem Zweck genüge oder nicht, 
und daß man erft dann, wen es nicht genügt, zur Erridy 
tung eines zweiten fchreite. Man hat ferner als Argument 
dafür, daß ein Seminar nicht genügen könne, bejonders 
die Erfahrung anderer Staaten angeführt, welche die Uns 
zulänglichkeit darthun ſolle. Wir follten aber doch einmal 
den Berfuc machen, zu welchem tüchtige und erfahrene 
Männer rathen. Es ift zweckmäßig, ehe wir weitere Sums- 
men aufwenden, Eines recht zu thun. Der Antrag des Abg. 
Duttlinger, fo gern ich ihm fonft unterftügen möchte, 
würde übrigens keineswegs für zwei Seminarien reichen. Er 
wüunſcht nämlich, daß außer der Summe von 2500 fl., die 
wir im Budget haben, noch 4000 fl. bewilligt werden. Ich 
will ihn indeß hinweiſen auf die Motionsbegründung des Abg. 
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Magg, wonach fchon für die Lehrer und einige andere Be; 
dürfniffe 2850 fl. gefordert werden. Ich will ihn aufmerkfam 
machen, daß darunter gar nichts enthalten ift für die Woh⸗ 
nung; daß aber der Unterhalt einer Wohnung, auch wenn 
das Haus ganz unentgeldlich abgegeben werden könnte, doch 
auf 250 fl. zu ftehen füme, und die fonftigen Bedürfniffe für 
ein Seminar, wie fie hier berechnet find, mit 100 fl. allem 
Bermuthen nach viel zu gering angenommen würden, fo daß 
an der Summe von 4000 fl. höchſtens 800 fl. übrig blieben, 
die nicht hinreichen würden, um ein größeres Seminar fo 
einzurichten, wie wir es eingerichtet haben wollen. Ich 
Fonnte deshalb diefem Antrag nicht beiftimmen, 

Was die Gonvietseinrichtung betrifft, fo ift der Abg. 
Walchner, der den Antrag des Abg. Duttlinger unters 
ftüßt, und befonderd diefen Punkt herausgehoben hat, mit 
fich felbft in einigen Widerfpruch gefommen; denn wenn er 
die Gonvictdeinrichtung will, fo darf er bei 4000 fl. nicht 
ftehen bleiben, indem 8000 fl., ja 10,000 fl. nicht einmal 
reichen würden. Sch bin übrigens mit dem Abg. Schaaff 
der Meinung, daß aus dem Sommiffiondantrag die Stelle 
wegen der Gonvictdeinrichtung weggelaffen werben Fönnte, 
weil ich mir diejenigen technifchen Kenntniffe nicht zutraue, 
um gerade zu wiffen, ob ein Gonvict zweckmäßig fei oder 
nicht. So viel aber weiß ich, daß, wenn ein folches auch 
“errichtet werden follte, nirgends ein befferer Ort ift ald in 
Raſtadt. In Raftadt befteht ganz in der Nähe des Lyeeums 
ein Theil des Schloffes, der Sibillenbau, der ohnehin in 
Dach und Fach unterhalten werben muß, fich zu Lehr: und 
Wohnzimmern für Präparanden meines Ermeſſens vollkom⸗ 
men eignen dürfte, und von der Regierung vielleicht gerne 
hiezu überlaffen würde. Ich bin nach allem dem fortan der 
Meinung, e8 bei dem Commiffionsantrag unter ber von mir 
bezeichneten Modiftfation zu belaffen. 
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Wetzel J.: Der Schulpräparand muß in dem Semina- 

rium erzogen werden, wenn diefer feinem Berufe ald Schul- 
lehrer entfprechen fol; dem Schulpräparanden genügt es 
‚nicht an wiffenfchaftlichen Vorlefungen im Schulfache und 
Theorieen, wenn er für feinen Beruf gebildet werden folle, 
ed muß insbefondere und notwendig auf feine innere religiös 
fittliche Bildung eingewirft, und derfelbe yraftifch in das 
Amt des Volkslehrers eingeführt werden. 

Diefes macht aber auch nothwendig, daß die Anzahl der 
Zoͤglinge in den einzelnen Inftituten befchränft werde, damit 
die Vorſteher derfelben auf diefem Wege dem Zwecke genügen 
fonnen; daher mag es auch fommen, daß die Klagen, ich 
darf es nicht verhehlen, über die mangelhafte Bildung fo 
vieler Zöglinge des bisherigen einzigen Seminariums nicht 
felten waren, wenn ich gleich nicht widerfprechen,, fondern 
vielmehr mit Freude anerkennen will, daß die fatholifchen 
Volksſchulen, wie in diefem Haufe die Stimmen fehon er 
Hungen haben, fich auch gehoben haben mögen dieſe Er: 
ſcheinung iſt aber noch nicht ſo allgemein, als es zu wünſchen 
wäre. Dieſes beſtimmt mich zu der Erklärung, daß ich den 
Antrag des Abg. Duttlinger mit vollem Herzen unter 
ſtütze. | g 

Auch pecumäre Beziehungen werden hier nicht berückſich⸗ 
tigt werden können; da man bereit ift, für die Verbeſſerung 
ber Schullehrerbefoldungen fo freigebig die Hand zu bieten, 

jo wird man auc, vorberft an folder Bewilligung nicht zwei⸗ 
fein dürfen, wenn es ſich nun um die Vorbereitung für die 
Bildung tauglicher Schullehrer felbft handelt. Der dießfallfige 
Aufwand dürfte ſich auch nicht fo groß herangftellen, wenn 
man in Erwägung zieht, daß die ſchon beftehende Anftalt 
fo weit dotirt iſt, um eine nicht unbedeutende Anzahl Prapas 
randen aufzunehmen, und alfo Feiner bedeutenden Staats 
beihülfe mehr bedarf, wenn noch eine zweite folche Anftalt 
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errichtet’ würde, in welcher die-Schulpräparanden des Obers 
landes angewiefen- wären ihre Bildung zu bewirken. Sch 
wiederhole daher meine Erklärung. | 

Hecht: Bei der Anfündigung der Motion des Abg. Magg 
unterftüßte ich feinen Antrag, befonders aus dem Grunde, 
weil ich hoffte, daß durch eine folche Anftalt in der oberen 
Gegend ſich ein gewiſſes Licht verbreiten werde. Unfer Herr 
Berichterftatter fehließt feinen Bericht mit dem Saße: „Wenn 
ihr im Suchen euch trennt, wird erft die Wahrheit erfannt.“ 
Ich habe aber noch andere Gründe, die diefen übermiegen, 
und ich will diefelben, da fie noch nicht angeführt worden 
find, nur furz audeuten, Man fagt, es ſei doch außerors 
bentlich befchwerlich für die jungen: Leute, von der oberen 
Gegend bis nad) Raftadt zu wandern. Es eriftirt aber ein 
altes Sprichwort, worin viel Lebensweisheit liegt: „wer 
nicht hinaus kommt, kommt nicht heim.“ Die Leute wollen 
immer einen befonderen Kreisgeift bilden. Die Vortheile von 
Mittelfchulen und Univerfitäten und folchen Anftalten, befte- 
- hen aber nicht blos in dem was man lernt, fondern darin, 
daß die Leute durd) das Zufammentreffen mit Menfchen aus 
allen Ständen und Gegenden, manches Borurtheil von felbft 
wegwerfen, und in ihrer Seele licht wird, daß fie auch eine 
gewiſſe äußere Haltung erlangen, die fie in einem entfern; 
teren Drte nicht in Diefem Grade erlangen Fünnten. Im uns 
feren Tagen fieht man aber auch auf die größere Haltung, 
wo biefer Stand überhaupt zu einer höheren Bolltommenheit 
geführt werden fol. Man fagt, man wolle die Armuth ers 
leichtern, aber gerade darum bin ich dagegen. Sch habe mich 
immer mit Wärme für das Intereffe der Armen ausgefpros 
hen, allein hier muß ich geftehen, es ift nicht zu wünfchen, 
daß man die Armen anloct, Lehrer zu werden. Das Genie 
bahut fid) den Weg, und für ein außerordentliches Talent 
befigen wir die Mittel, folchem vollends empor zu helfen. Es 
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ift fehr zur wünfchen daß die Armen nicht gelockt werben, 
Lehrer zu werden, denn wir wollen die Schuldienfte auf 
250 fl. erhöhen, und wenn da einer Feine weitere Hilfsmittel 
hat, fo ift er übel daran. Wir wollen deshalb dahin trachten, 
daß auch Leute aus gebildeten Familien ſich dem Schulfache 
widmen, und einige Mittel mitbringen. Man fpricht endlich 
von Gonvicten, aber alles hat feine Zeit. Es gab eine Zeit, 
wo die Gonvicte gut waren, allein fie arteten aus. Es laſſen 
ſich übrigens auch Eonvicte denfen, wo die Mängel der frür- 
beren Zeit vermieden werden, aber im Ganzen taugt die 
Einrichtung dody nichts. Der junge Menſch fol von Haus 
aus den Uebergang auf die Selbftftändigfeit lernen. Der 
Lehrer im Sonvict wird zehnmal getäufcht, denn die Muth- 
willigften fchlagen, wenn der Lehrer da ift, die Augen nie 
der, und wenn von Religion die Rede ift, fo find gerade 
Diejenigen, die ald recht fromm erfcheinen, wenn fie allein 
find, die Allerfchlimmften. Das Feld der wahren Beobach- 
tung ift ein anderes, das ich hier ‚nicht entwickeln will, das 
aber jeder geübte Lehrer Fennt, Es ift demnach dag Gonvict- 
wefen nicht nothwendig, und darum ftimme ich dem Gommif- 
fionsantrag bei. 

Bader: ch erfläre mich für die Errichtung eines zweiten 
Seminariums, mozu mic) weder die geographifche Rage des 
Großherzogthums, noch der Umftand beftimmt, daß die Bes 
wohner eined Landestheild weiter von der jeßigen Anftalt 
entfernt find; eine Inconvenienz, die nie zu befeitigen feyn 
wird, wenn man aud) zwei Seminarien errichtet. Sch theile 
ganz die Meinung des Abg. Walchner, und was big jet 
dagegen vorgebracht wurde, hat mich Feines andern be— 
lehrt. Der Abg. Regenauer hat um ihm zu widerlegen 
3. B. angeführt, in einer Volksſchule feien 450 Schüler, 
und der Lehrer müſſe fie auch überfeheit; allein ich glaube 
doch, daß ein großer Unterfchieb zwifchen einem Schulprä- 
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paranden und einen Schüler ift. Der Lehrer muß mehr ler- 
nen ald Lefen und Schreiben, indem in einer Schule weit 
mehr gefordert wird, und der Aufwand, den man auf gute 
Lehrer macht, ift meiner Anficht nach zur Zeit viel beffer ver; 
wendet, ald zu Aufbefferung der Lehrergehalte, wenn wir 
noch feine guten Lehrer haben. Es wird daher im Intereſſe 
der Aufklärung und des Unterrichts feyn, zuvörderſt eine 
Summe hierauf zu wenden, ehe wir fie auf die Gehalte ber 
Lehrer verwenden. Sch bin übrigens nicht genügend unterr 
richtet, welche Summe die Errichtung eines folchen zweiten 
Schulfehrerfeminariums often wird, und kann darum auch 
feinem Vorſchlage beitreten. Aus diefem Grunde glaube ich, 
daß wenn fich die Kammer für den Antrag des Abg. Magg 
ausfpricht, die Sache vorerft an die Schulcommiffion oder an 
die Budgetöcommiffton zur Berathung mit der Regierungs⸗ 
commiffion verwiefen, und der Kammer darüber Vortrag 
erftattet werde. Ich bin befonders auch für die Anficht des 
Abg. Waldner, wenn er fordert, daß bie Gonvictseins 
richtung mit dem Seminarium verbunden werde, denn ich 
weiß von vielen Wohlunterrichteten, daß die weniger güns 
figen Refultate ded Seminariums zu Raſtadt nicht ſowohl 
der. innern Einrichtung, als beſonders dem Umſtand zuzu⸗ 
ſchreiben ſei, daß wenn die Leute von dem Lehrer entlaſſen 
ſeien, fie unter feiner Aufſicht mehr ſtüurden, und da ſie in 
der Regel feine Mittel befäßen, gezwungen feien, bei ber 
unterften Volksklaſſe ihr Unterfommen zu fuchen, und dann 
durch den Umgang mit diefen Leuten verdorbener zurückkehr⸗ 
ten als ſie gekommen ſind. 

Was die Frage betrifft, in welcher Stadt dieſes Semina⸗ 
rium errichtet werden ſolle, ſo glaube ich, daß dieß lediglich 
der Regiekung zu überlaſſen iſt, indem dieſe jenen Ort wäh. 
(en wird, der nach feiner Lage, feiner Entfernung und den 
dort befindlichen Bequemlichfeiten am angemefjenften ift. 
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Winterv. H.: Alle Einwendungen, die bis jet gegen 
den Abg. Duttlinger, welchen ich unterftügt habe, ges 
macht worden find, rebuciren ſich im Grunde wieder auf 
den Koftenpunft. Sch muß aber die Kammer auf die Motion 
des Abg. Trefurt aufmerkffam machen, und bemerfen, daß, 
wenn dem dießfallfigen Bejchluffe Folge gegeben wird, wir 
aus Stiftungen fo viel Mittel erhalten, daß wir von den 
Staatögeldern gar nichts nothwendig, fondern noch Ueber 
Auß vor und haben werden, . wobei ich nur allein "an die 
Maria-Bictoria-Stifrung erinnere. Wenn von Ueberfüllung 
bes Seminariumd zu Raftatt die Rede ift, fo besteht fich 
dieß nicht auf den Raum, fondern auf die große Zahl der Prä- 
paranden, was nicht nur für den Linterricht von dem größten 
Nachtheil ift, fondern der Director kommt ſelbſt nur möchent- 
fich zweimal mit den Präparanden in diejenige perfönliche 
Berührung, in der er doch immer ftehen follte. Es kommt 
hier nicht blog auf dag Lernen in folchen Anftalten an, fon 
dern ein wefentliches Moment ift die Einwirfung anf bie 
Geſinnungen und dad Gemüth ber jungen Leute. Wenn der 
Abg. Schaaff bemerkt, ich hätte von dem Zuftand ber 
Wirkfamfeit ded Seminars in Raftatt gefprochen, und 
er folches in Schuß nahm, fo muß ich bemerken, daß ich 
feinen Tadel gegen Perfonen ausgefprochen, fondern ben 
Grund der Mangelbaftigfeit lediglich in dem proviforifchen 
Zuftande gefunden habe, Auch der Abg. Sander hat im 
Grunde zu feinem Hauptthema den Koftenpunft genommen, 
und den Antrag auf Zurücweifung der Motion unterftügt. 
Ich glaube aber, die jeßige Kammer wird in dieſem Punfte 
nicht hinter der, von 1831 zurück bleiben, damit nicht ihr 
Lob auf Koften der jeßigen Kammer zu fehr erhöht werben 
muß, Wir find noch nicht am Ende, und unfere Yuträge 
fommen jeßt erfi au ben Tag, wofür fich fo viele Stimmen 
ausgeiprochen haben, In dem Bericht des Abg. Hecht ift 
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‚bemerkt worden, daß, wenn das Schulwefen beffer' organi- 
firt und reformirt werden fol, auch mehrere alte Rehrer 
penfionirt werden müffen, überhaupt in Zukunft die Lehrer 
nicht mehr in fo hohem Alter auf ihrem Poften gelaffen 
‚werden fünnen, fo daß fie am Ende zum Spott der Kinder 
herumgehen. Wir müfjen fonach ein größered Bedürfniß 
an Lehrern für die Zufunft annehmen, und ich unterftüge 
wiederholt den Antrag des Abg. Duttlinger. ' 
Rettig v. K.: Sc habe mich nur ungern entfchloffen, 
an der heutigen Discuffion Antheil zu nehmen, weil ich nicht 
läugnen fann, daß die Sache meine empfindliche Seite be 
rührt. Biel Jieber hätte ich das Wort meinem Nachbar: ge 
reicht, wenn ich nicht ihm zurufen müßte: et iu mi fili! 
“Die Sache ift für mich empfindlich, weil ich für mich nicht 
umhin fann, einen Blick auf die geographifche Lage des 
Landes zu werfen, weil fich mir auch bei der heutigen Die: 
cuffton die außerordentliche Sparfamfeit entgegendringt, 
fobald von der oberen Landesgegend die Rede ift. Ich zähle 
die Lyceal- und Gymnafiallehrer im Badifchen, id) theile 
fie ab, in die Lehrer unter der Murg und über der Murg, 
und fiehe da, diefe beiden Hälften des Landes theilen fich in 
die Lehrer wie 1 3u 2, oder 1 zu 3. 
Sch glaube gern, daß in den Landestheilen, wo die Bes 
völferung etwas dichter ift, wo die größeren Städte find, 
auch die Intelligenz ſich fchneller entwickelt, und diefe 
Gegenden ‚auch mehr Anfpruch auf öffentliche Anſtalten 
haben. Wir hören aber fo oft den Vorwurf, warum ent: 
wickelt fic die Intelligenz in andern Gegenden fparfamer, 
und wenn von den Mitteln die Rede ift, die Intelligenz zu 
entwickeln, fo heißt es, es ift nicht nothwendig. 
- Meine Herrn! es iſt etwas diefer Art doch allerdings 
nicht national, und das Vertrauen auf die Fürförge der 
Regierung und auf die Fürforge der Kammer in folchen Ge 
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genben-follte billig gefchont werden. Man hat freilidy gefagt, 
die Bewohner bed Main: und Tauberkreiſes hätten ſo weit 
nach Raſtatt, ale die des Seekreiſes. Das mag wahr feyn, 
ich, habe. den Weg noch nicht gemeffen; aber ich frage, ob 
denn der Weg für die Bewohner ded Mainkreiſes kürzer 
wird ,. "wenn die obere Gegend nichts erhält. Man hat ger 
fagt, man müßte alddanız im Mainfreis auch ein Gemir 
narium errichten. Se: nun, im Geefreis hat es ein: einzelner 
für die Sache reblich wirfender Mann übernommen, und 
feit 25 Jahren, fo meit feine Kraftanftrengungen: es ver« 
mochten, den Berfuch fortgefeßt. Es mwird auch in’ jener 
Gegend nicht an Männern fehlen, die denfelben Berfuch 
machen, und wenn 25 Jahre verftrichen find , fo wollen wir 
auch. diefe Bemühungen mit einem Seminar belohnen, 

Es ift von einem andern Abgeordneten Werth darauf gelegt 
worden, daß unfere jungen Leute einen weiten Weg nach 
Raftatt zu machen hätten, und er ſchickt fie damit gleichfam 
auf.die Wanderfchaft. Diefem ftimme ich nicht. bei, denn es 
handelt ſich nicht blo® Darum, weltwißig zu werben. ſon⸗ 
bern ich glaubeim Gegentheil, es giebt eine gewiſſe Art vom 
Erziehung ‚; bie ich den jungen Leuten aus den vielen armer 
Gegenden: des. Seefreifed gar nicht wünfchen möchte. Sie 
kommen ſchwerlich in die Lage, viele Bedürfnifje zu befrier 
digen, ihre Beftimmung ift ernft und chriftlich, und weni 
fie auch nidyt Theil:nehmen an den vielfachen Genüffen, bie 
nun einmal auch unter Anderm die Stadt Raftatt ihren Bes 
wohnern anbietet,, und die ich ihnen von Herzen gönne,: fo 
fehen fie: doch das Wohlleben und dad Genußreiche, das da: 
ift, und wenn der junge Mann mit ſolchen Wünſchen und 
Begriffen von dem Werth des Lebens heimlömmt, ſo gefaͤllt 
es ihm im elterlichen Hauſe nicht mehr:,. und auch nicht 
im ⸗Schulhaus, ja, felbft: nicht: bei. dem Pfarrherrn, wo es 

WERE. TER Vedt rañ SE! 28 


Pr Verhandlungen der IL Kammer. 7 / 


zumeilen nach den Begriffen, die der Meufch ua 
mitbringt, :gewaltig ärmlich zugeht. ’ 

Es hat ein Abgeordneter einen etwas fchiefen Blick auf den 
Privatbrief geworfen, den der Abg. Duttlinger verlefen 
bat. Es hat mir dieß leid gethan, denn e8 giebt Privatbriefe, 
die eine Kammer ganz lieblichermaßen als ein Sendfchreiben, 
als guten Rath, betrachten kann. Sch wenigftens lege eben 
fo viel, ja außerordentlich mehr Werth. auf folche Privat: 
briefe eined competenten Urtheilerd,. als vielleicht auf die 
Privatfchreiben, die der Abg. Schaunff über Wildfchaden 
erhalten hat. 

Es ift fo viel von Sparfamfeit gefprochen ON Wir 
haben ja aber viele Poften, wo wir jparen können und recht: 
gern fparen wollen, warum denn immer dann Sparſamkleit 
eintreten laffen, wenn davon die: Rede ift, irgend eine An⸗ 
ftalt zur Entwicklung der Intilligenz im Seekreis zu errichten? 

Ein anderer Redner hat gefürchtet, die Anftalt möchte, 
verfrüppeln. Es giebt aber, wenn wir und genau umfehen ,. 
recht reich dotirte Anftalten, die gerade deßwegen verfrüps 
pelt find, weil fie zu reich dotirt waren. Die Erfahrung, 
daß Mangel an Mitteln die Anftalten verfrüppeln laffe, hat 
fich in Conſtanz nicht beftätigt. Es waren ja gar feine Mittel 
bewilligt, und doch ift die jegige Anftalt von der Commiſſion 
fo hoch geftellt worden, daß fie fie zum: Grundftein ber: 
Volksbildung im Seekreis legen will, daß fie fogar vergißt, 
daß diefe ganze Anftalt auf einem ehrenmwerthen Greiſe bes. 
ruht, deffen Iebhafter Geift und lebhaftes Gemüth allein 
noch den hinfälligen Körper erhält. Diefe Anftalt wird nicht. 
verfrüppeln, denn es ſind ſehr viele tüchtige und wackere 
Mänıter in biefer Gegend, bie ein befonberes u an 
diefem Seminarium nehmen werben. 

Man hat gezweifelt, ‚ob die Convicte raͤthlich feien. Sch 
bin der Meinung, fie feien durchaus nothwendig, wenn wir 
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den Zweck des Seminariumsd erreichen wollen. Wer find 
denn die jungen Leute, die in diefes Seminarium fommen? 
Es find, zumal im Seefreid, in der Negel aufgewedte 
Banernföhne, oder die Söhne von einfachen Lehrern. Bon 
Welterfahrung ift bei ihnen feine Rede, und wenn fie nicht 
- indem Haufe beauffichtigt find, und wenn fie nicht auch 
in ihrem Benehmen eine gewiffe beftimmte Nichtung ers 
halten, fo wird dasjenige eintreten, maß der Abg. Bader 
bemerft hat. Ihre geringen öfonomifchen Mittel, ihre Bors 
erziehung wird fie in einen Umgang bringen, ber fie rück⸗ 
wärts aber nicht vorwärts führt. Es ift mit den Koften nicht 
fo gefährlich. Die jungen Leute find an eine fparfame 
Koft gewöhnt, und wir wollen fie ja nicht zu Sybaniten 
erziehen. Sie werden mit maͤßigem Unterhalt fehr zufrieden 
ſeyn. 

Man hat auf die Gefahren der Convicte aufmerkſam ge— 
macht. Ich gebe dieſe zu, beſonders bei ſorgloſer Aufſicht. 
Allein dieſe Gefahren der Convicte find auch außerhalb den- 
felben nicht immer zu vermeiden. Die Gonvicte im Bierbaus 
mit der langen Pfeife find oft viel gefährlicher. Darum bin 
ich von ganzer Seele für den Antrag des Abg. Duttlinger. 
Weil ich aber von Natur ein wenig mißtrauifch bin, fo 
möchte ich ihn fo bezeichnen: ed wolle die Kammer befchlies 
pen, von den 2500 fl., die ſchon zur Dotation des Semis 
nariums beftimmt find, und von den weiteren 4000 fl., 
worauf der Antrag geftellt ift, die eine Hälfte auf das Ge: 
minar in Raftatt, und die andere Hälfte auf Daß neu zu ers 
richtende zu verwenden, für die Zwifchenzeit aber zu geneh⸗ 
migen, daß eine mäßige Summe dem jet beftehenden 5 Ins 
fitut des Defan Straßer zugemwendet werbe. 

Bert: Was der Abg. Rettig fo eben ausgeführt hat, 
überhebt mich ber Mühe, die Gründe, aus welchen ich für 
den Antrag bes Abg. Duttlinger flimme, näher audeins 
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ander. zu. ſetzen, und ich will nur noch auf einen, einzigen. 
Punkt aufmerkſam machen. 

Meiner. Anficht nach befteht das vorzüglichte Mittel, 
bie Zöglinge zu, tüchtigen Lehrern, zu bilden, in dem prafti«. 
ſchen Unterricht. Wenn. der-Zögling blos theoretiſch gebildet 
wird, hinaus kommt, und nun auf einmal ſelhſt als Lehrer 
auftreten folk, ſo iſt er. gewöhnlich. ganz und; gan untauglich. 
Nun iſt aber Hay, daß, je Heiner die Anzahl in einem Ju⸗ 
ſtitut iſt, um, ſo mehr ber. praftifche Unterricht jedem Eins, 
zelnen, zu, Theil werden kann, Es ift in. dieſer Beziehung, ein, 
großer, Unterfchied, ob 300 oder nur 50. Zöglinge-da; find, 
Wenn, 290.den nämlichen Unterricht,im Praftifchen-erhalten, 
wo ſonſt nur 50-fid damit abgeben, ſo iſt begreiflich, daß 
Jeder nur den vierten Theil, oder hier nur: die. Haͤlfte des 
praktiſchen Unterrichts erhält, der doch am Nnothwendigſten 
iſt, Das ſcheint mir der wichtigſte Grund zu ſeyn, der für 
zwei Seminarien; ſpricht. Blos hinſichtlich des; Vorſchlags 
des Abg. Rettig muß ich noch bemerfen, daß es nicht 
gleich. getheilt wmaͤre, wenn man, ſagte, der. Stagtsbeitrag 
ſoll zur Hälfte, dahin, und. zur Hälfte dorthin, verwendet 
werben, weil Raſtatt noch beſondere Fonds hat: und: ich 
mürde daher anf, eine, gleiche Vertheifung nur init Rückſicht 
auf, die ſo n ſtigen Dugllen antragen. 

Maga; So wohl die Anträge der, Commiſſion als, die 
Motion, berfelben veranlafien mich zu einigen Gegenbemer⸗ 
ungen. Dem; Grundſatz getreu, daß es fein: fchönereg 
Stantäinterefle: giebt, als die möglichite Ausbildung bes 
Volks, und daß alerührigen.geiftigen und; materiellen Intex« 
eflen ‚für, das. Volk nur daun wahren Werth haben Fonuen, 
wenn ed davon den rechten Gebrauch zu, machen gelexnt hats 
babe ich meinen Antrag geſteſlt, überzeugt, daß, mein ‚guter 
Wille: die Mittel, zur, Verwirklichung, jenes; Prinzinsnanfe 
infuchen, allgemeine, Unterſtützung in dieſer Kammer, finden 
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werde, in welcher Ueberzeugung ich bis jetzt noch nie getänfcht 
wurde. Da übrigens die Sommiffion nad) vorangegangener 
Präfung der Verhöftitiffe einen abweichenden Borfchlag 
machte, ſo erlaube ich mir, zu Begrundung meiner Anficht, 
auf dieſe Motion Firz einzugehen. 

Die Commiſſion fagt auf ©. 3, wo fie von dem dkono⸗ 
mischen Theil der Aufgaben fpricht: „Als erften Imperativ 
ihrer Meinung will fie auch bier nur borfäufig die Beſſer⸗ 
ttellung ver Kehrer nennen ꝛc.“ Zivar hat diefer ganze erſte 
Abſatz des Berichtd eigentlich nur den Zweck der Einleitung 
zu Behandlung des Schulweſens, das von der Commiſſton 
in drei Theile getheilt wurde, aber in fo fern aus der von 
mit verfefenen Stelle ein Motiv gegen meinen Antrag abe 
ftrahitt werden wollte, muß ich mich doch beinfelben wiber⸗ 
feßen. Ich war, bin und werde jederzeit unter Denjenigen 
ſeyn, die die Beflerftellung der Lehrer in öfonomifcher 
Hinſicht als unabmweisliches Bedürfniß der Zeit erfeiinen, 
und als ein Mittel zur Beförderung bes eigentlichen und 
wahren Volksſchulweſens, aber als erſten Imperativ kann 
ich dieſes Mittel nicht erkennen. Ich kann nicht zugeben, daß 
bie praftifche Einwirkung eines zweckmäßigen Schulpfans;, 
guter Seminarien und gebildeter Lehrer auf die Volksbildung 
eine kleine fei, ohne Die Hfonpmifche Befferftelung der Lehrer. 
Die Gefchichte der Entwidtung des Volksſchulweſens zeit 
und das Gegentheil: Wir koͤnnen nicht laͤugnen, daß inner⸗ 
halb einiger Decenien überall viel für dad Volksſchulweſen 
und die Verbeſſerung deffelben gethan worden ift, und in 
welchen Zuftand befanden fich dabei die Lehrer? Seminare 
wurden errichter und einige patriotifche Männer ertheiften 
kehtliugen den Unterricht, und die vacanten Schulſtellen 
wurden mit Männern von Kenntniſſen befetzt, die ungeachtet 
bes geringen Gehalts unverdroſſen und kraͤftig in den Ge⸗ 
ſchaften der Erziehung wirkten. Ich glaube aber nicht, daß 
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die Commiſſion durch die verlefene Stelle die Meinung aus⸗ 
ſprechen wollte, daß man Fein Inſtitut zur Bildung der 
Lehrer errichten, und überhaupt Feine Anftalten zur Ber 
befjerung des Volksſchulweſens treffen folle, ehe die Beffer- 
ftellung der Lehrer definitiv erfolgt fegn wird. Ich will mich 
deßhalb auch nicht weiter in eine Widerlegung dieſes Satzes 
einlaffen, fondern nur noch bemerfen, daß ich es höchſt bes 
bauerlic) für das Bolf fünde, Männer bei dem Lehrfach an⸗ 
geftellt zu jehen, die zum Unterricht nicht gehörig gebildet 
wären, und daß ich auch die Lehrer bemitleiden würde, die 
megen Mangel an gehöriger Bildung und bei einer. Färg- 
lichen Befoldung förperlich und geiftig, alfo doppelt darben 
müßten. Ich wünfche übrigens lebhaft die baldige Beflers 
ftelung der Lehrer in ökonomiſcher Hinficht. 

Unter Ziffer 2 des Commiſſions berichts berichtigt Die Com⸗ 
mijjion das von mir bezeichnete Zahlenverhältniß, was ic 
auf mündliche Angaben des Referenten der fatholifchen Kirs 
chenfection, der damals die Aften nicht bei der Hand hatte, 
baute, und der mir defhalb damals diefes Zahlenverhältniß 
aud) nicht richtig. angeben fonnte. Heute hat mir derfelbe 
eine aus den Akten der fatholifchen Kirchenfection ausgezo⸗ 
gene Weberficht gegeben, wonach im Jahr 1829 93 Lehrers 
präparanden in Raſtatt waren, wovon 36 ald Sandidaten 
entlaffen wurden, Sm Sahr 1829 waren es 112, wovon 61, 
im Sahr 1830 145, wovon 46, im Jahr 1831 127, wor 
von 48, und im Sahr 1832 4147, wovon 61 entlaffen 
wurben. Hierauf habe ich meine Angabe in der Motion ges 
baut, und es zeigt ſich alsdann, daß meine Angabe. ge, 
gründet war, abgefehen.davon, daß man zu dieſer Anzahl 
aud) noch diejenigen Zöglinge zählen muß, die bei dem 
würdigen Decan Straßer Unterricht erhalten. haben, und 
wie natürlich ebenfalls wenn fie von dem Unterricht, eutlaffen 
find, in Schuldienfte übertreten. werden. Daß. ich, in meiner 
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comperativen Menfur nicht fo irrig gegangen bin, bar ber 
Abg. Waldner auseinander gefeßt, und ift, wie ic) über- 
zeugt bin, bis jegt noch nicht widerlegt worden. 

Was den weiteren Punft wegen ber gefeßlichen Parität 
der verfchiebenen Gonfeffiondtheile und deren Theilnahme 
an den allgemeinen Mitteln betrifft, fo bin ich vollfommen 
mit der Sommiffion einverftanden, und bie tägliche Erfahrung 
beftätigt’die erfreuliche Behauptung, daß fein Theil unferer 
chriſtlichen Confeſſion der andern feine Beiftimmung verfagen, 
fondern jeder der andern von feinen Mitteln zur Befriebis 
diguitg feiner Schulbebürfniffe freudig darbieten wird. Etwas 
‚Andered habe ich aber auch in meiner Motionsbegrünbung 
durchaus nicht gefagt, fondern vielmehr meine wohlbegrüus 
dete Ueberzeugung, die mit jener der Commiſſion ganz über» 
einftimmt, in unzweideutigem Vertrauen ausdgefprochen, und 
muß deßhalb auch den indirecten Vorwurf, als hätte ich je 
geglaubt, oder könnte je glauben, daß die Kammer die Ins 
tereffen des Landes nad; Confeſſionen wäge, durchaus von 
mir ablehnen. Weber die nicht zu vermeibende Ungleichheit, 
die durch die verfchiedene Entfernung der Randestheile von 
dem. Seminarium für die Staatsangehörigen entfteht, will 
ich mich nicht weiter ausfprechen, fondern lediglich auf den 
Commiſſionsbericht unter ‚Ziffer 3 verweifen, wo gefagt ift, 
daß, wenn wirklich das Bebürfniß zu Errichtung eines zwei⸗ 
ten Seminars fich herausftelen follte, ein ſolches befon, 
ders. in dem Bereich des Seefreifes zu etabliren ſeyn werde. 
Die Frage aber, ob zur Zeit ein wirkliches Bedürfniß zu 
Errichtung eines zweiten Seminariums vorhanden fei, bat 
die Commiffion mit Nein beantwortet. Sie gründet diefe 
Antwort und den-darauf gebauten Antrag auf die Unter⸗ 
ſuchung bed gegenwärtigen Zuftandes bes Naftatter Ser 
minariumd, und auf die Bergleichung beffelben. mit dem 
hiefigen sevangelifchen Seminar, und mit! derartigen An⸗ 
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Halten in andern Ländern, Allein ich glaube, es laͤßt ſich 
aus diefer Unterſuchung und Vergleichung wohl der untrügs 
liche Schluß ziehen, daß der Zuftand der Anſtalt in Raſtadt 
bie-Bergleichung mit amdern nicht aushält, und e dringend 
nothmendig fei, eine Reform mit diefer Anftalt in jeder Bes 
giehung vorzunehmen, ‚fie mag in Zukunft allein oder neben 
einer Schwefteranftalt im Lande fortbeftehen. Sch finde aber 
in jener Unterſuchung und Vergleichung nicht die Anficht ges 
‚gründet; daß eine zweite Anftalt dieſer Art deshalb entbehr⸗ 
lich ſei. Das Beifpiel anderer Staaten kann keinen Beweis 
liefern, und dann iſt nicht nachgewieſen, daß dieſe anderen 
Staaten nicht auch ſchon das Bedürfniß gefühlt hätten, eine 
zweite Anſtalt bei ihnen zu errichten. Ich habe behauptet 
und dieſes war mein Hauptmotiv, daß das allzugroße Ueber⸗ 
maß der Präparanden es dem Inſtitut erſchwere, ja uns 
möglich mache, die Bildung fo zu bewerfftelligen , wie bei 
- einer Fleineren Anzahl. 

Diefe. Behauptung hat der Commiſſionsbericht nicht wider⸗ 
legt, wohl aber iſt ſie von mehreren Rednern ſiegreich ver⸗ 
theidigt worden. 

Der Bericht vertröſtet und auf die Zukunft und auf di die 
Reorganifation des Seminariums zu Naftadt, Die das naͤm⸗ 
liche bewirken werben, was zwei Anftalten im Lande bewirken 
würden. Diefe Bertröftung genügt aber den Forderungen 
nicht, die dad Schulweſen an die Stände des Jahrs 1833 
macht, aud) dann nicht, wenn die Kammer den dritten An⸗ 
trag der Commiſſion zum Befchluß erhebt, denn obgleich die 
edlen und uneigennüßigen Beftrebungen des Defaus Straßer 
in Conſtanz des Landes vollfte Anerkennung: verdienen, fo 
hängt doch.die Eriftenz diefes Privatunternehmeng, fo wie 
jenes des Mufterlehrerd Planche von dem Leben und. ben 
Geiſtes⸗ und KRörperkräften dieſer patriotifchen Männer ab, 
und wenn biefe Unternehmungen aufhören, ſo vermehrt ſich 


LXIX. Sitzung v. 28. September 1833. 44 


die eine Landesanftalt ebenfalls mit einer nicht umbebeutens 
deu Zahl von Zöglingen, welche Vermehrung für die zweck⸗ 
mäßige Wirkfamfeit der Anftalt nur nachtheilige Folge haben 
taun. Aus diefen Gründen unterftüge ic) alfo volffommen 
den Antrag bed Abo. Duttlinger, ber die Folge meines. 
Antrags in der Motionsbegründung ſeyn fol. 

Zum Beweife für die dringende Nothwendigfeit einer Res 
form ded Raftadter Seminariums Tiefe fich noch Vieles ans 
führen, allein ich fühle mich nicht veranlaßt, ſolches vorzu⸗ 
tragen. 

Seltam: Meine Herrn! Sch mwerbe von bem, dem 
Berichtserftatter allein noch gütigft vergönnten Wort nur 
wenig Gebrauch machen. Daß Sie den Gegenftand nad 
allen Richtungen hinreichend erörtert, bemweifen die vielfältig 
unterftüßten Stimmen zur Schlußfaffung, obgleich noch 
mehrere Sprecher bereits ftanden. Ganz beruhigt darf ich 
aber and) die Sache Ihrer endlichen Entfcheidung anheim 
geben, denn in dem Hauptprincip find wahrhaft auch die ges 
ftellten mobiftcirten Anträge mit jenen der Commiſſion im 
Einklang. 

Daß auch ein, feinem Umfang angemeffen, ganz volls 
ſtaͤndig orgamifirtes und in jeder Beziehung rechtes Schuß 
fehrerfeminar nicht genügen werbe, ift eine Prophezeihung, 
yon welcher doch das Gegentheil möglich wäre. Die Com⸗ 
miffion glaubte wenigſtens den Berfuch auf einen kurzen Ter⸗ 
min vorfchlagen zu Fonnen. Die nach der andern Meinung 
fogleich definitiv auszufprechende Einrichtung eines zweiten 
Seminard dürfte gleichfalls kaum viel früher vor fich gehen- 
In diefem Gefühl hat man wohl auch noch bei diefer Mes 
nung zugleich auf das einfttweilige Fortbeſtehen des Provi⸗ 
ſoriums in Conſtanz abgehoben. 

Auf die ſpeciellen Bemerkungen einiger der letzten Redner, 
insbeſondere Die Recenſion des Abg. Mag g mäher einzu⸗ 


— 


443 Verhandlungen der IE Kamnter, 


gehen, verbietet mir das bereits außgedrückte Defiderium der 

hohen Kammer. Ich kaun alfo nur auf etwa gefällige noch⸗ 

malige nähere Bergleichung des Commiffionsberichte - 
vermeifen. Nückfichtlich der von dem Abg. Welder, 

Tſcheppeund Magg bezüglich auf einige fkatiftifche a 

tigen gemachten Bemerfungen habe ich blos anzudeuten, daß 

der Commiſſionsbericht dazu zugleich die Quellen genannt 
hat. Ob die heute von diefen Sprechern angeführten aus 
thentifcher find, laſſe ich dahin geftellt. Jedenfalls fteht der 

im Commiſſionsbericht adoptirten Durchfchnittszahl 50 als 

Bebürfniß.der jährlich auszufcheidenden Erfagmänner, wie 

©. 6 des Berichts gleichmäßig fchon angegeben ift, das euts 

fprechende Berhältniß aus dem bahiefi igen evangelifchen 

Schulſeminar (20—24) zur Seite. Zu dem was ung der 

Abg. Duttlinger aus einem Brief des edlen Herrn von 

Wefjenberg verlefen hat, erlaube ich mir aber felbft noch die 

Berichtigung, daß die Zahl der Katholiken in Würtemberg 

nicht 400,000, fondern rund 500,000 beträgt; fo wie die 

Ergänzung, daß fid) das Schulfeminar zu EBlingen auf rund 

4,100,000 Evangelifche erftredt. Und den Abg. Winter 

von H. mache ich darauf aufmerffam, daß eine Rechnung auf 

Stiftungsmittel auch in dem Seekreis zu dem fraglichen Zweck 

ſich allerdings ‚nicht befonders reichlich bewähren dürfte, was 

übrigens die Hauptfache , ift einmal das wirkliche Bedüurfniß 
exkannt, auch ſelbſt nicht mehr alteriren könnte. 

Die Discuſſion wird NER] gefchloffen, und nachftehende 

Beichlüffe gefaßt: 

Seine Königl. Hoheit ben Großherzog unterthänigft zu 

Sitten, 

4) außer dem Seminar zu Naftadt die Errichtung eines 
weitern Fatholifchen Seminars in dem obern Landes 
theil gnädigſt anordnen Laffen zu wollen. 

8) eine-Reorganifation des — Seminatiuns zu 
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Raftadt — unabhängig von der dortigen Mittelfchule 
— durd) aufzuftellende eigene Lehrer, nad) Art des da⸗ 
hiefigen evangelifchen, in möglichfter Bälde huldreichft 
verfügen zu wollen; 

3) die Frage, welche Summe zu Errichtung des neuen 
Seminars erforderlich fei, an die Budgetdcommiffion 
zur Begutachtung zu verweifen; 

4) Den Sommiffionsantrag unter Art. 3 
lautend: 
„daß dem geiſtlichen Rath und Decan — zu Kon⸗ 
ſtanz für ſeine proviſoriſche Schullehrererziehungsan⸗ 
ſtalt, zum Behuf der Anſchaffung weiterer Lehrmittel, 
insbeſondere zur Aufſtellung eines Hülflehrers, bis auf 
Weiteres, ein jährlicher Betrag von 600-— 700 fl, aus⸗ 
geſetzt werben wolle.“ 

unverändert anzunehmen. 

Die hiernach der erften Kammer mitge heilte Adreſſe ent⸗ 
haͤlt die Beilage Nr. 4 zum 78. Protokoll vom: 10, Oktober 
1833. 

Es wird nunmehr zur Wahl von zwei Aushülfsfecretären 
gefchritten, wovon Anfangs der Sitzung die Rede war. Die 
Wahl fällt auf die Abg. Wetzeel II. und Sander. 

Nach Verfündigung des Wahlrefultats äußert 
. Sander: Das Vertrauen der Kammer, das mich zu 
zu ihrem Secretär ernennt, ift mir höchft ſchmeichelhaft, allein 
die dringendften Gründe bewegen mich, mir die Erlaubniß 
zu erbitten, dieſes Amt abzulehnen. Derfelbe Grund, der 
biefe Wahl veranlaßte, nämlich_die Abwefenheit zweier Se⸗ 
cretäre, koönnte auch bei mir eintreten. Sch habe aber auch 
noch. einen weitern Grund, wegen deſſen ich aus dem Innerften 
meines Herzens bitten muß, mich von diefer Stelle zu bes 
freien, und den in der Stimmenzahl Nächftfolgenden ein: 
rücken zu laſſen. 
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Schaaff Auf Grunde hin, die wir nicht kennen, koͤnnen 
wir nicht artheilon, und was den erſten Grund betrifft, ſo 
wollen wir deſſen Eintreten abwarten. 

Sander: Es fünnen perfönliche Gründe ſeyn, die ſich 
nicht zur Mittheilungkin öffentlicher Kammer eignen, Gründe 
aber, die, weun] ſie bekannt wären, auf das Evidenteſte dar⸗ 
ſtellten, daß ich dieſes Amt nicht annehmen kann. | 

Winter v. 9.: Rad) diefer Erklaͤrung ſcheint mit billig, 
der Bitte zu entſprechen, ohnejweiter in die Sache einzugehen. 

Sander: Ueberzeugt wird mat von mir ſeyn, daß der 
Grund nicht darin liegt, als wolllt e ich das Gefchäft eines 
Kammrerfecreräns nicht übernehmen. | 

Nachdem die Kammer dem Anfuchen des Abg. Sander 
entſprochen, und, da die Abd. Maga, Welcker und v. 
Dürrheimbnadh Sander die gleiche Stimmenzahl hats 
ten, wird zur Verlofung geſchritten, die für Den Abg. v. Dirrr 

- Heimd ontfcheidet | 
 Wegerik: Ich Dante der Kammer verbindlich fir das 
mir gefchenfte Zutrauen. | | 

Hiemit wird die Sitzung geſchloſſen: 

Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Geueh⸗ 

migung des Protokoll, 


Der Gerretär: 
4. Schinzinger. 
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Beilage Rn 2% 
zum Protocol der 69. öffentlichen Sitzung vam28. September 
1838. 
Commiſſions bericht 
- über den, von der hohen Regierung vorgelegten Ge: 
ſetzesentwurf, über die Entrichtung der Hundes. 
tare, Erſtattet von dem Abo. Wigenmann. 


Meine Hexreéein! 

In ber. 63,. Sitzung vom 20. dieſes wurde von der hohen 
Regierung der laͤngſt erwartete, und oft in Erinnerung ger 
brachte Geſetzesentwurf über die: Entrichtung der Hundetare: 
der hohen Kammer zur Berathung und Zuftimmungäübergeben; 

Den; größere: Theil. von: Ihnen, meine Herrn, eriunert ſich 
noch, daß; aus. Veranlaffung vieler auf: dem letzten Laudtage 
eingekommenen Petitionen, um Minderung ber; Hunbstäre, 
in. der 64. Sitzung vom 36, Juli 4881: der: Befchluß gefaßt 
wurde, folche in die Abtheilungen: zu nerweifen: und: fü füs 
dann von einer dazu ernannten Commiſſion hierüber Bericht; 
erſtatten zu laſſen. 

Damals, wie jetzt, erhielt ich dieſen Auftrag und ich ver⸗ 
weiſe Sie deßwegen auf den in der 116. Sitzung vom1? Diks: 
4831 vorgetragenen Bericht, den Sie im 44. Beilagenhefti 
Seite 194 — 203 abgedruckt finden: 

Bei der in der 130. Sitzung vom 7 November m. Ic Heft 
29. ©. 51—58 h. a. Statt. gehabten Discuſſion wurden die 
Beichlüffe dahin gefaßt, daß fünftig 

K) won jedem Hunde, — über 6 Monate 

alt ſei IB ; j . L:flı 20 Mr: 
von jeder Hundin nr sen 
jährliche Tare bezahltz ) 
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2) daß feine Ausnahmen bei a Tarverbindlichfeit 
Statt finden, und 

3) die Hälfte der Tare den Amts⸗ die andere Hälfte aber 

den Gemeindskaſſen zufallen folle. 

Die hohe erfte Kammer trat nun in ihrer Sigung vom 
2. Dec. 1831 zwar dem Antrage der dieffeitigen in der Art 
bei, daß die Tare für 

Hundejähih >» 2 ..24fl. 30 kr. 

Für Hündinnen . AL — 
fünftig ohne Ausnahme betragen ſollen ‚daß rückſi ichtlich des 
Bezugs dieſer Taxen es ſein Verbleiben habe, daß nach Abzug 
der Muſterungs- und Erhebungsfoften ?/s davon den Amts⸗, 
ıls.aber den betreffenden Gemeindefaffen zugefchiedenwerben, 
und daß nur von Hunden unter 6 Wochen feine Tare ents 
richtet werden dürfe, 

Diefe Abänderungen der hohen —— Kammer wurden an 
ihre damalige Commiſſion zurück gewieſen, und ſolche ſtellte 
in ihrem zweiten Berichte, erſtattet in der 147. Sitzung vom 
44. Dec, 1831, ihren Antrag dahin, folchem beizutreten, das 
mit die Regierung in Stand gefeßt werde, noch auf demfelben 
Landtage einen Gefeßesentwurf den Kammern vorzulegen. 

Der nahe Schluß des Landtages war jedoch wahrfcheinlich 
die Urfache, daß diefe Vorlage damals nicht mehr gemacht 
werben konnte, und fomit das zu Standebringen bes Geſetzes 
unterbleiben mußte. 

Der uns nun vorgelegte —— enthaͤlt — 

Beſtimmungen; 

Art. I. 
verordnet: 

Jeder Befiter eined Hundes muß jährlich eine , Tare von 
4 fl. 30 fr. und der einer Hündin von A fl. bezahlen. Wer 
den Hund oder die Hündin nicht als Eigenthümer befigt, hat’ 
den Rüdgriff auf den Eigenthümer. 
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Art. U. 

Frei von der Entrichtung der Taxe find nur bie Veſther 
von Hunden und Hündinnen, welche noch nicht 6 Wochen 
alt find. 

Art. III. 

Der Ertrag der Taren füllt nach Abzug der Mufterungss 
und Erhebungsfoften zu %/s in die Amts- und zu '/s in bie 
betreffenden Gemeindefaffen. 

Art. IV. 

Der Befiter eined Hundes oder einer Hündin, der fofche 
bei der verfündeten Mufterung vorzuführen unterläßt, vers 
fällt in eine Strafe von 4 fl. und hat noch weiter die Tare 
zu entrichten. Bon vorgedachter Strafe m bie ——— 
%/s und der Anzeiger "is. 

Art. V. 

Alle früheren Gefeße über den Betrag der — 
über die geſtatteten Befreiungen und über die Strafen wegen 
unterlaffener Vorführung find aufgehoben. 

Art. VI. 

Dies Sefe tritt mit dem 1. Juni 1834 in Kraft. 

Da der Art. I mit den Anträgen der. beiden Kammern auf. 
dem legten Landtage genau übereinftimmt, fo trägt Ihre 
Commiffion auf deffen Genehmigung an. 

Bei Art. IL trägt. die Mehrheit Ihrer Commiſſion eben- 
fald auf Annahme an, die Minorität wollte jedoch dem 
Artikel folgende Faffung-geben, und glaubt dadurch mögliche 
Unterſchleife zu befeitigen, „frei von aller Taxe find nur Hunde 
und Hündinnen, welche noch bei der Mutter, und a wire 
6 Wochen alt find.“ 

‚Art. IE fpricht nach Abzug der. Mufterungs- ‚und. Erbes 
bungsfoften den Ertrag der Taren zu %/s den Amts⸗ und gu */s 
den Gemeindskaſſen zu.- - 

Auch dieſer Artikel entfpricht den Befihläfen ber Kammer 
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von 1831. Ihre Commiffion. exfucht ‘Sie daher um Ihre 
— | 

Art. IV beftimmt die Strafe wegen. unterlaffener Vor⸗ 
führung bei der Mufterung auf 4 fl., noch neben Erlegung 
- der Tare. 

Ihre Commiſſion findet die Höhje der Strafe der Taxe an⸗ 
gemefjen, und hat: folche nach den Motiven der hohen’ Res: 
gierung lediglich die Abficht, mögliche Unterfchleife zu befeis' 
tigen und unredliche Hundöbefiger, die ihre Hunde bei der 
verfündeten Mufterung vorzuführen unterlaffen, einer Strafe 
zu. unterwerfen; Ihre Sommiffion: trägt. ebenfalldiauf deſſen 

Annahme aır. | 

Art. V: hebt alle frühern-Gefeße: über den Betrag der Taxe, 
über die geftatteten Befreiungen, über die Strafen wegen un⸗ 
terlaffener Vorführung auf, auch diefer Artikel wird Ihnen 
zur Annahme empfohlen: 

Art: Vl: beflimmt:die: Zeit, waun das Gefeg in Kraft treten 
ſoll. 

Ihre Commiſſion glaubt), daß vor dem 4. Juni 1834 dies 
nicht werde: gefchehlen fünnen, Ba die: Taxen für das laufende 
Jahr bereits erhoben, und auf: diefen Tag: gewöhnlich die 
Mufterungen. angeorbnet find, fie fchlägt Ihnen daher jene 
Zeitbeftimmung hiezu.vor. 

Da died Gefeß feine Ausnahmeigeftattet;. jedoch Perfonen, 
die ihres Dienftes wegen einen: Hund haltenmüffen, eine 
Dienſtlaſt gewährt, . 3. B. Förftern,. Hirten 24, ſo wirb’e& 
billig ſeyn, daß diejenige, Stelle; welche angeſtellt hat, dieſe 
Auflagevergüte. Künftig wird deren. Selbftentridytung zut Ber 
Dingung der Anftellung gemacht werben fönnen, Diefer Gegen⸗ 
ſtand dürfte ſich jedoch mehr: zur: Vollzugsverordnung eignen. 

Meine Herrn, durch den Vollzug dieſes Geſetzes werden 
manche gerechte Klagen, beſonders die:der Mezger gegen das 
beſtehende Gefetz befeitigt werbenz; bie: Zahl: der Hunde wird 


* 
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fich durch die ermäßigte Tare dennoch nicht vermehren, fondern 
jegt, wo durchaus feine Befreiungen mehr Gtatt finden, die 
übergroße Zahl ber Jagd» und andern bisher von der Taxe 
freien Hunde fid) verringern, und dadurch wenigftend einigers 
maßen die Furcht vor dem öftern Ausbruch der fchredlichften 
aller Kranheiten, der Hundswuth, ſich vermifidern. 

Die Einnahmen werden aber gewiß eher zu- ald abnehmen, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil durch bie gemins 
derte Tare weniger Reiz zum Defraudiren vorhanden, und 
weil nun von eier großen Zahl früher befreiter Hunde bie 
Taxe bezogen wird. Ihre Commiffion wünfcht indeſſen doch, 
Daß der Budgetsantrag für die beiden Jahre mit 10,000 fl. 
beibehalten werde. 

Da dernahe Schluß des Landtags bevorfteht, die verſchie⸗ 
denen Artikel des vorgelegten Geſetzesentwurfes mit ben Bes 
fchlüffen der Kammer von 4831 übereinflimmen, das zu 
Standefommen des Geſetzes nod) auf diefem Landtage aber 
fehr wünfchenswerth ift, fo trägt Ihre Commiſſion auf Ihre 
Beiftimmung und Discuffion in abgefürzter Form an. 


| Beilage Nr. 3. 
zum Protokoll der 69. öffentlichen Situng vom 28. September 
1833. 


Leopold von Gottes Gnaden, 
Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir 
befchloffen und verorbnen, wie folgt: 
Art. 1. 
Jeder Befiger eined Hundes muß jährlich eine Tare von 
Ein Gulden und dreißig Kreuzer, und der Beſitzer einer 


Hündin eine Tare von Einem Gulden bezahlen. 
4833, U. K, Prot, 148 Heft 29 
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Per den Hund oder bie Hündin nicht als Eigenthümer 
befißt, hat den Rüdgriff auf den Eigenthümer. 
| Art. 2. 

Frei von der Entrichtung der Hundstaxe find nur Die Be- 
figer von Hunden und Hündinnen, welche noch, nicht feche 
Wochen alt find. 

















Art, 3. 

Der Ertrag der Taren fällt, nacı Abzug der Mufterungee | 
und Erhebungsfoften zu zwei Drittel in die Amts und zu 
ein Drittel in die betreffende Gemeindefaffe. | 

Art. 4. 

Der Befiger eined Hundes oder einer Hündin, der folche 
- bei der verfündeten Mufterung vorzuführen unterläßt, vs 
fällt in eine Strafe von vier Gulden, und hat noch w 
die Taxe zu entrichten, Bon vorgedachter Strafe erh 
Amtskaſſe zwei Drittel, und der Anzeiger ein Drittel. 

Art. 5, 

Alle früheren Gefeße über den Betrag der Hundstaxe, über 
bie geftatteten Befreiungen und über die Strafen wegen un: 
terlaffener Vorführung find aufgehoben. 

Urt. 6. 
Dies Geſetz tritt mit dem A. Juni 1834 in Kraft. 
Gegeben ıc. 


Die Kammer nimmt vorfiehenden Gefeßentwurf an. 
Karlsruhe, den 28. September 1833. 
Sm Namen der unterthänigft trewgehorfamften zweiten 
Kammer der Ständeverfammlung. 
Der Präffbent: 

Mittermaier. | 

Die Secretäre: | 
Rutſchmann. 
Schinzinger. 
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LXX. Deffentlihe Sißung. 


Verhandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 30. September 1833. 


In Gegenwart der Herrn Regierungscommiffire, Finanzminifter 
v. Body, Minifteriaihef Staatsrath Winter, Staatsrath Jolly, 
Minifterialrathp Peter, Oberforftmeiiter v. Wallbrunn und 
Forftrath Bayer, fodann fämmtlicher Mitglieder der IT, Kammer, 
mit Ausnahme der Abg. Armbrufter, Aſchbach, Blanken— 
born, v. Dürrheimb, Grimm, Hoffmann, Kienle, Knapp, 
Körner, Mördes, Dlas, Pofielt, v. Rotted, Rettig von 
Sch. Schinzinger, Trefurt, Bölder, Wisenmann und 
Ziegler. 


Unter dem Borfig des Präfidenten Mittermaier, 


Die Tagesordnung führt auf die Discuffion Des Berichts des 
Abg. Gerbel, die Penflonirung der Diener der Apanagirten 
betreffend. 

(Der Bericht it im fünften Beilagenheft, Seite 262 — 271, 
zu finden.) 

Staatsr. Jolly: Ihre verebrlihe Commiſſion hat am 
Schluffe ihres Berichts verfchiedene Anträge geftellt,, die vom 
den Beftinnmungen des ihnen vorgelegten Gefeßesentwurfs me: 

1838, 11. N. Prot. 158 Heft. N 
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fentlich abweichen. Die Regierung hat Tiefe Anträge in nähere . 
Erwägung gezogen, und glaubt hiernach denfelben theilweife, 
wenn gleich in etwas anderer Form beitreten, zum Theil aber 
auch denfelben ihre Zuftimmung verfagen zu müffen. Es geht 
der erfte Antrag dahin, die Penfionen, die den zurücgelaffenen 
Dienern der Frau Marfgräfin Friedrich und Amalte bewilligt 
worden find, zu genehmigen. Wenn diefem Antrag auch die 
Zuftimmung der Kammer gebührt, fo fcheint er doch nicht in 
den Gefegesentwwurf aufgenommen werden zu können, weil er 
feine Norm für künftige Fälle, fondern nur ein Anerfenntniß 
deſſen enthält, mas von der Regierung In der Vergangenheit 
gefchehen ift. Ein conformer Beſchluß wird jedoch einer Seits 
einen Punkt erledigen, den man bei der Discuffion über den 
Penfionsaufivand in der vergangenen Periode ausgefegt hat; 
anderer Seits wird. er in Beziehung auf den Penfionsaufwand 
der nächften Periode dem Bericht zur Balls dienen, der Darüber 
künftig zu erftatten ift, 

Was die übrigen Anträge der Commiſſion betrifft, fo wird 
von der Vorlage der Regierung abweichend proponirt, Daß Die 
fenigen Diener, Die moch nicht fünf Jahre dienen, überhaupt 
nichts aus der Staatskaſſe erhalten follen; ſodann follen dies 
jenigen Diener, die zwifchen fünf und zehn Jahren dienen, das 
Doppelte ihres Dienfteinfonnmens als Abfindung empfangen; 
folche aber, die fich zwifchen zehn und zwanzig Jahren im Dienft 
befinden, Das Dreifache, und diejenigen endlich, Die Länger 
als zwanzig Jahre dienen, folken eine Penſion beziehen. Es ift 
dabel in Vorſchlag gebracht, für die Abfindumgen im Ganzen 
böchftens Ya, und für die Penfionen im Ganzen höchftens Yro 
der Apanage verwenden zu laffen. Ich will, hinſichtlich der 
erften Klaſſe fofort bemerken, daß die Regierung in Beziehung 
if folche jüngere Diener von ihrem Antrage, wonach denfelben 
Abfindungen ans der Staatskaſſe verliehen werden ſollten, Um—⸗ 
gang nimmt, teil fie ebenfalls glaubt, daß man Diefe Leute 
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lediglich on die Verlaſſeuſchaft der verſtorbenen Dieuſtherrſchaft 
vperweiſen koͤnne; es ergiebt ſich daher, daß in ſofern ein Ein⸗ 
verſtaͤndniß zwiſchen der Regierung und der Commiſſion beſteht. 
Was aber die beiden nächſten Klaſſen betrifft, die nach dem 
Vorſchlag abzufinden ſind, ſo iſt wohl ſchon die Art und Weiſe 
nicht zu billigen, in welcher dieß geſchehen fol. Wenn nämlich 
ale, Die in ein und derfelben Klaſſe fteben, Tas Doppelte oder 
Dreifache ihres Dienfteinfommens erhalten , fo wird gar feine 
Kücfficht genommen, theils auf ihr möglicherweife noch ſehr 
verfshiedenes Dienftalter, das eben ſowohl fünf als neun Jahre, 
oder bei der folgenden Klaffe zehn Jahre und neunzehn Yahre 
betragen kann, theils auf die Mannigfaltigkeit fonftiger perföns 
licher Berhältniffe, die gerade bei ſolchen Gnadenbemwilligungen 
hauptfächlich beachtet werden müſſen. Sodann fürchtet die 
Regierung auch, Daß aus der zu Gunften der dritten Klaffe 
zwiſchen zehn und zwanzig Jahren vorgefchlagenen Beftimmung 
eine Beläftigung ter Staatsfaffe erwachſen könnte, Die volles 
kommen überflüffig if. Diefe Diener nämlich werden gewiß 
felten in einem noch jüngern Lebensalter ftehen, und wenn fie 
Das Dreifache ihres Dienfteintommens erhalten, aus folcher Ab⸗ 
findung vielleicht eine Rente von gleicher Größe beziehen, wie 
diejenige Penfion, die ihnen die Regierung fonft bewilliget 
bätte; es wäre alfo Damit nicht blos eine ewige Rente verliehen, 
fondern das Kapital Derfelben. noch „bendrein bezahlt. Im 
keinem Falle fcheint Deshalb zweckmäßig zu fepn, Diener, die 
fehon fo lange gedient. haben, auch noch abfinden zu wollen; 
denn ift Die Wahrfcheinlichkeit dafür, Daß fie eine Rente, die 
man ihnen gibt, nicht mehr lange beziehen, fo liegt es im 
Snterefle ber Staatsfaffe, ihnen diefe und nicht ein Kapital zu 
gewähren. Alles, was dafür fpricht, jüngere Diener, die 
noch nicht lange dienten, abzufinden, fpricht umgefehrt dagegen, 
Dienern, Die fehon lange gedient, im Zweifel alfo in hohen 
Jahren find, ebenfalls eine Abfindung zu bervifligen. Darauf 
. 1. 
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gründet nun die Regierung den Vorſchlag, nur denjenigen 
Dienern, die ziwifchen fünf und zehn Jahren dienen, Abfin- 
dungen zu geben, welche ein gewiſſes Marimum nicht über: 
fteigen, allen Dienern aber, Tie länger gedient haben, eine 
Benfion zu verleihen, man fann, wie Die Commiſſion felbft anges 
tragen hat, Den Dienern jener erften Klaffe überhaupt den 
doppelten Betrag ihres Dienfteinfommens verfprechen, jedoch, 
wie gefagt, blos als Marimum, das Einer erhalten kann, und 
nicht als einen Betrag, den Jeder, der in der Klaffe fteht, ers 
halten muß; denn die Regierung wünſcht überhaupt in der Lage 
zu ſehn, auf die Verjchiedenheit der Verhältniffe gebührende 
Rückficht nehmen zu können. Was die Penfionen betrifft, fo 
bat Die Regierung fehon früher vorgefehlagen, Taß diefe, auch 
nur als Marimum, ?/s des firen Dienſteinkommens bei jedem 
einzelnen Diener follen erreichen können, wornach Derjenige, 
der in einem geringern Lebens> und Dienftalter fteht, und deffen 
Berhältniffe auch nicht von der Art find, um befonders berück— 
fichtigt werden zu müffen, weniger erhält,. während einem 
Andern etiva das Marimum gegeben. wird. Nun erlaube ich 
mir aber, fie noch auf einem Umftand aufmerkfam zu machen, 
der in der Natur der Sache liegt. Es wird nämlich das Ers 
forderniß für Abfindungen fortwährend in einer Wechjelwirkung 
fiehen mit dem Erfordernig für Penfionen. Wenn man eine 
größere Summe für Abfindungen braucht, fo wird man meniger 
für Penſionen nöthig haben, und umgekehrt, weil, ſofern ſich 
bei der Dienerfehaft des nämlichen Herrn auf der einen Seite 
die Zahl der penfionsfähigen mehrt, auf der andern Seite eben 
fo viele Diener hinwegfallen. Darum feheint es nothwendig, 
für Abfindungen und Benfionen zugleich ein, Marimum feftzu: 
feßen, das im Ganzen höchftens verwendet werden fann. Die 
Regierung hat früher den zehnten Theil der Apanage für Pen- 
fionen begehrt, und jest fchlägt fie vor, Das gemeinfchaftliche 
Marimum für Penfionen und Abfindungen ebenfalls auf 1/10 zu 
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beſchränken, d. b. es follen Tie Abfindungen nach einem aproris 
mativen Maßſtab in Penſionen gleichfam verwantelt, und es 
ſoll nebſtdem beftimmt werten, daß für Die fo berechneten, wie 
für Die effectiven Benfionen zufammen nicht mebr als ein Zehen: 
tel Der Apanage verwendet werden Dürfe. Bei jener Verwand— 
lung kann man natürlich nur von Wahrfcheinlichkeiten auss 
geben. Die Regierung glaubt, Daß wenn man ten fünfzehnten 
Theil der Abfintungen als Penfion berechne, dieſes ungefähr 
der Wahrheit, in der Regel wenigſtens, nahe fommen werde, 
Man nimmt nämlich bei Diefem Vorfchlage an, daß Jeder, der 
eine Abfintung erhält, im Durchſchnitt noch etiwa fünfzehn 
Sabre gelebt hätte, Daß alfo Ten Betrag feiner Abfindung uns 
gefähr eine Penflon repräfentire, die er fünfzehn Jahre lang 
bezogen haben würde. Offenbar gereicht es zur Sicherheit der 
Staatsfaffe, Daß der fünfzehnte Theil der Abfindungen nebft 
ten Penfionen im Ganzen den zehnten Theil Der Apanage nicht 
überfteigen kann. 

Ihre Commiſſion bat einige andere Beftimmungen, die in 
dem Gefeßesentwurfe fonft noch enthalten find, im Wefentlichen 
aufgenommen, und es fommt nur darauf an, fie nach den 
jegt proponirten Modifilationen am fchicflihen Orte einzufchals 
ten. Ich habe mir eine Zufammenftellung gefertigt, wie fich 
das Ganze nach der bisherigen Ausführung geftaltet, und will 
Shnen Punkt für Punkt eröffnen. 

1) Den Dienern Derjenigen Mitglieder des Großherzogl. 
Haufes, welche eine Apanage, ein Wittum oder eine Suſten— 
tation bezogen, kann, wenn fie fi) beim Ableben ihrer Dienfts 
berrfchaft fchon zehn Jahre lang, und zivar ununterbrochen, 
im Dienft Derfelben befinden, ein Theil ihres bisherigen Dienfts 
einfommens dauernd verwilligt werden. | 

2) Der Amfang diefer Verwilligung wird nach der Dienft- 
zeit und fonftigen Verhältniffen des Dieners bemeffen, und fann 
höchftens zwei Drittheile feines jährlichen firen Dienfteinfoms 
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mens erreichen. Hiervon koͤmmt jedoch nur in Betracht, was 
er ſchon feit einem vollem Jahre bezieht, 

8) Diener, welche beim Ableben ihrer Dienftherrfchaft ſchon 
über fünf, allein noch nicht zehn Jahre im Dienft derfelben ges 
wefen find, erhalten eine Abfindung, die fich höchftens auf 
den doppelten Betrag ihres jährlichen firen Dienfteintommens 
belaufen kann. 


4) Die Summe aller dauernden Verwilligungen fol, mit 
Einſchluß des fünfzehnten Theils der Summe aller Abfindungen, 
den zehnten Theil der Apanage, des Wittums oder der Suftens 
tation der Dienftherrfchaft nicht überfteigen. 


5) Das Nähere hinfichtlich Ver dauerndin Verwilligungen 
fowohl, als der Abfindungen, bleibt der Beſtimmung der Rer 
gierung überlaffen. 

6) Weder eine dauernde Verwiligung, noch eine Abfin- 
dung, haben diejenigen Diener anzufprechen, welche der Vers 
forbene zur Verwaltung feines Privatvermögens, oder für 
andere, nicht auf feinen fürftlichen. Stand bezügliche Zwecke, 
angeftellt bat. 

7) Iede dauernde Bewilligung unterliegt dem Widerruf 
wegen einer günftigen Aenderung in den Verhältniffen des bes 
tueffenden Dieners. Sie erlöfcht außerdem mit dem Tag feines 
Ablebens (bei weiblichen Dienern auch mit dem Tag ihrer 
Verheirathung), und fällt Dann wieder an die Staatskaſſe 
zurüd, - 
Gerbel: Der Herr Regierungscommiffär bemerkte zum 
Art, 1., daß derfelbe nicht in Tas Geſetz gehöre, giebt aber 
zu, daß eine Beftimmung über Diefe Sache nothivendig if. Bis 
jeßt war zwifchen der Commiffion und der Regierung ein Wir 
derſpruch, ob Diefe Penfionen bewilligt werden follen, oder 
nicht, und diefer Widerfpruch foll nun gehoben meiden, und. 
zwar Dadurch, daß man für Die Zukunft eine Sicherheit erhält, 


LXX. Sigung dv. 80. Geptember 4833. 7 


daß vie Staatskaſſe nicht mit Benfionen von Dienern Apanas 
gieter belaſtet werde. 

Für dieſe Sicherheit ſoll dann die Bewilligung der andern 
Peuſiouen, Die ſchon bezahlt worden find, eintreten. Ich 
glaube aber, daß ohne eine Beſtimmung im Geſetze die Sache 
nicht erledigt werden kann. Die Kammer kann über Geldbe⸗ 
willigungen blos durch das Budget Beſchlüſſe faſſen, und gibt 
ſie eine ſolche Beſtimmung, ſo dauert ſie blos für die Budgets⸗ 
periode, und die Diener ſind nicht geſichert. Es handelt ſich 
um eine Beſtimmung für die Zukunft, auch rückſichtlich der⸗ 
jenigen Diener, die gegenwärtig ſchon eingewieſen ſind, denn ſie 
wollen auch für die folgende Periode eine Sicherheit erhalten, 
die ihnen nicht wird, wenn nichts im Geſetz ſteht, weil die 
naächſte Kammer nicht an Die Bewilligung Der frühern gebunden 
ft. Der Herr Regierungscommiſſär glaubt, es könne manche 
Inconvenienz eintreten, wenn man fo ſcharf bei den Sabren 
zehn oder zwanzig fleben bleibe, indem leicht Einer neun oder 
veunzehn Jahre gedient haben könne, dem danı nicht zu helfen 
fei, wenn einmal das Geſetz diefe Beftimmung in ſich aufge 
nommen habe. Die ift aber mit allen Beſtimmungen der Fall, 
die durch Zahlen ausgedrückt werden. Mit dreißig Jahren vers 
jährt 3. B. ein Recht, und wenn mur 29°/s Jahre Daven ver- 
floſſen find, fo gilt es eben noch, und Jedermann muß fich 
hiernach richten. Bei Gefegen kann man nicht auf ale Verhält« 
niſſe Rüdficht nehmen, fontern es muß eine durchgreifende 
Maßregel entjcheiden, wonach fich Jeder benehmen muß, und 
jolchergeftalt muß auch bier etwas Beftimmtes feſtſtehen 
Yuc die Regierung bat dieß in ihrem Vorſchlag gethan , indem 
fie beftimmte, daß nur von zurüdgelegtem zehnten Dienftjahre 
an, Anfpruch auf Penfion Statt finden folle. Ob der dreifache 
Betrag des jährlichen Dienfteinfommens als Abfindungsfumme 
die. Stagtstaffe mehr belaftem werde, ale eine Quftentation, iſt 
eine. Sache, über die blos in jedem concreten Fall entfchiehen 
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erden kann, Im' Allgemeinen aber läßt fich Diefer Sag nicht 
. behaupten, ta in der Regel die Diener, die. bei den Apanagirten 
Dienfte nehmen, in fehr früher Jugend eintreten, fo daß fie 
häufig zwanzig Jahre lang dienen , und. doch noch ziemlich jung 
feyn fönnen. Es würde fonach mittelft der Abfindungsfummen 
eine große Summe von Penfionen. wegfommen. Wenn man 
freilich, wie es im Staatsdienft der Fall ift, erſt im dreißigften 
und vierzigften Jahre eine Anftellung bei den Apanagirten er- 
bielte, dann zwanzig Jahre hinzurechnete, und eine Abfindungss 
fumme bezahlte, dann würde allerdings die Staatsfaffe mebr 
befäftigt werden, als unter denjenigen Umſtänden, die bei den 
Dienern der Apanagirten in der Regel obwalten. Ich ſtimme 
übrigens mit dem Herrn Regierungscommiffär darin überein, 
daß das Marimum von einem Viertel und einem Zwanzigftel 
wegen Der vorhandenen Wechfelwirfung in einen Paragraphen 
zufommen gefaßt werde. Was Tem Einen mehr abgeht, fällt 
dem Andern zu, und umgekehrt. Die Abweichung aber, Die in 
den jeßigen Vorfchlägen der Regierungscommiffion gegen die— 
jenigen unferer Commiſſion liegt, befteht Darin, Taß das Mari: 
mum der Penſion %s des jährlichen firen Dienfteinfommens bes 
tragen foll, während wir daffelbe auf die Hälfte feftfegten. 
Ferner fordert die Regierungscommiffion in den neuen Vor— 
fchlägen "/ıo als Marimum für die Penfionen zufammen, wäh: 
rend die Commiſſion theils für die Abfindungen Ya, theils für 
die Penfionen "/2o feftfegt. Wenn man nun das Viertel, deffen 
ich im Bericht erwähnte, und das Die gewöhnlichen Verhältniffe 
erreichen wird, capitalifirt, und als Leibrente zu 10 pCt. an: 
nimmt, fo wird ohne Zweifel Die Summe, die die Commiſſion 
für jährliche Penfionen vorgefchlagen bat, um ein Bedeutendes 
geringer ſeyn, als die Summe, die die Regierung für die Pen- 
fonen fordert. Wenn freilich die Apanage nur 25,000 fl. bes 
trägt, fo macht es eine Eleine Summe aus. Handelt es fich 
aber um 100,000 fl., fo if die Sache von Bedeutung. | 
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Eine weitere Abweichung, die iu den jeßigen Vorfchlägen von 
den früheren Anträgen der Negierung Statt findet, befteht 
darin, daß die Diener, die von ein bis fünf Jahren im 
Dienfte fteben, keine Abfindungen mehr erhalten follen, und 
daß vie Abfindungen, die denjenigen Dienern bezahlt werden, 
welche fünf bis zehn Jahre dienen, zum fünfzehnten Theil in 
das Zehentel eingerechnet werten foll, Tas ald Marimum aller 
Penſionen gegeben werten fol. Im Uebrigen ift der Anfchlag 
der Regierung ganz gleich mit dem früheren. Die Kammer ift 
nur dabei betheiligt, Daß die Staatsfafle nicht mit Penſionen 
überladen werde, und es fragt fich, in wie weit der jegige Vor: 
fehlag von dem Ter Commiſſion abweicht, und da fommt ed 
Darauf an, wie man die Abfindungsfumme, Tie Termine ode» 
die Zinfen der Abfindungsfumme anfchlägt. Die Regierungss 
commiffion fagt im vierten Artikel, der fünfzehnte Theil fol 
eingerechnet werden, was bier nur 6?/s p&t., und, meiner Ans 
fiht nach, für eine Leibrente zu wenig betrüge. Ich habe in 
meinem Bericht 10 pCt. unterftellt, denn es ift überhaupt bet 
einer Leibrente regelmäßig, daß fie zu 10 pCt. verkauft wird. 
Es gibt zwar nach Maßgabe des Alters auch ein anderes Vers 
hältniß, allein es ift fo gewöhnlich angenommen, und wenn 
ich Diefes auch hier annehme, und bei einer Laft von 40,000 fl. 
!ao für die Abfindungsfumme feftfege, fo würden 1000 fi. 
eingerechnet werden, als Zotalfumme, die für die Penſionen zu 
bezahlen find, und wenn ich dann weiter Y/ao für Die Suften» 
tationen berechne, fo werden 3000 fl. von 40,000 fl. als jähr- 
liche Euftentation zu zahlen, das mären %so, während der 
Herr Regierungscommiffär in feinem neuen Vorfchlag */ao ans 
nimmt. Wenn nun im $. 4., wonach der fünfzehnte Theil der 
Abfintungsfumme an der Zotalfumme eingerechnet werden fol, 
der zwölfte, Theil angenommen wird, fo wären dieß 8”]s pEt., 
demnach mehr als 6*/s p&t., und dann würden ungefähr %/so 
herausfommen, Doch fomit wären wir Der Anficht der Regierung 
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näher, oder eine Vereinbarung in diefem Verhältniß vorhan⸗ 
den, Es fragt fih aber immer nur, ob Die Kammer darauf ° 
eingehen will, daß fehon mit dem zehnten Sahre eine Penſion 
an die Diener bezahlt werden folle, die im höchften Fall 4 zu 
betragen bat. Das Ganze ift alfo, Daß in tem erften Para: 
graphen irgend etwas ins Gefes kommen muß, wodurch die 
Diener einige Sicherheit erhalten, und das Weitere beftebt 
- darin, ob die Kammer geneigt iſt, Dem jeßigen Vorfchlag der 
Regierungscommiffion beizutreten, Daß ſtatt mit zwanzig Jahren 
mit zehn Jahren eine Penſion eintreten folle und fomit, nach 
tem Regierungsvorfchlag die dreifachen Abfindungen gar nicht 
Statt finden, während nach dem Vorfchlag der Commiſſion bei 
zehn bis zwanzig Jahren Tas Dreifache Des jährlichen Einfom- 
mens als Abfindung bezahlt werden foll. 

Merk: Zch bin der Auficht, Daß der Art, 4 nicht ins Ge⸗ 
feß gehöre, Daß nämlich hinfichtlich Der Abfindung der Diener 
gar nichts Definitives beftimmt werden könne, denn Die Pens 
fionieung beruht auf gar feinen Grundfäßen und Regeln, welche 
erſt noch beffer Dargeftellt werden müffen. Vor der Hand wird 
nichts übrig bleiben, als fie zu beiwilligen. Es beruht aber 
nicht auf den Grundfägen, Die Tie Regierung vorgefchlagen bat, 
denn biernach wird Alles his auf Die legte Magd penfionirt, und 
zwar mach gar feinem Regulativ. Diejenigen, die fich nicht 
zur-Penfionirung nach den Grundfägen eignen, Vie man bis 
jeßt befolgt hat, müſſen aufgefortert werden, allein man if 
darin weiter gegangen, als je davon Die Rede war. So wie 
der Artikel gefaßt ift, könnte es gar nicht beſtehen, denn hiers 
uach würde ein Zuwachsrecht für alle Dinge Statt finden, und 
der Arrifel könnte nur fo gefaßt werden, Daß jeder Diener 
Dosjenige als Penfion anzufprechen hätte, was ihm wirklich 
verfieben wurde, Was Dagegen die Sache felbft betrifft, fo iſt 
die erfte Frage uͤberhaupt, was bier zu thun if, ob überhaupt 
ein Penſionsanſpruch gegründet fei, oder nicht. Man iſt frei: 
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lich in Verlegenheit, wenn man diefes als Nechtebegriff anfehen 
will. Man hat bier Obfervanzen in den fürftlichen Häufern vor 
fih, und man wird zugleich einräumen müffen, daß diefe Leute 
von der Gnade Des Regenten ſelbſt abgehängt haben, mie es 
Tenn überhaupt auch eine Gnade war, denn es befteht Darüber 
feine Norm und fein Regulativ. Es ift weder die Eigenfchaft 
Derjenigen, Die ſich zur Penfionirung eignen, noch auch die 
Größe Ter Penfion beftimmt, fondern fie ift jeweils von ver 
Verleihung felbft abhängig. Es konnte alfo ein gefeglich ges 
gründeter Anfpruch in die Verfaffung felbft nicht übergehen, 
weil es auch vorher Fein folcher war, und als ein Gnadenher⸗ 
kommen läßt es fich auch nicht wohl denfen, weil Tie Regierung 
felbft, oder das verfündete Dieneredift fich Der mwillführlichen 
Verleihung der Penſionen begeben und beſtimmt bat, warın und 
wie Penfionen gegeben werden follen, und man nicht wohl ans 
nehmen fann, daß bier ein Vorbehalt einer Willführ Statt 
finden follte, Vie nicht einmal ihre Grenze hätte, und eine Will 
kühr gerade da, wo fein Verhältniß zum Staat befteht, würde 
mit dem Sinn der Berfaffung nicht im Einklang ftehen, wie 
ſchon eine frühere Kammer ausgefprochen hat. Es ift demnach 
blos noch ein Billigkeitsgrund vorhanden, etivas für diefe Diener 
zu thun, die Billigkeit, Die fich darauf gründet, daß ein Apa— 
nagirter zu feinen Dienern Leute wählen muß, die eine gewiffe 
Qualification befigen, und es unbillig wäre, Tas Schickfal 
folder Leute nach dem Tode des Apanagirten ungewiß zu laffen, 
und man annehmen muß, Daß der Apanagirte, weil er ſtandes⸗ 
mäßig leben muß, nichts zurücklegen kann, und folchergeftalt 
feine Diener nichts erbielten. Es muß aber eine gewiſſe Vor: 
ſicht in dieſer Hinficht eintreten, und ins Befendere muß man 
auf Das Verhältniß Rückficht nehmen, wie es vorher war. Nas 
türlich kann ein folder Anfpruch auf eine Abfintung oder- 
Euftentation nur Da Statt finden, wo der Apanagirte Niemand 
binterläßt. Wenn der Apanagirte in abfteigender Linie einen 
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Erben bat, und Tiefer auch eine Apanage bezieht, fo wird Leine 
Penfionirung eintreten können, fondern es wird Diefer Apanas 
girte von felbft ſchuldig ſeyn, dieſe Diener zu übernehmen, wie 
denn früher auch immer der Fall war, daß immer der nächfte 
fo viel als möglich Die Diener in feine Dienfte übernahm, und 
alfo nur die wenigen etwa übrig gebliebenen, die nicht mehr 
untergebracht werden fonnten, in den Penſionsſtand fielen. 

Daß num auch diefe Rückficht. fo viel als möglich bei der 
neuen Regulirung diefer Apanagenpenfionen gehandhabt werde, 
kann allerdings gefordert werden, und dieſes bildete Vie Grund: 
lage, von der das Geſetz auszugehen hätte. 

Was Die neuen Vorfchläge betrifft, fo. halte ich fie von der 
Art, daß fie durchgehen können, allein es wird ſchwer feyn, 
jeßt gleich folche fo zu beurtheifen, wie fie beurtheilt werden 
jollen, und ich wünfche daher, daß fie an die Commiſſion zus 
rück gegeben werden, und dieſe einen weiteren Bericht Darüber 
erftatte. Der Vorſchlag der Regierung leuchtet mir, fo weit 
ich ihn mit ſchnellem Blick habe beurtheilen können, bereits 
mehr ein, als der der Commiſſion, beſonders rückfichtlich Der 
Abfindungsfunmen, denn da fönnte leicht Durch diefe Abfin- 
dungen eine ſchwerere Laſt zugehen, als nach) dem Vorfchlag 
Der Regierung, Da die abzufindenten Leute fchon lange im 
Dienft find, und anzunehmen ift, daß fie im Alter vorgerückt 
feien, indem man mit den Hoftienern nicht wechfelt, fondern 
die apanagirten Prinzen in Der Regel folche immer behalten, 
alfo die Diener bei Dem Tode des Apanagirten fehr alt ſehn 
Fönnen. 

Wenn man alfo diefen eine folche Abfindung gäbe, fo würde 
eine größere Summe heraus kommen, als die Penſionsrente, 
die ihnen gegeben werden follte. In der Hinficht feheint mir 
übrigens auch der Vorfchlag des Herrn Berichterftatters zweck⸗ 
mäßig zu feyn, wenn man auf den Vorfchlag Ter Regierung 
nicht: eingehen will, daß "2 flatt Yıs berechnet wird, weit 


LXX. &ißung v. 30. September 1833. 13 


fonft feine Rente gebildet werden kann. Che ich mich aber 
Darüber näher erklären kann, trage ich darauf an, die Bors 
ſchläge der Regierung an die Commiſſion zur weiteren Bericht: 
erflattung zurückgehen zu laffen. 

MWelfer: Was zuvörderft die früheren Penfionen betrifft, 
fo bin ich auch der Meinung, Daß fie nicht ins Gefeg gehören, 
fo wie auch der Anficht, Daß fie einer genaueren Prüfung bei 
dem Budget unterliegen, glaube aber nicht, daß Alles, was im 
Budget fteht, durchaus für die nächfte Periode widerruflich ift. 
Es gibt Pofitionen, wo die Kammer und Lie Regierung aners 
fennen, man feie ſchuldig, diefes nicht Glos für eines, fondern 
mebrere Jahre zu bemwilligen. 

v. Itzſtein: Nur die Eivillifte it in Dem Budget feftftehend 
auf Die Dauer des Regenten, fonft nichts. 

Welker: Ein Anerkenntniß kann vorliegen, welches einer 

ftändigen Bewilligung von Ausgaben gleich fteht. 
- Dem fei übrigens wie ihm wolle; hier ift nicht der Ort, 
folches zu beftimmen, und es wird auch feine Gefahr haben, 
dag man, wenn man es einmal als eine fändige Einnahme ber 
twilligt hat, ſolches wieder zurück nimmt. 

Was die Hauptfrage diefer Penſionen betrifft, fo bin ich auch 
der Ueberzeugung, Daß bier eigentlich ein Rechtsgrund nicht 
vorhanden ift, fondern es war früher Gnadenfache. Es gab 
auch früher nicht fo außerordentlich große Apanagen, wie fie 
zum Theil fpäter entftanden find. Sie waren viel fleiner, und 
es bedarf alfo die Sache, da fie Durch ein früheres Recht nicht 
gegründet ift, einer Begründung aus der Natur der Sache, und 
da finde ich allerdings auch in dieſer Beziehung feine rechtliche 
Degründung. Der Apanagirte bezieht feine Apanage für die 
Lebenszeit, und es ift bier durchaus Feine Norm vorhanden ; 
die die Kammer verpflichten könnte, es ift bei den Dienern der 
Apanagirten nicht der Grund da, warum bei den Staatsdienern 
Penfionen bezahlt worden. ntweder find es höhere Hof: 
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chargen, Die blos der Ehre wegen angenommen werden, wo es 
feiner Penfionen bedarf, oder #8 find überhaupt Dienfte, wozu 
feine Eoftipielige Vorbereitung nöthig ift, umd wobei, wenn 
diefer Dienft wegfällt, leicht ein anderes Unterfommen gefuu- 
dein werden kann, was nur allein bei alten Dienftunfähig Ges 
wordenen nicht Statt findet, und für diefe follte wohl in Dem 
Vermögen Des Apanagirten eine Quelle gefunden werten, fie 
zu verforgen, Aus den Rücfichten jedoch, Die der Herr Regier 
rungscommiſſär ausgefprochen hat, umd ie ich nicht wieder 
holen will, mag es billig gefunden werden , Daß hier ein Betr 
trag aus der Staatskaſſe gegeben wird. Nach dem Gefichter 
punft eines Beitrags aus der Staatskaffe zur Unterhaltung Ders 
jenigen, die nicht unterfommen fünnen, oder aber für die 
erſten zwei Jahre, wo fie nicht unterfommen können, ſehe ich 
Dasjenige an, was aus der Staatsfaffe geleiftet wird, was ich 
deßbalb auch nicht Hoch beftimmen möchte. | 

Was Tie Borfchläge Des Herren Regierungscomnuffärs be= 
trifft, fo hat mich befonders Der leßtere gefreut, denn Diefer 
letztere Vorſchlag fpricht fo ganz die Meinung aus, die ich ent- 
wickelt habe, da dieſer letztere Vorfchlag die ſämmtlichen Pens 
fionen der apanagirten Diener widerruflich macht, wenn fie in 
günftige Verhältniffe fommen. Wir wollen fie alſo auch nicht 
bewilligen, wenn fie in diefen günftigen Verhältniſſen find, 
und wollen alfo auch nicht in das Gefeg ein beſtimmtes Necht 
mit Rückſicht auf das Dienftalter aufnehmen, ſondern darauf 
Rückſicht nehmen, ob die Verhältniffe des Dieners eine Unter⸗ 
ſtützung nethwendig machen, damit der Mann, der den apanar ° 
girten Mitgliede des Großherzoglichen Hauſes gedient, hat, 
nicht darbe. 

Es wird hier freilich befonders Die Regierung diefe Verhälte 
niffe zu würdigen und zu berücfichtigen haben, allein es wird 
nicht ganz dabei eine Mitwirkung der Kammer ausgefchloffen 
fepn können. Ob die Sache in dem Geſetz abſolut beſtimmt 
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werden dürfe oder könne, oder ob es in jedem einzelnen Fall 
umter der Eontrole der Kammer beurtheilt werden müſſe, if 
eine ſchwere Frage. Man müßte einen Gefegentivurf vor ſich 
haben, der Die nöthigen Garantieen gäbe, um für eine allges 
meine gefegliche Beftimmung fih zu erflären. Das finde ich in 
dem Vortrag des Herrn Regierungscommiffärs richtig, daß Den: 
jenigen, die diefe Penfion zu geben haben, jedenfalls ein Ur⸗ 
theil nach Den verſchiedenen individuellen Fällen zutommen muß, 
auch in Beziehung auf Dasjenige, mas fchon die Commiſſion 
vorgefchlagen hat, und daß bier nur ein Marimum angenom⸗ 
men werten muß. Ich will übrigens in Tas Specielle nicht 
eingeben, weil ich auch glaube, daß wir über die einzelnen 
Artikel, wie fie in einem dreifachen Entwurf enthalten find, 
wovon wir aber den einen nicht vor uns liegen haben, eine 
fergfältige und gründliche Erörterung vernehmen und Beftims 
mungen für alle Zukunft treffen können, Sch trage alfo darauf 
an, die Sache an die Commiſſion zurückzuweiſen. Jusbeſondere 
fcheint mir Tie Art der Zufammenrechnung, und der Maßſtab 
derfelben, Ten der Herr Regierungscommiffär zwiſchen den 
Abfintungen und Ten Penfionen angewendet hat, gar zu fehr 
verwickelt. Sa, wenn man nach der allgemeinen Lebensrrch: 
nung der Individuen dieſe Rechnung anftellen könnte, würde 
noch eher etwas feftzufegen fegn, aber Die allgemeine Annahme, 
der Diener werde fo lange leben, hat zu wenig Baſis. 

Der Präfident macht die Kammer darauf aufmerkfam, daß 
am zweckmäßigſten ſeyn werde, wenn man fich jegt mit Der vor- 
läufigen Frage allein beichäftige, indem fich dann das Uebrige 
von felbft geben dürfte. 

Winter v. D.: Nach reifliher Prüfung bin ich zu der 
sollfommenften Weberzeugung gelangt, Daß wir oder Die Staates 
kaffe eigentlich gar feine Pflicht Haben, den Dienern folcher 
verftorbenen fürftlichen Perfonen fernerhin Penflonen auszu⸗ 

fegen, aus dem Grunde, weil bei der Beftimmung der Apana- 
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genfumme, meiner Anficht nach, immer ſchon Darauf Rückſicht 
genommen wird, und es bis jeßt blos eine Gnadenſache war, 
ferner aber auch, weil. unter diefen zurücfgelaffenen Dienern 
doch auch jüngere ſich befinden, die wieder in Dienfte treten 
können. Ich münfchte, Daß die Kammer überhaupt den 
Grundfag. ausfpräche, feine folche Penfionen mehr: zu bes 
willigen, ausgenommen, fie werden etwa in ein Apanagenges 
fe aufgenommen, weil, wenn wir jeßt darüber Discutiren, 
wir ja im Grunde genommen ins Blaue hinein eine Bewilli— 
gung machen müffen. Wir fönnen den Umfang mancher Apa- 
nagen noch nicht, Da fie ung nach unferem Wunfche noch nicht 
vorgelegt worden find. Wenn ich übrigens wiederholt wünfche, 
daß die Kammer den Grundfaß ausfpreche, Daß in Zukunft 
keine Penſion diefer Art mehr bezahle werden. möge, fo finde 
"ich es aber für gerecht und billig, Daß diejenigen Perfonen, Die 
früher bei folchen fürftlichen Perfonen in Dienften geftanden 
find, die bereits mit Tod abgiengen, die im Gefeß bezeichnete 
Summe erhalten, weil fie in der Hoffnung, eine Penſion zu 
erhalten , ihre Dienftverträge abfchloffen, während Denjenigen, 
die jegt noch im Dienfte find, frei fteht, ihren Dienftvertrag 
noch zu ändern. Ich trage hiernach darauf an, Das Gefeg zu 
verwerfen, und wenn die Kammer nicht Darauf eingeht, fo 
trage ich mwenigftens Darauf an, es zu vertagen, bis uns auch 
ein Apanagengefeg vorgelegt wird, Damit wir wiljen, was wir 
thun. 

v. Itzſtein: Ich wollte über das Allgemeine ſprechen, und 
einige allgemeine auf das Ganze Einfluß habende Anfichten vors 
tragen, da ich aber gehört habe, Daß einige der Redner über Die 
vorläufige Frage fprechen wollen, ob die Sache an die Com⸗ 
miffion zurückgewieſen werden foll, fo behalte ich mir vor, diefe 
Bemerkungen dann zu machen, falls jener Vorfchlag verworfen 
werden follte. 

Schaaff: Als Mitglied der Sommiffion bin ich von dem 
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Borfchlage, den die Regierungscommiffion machte, näher unter- 
richtet, und es bedarf Daher für mich feiner näheren Inſtküktion. 
In der Commiſſion felbft war ich, was den Vorfchlag derfelben 
betrifft, abweichender Auficht, und habe mich mehr demjenigen 
genähert, was die Regierung jeßt vorgefchlagen hat. Ich 
würde hiernach ohne weiteres den Vorfchlag der Regierungss 
commiffion mit der Modififation des Herrn Berichterftatters 
unterflügen, wenn jeßt über die Sache discutirt werden follte, 
Sch glaube aber, daß Tie meiften Mitglieder Durch den münd- 
lichen Vortrag des Herrn Regierungscommiffärd nicht in der 
Weife unterrichtet find, um die Sache gründlich auffaffen zu 
können, und ich ſtimme daher auch für die Rückweiſung an die 
Commiſſion, indem die Sache allerdings einer gründlichen Er- 
Örterung würdig und betürftig if. 

Rettig v. R.: Ich bin gegen die Rückweiſung an die Com- 
miffion. Der ganze Zweifel ift zuverläffig Dadurch entflanden, 
daß der Herr Regierungscommiffär die Vermittlungsvorfchläge, 
die er zu allen Paragraphen zu machen bat, auf einmal vor: 
trug. Es handelt fich bei jedem einzelnen Artikel: von der Ent- 
feheidung zwiſchen dem Vorſchlag, wie er im erften Entwurf ' 
der Regierung ift, fodann zmifchen Dem Vorfchlag der Com» 
miſſion und dem Vermittlungsvorfchlag des Herrn Regierungss 
commiffärs von heute, Diefen Vorfchlag habe ich mir in einer 
halben Minute auf das Papier gebracht, und wenn artifelmweife 
berathen wird, fo wird jedes Mitglied der Kammer den Alnters 
ſchied Leicht auffaffen fönnen. Wir haben den Gegenftand ſchon 
fo oft berathen, und die Commiſſion fann, wenn fie twieder 
Bericht erftattet, nichts Anderes thun, als die drei verfchiede: 
nen Vorfchläge ung wieder vorlegen, tie der Herr Berichts: 
erftatter bereits gethan hat. Das, mas der Herr Regierungss 
commiffär und der Herr Berichtserftatter am Anfang vorge- 
tragen haben, war feine allgemeine Discuffion, fondern eine 
allgemeine Aufzählung der ſämmtlichen Berfchievenheiten 
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ziifchen den Entwürfen. Diefe Verfchtedenheiten wollen wir 
einzeln vornehmen, und wir werden und leicht verftehen, und 
in einer Stunde das ganze Gefeß zu Stande bringen. 

Gerbel: Ich bin ganz damit einverftanden, und weiß auch 
nieht, was Die Cache nochmals bei der Commiſſion thun foll, 
denn das Ganze ift nicht von Bedeutung, und es if [hen fo 
viel darüber verhandelt worden, Daß wir die Sache leicht aufs 
faffen und bemerken koͤnnen, welche Berfchiedenheit zwiſchen 
dem Vorfchlag der Regierung und dem der Commiſſion liegt; 
beſonders da man bier feine fefte Bofis hat, und die Sache ler 
diglich der Delideration und der Unterhandlung auszufegen ifk, 
fo halte ich es für weit beffer, die Sache in der ganzen Kammer 
auszumachen , möchte aber gleich vorfehlagen, den erſten Para- 
praphen nicht als erften Paragraphen ftehen zu laſſen, fondern ihn 
am Schluß des Gefeges ungefähr fo auszudrüden: „Xorftes 
hendes Geſetz findet feine Anwendung auf Diejenigen Diener, 
die hier bezeichnet find.“ Der Auftand Des Abg. Merk, daß 
nämlich die Suftentation der Staatsfaffe wieder zurückfällt, ift 
in dem Gommiffionsbericht deutlich gelöst. Um aber jede 
weitere Bedenklichkeit zu entfernen, könnte man auch diefes 
noch kurz dem Artikel beifügen. 

Es wird hierauf die Frage zur Abflimmung gebracht, ob 
der Gegenftand mit den jegigen Vorfehlägen dev Regierung an 
die Sommiffion zurückgeiviefen werden folle und bejaht, fofort 
zur Discuffion des Entwurfs des Forftgefeges, wie es von der 
erften Kammer abgeändert zurückkam, gefchritten. 

(Diefe Abänderungen und die neuen Vorfchläge der Com⸗ 
miffion der ziveiten Kammer find im fünften Beilagenbeft 
Seite 191 — 234 enthalten.) 

Bekk: Ich erlaube mir zum Voraus einige Bemerkungen: 
es heißt im Eingang unter Nr. 2,, daß ſtatt „Oberforftbehörde,” 
es überall heißen müffe, „obere Forſtbehörde.“ Die erſte 
Kammer hat nämlich bei jedem einzelnen Paragraphen, wo das 
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Wort Oberforftbehörde vorfommt, obere Forſtbehoͤrde gefegt, 
wogegen die Commiſſion nichts zu erinnern findet, Erſt fpäter 
als diefe Faffung in den Drud gegeben wurde, fam die Sache 
nochmals zur Sprache, und zwar aus einer andern Veranlaffung, 
worüber ich mündlich berichten muß. Es ift nämlich ſchon bei 
der erften Verhandlung davon Die Rede geweſen, ob es über 
haupt nothiwentig fei, eine obere Forſtbehörde im Gefeß zu 
bezeichnen, oder ob wicht vielmehr der Regierung überlaffen 
werden folle, zu beflimmen, wer die DOberforfipolizei auszu⸗ 
üben babe, ohne daß deßhalb gerade eine eigene Oberforftbehörde 
da fei. 

Die Mitglieder der Commiſſion haben bei der früheren Zuſam⸗ 
menkunft mit dein Heren Finanzminifter die Meinung geäußert, 
daß fie für vortheilhaft hielten, wenn bei uns wie in andern Staa⸗ 
ten, befonders in dem benachbarten Baiern und Würtemberg, 
jeder Kreisregierung ein Yorftreferent beigegeben würde, und 
fie fo die Forftpolizei ohne eine weitere Communication mit 
einer andern Stelle auszuüben hätten, fo daß aljo eine Cen—⸗ 
tralforftbehörde für die Forftpolizei gar nicht mehr befkünde, 
fondern jede Kreisregierung in dieſer Beziehung für fich ſelbſt⸗ 
ſtändig wäre. Ein Hauptgrund für dieſe Einrichtung ſchien 
darin zu liegen, Daß bis jegt einiges Miftrauen im Lande 
fich zeigte, daß die Oberforftbehörde,, welche Die Forſtdomänen⸗ 
adminiftration beforgen, und zugleich die Forſtpolizei ausüben 
follte, eben wegen diefer ihrer doppelten Eigenfchaft das volle 
Vertrauen der Gemeinden und Gorporationen nicht genoß. 
Wenn Eoflufionen yon Intereſſen zwiſchen Gemeinde» und 
Staatswaldungen ſich ergaben, fo glaubte man, die Oberforft- 
behörde möchte geneigt feyn, Die Intereſſen Der Staatswal- 
dungen jenen der Gemeinde: und Gorporationswaldungen vor: 
zuzieben, fo daß der Vorwurf fchon gemacht worden ift — ob 
gegründet oder ungegründet, - gehört nicht hierher — daß die 
Verweigerung eines Holzverfaufs auf eine beftimmte Zeit yon 

?. 


20 Vrerhandlungen der II. Kammer. 


der Oberforftbehörde eingetreten fei, weil man für dieſe Zeit 
eine Finanzfpeculation, nämlich einen Verkauf von Holz; aus 
den Staatswaldungen im Auge gehabt habe. So viel ift 
richtig, Daß das Vertrauen nicht ganz rein ift, fo lange dies 
felbe Behörde die Staatsdomäne ald Domänenfammer gleichfam 
vertvaltet, und anderer Seits zugleich auch die Aufficht und 
die Leitung über die anderen Waldungen hat. Will man diefes 
Miptrauen entfernen, fo muß man die Forftpolizei und Leitung 
der Gemeinds-⸗ und Körperfchafts -» Waldiirthfchaft ‘von der 
Adminiftration der Domänenwaldungen trennen, und für Er— 
ftere entweder eine befondere Gentralforftbehörde aufftellen, 
oder aber, was noch einfacher und weniger koftfpielig wäre, 
jeder Kreisregierung, welche die Forftpolizei auszuüben hat, 
einen Forftreferenten beigeben. 

Durch diefe leßtere Art der Verwaltung wird die Sache ver« 
einfacht, weil die unnöthigen Communicationen alsdann wege 
fallen, die den Gefchäftsgang immer fehleppend machen. Dazu 
kommt noch Die weitere Betrachtung, daß, wenn die Kreisre- 
gierung, Die überhaupt die Aufficht über Den Gemeindehaus: 
halt hat, zugleich auch einen Techniker in ihrer Mitte befigt, 
der in Forftfachen fein Gutachten zu geben hat, mehr Energie 
und Thätigkeit in diefe Verwaltung kommen wird, ale wenn 
die Kreisregierung von der Sache felbft nichts verfteht, und 
immer nur Durch fchriftliche Commimicationen mit einer andern 
Stelle ihre Inftruktion einholen muß Ferner ift der Vortheil 
der. Nähe des Forftreferenten in Erwägung zu ziehen, denn 
da er nur für einen eigenen Kreis aufgeftellt ift, fo kann er 
nach Umſtänden eine Localberichtigung beffer übernehmen, als 
ein’ Mitglied der Oberforftbehörde. Endlich ift noch die Aus- 
ficht im Hintergrund, daß die Forftämter, wenn auch wicht 
ganz aufhören, Doch in ihrer Zahl vermindert werden könnten, 
wenn folche Forftreferenten da find, indem künftig die Förfter 
wiffenfchaftlich gebildet ſeyn müſſen, ‘und deßhalb größere 


LXX. &ißung v..30. September 1833. ei 


Reviere und größere Competenzen, nämlich die vollſtaͤndige Be⸗ 
wirthſchaftung erhalten, die Aufſicht darüber durch die Forſt⸗ 
polizeiſtellen, insbeſondere deren Techniker, und durch den Ober⸗ 
inſpektor der Forſte hinlänglich geführt werden kann. Aus 
allen dieſen Gründen haben die Mitglieder der Commiſſion 
ſchon früher dem Herrn Finanzminiſter den Wunſch ausge 
ſprochen, es möchte eine ſolche Einrichtung auch bei uns ges 
troffen werden, wie ſie in den Nachbarſtaaten zur großen Zu⸗ 
friedenheit getroffen worden iſt, und der Herr Finanzminiſter 
hat nun bei der letzten Zuſammenkunft mit der Commiſſion 
über); das Forſtgeſetz folgendes Reſcript uns verleſen: Der 
Großherzog genehmigt den Antrag des Finanzininifteriums vom 
12. d. M., dahin lautet: 


1) Jedes der vier Kreiscegierungen für die Zukunft einen 
eigenen Forftreferenten beizugeben, 


2) das Referat bei dem Minifterium des Innern in technis 
fhen Gegenftänden Les Forftwefens einem der Oberforfträthe 
zu übertragen, 


3) Wegen der Sinrichtung unter Nr, 1 bei den bevorſtehen⸗ 
den Budgetsverhandlungen eine angemeſſene Erhöhung des 
Budgets bei den Kreisregierungen in Antrag bringen zu 
laſſen ꝛc. 

Die Commiſſion ſieht dieß aus den ſchon angeführten Grüu—⸗ 
den für vortheilhaft an, und um nun das Geſetz mit dieſer 
organischen Beftimmung in Llebereinftimmung zu bringen, ſchlägt 
die Commiſſion vor, Toß überall, mo in dem Entwurf das 
Wort Oberforfibehörte vorkommt, daſſelbe weggelafien werde, 
und wo es in Verbindung mit der Kreisregierung ſteht, die 
legtere allein ftehen bleibe, und. da. wo es für fich allein. vor⸗ 
kommt , die Kreiscegierung an deſſen Stelle geſetzt werde. 

Finanzın. v. Bockh: Die beflehenden Einrichtungen im 
Forſtweſen bei uns, und auch in andern Staaten, ſind offenbat 
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eitt Ueberbleibſel der Patrimonialherrfchaft der großen Wald: 
befißer. Der Staat hat zugleich die Forftpolizei und Forſtjuris⸗ 
dietion geübt, und am wohlfeilſten wäre es, diefes Gefchäft 
durch diefelbe Stelle beforgen zu laffen, die die Domänenwal- 
dungen bewirthſchaftet. Das Finanzminifterium hat ſchon feit 
langer Zeit eingefeben, Daß es fehr wünfchenswerth wäre, wie 
im andern Zweigen, fo auch in dem Forſtweſen Diefe Ueber: 
bleibfel der Patrimonialherrfchaft zu befeitigen, alfo die Bes 
wirthfchaftung der Domanialiwaldungen von der Ausübung der 
Forftpolizei und Forftjurisdictton auch in Der oberften Stelle zu 
trennen. Es find darüber ſchon feit mehr als einem halben 
Jahre zwiſchen den Minifterien Verhandlungen gepflogen wor⸗ 
den, und Se. Königl. Hoheit der Großherzog hat endlich nach 
der Anfiht des Finanzminifteriums in dieſer Sache entjchieden. 
Daß es eine wefentliche Verbefferung feyn werde, wenn die 
Domanialforftbehörde nicht auch zugleich Die Oberforftbehörde 
in Beziehung auf die Gemeintewaldungen, und die Aufficht 
über die fandesherrlichen Waldungen ift, darüber befteht Fein 
Zweifel, indem allerdings fehr häufig Fälle der Eollifion ein= 
treten können. Zugleich fommt in Betracht, daß, wenn eine 
folche Stelle verfchiedene Gefchäfte hat, fie nicht jedem gleiche 
Aufmerkfamkeit fehenft, daß leicht eine Vorliebe für einen oder 
den andern Zweig entftehen kann. Bei der neuen Einrichtung 
nun, die das Forſtgeſetz aufftellt, hat die Regierung einen 
Einfluß auf das Forſtweſen erhalten, der nur ein halber ſeyn 
würde, wenn nicht auch Die Forftpolizei in technifcher Beziehung 
von der Negierung felbft geübt würde. Es würde überdieß 
die Errichtung einer eigenen &entralforftpolizeibehörde nicht 
weniger koften, als wenn man den Regierungen Referenten bei- 
giebt. Es würde auch die Errichtung einer eigenen Furfpoli- 
zeibehörde Veranlaffung- zu, unendlichen Communticationen zwi⸗ 
ſchen den Regierungen und dieſer Behörde werden. Die Ge⸗ 
ſchafta würden Dadurch verzögert, es wurden oft unnutze Strei ⸗ 
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tigleiten entftehen, die am Ende dahin führten, de nichts 
gefchieht. 

Andere Staaten find uns Darin bereits vorangegangen, Daß 
fie ihre Gentralfortbehörde in Beziehung auf die Forſtpolizei 
und Jurisdiction aufgehoben, und den Wirkungskreis dieſer 
Stelle mit Tem der Regierungen vereinigt haben. Es iſt dieß 
in Würtemberg und in Baiern gefchehen, in Darmſtadt da: 
gegen nicht, Dort ift es bis jegt nur von den Ständen geivünfcht 
worden, und die Oberforftpolizeibehörde befteht dort noch. Sch 
glaube deßhalb, daß es ganz zweckmäßig ſeyn würde, in dem 
Forftpolizeigefeg nur diefenige Abänderung eintreten zu laſſen, 
die der Herr Berichtserftatter vorgefchlagen hat. Die Organi- 
fation ift ohnehin Sache Ver Regierung, allein es ift immer 
angenehm , wenn fie folche in Emverftändniß mit der Kammer 
treffen fann, | 
Merk: Für diefe neue Einrichtung Hat man der Regierung 
ſehr zu danken, denn fie involvirt eine wefentliche Verbeſſetung 
nicht nur in der ſchon ausgefprochenen Beziehung, fonderh auch 
befonders deßwegen, weil ich glaube, daß es den allgemeinen 
Grundfägen über organifche Einrichtungen ſehr entfpeicht, wenn 
man außer den drei Stufen der Adminiſtratien, die nämliche 
Behörde fo viel als möglich im Beziehung auf die Ausführung 
zu vermeiden fucht, umd die Kreisregierufgen eine meitiger 
bureaufratifche Einrichtung haben, was bei Mittelbehörden 
auch ſehr mwünfchenswerth if. Es erhalten dadurch auch die 
Kreistegierumgen eine würdigere Stellung , wie ſchon im Jahre 
4894 getwühlcht wurde. 

Der Antrag des Abd. Bett wird hierauf angenommen. 

$. 2. 
Wett: Es if von möhreren Seiten Das Bedenken erhoben 
worden, ob man unter diefen Bezirksförftern auch Die ſtaudes— 
herrlichen Förfter zu verſtehen habe: - Die Commiffion jtveifelte 
nie daran. Man hat aber aus der Verordnung vom April d. J. 
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darthun wollen, Daß dort nur von Ten Staatsförftern Die 
Rede ift, und diefe Bezirksförfter genannt werden. Indeſſen 
it von den andern Förftern dort nicht Die Rede, und darum 
kann man aus jener Verordnung auch nicht fehließen, daß die 
grundherrlichen Förfter nicht auch Bezirksförſter ſeien. Um 
aber jeden Zweifel zu beſeitigen, könnte man ſagen, „einfchließ« 
lich der Förſter.“ 

Finanzm. v. Böckh; Allerdings, denn daß die fandes- 
und grundberrlichen Förfter auch befähigt ſeyn müffen, ver— 
ſteht fich von ſelbſt, denn fonft könnte man ihnen die Gemeinde⸗ 
waldungen nicht zu beförftern erlauben. 

‚Der Antrag des Berichterftatters wird angenommen. 

$. 6. 

Belt: Der Grund diefes Antrags ift einfach der: Wir 
haben bei der Auffaffung den Artikel des Gefeges von 1828 
zum Maßſtab genommen. Weitere Diäten wollen wir den 
Förftern nicht bewilligen, als fie nach dem Geſetz von 1828 
ſchon jegt anzufprechen haben. Wir haben zuerft darauf an= 
getragen, ihre Diäten mit Ausnahme der außerordentlichen 
Fälle aufzuheben, allein ich habe die Gründe vorgetragen, aus 
denen Diefes zur Zeit unmöglih if. Weitere Diäten aber 
hielten wir nicht für nothwendig, als die Tas Geſetz von 1828 
feftfegt. Hier aber hat die erfte Kammer weitere Diäten in 
Antrag gebracht, und darum bat die Commiffion nicht einges 
willigt. | 

Wolff: Man hat hier einen andern Gefichtspunft ins Auge: 
zu faffen, den nämlich, daß nach) tem Gefeg, Die Wirtbfchafts: 
und Eulturplane im Einverftändnig mit dem Gemeinderath bon 
Foͤrſtern beforgt werden follen, wodurch die Gefchäfte der För— 
fter vermehrt werden, und darım könnte es bei der Faſſung 
der erſten Kammer bleiben. 

Foxſtrath Bayer: Die erſte Kammer glaubte, daß die: 
Gemeinde alle jene Koſten tragen müſſe, die blos: auf die öko: 
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nomifche Bewirthfehaftung der Waldungen Bezug haben, nicht 
aber auch die Beauffichtigungstoften. 


&o gut für die Anweifung der Schläge, für die Verjüngung 
der Schläge, und für Die Ausführung der Eulturen Diäten 
bezahlt werden, fo gut müffen auch für die Aufftellung des 
Wirthfchaftsplans den öfonomifchen Plan und die Eulturen, 
nämlich für die Prüfung deſſen, was cultivirt werden foll, und 
wie viele Pflanzen nothivendig find, Dem Förfter die Koften 
erfegt werden, denn Diefe find nicht ſowohl Beauffichtigungss 
foften, als fpecielle Bewirtbfchaftungstoften, Die blos im Inte⸗ 
teffe der Gemeinden, aber nicht im öffentlichen Intereſſe ges 
ſchehen. 

Bekk: Sie haben aber ſeit 1828 nichts dafür erhalten, und 
doch haben ſie daſſelbe thun müſſen. Nach dem angeführten 
Grundſatze würden fie noch viel mehr zu fordern haben, allein. 
wir wollen blos, Daß für befondere Fälle Diäten bezahlt werden 
follen, 


Finanzm. v. Böckh: Es verdient doch einige Rückſicht, daß 
der Wirkungskreis der Förfter in Zukunft ein ganz anderer tft, 
als bisher. Diefen Wirthfchafts » und Eulturplan hatte der 
Förfter nicht mit Dem Gemeinderath zu berathen und zn fertigen, 
fondern diefer Wirthſchafts- und Eulturplan war Sache des 
Forftmeiftere. Nun hat aber die Forſtordnung ganz zweck⸗ 
mäßig diefes zum Gefchäft der Förfter gemacht, und ich glaube, 
man wird im Grunde den Gemeinden Durch diefe Fleine Erſpar⸗ 
niß gar keine befonderen Dienftg leiften, jfondern vielleicht eher 
nachtheilig fegn, denn wenn der Förfter für dieſe austvärtige 
Berrichtungen feine Entfehädigung erhält, fo wird er die Sache 
mit: dem Gemeinderath kurz abmachen, und fich überhaupt bes 
fleißigen, fo ſchnell als möglich aus dem Gemeindemwald zu 
fommen, &s liegt alfo ſelbſt im Intereſſe der Gemeinden dieſe 
kleine Erſparniß nicht zu machen. | 
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„Merk: Das ift eine fonderbare Vorausfegung ; daß man _ 
Semand Diäten geben müffe, Damit er feine Schuldigkeit thue. 
Der Förfler ift fehuldig, vermöge feiner Anftellung und Be— 
foldung feine Schufdigkeit zu thun, ohne Rückſicht auf Diäten, 
Ich bin nicht dafür, weil hier ohnehin die Gefchäfte ſchwer zu 
controliren find, und faum zu berechnen ift, was für Diäten 
angefegt werden follen. Es ift auch ein Hauptbeftandtheil 
feines Dienftes, und man würde am Ende nicht wiſſen, für 
was er angeftellt wäre, wenn er für alle viefe Gefchäfte 
Diäten bezöge. Darum beftehe ich feft darauf, hier feine Diäten 
zu geben. | 

 Minifteriale. Peter: Man muß aber bedenken, Daß die 
Gefchäfte des Förfters bei der Aufnahme der Wirthfchaftsplane 
nicht ſowohl Handlungen der Controle, ſondern mehr eine 
Hülfsleiftung find. Der Förfter ift hier der technifche Beiftand 
der Gemeindebeamten, und in fofern fcheint es, daß zunächft 
die Gemeinden die Koften zu tragen haben, und nicht der 
Staat. 

-Wegel II: Ich rechne die Aufnahme der Wirthſchafts⸗ 
plane nicht zu den außerordentlichen Gefchäften; bis jegt wur— 
den die Gefchäfte noch unter Mitwirkung des Gemeinderaths 
beforgt, und der Förfter ift nicht einmal im Stande, ganz 
allein hier zu handeln, man fann ihm auch nicht Die Ermäch— 
tigung Dazu geben; zwar in technifcher Hinficht, allein der 
Waldeigenthümer muß Dabei mitwirken. Auch ift das Gefchäft 
nicht fo groß, denn ich hatte Gelegenheit darüber Erfahrungen 
zu fammeln, und die Mühe befteht blos darin, Daß auf eine 
beftimmte Zeit. tes Jahres die Bedarfsliſten Durch den 
Daldeigenthimer eingegeben werden ınüffen, und der Förſter 
das Gefammelte zufammenträgt, mwozu feine außerordentliche. 
Mühe und Zeitaufwand erforderlich iſt. Die Förfter ſelbſt 
werden wohl keinen Anfpruch Darauf ınachen, und es wird 
ihnen gleichgültig ſeyn, ob fie einige Diäten mehr beziehen oder 
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wicht, den Gemeinden aber würde es ſchwer fallen, wenn wir 
von der beftehenten Ordnung abweichen, Deßwegen bat die 
Sommiffion darauf angetragen, es bei dem Gefegesentwurf 
von 1828 zu laffen, weil wir den Förftern Dadurch feinen Eins 
trag zu thun glaubten, 

Belt: Der Herr Regierungscommiffär wird Doch ſelbſt nicht 
widerfprechen,, Daß die Förfter feit 1828 in Beziehung auf die 
Aufnahme der jährlichen Wirthfchaftsplane ganz daſſelbe Ge: 
ſchäft hatten, wie jeßt. 

Forftratb Bayer: Geit 1828 haben auch Die Forſtbeamten 
Diäten bezogen, die fie jegt nicht mehr haben. Die Förfter 
haben den Holzverfteigerungen anwohnen müffen, jegt micht 
mehr. So gut man Dort von der Ordnung abgieng, fann man 
es auch bier, 

Betktk: Diefe Conſequenz fann ich nicht einfehen, wenn man 
fagt, die Förfter hätten bisher die Aufnahıne der Wirthfchafts- 
plane umfonft beforgt, hätten aber dagegen Den Holzverfteiges 
rungen gegen eine Diät angewohnt, denen fie jegt nicht mehr 
anwohnten, und dafür follten fie nun für ein anderes Gefchäft, 
das fie bisher umfonft beforgten, eine befondere Diät er- 
halten. | 

Oberforftmeifter v. Wallbrunn: Man muß annehmen, 
daß der Dienftfreis der künftigen Bezirksförfter fich fehr erwei- 
tert, amd folglich ihre Gefchäfte fich auch viel mehr ausdehnen. 
Bisher konnten fie, während der Beforgung der Hut und mins 
derer Entfernung der Waldungen auch zugleich. nähere Ein: 
ficht von den Diftriften nehmen, worauf ſich die Wirthſchaft 
und -Sulturen ausdehnen follten, was fünftig jedoch des geän— 
derten Wirfungskreifes wegen nicht mehr fo Leicht thunlich iſt. 
In den meiften Fällen find fie Daher genöthigt, Behufs der 
Fertigung der Wirthichafts und Eulturplane fpeciellen Augen: 
fhein von den Waldungen zu ‚nehmen, und hart würde es. für 
fie ſeyn, die Koften hiefür aus eigenen Mitteln zu beftreiten,. 
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Wo übrigens feine Culturen zu machen find, werden auch dafır 
feine Revifionskoften aufgewendet werden. 

Müller: Ich bin mit dem Abg. Wegel ganz einverflare 
den, daß den Förftern für die Aufnahme ver jährlichen Wirth» 
fchaftsplane und der Eulturen feine Diäten zu bezahlen feien, 
denn beinahe in jeder Gemeinde ift der Wald in Diſtrikte ges 
theilt, Die abwechslungsmweife gehauen twerden. Der Förfter 
ſagt denn, für diesmal: werde diefer Difteift gehauen, und 
dann beforgt der Gemeinderath die Bebauung, worauf dann 
entweder Durch — oder künſtliche Beſamung der — 
— wird. 

Finanzm. v. Böckh: Die Standes- und Grundherrn ins— 
beſondere haben nur die Aufſicht über die Forſtpolizei, die Koſten 
der Bewirthſchaftung aber haben die Waldeigenthümer zu 
tragen, jene werden alſo ihren Förſtern gewiß feine Diäten 
wegen Aufnahme der Wirthfchafts» und Eulturplane in- den 
Gemeindewaldungen bezahlen. Es wird blos darauf anfommen, 
ob man glaubt, der Förfter werde vollfommen feine Schuldig« 
keit thun, wenn ein folches Gefchäft für ihn mit einer befon- 
dern Ausgabe verbunden iſt, und ich glaube Doch, daß wirklich 
in Dem Gemeindewald die Aufnahme der. jährlichen Wirth. 
ſchafts- und Eulturplane in Gemeinfchaft mit dem Gemeindes 
rath gefchehen kann, ohne daß ein Tag darüber hingeht, den 
der Förfter auswärts zubringen muß, und wo er gewiß einen 
befondern Aufwand hat, denn er wird mit tem Gemeindes 
rath nicht blos im Wald bleiben, fondern auch in einen Ort 
gehen. 

Bekk: Der Förfter hat noch viele andere Geſchafte im Wald, 
die er für feine Befoldung verrichten muß, und für die-er feine 
Diäten erhält. Auch muß ich der Vorausfegung widerſprechen, 
daß die Zufaßfteuer blos für die Beauffichtigung fei, fondern 
fie ifE nach dem . von 1828 für die —— 
tung. 
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Dörr: Das war aud) der Grund, warum man es in der 
Commiſſion ftrih, weil die Zufagfteuer für Die Gemeinden 
fon bedeutend ift. 

Der Antrag Der Commiſſion wird hierauf angenommen. 

Zu $. 10. 11. 12. 16. 19. 22 u. 23. 
wird. nichts bemerkt, 
$. 25, 

Bett: Die Commiſſion glaubte hier darum nachgeben zu 
müffen, weil in vielen Gegenden von Diefen hölzernen Haken 
gar nichts befannt if, umd Teffen ungeachtet das Raff⸗ und 
Leſeholz gefammelt wird. 

Der Eommiffionsantrag wird angenommen, und zu $. 32 
nichts bemerkt. 

$. 36. 

Bett: Weil von Sachfennern behauptet wird, daß das 
Weiden der Schafe eben fo fehädlich fei als der Geifen, fo 
glaubte die Commiffion, man dürfe zwifchen beiden Beinen 
Unterſchied machen, und es fei ja für befondere Fälle ſchon 
hinreichend durch die Klaufel geforgt. Es ift meiſtens die 
Sache der Schafweidberechtigten, die Uebertriebsberechtigungen 
haben, und die in Waldungen ihre Schafe weiden laffen. Wenn 
man aber andere Berechtigte befchränft, fo wird es auch anger 
meſſen ſeyn, gegen Diejenigen, welche gewöhnlich folche Lebers 
triebsberechtigungen haben , bei gleichen Verhältniſſen auch eine 
gleiche Beſchränkung eintreten zu laſſen. 

Rettig dv. K.: Ich trage darauf an, es bei der Faffung 
der erſten Kammer zu laffen, denn ich glaube, es Liegt nicht 
in der Stellung diefer Kammer, folche Uebungen, wo ſie wirklich 
in einer Gemeinde für nothiwendig gehalten werden, und durch 
Localverhältnifie geboten find, zu vermehren. 

Den Zweifel des Herren Berichterftatters, Daß die Weber: 
trieböberechtigten hier vieleicht‘ beſchränkt werden: fönnten, theile 
ich nit. Da, mo wirklich Berechtigungen Statt finden, koͤnn⸗ 
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ten fie ohnehin nicht anders als mit Entfchädigungen genommen 
werden, und der Loßkauf gleicher Berechtigungen ift im Gejeg 
ſelbſt ausgefprochen. Es kann die Uebung nicht darauf ger 
gründet ſeyn, daß Durch die Beftimmung der zweiten Kammer 
die Uebertriebsberechtigungen den Schafheren fönnten genommen 
werden. Diefes könnten wir nicht zugeben, fo wenig als bei 
den Geifen, denn im Allgemeinen ift es ein großer Unter— 
fchied. Die Geifen werden nicht fo viel verderben als die 
Schafeerden. Da mo Berechtigungen Statt finden, wird 
dieſe Discuffion den Berechtigten feine Noth machen, und da 
wo fie nicht find, ift es beffer, wenn die Gemeinde die Wahl 
bat, ob fie nach der bisherigen Uebung fich mit einer Weide in 
unfchädlichen Schlägen helfen will. . 


Schaaff: Die Landwirthſchaft hat bei uns eine Stufe er» 
reicht , daß Die Schäfereien nicht mehr begünftigt werden follen, 
weil fie der Landiwirthfchaft in der Negel Eintrag thun; ſchon 
darum follte Das Weiden der Schafe in den Waldungen nicht 
begünftigt werden. Der Redner führt Die Nachtheile des Weidens 
der Schafe in den Waldungen aus, und fährt dann fort: Wenr 
Berechtigungen zum intreiben ter Schafe in die Waldungen 
beftehen, fo werden freilich diefe Berechtigungen nicht ohne 
Entfhädigung aufhören können. Wir haben diefes fehon früher 
befchloffen. 


Dörr: Wenn wir die Waldungen fehonen, und ihnen feinen 
auferordentlichen Schaden zufügen wollen, fo müſſen wie die 
Schafe fo gut verbannen als die Geifen, und Das, was der 
Abg. Schaaff rücfichtlich der Armen angeführt bat, darf 
und nicht bewegen, denn der Schaden, den dieſe Geifen anrich« 
ten, iſt viel ärger als alles andere, was bis jegt darüber ges 
jagt wurde. Junge Schläge find ſchon in der Art verborben 
worden, daß fie in 20 Jahren nicht mehr gut zu machen 
waren. Ä 
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Der Sommiffionsantrag wird angenemmen. 
Zu $. 37. 41 u. 43. 
wird nichts bemerkt. 
$. 48. 

Belk: Der Regierungsentiwurf lautete, fo wie der Beſchluß 
der erften Kammer, daß nur in den legten 8 Jahren vor dem 
Hieb geharzt werden Türfe, 

Nach dem Entwurf der Regierung und der beiden Kammern 
follen die Tannen mit_70 Jahren gefällt werden dürfen, fo daß 
alfo erft von 62 Jahren an das Harzen geflattet wäre. 

Die zweite Kammer hat dafür befchloffen, Daß nach %s der 
Umtriebsperiode, aljo von Dem Arften Jahre an ſchon geharzt 
werden dürfe. Die erſte Kammer will nun den Entwurf der 
Regierung berftellen. In dem dieſem Befchluffe zu Grund 
liegenden Commiffionsberichte ift aber blos gezeigt, daß Tas 
allzu frühe Harzen ſchädlich fei, aber nicht, Daß es gerade erft 
von Tem 62ften Jahre an gefchehen könne. Darum, und weil 
der Herr NRegierungsconmiffär v. Wallbrunn fehon früher 
in der Commiſſion der ziveiten Kammer die Erklärung gegeben 
bat, daß in dem legten Drittel der Lmtriebsperiode das Harzen 
nicht mehr bedenklich fei, bat die Commiſſion geglaubt, daß 
fie bei ihrem friiheren Antrag ſtehen bleiben müſſe. 

Die erfte Kammer fagt: von 50 Jahren an foll das Harzen 
aus befondern Gründen bewilligt werden können, und num 
haben wir angenommen, daß es von 50 Jahren an allgemein 
zuläffig ſeyn folle, weil die erfte Kammer durch diefen Zufag 
anerkannt hat, daß es gerade nicht mehr gefährlich fe. Wenn 
aber num die erfte Kammer unfern Sag, monach eine Dispen- 
ſation extheilt werden kann, mobdificirt hat, fo ziehen wir vor, 
diefen Gab ganz wegzulaſſen, denn fo wie er von der erften 
Kammer gefaßt ift, ift er nachtheiliger, als wenn er gar nicht 
da fteht. Nach dem $. 70, ſowohl in der Faffung dee erften 
als der zweiten Kammer, ift nämlich die Kreisregierung bier 
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an beftimmte Sahre nicht gebunden. Es wird nicht bemerkt, 
welche Jahre fie zu wählen, oder für welche fie die Erlaubniß 
zu ertheilen hat, und Darum ift Tasjenige, was wir durch 
diefen Zufaß bezweckten, durch den $. 70 fehon erreicht, weß⸗ 
bald die Sommiffion den Antrag ſtellt, den en zu freichen. 

Angenommen. 

N 50. 

Bet: Wenn man die Faffung der erften Kammer beibe- 
halten wollte, fo wäre der Saß ganz überflüffig, weil fchon im 
$. 70 ftebt, daß die Kreisregierungen eine andere Einwilligung 
geben fünnen; allein die Commiffion glaubte, man fönne den 
Satz doch ftehen laſſen, müffe aber, Damit er einen Zweck habe, 
nicht nur die nad) $. 70 dazu jedenfalls befugte Oberforftbe- 
‘ Hörde, fondern ſchon Die Forftbehörde felbft ermächtigen, eine 
Ausnahme zu betvilligen. | 

Zu $. 56 
wird nichts bemerft. 
$. 57. 

Belt: Die erſte Kammer bat den Sag nur mweggeftrichen, 
und. ich weiß nicht, aus welchem Grunde. Erft in der Kammer 
iſt der Antrag darauf geftelt worden, und fcheint nur fo viel 
zu beztveden, daß das Niederreißen nicht jedesmal gefchehen 
müffe, denn daß die Polizeigewwalt das Recht hat, Das, was 
polizeiwidrig gefchehen ift, wieder wegzuſchaffen, gebt ſchon 
aus dem allgemeinen Polizeirecht hervor. 

Der Antrag zu $..60 wird angenommen. 

$. 65. 

Bekk: Hier find im erften Sag die Worte beigefügt, „und 
vier Schritte, von den Bäumen,” was die Commiſſion eigentlich 
gar nicht verftanden hat; da der Wald erft mit den Bäumen 
anfängt. 

FSorſtrath Bayer: Es ift.blos von den einzelnen Stand: 
bäumen zu verfteben. 


% 
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hatte, fatt „Bäumen“ zu fegen, „son den Standbäumen, oder 
den &tandreißern,“ wird der GCommiffionsantrag unter Ans 
nahme diefes Vorſchlags genehmigt. 

Der Antrag zu $. 67 wird angenommen. 

S. 670 — 67°/s. 

Bett: Diefe Paragraphen find ganz neu. - Die ziveite 
Kammer und die Regierung haben nicht für nothwendig gehal⸗ 
ten, über folhe Dinge Vorfchriften zu geben. Die Commiſſion 
hält es auch jetzt noch für unnöthig, aber auch fuͤr unnachthei⸗ 
lig, und aus dem allgemeinen Grundfag, nichts zu ftreichen, 
es jet denn, daß man fich damit durchaus nicht vereinigen 
könne, hat die Commiſſion auf Annahme angetragen. 

Schaaff: Blos diefer Grundfag kann mic) beftimmen, 
diefe Paragraphen ftehen zu laffen, allein fo mic fie gefaßt 
find, dürfen fie Doch auf feinen Fall bleiben. Im erften Ar 
titel heißt es, „bei einem entftehenden Waldrand tft oder, 
der einen folchen. wahrnimmt ‚ verbunden ıc. „Hiernach könnte 
Semand in Verlegenheit kommen, wenn er feine Zweige und 
Sträucdjer bei der Hand hätte, oder fonft irgend ein Mittel jur 
Feuervertilgung. In ein Gefeg follte eine ſolche Beftimmung 
nicht aufgenommen werden. Es enthält ferner der $. 67°/ — 
67% eine Abweichung von dem beftehenden Geſetze, welche Doch 
nicht beabfichtigt- zu ſeyn ſcheint. Das beftehende Gefeg fagt, 
wenn ein Brand ausbricht, fei er noch fo unbedeutegd, fo muß 
augenblicklich der vorgefeßten Bezirkspolizeibehötde die Anzeige 
gemacht werden, und zwar nicht blos aus polizeilichen Rück⸗ 
ſichten, fondern auch aus Rüdkfichten, die aus dem Criminal 
recht abfließen. Es faım zwar die Polizeibehörde nicht mehr 
‚ Anftalten- treffen, wenn fie einige Stumden entfernt ift, um das 
Feuer zu Löfchen, allein der Thatbeftand muß doch augenblick⸗ 
lich erhoben, es muß erforſcht werden, was die Urſache des 
Feuers war. Ein Feuer kann unbedeutend geweſen ſehn 
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allein der Urheber kann es haben. bedeutend machen wollen, und 
zuföllig wurde er daran gehindert. Darum muß. in jedem 
all, wenn ein Waldbrand entitanden ift, und: nicht bios bei 
bedeutenden Waldbränden Dem Bezirksamt die Anzeige ges 
macht werden. 

Rindefhiwender trägt darauf an, fämmtliche Paragra- 
pben theilg als unnüg, theils als unzulänglich zu ftreichen. 
Bekk unterflügt Den, Antrag, weil fein Grund vorhanden 
ſei, in das Forſtgeſetz eine Löjchordnung aufzunehmen, und 
dieſe Süße, wenn ſie eine Loͤſchexdnung ſeyn ſollten, jeteufalls 
ſehr ungollfonmen ſeyn würden. 

Oberforſtmeiſter v. Wollbrunn: Die erſte Kammer —* 
daß, da auch in andern Forſtgeſetzen dieſer Gegenſtand, der 
doch von Bedeutung iſt, aufgenommen ſei, er auch hier einen 
Platz verdienen dürfte. Es möchte freilich etwas inſtruetiv ſeyn, 
allein die Wichtigkeit des Gegenſtandes mag entſchuldigen. 

Staatsr. Winter: Auch enthalten ja die Paragraphen nicht 
die Art und Weife wie gelöfcht werden fol, foudern nur Die 
Verbindlichkeit Derjenigen, die bei dem Feuer zu tbun haben. 

Bekk; Diefe Verbindlichkeit follte man durch Fein. Geſetz 
ausfprechen, da ea fo fehr in der Natur des Menfchen Liegt, 
bier zu helfen, daß es keiner ausdrüdlichen Beftimmung ber 
dürfe. Nach dem Antrag des Abg, Rindefhwender wir 
hierauf die Weglaffung des Paragraphen beſchloſſen. 

| Zu $. 69 u, 69'A, 
wird nichts bemerkt. 

| $. 70. 

8 ef £; Es weicht tiefe Faſſung von der der zweiten Kammer 
nicht im Weſentlichen ab, ſondern die Faſſung der zweiten 
Kammer ſpricht nur von einem entgegengeſetzten Intereſſe, und 
hier ſind die Momente noch bezeichnet, auf denen ein ſolches 
Intereſſe beruhen kann, nämlich Landwirzhſchaft oder Gewerbe, 
und in dieſer Hinſicht wäre alſo nichts dagegen zu erinnern. 


d 
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Eine zweite Aenderung ift aber die, Daß wir oben gefegt Haben, 
die Kreisregierung nach Anhörung der Oberförftbehörde fünne 
die Dispenz ertheilen. 

Die erfte Kammer jagt dagegen: Die Staatöverwaltungss 
ſtellen, und bat unten noch einen Zufaß beſchloſſen, wornach 
eine befondere Inſtruktion nach der Wichtigkeit der Fälle die 
Stelle bezeichnen foll, Die Lie Dispenfation zu geben hat. In 
diefer legten Beziehung fcheint mir wenigſtens der Antrag der 
erften Kammer nicht geeignet, Denn ish glaube, in allen Fällen 
muß diefes die Kreisregierung feygn, und wenn eine Abtvei- 
hung von geringerer Art vorliegt, fo haben wir fchon in dem 
Entwurf felbft gefagt, die Forfibehörde fünne die Ausnahme 
bewilligen, allein in den twichtigeren Fällen foll es nur die 
Kreisregierung thun, und ich wüßte nicht, warum in diefem 
Fall eine Inſtruktion die verfchiedenen Stellen bezeichnen 
follte. Die Eommiffion glaubte nur, weil die Sache nicht von 
Bedeutung fer, fo follte man von einer Abänderung des Ber 
fohluffes der erfien Kammer Umgang nehmen, fonft aber würde 
ich darauf antragen, den Schlußfag wegzulaſſen, und oben zu 
fagen, „Eönnen die Kreistegierungen ıc.* 

Staatsr. Winter: Die erſte Kammer hat — es 
könnten Faͤlle eintreten, die von beſonderer Wichtigkeit feien, 
und: wo nur von den Kreiöregierungen dispenfirt werden fünne. 
Sie bat es deßhalb in die Hände der Regierung gelegt, wie 
auch in dem Gemeindegefeg der Fall iſt, wogegen ich nichte 
einwenden Eonnte. Wenn man nachher, nachdem das Geſetz 
durchgegangen ift, Die Fälle nach ihrer größeren oder geringern 
Wichtigkeit in Erwägung zieht, fo wird bei dem Einen oder 
dem Andern nothivendig ſeyn, einen befondern Unterfchied zu 
machen, 

Det UNIDOS wird angenommen. 

G 7a. 
Bett! Die Regierung bat fehon bei der Discuffion Diefed 
3. 
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Artikels in. unferer Kammer ſich demſelben widerſetzt, und da- 
ber glaubte, nachdem Die. erſte Kammer ihn geſtrichen hat, die 
Commiſſion, es werde feine Hoffnung ſeyn, dieſen Artikel nach 
feiner. erften Faſſung Durchzubringen. Um aber. doch nicht Alles 
verloren zu geben, hat fie einen Mittelweg gewählt. Es ift 
nämlich, von der Regierung felbft anerkannt, Daß es billig fet, 
ven Dürftigen und naheliegenden Gemeinden, wenn fie feine 
Waldungen haben, oder. jonft Des Laubes fehr bedürftig find, 
ſolches aus den Staatsiwaldungen zu:bewilligen. . Man foll aber 
nicht durch Das Geſetz allgemein ausfprechen,, Daß die Gemein: 
Den dazu berechtigt. feien, indem fonft Die. Gemeinden eine:Art 
son. Recht darauf - hätten. , Diefem-Anftande wollte Die Com— 
miſſion durch ihre neue, Faffung ausweichen, und gewilfermaßen 
Damit nur Der Regierung die moralifche Pflicht auflegen ,: ſelbſt 
Dafür zu: forgen, ſolche Borfchriften zu erlaſſen, wie ſie ſolche 
auch ſchon erlaſſen hat. 

Durch unſern Artikel würden wir nur bezwecken, daß jene 
Zorfchriften nicht wieder zurückgenommen werden fönnen, ohne 
daß die Regierung immer wieder ähnliche Vorfchriften, wie die 
Sntereffen der Staatsforfte felbft ſich Damit vereinigen laſſen, 
ertheile, womit wenigſtens Einiges. erreicht ift. 

Winter. v.9.: Ich unterftüge Den Antrag der Commiſſion, 
wünfchte aber, Daß Die Kammer befchließen möchte, wenigſtens 
am Ende des Satzes Das Wort „unentgeldlich,“ berzuftellen, 
da Diefes eine der beſten und wohlthätigſten Beftimmungen in 
diefem Geſetz ift. 

: Dberforftmeifter v. Wallbrunn: Es ift allerdings richtig, 
daß Die jetzige Faſſung dieſes Saßes gegen. den früheren An 
trag der Kammer ſehr gemäßigt iſt, allein es möchte doch hart 
ſeyn, Der Regierung geradezu Vorfchriften zu geben, befonders 
da fie Durch ihre letzte Verfügung bewiefen: hat, daß ſie den 
Gemeinden das Lefeholz und das Laub, wenn fie arm find, zu— 
kommen läßt, und überhaupt in allen Fällen Milde zeigt. 
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Warum will man ihr nun hier aufdeingen, milde zu fepn ? Ich 
muß gegen diefen Satz proteſtiren, und wünſchte lieber, daß 
das ganze Gefeg nicht zu Stande füme, als Taf rin ſolcher 
Paragraph aufgenommen würde, : | | 


Minifterialratd Peter: Diefer Paragraph, auch in der 
Faffung, wie er von der Commiſſion vorgefchlagen tft, legt Ten 
Staatöforften eine Dienftbarfeit auf, denn die Regierung wäre 
dadurch verpflichtet, im den Staatswaldungen Tiefen Gebrauch 
einzuräumen. Zwar ift der Regierung das Recht gegeben, vie 
Bedingungen und Vorausfegungen zu beftimmen, unter welchen 
dieſe Dienftbarfeit geübt werten foll, allein eine Dienftbarfeit 
bleißt e8 immer; und wenn die Regierung son jenem Recht je 
einen folchen Gebrauch machte, wodurch Ter Genuß wefentlich 
erfchwert würde, fo würde es nicht fehlen, daß man fie der 
Ehicane anklagte. Jedenfalls foll hier eine neue Dienftbars 
keit gefchaffen werten, was ein Eingriff in das Eigenthums— 
seht der Gefammtheit Der Staatsbürger und ein Verſtoß gegen 
den Geift diefes Eoder ift, der nicht neue Servituten ein— 
führen, fondern Lie vorhandenen vermindern und abfchaffen 
will, Die Berürftigen follen allerdings unterftüßt werden, 
allein auf. dieſem Wege kann es nicht gefchehen; es befteht da— 
für fhon eine Ortnung, die Reihe der Hürfeleiftungen fommt 
aber erft zuleßt an den Staat. 


Bekk: Von einer Dienftdarfeit kann nicht Tie Rede feyn, 
und ich möchte auch in Der That eine Definition von. einer, 
Dienftbarkeit hören, welche hierauf anmwentbar wäre. Die 
Bortheile, Die Diefer Sag gewährt, find unberechenbar, und er 
ift mir auch Der Liebfte im ganzen Geſetz. 


Minifterialraty Peter: Wenn man fagt, daß felbft Der 
ökonomische Vortheil des Staats erfordere, daß aus Staats: 
waldungen Holz abgegeben werde, . ſo muß ich bitten, der 
Eigenthumsverwaltung der Staatsferfte zu überlaffen , wie e& 
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jedent andern Walreigenthämer aud) überlaffen it, dasjenige 
zu thun, was fle für gut und billig erachtet. 

Staatsrath Winter: Schon bei der erften Discuſſion habe 
ich mich Tiefem Paragraphen widerfegt, denn er iſt ein Eingeiff 
in das Eigenthbum, und ich bin überzeugt, man mag ihn faffen 
wie man will, fo wird er in der erften Kammer nie durchgehen. 
Auch gegen das Wort „unentgeldlich“ muß ich mich erklären, 
Bei dem Lefeholz wollte ich nichts einmwenden, aber anders ver⸗ 
bält es fich mit dem Laubfammeln, Ich fehe nicht ein, wa— 
zum ein wohlhabender Bürger, der auch Laub erhält, und auch 
bezahlen kann, nicht etwas dafür bezahlen foll. Werm er Stroh 
kaufen muß, fo kommt es ihn weit höher, allein die Regierung 
bat billige Verordnungen erlaffen, und wird es auch ferner 
thun. Sich aber zwingen zu laffen, wird fe nie zugeben. 

Welcker: Ich kann die Anficht der Herrn Regierungsconts 
miffäre durchaus nicht theifen. Es foheint mir, insbefondere 
was der Erftere fagte, und was Herr Staatsrathy Winter 
wiederholte, doch auf einem unrichtigen Gefichtspunfte zu be= 
ruhen, Man geht davon aus, es follte die Regierung hier 
etwa Durch die Kammer gezwungen werden, allein Davon ifk 
feine Rede, fondern es handelt fich davon, daß die drei Facto— 
ven der Gefeßgebung über ein Object, Das dem ganzen Staat 
gemeinfchaftlich zufteht, eine Verfügung treffen follen, und hier 
fehe ich durchaus nicht eine Verlegung der Regierung, nicht 
eine Unterredung oder eine Abhängigmachung von unferem 
Willen ein, fondern hoffe, Daß, wenn fie ſich mit ung vereinigt, 
fie fich gerne von einem gemeinfchaftlichen Gefeg abhängig fehen 
wird. Es ift auch Das Staatseigentbum nicht Privateigenthum 
deffen, was man Regierung nennt, allein ein hohes Intereffe 
ift und gegeben, daß wir dieſen Punkt micht blos und allein 
der Regierung in der Weife überlaffen, Daß wir von Seiten. der 
Gefeßgebung auch nicht ein Wort dazu fagen. Die Ausfühs 
rung und Anwendung, gut oder nicht gut, engherzig oder groß⸗ 
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herzig, haͤngt ja doch noch von der Regierung ab, aber und als 
einem Factor der Gefeßgebung zuzumuthen, ein Gefeg mie 
diefes Forftgefeg zu machen, und durch unfere Geſetzgebung 
den Dürftigen alle Hoffnung zu nehmen, ja nicht einmal darin 
das Princip zu retten, das gefchehen folle was billig iſt, ift 
eine harte Zumuthung. Man wird fagen, wenn durch eine 
barte Ausübung des Gefeßes, die allerdings in den Händen 
der Regierung bleibt, die twichtigften Intereffen verlegt ter 
den: Ihr feid fchöne Repräfentanten Des Volks, da ihr micht 
einmal für folche wefentliche Bedürfniffe forgt. Legt man Tiefen 
Saß in das Geſetz, dann haben wir Doch wenigftens das Prins 
cip gerettet. Sch glaube aber auch, Taf Tiefes Fefthalten des 
gefeglichen Princips von der größten Wichtigkeit ift, und es find 
bei der früheren Discuffion die Gründe, warum es hart, ſchaͤd⸗ 
lich umd verderblich iſt, in diefer Hinficht noch weiter Die Be⸗ 
dürfniffe und Anfprüche der Bürger auszufchließen, fo umſtaͤnd⸗ 
lich erörtert worden, daß ich nichts hinzugufegen brauche. Ich 
glaube aber auch, Taf die Bezeihnung Les Princips in dem 
Geſetz jenen Kriegszuftand der Bürger gegen die Waldungen, 
der für die Forftcultur verderblich werden könnte, vermeiden 
Hilft. Man hat doch menigftens den Grundfaß gerettet, und 
kann die Hoffmung haben, daß er berückfichtigt werde, welches 
hohe Intereffe der Regierung und der erſten Kammer aber ob> 
walten kann, das, was dent Lande zur Beruhigung Lienen wird, 
abfolut zu verwerfen, kann ich nicht einfehen, und unterftüge 
alfo durchaus diefes ehrenhafte, gerechte und billige Princip. 
Staatsratd Winter: Man bringt bier wieder eine Frage 
zur Sprache, die ich möglichft vermieden fehen wünfchte; der 
Abg. Welker fpricht von Staatseigenthbum, allein fo lange 
wir an unferer Stelle find, werten wir nie anerfennen, daß 
die Waldungen, Die gegenwärtig unter der Verwaltung” des 
Staats find, Staatswaldinigen feten, fontern müſſen darauf 
beftehen, daß fie Privatwaldungen feier. Schon um den Grund⸗ 
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ſatz nicht. anzuerkeunen, müſſen wir ums dagegen ſetzen, daß 
irgend etwas hinſichtlich der Waldungen, die unter. der Ver⸗ 
waltung des Staats ſtehen, beſtimmt werde, was nicht auf alle 
Privatwaldungen anwendbar iſt. 

Dörr: Man hat in der Commiſſion geglaubt, deß es ſelbſt 
im Intereſſe der Regierung liege, dieſen Artikel ſo zu faſſen, 
denn das, was man hier den Staatswaldungen aufbürden will, 
haben wir in allen Gemeindewaldungen ſchon gethan, und zwar 
mit dem beſten Erfolg, indem dadurch die Frevel außerordent⸗ 
lich vermindert wurden. 

Was nun die Bemerkung des Herrn Regierungscomuniffärs 
hinſichtlich der Neichen betrifft, fo liegt gar nicht in -unferem 
Einn, Daß die Reichen es haben follen,. fondern es foll den 
Yermeren geftattet werden, während Das Necht bis jest von 
dem Förfter um einige Kreuzer an die Wohlbabenden gegeben 
worden iſt. Es ift feine große Beläftigung für die Staatswals 
dungen, wenn man diefelben, fo weit es ohne Schaden geſchehen 
kann, der ärmeren Klaffe zukommen läßt. - 

Minifterialrath Peter: Die Staatsbehörte, welche die 
Domänenwaldungen atminiftrirt, wird aus ihren Waldungen 
die. Armen mit Holz, Laub und Streu unterflügen. Cs ift 
dieß ein Gebot Der Humanität, ſowohl als der Klugheit, um 
nämlich größeren Schaden zu verhüten; allein einen Zwang 
‚erkennt Die Regierung nicht an, und ich bitte Sie, meine ber⸗ 
ren, auf dieſe Idee zu verzichten. 

Schaaff: Ich will nicht auf den Streit zurückkommen, wel: 
her ter Faffung des Befchluffes Der zweiten Kammer, den 
nun. die erfie Kammer wieder aufgehoben hat, leider vorange- 
gangen ift, fondern halte mich. an den Antrag, den jeßt Die 
Commiſſion vorfchlägt. 

So wie diefer Antrag gefaßt ift, möchte er allerdings-über: 
flüſſig erfcheinen, indem die Regierung, wie der Herr Negie- 
rungscommiffär bemerkt bat, ohnehin das Recht üben darf, 
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Unterſtuͤtzungen aus den Staatswaldungen zukommen zu laſſen, 
allein, weil ihr nicht eine willkührliche Dispoſition über den 
Ertrag des Staatsvermoögens zuſteht, fo hat fie blos Das Recht, 
Unterflügungen gegen verhältnißmäßigen Erfaß zu reichen, 
und darum wünſche ich, Daß Der Zufa des Abg. Winter 
von H. gemacht werde, Daß wir uämlich bier der Regierung 
das Recht geben, das fie an und für fich nicht hat, au Bes, 
Dürftige unentgeldlich Unterſtützungen aus den, Staatswals 
dungen geben zu laſſen. Ich finde Die Aufnahme diefes Artikels 
ing Gefeß fehr nothiwendig, weil mir Fälle befannt find, wo 
folche Unterftüßungen nicht unentgelvlich gegeben worden find, 
wo bejouders Das nothmwendige Laub, nachdem es viele Jahre 
an ganze Gemeinden, und alfo aud) an die Bedürftigen unent- 
geldlich abgegeben wurde, fpäter nicht mehr unentgeldlich, fon» 
dern nur gegen eine beftimmte Zare abgegeben worden iſt, Daß 
alfo nicht Die Eultur des Wuldes die Hemmung der. Abgabe 
des Laubes und Holzes, fondern der Umſtand veranlaßte, daß 
man eine Finanzfpeculation aus Der Abgabe Des Holzes und 
Laubes machen wollte. Ich fordere aber, daß die Regierung 
unentgeldlich Diefe Gegenftände an Bedürftige abgebe, und Dazu 
duch Die gefeggebende Gewalt ermächtigt werde, Daß aber 
auch dann Die Dürftigen, wenn dieſer Artikel im Gefeg fteht, 
fih auf denfelben berufen können. Ich ftimme Daher für den 
Vorſchlag der Commilfion, mit ter Modification des Abg. 
Winter, 

Forſtrath Bayer: Es wurde allerdings mehreren Gemein 
den dasjenige. genommen, was fie früher unentgeldlich Hatten, 
weil fie es als Berechtigung angefprochen haben. Darum hat 
man eine Zahlung angefeßt. Denjenigen Dagegen, Vie die Bes 
rechtigung nicht gefordert haben, fondern einen Revers aus— 
fellten, Daß es blos Vergünftigung fei, hat man es fortges 
laffen.. | en 

v. Tſcheppe: Jene Gemeinden waren Durch Forſtord- 
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nungen geſchuützt, und doch hat man ihnen gefäagt, mar nimmt 
euch dieſes Recht, teil ihe nicht einen Revers ausſtellt, und 
als die geſchehen war, hat matı es ihnen doch genommen, und 
das Laub um einen außerordentlichen hohen Preis verkauft, fo 
daß der Arme fein Lager auf dem harten Brett fuchen mußte, 

Forſtrath Bayer: Gerade in der Gegend, von der der Abg. 
v. Tſcheppe ſpricht, beziehen jetzt noch Gemeinden, die dieſe 
Begünſtigung anerkannt haben, dieſe Dinge unentgeldlich, 
allein die Staatsverwaltung iſt verpflichtet, die Freiheit der 
Waldungen zu behaupten, und jedes Recht, dad angemaßt wird, 
and nicht auf Titel und Verjährung beruht, abzuweiſen. Aus 
diefem Grunde wurde allgemein die Begünftigung aufgehoben, 
fo fern nicht die Leute die Abgabe als Begünftigung anerkannt 
haben, und da wo fie auf einer Berechtigung ande find, 
hat man ihnen Preiſe angefegt. 

v. Tſcheppe: Die Berechtigungen find oft jo arg als das 
Eigenthum des Waldes. 

Winter v. H.: Ich glaube nicht, daß wir uns durch die 
Bemerkung der Heren Regierungscommiffäre, Die Regierung Laffe 
ſich nicht zwingen, abhalten Laffen werden, bei der Beftimmung 
der Commiſſion zu bleiben, denn in dem Sinn des bg. 
Schaaff ift die fein anderer Zwang, als derjenige, der in 
jedem Gefeß liegt. Es kann allerdings die Regierung durch 
das Gefeß fo gut gezwungen werden, als jeder Staatsbürger, 
allein das ift fein widernatürlicher Zwang. | 

Wir haben ohnehin fo viele befchränkende Beſtimmungen in 
dem Gefeß, und wenn auf diefe Weife der Artikel abgeändert 
wird, fo kann die Regierung auch gar fein Bedenken dabei 
haben. 2 

Minifterialratd Peter: Mir ift nie eingefallen zu — 
daß die Regierung durch Geſetze gezwungen werden koͤnne; 
allein man muß in ein Geſetz nichts hineinlegen, was einen 
ungerechten Zwang enthielte. 
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Wesel IE: In dem Gommiffionsantrag fehe ich weder 
Zwang noch Eingriffe in das Eigenthum. Schon der Ausdrud, 
„befondere Verordnungen, die die Regierung ohnehin erkäßt,“ 
ſchließt in fih, daß man der Regierung überläßt, in ſolchen 
Fällen, wo die Theilnahme am Raff» und Lefeholz unſchaädlich 
iſt, dem Förfter Die Ermächtigung zu geben, den Armen diefe 
Wohlthat zu erthetlen. Iſt es fehädlich, fo kann der Förfter 
gleich mit diefem Einwand begegnen, allein ich wuͤnſche diefe 
Beſtimmung nicht nur zur Beruhigung der Armen, fondern 
auch im Intereffe der Förfter, denen man oft Vorwürfe macht, 
als hänge es von ihrer Willtühr ab, gegen die Arınen wohl 
wollend oder nachfichtig oder fehr ſtrenge zu feyn. Hat aber 
dev Förfter nah dem Gommiffionsantrag eine öffentliche Er: 
mächtigumg erhalten, fo fällt jeder Vorwurf und jede Verant: 
wortlichkeit weg. Der Staat und die Regierung leiden feinen 
Schaden dabei, fondern erweifen eine Wohlthat, die gemiß 
anerkannt swerden wird. Hinfichtlich der jeßigen Regierung 
habe ich die Beruhigung, Daß auch ohne Gefeß die Armen mög: 
lichſt unterſtützt werden, allein was in 50 Jahren göfchieht, 
wiffen wir nicht, und unter guten Regierungen muß man gute 
Geſetze machen. 

Staatsrath Winter: So lange die Domanialeinkünfte in 
die Staatsfaffe fließen, fo frage ich, in welchem Namen wir 
die Domänen verwalten? Im Namen der Gefammtheit, und 
was in die Staatskafle aus den Domänen fließt, ift der erfte 
Stoc der Einnahmen, und das Lebrige muß auf andere Weife 
berbeigefchafft werden. Wenn wir und alfo dafür intereffiren, 
daß die Waldungen möglichft viel eintragen, fo thun wir es 
im Gefantmtintereffe. Wenn aber ein Nothſtand eintritt, fo 
wird die Regierung in diefem Fall, wie in vielen andern, Einzel 
nen zu Hülfe fommen , ihre erfte Pflicht ift, im allgemeinen 
Intereſſe die allgemeinen Einnahmen nicht zu verfchleudert, 
und anderer Geits aber auch die Gefeße der Humanität und der 
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Klugheit zu beobachten. Sie hat feinen Vortheil dabei, fon: 
dern Das, was hereinkommt kommt blos in die IN und 
allen Andern zu gut.’ 

Waldner: Habe ich Die Sache recht verſtanden, fo wird 
wirklichen. Bedürftigen auch -fchon Die Sammlung des Raff⸗ 
und Lefeholzes erlaubt. Weil aher Diefe Waldungen Staats: 
eigenthum find, fo fann ja Die Regierung doch aus Rückſichten 
Nachläffe bewilligen, aber nicht Alles verfchenten. Nachläffe 
bedürfen übrigens jeder Zeit die Bewilligung der Kammer, 

. Staatsrath Winter: Es werden viele Taufende nachge— 
laſſen, ohne die Kammer. 

Waldner: Wenn die Sache fo genommen wird, Daß man- 
fragt, unter welchen Bedingungen den Bedürftigen es geſtattet 
ſeyn fol, Raff- und.Lefeholz zu fammeln, und in wie- fern 
ihnen erlaubt feyn foll, Laub und Streu zu holen, fo würde ich. 
vorſchlagen, die Worte einzufchalten: „um ermäßigte Preife.” _ 

Dberforftmeifter v. Wallbrunn: - Statt dem Publikum 
eine-Berubigung Daducch zu geben, bin ich überzeugt, Daß es 
viele Unruhe und Verdrießlichkeiten verurfachen würde, Es 
werden dann alle aum und bedürftig feyn wollen, und da frage 
ich, wo die Grenze läge? Würde aber die Abgabe von Laub 
und. Sammelholz; den Umſtänden ‚nach ganz verringert werden 
müſſen, fo würde es heißen, die Forfkbehörden, nur das Intes 
veffe des. Waldes im Auge, handelten fchonungslos. Die Res 
gierung felbft würde öfters in Verlegenheit fommen, zwijchen 
arm und reich unterſcheiden zu müffen. ı 

Fecht: Es war die Rede von einer Gewalt; ja, es gibt 
eine, und dieſes ift die Gewalt der Humanität und der Billig- 
keit, ‚welcher Die Regierung umd wir untertvorfen find, und 
wir ‚dürfen es nicht vergeffen,. daß erſt in fpäterer Zeit dieſes 
Laub verfauft wurde, und der Verkauf deifen, was man in 
früherer. Zeit umfonft erhielt, einen fehmerzlichen Eindruck auf 
das Volt machte. Die Regierung fügt, fie wolle billig ſeyn, 
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und Diefe Gegenftände um berabgefeßten Preis abgeben, und das 
Volk wird dieſe Billigfeit anerkennen, allein es fordert, daß 
wir auch in der. Geſetzgebung billig entfcheiden, und Tiefe Hu- 
manität Damit ausfprechen, Daß es gefichert if. Wir wiffen im 
Hinblick auf Die Gefchichte, wie es mit Diefem Laub gieng, und 
wie fich oft Die niederen Diener des Forſtweſens Mißbräuche 
‚damit erlauben. Am alfo die Regierung felbft vor Mißdeutun⸗ 
gen zu fichern, nehme man Ten Satz ins Gefeg auf, daß die 
Armen, Die man immer finden fann, fo wie andere Bürger, 
die es nothweudig ‚besuchen, Laub und Streue umentgeldlic) 
oder um herabgefegten Preis erhalten. 

Daß fie nicht unterfehreiben wollten, daß fie Diefes als Ge— 
fchenf anfehen, beweist. gerade für meine Meinung. Man hatte 
nämlich von Jahrhunderten her den Gebrauch für fich, und jegt 
find die Leite moralifch überzeugt, Daß dasjenige, mas fie 
fordern, ihnen nach Recht umd Billigfeit gehöre. 

Dberforftmeifter v. Wallbrunn:; Auch in früheren Zeiten 
ift das Holz unentgeldlich oder um fo geringe Preife abgegeben 
worden, daß es fich faum der Mühe lohnte, es nur zu berech⸗ 
nen. Doffelbe ift nun jeltener geworden, und Ter Preis ge— 
fliegen. Eben fo verhält es fich mit dem Laub. Daſſelbe hat 
fich fo vermindert und Tas Bedürfniß ift fo. geftiegen, daß, wenn 
man es um geringe Preife oder gar unentgeldlich abgeben 
möllte, die Anforderungen: fo ſehr fich mehren würden, daß 
man ſie nicht mehr befriedigen fönnte. 

Fecht: Wir müffen befonders. Daran denken, daß Zufrie⸗ 
denheit unter den Menſchen erhalten wird, denn der Umſtand, 
daß ſie nur durch ein Geſetz ausgeſchloſſen werden, woran ſie 
früher gar nicht gedacht dh ; wird große Unzufriedenheit er 
zeugen, 

Rindef; hwender: Sch muß mich im entgegengefeßten 
Sinn ausfprechen., als bisher geſchehen iſt. Ich lege gar keinen 
Werth auf diefen Artikel, und wenn die Kammer ausgeſprochen 
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hätte, die Regierung ſei fohuldig, Holz und Laub an die Armen 
unentgelvlich zu verabfolgen, fo würde ich mich gegen Diefe 
Förderung der Kammer zur Wehre fegen. Der Herr Regie: 
zungscommiffär Peter hat fehr Recht, wenn er fagt, daß, 
wenn dieſer Artikel Sinn und Zweck haben foll, wir der Res 
gierung zumuthen würden, Servituten einzuführen, während 
wie folche zu verbannen fuchen, denn was heißt es anders, Die 
Regierung fol für fehuldig erklärt werden‘, in ven Staatswal⸗ 
dungen von den Armen Leſe- und Raffholz fammeln zu laffen, 
als eine neue Servitut erfchaffen, die früher nicht eriftirte. So 
wie aber der Artikel gefaßt if, verbindet er Die Regierung zu 
nichts, umd iſt Lediglich ein frommer Wunſch, und was wollen 
wir uns alfo darum flreiten ? Wir wollen kein Gefe zu Stande 
bringen, welches fagt, Regierung fei human. Man folite 
daher von dem ganzen Artikel abftrahiren, denn die Abficht der 
Kammer ift feine andere, als ter Regierung ans Herz zu 
legen, möglich für die Unterflügung der Armen zu forgen. 
Das gehört aber nicht in die Forftordnung, fondern in ein ans 
deres Gefeß, etwa über Die Unterflügung der Armen. 

Mohr: Ich bin mit den Gründen der Heren Regierungs- 
eommiffäre nicht einverftanden. Beſonders wenn ich die Vers 
waltung der Staatsdomänen Ind Auge faſſe, fo fpricht Diefes 
dafür, den Entwurf, wie ihn die Commiſſion vorgefchlagen 
bat, anzunehmen. Ich gebe zu, daß die Verwaltung der Do» 
mänen, fo wie die Verwaltung der Zölle und des Acciſes und 
der übrigen Staatseinnahmen auch im Namen des Staats und 
zum Vortheil deffelden gefchehe. Wenn nun die Regierung ſich 
durch ihre bisherige. Handlungsmweife in Beziehung auf die Be- 
freiungen erprobt hat, dadurch daß fie, um folche Begünfti- 
gungen zuzulaffen, entweder der Kammer Zollgefege zur Bes 
rathung vorlegte, oder im Allgemeinen den Antrag ftellte, daß 
die Kammer eine Vollmacht zu folchen Begünftigungen geben 
ſoll, fo glaube ich, daß mit dem gleichen Recht, wie die Ge 
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werbtreibenden ed verlangen, auch die ackerbautreibende Klaſſe 
es zu fordern berechtigt ift, Wir gehen Dadurch, daß wir Diefen 
Entwurf annehmen, um keinen Schritt weiter, als wir hin⸗ 
fichtlich der Fabrilanten und Gewerbsleute auch gegangen find, 
indem wir die Regierung ermächtigen, folche Begünftigungen 
eintreten zu laſſen, und bier ift nicht von der Einführung eines 
Zwangs gegen Die Regierung und von einer Dienftbarkeit, ſon⸗ 
dern davon die Rede, daß der Staat nicht als eille Handelsge⸗ 
ſellſchaft betrachtet werden foll, deren Produfte nach dem hoͤch⸗ 
ſten Werth verfauft werden folle, fondern der Zweck des. 
Staatsvereines ift auch der, einem Bedürftigen eine Unter⸗ 
ſtützung auch auf anderem Wege zu geben. Wenn wir nun den 
Antrag Der Commiſſion näher ins Auge fallen, fo fehen wir 
nichts von irgend einem Zwang, fondern es ift in das freie Recht 
der Regierung geftellt, befondere Verordnungen zu erlaffen, 
wouach diefe Begünftigungen eintreten, falls die befonderen 
Verhaltniſſe es nothivendig machen. Ich ftimme alfo für den 
Commiſſionsantrag. | 
Welcker: Ich habe ſchon mehrmals, als von Forderungen 
des Humanität und der Billigkeit in Beziehung auf Nachläffe 
der Regierung die Rede war, aus dem Munde der Heren Re; 
gierungscommifläre gehört, das fei-eine Verlegung gegen die 
Allgemeinheit, man dürfe feine Eiberalität gegen Einzelne üben. 
Wir wollen nun aber Durch das Geſetz der Regierung die Er⸗ 
mächtigung dazu geben, damit aber auch noch einen moralifchen 
Zwang verbinden, nämlich für alle Zeiten alle diefe wechſeln⸗ 
den Perfonen, Die bier verwalten könnten, daran erinnern, daß 
die gefeßgebende Gewalt diefen höheren Gefichtspunft ins Auge 
foßte, und es ift nicht gleichgültig, ob es im Gefeg bleibt, 
Bir machen hier ein Gefeg, wodurd wir das Eigenthumsrecht 
des Waldbeſitzers auf das Aeußerſte ausdehnen, und wenn wis 
diefen früher verordneten Grundfog auslaffen, fo haben wir 
auf. dem Wege der Gefeggebung den milden Geſichtspunkt ver ⸗ 
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nachläßigt. Der einzige Einwand, worauf die Herrn Regie: 
rungscommiſſäre ſelbſt Werth zu Legen fcheinen, fcheint auf 
Migverftändniffen zu beruhen. Man giebt felbft zu, daß, fo 
weit diefe Domänen in Beziehung auf die Befammtrevenüen 
Gegenftände der Staatssyerwaltung find, dieſe Beftimmung 
ohne Verlegung gemacht werden fünne, und man denkt nur an 
ven Fall, wo die Domänen nicht mehr für den Staat veriven- 
det werden, wo fie als Eigenthum der fürftlichen Famitie er: 
ſcheinen. Ich habe nicht Die Abficht, über diefen Punft Streit 
anzufangen, , aber ift Denn umfere Verfaffung fo precär, foll fie 
nicht für Länger Dauern ?- Und wenn wir nicht davon ausgehen, 
daß die Verfaſſung blos für wenige Jahre gegeben tft, fo hat 
Die Sache alles praftifche Iutereffe in Beziehung auf das Eigen- 
thum verloren... Es bleibt der Satz ſtehen, daß es Staats⸗ 
waldungen find. Könnte aber wirklich Jemand ſich denken, Daß 
ver Staat von der Regierung fi) trenne? Sch kann mich nicht 
in Diefe Lage fegen, dieſes auch nur zu glauben, Ich halte 
unfere Berfaffung feft, tvie die Des Domäneneigenthums. Man 
hat nicht Noth, Angft zu haben, und wenn unjere Verfaffung 
ſtürzt, ſo ſtürzt auch unfer Forſtgeſetz, jo daß alfo dieſe Bes 
ftimmung dem Eigenthum keinen Eintrag thun wird: Ich 
hätte übrigens, um die- Schwierigkeiten zu -befeitigen , nichte 
Dagegen, daß ausgefprochen wird, gegen -eine billige Entfchä- 
gung, umd wenn es augemeſſen iſt, unentgeldlich. 

—Nutſchmannm: Sch unterſtütze wiederholt den Antrag des 
Abg. Rindefhwender, und will nur noch darauf aufmerk 
fam ‚machen, welche Ungleichheiten entftehen würden, wenn 
wir denjenigen Staatsbürgern , die gerade Das Glück haben, in 
der Nähe von Domänenwaldungen zu wohnen, Holz und Laub 
unentgeldlich geben wollten, ‚während Andere, die nicht fo 
glücklich find, es faufen müßten. Ganz confequent könnten 
wir, "wenn wie den Salinenetat berathen,- einen Sag’ ein: 
rücken, der beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen den Ber 
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dürftigen der im der Nähe der Salinen gelegenen Gemeinden 
das Salz unentgeldlich abgegeben werden folle 

Seltzam: Sch wollte denfelben Grund gegeu den Para- 
graphen anführen, auf den der Abg. Rut ſchmann aufmerkam 
machte. Ich hielte es deßhalb ebenfalls für eine wahre Un⸗ 
gleichheit, wenn blos Diejenigen, die in der Nähe der laudes- 
berrlichen Waldungen wohnen, Unterftügung erhalten follten, 
während Die Andern, die entfernter davon find, dieſen Vortheil 
nicht zu genießen hätten, und während doch die Anfprüche auf 
das gemeinfame Staatsgut gleich find. 

Sch will in diefer Beziehung nur auf die Staatöbürger in 
ftandes- und geundherrlichen Beflgungen verweifen. 

Merk: Zch würde es höchſt auffallend finden, wenn man 
in diefem Geſetz nicht eines Verbältniffes erwähnte, was fo 
wichtig umd allgemein verbreitet if}, umd feit länger, als man 
denken kann, immer beftanden hat. Wenn es auch nur ein 
Recht der Armuth-und kein pofitives Recht ift, fo ift es doch fehr 
gut, ſolches, wie die Sommiffion vorgefchlagen bat, zu be- 
merken, denn wenn Darüber gar nichts gefchieht, fo könnte der 
Glaube erwachſen, daß nicht einmal die Armuth einen folchen 
- Anfpeuch haben werde, und es fönnte Einfluß auf die Behörden 
haben, daß fie dasjenige nicht mebe gerne thun würden, was 
fie doch bisher getban haben. Daß es wegen der Ungleichheit 
nicht gefchehen folle, fehe ich nicht ein, man fann nicht allen 
Menfchen gleich geben, und auf Diefe Weife könnte man nie eine 
Wohlthat üben, da nie Alle gleich Daran Eheil nehmen fönnen. 

Bett: Was tie Salinen betrifft, fo haben Diejenigen , die 
in deren Nähe wohnen, allerdings geößere Vortheile als die 
Anderen, weil.die Frachtvergütung höchſt unbedeutend ift. 

Rutfhmann: Es Laffen ſich noch andere Beifpiele für 
meine Bemerkung anführen, man könnte fagen: Die Bedürf- 
tigen in ber Nähe der Eifenwerfe oder der Fruchtfpeicher des 
Staats follen das Eifen und die Früchte unentgeldlich erhalten, 
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Fecht: Ich mag nicht in die Gefchichte eingehen, wie die 
Waldungen Staatswaldungen geworden find, Wenn ich diefes 
tbun wollte, jo würde man nicht blos jagen, es ift eine billige, 
ſondern eine gerechte Forderung, Es ift gefchichtlich bewieſen, 
daß die Waldungen den Gemeinden gehört haben. 

.. Bett: Abgeſehen davon, daß es im Staat. viele Dinge 
gibt, die zufälligermweife nicht Allen gleich zu gut kommen, fon- 
dein Dem Einen mehr, dem Andern weniger, tritt hier der Grumd 
dafür ein, Daß dieſe benachbarten Gemeinden früher mit Recht 
oder aus Gnade immer den Vortheil der Unentgefvlichkeit oder 
einer geringen Taxe hatten, Was ader den Daupteinwand 
betrifft, Daß man eine Dienftbarkeit auf die Staatswaldungen 
lege, fo will ich; nur darauf erwiedern, Daß jedes Dienftbarkeits- 
zecht auch ein Klagrecht in fich ſchließt. Wer. ein folches hat, 
kann es gerichtlich verfolgen, und die Bedingungen, unter denen 
er es zu üben hat, hängen nicht von dem Urtheil feines Gegners 
‚und Hier der Staatsverwaltung ab, fondern von feinem Recht 
und von dem Erfenntuiffe eines Deitten, nämlich des Richters. 
Ein ſolches Verhältniß wird aber Durch unfern Satz nicht 
begründet, indem hier alle Bedingungen und nähern Beftim- 
mimgen lediglich einer Verordnung der Regierung, alfo der 
Staatsverwaltung, felbft vorbehalten find. Diefe hat zu beſtim⸗ 
men, unter welchen Bedingungen und Befchränfungen Einer den 
Genuß Haben folle, Nun kann man zu allem Aleberfluß, wenn 
mon till, in die Verordnung noch den Sag aufnehmen, daß die 
Verwilligung nur aus Gnade gefhehe und feinen Rechtsanfpruch 
Hr dem Richter begründe. Die inzelnen erhalten ihren 
Anſpruch est durch die Verorduung umd nach Maßgabe ver 
Verordnung. Wir wollen aber die Regierung veranlaffen , Die 
Verordnung zu geben, und die ganze Beflimmung des Gefeßes 
bat alfo bios eine Rechtsverbindlichkeit der Staatsregierung 
gegen Die gefeßgebende Gewalt, nicht ‘aber eine Rechtsverbind- 
lichkeit ver Staatsregierung unmittelbar gegen die Einzelnen 
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zur Folge. Es iſt nicht, wie der Abgeordnete Rindefchwerrder 
fogt, als ob gar nichts befkimmt würde, fordern die Regierung 
erhält die moralifche Verbindlichkeit gegenüber den Kammern, 
daß fie durch jeweilige Verordnungen Yürforge treffe: Der 
Regierungsgrundfaß , der gegenwärtig beobachtet wird, ſoll auch 
in Zukunft beobachtet werden, und dieſe Richtung der künftigen 
Berordnungen ift in unferm Sage im Allgemeinen angedeutet, 
Die Regierung ſoll in den Detailvorſchriften nicht eine entgegens 
gefeßte Richtung in diefer Beziehung nehmen können, Diefes 
wollen wir Durch das Gefeß bewitken, und zwar mit Recht, weil 
fonft zu viel von den jeweils an der Spige ftehenden Perföntich- 
keiten abhängt, 

Rindefhwender: Eine moralifhe Verpflichtung iſt 
gar feine Verpflichtung rücfichtlich der Kammer, umd nicht mehr, 
als was fchon erifist. Dat die Regierung Humairität genug, fo 
wird fie thun, was diefer Artikel vorfchreibt, oder fie hat ſolche 
nicht, fo wird fie dieſer todte Buchftabe des Gefeßes nicht 
ſtrafen. 

Belt: Ich glaube nicht, daß eine moraliſche Verpflichtung 
der Regierung im einem confitutionellen Staate, wo die Regie 
rungshandlungen vor den Kammern zu veranttvorten find, ohne 
Wirkung fei. 

Miniſterialrath Peter: In dem Vorfchlag der Commiſſion 
iſt einmal befkimmt, daß den Bedärftigen aus den Staats— 
waldungen Holz und Laub abgegeben werden folle. Auf die Art 
und Weife hat freilich die Regierung einzuwirken, allein das 
Recht ift unbedingt ausgefprochen, und damit offenbar eine Dienf- 
barkeit gegeben. Diefe würde, wenn nicht vor dem Civilrichter, 
Doch vor der Adminiſtrativbehörde geltend gemacht werden 
können; umd wenn eine ſolche fich weigern wollte, das verlangte 
Holz ꝛc. abzugeben, würde eine Gemeinde nicht das Recht Haben, 
füh mit Beſchwerden an die höhern Adminiftratiobehärden und 
fogar an die Kammern zu menden? Liegt Darin nicht ein Zwang ? 

4. 
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—Bekk: ‚Ein moralifcher Zwang ift es allerdings. 

- Minifteriolrath Peter: Gin moralifcher Zwang befteht auch 
ohne. die vorgefchlagene Beftimmung, und unter dem Einfluß 
die ſes Zwangs mwird die Regierung immer ftehen. 

Belt: Ich frage den Herrn Regierungscommiffär, ob er 
glaubt, daß eine Adminiftrativgerichtsftelle zu entfcheiden habe, 
welche Verordnungen die Regierung geben müffe ? 
Staatsrath Winter: Ich kenne im öffentlichen geben keinen 
moralifchen Zwang, fondern nur einen rechtlichen, der uns gegens 
über Die Folge hat, Daß man ung anklagen kann. Die Moralität 
betrifft die einzelnen Menfchen, und da kann ich Jemand Bors 
würfe machen, er habe die Moralität nicht beobachtet, aber 
darüber nicht ftrafen, was im Grunde darauf hinausführen foll, 
wenn Anklage erhoben wird. Ich bin überzeugt, Daß Die erfte 
Kammer diefen $. nicht annehmen wird, allein daß ein Geſetz 
zu Stande komme, müffen fänmtliche Factoren mit einander 
übereinfimmen. Wenn ich nun überzeugt bin, das feie eine 
Ungerechtigkeit, Die hier beftimmt wird, oder eine Ungerechtigkeit, 
wenn es nicht beſtimmt wird, ſo werde ich mich auch nicht irre 
machen laſſen, das Unrecht mag von der Regierung oder von der 
erſten oder zweiten Kammer kommen. Ganz anders verhält es 
ſich aber, wenn ich frage, ob es klug iſt, daß ich auf etwas bes 
ſtehe, was ſich auf feinen Rechtsgrund flügt, und was ich einer 
antern Kammer gegenüber behaupten will, Ich kann den Sag 
nicht billigen, weil er fich auf keinen Rechtsgrund ſtützt, und 
eben darum ift auch die zweite Kammer hier der ſchwächere 
Theil. —W 

Bekk: Ich kann mir keinen Grund denken, aus dem die 
erſte Kammer etwas Anderes haben wollte, und glaube auf 
nur, daß die Regierungscommiffion in der erſten Kammer den 
Beſchluß auf Streichung unferes Artikels Durch ihre Anftände 
wird hervorgerufen haben. Sodann muß ich noch auf die erite 
Bemerfung erwietern, daß Herr Staatsrat Winter gewiß 
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eine Weranttwortlichfeit der Regierung vor der Kammer aners 
fennt, außer derjenigen, die im Weg der Anklage geltend ges 
macht wird. Die moralifche Werantwortlichkeit , bier vor der 
öffentlichen Meinung Rede zu ftehen, ift größer als die Ans 
klage vor dem Richter. 

Staatsrath Winter: Diefe Verantwortlichkeit gilt In allen 
Fällen. 

Bett: Nein, ohne unfern Satz gilt fie hier nit. Man 
fönnte die Regierung eher verantwortlich machen, wenn fie 
Laub und Holz unentgeldlich hergibt, wozu fie nicht berechtigt 
it, wenn das Gefeß fie nicht ermächtigt. 

Winterv. H.: Die erfte Kammer wird auch fragen, ob es 
Flug ift, dieſes Gefeg zu verwerfen. 

Fecht: Und wenn man der erften Kammer fagen würde, 
das heißt, wenn die Mitglieder der zweiten Kammer ohne Zenfur 
eine Gefchichte ſchrieben, wie Die Waldungen Staatswaldungen 
geworden find, dann würde fie auch beiftimmen. 

Staatsrath Winter: Was früher das ſchreiendſte Unrecht 
war, ift jeßt das gegründetfte Recht, und wenn man bei jedem 
Eigenthum forfchen müßte, wie e8 vor 100 Jahren in Die Hände 
des Befigers fam, fo twäre fein Eigentbum mehr ficher. 

Feht: Wenn man vor 40 Jahren etwas unentgeldlich ab: 
gegeben hat, fo kann man es auch jeßt thun. 

Wolff: Die Frage, Die der Abgeordnete Bekk zulegt an: 
geregt hat, ob die Regierung ohne dieſes Gefeß- berechtigt fei, 
das Laub aus den Staatswaldungen unentgeldlich abzugeben, 
it ſchon beantwortet. Durch den $. 59 der Verfaſſung iſt der 
Ertrag der Domänen zu Beftreitung der Staatslaften, aber 
keineswegs dazu beftimmt, unentgeldlich abgegeben oder verfchentt 
zu werden. In diefer Hinficht wird Diefer $., der die Regierung 
zur unentgeldlichen Abgabe ermächtigt, eine rechtliche Nothwen⸗ 
digkeit feygn. Eintrag kann er dem Rechte der Regierung nicht 
thun, er kann keine Dienftbarfeit, feine rechtliche oder; moralifche 
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Verpflichtung für ſie begründen, ſondern es wird ihrer Willkühr 
überlaffen bleiben, was fie thun will. 

Schaaff: Der Herr Regierungscommiſſär hat das Beden⸗ 
ken erhoben, die erſte Kammer werde ihre Zuſtimmung zu dem 
Artikel nicht geben, und deßhalb das Geſetz nicht zu Stande 
kommen. Ich erkläre offen meine Ueberzeugung, daß die erſte 
Kammer alsdann nur den Wünſchen der Regierung nachgeben 
würde, denn wenn die erſte Kammer in dieſem Punkt nicht mit 
der zweiten Kammer einverſtanden iſt, ſo handelt ſie inconſequent, 
und ſtoßt ein Grundprinzip um, auf das ſie viele Beſchlüſſe ſchon 
baſirt hat, das Grundprinzip nämlich, daß das hiſtoriſche 
Recht auch etwas gelte. Hier handelt es ſich um das hiſto— 
riſche Recht der Armen in der Mähe der Staatswaldungen, und 
dieſes hiſtoriſche Recht fol gefchüst werden. Ich bin fehon ges 
tadelt worden, daß ich dem biftorifchen Necht zu viel huldige; 
hier will ich ich Diefen Tadel gern auf mich nehmen, 

Staatsrath Winter: Wenn es auf Rechtstiteln beruht, fo 
wird das hiſtoriſche Necht auch gewährt, 

Es wird hierauf der Artifel mit der von dem Abgeordneten 
Fecht angetragenen Aenderung, daß es beißen folle „unent« 
gelolich ober gegen ermäßigte Preife,“ angenommen, und die 
übrigen Anträge abgelehnt. 

Zu 

$. 71Va und 73 
wird nichts bemerkt. 
$. 75. 

Müller trägt darauf an, den Zufaß der erfien Kammer zu 
Breichen. Das Forfkamt habe fich nicht darum zu kümmern, 
was erlöst werde, fobald man den Sag annehme, daß fich die 
Behörden nicht mehr damit zu befchäftigen haben follen; bei der 
Verſteigerung ſelbſt fei Der Gemeinderath und Bürgerausfchuß 
gegenwärtig und es könne nichts Unerlaubtes gefchehen. * 

Oberjagermeiſter . Wallbrunn: Wie foll aber der Revier⸗ 
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förfter feine Anfchläge bei Fertigung von Holzwerthberechnungen 
machen, wenn er nicht mit den laufenden Breifen bekannt bleibt, 
welche fich nach den fo verfchiedenen örtlichen Verhältniffen der 
Gemeindswaldungen fehr oft verändern. Zudem weiß Id, daß 
von Ortsvorgeſetzten öfters bei Steigerungen mehr Hol; verfauft 
wurde, als vor der Forftbehörde angetviefen tar. 

Bett: Man kann Gontrolmaßregeln dafür ergreifen, daß 
nicht mehr Holy verfteigert wird, als angerviefen worden if. 
Wir haben geglaubt, diefer Zufag oder diefer $. fet unnöthig, 
weil es Lediglich Sache der Vollziehung fei, wenn es die Regies 
zung angemeffen findet, Gontrolmaßregeln binfichtlich der Ver⸗ 
waltung des Gemeindevermögens überhaupt anzuordnen. Run 
ift aber von der erften Kammer diefer Zufag einmal aufgenommen 
worden, und wir haben ihn nur darum beibehalten, weil er nicht 
von Bedeutung if. 

Nachdem noch der Ubgeordnete Müller bemerkt hatte, daß 
in diefem Zufage eine neue Bevormundung für Die Gemeinden 
liege, wird der Strich deſſelben nach feinem Antrage beſchloſſen. 

$. 70/2, 81, 812 und 83 
twerden ohne Erinnerung angenommen. 
$. 84. 

Bett: Es find nur zwei Verfchiedenheiten zwiſchen dem 
Befchluß der zweiten Kammer und dem ber erften. Die erfte 
Verſchiedenheit iſt die, daß 25 Morgen flatt 50 angenommen 
find, um die Gränzlinie zu ziehen, von der au irgend eine 
Befchränfung einzutreten habe. Nach dem Entwurf der Regie 
zung und dem der zweiten Kanımer follen Waldungen unter 
50 Morgen ganz frei ſeyn, wie das Gefeg von 1831 es feſt⸗ 
geſetzt hat. 

Es iſt dabei das Einzige vorgeſchrieben, daß, wenn eine Aus⸗ 
rodung Statt findet, der Wald oder der Platz nicht oͤde liegen 
bleiben darf, ſondern angebaut werden muß, mas übrigens 
mehr eine allgemein polizeiliche als eine forfteiliche Beſtimmung 
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it, weil Derjenige, der ausgerodet hat, feinen Plag zu Ackerfeld 
machen kann, ohne daß die Forftbehörde deßhalb eine Einfprache 
machen darf. Nun hat aber die erſte Kammer diefe unbe- 
ſchränkte Freiheit auf diejenigen Waldungen befchränft, Die 
25 Morgen oder darunter meſſen. Die Sommiffion hat geglaubt, 
feinen Grund finden zu können, warum fie in diefer Beziehung 
von dem früheren Befchluß abgehen und die Freiheit der Privat- 
maldbefiger gegen das Gefe von 1831 wieder befchränfen 
follte. Die Commiſſion hat deßhalb Darauf angetragen, bei den 
50 Morgen als Grenzlinie ftehen zu bleiben, Was ſodann die 
Waldungen über 50 Morgen betrifft, fo hat die erfie Kammer 
eine Abänderung in dem Sinn des Antrags gemacht, den in 
unfrer Kammer bereits der Abgeordnete Sander ftellte, daß 
nämlich bei folchen Waldungen über 50 Morgen, oder jegt über 
25 Morgen, ein Einfchreiten der Staats-, Forſt- und Polizei: 
behörde, fehon alsdann Statt finde, wenn die Verwüftung „oder 
Ausrodung beginnt, ohne daß man zu warten nöthig hätte, 
bis fie gejchehen ift. Das Gefeß von 1831 fagt, Daß nur dann, 
wenn ein folcher Wald ausgerodet fei, eine Einfchreitung in der 
Art Statt finde, Daß die Wiederanpflanzung gefchehe. Man wollte 
alfo den Eigentümer ganz frei wirthfchaften laffen, ſelbſt in 
der Art, Daß er den ganzen Waldbeſtand ausrodet, und er follte 
- dabei nur hinfichtlich der künftigen Fürforge für das Holz: 
bedürfniß verpflichtet fegn, den Wald, den er ausgerodet hat, 
wieder berzuftellen. Nun ift in dem Bericht der erften Kammer 
bemerft, Daß in vielen Gegenden, je nach der Lage des Orts, 
befonders bei fteilen Abhängen, eine künftliche Anfaat gar nicht 
mehr möglich fei, wenn die Ausrodung einmal gefchehen if. 
Daraus hat die erfte Kammer die Beftimmung abgeleitet, die 
Staatsbehörde müſſe fehon da, wo eine Ausrodung beginne, 
berechtigt fepn, ihr entgegen zu treten, weil ja die fpätere Her- 
ſtellung, die das Gefeg als einziges Präjudiz aufftelle, nicht 
mehr möglich feie. Die Commiffion der zweiten Kammer bat 
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nun anerkannt, daß es wirklich folche Eofalitäten gebe, mo die 
Herftellung nicht mehr möglich fei. Wenn man aber Diefen 
Umftand als den Grund annimmt, ſchon präventiv einer Vers 
wüftung bei ihrem Beginnen entgegen zu wirken, fo darf die 
Beftimmung auch nicht weiter gehen, als ihr Grund, nämlich 
das präventive Entgegentreten darf nur dann zugelaffen werden, 
wenn die Verwüftung an einem folchen Orte gefchieht, mo vor: 
“ ausfichtlich eine Wiederherftelung Durch künſtliche Nachhülfe 
nicht mehr möglich ift. In den andern Fällen, wo die fünftliche 
Nahhülfe das wieder gut machen kann, was durch Devaftation 
verdorben tworden ift, findet die Commiffion in Dem von der 
erften Kammer angeführten Grunde feinen Anlaß, Vie Beſtim— 
mung von Präventivmaßregeln auch auf fie auszudehnen. In 
diefer Hinfisht ift auch der Antrag der Commiſſion der Conſe— 
quenz und der Freiheit der Bewirthfchaftung am mwenigften 
nachtheilig, weil einmal Waldungen über 50 Morgen in den 
Händen von Privaten, mit Ausnahme der Standes- und Grunds 
herrn, ſehr felten find, und weil da, wo der Fehler wieder gut 
gemacht werden kann, Fein unmviderbringlicher Verluf Statt findet, _ 
befonders nicht im öffentlichen Sntereffe, wenn ſchon Ver Hauss 
halt der Waldbefiger Dabei oft fehr Noth leiten kann, 
Miniſterialrath Peter: Vor allem muß ich auf ein Verfehen 
bei der Redaktion des Befchluffes der erften Kammer aufınerffam 
machen ; indem nach den Worten: „fo weit diefe Verwü— 
ftung ſchon in Vollzug gekommen ift,“ folgen follte : „treten die 
im $. 173 feftgefegten Strafen ein,” Wornach fo fortzufahren 
it: „und der Eigenthümer kann außerdem noch angehalten 
werden ıc,” Man erkennt fehon an dem Wort „außerdem“, daß 
bier etwas ausgelaffen worden, Leber Das Maß von 50 Morgen 
werde ich mich nicht aufhalten. Der Hauptpunft betrifft die 
Präventativmaßregel. Schon das Gefeß von 1831 hat aner= 
kannt, daß ohne Staatserlaubniß die Ausrodung eines Waldes 
auch dem Privaten nicht zukomme. Die Forftbehörden würden 
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zugleich ermächtigt werden, zum Zwed der Wiederherftellung 
der Waldfultur von Amtswegen einzufchreiten, wenn wine 
folche unbefugte Ausrodung oder eine Zerftörung dennoch Statt 
gefunden haben follte. Diefen Beftimmungen wurde in dem 
neuen umfaffendern Entwurf unter $. 185 ($. 173 der Re— 
daction der zweiten Kammer) eine Strafandrohung beigefügt z- 
und die Nothwendigfeit diefer Penalfanction ift bie jeßt noch 
von feiner Seite beftritten worden, Wenn nun, tie hier, das 
Geſetz will, daß gewiſſe Handlungen ganz unterbleiben, wenn 
es fie mit Strafe bedrohte, und im Fall einer wirklichen Ueber⸗ 
tretung nach Umſtanden auch eine Reparation des Fehlers, eine 
Wiederherftellung des Waldes befiehlt; fo muß es denn Doch 
auch wollen, und noch eher wollen, daß folche Handlungen 
durch vorbeugende Maßregeln verhindert werden. Im 
Gefühl diefer logiſchen Nothwendigkeit ohne Zweifel hat Ihre 
Commiſſion auch dem Beſchluß der erſten Kammer in ſo weit 
nachgegeben, daß ſie den dritten Abſatz vorſchlug. Ich habe 
dabei nur folgende Bemerkungen zu machen: von einer abſo— 
luten Anmöglichfeit der Wiederherftellung der Cultur kann 
eigentlich feine Rede ſeyn; da nach dem Ausfprucd von Sach: 
fennern mit übermäßigem Koften= und Zeitaufwand jede Eultur 
wieder herzuftellen iſt; in welcher Hinficht alfo der Ausdruck 
berichtigt werden müßte. 

Oberforftmeifter v. Wallbrunn: Es läßt fich allerdings 
jeder Wald wieder zu Wald herftelfen, wenn man Die gehörigen 
Mittel anwendet; aber man kann nicht immer gleich wieder 
diefelde Holzgattung erziehen, fondern muß oft Forlen oder 
Rothtannen pflanzen, mo etlere Holzarten landen. 

Minifterialratd Peter: Alstann ift es auch nicht blos die 
Lage an fteilen Abhängen, fondern auch die Belchaffenheit des 
Bodens an andern Orten, Die der Herftellung der Eultur hart- 
näcige Hinderniffe in den Weg legt; uud ich fehlage Daher 
vor, in dem erften Sa& nach den Worten: „oder ausroden,“ 
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fo fortzufahren:: „und wenn dieß doch gefchieht, fo tritt die im 
„Ss: 173 feftgefeste Strafe ein. Aleberdieß kann der Cigens 
„thümer angehalten werden ꝛc.“ 

Der zweite Caß bliebe und in Tem dritten Satz mären 
die Worte „an fteilen Abhängen Durch Eultur und Ffünftliche 
Ausfaaten,” Durch folgende Worte zu erfeßen: 

„wegen der Lage oder der Befchaffenheit des Bodens ohne 
„unverhältnigmäßigen Aufwand von Zeit und Koſten.“ 

Forftratb Bayer: Auch bei Ebenen auf Plattformen können 
‚befchränfende Hinderniffe eintreten, wornach nur mit größter 
Mühe die Wiederherftellung erfolgen kann. 

Waldner: Die Commiſſion hat hier wohl ganz richtig ges 
handelt, und ich muß ihr vollflommen beiftimmen, wenn fie 
Präventivmaßregeln in den mehrmals erwähnten Satz aufge- 
nommen hat. Es fei mir erlaubt, an den Herrn Berichterftatter 
eine Frage zu ftellen. Zunächſt fol die Präventiomaßregel wohl 
nur den Waldungen gelten, die 50 Morgen meifen? Dann 
wird der Zweck nicht erreicht. In den oberen Theilen der Thäler 
gibt es felten zufammenhängende, aus 50 Morgen beftehende 
Waldungen,, und dort ift e8 gerade außerordentlich ſchwierig, 
auf fahle Stellen twieder Wald hinzubringen. Mit fünftlichen 
Culturen if hier meift nicht zu helfen, und nur Zahrhunderte 
erzeugen wieder einen Wald, aber in der Regel nicht wieder 
von der früheren Holzart, fondern von einem andern an Werth 
viel geringeren Beftand. Man hat Das Waldherftellen nicht fo 
in feiner Macht, und die Commiſſion hat Recht, — wie es 
auch die erfahrenften Forftmänner zugeben werden — daß an 
manchen Stellen feine Kunft mehr helfen kann. Die Sache 
ift auch noch in anderer Hinfiht von höchfter Wichtigkeit. Das 
Weghauen der Wälder wirft auf ganze Thalgegenden außeror« 
dentlich nachtheilig. Ich habe ſchon Früher auf daraus hervor⸗ 
gehende Nachtheile aufmerkffam gemacht, damals aber nicht- 
angeführt, daß folche Ehäler Durch Wetter- und Hagelfchlag 
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von der Zeit an übel heimgefucht worden find, als die Waldun⸗ 
gen in ihren obern Theilen kahl abgetrieben wurden. Es follte 
tvenigftens ein Maß von 25 Morgen angenommen werden, eben 
weil der climatifche Einfluß der Wälder fo außerordentlich groß 
if. Nach kahlem Abtrieb von Waldungen entfteht auf den 
Höhen eine fehr nachtheilige Trockenheit, Zhäler werden vers 
fandet, nach und nach mit Kies und Gerölle überfchüttet, Bäche 
bleiben aus, ganze Gegenden werden erfältet, Wetter und 
Hagelſchlag fällt über ihnen nieder, und felbft ein ganz vers 
änderter Gefundheitszuftand ift öfters Tie Folge der Ausrodung 
großer Wälder. Zum Beweis Des Gefagten darf ich nur an 
verfchiedene Gegenden der ſchwäbiſchen Alb und des Schwarze 
walds, namentlich an die Gegend um den Feldberg erinnern. 
Man gehe in Die Gegend von Oberfich, und beobachte auf den 
dortigen Granithöhen, wie es ausfieht. Wird man dann noch 
fagen, daß das Maß von 25 Morgen zu Klein it? Es liegt 
darin feine andere Befchränfung für den Privateigenthümer, 
als tiejenige, die fich jeder Patriot gerne des allgemeinen 
Beften willen gefallen läßt. Ich trage daher darauf an, daß 
Waldungen, auf Höhen gelegen und an fleilen Abhängen, in 
dem Zuſammenhang von 25 Morgen nicht ausgerodet werden 
dürfen. Es fol felbft eine Ausrodung an andern Stellen dann 
nicht Statt finden, wenn der Wald 50 Morgen beträgt. 
Forſtrath Bayer: Alle diefe Gründe haben die erfte Kam: 
mer bewogen, auf 25 Morgen herabzugehen, weil, wenn man 
ed auf 50 Morgen beließe, Der größte Theil des Schwarz: 
twaldes ausgefchloffen ſeyn würde, denn auch der reichſte Bauer 
bat vielleicht fein Stück von 50 Morgen im Zufammenhang. 
Welcker: Ich unterftüße den Antrag des Abg. Walchner. 
Wer auf ten Höhen des Schtwarzwaltes war, fieht in mehre— 
ven Gegenden verfrüppelte Tannen, wo früher große Tannen 
ftonden. Ich Habe in der Gefellfehaft eines der berühmteften 
Forftmänner Deutfchlands Pie Hauenfteinifchen Hügel bereist, 
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und mich überzeugt, daß dort die ganze Gegend fahl geworden 
und Fein Holz mehr hin zu bringen if. Aehnliches würde auch 
bei ung der Fall feyn. 

Belt: Dadurch erhält aber das Gefeß von 1831 eine we: 
fentliche und wichtige Abänderung. Das Gefeg von 1831 hat 
die Berwirthfchaftung von Waldungen unter 50 Morgen nicht 
‚nur, fondern auch das Walteigenthum frei gegeben, und nur 
das beigefügt, Taß man den Boden nicht öde liegen laffen, 
fontern anpflanzen müffe. Man hielt aber nicht für nothwen⸗ 
dig, im Intereſſe des Holzbedürfniffes dafür zu forgen, daß 
dieſe Waldungen immer Waldungen bleiben, oder, wenn fie 
ausgerodet find, wieder zu Waldungen angelegt werden. Für 
den Schwarzwald, fagt man, fei es betenklich; allein dort hat 
man ja das meifte Holz, und in andern Gegenten ift die Ges 
fahr nicht vorhanden. Darum fehe ich auch feine hinreichenden 
Gründe ein, die Befchränfung wieder eintreten zu laffen, daß 
der Eigenthümer in feinen Waldungen unter 50 Morgen ger 
- hindert ſeyn fole. Im Uebrigen ift ter Antrag des Abg. 
Walchner Terfelbe, wie der der Commiſſion, Daß nur da, wo 
die Wiederherftellung unmöglich wäre, ein präventives Ent- 
gegentreten Statt haben folle, und nur wegen der Jauchertzahl 
muß ich mich entgegenfeßen,, indem man fagen könnte, die im 
8. 1831 errungene freie Bewirthfehaftung e zurückgenommen 
oder befchränft worden. 

Dberforftmeifter v. Wallbrunn: Die Worte „nicht mehr 
möglich,” dürfen bier nicht fo fireng genommen werden; denn 
ich wiederhole, daß man mit Koften- und Zeitaufwand immer« 
bin wieder einen Wald, aber nicht wieder diefelbe Holzgattung, 
erziehen kann, fo daß alfo der Waldeigenthümer ftets fagen 
fönnte, er könne twieder Wald ziehen, alfo auch nicht gehindert 
werden dürfe feinen Wald auszuroden, und darum follten die 
Worte. „nicht möglich” in die Worte „urverhältnißmäßigen Ko⸗ 
ften= und Zeitaufwand“ verwandelt werden. 
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Bekk: Diefe Rückficht feheint mir bier nicht etitfcheidend ; 
denn es geht Den Staat nichts an, ob es viel oder wenig Eoftet, 
wenn der Eigenthümer nur genöthigt werden fann, diefen Wald 
berzuftellen, und wenn es phofifch möglich iſt, Diefes zu them. 

Dberforftmeifter v. Wallbrunn: Es ift nicht gleichgültig, 

ob der Walt gleich wieder oder erſt nach Jahren hergeftellt 
wird. 
Wesel IL: Ich finde hier feinen großen Spielraum; denn 
unter dem Wort „möglich” verfteht man bios die Anficht und 
das Gutachten der technifchen Behörde, Wenn aud) der Wald⸗ 
eigenthümer , der feinen Dauptreihthum, nämlich den Wald, 
nicht auf ewige Zeiten zerftören, fondern fein Eigenthum möge 
lich nugbringend erhalten wird , eine Yusrodung vornimmt, fo 
wird Diefes in den einzelnen Fällen gar nichts machen. Sch 
finde überhaupt das Gefeß von 1831, wornach die Aufficht 
darin befteht, daß erft Dann eingefchritten werden kann, wenn 
eine Zerftörung vergegangen ift, mit dem jeßigen Geſetz ganz 
gut vereinbarlih, und flimme für den Gommiffionsantrag. 
Wollten wir 25 Morgen annehmen, fo müßten wir jenes Gefeg 
abändern; allein es ift einmal angenommen , und es könnte 
diefe Abänderung darauf hindeuten, Daß es nicht mit gehöriger 
Umficht gemacht worden fei. 

Minifterialraty Peter: Wenn eine Waldeultur nicht mehr 
anders hergeftellt werden kann, als mit unverhältmißmäßigem 
Aufwand" von Zeit und Koften, fo ift es fo gut, als wenn die 
Herftellung unmöglich wäre; denn wer twird Jemand zu einem 
fo unverhälmigmäßigen Koftenaufivand anhalten. Wil man 
alfo nicht haben, daß übermäßige Koften nothwendig werden, 
fo muß man eine folche Behandlung des Waldes hindern. - 

Rettig ©. 8: Ich umterflüge den Antrag des Abg. 
Waldner, gehe aber noch etwas weiter, indem ich vorfchlage, 
die Faffung der erſten Kummer geradezu herzuftellen. Die 
Derabfeßung der Beſtimmung von 50 auf 25 Morgen genist 
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mich gar nicht, denn das Gefeß von 1831 war ein Bruchftück, 
und wir haben gewünfcht, daß es einftweilen zu Stande komme, 
Wir haben aber Alle zugleich den Wunfch gehabt, es fol ein 
ganzes Yorftgefeß zu Stande kommen, und Da verfteht fich, 
daß man bei diefem ganzen nicht auf ein vorangegangenes 
Bruchſtück Rüdfiht nimmt. Das Hauptintereffe bei dem Ges 
feß über die Beförfterung der Privatwaldungen liegt nicht in 
dem Rechte der Ausftodung, fondern Darin, daß die Privat 
twaldbefiger der Antweifung nicht mehr bedürfen. Ich glaube 
wirklich, daß unfer Here Berichterflatter in feinen jungen 
Jahren mehr in Die Bücher als auf die Waldhöhen gefehen hat; 
Denn wenn er fich in der Gegend umgefehen hätte, wo er her 
it, fo hätte er diefes gut beobachten können. Es handelt fich 
nicht blos um Das Holzintereffe, das ein untergeordnetes Inte⸗ 
reffe iſt, fondern ich will nur auf die Wiefencultur aufmerffam 
machen. Ein ganzes Wiefenthal kann feine Wäfferung verlies 
ren, wenn der Berg kahl wird, und jenen Quellen nicht mehr 
das Daſeyn giebt, die ihr Waffer in das Wiefenthal fenden. 
Nicht nur auf dem Schwarzwalde, fondern auch im Odenwalde 
babe ich diefelbe Bemerkung gemacht. Dort find viele Wal- 
dungen unter 50 Morgen, deren Wegräumung die einzeln fies 
benden Wohnungen gar nicht mehr bewohnbar macht, indem 
diefe den fchärfften Winden und aller Witterung ausgefeßt feyn 
würden. Es iſt auch gar nicht gefagt, Daß es rein von der 
Willkühr der Auffihtsbehörde abhängen follte, fondern es ſoll 
nur zur Sprache kommen, ehe das Uebel gefchehen if. Wenn 
es noch nicht gefchehen, fo kann man-ihn beffer zwingen, wieder 
zu bauen, als wenn der Wald ſchon mweggeriffen ift, und diefe 
Beftimmung wird den Privatbefigern nicht verderblich feyn. 
Walchner: Ich richte die Bitte an die Kammer, fie möge 
meinen Vorſchlag einigermaßen berüdfichtigen. Das Gefeg von 
1831 kann bier gewiß nicht maßgebend feyn; Damals hatte man 
nicht fo fehr die Erfahrung im Auge. Es handelt fich hier um 
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das wahre ‚Intereffe der Gefammtheit unferer Bevölkerung, 
alſo wahrlich um ein fehr hohes und wichtiges Intereffe. Es iſt 
ein reiner patriotifcher Wunfch von mir, daß Sie meine An- 
fihten einigermaßen mürdigen möchten. 25 Morgen ausge 
rodeter Wald find oft für ein ganzes Sahrhundert verloren, 
und während diefer-Zeit kann und wird die betreffende Gegend 
in Folge deffen manchen Unfall zu. erleiden haben. Die Forft- 
männer fönnen allerdings eine Pflanzung auf einer abgetriebe- 
nen Stelle anlegen; aber fie wird Dürr durch Trockenheit des 
Bodens, und was davon kommt wird auf dem Gebirge vom 
Schnee erdrüdt, Man febe nur die vielen kahlen Stellen; 
warum bleiben fie kahl? Man frage endlich nach dem Einfluß, 
den fie auf das Verhältniß der gefammten Cultur haben. Ich 
bitte wiederholt, meinen Antrag zu erwägen, und zwar wo 
möglich ohne Rückſicht auf das Gefeg von 1831, bei dem man 
die mitgetheilten Erfahrungen weniger beachtet hatte. 

Merk: Ich halte es für bedenflih, an dem Geſetz von 
1831 etwas zu ändern; dem es ift Doch eine allgemeine und 
beftimmte Thatfache, die wahrfcheinlich von den Herrn Regie: 
zungscommiffären beftätigt werden kann, daß dieſes Gefeg 
außerordentlich wohlthätig auf die Cultur der Waldungen ges 
wirkt hat, und viel für die Anpflanzung von neuen Waldungen 
gefchehen ift, und darum haben auch die Waldgegenden gegen 
ihre Abgeordneten den Wunfch ausgedrüct, daß in diefer Hin- 
ficht nichts geändert werden möchte. Es kommt nicht auf die 
Zahl der Morgenbeftimmung, fondern mehr darauf. an, was 
die Commiffion bemerkte, daß hierin fihon eine Beſchränkung 
liegt, die hinreichend dem Zweck im Ganzen entfpricht, welchen 
auch der Abg. Wälchner im Auge hat, und ich glaube, daß 
die Abänderung feinen guten Anklang finden wird, weßhalb es 
auch lediglich bei dem Vorfchlag der Commiſſion bleiben follte. 

Bet: Der Abg. Merk fcheint, was diefen Punkt betrifft, 
den Abg. Walchner nicht gehörig verftanden zu haben, Den 


— 


LXX. &ißung 'v. 30. September 1833. 65 


Vorfhlag wegen der Präventivmaßregeln till der Abg. 
Wulchner nur bei Waldungen von 25 Morgen und darüber, 
und wenn es bei dem Commiffionsantrag bleibt, fo treten fie 
nur bei den Waldungen von 50 Morgen und Darüber ein. Das 
zum swäre bei den Fleineren Waldungen Durch feine Präven- 
tiomaßregeln geforgt. Ich muß übrigens auf die Bemerkungen 
der Herrn Regierungscommiffäre gegen unfern Zufag zurüd 
kommen, und da glaube ich, daß man flatt der Worte „an 
fteilen Abhaͤngen“ nur allgemein fegen follte, „nach den oͤrt⸗ 
lichen Verhältniffen.” Damit man aber unter der erwähnten 
Möglichkeit nicht jene verftehe, Eraft Deren etwa in einem Jahr: 
hundert Der Wald wieder hergeftellt werden fönnte, fondern 
daß klar fei, daß der Wald in einer gewöhnlichen Zeit herge- 
ftellt werden müſſe, und man nicht zu warten habe, bis gün— 
ſtige Ereigniffe eintreten, die die neue Anfaat befördern, fo 
foffe man den Zufag fo: „wenn die Wiederherftellung eines 
zerftörten oder ausgerodeten Waldes nach den örtlichen Ver— 
bältniffen duch Cultur und Fünftliche Ausfaat vorausfichtlich 
gar nicht mehr oder nur nach außerordentlich langer Zeit wieder 
möglid wäre, fo ıc” Dann find bie Bedenklichkeiten ge: 
hoben. 

Welder: Ich würde eher noch den Antrag des Abg. 
Walchner unterſtützen, weil er mit jenem zuſammentrifft, 
den ich bei der erſten Berathung geſtellt habe. Das, was der 
Herr Berichterſtatter vorgeſchlagen hat, daß man möglichft 
binein feße, in welchen Faͤllen das Einfchreiten der Polizei: 
behörde gefchehen fol, ift doch nur eine Beſtimmung, die zu 
+ Zweifeln führt, und am Ende doch immer in das Urtheil der: 
jenigen Behörden Die Sache legt, deren Einfchreiten man bier 
möglihft verhindern will, und man auch verhindert hat. Es 
ift im Gefeß genügend ausgefprochen worden, daß der Wald 
ein Eigenthum fei, der für alle Staatsbürger ein fo großes 
Intereſſe und Wichtigkeit habe, Taf allerdings in dieſer Bezies 
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bung befondere Gefege gegeben werden füllen und tönmen, und 
gerade in diefem Forftgefeg hat man eine Maffe von befonderen 
Gefeßen gegeben, und befonders ift man über viele Gefeße, 
befonders Das &riminalgefeg hinausgegangen, und hat ohne 
Weiteres anerkannt, Daß für dieſe Wälder auch befondere Ge- 
feße zu machen feien. Ich fehe Daher nicht ein, warum man, 
wenn man ganz wichtige Grundfäge des Criminalrechts über 
den Haufen warf, Anftand nehmen will, in einem Gefeg über 
Beförfterung der Privatwaltungen eine Fleine Aenderung zu 
machen. Ich glaube, daß der Grund, Ver aus dem Gefeß von 
1831 hergenommen wird, gar feiner Beachtung werth if, wo⸗ 
gegen die Gründe des Abg. Walchner fo dringend und fo 
einleuchtend find, daß fie gar feinem Anftand unterliegen, denn 
wenn er uns mit fehlagenden Gründen Ddargeftellt hat, Daß ein 
Wald von 25 Morgen denfelben Einfluß hat, den wir bei einem 
Wald von 50 Morgen verhindern wollen, fo müfjen wir doch 
die 25 Morgen fchügen. 

Wir wollen ung nicht um die Morgenzahl kümmern, ſondern 
um den Einfluß. Man hat ohnehin die Wälder vor der böſen 
Einwirtung aller möglichen Dinge in der Welt, vor den Men- 
fhen, Geiſen und Schafen gefhügt, und nun follte man fie 
doch auch vor der eigenen Einwirkung der Eigenthuͤmer fehüßen, 
und darum unterftüge ich den Antrag des Abg. Rettig. 

v. Tſcheppe: Der Abg. Rettig hat bereitö dasjenige ges 
fagt, was ich fagen wollte, denn hier ift nicht blos das Forft- 
inteveffe, jondern Das wichtige Intereffe für Eigentum, Ges 
. fundheit und Wohnung der Menſchen Hinfichtlid Ver Kälte 
im Spiel, die duch Wegräumung von Waldungen von der 
größten Bedeutung werden kann. Ich unterftüße alfo jeden- 
falls den Antrag des Abg. Walchner in der Art, wie er vor- 
bin gefaßt wurde, bedauere aber dabei, Daß freilich viele Fälle 
zintreten werden, 100 die 25 Morgen nicht einmal die Inte⸗ 
veffen erreichen. Man muß der Regierung überlaffen, andere 
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Vorkehrungen zu treffen, als fie bier genannt find, Ich umter- 
flüge au) den Antrag des Abg. Rettig umd glaube, Daß 
man allgemein die Ausrodung von Waldungen möglich ver 
hindern fol, indem diefes den Werth der Waldungen nicht 
berabfegen wird. Ich glaube, Daß Ehicanen bei der Aufficht der 
Forſtbehörden früher ein Hinderniß waren, allein diefe Art von 
Beſchraͤnkung wird nicht den Werth berabdrüden, und es iR 
gut, hier der Willtühr die Möglichkeit zu nehmen, dem allges 
meinen SIntereffe, das wir bei dem Gefeß haben, fehädlich ent- 
gegen zu treten. 

Buhl: Ich unterftüßge auch den Antrag Des Abg. Rettig, 
aus den Gründen Des Abg. Walchner, denn ih habe die 
vollfommenfte Ueberzeugung von deren Richtigkeit, und will 
nur auf das Faktum aufmerkffam machen, welches in Frank: 
reich beſteht. Dort find Heine Flüſſe ausgetrocknet, aus keiner 
andern Urfache, als Dürch das Kahlmachen von Gebirgen, ent⸗ 
fanden durch das Verwüften der Wälder. In Frankreich 
glaubte man nöthig, beteutende Prämien auszufegen, um mo 
möglich diefe Anhöhen durch Kunft wieder mit Wald zu bes 
pflanzen. Sch kenne ein ähnliches Beifpiel aus Rheinbayern, 
wo früher mit Wald befegte Berge in einen andern Eulturftand 
verfegt wurden, theils in Acker-, theils in Rebgelände, wo 
feitdem die Flüſſe abnahmen, Dagegen aber zeitiweis wirklich 
das eintrat, was der Abg. Walchner anführte, indem feit 
diefer Veränderung jedes Jahr fich Die Gewitter auf jenen Bergen 
heftig entladen und öfters in Wolfenbrüche ausbrechen, dieß 
geſchah befonders an einem Berge, der aus Bafalt befteht, weß- 
wegen man diefe Ereigniffe der vulkanifchen Art des Gebirges 
zufchreiben wollte. Ich bin mit dem Abg. Walchner über 
zeugt, Daß das Unheil, welches Durch folche Entblößungen der 
Gebirge gefchieht, gar nicht zu berechnen if. 

Nah einigen weiten Bemerkungen wird der Paragraph zur 
Abſtimmung gebracht, und nach dem Antrag des Abg. Rettig 
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in folgender Faffung angenommen: : „Die Zerftörung oder Aus⸗ 
rodung eines Waldes ꝛc.“ 
| $. 85. 
bleibt nach. den Beichlüffen der erften Kammer gefaßt. 
$. 86. 

Minifterialr. Peter: Ich wünſchte, daß der Satz berge- 
ftellt würde, wie er im $. 6 des Gefeßes von 1831 enthalten 
mar, und wie er auch nach der erſten Redaktion Ihrer Com⸗ 
miſſion lautet. 

Wolff wünſcht, daß der Sag mit den Worten endigen 
möchte: „bat der Berechtigte den Richter anzurufen.” 
- Der Paragraph wird mit Vorbehalt Ver Redaktion ange: 
nommen. 

| $. 87. 
bleibt nach dem Bejchluß der erften Kammer gefaßt. 
| - Zu $. 90 u. 103 
wird nichts bemerkt. 

$. 106. 

Bekk: Nach dem Befchluß der zweiten Kammer foll der Be: 
rechtigte die Wahl haben, entweder Entſchädigung zu fordern, 
oder zu verlangen, daß der Waldbefiger ihm jet anderes Hol; 
gebe, als dasjenige, welches er bis jeßt zu fordern hatte. Nun 
fagt aber- tie erfte Kammer, es könnte anderes Hol; nicht vor⸗ 
handen ſeyn, und darum, weil bei forftpolizeilichen Befchrän- 
tungen von Berechtigungen von beftimmtem größeren Umfange 
nach einem Paragraphen blos Entfchädigung gegeben werden 
muß, fo dürfe auch hier nur Geldentfchädigung gegeben wer— 
den. Diefer Grund geht aber nicht fo weit, als die von der 
erften und zweiten Kammer aufgenommene Beltimmung, er 
geht nur auf die Fälle, Da eine Befchränfung im forfteilichen 
Intereffe eintritt, weil etwa Das Hol; auch in andern Gattungen 
nicht mehr forftmäßig abgegeben werden fönnte. Wenn aber 
noch genug anderes Holz da ift, fo tritt diefer Grund nicht 
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mehr ein, und folglich bat die Commiſſion den Antrag geftellt, 
daß da, wo noch anderes Holz im binreichenden Maße vor- 
banden fei, der Berechtigte verlangen könne, Daß er Davon ers 
halte, wogegen die erſte Kammer nichts zu erinnern baben 
wird, indem fie fonft mit den Paragraphen über die Ablöfung 
der Holjberechtigungen in Widerfpruch fäme, wo es heißt, daß 
der Berechtigte als Entfchädigung Wald fordern könne, wenn 
ihm mit Geld nicht geholfen ift. 

Auf diefe Weife könnte nämlich der Waldeigenthümer, der eine 
andere Holzgattung pflanzt, den Antern blos mit einer Geldent: 
fehädigung abtreiben, was gegen Die Tendenz des Gefeges ift. 

Staatsrath Winter: Es würde Doch immer nur Streit ent= 
ſtehen. Man könnte fich Darauf berufen, bis der junge Schlag 
nachgewachfen ift, bis wohin der Eigenthümer Geld geben 
müßte. Wenn 3. B. bier im Haardwald Jemand feither Ei: 
chenholz erhielte, fo würde er in 100 Jahren feines mebr er- 
halten, weil die Schläge alle mit Nadelholz bepflanzt werden, 
und es entftünde Die Frage, ob Einer Das Recht habe, dennoch 
das Holz zu fordern, wenn ihm der Andere blos Geld geben will. 

Minifteriale. Peter: Den allgemeinen Rechtsgrundfäßen 
ift es zwar nicht angemeſſen, Daß der Berechtigte Diefe Wahl 
babe; denn jede unerfühte Verbindlichkeit, etwas zu leiften, - 
(ößt ſich bekanntlich in die Verbindlichkeit auf, zu entfchädigen ; 
und das letztere gefchieht in Geld. Da es aber Doch die Hand- 
lung des Eigenthümers ift, wodurch der nachtheilige Beftand 
vermindert wird, und er diefe Handlung unterlaffen fann; fo 
widerfpricht Das Recht jener Wahl mwenigftens nicht der Bil 
ligfeit. | 

Der Commiffionsantrag wird angenommen, und zu den 
$. 111. 112. 114 u. 120 nichts bemerft. 

$. 121. 

Forftratbd Bayer: Der Beifag „nur feine eigenen zum 

Butshaushalt nothwendigen Schweine” wäre febr unficher, 


v* 


70 Verhandlungen der II. Kammer. 


denn es fann ein großer Gutabefiger ein Eckerichrecht haben, 
er Fauft fur; vorher 50 Schweine, treibt fie zum Nachtheil des 
Waldeigenthümers ein, und wenn die Eckerichzeit vorbei iſt, 
fo verkauft er fi. Es wird fich aber anders ftellen, wenn er 
nur die zum Haushalt nothwendigen Schweine eintreiben darf, 
und man follte daher wieder den Beifag machen, weil es auch 
dem Landrechtsſatz über die Nusungsberechtigungen entfpricht, 
wonach der Nußberechtigte auch nur fo viel von den Nusumgen 
ziehen darf, als er für feinen eigenen Bedarf braucht. 

Bekk: Es iſt richtig, Daß nad) cisilrechtlichen Grundfägen 
der Maftberechtigte feine andern Schweine eintreiben darf, als 
er zu feinem Haushalt braucht. Keiner kann eine Berechtigung 
haben, eine unbeflimmte Zahl von Schweinen einjutreiben, 
fondern er hat diefe Berechtigung , wenn fie real und nicht 
blos perfönlich für einen beftimmten Gontrahenten gelten foll, 
nur als Befiger eines gemwilfen Guts. ine eigentliche Dienft- 
barkeit nah L. R. S. 637, ein fländiges Recht der Schweins 
eintreibung läßt fich nicht denken, außer für die Befiger eines 
beftimmten Guts, und bei einem folchen glaube ih nun, daß 
nach den Grundfägen des Civilrechts der Rechtsanſpruch im 
Zweifel nicht weiter gehen Darf, als für diefes Gut, folglich für 
den Haushalt nothwendig iſt. In dieſer Hinſicht trage ich 
darauf an, den Entwurf der zweiten Kammer herzuſtellen, 
von dem die Sommiffion blos darum abgegangen iſt, weil fie 
wegen Kleinigkeiten feinen Streit anfangen wollte. 

Buhl: Es könnte hier -eine Beeinträchtigung der Privaten 
sorfönmen, denn es gibt Fälle, wo Gemeinden berechtigt find, 
in gemwiffen Waldungen das Ederich Durch ihre Schweine zu 
benugen, wo es dann vertheilt wird, und in der Gemeinde 
Jeder Das Recht hat, eines oder zwei Schweine hinauszutreis 
ben, und Derjenige, der keine Schweine hat, Diefes Recht 
gegen Bezahlung an Andere abtritt. 

Forſtrath Bayer: Es wird immer von der Yorftbehörde 
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beftimmt , wie viel Schweine eingetrieben werden können. Das 
Austheilen unter fich ift Sache der Gemeinde. 

Belt: Der Abg. Buhl bat überfehen, daß es hier beißt, 
der Maftberechtigte Dürfe fein Recht an Andere nicht abtreten. 

v. Tfcheppe: Die Beſchränkung auf feinen Hausbedarf 
würde zu Verationen führen, nämlich e8 würde ftrittig gemacht 
werden können, ob Einer feine Schweine an Mezger verfaufen 
dürfe, Es follte daher die Beichränfung auf diejenigen Schweine 
gemacht werden, die er außer dem Ederich noch halten kann, 
damit er nicht blos zu der Ecferichzeit Schweine kauft, und 
nachher wieder weggiebt, denn ich fehe nicht ein, warum er 
nicht zu feiner Speculation das ganze Jahr hindurch Schweine 
follte halten dürfen. 

Forftratbd Bayer: Es ift auch bei den Weiden beftimmt, 
daß fein Vieh für den Handel auf Die Weide getrieben werden 
darf. | 

Staatsrath Winter: So viel ich mich erinnere, ift die 
erfte Kammer non der Anficht ausgegangen, es werde zum Vor» 
aus beftimmt werden , wie viel Schweine eingetrieben werden 
dürfen, und hat nun ein einzelner Gutsbefißer Das Recht der 
Maftung in vem Wald, fo muß er fi) auf Die Zahl befchrän- 
ten, die die Forſtpolizeibehörde feftfegt. Iſt nun Tiefes eine 
ganze Summe, fo war die Abficht der erften Kammer, daß das 
Uebrige den Gemeinden überlaffen werde, wie fie unter fich 
diefe Anzahl num vertheilen wolle. Genug, fie dürfen nicht 
mehr eintreiben, als Die Zahl, die für das Eckerich beftimmt iſt. 

Wesel II.: Sch erkläre mich kurz für die Anficht des 
Abg. dv. Zfcheppe, der die Faffung der erften Kammer bei- 
behalten will, weil fie vortheilhaft if. Die Anwendung auf 
das Hornvieh hat auch gar nicht Statt, indem dort Der Be: 
techtigte nur fo viel austreiben foll, als er braucht. Bei den 
Schweinen aber fann ein armer Mann in den Fall kommen, 
mebrere Schweine zum Hausgebrauch verwenden zu müſſen, allein 
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es könnte ein Zufall eintreten, der ihn Daran hinderte, umd ich 
ftimme daher für den Antrag der erftien Kammer. 


Buhl: Der Herr Regierungscommiffär bemerfte, daß dieſe 
Sache in der erften Kammer zur Sprache gefommen fei. So 
wie aber bier die Beftimmung gegeben ift, ift es nicht möglich, 
fie ins Leben zu rufen, denn wenn beftimmt wird, daß in einer 
Gemeinde 100 Schweine in den Wald getrieben werden, fo 
hat jeder Bürger ein Schwein hinaus zu treiben. Sind aber 
nur 50 Bürger Ta, die Schweine haben, fo dürfen diefe das 
Recht nicht abtreten, es kommen alfo nur 50 in den Wald, 
und die Armen, die nicht einmal ein eigenes Schwein befißen, 
fommen zu kurz, während fie oft zu ihrer Unterftüßung einige 
Gulden für ihr Recht erhalten könnten. Ich trage Daher auch 
auf folgenden Zufaß an: Ausgenommen dort, wo eine beftimmte 
Anzahl von Schweinen in die Maftung getrieben werden darf. 


Welcker: Nah der Erklärung des Heren Staatsraths 
Winter über die Anficht der erften Kammer, war es aller- 
dings nicht die Abficht, eine jolche Härte zu üben, Der Abg. 
Buhl glaubt, daß, wenn eine ganze Gemeinde Tas Recht 
habe, und ärmere Leute fein Vieh befigen, dieſe ihr Recht ver— 
£aufen, und den kleinen Wortheil ziehen. Diejes hat nicht 
verändert werden Dürfen, fondern es fol die beftimmte Zahl 
von Schweinen in den Wald getrieben werden. Die ganze 
Schwierigkeit wird fich heben, wenn gejagt wird, der einzige 
zur Maft berechtigte Schweinbefiger kann nur die eigenen 
Schweine eintreiben, 


Minifterialre. Berer: Wie viel Schweine überhaupt einge- 
trieben werden, hat die Polizei zu beftimmen, wie viel aber 
der Berechtigte dem Waldeigenthümer gegenüber einzutreiben 
befugt fei, fol im gegenwärtigen Paragraphen feitgefegt twer- 
den. Da, wo ſchon Beitimmungen eriftiren, bleibt es Dabet, 
im andern Fall aber muß nach dem Begriff gehandelt werden, 
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den wir bier aufftellen wollen. Nun fage ich aber, daf die 
Dienftbarkeit im Allgemeinen ftreng interpretiert werden muß, 
eine folche Dienftbarkeit hat nach der Natur der Sache eigent- 
lich nur den Zweck, das Haushaltungsbedürfniß des Berechtig: 
ten zu befriedigen; wir werden Daher nur auf diefes Beduͤrfniß 
Rückſicht zu nehmen haben. 

Welcker: Nah dem Recht genommen, wird aber, dem bis⸗ 
berigen Beftand nach, große Härte gegen die Armen geübt 
werden. Wenn die Gemeinden das Recht haben, Schweine zu 
ſchicken, fo follte man bier feine befchränfende Interpretation 
Statt finden laffen, fondern gewähren, was fie bisher hatten. 
Dur die Faffung des $. 121 aber ift wenigftens ſehr in 
Schatten geftellt, ob man nicht Die nachtheilige Interpretation 
davon machen will, die einer der Herrn Regierungscommiffäre 
machte. 

Minifteriale. Peter: Ein Recht, das Vie Gemeinde jegt 
fehon bat, kann ihr nicht genommen oder gefehmälert werden, 
fontern es ift nur Die Frage, welchen Umfang das Recht in 
Zufunft haben folle. 

Schaaff: Ich erfläre mich für die Faſſung der erften Kam: 
. mer. Darüber fönnen wir heute nicht mehr freiten, ob Einer 
fein Recht an Andere abtreten könne oder nicht, denn die zweite 
Kammer hat fehon früher befchloffen, Daß diefes nicht geſchehen 
dürfe, was ich auch fehr gut finde, im Interefje der Schweines 
sucht, die alle mögliche Begünftigung und allen Vorſchub vers 
dient. Man verwechfelt hier die VNermeren mit den Saum— 
feligen, die aufihren eigenen Nugen wenig bedacht find. 

Es ift felten der Fall, daß ein Mann fo arm oder Ereditlos 
ift, daß er feine Mittel hat, und feine Unterſtützung findet, 
um ein Schwein anfchaffen zu fönnen. Jeder Landwirth follte 
wenigftens ein Schwein erziehen, denn dieß fordert fein Nugen, 
allein Viele erkennen dieß nicht; es fcheuen auch Viele Die Mühe, 
und entbehren dadurch den großen Gewinn. Sie vernachläf- 
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figen es, Schweine zu ziehen, weil fie das Recht der Maft an 
ihre Mitbürger abtreten, um eine Kleinigkeit zu erhalten. 
Wenn fie dagegem diefes Recht nicht abtreten dürfen, ſondern 
es ſelbſt benugen müffen, oder deffen verluftig werden, Dann 
fühlen fie fich aufgefordert, ſelbſt Schweine zu halten, und 
folchergeftalt werden fie durch das Gefeg zum Guten ge 
zwungen. 

Staatsrath Winter: Wir können große Uneinigkeiten in 
die Gemeinden bringen, wenn wir über dieſen Punkt leicht 
weggehen, und ich komme auf den $. 97 des Geſetzes zurück, 
wie er vom der zweiten Kammer angenommen wurde. (Liest 
folhen). Wenn wir num fagen, es dürfe Jeder nur feine eiges 
nen Schweine eintreiben, und es hätte 3. B. die Gemeinde das - 
Recht zu 100 Schweinen, während die Eigenthümer nur 50 
befigen, aber feit undenflichen Zeiten Das Recht an Andere 
abgetreten werden durfte, fo könnten fie jegt fagen, wir können 
nicht 100 Schweine eintreiben, denn Das Gefeß hindert ung, 
und wir müffen alfo eine Entfchädigung haben. 

Bekk: Hier handelt es fich nicht von den Vorfehriften der 
Forſtpolizei, fondern von den Forfiberechtigungen. Nun fagt 
der $. 100, fo weit eine Berechtigung nicht Durch die Forſt— 
polizei befchränft iſt, richtet fich ihr Yimfang nach dem Rechte: 
titel, und es ift bier keine Bedenklichkeit vorhanden. 

Was übrigens die Bedenklichkeit des Abg. Buhll betrifft, 
fo ift Diefe'nicht gegründet, fondern ich glaube vielmehr, daß, 
wenn nicht einzelne Bürger, fondern die Gefammtheit maft- 
berechtigt ift, in Beziehung auf die Schweine, die fie im AU- 
gemeinen befißt, blos aus einer benachbarten Gemeinde feine 
Schweine geholt, aber fo viel in der Gemeinde find, eingetrie⸗ 
ben werden dürfen. Ueberhaupt handelt dieſer Sag nicht von 
den Gemeinden, fondern hat nur die Berechtigung einzelner 
Outsbefiger, gewöhnlich größerer Gutsbeſitzer, im Auge, und 
binfichtlich diefer fol nach dem Entwurf der Regierung ſowohl, 
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als dem der zweiten Kammer, der eigene Haushalt im Zweifel 
ter Maßſtab ſeyn, vorbehaltlich eines anderen Rechtstiteld, 
wenn diefer etwas Weiteres oder Engeres feſtſetzt. 


Sodann muß ich noch darauf aufmerffam machen, daß im 
$. 116 eine ähnliche Beftimmung hinſichtlich des Weidrechts 
angenommen ift. Nicht alle eigenen Stüde Vieh darf der Weid- 
berechtigte austreiben, fondern nur die zu feiner Landwirthſchaft 
und feinem Unterhalt gehörigen. Man könnte nun gerade bei 
den Schweinen einen Schweinhandel anfangen, und 20mal fo 
viel als man fonft hielt, halten, welches alle eigene Schweine 
des Maftberechtigten wären, und aus der Faſſung der erften 
Kammer ließe fih abftrabiren, daß ein folder Schweinhändler 
alle die Schweine, Die er zum Handel hält, eintreiben fönnte, 
Man follte Daher bei der Faffung der zweiten Kammer bleiben, 
aber noch beifügen, „Diejenigen Schweine, die er zur Sch weinss 
zucht befigt.“ 

Staatsrath Winter: Wenn er aber unbedingt in dem bes 
nachbarten Walde zur Maft berechtigt ift, fo muß ihm vorge: 
fehrieben werden, daß das Recht des Eigenthümers gewahrt 
wird, wie viel er eintreiben darf, und daß er fich nun fo viele 
Schweine anfhafft, als ihm einzutreiben geftattet werden, das 
wird ihm Niemand beftreiten, \ 

Bekk: Esyäzägt fih nur, wie viel forftpolizeilich einges 
trieben werden fönnen, ohne daß der Wald verlegt wird. Er 
ift nicht berechtigt, jedesmal fo viel einzutreiben, als forſtpo⸗ 
lizeilich zuläflig ift, denn bei einem einzelnen Gutsbefiger muß 
ftets Die Rüdficht auf feinen Güterbefis Doch zugleich der Maß: 
ftab für feine Berechtigung abgeben, indem er fonft fo viel 
Schweine halten fönnte, als er wollte. 

Merk: Es wäre das befte, wenn wir in diefem Gefe& gar 


nichts beftimmten, denn wir haben das Landrecht und der 
Richter wird entfcheiden. 
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Bekk: Alsdann würden alle diefe Vorfehriften über die 
Forftberechtigungen nicht hinein gehöven. Dadurch zeichnet 
man vor, mie zu entfcheiden ift, und aus der Natur der Be: 
rechtigungen werden diefe Beftimmungen adftrahirt, in welcher 
Hinficht es entfprechend if, Daß man fagt: was der Berechtigte 
für feinen Gutshaushalt bedarf, Darf er im Ziveifel eintreiben, 
kann er aber nachmweifen, Daß er eine größere Berechtigung hat, 
fo fommt ihm auch diefe größere Berechtigung zu, Hier fol 
nur beftimmt werden, was im Zweifel gilt, und vdiefes 
muß Das Gefeß fagen, | 

Es wird hierauf nach dem Antrag des Abg. Bekt befchloffen, 
den Befchluß der zweiten Kammer mit dem Zufaß „und Die von 
ihm felbit zugezogenen Schweine” wieder herzuftellen. 

$. 120. ° 

Minifteriolvath Peter: Die Beftimmung, daß der Ent: 
ſchädigungsantheil nicht in fo abgefonderten Waldftücen bes 
ftehen könne, ift nicht überall anwendbar. Wir wollen ans 
nehmen, der Berechtigte fei eine Gemeinde, die aus fehr zer— 
ftreuten Höfen befteht, und auf Die Länge von einer Stunde in 
einem Walde liegt. Hier ift fogar nothwendig und wünſchens— 
werth für Die Gemeinde, daß fie ihre Entfchädigung an ver— 
fchiedenen Orten erhält, und es ift alfo nicht verwerflich, Daß 
die Entfchädigungsantheile nach Verhältniß auch in abgefonder- 
ten Stüden beftehen; deßhalb wäre es am befsn, die von der 
Commiſſion entworfene Faffung herzuftellen. Ich habe mir 
früher die Ausftellung erlaubt, daß die Worte „fo viel möglich“ 
manchen Streit herbeiführen werden. Ich glaube aber, daß 
jene Faſſung der jeßigen jedenfalls vorzuziehen wäre. 

Bekk: Die einzige Verfchiedenheit ziwifchen der vorigen Faſ— 
fung und der jegigen ift die, daß keine abgefonderten Stücke zu: 
gewiefen werden dürfen. Wenn es aber felbft im Intereſſe der 
Gemeinden liegt, fo wird fein Menfch etwas Dagegen haben, 
ganz nad ihrem Willen anzunehmen, was der Waldbefiger 
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darbietet. Nur fol nicht gegen den Willen des Berechtigten 
eine Zerfplitterung Statt finden, und zivar blos deßwegen, 
weil man ihn fonft von Pontius zu Pilatus weilen fönnte, 

Forftratb Bayer: Jeder Theil bat feine Sachverftändigen 
Dabei, und Ddiefe werden fchen darauf Rüdficht nehmen, wie 
am zweckmäßigſten der Wald abgetreten werden fann, So 
baben bereits mit der Gemeinde St. Wilhelm wegen ihrer 
Berechtigung in den Domänenwaldungen Unterhandlungen 
Statt gehabt, welcher Gemeinde ebenfalls da, wo es ihr am 
gelegenften war, Tie Entſchädigung zugemwiefen wurde. Wenn 
aber hier im Gefeg fteht, es dürfen feine Stücke zugewieſen 
werden, jo wird der Waltbefiger fagen, ich brauche euch nicht 
verfchiedene Stüce zu geben, fondern gebe euch in einer großen 
Entfernung, mie es mir am bequemften ift, ein Ganzes, wobei 
die Berechtigten nicht zum beften abfommen dürften. 

Staatsrath Winter: Der Beifaß der erften Kammer follte 
ganz tweggelaffen werden. Man will freilich) Tamit den Be: 
rechtigten fchügen, allein Das würde wieder zu außerordent: 
lihen Streitigkeiten Veranlaffung geben. Er fann doch nicht 
mehr, fordern, als den wahren Werth an Holz. Nun wird 
ihm eine größere Strecke zugemwiefen, Die jedoch im Augenblid 
nicht gut bemwirthfchaftet ift, für die Zukunft aber einen Ge: 
winn verfpricht. Er ift aber eigenfinnig und beftebt auf mehr, 
und der Abjchäger muß alfo in jedem Fall fagen können, es 
fei genug. | 

Bekk: Es ift hier ein großer Unterfchied. Durch diefe Be: 
ftimmung wird bezweckt, daß er auch für die Zukunft Hol; 
babe, denn mit dem Geld ift es ihm nicht gedient, da dieſes 
verzehrt wird. Wenn das Geld auch 5 pE&t. trüge, fo wäre 
es Doch unficher, darum hat man blos gefagt, es fol fo viel 
als möglich die Rückſicht auf die künftige Deckung des bisherigen 
Holzbezugs. beobachtet werden. Hiezu fommt noch, daß ja 
der Berechtigte die Ablöfung nicht fordern kann, fondern nur 
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der Waldeigenthümer, und fehon darum muß er etwas be- 
günſtigt werden, denn wenn der Waldeigenthümer nicht fo viel 
geben will, fo läßt er es eben bleihen. Ich fehlage hiernach vor, 
noch zu fegen, der Entfehädigungsantheil darf gegen den 
Willen des Berechtigten nicht aus getrennten Stüden 
beftehen. 
Wolff: Ich glaube auch, Daß durch den Belfag die Laften- 
ablöfung keineswegs befördert, fondern nur erſchwert wird, 
und kann nicht begreifen, daß ein Wald, der den bisherigen 
Holzbezug des Berechtigten decken foll, indem auch noch das 
Eigenthum deffelben abgetreten wird, deſſen ungeachtet nicht 
mehr werth feyn fol, als das Necht an fi. Wenn man andere 
auch das Eigenthum in Anfchlag bringen darf, und der Holz- 
bezug gedeckt wird, ift er offenbar mehr werth. 


Bekk: Der Eigenthumsmwerth ift das Refultat des Werths 
des jährlichen‘ Ertrags. Der Wald ift nur in fofern etwas 
werth, als er Holz abwirft, und nur nach diefem Maßſtab 
kann man ihn berechnen. Das Einzige, was man nod) weiter in 
Anſchlag bringen kann, iſt unbedeutend, nämlich die Weide 
und ähnliche Nebennugungen. Beftünden diefe nicht, jo würde 
ich fagen, unbedingt müffe der volle Holzbezug, der bisher da 
war, gedeckt werden, denn alsdann erft ift der Berechtigte 
wirklich entfehädigt, indem er hat, mas er bisher auch hatte. 


Wolff: Sch muß dieß bezweifeln, denn es ift Doch auch in 
Anſchlag zu bringen, daß er ein volles Dispofitionsrecht über 
das Eigenthum erhält, vermöge welchem er darüber fchalten 
tann, wie er will, 

Es wird hierauf nach dem Antrag des Abg. Bekk ber 
fhloffen, den Artikel wie ihn Die Commiſſion gefaßt hat, und 
mit der Aenderung anzunehmen, daß es fkatt: „wenn nicht Die 
Parthieen etwas Anderes verabreden“, heißen folle, „gegen den 
Willen des Berechtigten.” 


* 
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Nachdem nun noch der Präſident eine von dem landwirths 
fchaftlichen Verein zu Weinheim an die Mitglieder der Kammer 
ergangene Einladung zum landwirthfchaftlichen Fefte, welches 


den 3. October zu Heidelberg Statt finder, befannt gemacht 
„hatte, wird die heutige Sigung gefchloffen. 


Zur Benrfundung der erfolgten Prüfung und Genehmi— 
gung des Protokolle. 


Der Gecretär: 
Rutfhmann. 


LXXI Oeffentlide Sitzung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverſammlung. 


Karlsruhe, den 1. October 1833. 


Sn Gegenwart der Herrn Regierungscommiffäre, Minifterialhef 
Staatörath Winter, Geheimer Referendär Ziegler, Oberforft: 
meifter v. Wallbrunn, Minifterialräthe Frey und Peter, und 
Forftrath Bayer, fodann fämmtliher Mitglieder der IT. Kammer, 
mit Ausnahme der Abg. Gerbel, Grimm, Hoffmann, Kienle, 
Knapp, Körner, Poffelt, Rindefhmwender, v. Rotted, 
Schinzinger, Trefurt, Völcker, Welder und Ziegler. 


Unter dem Vorſitz des Präfidenten Mittermatier. 


Das Secretariat macht folgende neue Eingabe bekannt: 
„Beſchwerde der Maria Joſepha Bekk in Bruchfal, gegen 
die Verwaltung der milden Stiftungen, Vorenthaltung ihres 
großälterlichen Vermögens betr.;“ 
welche der Petitionscommiffion überwieſen wird. 

Die Tagesordnung führt auf Forſetzung der Discuffion, über 
die von der erftien Kammer befchloffenen Abänderungen des 
Forſtgeſetzes. | 

(Der Bericht und die Commiffionsanträge find im fünften 
Beilagendeft, ©. 191 — 234 enthalten.) 
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$. 189. 

Bekk: Die Kammer wird fich erinnern, daß ſchon bei der 
erſten Verbantlung viel Streit darüber war, ob man nicht auf 
einen Gulten binaufgehen folle, wie der Regierungsentwurf 
enthalten bat, man ift jedoch auf 40 kr. übereingefommen. 
Nun fegt aber Die erſte Kammer den Betrag auf 30 fr. herab, 
und da wäre das Refultat, daß Lie Schande für gar nichts ges 
rechnet würde, fondern blos allein der Geldwerth der öffent: 
lichen Arbeit in Anfchlag käme. 

Ein weiteres Moment ift zu berücfichtigen, Daß zuweilen die 
Strafe gar nicht vollzogen werden könnte, wenn man nur 30 fr, 
für den Tag rechnen wollte. Ich fege den Fall, es entwendet 
Semand für 30 fl. Saamenbäume, fo kommt der dreifache 
Betrag als weiterer Schaden hinzu, was 90 fl. ausmacht. Es 
fol aber nur die Hälfte gerechnet werden, wenn es ſich davon 
handelt, ob eine Summe binreicht, um zur Arbeitshausſtrafe 
feigen zu können. Es find alfo nicht 120 fl., fondern nur 
30 fl. und 45 fl., zufammen 75 fl., auzunehmen, mar könnte 
Demnach nicht auf Arbeitshuus erfennen, und. doch wäre die 
Geldſtrafe 120 fl., oder wenn man den Maßſtab der exften 
Kammer annähme, das Gefängniß oder die öffentliche Arbeit 249 
Tage, die nun mit allen Schärfungen in den als Marimum der 
Dauer angenommenen zwei Monaten gar nicht zu erftehen wären, 

Der Eommiffionsantrag auf Herftellung des Entwurfs der 
zweiten Kammer wird angenommen. 

$. 138. 

Wird nad) einem Antrage des Abg. Wolff, dahin gehend: 
nur in.dem Fall, wo wegen Unbeibringlichkeit der Geldſtrafe 
öffentliche Arbeit » oder Gefängnißftrafe eintritt, kann Der Ehe⸗ 
mann für feine Frau, und ein großjähriger Sogn für feine 
verwittwete Mutter folche erftehen ; — angenommen. 

E $. 142. 

Bekf: Der Unterſchied zwifchen der Faffung der zweiten 
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Kammer und der der erften Kammer befteht darin, daß die 
ztveite Kammer fagte, „auf vorgängige Vereinbarung zuſammen⸗ 
gewirkt,“ während die erfie Kammer erft in der Sitzung der 
Kammer und nicht nad) dem Gommiffionsantrag gefeßt hat: 
„als Urheber oder Theilnehmer unmittelbar. zufammen ges 
wirft.“ - 

Dieſe Faffurig ift in keinem Fall richtig, denn der Urheber 
iſt auch Theilnehmer, und man fann fie alfo nicht einander ent» 
gegen fegen. Der Theilnehmer ift entweder Urheber oder Ges 
bülfe, aber in beiden Fällen ift er Theilnehmer. Nun glaubte 
die Sommiffion, man dürfte nur fagen, daß die Gehülfen 
(soeii) bier auch ald Miturheber gelten ſollen, fofern fie uns 
mittelbar zum Vollzug Des Vergehens mitwirkten. Darum hat 
die Commiffion gefagt, „Durch unmittelbare ZTheilnahme zu⸗ 
fammengewirft.“ 

Merk: Ich würde wünfchen , Daß der Ausdrud der früher 
ren Faffung gewählt würde, befonders aus dem Grumde, weil 
etwas Unbeſtimmtes darin liegt, was unter einem Frevel ver- 
ftanden wird. Es können mehrere Perfonen in denfelben Wald 
gehen, und jeder da freveln, und jegt wird die Frage ent— 
ftehen, ob dieß ein gemeinfchaftlicher Frevel ſei. Höchſtens 
Fönnte es ein ſolcher ſeyn, wenn fie fich verbunden hätten, zur 
fammen zu freveln. Leicht koͤnnte man den Begriff von einem 
Frevel nicht recht unterfcheiden, und darum kann der Charakter 
diefer Verbindung nur in der Verabredimg liegen. 

Duttlinger: Es fiheint mir, daß der Ausdrud, der 
von der Sommiffion vorgefchlagen ift, der paflendfte ſeyn wird, 
um eine Wahrheit anszufprechen. ine allgemeine criminal» 
rechtliche Wahrheit liegt nämlich in dem Ausdruck, daß da, 
wo die nämliche verbrecherifche Handlung ale Produkt der Thä⸗ 
tigkeit Mehrerer erfcheint, Die fammt und ſonders, nad) vor 
herigem Einverftändniß, theils intellectuell-, theils phyſiſch für 
die Hersorbringung gewirkt haben, Jeder Die ganze That zu 
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verantworten bat. Jeder Menſch veranttoortet Alles’, was et 
felb durch Anwendung phofifcher Kraft Dabei gemwirft hat; 
ex verantiwertet aber auch alles, was tie anderen Theilnehmer 
durch ihre phyſiſche Kraft gewirkt haben, weil ex als intellec⸗ 
tueller Urheber, oder als die fubfective Triebfeder der Andern 
betrachtet wird, weil man annimmt, daß der Andere nur allein 
gehandelt habe, weil die übrigen Theilnehmer ihre Mitwirkung 
zufogten. Die Erwartung, die durch diefe Zufage begründet 
wird ‚ daß. die Uebrigen mitwirken werden, ift nach diefer eri- 
minafrechtlichen Anſicht als das Motiv zu betrachten, welches 
die Andern in Bewegung feßt; und darum muß Jeder das 
Ganze verantworten, und nicht nur das verantivorten, was 
feine eigene Faufl dabei wirkte, fondern zugleich auch all das, 
was die Kraft der Andern bewirkt hat, und viefes wird am 
klarſten Durch den Vorfchlag der Commiſſion ausgefprochen. 
Merk: Das if alles dem Criminalrecht gemäß, allein 
darüber waltet kein Zweifel ob, daß die That als eine recht gut 
erkennbare erfcheint, fondern der Anſtand ift blos der, daß bei 
derfelden That nicht erkennbar if, ob fie gemeinfchaftlich iſt, 
oder nicht, und ich möchte meinen Zweifel geläst fehen, was 
hier umter That zu verfiehen if. Sobald eine Verabredung 
vorher befanden hat, daß man dahin geben wolle, um zu 
freveln, dann glaube ich, Daß eine gemeinfchaftliche That vor⸗ 
liegt, obgleich Jeder einen andern Baum fällte. Wenn aber 
Jeder für fih wirkt, jo kann von feiner Verabredung die Rede 
feyn, und es würde dieß große Zweifel bei der Beurtheilung 
der Fälle erregen. Ich wünſchte daher einen feften Begriff, _ 
wodurch Denjenigen, die die Forfifrevelthätigung ——* 
Haben, erkennbar iſt, wer Die Thellnehmer find. | 
Duttlinger: Hier kann kein Zweifel entſtehen. Wenn 
Alanderungen in der Wirklichkeit durch Das Zuſammenwirken 
der Handlungen mehrerer Menfchen hervorgegangen find, und 
diefe Abänderungen ohne dieſe Menfchen gar nicht hätten ein; 
6. 
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treten können, fo ift ein gemeinfchaftlicher Frevel mehrerer 
Menfchen vorhanden, und da feheint mir auch, daß das Gefeg 
zu gar feinem Zweifel Veranlaffung giebt, Da das Wort Ein 
verſtändniß jeden Ziveifel Löst. _ 

Bett: Daraus geht ſchon Flar hervor, daß, wenn ſie nicht 
mit einander verabreden, fie wollten freveln, und Jeder nut 
gleichzeitig für fich einen Baum fällt, wobei ihm die Andern 
gar nicht helfen, fie feinen gemeinfdhaftlichen Frevel 
verübt haben. Wenn fie aber zufammen wirken, um. einen 
und denfelben Baum zu fällen, Daun muß der ganze Baum 
jedem Einzelnen zur Laſt gefchrieben werden. 

Der Sommiffionsantrag wird angenommen, 

Zu $. 146. 151. 153. 154. 156. 157. 163. 164, 167. 
werden. die Gommiffionsanträge ohne Erinnerung genehmigt: . 
$. 169. 

Bekk: Hier handelt es fih um eine Abänderung , und um 
einen Zuſatz. 
Mas die Abänderung betrifft, fo ift fie wirklich gut, und die 
frühere Faſſung dadurch verbeſſert. Es heißt nämlich in dem 
dritten Abſatz: „Wird in eine beſondere Strafe verfällt, die bis 
zu dem Betrag derjenigen, die den Hirten trifft, anſteigt.“ 
Nun wäre möglich, daß den Hirten wegen feiner perfönlichen 
Rückfälle das Arbeitshaus träfe, und Hier find wir nun nicht 
gemeint, daß den” Eigenthümer auch das - Arbeitshaus treffen 
Türfe,. fondern nur diejenige Strafe, Die dem Werth des 

Schadens angemeffen iſt. 

Ferner hat die erfte Kammer einen Zufaß beſchloſſen, der in 
der Natur der Sache liegt, und es wären eigentlich ſchon beim 
zweitenmal Gründe genug vorhanden, dem Eigenthümer eine 
Verſchuldung aufzulegen. Indeſſen glaubte. tie Commiſſion 
bierin nichts abändern zu müſſen, weil es nicht: von- großer 
Wichtigkeit IE, und man es Das erflemal in das Grmien des 
Richters fegen will, was gefchehen fol. 
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v. Tſcheppe mwünfcht noch den Beifag: und der Eigenthüs 
mer davon in Kenntniß gefeßt; Ta Legterer zuweilen fehr ent» 
fernt fei, und gar feine Abhülfe treffen könnte. 


Rettig v. K.: IH bin gegen diefen Zufaß, Denn es ift 
fattifch ein Strafgefeg für den Hirten. Jeder Eigenthümer 
muß ja den Hirten fortjagen, wenn er einen einzelnen Frevel 
begieng, weßhalb die Strafe im concreten Fall fehr hart aus 
‚fallen kann. Der Eigenthümer des Waldes findet feinen Schug 
fin Gefeg, und auf jeden Fall ift ja der Hirte verantwortlich 
für den Schadenerfaß, und warum foll alfo mit Schwert und 
Feuer Darauf losgegangen werden. Der Hirte ift für die Strafe 
verantwortlich, und wenn nun ein einzelner Fall vorfommt, 
und der Herr foll ſich auch noch der Strafe unterwerfen , die 
im einzelnen Fall groß werden kann, fo bleibt nichts übrig, 
als daß er den Hirten fortſchickt, was Doch zu weit getrieben 
ift, weil Brodlofigkeit dabei Statt findet. 


„Belt: Nur bis zu dem Betrage der den Hirten trifft, kann 
gegen den Eigenthümer vorgejchritten werden. Daß den Eis 
genthümer ein Verfchulden treffe, kann man annehmen, wenn 
der Hirt zum deittenmal geftraft wird, denn er hätte in dieſem 
Falle vorfichtiger feyn, und den Hirten entfernen follen. Nun 
muß ich noch den Ubg. v. Tſcheppe darauf aufmerffam ma- 
hen, daß nach $. 200 der Eigenthümer zur Thätigungstag- 
fahrt. mit dem Hirten vorgeladen wird, alfo Kenntniß von der 
Sache hat. 

Forſtrath Bayer: Die erfie Kammer hat befonders die 
Schäfereien im Auge gehabt. Es kann nämlich der Fall ſeyn, 
daß im Frühjahr, wo das Futter fehr theuer iſt, Der Eigen» 
thümer der Schäferei fehr gerne die Strafe bezahlt, wenn er 
dadurch das Futter für zwei Tage fpart, und das war der 
Grund, warum befonders auch den Eigenthümer die Strafe 
treffen ſoll. | 
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Rettig v. K.: Wenn pr die Strafe gern bezahlt, fo. wird 
er fich Doch nicht abhalten laſſen. 

Mördes: Beider Diseuffion dieſes Paragraphen in unſern 
Gommiffionsberathungen wurden alle diefe Einwendungen be: 
reitd vernommen, aber durch, das Bedürfniß überwogen, den 
oft vorkommenden größern Befchädigungen wirkſam zu begeg— 
nen. Es ſchien dieß am einfachften und zugleich dem Rechte 
angemeffen durch die vorgefchlagene Präfumtion der Mitver- 
ſchuldung des Eigenthümerg erreichbar, der, bei wiederholten 
Sreveln durch feinen Hirten, billig auch die Folgen der Beis 
behaltung eines folchen tragen mag. Ich erkläre mich daher 
gegen die Anfiiht Des Abg. Rettig v. 8, | 

Der Commiffionsantrag wird angenommen, und zu $. 170 
und 174 nichts bemerft. | 

$. 175. 

Bekk: Hier folgen einige Paragraphen nach einander, deren 
Abänderungen ſämmtlich auf demfelben Gefichtspunft beruhen. 
Nah dem Regierungsentwurf hat ſowohl bei der Aufftellung 
oder Ernennung der Waldfehügen , als auch bei der Feſtſetzung 
ihrer Befoldung und der Beſtimmung ihrer Zahl immer das 
Forſtamt zu handeln, der Waldeigenthümer in Gemeinfchaft 
mit dem Forſtamt darüber Beſtimmungen zu treffen, und 
mern fie nicht einig merden, Die Kreisregierungen darüber 
zu entfcheiden, 

Nun hat man: in dieſer Kammer geglaubt, daß dieß keine 
Forſtſache, ſondern eine allgemeine Polizei- oder Juſtizſache 
ſei, denn die Eigenſchaften der Waldſchützen, Die da geprüft 
werden müſſen, find nicht technifcher Art, ſie betreffen fedig« 
lich den Charakter, weil man ihnen- öffentlich Glauben bei⸗ 
meſſen will, fo daß. auf ihr Wort hin Jemand in's Gorrektionds 
haus fommen faun. 

Darum glaubte man, daß Das Forſtamt zur te 
nicht geeignet fei, und von dieſer Sache feine Kenntniß haben 
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müſſe, ſondern daß dieß eine Sache derjenigen Stelle fei, welche 
die FYrevelthätigung vornehme. Man hat deßhalb beftimmt, 
das Bezirksamt habe den Waldfchügen zu beftätigen oder zu 
entlaffen. Damit aber Tas forfteiliche Intereſſe dennoch dabei 
vertreten werde, fo folle das Bezirksamt jedesmal den Förfter 
vernehmen. Nun bat aber Die erfte Kammer dieſe Beftimmung 
wieder abgeändert und feftgefegt, Daß, wie der Regierungsents 
wurf es will, überall flatt Des Bezirfsamts das Forſtamt ein» 
treten folle. Die Commiſſion bat aber geglaubt, bei dem früs 
heren Rammerbefchluß ftehen bleiben zu müſſen, weil fie übers 
haupt gar feinen Grund einfahb, aus dem man bier entiveder 
in diefer rein adminiftrativen oder gerichtlichen Dandlung einer 
technifchen Stelle die Eutſcheidung überlaffen ſollte. Die erſte 
Kammer hat fich Dabei auf den $. 8 berufen, allein dieſer 
fpricht gegen fie, denn er fagt gerate, daß die Forftbehörde 
nichts als eine begutachtende Stelle fei, und keineswegs 
die Forfipolizei in erfter Juſtanz auszuüben habe, ſondern une 
darüber wachen folle, daß die Yorftpolizei gehandhabt. werde, 
diefe aber felbft nie ihr zuftebe, fondern wenn zwifchen ihr und 
einem Betheiligten Streit entftehe, immer die Polizeiverwal⸗ 
tungsftelle es fei, Die darüber zu erkennen habe, und darum 
möchte es nicht angemefjen feyn, die Abaͤnderung der erften 
Kammer anzunehmen. 

Minifterialratd Peter: Bei diefem Punkt konnte man. ums 
bedenklich der erften Kammer beitreten, denn wozu eine Ber 
fätigung des Bezirfsamts ? Durch Die Theilnahme des. Walt- 
eigenthümers und der Forſtbehörde ift jedes denkbate Intereife, 
fowohl das öffentliche als das privative,. gefichert. Dem Wald: 
eigenthümer und der Forſtbehörde muß Daran liegen, Daß Der 
Waldhüter, den fie wählen, nicht nur die erforderlichen Fähig⸗ 
feiten befiße, fondern auch ein zuverläffiger und eifriger Mann 
ſei. Wenn nun alfo alle Diejenigen, Die dabei Intereſſe haben, 
dieſer Eigenf haften wegen Erkundigungen: eingezogen, fo fehe 
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ich nicht ein, welche weitern Mittel das Bezirksamt beſitzen 
ſolle, um dieſe Eigenſchaften zu ermitteln. Das Amt hat 
nichts dabei zu thun, als zu beeidigen. 

Rettig v. Sch.: Das Amt ſoll ja den Förſter — und 
durch die Vernehmung deſſelben iſt das Gutachten des Letzteren 
hergeſtellt. Die Beſtätigung ſelbſt aber von Seiten der Forſt⸗ 
behörde noch beizufügen, dazu hat die Commiſſion keinen Grund 
eingeſehen, weil es dem Ermeſſen des Amtes nach Vernehmung 
des Waldeigenthümers, alſo z. B. des Gemeindevorſtandes, wohl 
überlaffen werden kann, die Eigenſchaften des Waldhüters zu 
beurtheilen. Es ift auch ohnehin nach der bisherigen Uebung 
nicht anders ‚gehalten worden, Es hat fich allerdings. das Be⸗ 
zirksamt jedesmal mit der Yorftbehörte ins Vernehmen gefegt. 
Es war mehr. eine formelle Beftätigung ‚des Forſtants, und 
wie ich glaube ‚mehr zu dem Zweck, um daſſelbe in die Lage 
zu fegen, die Eigenfchaften des Mannes heurtheilen zu fünnen. 
Wenn aber nach dem Befchluß der erfien Kammer die ausdrüd; 
liche Beftätigung, alfo das Gurheißen Der Forftbehörde eingeholt 
werden müßte, fo würde etwas in Das Recht Der EIERN 
gelegt, was nicht. hinein gehört. 

Minifterialrath Peter: Es ifk Doch. nicht zu * deß 
es Waldeigenthümern und der Forſtbehörde keineswegs an 
Mitteln fehlt, Erkundigungen über die Eigenſchaften einzu⸗ 
ziehen, und ift dieß gefchehen, fo bleibt nichts übrig, als den 
Mann zu verpflichten. \ 

Bekk: Die Forftbehörde und. der Waldeigenthümer vertreten 
nicht alfe Intereſſen. Der Waldeigenthümer vertritt. fein eige⸗ 
nes Sntereffe, und die Forftbehörde vertritt die forfteilichen In- 
tereſſen, nicht aber Diejenigen öffentlichen Intereſſen, die von 
dem Standpunft der Juftiz in Anfchlag zu. bringen find. Die , 
Glaubwürdigkeit des Waldſchützen ift nämlich durchaus nicht 
geprüft, wenn nur der. Waldeigenthümer und die Forſtbehörde 
fie anerkannten, denn dieſe beiden find in diefer Beziehung nur 
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eine Parthie. Sie beide ‘find intereflirt, daß verurtheilt 
werde, denn dieß liegt in zweifelhaften Fällen im Jntereſſe 
des Waldeigenthums, beziehungsweife der Forſtcultur; da⸗ 
gegen ift auf der andern Seite die Juftizftelle intereſſirt, daß 
Gerechtigkeit gefchehe, fie muß daher die Beſtaͤtigungsgewalt 
haben. 

Minifteriolratd Peter: Die Interefien des Staats find 
durch Die Forftbehörden gut vertreten, Denn fie muß wiſſen, 
daß der Mann zuverläflig fei. 

Der REN wird angenommen, 

$. 126. 

Staatsrath Winter: Es hat in der erfien Kammer Streit 
darüber gegeben, was dieß eigentlich fei. Sie hat nämlich 
eingemwendet, es habe Jemand einen Forſt von 300 oder 400 
Morgen. Der Eigenthümer des Waldes will, Denfelben ges. | 
hütet haben, er mag klein oder groß fegn, d. h. er will von 
Tem Waldhüter, daß er jeden .Zag und manchmal. auch ‚bei 
Nacht in den Wald gehe. Nun wird aber ſehr fchwer zu be⸗ 
ftimmen fepn, wie Die Zeit, Die er. den Tag über in dem Walde 
zubringt, auf den Gehalt des. Taglöhners reducirt werden 
kann, da er vielleicht feinen Weg Durch. den Wald nimmt, 
wenn er fein eigenes Feld befucht, und fo im Rückweg wieder 
durch den Wald geht, und. auf diefe Weife gar nichts anrech⸗ 
nen könnte. Sie hat dann geglaubt, es werde wohl, nad). der 
bisherigen Uebung, immer nach Ver Größe des Forſts Die aller- 
dings mit in Betrashtung kommen muß, der Gehalt beftimmt 
‚werden können, ohne daß ein Anhaltspunkt hinfichtlich Des > 
fohns. erforderlich. fei. 

Bekk: Was diefen Punkt betrifft, fo ift er mit dem vor 
ſtehenden Paragraphen nicht ‚verbunden. Es find hier. zwei 
Abänderungen, einmal die, daß von der erfien Kammer geſetzt 
if: wenn ‚das Forſtamit übereinſtimmt, ſtatt daß die zweite 
Nammer ſtatt des Forſt am ts Das Bezirksamt geſetzt hat. 


V 
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Sn diefem: Bunfte werden wir wohl bei dem früheren. Be- 
ſchluß behatren. Was aber die ziveite Abänderung, nämlich Die 
Auslaffung der Worte betrifft: „im Verhältniß der auf die Hut 
zu verwendenden: Zeit nie unter dem Verdienſte eines Taglöh- 
ners bleiben darf,“ fo könnte Diefer Vorfchlag angenommen 
werden, weil fchon der vorhergehende Satz fagt: „im Verhält- 
niß der Größe. des Forſts und ter Schwierigkeit. der Hut,“ 
und fich auch von felbft verfteht,, Daß, wenn diefe Rückſicht eins 
treten muß, Doch der Gehalt nie unter den — eines Tag⸗ 
löhners herabſinken darf. 

Buhl: Ich unterſtütze dieſen Antrag, ‚ denn es ift möglich, 

daß bei kleinen Waldſtücken er einen Holzhacker beauftragt, der 
ihm zugleich) die Hut beforgt, während er noch Nebeuverdienft 
durch Waldarbeit hat. 
Rettig v. Sch.: Ich finde die Weglaffung diefes Zwifchen- 
faßes *edenklih.. Man hat als Hauptgrund angenommen, daß 
der Waldhüter fo geftellt werden folle, daß, nachdem er feine 
Denunciationsgebühren mehr hat, volles Vertrauen .auf ihn ges 
feßt werden kann. Wenn alfo die Leute zu fohlecht bezahkt find, 
und unter den Lohn eines. Taglöhners herabfommen, fo wird 
der Zweck vereitelt werden. 

Staatsrat Winter: Wenn man den Paragraphen Liest, 
fo wird man finden, Daß dafür geforgt ift. 

Das Forſtamt oder das Bezirksamt muß dazu ftimmen, Damit 
nicht die Gemeinden diefen Dienft immer an den Wenigftneh- 
menden verfteigern. Das Bezirksamt. wird alfo fchon dafür 
forgen, daß der Mann nicht zu gering befoldet wird, indem 
fonft vorauszufehen ift, daß er feinen Dienft nicht gehörig 
verfieht, , 

Mördes: Welchen andern Grund follte wohl die Verneh⸗ 
mung des Forſtamts haben. Das Geſetz erfchöpft, nach der 
geeigneten Faſſung, alle Rückſichten. Der Förfter kennt bie 
Schwierigkeit der Hut, und weiß fomit den angemeſſenen 


& 


LXXI. Gigung ». 4. October 1835. - 94 


Verdienſt eines Waldhüters am richtigſten zu beftimmen, und 
damit die Beforgniß gegen unsechtlichen Notherwerb folcher 
Leute zu entfernen. 

Bett: Aus demfelben Grunde, aus dem der Abgeordnete 
Nettig den Zwifchenfag haben will, wünfche ich denfelben ent» 
fernt, denn wenn man immer den Zaglohn ale Maßſtab an 
nähme, fo würde der Gehalt immer geringer ausfallen. 

Es wird hierauf 

befchlofien, ° 
den Zwifchenfag „im Verhältniß der auf die Hut zu 
verwendenden Zeit nie unter dem Verdienſte 
eines Zaglöhners bleiben darf,“ megzulaflen, 
$. 177. 

Miniſterialraih Beter: Man hat guten Grund, den erſten 
Satz ſo zu laſſen, wie die erſte Kammer ihn beſchloſſen hat. Es 
iſt hier die Rede von Dem Recht verſchiedener Eigenthümer, Ges 
meinden und Corporationen, einen gemeinſchaftlichen Waldſchützen 
aufzuſtellen. Wozu ſoll nun die Beſtätigung des Bezitksamts 
dienen? Sollte dieſem etwa eine. beſſere Kenntniß von dem 
Bedürfniffe der Forſthut inmohnen, als der Yenfibehörde 
ſelbſt? Anders verhält es fich bei dem zweiten Saß, der von 
dem Fall handelt, wo man fich über die Perſon oder ven Gehalt 
des Waldhüters nicht vereinigen fann, oder wo der Eigenthümer 
die Anftellung des Hüters verzögert oder ganz unterläft. Hier 
giebt es etwas zu entjcheiden, und Ta wäre es einigermaßen 
bedenklich, das Forftamt allein handeln zu laffen; Da mag dann 
das Bezirksamt verfügen. Man follte alfo den erſten Satz nach 
der Faſſung der erftien Kammer laffen, aber bei dem zweiten 
Sak nad) den Worten „innerhalb der“ alles Uebrige ftreichen, 
und dafür Folgendes aufnehmen: „vom Bezirksamte ihm anzu 
beraumenden Friſt gewählt, fo hat Das Bezirksamt nach Benehmen 
mit dem Forſtamte den Waldhüter zu. ernennen, und den _— 
deſſelben feftzufegen.“ ; 
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Bett: Was den erſten Theil betrifft,. fo if einige Verfchies 
denheit ziwifchen dem $. 175 und dem gegenwärtigen Fall. Es 
handelt fich nicht um die Glaubwürdigkeit der Perfonen, ſondern 
um die Zahl der Schügen, die zur guten Hut erforderlich feyn 
fo, und darum finde ich feine Bedenklichfeit, bei dem erften Satz 
die Faſſung der erſten Kammer beizubehalten. Bei dem zweiten 
Satz aber. wünfchte ich die Faſſung der zweiten Kammer beizu⸗ 
behalten. 

Martin: Ich glaube auch, daß der erſte Satz nach dem 
Antrag der Regierungscommiſſion angenommen werden. fönnte, 
denn "das Bezirksamt hat weniger Kenntniß von der Perfon, als 
die Forftbehörde, befonders wenn eine gemeinfchaftliche Aufficht 
Statt findet, wie bier der Falk iſt, wo nänlich mehrere Wald: 
eigenthümer einen gemeinfchaftlichen. Forfthüter . aufzuftelen 
haben. Den zweiten Sag wünfchte ich Dagegen nad) der Abait 
derung und nach der Saffung des Herrn Regierungscommiflärs 
angenommen. 

Wolff: Ich unterſtütze dieſen Antrag, denn es ſcheint 
zweckmäßig, hier das Urtheil des Forſtamtes eintreten zu laſſen, 
weil dieſes nur über die Frage entſcheidet, ob und in wie fern 
die gemeinſchaftliche Aufſicht zuläffig ift, umd ihm müſſen die 
Socalserhältniffe am Beften befannt ſeyn. 

Es wird hierauf 

befchloffen, 
den — Satz nach der Faſſung der erſten Kammer und den 
zweiten nach der Faſſung der zweiten Kammer anzunehmen. 


Zu $. 178 
wird nichts bemerkt, 
und $. 179 


nad) der erläuternden Faſſung des Miniſterialraths Peter 
angenommen, wonach im erften Sag, nach dem Wort „Bezirks⸗ 
Amt‘, gefegt werden:folle, — „auf Waptrang des Waldeigens 
thümers und des Förftere,” 
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$. 180. 
De Sommiffionsantrag wird ohne Erinnerung angenommen, 
$. 185. 

Bekk: Wenn der Frevler ein Inländer if, fo hat die zweite 
Kammer nicht für nothwendig gehalten, das Pfändungsobjeet 
auch wegen des Strafbetrags, fondern nur wegen des Schar 
dens, ine zu behalten, denn die Strafe kann ja doch bei ihm 
vollzogen werden, und daher wäre es hart, ihm gepfändetes 
Vieh, das um einen Spottpreis verkauft werden müßte, inne zu 
behalten. 

Minifteriafrath Peter: Man kann freilich jagen, der Straf, 
vollzug fei bei dem Inländer jederzeit gefichert, indem man 
feine Berfon habe; aber damit find nicht alle Intereffen befrie⸗ 
Digt. Denn der Staat hat nicht blos das Intereffe, daß der 
Mann geftraft wird, fondern er hat auch Das Intereſſe, daß die 
Strafe zunächkt in Geld bezogen werde. Damit nun diefes In 
tereffe gewahrt werde, kann das Pfand gefordert werden, umd 
es ift natürlich, Taf wenn man einmal ein folches hat, man es 
nicht wieder aus der Hand giebt, um fpäter auf Umwegen wie— 
der zu dem zu gelangen, was man ſchon gefichert befeffen hatte. 

Bett: Das wäre ein FiskalsIntereffe, das man dem Staat 
nie zugeben kann. Das Hauptintereffe ift Das der Gerechtigkeit, 
und nicht, Daß der Staat Geld erhalte, Dies ift nur ein Neben; 
zweck, und es ift nicht gut, wenn man nur den Schein in einem 
Geſetze auf fich ladet, man wolle Geld haben, Der Staat if 
eben fo fatisfacirt, wenn der Frevler die öffentliche Arbeit erſteht, 
als wenn er Geld bezahlt. Ä 

Mirifterialrath Peter: Wir hatten guten-Grund, als. wir 
die Geldftrafe voranftellten, öffentliche Arbeit und: Gefängniß 
aber nur als flellvertretende Nothbebelfe anfahen; denn die 
Geldſtrafe, auch in nationalöfonomifcher Hinficht, ift unter diefen 
drei Strafarten die am mwenigften ſchädliche. 

Bekt: Zu Gunſten des Frevlers und nicht zum Vortheil 
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der Staatskaſſe ift die Geldſtrafe borangeftellt worden. Der 
Frevler fol nur mit Geld beftraft werden, wenn er zahlen 
kann. 
Winiſterialrath Peter: Die Juris dictionskaſſe hat aber Das 
Recht, die Geldſtrafen zu beziehen, wenn der Mann nicht arm 
iſt. Diefes Necht muß ihr gewahrt werben. | 
—Wetzel II. Die Strafe fol den Armen und Reichen gleich 
treffen, allein e8 fommt-eine Ungleichheit dadurch heraus, daß 
der Arme keine Caution ſtellen kann, und der Reiche, ober Der⸗ 
jenige, der Geld hat, eine folche ftellt. 
Minifteriälenth Peter: Der natürliche Vorzug, der dem 
Inlander gebührt, iſt ſchon durch den letzten Abſatz geſichert. 
Nettig v. Sch. In dem Gepfändeten liegt nicht mehr 
das Mittel, zu beurtbeilen, ob es möglich ift, daß Die Geldſtrafe 
bezahlt werden kann. Denn es kann ein Stück gepfändet wer 
den, das ‚nicht einmal angegriffen werden darf. In folchen 
Fällen müßte alfo doch öffentliche Arbeit oder Gefängnißftrafe 
ftatt finden, da fein Mittel in der Pfändung gefunden werden 
kann. | ' 
Minifterialratd Peter: Sch frage nur, ob es nicht wahr 
iſt, daß die Yurisdictionscaffe Geldſtrafen beziehen darf, und wenn 
es wahr if, warum till man ihr die Sicherungsmittel dazu 
verweigern ? | | 
Bett: Die Gerichtöbarkeitscaffe hat kein Recht, Geld zu 
fordern, fondern fie erhält nur gelegenheitlich Geld, weil der 
Andere geftraft wird. 
Miniſterialrath Peter: Die Geldftrafe if durch das Geſetz 
beftimmt; und daß fie vollzogen werde, kann jeder Betheiligte 
fordern. Der Commiffionsantrag wird angenommen. 


Zu 
$. 194 und 196 
wird nichts bemerkt. 


[2 
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$. 206, ’ 

Die $$. 151 und 152 handeln von dem Erlöfchen einer Klage, 
und fodann von dem Erlöfchen des Rechts zum Strafsollzug, 
wenn das rechtäfräftige Erkenntniß ſchon gegeben ift, innerhalh 
der zwei Sabre von der Rechtskraft des Erkenntniſſes an. Nun 
bleibt freilich ein Dritter Fall übrig, wenn nämlich die Klage 
innerhalb einer Jahresfrift zwar erhoben wird, Die Sache aber 
aus was für immer einem Verſehen liegen geblieben if. Da 
könnte man nun annehmen, daß in 10 oder 20 Jahren der 
Frevler abermals zur LUnterfuchung gezogen und geftraft werden 
könne. Nun bat die erfte Kammer diefem Mifftande abhelfen 
wollen, was auch die Commiſſion für angemeffen fand. Nur 
glaubte fie, die desfallfige Beſtimmung gehöre nicht hieher; 
man. müfle noch einen weitern Paragraphen einfchalten, der eine 
Berjährungsfrift für den Fall feftfegt, daß die Lnterfuchung auf 
fich beruhen geblieben und drei Jahre lang nicht erlediget wors 
den fei, in welchem Fall dann die zeitig eingefommene Anklage 
wieder erlöfchen ſolle. Dabei kommt noch der $. 208 in Betracht, 
in fo fern die Linterfuchung abgebrochen wurde, weil der Frevler 
noch) preivatrechtlichen Anfpruch auf dasjenige zu haben glaubt, 
mas er genommen hat, und in yolge diefer Behauptung ein Civil⸗ 
proceß eintritt, wodurch die Unterſuchung wegen des Frevels 
fuspendiet wird. In einem folchen Falle foll der Zeitraum, 
welcher zur Erhebung des Givilprocefjes verwendet wird, nicht 
in jene drei Jahre mit eingerechnet werden. Der Sommifflons- 
Antrag wird angenommen. 

Zu 

$. 210 und 215 
wird nichts bemerft. | 

Miniſterialrath Peter: ch erlaube mir, auf einen frühes 
ven Punft zurückzukommen. Im Sa 99, 129 und 130 ift von 
Forfiberechtigungen die Rede, die ferner nicht entflehen Dürfen, 
oder die aufgehoben werden follen. Nun bat man in der erften 
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Kammer die Bedenklichkeit geäußert, daß diefer Ausdrud doch 
zu viel umfafje, nämlich. auch Berechtigungen, die blos. Perſonen 
zuftehen, und fich dabei gedacht, daß hier eigentlih nur jene 
Berechtigungen gemeint feien, die einem Grundſtück anfleben 
oder. einer fortlebenden Perfon,, nämlich einer Gemeinde. oder 
Sorporation, zuftehen. Das ift auch die Meinung der Regierung, 
da diejenigen Berechtigungen, die nur Perfonen angeben , alſo 
vorübergehend find, auf die Waldcultur - feinen mwefentlichen 
nachtheiligen Einfluß haben; indeffen mächte es doch gerathen 
ſeyn, dieſen Sinn klar auszuſprechen. | | 

Bektk: Es ift bei der erften Berathung, wo von der Aufs 
bebung der Forftberechtigungen die Rede war,. viel hierüber 
gefprochen worden; allein. ich habe damals erklärt, und alle 
Mitglieder waren einverftanden, daß hier nur von Ding lien 
Rechten die Rede fei, daß eine Forftberechtigung nur in ihrer 
Eigenfchaft ald Grunddienftbarfeit aufgehoben werben 
fönne, und überhaupt nur von dieſen Berechtigungen hier die 
Rede fei, und nicht. von einem vertragsmäßigen Recht, Eraft deſſen 
der Sontrahent etwas aus einem fremden Walde auf eine bes 
ſtimmte Zeit zu beziehen habe. Wenn alfo. auch jegt. noch für 
die- Zukunft Jemand mit einem Andern einen Vertrag. fchließt, 
twornach ihm aus einem Walde jährlih 12 Klafter Hol; gelie⸗ 
fert werden follen, fo gilt dieſes, und ift Durch den erwähnten 
Paragraphen keineswegs verboten, indem Dadurch für das Gut 
ſelbſt feine Laft erwächst, fondern blos der Gontrahent. eine per= 
fönliche Verbindlichkeit zur Erfüllung deſſen, was er verfprochen 
bat, übernimmt. Wenn er aber das Gut verkauft, ſo iſt der 
Dritte Befiger nicht mehr an dasjenige gebunden, was Viefer 
Eontrahent für feine Perfon eingegangen hat. Darum genügt 
— “— — — daß ſolche Berechtigungen nicht darunter 
ke au n blos perſonliche Verpflichtungen gar feine 
dieſen blos h gen {m geſetzlichen Sinne fein, fondern unter 

gentlich DingLliche Rechte verfkanden werden. 
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Minifterialratd Peter: Der Ausdruck „Grunddienſtbarkeit“ 
möchte nicht ganz deutlich ſeyn, denn das Recht, Das einer Ge: 
meinde oder einer Gorporation zuſteht, iſt darum noch feine 
Grunddienftbarkeit, fondern eine perfönliche; es wird alfo heißen 
müffen:- Grunddienftbarfeiten und fölche Berechtigungen, vie 
moralifchen Berfonen zuftehen, 

Belt; Ich begreife diefe auch unter den Grunddienfibars 
keiten. Die Gemeinde bat Eigenthum, und ald Befigerin der 
Markung hat fie eine Berechtigung; furz, es muß im Sinne des 
Landrechts ein herrfehendes und ein dienendes Gut vorhanden 
fepn. Das dienende ift der Wald und das herrfchende tft der 
Hof, deſſen Befiger das Recht anzufprechen hat, oder die Mars 
kung, deren Gemeinde das Recht fordert. Eine blofe Vertrags; 
verbindlichfeit iſt nur dann vorhanden, wenn fie einer lebenden 
Perſon auf beftimmte Zeiten gegeben wird. 

Minifterialvatd Peter: Es wird genügen, wenn die zu 
Protokoll fommt. ine weitere Bemerkung betrifft den 

$. 198. 

Nach unferm Gefeg findet in Zukunft die gewöhnliche ordent⸗ 
liche Frevelthaͤtigungstagfahrt von 2 zu 2 Monaten flatt, und nut 
deingende Fälle follen in der Ziwifchenzeit abgethan werden. Zu 
den dringenden Fällen zählt nun aber der F. 199 in der Redae⸗ 
tion Ihrer Commiſſion anch überhaupt. jene, in welchen bind 
Pfändung Statt findet. Aber nicht jede Pfändung iſt wich⸗ 
tig; und nicht jede macht demnach den Fall zu einem dringenden. 
Man denke 3. B. an den Fall, daß ein Meffer, ein Rechen, eine 
Sichel gepfändet wird; hier würde es wohl nicht der Mühe werth 
ſeyn, in der Zwifchenzeit eine Thätigungstagfahrt anzuberaument, 
und es wird daher gefagt werden müſſen: „Pfändungen von 
Vieh, Fuhrwerk und Gefpann”, indem diefes die wichtigeren 
Fälle umfaßt. Im zweiten Sag. müßten alsdann die Worte 
„bei Pfändungen mit Ausnahme der weg⸗ 
bleiben. 

1833, 11. K. Prot. 155 Heft. 7 
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Belt: Es if allerdings fo, allein ich muß nur bemerken, 
daß der Frevler, fobald ihm etwas gepfändet ift, wenn es fich 
auch nur um eine Kleinigkeit Handelt, berechtigt ſehn muß, fo: 
gleich eine Erledigung zu verlangen. Er wird dies freilich 
nicht thun, denn er müßte an den Amtsfiß gehen, während, 
wenn er Vie Tagfahrt abwartet, Das Gericht in-feine Nähe kommt. 
Er wird es auch aus dem weiten Grunde nieht thun, weil es 
gerade in feinem Intereſſe liegt, einen langen Zwifchenraum zu 
haben, damit die Rüdfälle defto weniger eintreten. Man- hat 
alfo nicht. zu fürchten, daß der Frevler, fofern Das ihm Gepfäns 
dete nicht von: Wichtigkeit iſt, die augenblicliche. Erledigung 
verlangen wird. Wenn er fie aber verlangt, fo hat er das Recht 
dazu, weil ihm etwas von feinem Eigenthum genommen ift, und 
er alfo fordern kann, daß es ihm zurückgegeben, oder die Sache 
erledigt werde. 2 

Rettig v. Sch.: Aus den Bemerkungen des Hrn. Bericht: 
erſtatters ſcheint hervorzugehen, daß der Fall eintreten Fönnte, 
daß wegen einer Kleinigkeit von dem Frevler felbft eine Unter⸗ 
fuchung gefordert werde. Es wird aber nicht in der Abficht 
des Gefege liegen, wegen folcher Kleinigkeiten eine Anters 
fuchung anzuordnen, Es if. allerdings richtig, Daß es auch bei 
Kleinigkeiten um das Eigenthumsrecht geht; allein, wenn es in 
folden Fällen dem Frevler freiftünde, eine befondere Unter⸗ 
ſuchung zu fordern, fo müßte er fich auch gefallen laffen, die 
Koften davon zu tragen. Es würde übrigens zu fo vielen befon: 
deren Unterſuchungen außer den Frevelthätigungen Veranlaffung 
geben, daß ich mich bewogen finde, Ten Wunfch des Herrn 
Regierungscommiffärg zu meinem Antrag zu erheben, daß näns 
Lich folche außergewöhnliche Thätigungen nur dann bei gepfän— 
deten Objecten vorgenommen werten follen, wenn fie Vieh, 
Schiff und Geſchirr betreffen. — 

Schaaff: Ich unterſtütze den Antrag beſonders deßwegen, 
damit wir nicht etwas in Geſetz aufnehmen, was von den Behörs 
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den nicht befolgt wird, weil; fie es nicht befolgen können, indem 
die übrigen Gefchäfte es nicht erlauben. Das Eigenthum ver 
dient allerdings alle mögliche Berücfichtigung,, allein ich halte 
es Doch für dringender, daß z. B. der Beamte eine Criminal⸗ 
unterfuhung, im öffentlichen und im Jutereſſe Des Inculpaten, 
der figt, fortfegt, oter einen Prozeß entjcheidet, wobei Das 
ganze Vermögen von Familien betbeiligt if. | 

v. Tſcheppe: Ih unterftüße auch den Antrag des Abg. 
Rettig, und zwar deßwegen, weil es bis jeßt immer fo ges 
halten wurde. Wegen jeder Kleinigkeit kann man nicht immer 
eine befondere Zagfahrt anordnen, denn es könnte fich Viefes 
fo oft wiederholen, daß die Gerichte blos mit dieſer Sache zu 
thun hätten, 


Bekk: Sch möchte Ten Sag umgekehrt ftellen, nämlich nicht 
die gewöhnlichen Fälle, fondern die Ausnahmen aufzählen; 
denn wenn wir uns auf jene einlaffen, fo wäre es möglich, 
daß auch noch andere Dinge vorfommen, die Dem Frevler eben 
. fo wichtig find, 

Wolff: Das angeregte Bedenken kann meines Erachtens 
am beften dadurch gehoben werden, wenn im zweiten Abfag 
des $. 199 die Worte „und der Befchuldigte nicht die unaufs 
gehaltene Erledigung verlangt” geftrichen werten, indem als 
dann blos der Richter zu ermeffen hat, ob unter den obwalten⸗ 
den Umftänden die Verfhiebung der Sache auf die allgening 

Zhätigungstagfahrt thunlich fei oder nicht. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. Nettig und des Abg 
Wolff. von der Kammer mittelft Abftimmung zum Befchluß 
erhoben, worauf das ganze Gefeg, wie es fich nach diefen 
neueren Bejchlüffen geftaltet, mit Ausnahme einer (Af 6 
bach's) Stimme einhellig angenommen wird. 

Die Tagesordnung führt hierauf auf die Discuffion des Ber 
richts Der Budgetcommiflion über die Einnahmen -des 

7: 
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Staatsbudgets „B. Buftigminiferium* md „U, Mini- 
ſterium des Innern. 

Antrag auf Seite 4, lautend : 

Die Einnahmen der Zucht- und Sorreftiond 


anftalten mit 18,564 |l. zu genehmigen“ wird ange⸗ 


nommen. | 

v. Seftein: Wo Die Verhältniffe klar find, und ein Au—⸗ 
ftand nicht obmwaltet, Da würde es von dem Berichterftatter 
nicht Recht ſeyn, wenn er die der Kammer ohnehin fo kurz zus 
gemefjene Zeit noch Durch Läugere Reten und Vorträge in Aus 
fprud) nehmen wollte. Ich erlaube mir daher nur, über Ten 
wichtigften Punkt, nämlich über Den Ertrag aus Den Belchäfti- 
gungen der Sträflinge, nicht gerade wegen der aus Dem Bericht 
hervorgebenden Lngleichheit- tes Befchäftigungsertrags in den 
einzelnen Anſtalten, welche Ungleichheit ſich nach den Local 
verhältniffen ausgleichen wird, fondern über die Sache felbft 
einige Bemerkungen. Sie wird wohl als eine der wichtigften 
Gegenftände in jeder Strafanftalt anerkannt werden, weil ich 
wenigftens darin nicht blos ein Mittel für Die Gefundheit und 
ein Mittel, auf die Befferung ter Sträflinge zu wirken, erfenne, 


Sondern es wird auch auf die Anſtalt ſelbſt nüßlich gewirkt 


werden, wenn die Befhäftigungen zweckmäßig eingeführt find, 
und Dadurch reichliche Erträge in die Kaffe fließen, Der Ne 
gierung wird es aber auch nicht entgehen, daß fie, entfernt 


‚von dieſen Anftalten, nie ganz fo darauf wirken kann, wie Die 


Verwaltung felbfl. Der Verwalter, als die zunächſt ſtehende 


Perſon, it deßhalb die Seele Diefer ganzen Anftalt; dem von 
feinem Wirken hängt größtentheils der Erfolg der Ausführung 


der Verordnungen ab, welche die Regierung in. Beziehung auf 
diefen Gegemftand erläßt. Diefer Perfönlichkeit verdankt z. B. 
die als Mufter aufgeftellte Naffauifche Strafanftalt im ehemas 
ligein Klofter Erbach ihren Ruf, Der Verwalter, der an ine 
folche Stelle gefegt ‚wird, darf nicht ein gewöhnlicher Rechner 
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oder Verwalter, ſondern muß ein. völlig gebildeter Mann und 
Menfchentermer fegn, der Kraft und Strenge mit Milde und 
Menfchlichkeit vereinigt, und der zugleich Das ganze Detail 
diefer Verwaltung, und befonders diefe Befchäftigung genau 
fennt. Sch glaube, daß, da dieſes Mafregeln find, die fich 
nicht fo im Augenblic ausführen laffen, Lie Regierung bei ein— 
tretenden Fällen duch Rückſichtnahme auf ſolche Eigenfchaften 
der Verwalter twefentlich beitragen wird, Tas Beffere zu fördern, 

Minifterialratd Frey: Es iſt hier gefagt, Daß der Ertrag 
der verfchiedenen Anſtalten fehr von einander abweicht, und ich 
will nur einzelne Momente herausheben, worauf diefe Abwei⸗ 
chung beruht. Es beruht einmal darauf, daß die Arbeitslöhne 
an einem Ort bedeutend, und an dem andern weniger bedeu⸗ 
tend find, und darauf, daß die Boranfchläge nicht auf dem 
Reinertrag der Gewerbe, fondern auf der. Ablieferung beruhen, 
die Gewerbe haben nämlich bis jeßt nicht ihren ganzen Reiner 
trag abgeliefert, fondern nur fo viel, als fie entbehren zw 
können glaubten, und der Weberreft it gewöhnlich Ten Ges 
twerbscaffen zu Ausdehnung ihres Betriebscapitals- oder zu Er 
baltung deffelben verblieben. In Zukunft wird diefe Art des 
Unterhalts wegfallen, und es ift ſchon die Anordnung getroffen 
worden, daß der Reinertrag jährlich abgeliefert werde, weß⸗ 
halb auch der wirkliche Ertrag fich jährlich um ungefähr 3000f. 
gegen den früheren erhöhen wird. 

Geh. Neferendär Ziegler: Daß Im Bruchfal die Arbeiten 
nicht fo viel Ertrag gewähren als anderswo, fommt daher, daß 
dort bei weitem die größte Zahl der Sträflinge kürzere Zeit zu 
verweilen haben, während folche in Mannheim beinahe aus« 
ſchließlich auf Längere Zeit verurtheilt find, und es iſt natürlich, 
daß Leute, die nur kurze Zeit da find, der Anftalt wenig Er 
trag gewähren, während diejenigen, die auf viele Jahre vers 
uetheilt find, fich in den Profeffionen weit müglicher einüben- 
können. Auf der andern Seite ift auch nicht möglich, daß 
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durch die Arbeiten, was man Schanzarbeiten nennt, in Bruch⸗ 
fal verdient wird, was man in Freiburg verdienen kann. 


Man hat vor Kurzem in Freiburg die Einleitung getroffen, 
die Arbeiten an einen Unternehmer zu geben; es iſt das Vor⸗ 
haben im öffentlichen Blättern ausgefchrieben umd zu hoffen, 
daß es ein günftiges Refultat haben werde, worüber jedoch erſt 
auf dem nächften Landtage die Vorlage erfolgen kann. 


Sander: Es iſt nicht zu zweifeln, daß jede Arbeit und Ber 
fchäftigung der Strafgefangenen allerdings von fehr vortheil- 
Haftem Einfluß auf die Verbefferung der Strafgefangenen ift, und 
man in fo fern ohne Zweifel darauf zu fehen hat, daß fie bes 
fchäftigt werden. Man kann daher nach dem Arbeitsertrag ans 
nehmen, in wie weit die Befferung der Sträflinge fleigt oder 
fällt. So ganz ficher aber ift diefe Berechnung doch nicht, und 
Das erfte Erforderniß einer guten Strafanftalt ift die Beſchaͤfti⸗ 
gung nicht, ſondern auf die moraliſche Verbeſſerung Der Ger 
fangenen ift der Hauptaccent zu legen. Man hat es 5.2. in 
Breft fo weit gebracht, daß jeder Strafgefangene beinahe fich 
durch feine Arbeit ernährt, und nur 10 Franken für den Kopf 
darauf gelegt werden müffen. Diefes hat aber nicht Die Folge, 
dag er num moralifch gebeffert wird, fondern das tritt ein, daß, 
wenn in diefes Strafgefängniß ein Gefangener fommt, der für 
immer zu den Sträfarbeiten verurtheilt wird, falld er auch bei 
weitem der ſchlimmere ift, er auf das forgfältigfte behandelt, 
und in Krankheitsfällen gepflegt wird, darum, weil er ein 
fehr guter Arbeiter zu werden verfpricht, während Jener, der 
nur kurze Zeit da ift, und alfo bei weitem nicht fo ftrafbar war, 
feine PBrofeflion mehr lernen kann, uur —— und miß⸗ 
handelt wird. - 


Darum follte auch bei uns nicht fo fehr auf den Ertrag der 
Arbeit, als auf die Art ihrer Vertheilung, und in fofern auch 
befonders auf die Vertheilung der Strafgefangenen felbft ge: 


— 
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fehen werden, Man bat, fo viel ich weiß, mwenigflens bei ung, 
gar feine feſten Grundfäge hierüber, außer dem allgemeinen, 
daß in der Regel der Strafgefangene in jenes Strafgefängniß 
kommt, das in dem Bezirk des Gerichts liegt, welches das Ur⸗ 
theil fällt, und der ſchwerere, auf längere Zeit verurtheilte, 
Verbrecher nah Mannheim gebracht. wird. Hinfichtlich der 
Beſſerung der Sträflinge ift aber fehr zu bedauern, Daß diefes 
geſchieht. Man ſchickt oft Leute nah Mannheim, die wegen 
eines- Zodtfchlags im Affect auf 10 Jahre verurtheilt wurden, 
und doch ift diefes vielleicht ein geringeres Verbrechen, als 
Diebftahl, Unterſchlagung oder andere Laſter, die mehr eine 
MVerdorbenheit der Seele verratben. Es kommt aber Tod 
Sener in daffelbe Gefängniß, wo die fehwerften Verbrecher 
figen, und er, an dem am meiften zu retten ift, wird am 
meiften verdorben, Es wäre zu wünfchen, daß von Seiten des 
Zuftizminifteriums darüber Etwas an die Gerichte ergienge, 
daß man fie darauf aufmerkfam machte, und befonders in den 
einzelnen Strofgefängniffen die Abänderung getroffen werde, 
daß man Jene, die aus Leidenfchaft ein Verbrechen begehen, 
mehr zu einander thut, als Diejenigen, die aus Verdorbenheit, 
j. B. der Dieb aus Eigennug oder aus ſchlimmeren Eigenfchafr 
ten, ihre Verbrechen begangen haben, Darin fann viel gefchehen 
Durch gute Einrichtungen, und befonders Dadurch, daß man die 
Gerichte von den Grundfägen, die man über die Strafgefäng- 
niffe aufgeftellt hat, und von denen fie gar nicht in Kenntnig 
gefegt find, mehr unterrichtet. 

Witzenmann: Wegen tes geringen Verdienftes in Pforz⸗ 
beim habe ich Nachrichten eingezogen, und von dem Verwalter 
die Auskunft erhalten, daß diefer befonders Daher fommt, daß 
diefe Leute nur ganz kurze Zeit in der Anftalt feien, und nicht 
den gehörigen Unterricht erhalten fönnten. 

Die übrigen Anträge der Commiffion : 

1) „Die Einnahmen der Amtscaffen Verwaltung mit 


\ 


204 “ Berhandlungen der IE. Kaumer. 


21,150 ff. Dagegen aber auch die Laſten und Verwaltungs: 
foften mit 2200 fl. zu genehmgien.“ 
2). „Die eigenen Einmahmen der Siechenaunſtalt zu Pforz- 
heim mit jährlichen 412 fl. zu genehmigen.” 
3) „Die eigenen Einnahmen der Serenanftalt 
zu Heidelberg mit . . . on. 7370 fl. 
jene der Irrenanftalt zu Pforzheim mit oo. Mi 
Im Ganzen mit 8592 fl. 
zu genehmigen.” ü 
4) „Die eigenen Einnahmen des allgemeinen Arbeitshaufes 
zu Pforzheim mit 3,318 fl. zu genehmigen.“ 
5) „Die eigenen Einnahmen der Straßenbauverwaltung 
mit 10,900 fl. zu genehmigen.“ | 
6) „Die. Einnahmen des Landesgeftütes für die Jahre 
18°%/s5 mit jährlichen 1,925 fl. in das Budget aufzunehmen.” 
7) „Die. Kammer möge die wiederholte und dringende 

Bitte an die Regierung ftellen, die Einnahmen und die Laften 

und Berwaltungskoften der Badekaffe mit den erforderlichen 

Nachweifungen über das Vermögen derfelben den Ständen 

zue Aufnahme in das. Budget alsbald vorlegen zu Laffen.“ 
wurden ohne Erinnerung angenommen, worauf namentliche 
Abftimmung über das Ganze und einftimmige Genehmigung 
erfolgte. - 

Der BPräfident macht hierauf zwei Deittheilungen der 
erften Sammer befaunt ‚- wornach diefelbe : | 

1) Der Adreffe der zweiten Kammer an Se. königl. Hoheit 
den Großherzog, Das Recht der Aufficht der Stände über Die 
Verwaltung der Stiftungen betr., nicht beigetveten iſt. 

Deilage Kr. 1. 

2) Der weitem von der zweiten. Kammer beſchloſſenen 
Adreffe, mehrere Maßregeln in. Beziehung auf die Sicherung 
der perfönlichen Freiheit der ————— betreffend, 

Beilage Nr. 2. 


— 
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den Beitritt verfagt hat, worauf zur Erledigung von Petitionen 
gefchritten wird. 


Rettig v. Sch. berichtet für den Abg. Gerbel über die 
Bitte Der Seraeliten in Wangen, Amts Radolphszell, ihre 
bürgerlichen Verhältniffe betr. 

Beilage Nr. 3. 

Buhl: Sch halte Ten Antrag der Commiſſion allerdings für 
gegründet, denn es iſt zu wünſchen, daß diefe Verhältniffe 
geordnet werden. Die Regierung wird dann auch Veranlaſſung 
nehmen, bei der Reviflon der Gemeindeordnung, die auf Dem näch- 
ften Landtage Statt finden wird, das Erforderliche einzuleiten. 


Rettig v. 8.: Ich muß den Antrag auch noch in einer 
anderen Hinficht unterflüßen. Es ift nicht zu verfennen, daß 
ten SIeraeliten bei Vertheilung von -Staatsgeldern, bei den 
Umlagen in den Gemeinden zu verfchiedenen öffentlichen Zwecken, 
woran fie feinen Theil nehmen, befonders zur Unterfügung 
örtlicher Armen, in manden_Orten Unrecht gefchieht. Sie 
müffen concurricen, und wenn fle eines Beitrags bedürfen, fo 
erhalten fie nichts, Dieß ift eim Gegenftand, Der nicht geradezu 
auf den mächften Landtag zu vertagen feyn dürfte, fondern es 
wäre zu wünſchen, daß die Regierung von diefer Petition Ans 
laß nehme, um dieſem theilweis beftehenden Unrecht im Wege 
der Verordnung einftweilen zu fteuern. 


Fecht: Was die erfte Behauptung des Redners betrifft, 
daß die Seraeliten zu Schulanftalten beitragen müffen, fo liegt 
eine Vorſtellung bei der Petitionscommiffien, warum fie fors 
dern, daß auch fie und gerade auf Tiefelbe Weife in allen den 
Fällen, wo der Staat Schulen in armen Gemeinden unters 
fügt, ein gleiches Recht erhalten follen. Die Petitionscom⸗ 
miſſion bat fich auch bereits entfchloffen, dieſen Antrag der 
Söraeliten der Kammer zur Genehmigung vorzulegen, indem 
fie fand, daß, da fie im Allgemeinen zu den Schulanftalten 
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beitragen? müffen, es auch gerecht und billig fei, auch ihnen in 
geeigneten Fällen Unterſtützung zu gewähren. 

Befhluf: Ans Staatsminifterium zur geeigneten Berüd- 
fihtigung Die Petition zu verweifen. 


Fecht berichtet über die Bitte des Diakonus Zittel in Lör- 
rad, um Erweiterung der für die Bildung von Zöglingen des 
Handels» und Gewerbsftandes beftehenten Lehranftalt auf Dem 
Pädagogium in Lörrad). 

Beilage Nr. 4. | 

Befchluf: An die Schulcommiffion zu verweifen. 

Martin berichtet über Die Bitte des Gemeinderaths und 
Bürgerausfchuffes der Stadt Eppingen um Erweiterung Der 
Geftütsanftalt in der Art, daß Dafelbft eine befondere Beihäl« 
ftation errichtet werde, fo wie über ein ähnliches Gefuch Der 
Gemeinden des Amtsbezirts Rheinbifchoffsheim. 

. Beilage Nr. 5. Ä 

Befchluf: An die Budgetscommiffion zu verweifen. 

Der Abg. Afchbacd berichtet 1) über Die Bitte der Gemein- 
den Hüfingen und Hägelberg im Bezirksamt Lörrach, um Rück— 
erfaß eines an die Forftlaffe für Ablöfung einer Holzabgabe 
bezahlten Kapitals son 2200 fl. 

Beilage Nr. 6. 

Beſchluß: Ans Großh. Staatsminifterium mit Empfeh« 

[ung zu vermweifen, 


2) Ueber Die Bitte des Studenten Ludwig Mühlfeyth dahier 
um Anftellung. 
Beilage Nr. 7. 

Rettig v. K.: Es if doch nothwendig, auszufprechen, daß 
man das Bedauern der Petitionscommiſſion nicht theile. 

Schaaff: Icht 
der Petent ſelbſt ſa 
den fommten laſſen. 


heile dieſes Bedauern auch nicht, nachdem 
gt, daß er ſich Kaſſeneingriffe habe zu Schul⸗ 


- 
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Aſchbach: Auch den gefuntenften Menjchen kann man 
wegen feines Schickſals immer bedauern. 

Schaaff: Allerdings, aber nicht deßwegen, weil er feine 
Unterkunft im Staatsdienft findet. 

Aſchbach: Das Bedauern geht auch nicht Darauf, fondern 
auf feine Familie, die gar kein Unterfommen bat. 

Schaaff: Diefes Bedauern theile ich auch. 

Buhl: Das Bedauern der Commiſſion kann nicht weiter 
geben, als wie man jedes Unglück bedauert, und diefes Llns 
glück ift ein recht großes. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung. 

3) Ueber die Bitte der Gemeinden Kirlah und Neudorf, 
um Vollzug der fürftlich Styrumfchen teftamentarifchen Stiftung 
zur VBeſſerſtellung der Lehrer und Abfchaffung des Schuls- 
geldes. 

Beilage Nr. 8. 

Staatsrath Winter: Ich habe Ihnen darüber eine Erläutes 
rung bei Anlaß der Discuffion über das Auffichtsrecht der 
Stände bei Stiftungen gegeben, und noch ehe diefe Petition 
ans Staatsminifterium fommt, wird die Sache dort entfchieden 
feyn, wie viel nämlich den Bruchfalfchen Gemeinden zu dieſem 
Zweck zugewieſen werden folle. 

Rettig v. K.: Ich unterflüße den Antrag der Petitiongs 
commiflion, dehne ihn aber noch etivas aus. Es ift nämlich 
bei Gelegenheit der Berichterftattung über die Motion des Abg. 
Trefurt gleichzeitig auch eine Zahl von Petitionen erledigt 
worden, befonders eme in der Zöften Sitzung Namens der 
Stadt Konftanz überreichte. Diefe Petitionen hatten gemeins 
fchaftlihes Schickſal mit dem Befchluß der Kammer über die 
Motion, dem die erfte Kammer nicht beitrat. Es ſteht mir im 
YAugenbli fein Urtheil weder über den Beichluß der erften 
Kammer, noch-über die Zufammenfegung ihrer Sommiffion zu, 
die aus drei Mitgliedern der Kirchenfektion befanden hat. Ich 
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glaube aber, daß daraus nicht gerade folgen follte, daß hun 
diefe Petitionen damit dem Todesfchlaf unterliegen follen, und 
fehlage Daher vor, die Kammer möge befehließen, jene Petitionen, 
die in der Vorausſetzung, daß unferen Befchlüffen zu jener 
Motion beigefreten werde, auf diefe Art erledigt worden find, 
wieder zu erheben, damit fie an Tas GStaatsminifterlum zur 
‚ geeigneten Berüdfihtigung abgegeben werden können, _ 

Dörr: Ich unterftüge dieſen Antrag mit der weiteren Bitte, 
daß die von mir. früher zur Sprache gebrachte Angelegenheit Des 
Gutleuthausfonds in meiner Gegend berücfichtigt werde. 

Staatsrath Winter: Entweder enthalten dirfe Petitionen 
fpecielle Verlangen oder Anfprüche an Stiftungen, fo gehört 
diefes nicht zu der allgemeinen Frage über die Verwaltung der 
Stiftungen überhaupt, fondern dieſe fpeciellen Bitten müffen 
natürlich bier geprüft und dem Staatsminifterium überwieſen 
werden, und wenn fie in den allgemeinen Bericht übergegangen 
find, fo haben fie dorthin nicht gehört, denn die Forderung, 
die dieſe Gemeinden machen, beruht nicht Darauf, daß die Stif 
tungen nicht gut vertvaltet werden, fondern Darauf, Daß man 
ihnen bisher feinen Antheil gegeben habe. Hat nun die Stadt 
Konftanz auch eine-folche Bitte, Daß man ihr irgend einen Ans 
theil an der Stiftung verweigert, fo muß fie auch dorthin ges 
geben werden. Sind es aber allgemeine Beſchwerden wegen 
befferer Adminiftration, fo wird kein Menſch beffer Gelegenheit 
haben, als der Herr Redner felbft, diefe Gebrechen zu heben, 
teil Die Stiftungen unter feiner Verwaltung flehen. 

Rettig v. K.: Sch werde nun meinen Antrag auf eine 
andere Zeit verfchieben. 

Herr: Ich habe hier den Commiſſionsbericht in der Hand, 
der in der erften Kammer über die verunglückte Adreſſe erfolgt 
iſt, und muß bemerken, daß wir jetzt wahrſcheinlich mit einer 
großen Menge von Vorſtellungen, die einſtweilen in der Hoff⸗ 
nung, daß den Gebrechen werde abgeholfen werden, in sus- 
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penso geblieben find, überfehwenumt werden, wie z. B. ih 
in dem Fall bin, anzeigen zu müflen, Daß ich Drei Dugend zur 
Vorlage bereit habe, die ſaämmtlich Durch Genehmigung unferes 
Befchluffes abgethan geivefen wären. Es wird übrigens nächs 
ſtens bei Gelegenheit der Eingabe des Frhrn. v. Weflenberg 
Anlaß geben, ausführlich Darüber zu verhandeln. 

Aſchbach: In Beziehung auf den Antrag des Abg. Rettig 
muß ich bemerken, daß Die vorliegende Petition nur die Reclas 
mation einer befonderen Stiftung betrifft, während die von 
dem Abg. Rettig angeführte Petition eine allgemeine Tendenz 
hat. Sie trifft mit jener Motion zufammen, die der Abg. Tre 
furt flellte, und wegen der Einheit des Gegenſtandes wurde 
fie in dem Bericht über jene Motion zugleich behandelt. Da 
nun unfere Hoffnung nicht erfüllt wurde, fo bleibt nichts übrig, 
als diefe Petitionen von der Commiſſion zu reklamiren, und 
etwa den Vortrag über die Motion als Bericht hierüber gelten 
zu laſſen, jedoch mit einem befonderen Antrage. aus Staats« 
minifterium zu geben, worüber übrigens befonders wird abges 
fimmt werden müffen, da dieſer Gegenftand der vorliegenden 
Petition nicht wohl angehängt werden kann. 

Befhluß: Die Petition ans Staatsminifterinm mit Ems 
pfehlung zu verweifen, 

4) Ueber die Petition der Gemeinde Riedlingen, Amts Lörs 
sach, um Aufhebung einer-alten Abgabe, 

Deilage Nr. 9. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung. 

5) Weber die Bitte des penfionirten Kreisfefretärs veu ii 
Engen, um Verwendung für Wiederanftelung. | 

Beilage Nr 10. _ 

Merk: Ich uuterftüße den. Sommiffionsantrag, denn die 
Penfionirung dieſes Mannes in einem fölchen Alter mit voller 
Lebenskraft und mit folchen Zeugniffen, hat nebft dem Unter⸗ 
laſſen feiner Wiederanftellung etwas Auffallendes, befonders 
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da er fich immer bereit hiezu erflärte. Er ſteht auch nicht auf 
einer fo hohen Stelle, daß feiner Wiederanſtellung noch dem 
Maß feiner Fähigkeiten etwa Anftände hätten entgegen ſtehen 
können, und es feheint faſt, daß diefer Anftand. darin: gelegen 
fei, daß er fandesherrlicher Beamter war, und es dann immer 
etwas ſchwierig hält, in landesherrlichen Dienften angeftellt zu 
werden, 

Duttlinger: Ich unterflüge den Commiffionsantrag auch. 
Hier ift von einem Mann die Nede, dern ih das Zeugniß. aus- 
fielen kann, daß er einen wackeren unbefleckten Charakter hat, 
in welcher Hinficht er nicht den entfernteften Vorwurf verdies 
nen wird. Wenn er auch nicht für alle Staatöftellen geeignet 
ift, fo bin ich Doch überzeugt, daß es bei unferen Staatseins 
richtungen Stellen giebt, für die er das erforderliche Geſchick 
hat. Ich meine, es fei ein großer Fehler in unferem Penſions⸗ 
foftem, daß man einen Staatsbeamten, wenn er einer Stelle 
nicht gewachſen ift, -ohne Weiteres penfionirt, ohne daß man 
ihm an eine andere Stelle feßt. Der Petent Hat gewiß Geſchick 
für irgend eine Stelle, und da er noch ein junger Mann ift, fo 
wird er, fobald er im Rang und Gehalt nicht zurückge⸗ 
fegt wird, fich eine andere Staatsſtelle ſelbſt dann gefallen 
laffen, wenn die Gefchäfte zu einer niederern Kathegorie ges 
hören, als die Gefchäfte des frühern Staatsamtes. Die Gefege 
des Landes werden nicht Dadurch verlegt, wenn man einent 
Staatsbeamten Gefchäfte einer niederen Kathegorie zumeist, 
wenn man ihm Rang und Gehalt läßt. 

Rettig v. K.: Sch theile die Anficht des Abg. Dutts 
linger, daß Leute, die fih für den Beruf, wofür man fie 
beftimmt hatte, nicht genügend vereigenfchaften, fich gefallen 
loffen müffen, nach ihren Kräften befchäftigt zu werden. Ich 
theile aber auch den Grundfag, den die Commiffion erft vor 
wenigen Minuten ausgefprochen bat, daß es nämlich nicht zu 
dem Gefchäftskreis der Kammer gehört, einzelne Empfehlungen 
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zu Staatsanftellungen auszufprechen. Das iſt ein fehr miß- 
liches Geſchäft, weil man in der Regel in der Kammer nicht fo 
unterrichtet ift, um den Mann felbft zu kennen, und weil dass 
jenige, was einzelne Abgeordnete von diefem oder jenem Mann 
wiſſen oder glauben, Doch nicht Tie Lleberzeugung der Kammer 
iſt, fo daß es mehr als eine Art von Gompliment für Einen 
oder den Andern, der durch Mitleid vielleicht etwas aufgeregt 
ift, erfcheint, wenn die Kammer eine foldhe Empfehlung bes 
ſchließt. Es gehört mit zu den größten Leiden, die der Vers 
fand einer Stelle haben kann, und ich möchte wohl auch einen 
oder-den anderen Collegen in diefer Binfiht zu Zeugen auf: 
rufen, wenn man ihm folche Leute zutheilt, die man nur ans 
ſtellt, daß etwas erfpart wird. Das ift aber feine Erfparniß, 
fondesn im Gegentheil; Leute, die den Gefchäften nicht gewach⸗ 
fen find, find eine wahre Plage für ihren Vorſtand und ihre 
Mitarbeiter, befonders aber für die Stellen, die den Mittel 
ftellen untergeben find. Ohnehin ift es Doppelt bedenklich, auf 
ein bloßes Zeugniß des Mitleids hin eine folche Anftellung auss 
zufprechen, und mir follten auf unferm Boden ftehen bleiben, 
von. wo wie in, dem Anftellungswefen nichts mitzufprechen 
haben. Sie kann allerdings den Wunfch ausdrüden, es foll 
Niemand zurücgefegt und feine unnöthige Penfton ausgegeben 
werden, aber diefen Wunfch auf den einzelnen Mann anzutvens 
den, ift mißlich; deßhalb trage ich auf Tagesordnung an. 
Aſchbach: Der Grundfaß der Petitionscommiffton der vor 
wenigen Minuten ausgefprochen wurde, und woraus der Abg. 
Rettig einen Schluß ziehen will, ift hierher nicht antwendbar, 
und es kann alfo nicht der Schein einer Inconfequenz den jeßigen 
Bericht treffen. Diefer Gruntfag wurde in Beziehung auf 
Leute ausgefprochen, Die das erftemal um eine Anftellung bitten, 
und da fagte die Commiſſion, die veranttvortliche Regierungss 
behörde müffe beurtheilen können, ob ein folches Anſtellungs⸗ 
geſuch, wenn es eine beftimmte Stelle ift, bewilligt werden 
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fönne. "Hier handelt e3 fich aber um einen andern Fall, naͤm⸗ 
lich Davon, wo ein Mann angeftellt var, und penfionirt, umd 
dadurch Das Staatsvermögen belaftet wurde, und von einem 
Fall, wo das Staatsminifterium felbft drei Minifterien ems 
pfohlen hat, Diefen Mann bei der erften Gelegenheit anzuftellen, 
wo aber die vielen Anmeldungen des Mannes doch. nicht berück⸗ 
fichtigt worden find. Hier ift nicht mehr von einer allgemeinen 
Dualification Die Rede, fondern von einem Recht. Des Indivi⸗ 
duums, Tie Zuficherung der Staatsbehörde in Erfüllung gehen 
zu fehen, und dann von einem allgemeinen Intereffe des Staats, 
daß der Penſionsetat nicht ohne Noth belaftet erfcheine, ein 
Sutereffe, Das. von Der Budgetsconmiffion ja fo kräftig gehand⸗ 
habt wird, Don diefem Gefichtspunft ausgehend, wird alfo 
der Commiffionsäntrag gewiß motivirt erfcheinen, und das Ars 
gument des Abg. Rettig hier feine Anwendung finden. 

Rutſchmann: Der Here Berichterflatter hat vorgetragen, 
was ich fagen wollte, indem auch ich mich mit dem Abg. Ret- 
tig. nicht vereinigen kann. 

. Merk: Der Abg. Rettig hat ganz den Geſichtspunkt ver« 
rüct, von dem wir ausgegangen find, Wir wollen hier nicht 
den Gebrauch einführen, Anſtellungen zu empfehlen , die erft 
nachgefucht werden, fondern wir haben im Hinblid auf die 
Penfionslifte diefe reinigen wollen, und auf Männer, von denen 
man Notiz hat, Daß es möglich fei, ihre Activirung zu bewirken, 
die Regierung aufmerkfam zu machen, was allerdinga im Ge⸗ 
fchäftäfreis diefer Kammer liegt. 

Rettig v. 8.: Ich befchränfe_ mich hienach auf den Wunfch, 
bie Regierung möge den Bittfteler dem Abg. Merk zum 
Collegen geben. 

Staatsrath Winter: Ich babe mich nicht über Die Sache 
ausgefprochen, weil die Commiſſion feine Acten gefordert hat. 
Wahrfcheinlich werden aber hier Gründe im Spiel ſeyn, die 
ich nicht Öffentlich fagen möchte. In öffentlicher Verſamm⸗ 
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lung: mein. Urteil über die: Fähigkeiten eiries Mannes auszu⸗ 
fprechen, dazu. fühle: ich * in keinem Falle berufen und ver⸗ 
pflichtet. 


Bekk: Immer iſt ed nur die perſoͤnliche Tuͤchtigkeit des 
Mannes, die hier entſcheiden kann, und das iſt richtig, daß 
die Kammer von der Tüchtigkeit oder Untüchtigkeit des Petenten 
gar feine Kenntniß bat, ihn alfo auch nicht empfehlen kann. 
Hier ift es gerade fo, wie wenn ein neuer Kandidat empfohlen 
würde, denn der Grund, daß man die Penſion wegbringe, iſt 
doch für fich allein nicht entfcheidend, teil der andere Umſtand, 
ob nämlich der Mann paßt, der Dauptgrumd if, und darıım 
wird nichts anderes übrig bleiben als die Tagesordnung. 


Aſchbach: Der Abg. Bekk feheint überhört zu baben, daß 
nach einem Erlaß des Staatsminifteriums dv. März v. 9. vie 
Bitte des Petenten um Wiederanftellung drei Minifterien zur 
Berücfichtigung bei eintretender Gelegenheit empfohlen worden 
ift, und darauf hat die Petitionscommiffion angenommen, daß 
kein Grund vorhanden fei, ihn für unfähig zu halten, 


Bekk: Diefer, Grund ſpricht für mich, denn wenn das 
Staatsminiſterium dieſen Mann drei Miniſterien zur Berückſich⸗ 
tigung empfohlen hat, und dieſe drei nicht darauf eingegangen 


ſind, ſo möchte man eher vermuthen, es müſſe mit ſeiner zu 
tigkeit nicht viel ſeyn. 


‚Buhl: Der Abg. Bett hat meine Meinung ausgefprochen, 
Aus diefer Empfehlung des Stoatsminifteriums kann ich. nichts 
Anderes erfehen, als die Aeßerung defjelben, daß wenn der 
Mann zu brauchen fel, fo möge man ihn anftellen, und wenn 
nicht, fo. möge man es gehen laſſen. 

KNegenauer: Der Herr Berichterflatter wird auch keine 
ein haben, daß bis jegt eine folche MOORE Ge⸗ 
— eingetreten iſt. 

Beſchluß: Zur, —— zu gehen. 

1063, II, KR. Prot. 153 Heft. ß 
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- 6) Ueber Die: Bitte des vormaligen botanifchen Gaͤrtners 
Joſeph Künzler in Freiburg um Erhöhung feiner. .. 
Beilage Nr. 11. 

Befhluf: Zur Togesorbnung zu gehen. 

7) Weber bie Bitte des Gürtlers Friedrich Pauli von bier, 
die gegen ihm ausgefprochene Mundtodterklärung betr. 
| Beilage Nr, 12. 
| veſchluß: Zur Tagesordnung überzugehen. 

8) Ueber die Bitte des Webers Georg Zimmermann und 
Conſorten zu Lahr, um Verwendung hinfichtlich der Nachzeh ⸗ 
lung von 346 fl. für on die Saline Rappenau gelieferte Salz⸗ 
fäde. 
| Beilage Nr. 18. 

Merk: Ich trage_auf Tagesordnung an, denn es iſt eine 
reine Rechtsſache, und glaube nicht, daß wir und darauf ein 
laſſen tönnen, vorher zu unterfuchen ob folche Rechtsfachen 
mehr oder weniger gegründet feien, ohne die Akten bei der 
Hand zu haben. Wir müffen bei dem Grundfaß bleiben, ung 
in Rechtsfachen nicht zu mifchen. 

Kröll: Ich unterftüge den Antrag der Petitionscommiſſion. 

Wenn die Säde nicht muftermäßig waren, fo hätten fie ſollen 
zurückgegeben, und nicht von der Salineninfpection gebraucht 
werden. - 

Buhl: Die Bemerkung des Abg. Kröll kann mich nicht 
überzeugen, denn die Salinenverwaltung kamn einen Vertrag 
abgefchloffen haben, und in der Nothwendigkeit geweſen feyn, 
die ſchlechten Säcke zu behalten, teil fie fonft Feine hatte. 

‚Dörr: Es if zu bedauern, daß man diefe Säde annahm, 
denn das was dadurch verloren geht, müffen die übrigen Staats⸗ 
angehoͤrigen leiden, Man follte gar Eeine ſchlechte Saͤcke ans 
nehmen, und dafür forgen, daß gute geliefert werben, dem 
die Klage über die ſchlechten Säde herufcht tm ganzen Sande, 
da auf einem Wege von. 50 Eitunden wegen der Schlochtigkeit 
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diefer Saͤcke oft 10 Pfund im einem Sack fehlen. Uebrigens 
bin ich auch für die Tagesordnung. 

Schaaff: Der Antrag der Gommiffion wurte mit tem 
Motiv unterftüßt, daß wenn alles fo fei, wie der Mann fage, 
ihm großes Unrecht widerfahren, und er der Empfehlung wür⸗ 
dig ſei. Das gebe ich zu, allein wit mmüffen vorher wiſſen, ob 
alles fo tft, ehe wir Jemand empfehlen, und bier mo der 
Rechtöweg offen fleht und angezeigt ift, glaube ich nicht, daß 
es Sache der Kammer iſt, irgend eine Thätigkeit zu äußern. 

Aſchbach: Die Commiffton war weit entfernt, über das 

Rechtmäßige der Bitte eine Aeußerung zu than, fondern hat 
geradezu erflärt, daß fie dieſes nicht vermöge, allein die bes 
haupteten Verhältniffe find doch von folcher Wichtigkeit, daß 
fie bei einer nochmaligen Prüfung den Staat vor einem koſt⸗ 
fpieligen Proceß behüten könnten, und ſelbſt wenn in der Form 
gefehkt worden wäre, fo könnte doch zu diefem Behuf die 
Kammer eine nochmalige Würdigung der Sache empfehlen. 

Sch fehe auch nicht ein, warum nicht die Regierung über: 
haupt bei einem privatrechtlichen Verhältniß vorher erwägen 
fotte, ob fle es auf einen Rechtsftreit ankommen laffen fol 
oder nicht, denn in jeder geordneten Haushaltung iſt ber 
Brauch, daß wenn eine Sache flreitig wird, man foldhe ab- 
zumachen fucht, ohne daß man es auf gerichtliche Einſchreitung 
anfommen läßt, und wenn mın die Verhältniffe Hier fo find, 
daß man glaubt, es könne etwas noch ertvogen werden, ſo if 
gewiß der Commiffionsarttrag gegründet, der auf eine noch⸗ 
malige Untetfuchung gerichtet tft, 

Martin: Die Klagen des Ag. Dürr im Betreff ber 
ſchlechten Salzſäcke find allerdings gegründet, allein bier M 
die Rede nicht von einem neueren Vorgang, fondern det Streit 
vatirt ſich noch Yon der Zeit her, wo die Salinenetabliſſements 
eben errichtet worden find. Es tar damals genau die Friſt 
beftimmt, innerhalb welcher die Säcke eintreffen follten, die 

8, 
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Verwaltung konnte nicht warten, bis andere Säcke befteltt 
und geliefert worden wären, fondern fie war genöthiget, Die ge- 
lieferten zu behalten, und: zum gleichbaltigen rn zu 
verwenden. 3 

Rutſchmann: Hier handelt es fi) von einer ———— 
Uebereinkunft. Der Petent hat ſchlechte Waare geliefert und 
ſtatt ſie zurückzuweiſen, was die Verwaltung hätte thun ſollen, 
hat fie ſich mit ihm über den feiner ſchlechten Waare entipre- 
chenden ‚ geringeren Preis verftändigt, womit er einverfianden 
war, und nun fommt er gleichwohl zum drittenmal mit feinem 
unbegründeten Gefuch um Nachzahlung. 

Schaaff: Wenn der Petent von dem Staatsminifterium 
abgetwiefen worden ift, fo muß Doch * in jedem Fall 
Gründe gehabt haben. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung — 

9) Ueber die Bitte der Gemeinde Riedöſchingen, Amts Hü⸗ 
fingen, den Beitrag ihres Zehentheren zu Erbauung eines neuen 
Schulhauſes betr. 

Beilage Nr. 14. 

Beſchluß: Mit Empfehlung ans Staatsminifterium zu 
verweiſen. 

Der Abg. Rettig v. SH. berichtet : 

1) Ueber die Bitte der 4 Hofbauern zu Mofßbronn, um 
Miederverleihung des verlornen Rechts zum Sammeln des Laus 
- bes und Lefeholzes. 

Beilage Nr. 15. 

Beſchluß: Was den Punkt der den Bittftellern angefeßten 
Frevelſtrafe betrifft, die Petition empfehlend ans. Staatsmini- 
fterium zu vermweifen. 

2) Ueber die Bitte der Jakob Biſchoffſchen Ehefrau in Kiffel- 
bronn, Amts Pforzheim, um Rechtshülfe in der Gant ihres 
Mannes. 


Bei lage Nr. 16. 
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Befhluf: Zur Tagesordnung überzugehen. 

3) Ueber die Bitte des Ambrofius Stiegler in Birfendorf, 
um Verwendung in einer Rechtsftreitfache gegen Jofeph Vogt 
von da ıc. wegen Aufhebung eines Kaufvertrages. 

Beilage Nr. 17. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung. 

4) Leber die Befchtverde der Gemeinde Röthenbach, Amts 
Neuftadt, die Beftimmung des Heimathsrechts, der Andreas 
Maierſchen Familie betr. 

Beilage Nr. 18. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung. 

5) Ueber die Bitte der Gemeindevorſtaͤnde des Amts His 
fingen, um Ausfolgung ihres Guthabens zu Kriegsleiftungen. 

Beilage Nr. 19. 

Wesel II.: Rüdfichtlich des erften Punkts ftimme ich der 
Commiſſion vollfommen bei, aber auch binfichtlich des zweiten 
Punkts finde ich den Antrag zweckmäßig, und felbft nothwen⸗ 
Dig, weil fehr viele Gemeinden gar nicht eingewilligt haben, 
daß ihre Beiträge zum Arbeitshaus vertvendet werden, fondern 
dieß nur auf Anordnung einer höheren Macht gefchehen ift. 
Wenn es übrigens auch bei dem Gefchehenen bleiben fol, fo 
dient es Doch zur Beruhigung der Gemeinden, wenn ihnen 
wirklich über die Verwendung des Geldes eine Rechnung vors 
gelegt wird. 

6. Tſcheppe: Schon bei dem le&ten Landtag habe ich aus— 
geführt, daß es fich mit der Einwilligung der Gemeinden nicht 
ganz richtig verhält, fondern folche im Gegentheil proteftirt 
haben, ob fie gleich in den Berichten an die Regierung als ein« 
willigend dargeftellt wurden, und es ift um fo nothivendiger, 
daß die Bitte, wiederholt wird, und die Regierung derfelben 
Gehör fohenkt, dieſe Rechnungen und überhaupt alle Akten 
vorzulegen. Ich habe mich erboten nachzumeifen, daß wenn 
von den Stockacher Amtsorten eine Unterfchrift vorbanden fei, 
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wonach fie eintwilligten, ich folche zum Voraus als falſch er⸗ 
kläre, weil ich weiß, Daß fie proteftift haben. 

Dörr: Ich muß das, was der Abg. v. Tſcheppe fügt, 
beftätigen, denn auch in meiner Gegend haben fich viele Ge- 
meinden öffentlich dagegen erklärt. Deſſen ungeachtet aber ift 
es gefchehen, und deßhalb fehr zu mwünfchen, daß diefe Ge- 
meinden beruhigt und die Rechnungen geftellt werden, 

Schaaff: Mit der Zuftimmung der Gemeinden in manchen 
heilen des Landes verhält es fich allerdings fo, wie die Abg. 
v. Tſcheppe und Dörr bemerkt haben. So ift es nämlich 
auch in dem Bezirk Moßbach und Eberbach, wo die Gameinden 
ausdrücklich Durch ihre Vertreter erklärt haben, daß fie nicht 
einwilligen, daß diefe Gelder in das Arbeitshaus fließen, fon« 
dern die Zuftellung ihrer Beiträge forderten. Darauf fam aber 
Die Verfügung, daß, da die größte Zahl der Gemeinden im 
Sande ihre Zuftimmung gegeben habe, man Diejenigen, die 
noch nicht eingewilligt haben, als ſtillſchweigend ihre Zuſtim⸗ 
mung nachertheilt habend anfehe, und die Gelder find nun im 
jenen Schlund gefloffen, woraus fie ſchwerlich mit Erfolg zu 
reklamiren feyu werden. Uebrigens hat, fo viel ich weiß, die 
Budgetscommilfion von der Regierung die Zufiherung erhalten, 
daß ihr alle Alten und Rechnungen über das Arbeitshaus vor— 
gelegt werden follen, und ich wünfchte von einem Mitglied der⸗ 
felben Auskunft darüber zu erhalten. | 

Ziegler: Die Zuficherungen find allerdings gegeben wor—⸗ 
den, und wenn die Vorlage erfolgt, fo wird der Anlaß ſeyn, 
weiter über den Gegenftand zu verhandeln, und entfprechende 
Anträge an die Regierung zu ftellen. | 

Schaaff: Wenn die Vorlage von der Regierung zugefichert 
if, und es blos noch an diefer fehlt, fo wird es eines befondern 
Ditte an die Regierung nicht bedürfen, 

Winter v. H.: Die Bemerkung des Abg. Ziegler if 
richtig, allein ſchon auf dam Landtag von 1831 find diefe Rech 
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uungen gefordert worden. Herr Staatsrath Winter hat 
zwar bemerkt, es ehe der Vorlage nichts entgegen ; da aber 
der Landtag bald zu Ende gehe, und die Machfuchung eine 
lange Zeit erfordere, fo werde wohl die Vorlage nicht mehr 
erfolgen können, 

Rettig v. Sch.: Da nach dem Bericht und den früheren 
Verhandlungen 15,000 fl, übrig fepn follen, fo läßt mich diefes 
vermuthen, Daß diefes Refultat aus einer Rechnung wird er. 
feben werden können. 

Duttlinger: Die Sache ift einfach, und ich glaube nicht, 
daß der Herr Regierungscommiffär, wenn er da wäre, beſon⸗ 
dere Auskunft noch geben könnte. Einige Gemeinden haben, 
wie fchon bemerkt wurde, ihre Zußimmung verweigert, uud 
andere folche gegeben, aber in Formen, in welchen eine rechts⸗ 
gültige Zuftimmung nicht ertheilt werden konnte. Mit andern 
Worten: Alle Gemeinden haben alle Diefe Beiträge, von denen 
die Rede ift, zu fordern, wie im Jahr 1831 und fehon bei 
früheren Landtagen von der Regierungscommiffion ſelbſt aner⸗ 
faunt morden if. Es iſt aber auch eine ausgemachte Sache, 
daß von der ganzen Summe von 150,000 fl. gegenwärtig nur 
noch ein ſehr Fleiner Reſt eriftirt, das Uebrige aber verſchwun⸗ 
den ift, woraus mothiwendig folgt, daß die Regierung um die 
- Vorlage eines Gefeges zu bitten ift, wodurch auf die Staats 
kaffe eine Schuld von beiläufig 150,000 fl. übernommen wird, 
um Gerechtigkeit gegen die Gemeinden zu üben. Denn ih 
glaube nit, Daß man es verantworten fönnte, wenn man 
bier die Uebung der Gerechtigkeit noch länger verzögem 
wollte! — | 

Schaaff: Herr Staatsrath Winter hat ſchon vor längerer 
Zeit die Vorlage eines Gefeßes wegen Uebernahme der Schul 
den diefes Arbeitshaufes zugeſagt. Ob aber darunter zu vew 
Sehen it, Daß jene Gelder, die den Gemeinden eigentlich ger 
hören, den Gemeinden erjegt, oder ob nur Diejenigen Schulden, 
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die außer der Verwendung jener. Gelder noch auf der damaligen 
Anſtalt des: Arbeitshauſes lafteten, aus der ur ver⸗ 
— werden ſollen, weiß ich nicht. 

Ziegler: Bei der bloßen Vorlage eines Geſetzes, wegen 
Uebernahme der Schulden, kann ſich die Kammer nicht be— 
ruhigen, ſondern ſie muß wiſſen, wohin das Geld kam, und 
— iſt die Vorlage der Rechnungen nothwendig. 

Es wird hierauf beſ chloſ ſen, über die Petition ſelbſt zur 
Tagesordnung zu gehen, "dabei aber die Regierung zu bitten, 
über die Verwendung der 150,000 fl. auf das Pforzheimer 
Arbeitshaus detailirte Rechnung vorzulegen, um hiernach beur- 
theilen zu können, was mit Erfolg für die Gemeinden des Lan⸗ 
des reclamirt werden koͤnne. 

6) Ueber die Bitte des Fran; Burger von Vicderbech, Amts 
Waldkirch, um Verwendung in einer Rechtsſtreitſache, gegen 
Altvogt Mayers Erben, wegen Wäſſerung. 

Beilage Nr. 20. 

Beſchluß: Zur Tagesordnung zu gehen. 

7) Ueber die Vorſtellung der Hofgerichtsadvokaten zu Frei⸗ 
burg, die Entfernung der Richter vom Referate, in Sachen, 
wo einer der Anwälte mit dem Richter in einem der, $. 59 der 
Procefordnung angeführten, Befangenheitsverhältniffe ſteht, 
betreffend. 

Beilage Nr. 21. 

Bekk: Ich bin der Anficht, daß hier nach der gBroceford: 
nung Fein Recufationsgrund vorhanden fei, und kann Daher der 
Meinung des Herrn Berichterftatters nicht beiftimmen. Es 
bandelt fich aber hier eigentlich gar nicht von einer Recufation 
im Sinne der Procefordnung, dern das Mitglied,; Das mit dem 
Advokaten verwandt ift, foll je nach dem Begehren der Advo⸗ 
katen nicht von dem Miturtheil ausgefchloffen, fondern ihm nur 
nicht gerade das wichtige Amt des Refpiciats übertragen wer: 
den, Bon dieſem Verhaͤltniß fagt die Proceßordnung gar 
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nichts, Indeſſen Liegt es ganz in der Natur der Sache, daß 
der Vorſtand des Kollegiums, auch ohne daß das Gefeg ihn 
dazu antveist, ſchon von ſelbſt ſo vorſichtig ſeyn ſollte, um 
allen Anlaß zur Verdächtigung zu entfernen, auch Das Reſpi— 
ciat, fo weit es ohne Störung der Gefchäftsordnung nur immer 
gefchehen kann, nie einem Referenten zu übertragen, deffen 
nächiter Verwandter der Anwalt if. Su dieſem Sinne unter⸗ 
ſtütze ich alſo den Commiſſionsantrag. 

Merk: Ich unterſtütze ihn auch und bemerke nur, daß feit 
dem die Advofaten hier eine Art von Mißtrauen ausgefprochen 
haben, auch feit diefer Zeit möglichft Rückficht darauf genoms 
men wird, daß der Refpicient in Feiner der erfbähnten Bezie⸗ 
hungen Rebe. 

Beſchluß: Verweifung ans Staatsminifterium zur geeig- 
neten Rückſichtsnahme auf die von der Commiſſion gemachten 
Borfchläge. | 

Nachdem nun noch der Abg. Bekk die Redaktion der Abän— 
derungen des Forftgefeßes vorgetragen hatte, und folche ge— 
nehmigt worden find, wird die heutige Sißung gefchloffen. 


Zur Beurkundung des erfolgten Prüfung und Genehmi—⸗ 
gung des Protokolls. 


Der Secretär: 
Mörde s. 
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Beilage Nr. 1 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sißung v. 1. Oct. 1898. 


An das hochverehrliche Präfidium der zweiten 
2 Kammer der Ständeverfammlung. 


Die erfte Kammer hat in ihrer öffentlichen Sigung vom 
g0ten d. M. befchloffen, der dortfeitigen ehrerbietigften Adreffe 
an Se. königl. Hoheit Ten Großherzog, das Mitauffichtsrecht 
der Stände bei Verwaltung der Stiftungen betr., nicht beizus 
treten. 

Sch habe die Ehre, das hochverehrliche Präſidium der zwei—⸗ 
ten Kammer hiervon, unter Rückſchluß des ander mitgetheilten 
Entwurfs der Adreffe in Kenntniß zu fegen, 


Karlsruhe, den 30. Sept. 1833. 


Der Vicepräfident der erften Kammer der Ständeverfammlung. 
| Fürft zu Fürftenberg. 


\ Beilage Nr. 2 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sigung dv. 1. Oct. 1833, 


An das hbochverehrlihe Präfidium der zweiten 
Kammer der Ständeverfammlung. 


Die erfie Kammer hat in ihrer öffentlichen Sigung vom 
soften d. M. befchloffen, der dDortfeitigen ehrerbietigften Adreſſe 
an Se. königl, Hoheit den Großherzog, mehrere Maßregeln 
zur Sicherung der perfönlichen Freiheit der Staatsangehörigen 
betr., nicht beizutreten. 
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Sch habe die Ehre, das hochverehrliche Präfldium der zwei⸗ 
ten Kammer hiervon unter Rückſchluß des anher mitgetheilten 
Entwurfs der Adreſſe in Kenntniß zu ſetzen. 

Karlerube, den 30. Sept. 1838. 


Der Vicepräfident der erſten Kammer der Ständeverfammlung,. 
Fürſt zu Fürftenberg. 


Beilage Nr. 3. 
zum Protokoll Der 71. Öffentlichen Sitzung v. 1. Oct. 1833. 


Bericht 
der Petitionscommiſſion über die Eingabe der Israe—⸗ 
liten in Wangen, Amts Radolphzell, ihre bürgers 


lihen Berhältniffe betr. Erftattet von dem Abg. | 
®erbel. a 


Die Jeraeliten der Gemeinde Wangen bezweden Durch ihre 
Petition die Aufhebung des $. 54 des Gefeges über die Rechte 
der Gemeindebürger, und die Erwerbung des Bürgerrechts und 
den ungeftörten und unverfümmerten Zutritt zu Dem Gemeindes 
bürgerrecht, wenn eine vollftändige Emancipation zur Zeit nicht 
gewährt werden fünne. Zur Begründung diefer ihrer Bitte 
tragen fie Folgendes vor: 


Ihre Gemeinde beftehe aus 30 Familien. Die Beftreitung 
ihred Synagogen⸗, Schuls und Armenweſens erfordere eine 


fährlihe Summe von 750 fl,; nur mit Außerfter Anftrengung 
müßten fie diefe Summe durch Umlagen beibringen, die chriſt 
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liche Gemeinde Teifte nicht Das Mindefte dazu, demungeachtet 
müßten fie zu allen möglichen Gemeindeausgaben, welche durch 
Umlagen beftritten würden, wozu auch Die Kirche und Schule 
gehöre, ihren Beitrag leiften. Diefe Contribution zu allen 
möglichen Gemeindelaften und Schulden, welche die Jsraeliten 
nicht von ferne etwas angiengen, feie um fo mehr aller Gerech« 
tigkeit zumider, da Die Gemeinde ein ziemliches Activvermögen 
befiße, deſſen Ertrag nicht nur überaus hinreichend fei, alle _ 
Ausgaben zu decken, fondern' es bleibe auch in der Regel noch 
ein Ueberſchuß. Während nun die Chriftengemeinde zu Den 
Bedürfniffen der Seraeliten nicht das Mindefte beitrage, wür—⸗ 
den Teßtere zu Umlagen beigezogen, wovon fie nie einen Vor— 
theil zägen. Die Petenten wollen nun ohne Anftand zu jenen 
Ausgaben beitragen, zu deren gemeinfchaftlicher Tilgung jeder 
DOrtsangehörige ohne Rückſicht auf fein bürgerliches Verhältniß 
an und für fich ſchon verbunden ift, wozu die Koften, welche 
durch Verwaltung der Ortspolizei, Sicherheits: und Löſchan— 
ftalten u, dergl. entftehen, gehören, weil nämlich alle Theile 
der Gefammtheit das gleiche Bedürfniß haben, und in dem 
Sicherheitsverband mitbegriffen find. Andere Ausgaben können 
aber nicht auf diefelbe Weife umgelegt werden, und die Israe— 
liten glauben, an der Unterhaltung der öffentlichen Gebäude, 
an den Kirchen: und Schulbedürfniffen, fo mie auch an den 
Kriegss und frühen Schulden nichts beitragen zu müffen, und 
zwar zu leßteren um fo weniger, Da Diefe ſchon in frühen und 
in jenen Zeiten negocirt worden find, wo die Ssraeliten ihrer 
Pröftationen Durch Baar- oder Naturalleiftungen fich entledigt 
hätten. Durch den Beizug zu allen Diefen Koften werde aber 
ein offenbares Anrecht geübt, und felbft Ten $$. 79 und SO 
der Gemeindeordnung zuwider gehandelt, 3 Laffe fich dieſes 
um fo weniger rechtfertigen, da die Israeliten von allen Bür- 
gergenüffen  ausgefchloffen - feien, und noch fortwährend nach 
feudalem Herfommen als Hinterfaffen behandelt würden, und 
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jede Familie noch außer diefen Umlagen ein jährliches Hinter: 
: faffengeld von 2-fl. bezahlen müffe. 

Daß nun bei diefen hier befchriebenen Verhältniffen ein uns 
geregelter und zugleich ungerechter Zuftand Statt findet, läßt 
fich nicht verferinen, und es fcheint allerdings die Gefeßgebung 
zur Leiſtung der nöthigen Abhülfe und Herftellung eines geord⸗ 
neten Berbältniffes um fo mehr berufen, da es in andern Ges 
meinden vielleicht nicht anders ift, als wie es die Petenten von 
ihrem Standpunkt aus befchreiben, und mas die natürliche 
Folge der in dem Bürgerannahmsgefes $. 54 beftimmten Uns 
anwendbarfeit der Gemeindeordnung-auf die Jeraeliten it; — 
es haben fich dadurch viele Zweifel von felbft erzeugt; man weiß 
nämlich nicht, ob die Juden, nachdem e8 feine Schuebürger 
weiter geben. foll, — ob die ulten oder neuen Annahmegebühren 
erhoben werden, ob die Annahme, wie früher, bei den: Aem— 
tern, oder. beim Gemeinderath nachzufuchen it, wem die Nes 
ceptionstaren gebühren, welches Vermögen zur Annahme er 
forderlich ift, ferner ob der $. 13 der Gemeindeortnung über 
die Wählbarfeit zu Gemeindeämtern auf Die Israeliten anwend⸗ 
bar ift, oder ob Auch hierüber die alten Verordnungen ent— 
ſcheiden. 

Zu Beſeitigung dieſer Zweifel bedarf es eines beſondern Ges 
feßes über die gemeindebürgerlichen Verhältniffe der Jsraeliten, 
bei deſſen Berathung fich zeigen wird, ob nach dem Beifpiel 
anderer Staaten eine Gleichftellung der Jsraeliten mit den 
Ehriften in bürgerlichen Rechten als Volkswunſch anzuſehen, 
und ſomit die Gemeindeordnung und das Bürgerannahmsgeſetz 
auch auf die Israeliten auszudehnen iſt, oder ob blos die nähere 
Beltimmung und fpflematifche Ordnung des bisherigen Rechtes 
zuſtandes erfordert wird. 

Bei dem unzweifelhaft vorwaltenden Bedürfniß einer gefeg- 
lihen Feftfegung diejes Gegenftandes kann indeffen der Antrag 

-der Commiſſion fein anderer fen: 
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als die Petition dem Großherzogl. Staatsminiſterium zur 
“geeigneten Berücfichtigung der vorgetragenen Bitte zu übers 
weifen. 


— 
A Beilage Nr. 4. 
zum Protokoll der 74. öffentlichen Sitzung v. 1. Dct. 1833. 
Bericht 


der Petitionscommiffion über die Vorftellung und Bitte 
ded Diafonus Zittel in Lörrad), eine. die Bes 
dürfniffe der für den Gewerb⸗ und Handelsſtand ſich 
bildenden Schüler berückfichtigende Erweiterung des 
dortigen Paͤdagogiums betr.; ald Erläuterung zu 
der Petition fat ſämmtlicher Ortövorftände und 
Bürgermeifter des Bezirks Lörrach, um Erweiterung 
der Lehranſtalt auf dem Pädagogium in Lörrach auf 
eine ſolche Weife, daß die Bedürfniffe der nicht fu: 
direnden Schüler mehr als bisher berückſichtigt wer⸗ 
den. Erſtattet von dem Abg. Fecht. 


In der gedrungenen Vorſtellung letzterer Petenten wird der 
ſehnliche Wunſch ausgeſprochen, daß dieſe lange beſtandene 
Lehranſtalt, auf welcher ſo viele ſtudirende und nicht ſtudirende 
Jünglinge ihre Vorbildung erhalten hätten, dahin erweitert 
und ihr diejenige Richtung gegeben werden moͤchte, daß nach 
den Bedürfniffen und Forderungen der Zeit derjenige Theil der 
Zugend, welcher nicht für ein ſtreng tiffenfchaftliches Fach ber 
ftimmt werden fol, mehr, ala bisher gefchehen, in allgemein 
nuͤtzlichen Kenntniffer und Fertigkeiten unterrichtet werde. 

Um dieſen fhönen gemeinnügigen Zweck zu erreichen, ſei 
zweierlei erforderlich: ein Beitrag aus Staatsmittelm von höch⸗ 


‘ 
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ſtens 250 bis 300 fl., ımd ſodann eine Veränderung in dem 
Lehrplan des Pädagogiums, 

In einem eben fo umfafjenden als gründlichen, von Sach: 
fenntniß zeugenden, Bericht des Diakonus Zittel als zweiten 
Lehrer an jener Anftalt wird überzeugend dargethan, daß der 
gerechte umd wohlbegründete Wunſch fo vieler Gemeinden umd 
Familienväter jenes Bezirks auf eine folche Weife erreicht wer 
den fönnte, Taf nicht nur die für bürgerliche Berufe und Ges 
werbe befiimmten Schüler jene möthige Vorbildung erhalten, 
fondern auch die für wiſſenſchaftliche Fächer beftimmten an 
fehnelleter und ficherer Vorbereitung zur vollendeten Ausbildung 
auf höhern Lehranftalten gewinnen würden, 

Shre Sommiffion, anerfennend im Allgemeinen die Zweck⸗ 
mäßigfeit der vorliegenden Borfchläge zur Realiſirung eines 
Wunſches, der noch von vielen Bezirken getheilt wird, ſtellt den 
Antrag, daß diefe beiden eng mit einander verbundenen Pe⸗ 
titionen vorerft an die Schulcommiffion zur nähern Prüfung 
und Benußung empfehlend möchten abgegeben werden. 


Beilage Nr. 5. 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sitzung v. 1. Oct. 1838, 


Bericht 
der Petitionscommiffion über dad Gefuch der Stadt 
gemeinde Eppingen,. Die Erweiterung der Landesge⸗ 
ftütanftalt betr., fodann über ein ähnliches Geſuch 
der Gemeinden ded Amtöbezirfd Bifhoffsheim am 
Rhein, in Betreff des Fortbeftanded deffelben In⸗ 
ſtituts. Erſtattet von dem Abg. Martin, 


Der Gemeinderath und Bürgerausfhuß der Stadt Eppingen 
bat in der 30ſten öffentlichen Sitzung ein Gefuch übergeben, 
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um. Erweiterung der Landesgeftütanftalt in Ter Art, daß alle 
dort ebenfalls eind Befchälftation errichtet werden fönne. 


‘Die Petenten fagen, ſchon lange habe man das’ Bedürfnig 
gefühlt, daß bei dem. dortigen bedeutenden Pferdeſtand beſſere 
Zuchthengfte gehalten ‚werten. follten, und habe deßwegen je⸗ 
weils: bei Ueberſendung der Pferdetabelle, nach welcher gegen- 
wärtig in Eppingen allein 338 und in den übrigen. Amtöorten 
1204 Pferde fich vorfänden, darum angefucht, Daß: zur Ver⸗ 
edlung der. Zucht. ihnen auch einige Geftütshengfte möchten zu⸗ 
gefandt werden; Das Bezirksamt habe ebenfalls wiederholt dafür 
einberichtet, allein. es ſei ihnen von. —— Geſtütsdiree⸗ 
tion die Antwort gegeben worden, daß 


„da die nöthige Vermehrung der Etatsſumme von den Land⸗ 
ftänden nicht veroilligt worden fei, fo könne auch von einer 
weitern Ausdehnung der Landgeftütanftalt durchaus feine 
Rede feyn; außerdem würde dieſelbe den Vejirt von Eppingen 
vorzüglich berückſichtiget haben.” 


Das Gefuch fei daher als begründet angefehen worden, und 
Sedermann werde es für begründet halten, der in Betrachtung 
ziehe, Daß in jenem Bezirk 437 brauchbare Stuten ſich vors 
fänden, während nur fehr wenige brauchbare Hengfte und 
darunter Fein einziger von edler Race gehalten werden, und 
der in Erwägung nehme, daß die Verbringung auf die nächfte 
Station zu Sinsheim, theild wegen der Entfernung, theils 
wegen vermehrten Antrags der Emporbringung der Pferdezucht, 
hemmend in den Weg trete. 


Aus dieſen Gründen, und da es an einem ſchicklichen Locale 
in Eppingen nicht fehle, auch auf ſtädtiſchem Eigenthum ein 
Tummelplatz für die Fohlen füglich abgegeben werden könne, 
fo fiellen die Petenten an die Kammer die Bitte, die nöthige 


Summe jur Grmeiterung des Landgeftütd bewilligen zu 
wollen. P 
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Die zweite Petition iſt unterzeichnet von fämmtlichen Orts« 
vorftänden im Amtsbezirk Rheinbifchoffsheim; fie enthält das 
eindeingliche und wohlbegründete Gefuch derſelben, die Anftalt 
fortbeftehen zu laſſen, und ftellt ausführlich die Vorteile dar, 
‘ welche das Inſtitut ihren Angehörigen verfchafft habe, und noch 
fernerhin in größerem Maße zu verbreiten verfpreche. 

Ihre Petitionscommiffion, meine Heren! hat fich fehon in 
mehreren Berichten zu Gunften diefer Sache ausgefprocdhen, fie 
hält es für unnöthig, noch weitere Gmpfehlungsgründe anzu⸗ 
führen, und ſchlägt Ihnen daher einfach die Weberweis 
fung an die Budgetcommiffton vor. 


Beilage Nr. 6. 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sigung v. 1. Oct. 1838. 


Bericht 
der Petitiondcommiffion über die Bitte der Gemeinden 
Hägelberg und Hüfingen im Bezirksamt Lörrach, 
betreffend den Rüderfaß eines Kapitals von 2200 fl., 
welches im Jahr 1822 ald Ablöfungsfumme für 
eine Holzabgabe zur Großherzogl. Forſtkaſſe bezahle 
wurde. Erſtattet von dem Abg. Aſchbach. 


1. 

Der wefentliche Inhalt dieſer Bittfchrift geht dahin: 

Die beiden Gemeinden hatten früher zur Aufficht über ihre 
Waldungen eigene Waldhüter. Diefe bezogen ald Theil ihrer 
Belohnung eine Bürgerholjgabe, damals noch in 6 Klaftern 
Buchenholz beftehend. Später wurde diefe Holzabgabe auf die 
1838, II. 8. Prot, 158 Heft. 9 
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Beſoldung des herrſchaftlichen Foͤrſters übertragen. Als im 

Jahr 4818. ein Holzquantum von 152"/2 Klafter, das auf den 
verfehiedenen Gemeindswaldungen des ehemaligen Oberamts 
Röteln gelaftet, ohne irgend eine Entfchädigung erlaffen wor⸗ 
den, glaubten die beiden Gemeinden Hägelberg und Hüfingen, 
daß auch ihre gedachte Laft fich zur Aufhebung eigne, allein 
fie erhielten mit ihrem Gefuche bei Den verfchiedenen Stellen _ 
kein Gehör; es wurde ihnen bedeutet, die Abgabe gründe fich 
auf Verjährung und ein hofgerichtliches Urtheil vom 27. Juni 
1787; fie fonnten folche daher nur durch Loskauf wegbringen. 
Die Gemeinden ſuchten nun die Ablöfung und erhielten fie 
durch Minifterialdecret vom 10. April 1822 um 2200 fl. Nun 
wurden aber vermöge Gefeßes vom 14. Mat 1828 alle aus der 
Jagd und Forfthoheit entfprungenen Abgaben, fo wie die Bei⸗ 
träge der Waldeigenthümer zu den Beförfterungsfoften und 
Hutfoften, fie mögen in die Staatsfaffe oder an Standes⸗ 
und Grundheren gefloffen ſeyn, oder von landesfürftlichen oder 
ftandes= und geundherrlichen Dienern bezogen worden feyn, auf: 
gehoben. Damit wäre denn auch die fragliche Holzabgabe ohne 
Entfhädigung weggefallen, wenn folche noch nicht abgelöst 
geweſen wäre. Das erwähnte Gefeg, wird ferner bemerkt, 
lege aber für die bewilligten Vergünftigungen in feinen ferneren 
Artikeln auch Laften auf, woran die Gemeinden Hägelberg und 
Hüfingen auch Theil zu nehmen haben. Das Geſetz habe wohl 
einzig gleichere und billigere Vertheilung unvermeidlicher Laſten 
zur Abſicht. In dieſer Beziehung müſſe man aber die Laſt der 
fraglichen Holzabgabe als noch fortbeſtehend anſehen, denn anih re 
Stelle ſei ter aus dem Abloöſungskapital fallende Zins als 
Rente getreten; — diefe fei das Surrogat der-Naturalleiftung. 
Sie haben daher geglaubt, ihr,Ablöfungstapital mit Recht zus 
vücfordern zu können. Allein fowohl das Großherzogl. Fie 
nanzminifterium als das hohe Staatsminifterium habe fie mit 
Ihrem. Gefuche ahgeiwiefen unter Angabe des Grundes, teil 
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das Geſetz vom 14. Mai 1828 nicht ruͤckwirken koͤnne. Wein 
von einer Rückwirkung könne wohl nicht die Rede ſeyn, weil 
die Naturalabgabe noch immer durch das hingegebene Kapital 
furrogirt werde. — Sie hielten fi) Daher beſchwert, und bäten, 
die hohe Kammer um Verwendung, daß ihrem Gefuche will⸗ 
fahrt werde. 


1. 


Wenn es richtig if, daß der Grund der Naturalholzabgabe : 
an den Förfter — die Belohnung der von diefem übernommes 
nen Hut oder Beförfterungsauffiht der Gemeindswaldungen 
wor, fo würde jeßt, imo durch das Geſetz von 1820 den Ges 
meinden alle Beiträge zu den Beförfterumngsfoften und Hutfoften 
abgenommen worden find, zum Theil gegen Uebernahme andes 
ser Laften, die Ablöfungsfumme ohne Grund in den Händen 
des Staates ſeyn; denn Damals ließ der Staat fich zahlen, 
um in eine Pflicht der Gemeinden für alle Zukunft einzutreten. 
Diefe Pflicht iſt aber nach 4 Jahren weggefallen. Nach Bil: 
ligkeit wird alfo der Staat nicht mehr verlangen können, als 
die Zinfen aus 2200 fl. für diefe Zeit, nicht aber das Kapital 
ſelbſt, welches ald Grundftocd zur Uebernahme der fraglichen 
Laſt für alle Zeiten berechnet ivar. 

Wenn auch nach ©. 12348 des Landrechtes eine Verände- 
zung ter Umſtaͤnde nie eine Auflöfung der Vertragsverhältniffe 
begründen fol, wenn dieß nicht ausdrüdlich bedungen if, oder 
die fernere Erfüllung natürlich oder fittlich unmöglich wird, 
fo ſcheint doch Ihrer Commiſſion das erwähnte Billigkeitsber⸗ 
haͤltniß dringend für dad Geſuch der Petenten zu ſprechen. 
Sie ftelt daher ihren Antrag auf empfehlende leberwei⸗ 
ſung zum hohen Staatsminiſterium. 
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| Beilage Nr, 7. Br — 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sitzung v. 1. Oct. 1839. 
| Beridt 

der Petittionscommifjion über die Bitte des Scribenten 


Ludwig Mühlfeith dahier um Anftellung. Er: 
ftattet von dem Abg. Aſchbach. 


I. 


Der Bittſteller macht eine Elägliche Schilderung feiner Lage. 
Als den Urquell feines. traurigen Schickfals bezeichnet er den 
Oberverwalter Reif, mit dem ex nach feinem Ausdruck in bes 
ſtimmten Verhältniffen fteht, Die er jedoch nicht näher be 
zeichnet, Ta 

Neiß babe, fagt er, in ihm die Luft zum Studiren angeregt, 
ihn auch auf der Mittelfehule -unterftüßt, und ihn mit den 
ſchönſten Verfprechungen fernerer Unterftügung auf die Hoch⸗ 
ſchule Freiburg ziehen laſſen. Allein derſelbe habe ſein Wort 
nicht gehalten, und ihn ohne allen Grund im Stich gelaſſen. 
Aelternlos und arm habe er daher die mit Luft und Liebe be— 
tretene Bahn verlaffen müffen. Auf feine Vorftellungen habe 
Reiß ihn mit dem Verfprechen eines Jahrgehalts von 350 fl. 
auf feine Schreibftube genommen, um die in großer Unordnung 
befindlichen Gefchäfte der Verrechnung des Karlsruher Fatholi» 
ſchen Kirchen-, Pfarr» und Schulfonds zu beforgen. Aber- 
mals wortbrüchig, habe derſelbe ihm aber den jugeficherten Ge⸗ 
halt nicht gereicht, fondern nur fo geringe. Zahlungen, daß 
auf den Zag nicht mehr als 24 fr. gekommen fei ; obgleich er 
ihm . anfangs die glänzendſten Verſprechungen gemacht, und 
ihn dadurch veranlaßt habe zu heirathen. Da er ſo außer 
Stand gekommen ſei, ſich und ſeine Familie zu erhalten, ſo 
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babe er in unverzeihlichem Leichtfinne ſich damit geholfen, und 
auf Reißen's Rechnung fich bezahlt gemacht, daß er nach und 
nach Zinfen der Verrechnung für fich eingezogen, vertrauend, 
daß beim Geftändniß Reif fich dieß auf Abrechnung werde ge 
fallen laffen. Allein er habe fich getäuſcht. Reiß habe viel 
mehr, als fich aus den für mehrere Jahre rückſtändig gebliebe- 
nen mit Mühe aus den chaotifchen Papieren formirten Rech- 
nungen ein bedeutendes Deficit ergeben ‚ teffen Eutſtehung 
gemiffenlos auf ihn gefchoben, und damit feine vierwöchentliche 
Verhaftung zum Zwecke der Unterfuchung veranlaßt, während 
welcher Zeit feine Familie in Elend geſchmachtet und er feine 
geringe Habe verloren habe. 

Nun ſei er ganz brod- und hülflos. Die Bitte um Ertheis 
lung der erledigten Actuarftelle beim biefigen Bürgermeifter: 
amt fet ihm verfagt worden, und das hohe Staatsminifterium 
babe ihm ztweimal feine Bitte um das Schriftverfaflungsrecht in 
nicht gerichtlichen Sachen abgefchlagen. 

Es bleibe nun ihm nichts Anderes übrig, als um die ver- 
mittelnde Hülfe der Kammer zu bitten. 


u. 


Ihre Commiſſion, meine Herrn! wiederholt hier ihre bei 
einer andern Gelegenheit ſchon geäußerte Anficht, daß Amts- 
und Stellenverleihungen lediglich Die Sache der verantwortlichen 
Regierungsbehörden find, und daß Die Frage, ob einem bes 
flimmten Individuum eine beftimmte Stelle überlaffen werden 
önne, einzig ihnen zur Beantwortung zufteht. Sie bedauert 
das herbe Schickfal des Bittſtellers, und wünſcht, daß die 
Großperzogl. Regierung ihm mit einer angemeffenen Befchäftis 
gung folches erleichtern koͤnne; allein aus dem angegebenen 
Grunde kann fie nur auf die Tagesordnung antragen. 
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Beilage Nr. 8 
zum: Prot. der 71. Öffentlichen Sitzung vom 1. Oct. 1838. 


Bericht der Wetitionscommiffion über die Bitte der 
Gemeinden Kirrlach und Neudorf um Vollzug der 
fürftlih _ Styrum’fhen teftamentarifhen Stiftung 
für Sreiftellung , Befjerftellung der Lehrer und Abs 
fhaffung des Schulgeldes. Erftattet vom Er 
ordneten Aſchbach. 


J. 


Dieſe Petition hat eigentlich drei Gegenftände, 
Diie beiden erften, allgemeine Befferflellung der Lehrer und 
Hhfchaffung des bisherigen Schulgeldes, find ſchon oft in dieſer 
Kammer zur Sprache gefommen, Gegenftände befonderer: Ans 
träge geworden, und werden auch diesmal wieder, gelegentlich 
des Berichtes unferer Schulconmniffion, zur Sprache kommen. 
Wegen der allgemeinen Bewegung, worin fich dieſe Angelegen⸗ 
heit bereits befinder, glaubt Ihre Eommilfion hierüber kurz: hin⸗ 
ausgeben und fih auf den fperiellen: Zweck dieſer Petition 
befohränfen zu dürfen, melcher in der Realifirung der fürftlich 
Styrumfchen Stiftung befteht, wonach die bittenden Gemeinden 
die Errichtung von Freifchuten glauben anfprechen zu können. 
Der genannte Fürſt beftimmte in feinem Teſtamente vom 
6. Februar 1796 zur Hebung des: Schulmwefens ein Capital von 
20,000 fl. zunächſt zur Errichtung eines Jeſuiten⸗Lehrinſtituts 

in Bruchfal oder Speier, und fügte wörtlich bei: 
„ſollte jedoch diefes Etabliffement innerhalb zehn Jahren, 
„don dem Frieden an gerechnet, nicht zu Stande kommen, 
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„To glaube ich den vorhabenden Zweck Dadurch zu erreichen, 
„daß ich das vorgenannte Capital für Freifchulen im den 
„bedürftigften Ortfchaften meines fürflichen Hoch. 
„Riftes unter der Queich beſtimme, dergeftalt jedoch, 
„daß die Zinfen von den zubor genannten 10 Jahren immer 
„zum Gapital gefchlagen, und ſodann nach Verfluß diefer 
„10 Sabre erft die Zinfen von dem auf ſolche Art ange 
„wachfenen Gapital für die Freiſchulen verwendet 
„werden follen.* 

Schon im Jahr 1831 haben im einer ähnlichen Petition * 
Gemeinden vorgeſtellt, daß ſie die aͤrmſten Gemeinden des vor⸗ 
maligen Bruchſaler Landes ſeien, daß in denſelben für jedes 
Kind jährlich ein Gulden Schulgeld bezahlt werten müffe, was 
mit Einfluß einer Zulage aus der Gemeindscafle, im beiden 
Gemeinden 383 fl. betrage, und Daß es der Stiftung gemäß ſei, 
diefen Betrag auf folche zu nehmen. 

Diefe Petition wurde damals mit einer ähnlichen der Stadt . 

Bruchfal an Großh. Staatsminiſterium zur Unterfuchung: and 
Beruͤckſichtigung uͤberwieſen. 
- Die bittenden Gemeinden ſtellen num. vor, daß fie bis jetzt von 
diefer Ueberweiſung noch feinen Erfolg gefehen, obgleich fie im 
vorigen Jahre ihre Gefuch wiederholt beim hohen Stmatsminis 
fterium eingereicht haben; die Bezahlung jenes Schulgeldes falle 
aber um fo läftiger, da alle andern Gemeinden Des Amtes 
Philippsburg gar Fein Schulgeld zu zahlen haben. Sie. bitten 
daher um Verwendung, daß Durch den Vollzug des: fürflich 
Styrum'ſchen Zeftaments ihnen Freifchulen zufommen, und 
damit das läftige Schulgeld wegfalle. 


Meine Herren! Der Berichtserftatter Ihrer Sommiffion bat 
ſchon auf Dem vorigen Landtage von der betreffenden Regierungss 


J 
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behörde aus den Aeten Aufſchluß über den Stand der Sache 


erhalten. | 
Die fragliche Zeftamentsbeffimmung blieb unvollzogen, theils 
weil nach Aufhebung der Sefuiten von ber Errichtung einer Sefuis 
ten⸗Lehranſtalt nicht mehr die Rede feyn konnte, theils weil man 
den Landftrich unter der Queich nicht auf die Ortſchaften bezog, 
die auf dem rechten Rheinufer liegen. 
Demnach aber wurden von dem Stiftungskapital 16,000 fl. 
auf die Hiefige katholiſche Schule verwendet, weil man, in Erwã⸗ 
gung, daß durch die Landesvereinigung eine Menge katholiſcher 
Staatsdiener hierher gekommen ſeien, es dem Zweck des Stifters 
entſprechend hielt, daß zum Beſten vormaliger Bruchſaler Staats⸗ 
angehörigen hier eine katholiſche Schule errichtet werde. 
Noch beträgt das Stiftungstapital mebr als 42,000 |l. 
. Die Frage, ob ein Theil der fraglichen Stiftung auf die Hiefige 
katholifche Schule mit Recht habe verwendet werden fönnen, fann 
bei dem gegenwärtigen Gefuche ganz bei Seite bleiben. Denn 
das leuchtet ein, daß der Staat jene Stiftung hicht unbedingt, 
fondern'nur möglichft nad) der Zendenz des Stifters verwenden 
kann, und da der jenfeitige Rheinftrich unter der Queich nicht 
badifch geworden ift, fo haben gemwiß die ärmften Gemeinden 
unferes Landes, die vormals bruchfalifch waren, den nächften 
Anſpruch auf Berüdfichtigung nach den Zwecken des Stifters. 
Ihre Eommiffion fieht Daher das Geſuch als beachtungswerth 
an, und ſtellt daher ihren Antrag auf empfehlende Weberweifung 
an Das hohe Staatäminifterium. 


= 
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Beilage Nr. 9 


zum Brot. der 71. öffentlichen Sigung vom 1. Oct. 1833. 


Bericht der Vetitiond : Commifjion über die Bitte der 
Gemeinde Riedlingen, Amts Lörrach, um Aufhebung 
einer alten Abgabe. rftattet von dem Abgeords 
neten Aſchbach. 





Diefe Gemeinde bezeichnet eine alte Abgabe unter dem Namen 
Steuerwein und Steuerrocden, die fie noch an die Großherzogl. 
Domänenverwaltung fortentrichten müſſe, als eine folche, die 
nach den Gefegen aufhören follte. 

Sie beſchwert fih, daß das Bezirksamt ihrem depfallfigen 
Geſuch nicht Statt gegeben, und bittet daher um BT 
Vertvendung der ziveiten Kammer. 

Allein fie Hat nicht behauptet, noch nachgetwiefen, daß fie mit 
ihrem Gefuch auch fehon von den höhern Behörden, das Staatds 
minifterium einſchließlich, enthört worden ift. 

Ihre Sommiffion fieht fich hiermit veranlaßt, ohne Prüfung 
des Materiellen, die Tagesordnung in Vorfchlag zu bringen. 


- 
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Beilage Nr. 10 
zum Prot. der 71. Öffentlichen Sigung vom 1. Oct, 1833. | 


Deriht der Petitionscommiffion über die Bitte des 
penfionirten Kreisfecretaird Hall in Engen, Ber 
wendung: für feine Wiederanftellung. Crftattet von 
dem Abgeordneten Aſchbach. 


I. 


Der Bittſteller erzählt umftändlich feine Dienftlaufbahn; er 
begann 1801 als Amtspracticant, war fodann über 5/2 Jahr 
Obergerichtsadvocat und Fiscalprocurator, hierauf wurde er als 
Amtsrevifor in Zeftetten und Verweſer des dortigen Anıtes mit 
800 fl. Gehalt angeftellt, nicht lange nachher als Aſſeſſor an 
das Amt Thiengen gefegt, und endlich mit 900 fl. Gehalt als 
Secretär beim Kreisdirectorium in Conſtanz placirt. 

Er legt Zeugniffe aus allen Perioden feines Dienftlebens vor, 
die in in Rüdficht auf Sittlichkeit, Fleiß und wiffenfchaftliche 
Befähigung fehr empfehlen. Namentlich bat ihm der Kreis⸗ 
director Geh. Rath v. Kleifer unterm 24, Oct. 1823 folgendes 
Zeugniß ausgeftellt: | 

Sowohl im feiner ehemaligen Eigenfchaft als Fürftkich 
Fürſtenbergiſcher Negierungspräfident, als in jener als 
Groß. Hofrichter, und nun Kreisdireetor, bezeugt Unter- 
zogener dem Kreiſecretair Hal, daß er unter feinen 
verfchiedenen Gefchäftsdirectionen, theils als Amtspracticant 
und Advocat, theils als Kreisfecretair, immer fehr vielen 
Fleiß und Dienfteifer, gute Fähigkeiten und Gefchäfts- 
fenntniffe, befonders im gerichtlichen Fache und. ftets eine 
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untadelhafte und enmpfehlungswürdige Aufführung gezeigt 
habe. 

Der Bittfteller trägt num vor: Geftügt auf diefe empfehlende 
Zeugniffe habe er von Zeit zu Zeit um beffere Anftellung gebeten, 
und ſchon mit Zuverfiht einer Beförderung entgegen gefeben, - 
als er zu feinem Schrecken in der Karlsruher Zeitung von 
1. April 1824 feine Penfiontrung erfehen habe, die nur in Yolge 
organifcher Einrichtungen, nämlich der Errichtung der Großh. 
Hofoomainenfammer erfolgt ſeyn fünne, was er deshalb glaube, 
weil gleichzeitig noch zivei Kreisfecretaire, Obermaier und Stuts 
mann, in den Ruheftand verfegt worden feien. Seinen hierauf 
wiederholt eingereichten Gefuchen um Berleihung einer Adnos 
catur oder um anderweitige Wiederanftellung fei nicht willfahrt 
worden. Das Großh. Juftizminifterium habe darauf referibirt : 
„der erſten Bitte könne nicht willfahrt werden, und zu einer 
Wiederanſtellung fei feine Gelegenheit vorhanden.“ Er habe 
nun am Ethöhung feiner auf 630 fl. beftimmten Penſion gebes 
ten, da er hiermit feine in 6 Köpfen beftehende Familie nicht 
unterhalten könne; aber vergebens. Dagegen habe eine hohe 
Staatsminiferial-Refolutiom vom 29. März 1832 ausgefprochen : 
daf feine Bitte um Wiederanftelung den Minifterien der Juſtiz, 
des Innern und der Finanzen bei fich ergebenden Gelegenheiten 
zur Berüdfichtigung empfohlen werde. Er habe num nicht 
verfäumt, um verfchiedene ausgefchriebene Stellen, als die 
Beamtenftelle in Blumenfeld, Meersburg und Gengenbach, fo. 
wie um das erledigte Affefforat beim Hofgerichte in Meersburg 
anzubalten, fet aber dennoch bis zus Stunde unberückfichtigt geblie⸗ 
ben; die genannten Stellen feien mit anderen Individuen befeßt 
worden. Unter diefen Umftänden fühle er ſich auf das tieffte 
gekränkt, Es fei unerhört, einen Mann im 45ſten Jahre, der 
köorperlich und geiftig gefund fe, und ſich im Dienfte untadelhaft 
betragen, in den Ruheſtand mit einer Färglichen Penſion zu fegen 
und Darin zu laffen. Durch die ihm: jährlich entzogene Summe 
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von 270 fl. an feinem früheren Gehalt, habe er bis jegt den 
bedeutenden Betrag von 2452 fl. eingebüßt; das ihm eingeräumte 
Schriftverfaffungsrecht koͤnne ihm bei der großen Concurrenz 
von Schriftverfaffern feinen Erfaß geben. 
Indem zugleich nachgemiefen wird, daß auch die Penflon zu 
gering berechnet fei, ftellt der Petent fein Gefuch dahin: 
Die hohe Kammer möge bei hohem Staatsminifterium darauf 
antragen, daß er in Bälde auf einen ihm paffenden often, 
fei es auch nur eine Secretairsftelle, twieder angeftellt, bie 
dorthin aber fein zu Eleiner Gehalt wieder auf 900 fl. er: 


böht werden möge, 
® 


1. 


Der limftand, daß das hohe Staatsminifterium im März v. J. 
die Bitte diefes penfionirten Staatsdieners um Wiederanftellung 
drei Minifterien zur Berücdfichtigung bei vorfommenden Gele: 
genheiten empfohlen hat; — Diefer Umftand, m. H., reicht wohl 
bin, um zu bewahrheiten, Daß der Bittfteller nicht wegen Unthä— 
tigkeit oder wegen eines Vergehens in den Penftonsftand verfegt 
worden if. 

Alsdann erfcheint deffen Penftonirung mit Gehaltverminde: 
rung, in Bezug auf ihn wenigftens, als eine große Härte, und 
in Bezug auf das Gefammtintereffe, als eine Beeinträchtigung 
der Finanzen, 

Ein Mann in feinen beften Jahren, der gern dem Staate felbft 
in einer befchetdenen Stelle feine Kräfte widmen will, wird faft 
10 Sabre auf Staatskoften in Unthätigkeit gehalten, während 
alle Jahre junge Leute als Secretairs, felbft bei den Minifterien 
angeftellt wurden! 6300 fl. werden aufgewendet, ohne daß 
der Staat einen Nußen davon bat! Die Nothivendigfeit der 
Verminderung unferes ungeheuren Penfions - Etats fcheint bier 
außer Acht geblieben zu fepn! j 
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Nach $.6 des Diener-Edicts kann auch der wegen organifchen 
Einrichtungen penfionirte Diener keine andere Penfionsberechs 
„nung, alfo niemals feine volle Befoldung anfprechen ; —. allein 
nach $. 8 kann er jederzeit wieder zum activen Dienfte berufen 
werden, und wahrhaft hart ift es, wenn folches bei der erften 
Gelegenheit unterbleibt, und Leute von geringeren Anfprüchen 
vorgezogen werden. 

Materie erfcheint alfo die Befchtwerde gegründet, und da die 
vier legten Bewerbungen um offen gewordene Stellen doch auch 
an das hohe Staatsminifterium gelangen mußten, fo wird man 
deren Nichtbeachtung auch einer Enthörung gleich achten können, 
Aber auch abgefehen davon, fo würde die Entdedung eines Pen- 
fionairs , der noch im Stande ift, dem Staate feine Dienfte zu 
leiften, die hohe Kammer berechtigen, im öffentlichen Intereffe bei 
der hohen Regierung deffen Reactivirung zu veranlaffen. 

Ihre Eommiffion trägt daher darauf an: 

Diefe Befchtverde dem hoben Staatsminifterium empfehlend 
vorzulegen, mit dem Anfügen, Daß die baldige Reactivirung 
des Petenten, insbefondere durch die Nothwendigkeit, den 
großen Penfionsetat möglichſt zu vermindern, dringend 
unterflügt erfcheine. 
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Beilage Nr. 11 
zum Protokoll der 74. öffentlichen Sigung dv. 1. Oct. 1838. 


Bericht der Metitiond:Commifjion über die Bitte des 
vormaligen botanifchen Gärtners Joſeph Künzler 
in Freiburg um Erhöhung feiner Penfion. Erſtattet 
vom Abg. HIONER, 





I. 


Der Petent wurde nach feiner Darftelung am 16. Dez. 1806 
an der Univerſität Freiburg fignaturmäßtg als botaniſcher 
Gärtner angeftellt, mit einem Gehalt von 200 fl. und freier 
Wohnung im Sartenhaus. Später wurde feine Befoldung auf 
272 fl. erhöht, und eine Entfchädigung von 88 fl. für aufzu« 
wendende Taglöhner- beigefügt. 

Sm Jahr 1826 bat er bei dem academifchen Eonfiftorium 
-wegen zerrütteter Gefundheitsumftände um feine Penfionirung, 
wenn ihm nicht eine Zulage von 50 fl. zur Befoldung eines 
Gehülfen bewilligt werden wollte, Er erlangte die Penfionirung, 
jedoch nur mit einem ald Gnadengehalt bezeichneten Jahrsgehalte 
von 100 fl. 

Er glaubt ſich damit beeinträchtigt, weil ihm als fignatur: 
mäßig angeftelltem Dieter, nach den Beftimmungen des Diener: 
Edicts, feine Penfion hätte berechnet iverden follen,, wood zu 
einem höhern Betrag hätte führen müffen. 

Er machte deßhalb Vorftellungen bei dem academifchen Eon: 
filtorium, bei dem Minifterium des Innern und legtlich bei Sr. 
K. H. dem Großherzog felbft, allein ohne fein Ziel zu erreichen. 

Jetzt wendet er fich an Diefe hohe Kammer mit der Bitte: 

um Verwendung beim hohen Staatsininifterium, daß feine 
Penfion von 100 fl. auf 200 fl. erhöht werde, 
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4 I. 


Der Petent hat nicht nachgewieſen, daß er zu der Klaſſe von 
Staatsdienern gehört, worauf das Diener-Edict anwendbar iſt. 

Nach dem $. 1 deſſelben find dies nur die Staatsdiener big 
einfchließlich zu den KanzliftenStelfen bei Mittelftellen. 

Es ift nicht unwahrfcheinlih, Daß die Charge eines bota- 
nifchen Gärtners, da hiezu wiffenfchaftliche Bildung erforderlich 
ift, noch in dieſe Kathegorie gehört. 

Alsdann wäre freilich die Penfion zu gering ermeffen, Nach 
$. 6 des Diener-Edictes können bei 20 vollen Dienftjabren nur 
20 pCt. des Gehaltes zur Berechnung der Penſion abgezogen 
werden, und dabei müffen die ordentlichen Dienftgenüffe in Ans 
rechnung kommen, namentlich Die freie Wohnung, welche nach 
der Wittmenfisciordnung zu 50 fl. anzufchlagen ift, bei Dienern, 
die unter 1000 fl. Befoldung haben. 

Abgefehen von den 33 fl. für Zaglöhner, worauf nach $. 9 
des Diener-Edicts feine Rückſicht zu nehmen ift, würde alsdann 
doch des Bittftellers frühere Befoldung fih auf 322 fl. heraus» 
ftellen, was nach Abzug von 20 p&t. zu einer Penfion von 
161 fl. führen würde. | 

Seine Bitte erfchiene demnach nicht ungerecht. 

Da jedoch die wefentliche Grundlage, nämlich die Eigenfchaft 
eines Staatsdieners jener höhern Kathegorte nicht deutlich nach» 
gemwiefen wird, fo wird nichts übrig bleiben, als zur Tages« 
ordnung zu fehreiten. 
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| Beilage Nr. 12 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sigung v. 4. Oct, 1833. 


Bericht der Petitions-Commiſſion über die Bitte Des 
Gürtlers Friedrid Pauli von hier, betreffend 
Die gegen ihn ausgefprochene Mundtodts Erklärung. 

. Erftattet von dem Abo. Aſchbach. 


J. 

Der Bittſteller wurde im Jahr 1824 für mundtodt erklärt. 
Er ſelbſt will aufrichtig bekennen, daß zu dieſer harten Maßregel 
damals einiger- Grund vorhanden geweſen fei, Allein in neuerer. 
Zeit, behauptet er, könnne man ihm nichts Uebles mehr nach— 
fagen. In einem vorgerückten Alter von 52 Jahren, und nach 
dem ex fich feit faft 9 Jahre an einen ftilen Wandel und manche 
. bittere Entbehrungen gewöhnt habe, werde man ihm vertrauen 
fönnen, daß er nicht mehr in frühere Fehler zurückfalle. Mit 
feinem noch in 800 fl. beftehenden Vermögen fühle er ſich auch 
im Stande, fich ehrlich zu ernähren; er fühle Kraft, Muth und 
Willen, feine gute Sinnesänderung auch im Gefchäftsleben zu 
bethätigen. Allein vergebens habe er um die Aufhebung feiner 
- Entmündigung allenthalben angefucht. Die Kreisregierung, 
das Minifterium des Innern, das Minifterium der Zuftiz haben 
ihn abgetviefen ; das hohe Staatsminifterium habe feinen dorthin 
eingereichten Recurs wieder an das Juftizminifterium abgegeben, 
welches folchen an die Regierung babe gehen laſſen, und diefe 
habe die Abmweifung wiederholt, Da nun fo glle Wege zu 
Wiederherftellung feiner Ehre verfchloffen feien, fo befinde er 
fih in wahrhafter Verzweiflung. Er wiſſe num feine andere 
Zuflucht mehr, als zu der Ständeyerfammlung, die er um Vers 
wendung bitte, Daß feine Entmündigung endlich wieder aufs 
gehoben werde. 
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11. 

Nach der von dem hohen Zuftigminifterium erhaltenen Aus: 
kunft ift über die Befchtverde, welche der Bittfteller vor das hohe 
Staatsminiſterium gebracht hat, noch nicht entfchieden. Das 
Großh. Juſtizminiſterium hat hierüber unterm 16. Auguft, alfo 
etwa 5 Wochen nad) Einreichung der Petition, dem heben Staats: 
miniſterium Vortrag erftattet, und darauf iR die höchſte —— 
ßung noch zu erwarten. 

Da num unter dieſen Umſtänden die erforderliche Enthoͤrung 
noch nicht vorhanden iſt, ſo trägt Ihre Commiſſion, mit Um⸗ 
gehung jeder Prüfung des ——— der Bitte, auf Tagesord⸗ 
nung an. 


I Beilage Nr. 13. 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sitzung v. 1. Oct. 1833. 


Bericht 
der Petitionscommiſſion über die Bitte des Webers 
Georg Zimmermann und Conſorten zu Lahr, um 
Verwendung für die Nachzahlung von 346 fl. 6 Er. 
für an die Salineninfpection Rappenau gelieferte 
Salzſäcke. rftattet von dem Abs. Aſchbach. 


I. 


Die Großherzogliche Salineninfpection Rappenau (fo trägt 
der Bittfleller vor), ſchloß im Jahr 1824, in Gemäßhelt eines 
Befchluffes der Großherzogl. Generalfalinencommiffion, mit 
den Bittſteller und feinen Genoffen - einen Lieferungsverteag, 
wonach dieſer 3000 Stüd Salzfäde liefern, und Mt das Stüd 
19%/4 Er. Bezahlung erhalten ſollte. Ä 

1838, IL N. Brot. 168 Heft, 10 
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Dabei wurde jedoch bemerkt; 
a) Die Säde müßten gans nach dem Mufter, und noch: be⸗ 
ſonders mit 2 Ellen Gacdhendel derſehen Tepn 3 
b) jeder Sad, welcher nicht ganz nah Mutter fei, werte 
unfehlbar ausgeſchoſſen werden. DE 
Bel der erften Lieferung von 2700 Stüd, fährt num Der Pe⸗ 
yent fort, ſeien ihm 2945 Stüd old nieht muftermäßig bezeich- 
net worden, wobei jedod nut die Unteroffiionten als Srperten 
gebraucht worden fein. Er habe ſich gegen dieß rechtswidrige 
Verfahren bei der Inſpeetion Roppenau beſchwert, dieſe habe 
aber nicht abgeholfen, ſondern das Unrecht noch vermehrt, daß 
ſie die für nicht muftermäßig erklärten Säde zum Gebrauche 
behalten, jedoch eigenmächtig den Preis dafür auf 10 fr. 
herabgeſetzt habe, was einen Ausfall von 346 fl. ergebe. Das 
in des Einſeitigkeit der Expertiſe, der willkuͤhrlichen Preis⸗ 
herabſetzung mit Rückbehaltung der Bar, liegende Unrecht 
ſei unverkennbar. Bei allen Abminiſtrationsſtellen bis zum 
hohen Staatsminiſterium habe er ſein Recht geltend zu machen 
geſucht; allein überall abſchlaͤgliche Verfügung bekommen. Den 
Rechtsweg habe er als nicht ſehr vermbgender Mann visher der 
Koſten wegen nicht betreten. Bei ſo offenbarem Unrecht glaube 
ed fich. votderfamft noch am die Rammer mit der Bitte wenden 
zu können: | 
„daß ſein Geſuch um Nachzahlung der 846 fi, ale gerecht 
dem hohen Staatsminifterium zut baldigen Berüdfihtigung 
empfohlen werben möge.“ | 


u. 
Die Ent hörung vom Gr | inm 
gewieſen. = —— — 
Da | 
iR * Die Sache ein Nechtsſache iR, Deren Enufgeidung 10 
an er eignet, ſteht dem Geſuche wicht im Bege de 
taatsintereſſe liegt, vorher genau zu erwaͤgen, ob e⸗ 
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rathſam fei, einen Anſpruch vom dem Richter entfcheiden zu 
laſſen ? Iſt das Unrecht offenbar auf Seiten Der Staatsbehoͤrde, 
fo gebietet Gerechtigkeit und Rücffichten der Sparfamteit — es 
nicht auf den Rechtsweg fommen zu Laffen. 

Was die Sache felbft betrifft, fo fcheint dem Bittfteller, wenn 
anders feine Darftellung richtig ift, wenigftens in der Form 
Unrecht widerfahren zu ſeyn. Es if ein einleuchtender Sag, 
daß wenn in einem. Bertragsverhältni ein Punkt ſtreitig wird, 
kein Theil für fich allein entfcheiden kann, fondern daß Die Be- 
fimmung, was Recht fei, nur von dem Richter, fei es nun 
der ordentliche oder vertragsmäßige (Schiedsrichter) , ausgehen 
kann. Hiernach konnte die Salineninfpestion gegen den Wider: 
ſpruch des Petenten einfeitig den pertragsmäßigen Preis nicht 
berabfegen; fie hätte nur die Annahme der Säcke fo lange ver: 
weigern fönnen, als der Lieferant nicht feiner Behauptung, 
daß fie verhaͤltnißmaͤßig feien, gerichtlihe Anerkennung ver 
ſchafft, oder Die angefonnene Preisverminderung fi) hätte ges 
fallen laſſen. 

Shre Commiſſion, erwägen?, daß es Dem Stoate nicht ziemt, 
ungexechte Proceſſe zu führen, glaubt Daher Den Antrag ſtellen 
zu können; 

„daß diefe Petition dem hoben Staatsminifterum zur noch: 

maligen genauen Würdigung überwieſen werde.” 


10. 
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Bellage Nr. 14. 
zum Protofoll der 71. öffentlichen Sigung v. 1. Oct. 1883. 


Beridht 
der Petitionscommiffion auf die Bitte der Gemeinde 
Riedöfhingen, Amts Hüfingen; betreffend den Bei: 
„tag der Zehentherrn ihrer Gemarkung zur Er: 
bauung eined neuen Schulhauſes., Erftattet. von 
dem Abg. Aſchbach. 


I. 

Diefe Bitte wurde auf Tem Landtage von 1831 eingereicht, 
und darauf empfehlende Ueberweiſung an das hohe Staats- 
minifterium befchloffen, nachtem von Seiten der Regierungs- 
commiffion erklärt worden war: Der Grund, warum das 
Staatdminifterium auf die Eingabe der Gemeinde noch nicht ent⸗ 
ſchieden habe, Liege in der langen Dauer des Landtags, welcher 
verhindert babe, daß in dem Staatsminifterium regelmäßige 
Sitzungen gehalten werden konnten. 

In der jetzigen Petition wird nun bemerkt, daß demungeach- 
tet die Entfchließung des hohen Staatsminifteriums bis jeßt 
noch nicht erfolgt fei, und daher die Kammer wiederholt um 
ihre Verwendung gebeten, daß die Erledigung diefer Sache 


geſchehe. 


Daß es ſich hier wirklich von einer dringenden Sache handelt, 
werden Sie, meine Herrn, anerkennen, wenn Sie auf den 
Inhalt der früheren Petition blicken. 

Ich mache ſie damit bekannt, indem ich ſie vorleſe. 

Geſetzt auch, die Entſcheidung der Frage, ob die Zehntherrn 
hier zu einem Beitrage ſchuldig ſeien, hätte vor den Richter ge⸗ 
bört: fo haben Doch ſchon zwei Adminiſtrativbehörden darüber 
entfchieden; und das Großherzogl. Staatsminifterium hat nun 
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in. leßter Inſtanz über den Befchluß des Großherzogl. Minis 
fteriums des Innern Entfheidung zu geben. Durch die Vers 
sögerung werden die Rechtsfuchenden jedenfalls abgebalten, 
den rechten Weg zu betreten. 

Ihre Eommiffion, indem fie beklagt, daß die empfehlende 
Ueberweifung des vorigen Landtags wirkungslos geweſen ift, 
trägt auf empfehlende Leberweifung an Großherzogl. Etaats« 
ininifterium an, 


Beilage Nr. 15. 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sigung v. 1. Oct, 1833. 


Beridht 
der Petitionscommiſſion zur Bitte der vier Hofbauern zu 
Mosbronn, Anton Rudenbrod und Eonforten, um 
MWiederverleihung des verlorenen Rechtes zum Sams 
meln des Laubes und Lefeholzed. Erftattet von dem 
Abg. Rettig v. Sc. 


Meine Herren! 


Die vier Hofbauern von Mosbronn, Anton Rudenbrod und 
Conſorten, haben in einer bei der zweiten Kammer eingereichten 
Bittfchrift vorgeftellt, daß fie früher berechtigt gemwefen, das’ 
benöthigte Laub und Lefeholz im berrfchaftlichen Wald, Mittels 
berg genannt, zu fammeln; vor ungefähr 18 Jahren habe das’ 
Forftamt Gernsbach für diefes Laub» und Holzſammeln an 
jeden der Bauern jährlich 1 fl, 30 Er. gefordert, welche Kleinig⸗ 
keit fie auch bezahlt hätten, ohne daran zu denken, daß um 

dadurch Ihr wirkliches Recht entzogen werden ſollte. 
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Sm Jahr 1326 fei nun das Forflamt mweiter gegangen, ins 
dem eine tarifmäßige Zahlung an fie gefordert worden, was zu 
einem Proceß veranlaßt habe, den fie zwar beim Hofgericht ges 
wonnen, beim Oberhofgericht aber verlören hätten. 

In der Meinung der Petenten, daß ihnen deffen ungeachtet 
ein wirkliches Mecht zur Seite ftehe, haben fie fih nun mit 
einer Vorftellung an die Kammer gewendet, in der fie bitten, 
die nöthige Verwendung eintreten zu laffen, damit fie wieder 
zu ihrem frühern, vermeintlichen Recht gelangen, zugleich auch 
von den auf fie gefallene Proceßkoſten befreit werden. 

Nah folchem gejchilderten Verlauf Der Sache ift es wohl an 
fih Elar, daß, nachdem ein Rechtsftreit in legter Inſtanz ent— 
fehieden worden, die Petenten darin im Irrthum find, wenn 
fie glauben, es gehöre zur Sompetenz der Kammer, auch hier 
eine Verwendung eintreten zu Laffen; in Tiefer Beziehung 
müßte alſo die Gommiffion ohne Weiteres die Tagesordnung 
vorfchlagen ; allein jene Eingabe erwähnt noch zweier weitern 
timftände, nämlich daß den Betenten von jedem Wagen voll 
Laub, don fie während des Proceffes geholt, 4 fl, Frevelftrafe 
angeſetzt worden ſei; und daß fle in ihrer Lage, ohne den em⸗ 
pfindlichften Schaden, weder das angegebene Streumittel, noch 
das Leſeholz entbehren könnten. 

Hier [Heinen nun allerdings Gründe der Billigkeit und Nach- 
fcht einzutreten; Denn eines Theild mag es wohl geſchehen fepn, 
daß fi die Petenten Durch Den Fortbezug des Laubes und im 
Befis ihres vermeintlichen Rechts erhalten zu müſſen glaubten, 
und fi) Daher nicht als wirliche Frevler betrachteten, andern 
Teils ift nicht zu verkennen, daß in einzelnen Gegenden des 
Sandes das Laub als Streumittel ohne größten Nachtheil für 
Viehzucht und Culture des Bodens durchaus nicht entbehrt 
werden kann; daher auch aus diefen Rücfihten nicht nur von 
den Forftbehörden Nachſicht bewilliget wurde, fendern Diefe 
im Allgemeinen. von forftpolizeilichen Vorſchriften zu ertheilen, 
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auch ausdrücklich in-den neuen Forſtgeſetzentwurf aufgenommen 
worden iſt. | 

Zum Theil fol inzwifchen, wie Ihre Commiſſion in Erfah: 
rung zu bringen Gelegenheit hatte, felbft auf den Antrag des 
Forftamts fchon gefchehen feyn, was die Petenten zu bezwecken 
ſuchen, nämlich die Bewilligung des Streulaubs an geeigneten 
Deren gegen mäßige Zahlung und unentgeldliche Bewilligung 
zum Sammeln des Lefeholzes, womit auch ein in der jüngften 
Zeit erfchienenes Generaltefeript aus Großherzoglichem höchft- 
preißlihem Staatsminifterium übereinftimmt. Hinfichtlich der 
angefeßten revelftrafe läßt fich zwar aus dem Inhalt der Pe: 
tition mit Beſtimmtheit nicht entnehmen, in welchen Gräde 
die Bittfteller ein Verſchulden trifft, ob fie mie jede andere 
Frevler zu betrachten find, oder Anſpruch auf gelindere Beur⸗ 
theilung begründen können; Leßteres fcheint jedoch der Fall zu 
ſeyn, mweil doch einmal ein über ein angefprochenes Recht ges 
führter, und in erſter Inſtanz für die Petenten gewonnener 
Rechtöftreit vorlag, und weil auch frühere Uebung für diefelbe 
zu fprechen ſcheint, wenn ſolche auch nicht auf einem Rechtstitel, 
fondern auf bloßer Begünftigung beruht haben follte, 
Ss dürften ſonach nicht unerhebliche Billigkeitsgrunde vors 
legen, die Frevelſtrafe um fo eher zu erlaffen, und etwa auf 
den Wertherſatz zurückzugehen, als nothwendiger Weife Die 
Droceßkoften der beiden Inftanzen ſchon bedeutend fern müſſen. 

In diefer Beziehung ſchlägt Ihnen. daher Ihre Commiſſion 
vor, die Petition an das Großherzogliche böchftpreißliche 
Staatsminiſterium mit der Empfehlung um möglicht billige 
Ruück ſichtsnahme zu uͤbergeden. 
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! Beilage Rr.:16 7 Ri. di: 
zum Protokoll Der 71. öffentlichen Sitzung v. 1. Oct.-1833,.. 


Bericht 
der Petitiondcommiffion zur Bitte der Jacob Biſchoff'⸗ 
ſchen Ehefrau von Kiefelbronn, um Rechtshülfe in 
der Gant ihres Chemanned. rftattet von dem 
Abg. Rettig v. Sch. 


Meine Herren! | 

Die Jacob Biſchoff'ſche Ehefrau von Kiefelbronn, Oberants 
Pforzheim, beſchwert ſich in einer fehr undeutlich verfaßten 
Vorſtellung über Das gegen ihren Mann eingeleitete Gantver= 
fahren, befonders aber. darüber, daß ihre angemeldete Bei- 
beingensforderung nicht gehörig berücfichtigt worden fei,.indem 
fie ihres Vorzugsrechts in dritter Ordnung ungeachtet eine Ein« 
buße erlitten habe, welche fie auf 500 fl. angibt. 

Eine weitere Beſchwerde geht zugleich Dahin, daß ein von 
der Petentin vorgefehlagener Beiftand in Liefer Eigenfchaft 
vom Oberamt nicht beftätiget und verpflichtet tworten fei. Sie 
bittet endlich um Verwendung, damit das bisherige Verfahren 
Durch eine befondere Commiſſion unterfucht und der von ihr: 
gewählte Beiftand zu ſolchen Verhandlungen beigezogen werde. 

Uebrigens ift in diefer Eingabe weder angeführt , noch nach: 
gewieſen, worauf fich der Vorzugsanfpruch der Petentin grün. 
den fol; fie hat nicht einmal erwähnt, worin ihr angebliches 
Einbringen beftehen foll, ob fie folches auf den Grund der ges 
ſetzlichen, oder einer bedungenen Gütergemeinſchaft, und welcher 
anſpricht, oder ob die Maſſe ihres Mannes durch andere Vor— 
— — ſie ſich vielleicht ſammtverbindlich gemacht 
an Don, San 1 an a m 

‚ ch die Quärulantin im Wege der Appella- 
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tion an Die Obergerichte gewendet, und zu all dieſem iſt hier 
von einer reinen NRechtsfache die Rede, die um fo weniger vor 
die Kammer gebören kann, da nicht einmal eine Beſchwerde 
über Juſtizverweigerung vorliegt, 

Ihre Commiſſion fhlägt Ihnen Daher Die Zagesordnung vor. 


Beilage Rr. 17. 
zum Protokoll der 71. öffentlichen Sitzung v. 1. Det. 1888. 


Beridt 
der Petitionscommiffion zur Bitte des Ambrofius Stier 
geler von Birkendorf, um Verwendung in feiner 
Nechtöftreitöfache gegen Sjofeph Vogt von Birken⸗ 
dorf und Simon Morat von Grafenhaufen, wegen 
Aufhebung eined KRaufvertraged. rftattet von dem 
Abg. Rettia v. Sc. 


Meine Herren! Ä 

Ambrofius Stiegeler von Birkendorf fehildert in einer der 
Kammer übergebenen Vorftellung den Verlauf eines mit Joſeph 
Vogt daſelbſt und Simon Morat von Grafenhaufen, wegen. 
Aufhebung eines abgefchloffenen Gutsfaufs, geführten Proceifes, 
zwar etwas unvollſtändig und undeutlich, jedoch läßt fih aus 
feiner Erzählung folgendes entnehmen: 

Stiegeler ererbte von feinen Yeltern ein Eleines, mit. Schuls 
den beladenes Bauerngut, er felbft contrahirte weitere Schulden 
darauf, fo Daß im Jahr 1821 Schultenliquidation und Gutes 
verfauf angeordnet werden mußte. 

In diefer Lage fchloß er mit Sofeph Vogt, und Simon Morat 
einen Vertrag ab, mornach diefe ald Bürgen und Gelbftzähler 
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in der Art auf ein Jahr eingetreten find, daß denfelben das 
Gütchen als Unterpfand mit der weiten Zufage beftellt wurde, 
es folle ihnen diefes Gut um 1200 fl. überlaffen werden, wenn 
nach Sahrsumlauf Stiegelers Vermögensverhältnilje eine Ein— 
Löfung nicht erlauben follten, 

Diefer Fall ift auch eingetreten, Petent fonnte die Bürgen 
ihrer Bürgfchaftsverbindlichkeit in der feftgefegten Zeit nicht 
entledigen; allein deffen ungeachtet brachte er beim Bezirksamt 
Bonndorf in Antrag, den abgefchloffenen Vertrag aufzuheben, 
Indem et mit feinen beiden Schweftern ein Liebereinfommen ge» 
troffen habe, wornach diefe in 2 Jahren feine Gläubiger gegen 
Veberlaffung des Bauerngütchens befriedigen wollten. 

Mit diefem Klagbegehren wurde Petent in aller Inſtanzen 
abgewieſen; es wurden fogae mehrere Anwälte ex officio für 
ihm beſtellt, allein auch dieß ohne Erfolg. 

Sn die Materialien der Sache näher einzugehen, erſcheint 
nun Ihrer Gommiffion um fo weniger angemeffen, als nad) 
des Petenten eigener Erzählung jene nicht nur offenbar ſchlecht 
ftehen, fondern auch hier von einer reinen Rechtsfache die Rede 
ift, die vor die Gerichte gehört, und bereits in le&ter Inſtanz 
entfchieden wurde. 

Da fih fonach Stiegeler auch nicht über Juſtizverweigerung 
oder Verzögerung befchtweren Eonnte, vielmehr fein an die 
- Kammer geftellter Antrag, für ihn die nöthige Verwendung 
eintreten zu laffen, Damit, mit Ausſchluß des Amts Bonndorf, 
zur Erneuerung feines Proceſſes eine befondere- Commiſſion 
ernannt werde, als unftatthaft erfcheint, ſchlägt Ihnen Die 
Commiſſion vor, die Tagesordnung zu befchließen. 
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BeilageNr. 18. 
zum Protocol der 71. öffentlichen Sitzung vom t. Oltober 
1833. 


Beridt 
über die Befchwerde der Gemeinde Röthenbady, Amtd 
Neuſtadt, die Beftimmung des Heimathsrechts der 
Andread Mayer’fchen Familie betreffend. Erſtattet 
von dem Abg. Nettig v. Sch. 


Meine Herren! 

Der Gemeinderath in Röthenbach, Amts Neuftabt, bes 
ſchwert fich Namens der dortigen Gemeinde in einer bei der 
Kammer eingereichten Vorftellung, daß dem Spengler Ans 
dread Mayer und feiner Familie der Ort Röthenbach als 
Heimathögemeinde von Amt angewiefen worden fei, womit 
zugleich nachgewiefen wurde, daß bie an das vormalige Sees 
freisdireftorium, am das Großherzogl. Miniftertum des In⸗ 
stern ‚, und höchfte Staatsminiſterium ergriffenen Recurſe ers 
folglos geblieben find; die Enthörung ift fomit außer BIER» 


Die Beſchwerdefüuͤhrer ftellen vor : 


Andreas Mayer fei im März 1774 zu Bärenthal, Amts 
Neuftadt, von heimathlofen Elteru geboren, defien Ehefrau 
fei in Untermettingen getauft, und die Tochter eines Vagan⸗ 
ten, Namens Johann Erath von Bettmaringen; die Trauung 
des Andreas Mayer wäre zu Urtermettingen, Amts Stühs 
lingen, im Jahr 4800 erfolgt. 

Wenn ed nun auch richtig fei, Daß des Mayers Baier, 
Demeter Mayer, von vaganten Eltern zu Röthenbach ger 
boren worden, fo habe diefer doch nur für feine Perfon ein 
Heimathsrecht in diefer Gemeinde anfpredyen konnen, beſon⸗ 
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ders weil er ſich in Roͤthenbach nicht aufgehalten, ſondern 
ein vagirendes Reben fortgefetst habe. 

Da fich nun auf folche Art eine nene heimathelofe Familie | 
gebildet habe, fo müßten hinfichtlich des aus ſolcher Verbin⸗ 
dung  gebornen Sohnes Andreas Mayer die nämlichen 
Grundfäße, wie bei dem Vater, Demeter Mayer, in Ans 
wendung fommen, ed müßte nämlich auch diefem Sohn fein 
Geburtsort, alfo die Gemeinde Bärenthal, als Heimathes 
gemeinde angewiefen werden. 

Dazu fomme aber auch noch ferner, daß Andread Mayer, 
nach eigener zu Protofoll gegebenen Ausfage vom Sahr 1822, 
ohne obrigfeitliche Erlaubniß im Jahr 4800 zu Untermettins 
gen getraut worben fei, diefe Ehe wäre alfo auch nach früt- 
beren, im Fürftenbergifchen beftandenen Geſetzen in bürs 
gerlicher Hinficht ungültig gewefen, daher die aus folcher 
erzeugten Kinder dem SHeimathsrecht der Mutter folgen 
müßten. 

Hieraus ziehen num die Befchwerbeführer den Schluß, ents 
weber gehörten nur die Kinder bed Andreas Mayer mit 
ihrer Mutter der Heimath der leßtern, nämlich der Gemeinde 
Untermettingen zugewiefen, oder die ganze Andreas Mays 
er’fche Familie, mit Ausnahme ded alten Demeter Mayer, 
müßte diefer Gemeinde, in der auch die Trauung der Ans 
dreas Mayer’fchen Eheleute vor fich gegangen, zugemiefen 
werben, in feinem Fall Fonne dagegen die blos zufällige 
Geburt ded Vaters, Demeter Mayer, zu Röthenbach ein 
Heimathsrecht dafelbft für deffen Sohn und feine Familie 
begründen. 

Die Bitte ift endlich dahin gerichtet, die nöthige Verwen⸗ 
bung eintreten zu laffen, damit die Gemeinde Röthenbach 
von der Annahme diefer. Familie verfchont werde. Ä 

Nach den Ihrer Eommifflon zur Einficht mitgetheiften Aften 
geſtaltet fich nun das Sachverhältniß zum Theil ganz anders. 
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Demeter Mayer, Bater bed Andreas Mayer, hatte ſich naͤm⸗ 
lich früher lange Sahre in Röthenbad; aufgehalten, wurde 
auch dahin heimathlic verwiefen, und aus gleichem Grund \ 
ſchon im Jahr 4822 dem Sohn die Heimath dafelbft zuers 
kannt, wogegen auch keine Befchwerde erhoben wurbe. Erſt 
im Jahr 1829, ald deu Andreas Mayer’fchen Söhnen die 
nämliche Heimath ihres Vaters angewiefen wurbe, behaups 
tete die Gemeinde Röthenbady, daß dem letzteren nur für 
feine Perfon Heimathörecht verliehen. worden fei, und: feine 
Söhne dahin zu verweilen wären, wo fie geboren oder laͤn⸗ 
gere Zeit geduldet worden feien. 

Allein fo richtig. ed ift, daß ba, wo ber Bater des Ans 
dread Mayer Heimathörecht beſaß, beffen Sohn ein gleiches 
Recht fchon erworben hat, und. mithin bie Verfügung vom 
Sahr 4822 im Grunde nur eine. Beitätigung bes früher ers 
worbenen Heimathörechts enthält, fo unrichtig ift auf der 
andern Seite die von den Befchwerbeführern aufgeftellte Bes 
hauptung, daß der Sohn. eines Heimathelofen, wenn audy 
der leßtere eine Heimath erworben habe, wieber als heimath⸗ 
los zu betrachten fei, und mithin an feinen Geburtsort vers 
wieſen werben müffe; woraus folgt, daß Audread Mayer 
an feinen Geburtsort Bärenthal nicht verwiefen werben 
fonnte. 

Gleich, irrig ift aber auch die fernere Anficht der Petenten, 
daß wenigftend die Kinder bes Anbread Mayer und. deren 
Mutter der. Gemeinde Untermettingen, wo letztere geboren 
und Andreas Mayer getraut worden, zuzumeifen jeien. Es 
kann nämlich. nicht beftritten werden, daß Andreas Mayer 
der Heimath feines Vaters folgte, wenn er gleich in Bären» 
thal..geboren wurde, denn zur Zeit der Geburt war ber. 
Bater nicht heimathlos, fondern er gehörte feinem — 
tenen Geburtsort Roͤthenbach an. 

Wenn aber Andreas Mayer in Untermettingen osram; 
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nnd and, feine Frau von vagirenden Eltern dafelbft geboren 
murbe, jo fann doch dadurch für die Andreas Mayer’fchen 
+ Söhne fein Heimathsrecht an dem Trauungs⸗ und Geburtes 
ort ber Mutter begründet werben; denn einmal behaupten 
die Petenten felbft , und auch Andreas Mayer, daß zu.diefer 
Trauung die Staatserlaubniß. nicht ertheilt worden fei; die 
Ehe ift Daher nicht ald nichtig zu behandeln, und Die Daraus 
erzeugten Kinder find nicht als unehelich zu betrachten, und 
aus dieſem Grunde koͤnnen fie nicht der Heimath ihrer Mut⸗ 
ter folgen, was nur der Fall feyn fünnte, wenn die Ehe 
auswärts, und zwar in einem Lanbe gejdhloffen worden 
wäre, mit welchem in Beziehung auf Heimathsrecht Fein 
Staatsvertrag beſteht; auf der andern Seite wirb aber 
andy zur Begründung einer Anfprache durch Heirath aus⸗ 
drücklich erfordert, daß der Diftriftsbeamte, in beffem Ant 
die Trauung gefchen ift, diefelbe durch eine ſchriftlich ausge⸗ 
ſtellte Erklärung als zuläßig erklärt habe; die blofe Trauung 
durch den Geiftlichen genügt daher keineswegs zur Begrüns 
dung eined Heimathörechts. | 
Gegen die Gemeinde Untermettingen kann daher weder auf 
den Grund einer nichtig eingegangenen Ehe, alfo wegen uns 
ehelicher Geburt der Andreas Mayerfchen Kinder, noch wegen 
des Umftandes, daß die Trauung ohne Staatögenehmigung 
un der Pfarrfirche zu Untermettingen vollzogen worbenift, eine 
Verpflichtung , Die aus folcher Che erzeugten Kinder heimaths 
lich aufzunehmen, erwiefen werden, jo wie auch nirgends 
behauptet wurbe, daß. diefe Gemeinde auf irgend eine Art 
ihre Zuftimmung zu einer ſolchen Heirath ober Nieberlaffung 
zu erfennen gegeben habe. Unter foichen Umſtaͤnden nenffen 
alfo bie Kinder nothwenbig der anerkannten Heimath ihres 
Vaters folgen, und. hier um fo»mehr, da die Geburtsorte 
der Andreas Mayer’fchen Söhne nicht: einmal bekaunt, wenig⸗ 
ſtens in den Alten und in der Petition nicht angegeben find. 
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Hiermit ſtimmen audybiein dem abgefihloffenen Staats⸗ 
vertrage mit. Bayern und Würtemberg ausgefprochenen, und 
hier analoge Anwendung findenden Grundfäße vollfommen 
überein, wornach Diejenigen ald Staatsangehörige anzu⸗ 
fehen find, deren Bater zur Zeit ihrer. Geburt in ber Eigen» 
Schaft: als Unterthan mir dem Staat. in Verbindung ftand , 
sder aufgenommen worden, und wornach felbit ein Bagant, 
der- in einer Gemeinde zufällig geboren iſt, in. einer andern 
aber bereits Unterthanenrecht befißt , ber letzteren — 
zuzuweiſen iſt. | 

Unter folchen: Berhäftniffen kann Ihre Commiſſion bie er⸗ 
hobene Beſchwerde nicht für gegründet halten, und ſchlaͤgt 
Shnen daher vor, die Tagesordnung zu befchließen. - 


— ⸗ 


Beilage Nr. 19. 
zum Protofoll der 71. öffentlichen Sitzung vom 1. Oftober 
1833. 
Berihtder Petitiondcommiffion. | 
Zur Bitte der Gemeindevorſteher des Amts Hüfingen, 
die Ausfolgung ihres Guthabens für Kriegslei⸗ 
finugen betreffend. rBatint. cum dem Abg. Rettig 
von Sch. 


Meine Herren! x 
Die beiden Bürgerweifter von Donenfhlngen und gDafis⸗ 
gen haben aus angeblichem Auftrag der Amtsgemeinden eine 
Vorſtellung eingereicht, worin ſie anführen, daß auf das 
Guthaben dieſer Gemeinden für Kriegspraͤſtationen zwar 
theilweiſe verzichtet worden ſei ‚ um damit einen verhaltniß⸗ 
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mäßigen Beitrag an dem allgemeinen Arbeitshaus zu leiſten/ 
allein: dieſer Verzicht ſei nicht auf das ganze Guthaben, 
ſondern nur für. jenen Antheil gefchehen, den die Gemeinden 
im Berhältniß zum Ganzen beizutragen hätten, den. man um 
ihrem Guthaben in Abzug bringen möge. =. 
Die nicht geftellte Bitte geht nun im Allgemeinen dahin, 
daß die Nriegskoſtenausgleichung realiſirt, und den Gemein⸗ 
den zu ihrem wirklichen Guthaben verholfen werben möge. 
Eine Enthoͤrung bei Großherzogl. höchſtem Staatsminifter 
rium ift nicht nachgewieſen, ſondern nur eine Verfügung des 
Großherzogl. Miniſteriums bed Iunern, vom 29. Jauuar 
d. J. in Abſchrift vorgelegt worden, worauf mehrere Bürs 
ger von ‚Hifingen. auf ihr. Gefuch. wegen. Kriegskoſtenaus⸗ 
gleichung von den Jahren 1813 bis 1815 verbeſchieden wur⸗ 
den, daß die angeordnete Localausgleichung durch Verwei⸗ 
ſung auf andere nicht bereits liquide Guthaben in keiner 
Weiſe aufgehalten werden koͤnne. 
Meine Herren! Nach Inhalt der vorliegenden Eingabe be⸗ 
finden ſich die Petenten in der irrigen Meinung, als werde 
eine allgemeine Kriegskoſtenausgleichung Statt finden, und 
ihnen eine bedeutende Summe zu guf kommen, auf welche 
jener Verzicht theilweiſe geleiſtet worden ſei. Beides iſt offen⸗ 
bar irrthümlich, denn das ungluͤckliche und wahrſcheinlich 
nur all zu koſtſpielige Projekt einer allgemeinen Kriegskoſten⸗ 
ausgleichung iſt laͤngſt aufgegeben, und mußte wegen Ver⸗ 
— und aus Mangel beſtimmter geſetzlicher Normen auf⸗ 
— — einem — vermeintlichen Gut⸗ 
beſtimmt werden. er * ——— ———— — 
— wurden von Wurtemberg nach einer ftattgehabs 
iquidation 178,000 fl. Kriegsentſchaͤdi 
zahlt, welche auf ſaͤmmtli cr äbigungögelder ber 
balmiß.bätten. erchei mtliche Kreife, des Landes nach Ver⸗ 
ei cheilt werden: ſollen, aber eine andere’ Ber 
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ſtimmung erhielten, nämlich zur Gründung eines: Arbeits⸗ 
hauſes. Die Gemeinden des Amts Hüfingen konnten baher 
nur anf ihren verhältnißmäßigen Antheil an jener von Würs 
temberg bezahlten Summe, niemals aber auf ein nicht Liquid 
geftelltes Kriegstoftenguthaben Verzicht Leiften. a 

Befinden ſich aber auch in diefer Beziehung die Petenten, 
wie oben gefagt, im Irrthum, fo bleibt doc, immerhin ihr 
verhältnißmäßiger Anfpruch an jene 478,000 fl., in fo weit 
wenigſtens biefe Summe nicht wirklich auf das Arbeitshaus 
zweckmaͤßig verwendet worden feyn follte, beſtens begründet, 
fo wie aller übrigen Gemeinden des Landes, da Sie, meine 
Herrn, aus der 28. Sitzung des Landtags von 1834 fich wohl 
erinnern, wie allgemein und laut über die Verſchleuderung 
jener Gelder geklagt wurde. | 

Ans diefem Grund, und weil ferner'von Seiten des Herrn 
Regierungscorumiffärs damals bemerkt: wurbe ‚ baß von ber 
erwähnten Summe nur noch 15,000 fl. übrig feien, wurde 
ber Beſchluß gefaßt, die hohe Regierung zu bitten, über bie 
Verwendung ber Gelder, und über die ganze Pforzheimer 
Arbeitöhausanftalt Rechnung vorzufegen. 

Diefe Vorlage follte auch, gefchehener Zuficherung zufolge, 
auf gegenwärtigem Landtag an die Bubdgetscommiffton erfols 
gen, allein fo viel der Petitiondcommiffton befannt gewors 
den, ift dies noch nicht gefchehen 

Wenn nun die Petenten theils bie Enthörung nicht nach: 
gewwiefen, theild auch ihr eigentlicheg Petitum nur auf Be 
wirfung einer allgemeinen Koftenausgleihung, und nicht 
anf Vertheilung ber würtembergifchen Entſchaͤdigungsgelder 
gerichtet haben, in erſter Beziehung aber kein Grund zur 
Beſchwerde vorliegt, ſo ſchlägt ihnen zwar bie Eommifffon 
vor, auf den geftellten Antrag die Tagesordnung zu bes 
Schließen, jedoch findet fich dieſelbe zugleich auch zu dem 
Antrag veranfaßt, die Kammer wolle ferner befchließen‘, die 
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hohe Regierung wiederholt zu bitten, über Die Verwendung 
der von Würtemberg bezahlten 478,000 fl. eine detaillirte 
Rechnung vorzulegen, mm hiernach beurtheilen zu konnen, 
was mit Erfolg für Die Gemeinden des Landes reclamirt 
werden kann. 


Beilage Nr. 20. 
zum Protokoll der 74. oͤffentlichen Sitzung vom 4. Oktober 
41833. 
| | Bericht J 
der Petitionscommiſſion zur Vorſtellung des Müllers 
Franz Burger von Biederbach, Amts Waldkirch, in 

ſeiner Rechtsſtreitſache gegen Altvogt Mayers Erben, 
wegen Wäfferung. Erftattet von dem Abg. Nettig 
von Sch. 


— — — 


| Meine Herren! = 

Franz Burger von Biederbach erwähnt in einer eingereichs 
ten Vorftellung eines mit Altvogt Mayers Erben bafelbft ges 
führten Rechtöftreitö wegen Gutswäfferung, welcher es an 

gehöriger Deutlichfeit, und vorzüglid an einer Prozeßge⸗ 
fehichte gebricht, indem nicht einmal bie ſtreitenden Theile 
gehörig bezeichnet find, d. h., nicht beftimmt angegeben iſt, 
wer Kläger und wer Beklagter gewefen fei. 

Der Petent bezieht ſich nämlich nur auf einen am 4. Sep⸗ 
tember 1848 wegen flreitigem Wäfferungsrecht zu Stande 
gekommenen Vergleich, wornad) Vogt Mayer auf einen 
Theil des ihm durch Vertrag von 1717 zugeftandenen Waͤſ⸗ 
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ferungsrechtö verzichtet, umd Franz Burger dafür eine Ents 
ſchaͤdigung von 300 fl. verfprochen hat. 

Petent fährt fort: Diefen Bertrag habe er erfüllt, allein 
Vogt Mayer nicht, indem berfelbe- feit dem Jahr 1825 mit 
ber fraglichen Wäfferung nach Belieben fchalte und walte, 
nämlich eine ausgebehntere Waͤſſerungsbefugniß ſich anmaße 

als ihm der erwähnte Vergleich einrämme. Es fei daher ein 
Rechtöftreit entftanden, ben er, der Petent, in zwei Inſtan⸗ 
zen verloren habe, der aber bei dem Großherzogl. Oberhofs 
gericht wegen Mangel der Streitfumme nicht angenommen 
worben fei. 

Mit der Behauptung, daß die Sache nicht gehürig unter: 
fucht worden, geht der Petent zu der Bitte über, dahin 
wirfen zu wollen, daß ein Augenfchein und eine neue Unter, 
ſuchung ageordeet, und die Oberappellation zugelaſſen 
werde. 

Meine Herrn! Sie werden ſich aus dieſem kurzen Vortrag 
überzeugen, daß ſich die vorliegende Beſchwerde zu einer 
empfehlenden Ueberweiſung nicht eignet, da hier von einer 
reinen Rechtsſtreitſache die Rede iſt, welche von den geeig⸗ 
neten Gerichten ausgetragen wurde, ba auch Richt über Js 
flizuerweigerung geklagt, mithin eine Verlegung verfaffunges 
mäßiger Rechte nicht in Frage ift. 

Shre RARmIROR fchlägt Ihnen daher die Tngesorbnung 
vor. 


\ 
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Beilage Nr. 21. 
zum Protocol der 71. öffentlichen Sigung dom 1. Dctoben 
1833. 


| Beri ch t 
der Petitionscommiſſion zur Vorſtellung ber Hofges 
richtöadvocaten in Freiburg, die Entfernung: ber 
Richter vom. Referate, in Sachen, wo ‚einer der 
Anwälte mit dem Richter in einem der '$. 59 der 
Prozeßordnung angeführten Befangenheitöverhältnig 
ſteht, betr. Erſtattet von dem Abg. v. Sch. 


Zwölf Hofgerichtsadvocaten in Freiburg — von einem 
bei dem dortigen Hofgericht vorgekommenen ſpeziellen Fall 
die Veranlaſſung zu einer bei der Kammer eingereichten Bors 
ſtellung, "worin fie auszuführen fuchen, daß der $. 59 ber 
Prozeßordnung, wornach der Richter wegen beſorgter Be⸗ 
fangenheit, beſonders wegen Verwandtſchaft, abgelehnt 
werben kann, auch auf den Richter in ſolchen Fallen analoge 
Anwendung finden werde, wenn derſelbe mit einem der in 
einer Sache auftretenden Anwälte in einem ſolchen Verwandt⸗ 
fchaftöverhältniffe fteht. 

Sie führen an: 

Ein ungefchwächted Zutrauen in die völlige Unbefangen 
heit des Nichterd fei bei einer guten Nechtöpflege durchaus 
nöthig, und daher müßten nothwendig alle jene Verhältniffe 
befeitigt werden, welche nach der Natur der Sache dad 
Bertrauen fchwächen. 

Nur zum Theil habe die neue Prozeßordnung in biefer 
Beziehung geforgt, nämlich durch die Beftimmungen in den 
S$. 59-81, wo ber Richter wegen beforgter Befangenheit 
abgelehnt werben fonne, wenn er in befonderm Berhältniß 
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von Betheiligung, Verwandtſchaft, Schwägerfchaft, Freund⸗ 
fchaft oder Feindfchaft zu einer der beiden Parteien 
fiehe; men aber der $. 59 nicht auch zugleich analoge Ans 
wendung auf ähnliche Fälle, und namentlich auf. den con⸗ 
creten Fall, finden follte, wie dieſes von den Regierungs⸗ 
ftellen nicht fo angefehen werde, ®% fei der Zweck des Ger 
feßes nur unvollftändig erreicht. 

Nachdem num die Petenten nachgewiefen — daß der an 
das Großherzogl. höchite Staatsminiſterium wegen Entfer⸗ 
nung.der Richter von Referaten in ſolchen Sachen, wo einer 
der Aumwälte mit dem beftellten Referenten in Verwandt⸗ 
ſchaftsverhaͤltniſſen ſteht, ergriffene Recurs als unbegrüns 
det erflärt worden, ftellen fie die doppelte Bitte: 

4) Die Anordnung zu erwirfen, daß ein Richter, welcher 
mit dem in einer Nechtöftreitfache auftretenden Anwalt: in 
einer nach $. 59 der Prozeßordnung angegebenen VBerwandts 
fchaftöverhältmiß fteht, von dem Referate, wo möglich von 
der urtheilenden Sißung über eine ſolche Sache ausgefchloffen 
werde. 

2) Daß bei der Revifion der Progeßordnung angemeffene 
Beitimmungen- getroffen werben, wornach ein -folcher Richter 
ausgefchloffen wird, oder ihn die Parteien doch ablehnen 
fönnen. 

* Dagegen wurde Ausmeis der Ihrer Commiſſion zur Eins 
fidyt mitgeteilten Acten von Seiten des Präfidiums des 
Großherzogl. Hofgerichts in Freiburg angeführt, daß ders. 59 
ber Prozeßordnung als Ablehnungsgrumd eines Richters ledig⸗ 
lich nur deffen Berwandtfchaft mit ven Parteien, nicht aber 
jene mit denen der Anwälte bezeichne, daß ferner, falls der ge- 
ftellten Bitte entfprochen werben follte, diefes bei dein dortigen _ 
Hofgericht die empfindlichften Oefchäftsftörungen verurfachen 
würde, da in ber Zahl der Anwälte fi) Neveus, Tochter⸗ 
männer, Schwäger und: Brüder von Gollegialmitgliedern 
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befinden, und bei Anstheilung ber Refpieinte dem Praͤ⸗ 
ſidium nicht immer der Verwandtſchaftsgrad des Erhibenten 
mit dem Nefpicienten vor: Augen liegen fünne, abgefehen 
davon, baß fogar eine Ungleichheit in der Reſpiciatszuthei⸗ 
lung entftehen müßte. 

Auch das Großherzogt. Juſtizminiſterium ſpricht ſich dahin 
aus, daß ein ſolcher Recuſationsgrund bei. einer. Reviſion 
ber Prozeßordnung nicht beizufeßen feyn bürfte, denn wenn 
auch in einem einzelnen Kalle der Sachwalter und ber mit 
ihm verwandte Rath; mit einauber Rüdfprache über die Bes 
handlung der Sache, über die Gründe und Gegengründe 
genommen hätten, was im Intereſſe der Erforfchung ber 
Wahrheit gefchehen könne, fo liege darin doch nur ein Grund 
für deu Gegentheil, warum er feine Sache nicht in ben 
Händen diefes Richters fehen. will; wo aber dieſes beſondere 
WVerhaͤltniß im einzelnen Falle nicht eintrete, fei auch fein 
Grund vorhanden, den Richter zu recufiren, daher fein 
der Prozeßordnung auch nirgends eine Beflimmung aufge 
nommen, welche verböte, daß am nämlichen Gericht Richter 
und Sachwalter verwandt ſeyn ſollen. 

In diefem Sinne wurde auf die Recursbeſchwerde die 
Entfchließung ertheilt, daß, da Fein gefeglicher Grund zu 
einer Ablehnung in dem angezeigten Falle vorhanden fei, es 
dem Ermeſſen des Gerichtövorftands zu überlaffen wäre , ob 
er dem Gefuche, das Reſpiciat in einer Sache einen bes 
ſtimmten Mitgliede nicht zu überlaffen, entfprechen zu Fünnen 
eradıte. 

Meine Herren! 

Es gehört. allerdings zu den, vorherrfcheuden Grundfäßen 
unferer Prozeßorduung, alles Mögliche zu entfernen „. wad 
jemals im Stand feyn könnte, das in die Unbefangenheit 
bed Richters zu fegende Vertrauen zu ſchwäͤchen; daher: bes 
ſtimmt der 8. 59 auch ausdrücklich, daß außer dem Fällen 
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bes $. 56, nämlich wegen Unfähigkeit, der Richter auch ba 
fhon abgelehnt werden fünne, wo beffen Befangenheit zu 
. beforgen ift, 3. B. wegen: Verwandtſchaft wit‘ einer ber 
Parteien. 

Unſere Prozeßordnung zähle aber unter jene Fälle ber. bes 
ſorgten Befangenheit ausdrücklich aur gewiffe Verwaudt⸗ 
ſchafts⸗ ober andere Verhaͤltniſſe wit ber Parthei unmit⸗ 
telbar, und nicht mit bene Umnwalt einer ber ſtreitenden 
Theile; man könnte daher nach dem Wortlaut dieſer Be⸗ 
fimmung wohl annehmen, daß ſolche auf jenen Richter, 
welcher nur mit dem Anwalt einer Parthei in Berwande 
fchaftsverhältmiffen ſteht, nicht anwendbar fei; allein wenn 
man auf den Grund mb Geift des Gefeßed, auf bie 
Befeftigung des in die Handlungen des Richters zu ſetzen⸗ 
ben Vertrauens hinblidt, und wenn man erwägt, daß 
ſolches Bertrauen im dem Augen einer Parthei andy da 
ſchon Teicht gefehwächt ‚werben Fürmte, wo ber. Auwalt 
der andern Parthei in einem nahen Verwandtſchaftsver⸗ 
hältniß mit dem Richter fteht, weil ja zur Begründung 
irgend eined Mißtrauens nicht felten auch der entferntefte 
Anlaß genommen wird, fei ed auch nur, um einen Scheins 
grund anführen zu fünnen, in einem angeführten Nechtöftreit 
unterlegen zu feyn, fo kann man allerdings verfucht werben, 
Den $. 59 der Prozeßordnung auch auf die Richter, welche 
mit bem Anwalt einer Parthei im Berwandtfchaftsverhäftniß 
ftehen, analog anzuwenden, jedoch begreiflich bei Gollegials 
gerichten, alfo hier bei einem Hofgericht, nur in Beziehung 
auf den Nefpicienten, und nicht auf die übrigen votirenden 
Näthe, weil nur von erfteren die Darftellung der thatfäch, 
lichen Berhältniffe, welche dem Rechtöftreit zum Grunde 
liegen, ausgehen kann. 

Inzwiſchen bürfte ed der Fünftigen Revifion der Prozeß⸗ 
ordnung vorbehalten feyn, jene einzelnen Verhältniffe von 
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Betheiligung ‚oder Verwandtſchaft des Richters mit bem 
Anwalt einer Parthei zu bezeichnen, wegen welcher eine Bes 
fangenheit des erftern zu beforgen wäre, und biejer baher 
abgelehnt werden könnte. 

Nach Anficht Ihrer: Commiffion wirb inbeffen bem von 
den Petenten erhobenen Anftand dadurch am Teichteften bes 
gegnet werben fönnen, wenn durch das Großherzogl. Juſtiz⸗ 
minifterium am die Hofgerichte inftructionsweife dahin im 
Allgemeinen eine-Berfügung erlaffen würde, bei Zutheilung 
der Refpiciate darauf vorzügliche Rücficht zu nehmen, daß 
bei Prozeſſen, in welchen eine Parthei von einem Anwalt 
vertreten wird, welcher mit einem Mitglied des Collegiums 
in eintem nach $. 59 der Prozeßorbnung aufgeführten Vers 
haͤltniß fteht, das Nefpiciat einem andern Rath zugetheilt 
werde. 

Ihre Commiffion fchlägt Ihnen daher vor, die Kammer 
möge bejchließen, die Petition. in biefer Beziehung an das 
‚Größherzogl. hohe Staatsminifterium zur geeigneten Rück⸗ 
fihtönahme zu übermweifen. 


LXXII. DOeffentlihe Sitzung. 


Berhandelt ‘in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung 


Karlsruhe, den 2. Oktober 1833. 


In Gegenwart ber Herrn Regierungscommiffäre, Finanzminiſter 
v. Böckh, Staatsrath Mebenius und Minifterialratb Frey, 
fodann fämmtliher Mitglieder der zweiten Kammer, mit Auss 
nahme der Abg. Bett, Serbel, Grimm, Hoffmann, Kienle, 
Knapp,Poffelt,v. Rotted, Schinzinger, Trefurt, Bet: 
ter und Winter v. K. 


Unter dem Vorſitze des Präfidenten Mittermaier, 


Mordes übergiebt eine Petition der Gemeinden Mudau, 
Dumbad) mit Schelmbah, Schloffau, Steinbach, Rumpfen, 
Langenelz, Reifenbah, Mörfchenharb und Unterfcheidents 
halt, um Uebernahme eines Frohndablöfungsfapitals auf 
die Staatskaſſe, und bemerkt dabei: diefe Gemeinden haben 
fhon im Jahr 1831 eine Petition folchen Inhalts an bie 
Kammer gegeben, und waren fo glüclicy, daß diefelbe an 
das Staatsminifterium überwiefen wurde. In diefem Jahre 
wurde fie aber durch dad Finanzminifterium abjchläglich 
verbefchieden, aus Gründen, die id, fo wenig, als die Ges 
meinden für richtig erfenne. Sie berufen fid) anf das Gefeß 
vom 28. Dezember vom 1831, das unzweifelhaft für fie 
ſpricht, und ich hoffe deshalb, daß in diefem Sahre das 
Schickſal der Gemeinden erleichtert werden wird, nach deu 


470 Verhandlungen der II. Kammer. 


Forderungen ber Billigfeit, bie sh fo leicht mit dem ſtrengen 
Rechte vereinigen läßt. 

Ziegler berichtet hierauf Namens der Budgetdcommiffton 
über die Rechnung der Generaleinftandögelderkaffe, für bie 
Zeit vom 1. Juni 483132. | 

Beilage Nr. 1. (46 Beilagenheft S. XXVI — 
XXXVIL) 

Rutfhmann erftattet Namens der Budgetscommijflon 
Bericht über die Rechnung ber ——— vom 
Jahr 1831 -32. 

Beilage Nr. 2. (48 Beilagenheft S- XXXVIR— 
LH) 

Beide Berichte follen fchleunig gedruckt werben. 

Die Tagesordnung fährt auf die Discuffion des Commiſ⸗ 
fionsberichts des Abg. Walchner über die Motion ded 
Abg. Herr, den theoretifchen und praftifchen Unterricht im 
homdopathifchen Heilverfahren auf den inländifchen Hoch⸗ 
ſchulen betreffend. 

‚Zum erften Antragauf Seite 4des Bericht: 

‚Die Kammer wolle der hohen Regierung den Wunſch 
ausdrucken, fie möge der neuen Heilmethode freie Entwick 
fung gewähren, der Sache, wie biöher freien Lauf laffen, 
und wenn fih Homdopathen auf unfern Hochſchulen ords 
nungsmäßig ald Lehrer habilitiren und Vorlefungen geben, 
die Errichtung der Polikfinifen zum Unterricht am Kranken⸗ 
Bette zu genehmigen. 

Merk: Ich glaube, daß wir anf die gegenwärtige Dies 
cuffion fugleic) die homdopathifche Methode ammenden, und 
etwa nur den taufendften Theil der Zeit baranf verwenden 
folten, die man fonft einer Verhandfung im großen Style 
widmet, Der Bericht hat fihon der Sache vorgenrbeitet, 
md folhe von dem Standpunkt aufgefaßr, von dem and fie 
meiner Wederzeugung nach allern aufgefaßt werben kann. 


x 
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Wir können uns in feine mebdizinifche Faeultät conſtituiren, 
und ed wird nicht unfere Sache feyn, weder einen Panagis 
riens, noch ein Verbammungsurtheil über biefe neue Heil 
methode auszufprechen, ſondern wir werden die Sache einfach 
zu behandeln haben. Wollten wir weiter gehen ald der Com⸗ 
miffionsantrag, und durch pofitive Maßregeln baranf eins 
zumirfen fuchen, daß diefe neue Heilmethode ſich verbreite, 
daß die Regierung activ folche begünftige und heraushebe, 
oder wollten wir folche mur auf irgend eine WBeife empfehlen, 
fo würden wir ein Urtheil über den Vorzug diefer Mes 
thode von der bisherigen Methode füllen, ein Urtheil, das 
wir, wenn and) der Kampf der beiden Syſteme fich entichies 
dener ausgebildet hätte, mas noch nicht der Fall ift, nicht 
geben könnten, ohne von unferer Benrtheilungsiphäre abzus 
gehen. Es ift für den Gefebgeber bedenklich, ſich für eine 
Heilmethode auszuſprechen, und einer folchen irgend einen 
Vorſchub zu geben. Ich erinnere mich wohl, daß, ald das 
Braunifche Syſtem auffam, der gleiche Enthuſiasmus und 
die gleiche Sprache der Unfehlbarfeit, und der gleiche Glaube 
an folched Anfangs verbreitet war. Diefed Syſtem ift zum 
Theil wenigftend untergegangen, und das fragliche wird. auch 
nicht von ewiger Dauer feyn, wobei ich jedoch weit entfernt 
bin, den Borzug der jeßigen homdopathifchen Methode gerade 
zu widerfprechen, oder auch nur das Wort gegen biefelbe 
erheben zu wollen, allein ich glaube, daß es für und genügt, 
wenn wir die Regierung darauf aufmerffam machen, dem 
Kortbeftehen diefer Methode durchaus Fein Hindermiß in den 
Weg zu legen, und der freien Entwiclung der Wiffenfehaft 
ben vollfommenften Spielraum zu laffen. Der Katheber wird 
diefe Wiffenfchaft ausbilden, und derfelben die gebührende 
Stelle in der Heilfunde gewiß: einräumen. Gebt dann aus 
diefer Wiffenfchaft die Entwicklung dieſer neuen Methode 
ftegreich hervor, fo: wird ihr Werth nur um fo entfchiebenter 
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fich. Darftellen, je weniger von Staatswegen ihm eine Nach⸗ 
hülfe geleiftet wird. Die Homöopathen werden alfo mit dem 
Anerfenntniß, wie foldyes im Commiſſionsbericht liegt, zus 
frieden ſeyn, und wohl einfehen,, daß die Kammer hier weiter 
nicht. einwirken kann, ohne fic gerade für den Vorzug diefer 
Methode auszufprechen, was ich nicht für nöthig halte, und 
was ber Kammer wohl eine eben fo ſcharfe ald gerechte Sritif 
von Seiten.der Sacverftändigen zuziehen würde. Meiner 
Ueberzeugung nach ift diefer Motion gebührende Ehre durch 
die Berweifung an die Abtheilungen und die bisherige Berichts 
erftattung wiederfahren, und ich glaube dem verehrten Herrn 
Antragfteller, ob er gleich ein Fatholifcher Priefter it, Doch 
den förnichten Spruch Luthers zurufen zu dürfen: „it ed gut, 
fo wird es von felbft beftehen, ift es * ſchlecht, ſo wird 
es untergehen.“ 

Aſchbach: Der Redner vor mir = gleich in feinem Bes 
ginnen ber Homdopathie eine fonderbare Ehre erzeigt, indem 
er mit einer homdopathifchen Rede gegen fie zu Felde zieht. 
Sc; kann feiner Anficht nicht beitreten, indem ic; die Homöo— 
pathie aus einem andern Gefichtspunft betrachte, als er und 
ber Commiſſionsbericht. Sie wird hier gleichgeftellt den immer 
mechfelnden Methoden in der Medizin, die fich in allen Wife 
fenfchaften zeigen. Die Homöopat hie ift aber offenbar mehr. 
Sie ift eine Erjcheinung von merfwürdiger Art, eine neue 
Entdeckung in der Wiffenfchaft. der Medizin. Sie wird im 
diefen Fache eine Kataftrophe machen, wie einft in anderer 
Beziehung die Erfindung der Buchdrucderfunft und das Schießs 
pulver. Es ift hier dem Reid) der Wiſſenſchaft nicht nur eine 
kurze und ephemere Erfcheinung gegeben, fondern ed find 
fhon viele Jahre verfloffen, wo man Gelegenheit hatte, 
biefe Erfindung zu prüfen, und ſich zu überzeugen, daß eine 
Wahrheit zu Grund liegt. Wenn nun fo viele Stimmen 
dieſes anerfeunen, fo ift ed nicht genug, daß von ber Regie⸗ 
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rung der freien Entwicklung diefer Wiſſenſchaft Feine Hinder⸗ 
stiffe in den Weg gelegt werden, denn diefes follten wir 
durchaus von einer vernünftigen Negierung nicht beforgen, 
fondern es ift Vorforge nothmwendig, daß einem fo allgemein 
anerkannten wiffenfchaftlichen Gut die baldigfte und mög» 
fichfte 'Gemeinnüßigfeit gegeben werbe. Ein’ Mittel dazu ift, 
daß auch auf Univerfitäten durch fachgemäße Anftalten dafür 
geforgt werde, daß diefe Wiffenfchaft recht verftanden, und 
nicht durch Pfufcherer beeinträchtigt werde. Es ift bieß um 
fo nothwendiger; weil in mehreren Staaten feindfelige Bes 
mühungen gegen fie fihtbar geworben find, bie verfchiedene 
Gründe haben, vieleicht die Angewöhnung an das alte 
wiffenfchaftliche Syſtem, vielleicht auch die bedeutende Bes 
ziehung, worin diefe Wiffenfchaft zu einem Nahrungszmeig, 
nämlich der Pharmacie fteht. Ich kann daher nicht anders, 
ald den Antrag des Abg. Herr unterflüßen, und füge fogar 
noch den weiteren Antrag hinzu, daß der Gelbftdispenfation 
der Aerzte fein Hinderniß in den Weg gelegt werde, was in 
andern Staaten wirflich gefchehen iſt; denn ich glaube, daß 
ohne diefes die Homöopathie fih gar nicht in ihrer Wahrheit 
bewähren fann. Kann der Arzt nicht jelbft die Arzneien 
reichen, fondern follen die Apotheker fie bereiten, die ohnes 
hin darin ihren Untergang erkennen, fo ift viel zu fürchten. 
Wäre der Apotheker auch noch fo gewiffenhaft in der Bereis 
tung der Arzneien, was doch noch Zweifeln unterworfen feyn 
Fönnte, fo würden die Kranken dad Vertrauen verlieren, 
weil die Arzneien von den entfchiedenften Feinden der Anftalt _ 
gefertigt worden wären. Sich danke dem Abg. Herr bei diefer. 

Gelegenheit, daß er eine fo wichtige Sache in diefer Kammer - 
zur Sprache brachte. Linfere Volfdfammer hat den Ruhm, 

daß fchon manches Gute für die ganze Menfchheit- darin 
zuerft Feimte. Diefer Gegenftand wird wohl mit dahin ger 
hören! 
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Welder: Ich wollte auch ben Heinen Zuſatz in Bezie⸗ 
hung auf Die Selbftdispenfation in Borfchlag bringen, jedoch 
nicht ald Zufat zu dem Antrag des Herren Antragftellers,, 
ſondern als Zufaß zu Dem Antrag des Herrn Berichterftatters, 
Ich glaube, daß der Antrag des Leßteren oder ber Commiſ⸗ 
fion vollkommen fachgemäß ift, und im Wefentlichen auch 
Dasjenige erreicht, was der Herr Antragfteller hat erreichen 
wollen, daß nämlich von Seiten der Regierung durchaus 
fein Hinderniß in den Weg gelegt werde, einer neuen Heil 
methode, die einmal fo viel Kredit hat, wie bie in Frage 
fiehende, und die durchaus nicht den Vorwurf einer Gefährs 
lichkeit zuläßt. Weiter fonnen wir nicht gehen, und ich bin, 
auch überzeugt, daß fich von ſelbſt Vorträge über diefe Mies 
thode auf Univerfitäten bilden werben, und daß, fo weit ed 
die Sache mit fich bringt, allmählig bei den Staatsprüfuugen 
die geeignete Rückficht darauf werbe genommen werben, und 
daß in diefer Hinficht der Antrag der Commiſſion den einzie 
gen Punkt fichert, der hier von der Kammer ind Auge gefaßt 
werden muß. Wir wollen nämlid; jede abfichtliche Chicane, 
bie irgendwo der neuen Heilmethode gemacht werden könnte, 
entfernt halten, und bitten bie Regierung darum, daß fie 
das Augenmerk darauf habe, daß weder beiden Vorträgen 
auf Univerfitäten, noch bei den ee dergleichen 
Statt finden möge. 

Zugleid) aber glaube ich, daß wir ben Waunſch ausfprechen 
müſſen, daß der unentgeldlichen Selbftdispenfation ber Aerzte 
durchaus Fein Hinderniß in ben Weg gelegt werbe, denn ich 
habe von einem homdopathifchen Arzt Die Verficherung erhals 
-ten, daß man mit Schwierigkeiten gedroht hat, und weiß, 
daß nach den beftehenden mediziniſch polizeilichen Gefegen es 
eigentlich geſchehen Fönnte, weil hier nach dieſen Gefegen, 
und aus guten Gründen wohl, die Selbftbispenfation ber 
Arzneimittel den Aerzten unterfagt ift. Allein es ift doch fein 
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Grund vorhanden, biefe unentgeldliche Selbftbiöpenfation zu 
beſchraͤnken, ober ben Arzt einer Ehicane audzufegen. Und es 
ift fihon richtig bemerkt werben, daß gerade daran bie Aus⸗ 
übung der homöopathifchen Methode im Einzelnen ſcheitern, 
ober wefentliche Hinderniſſe erfahren Füunte. E3 wird ſich auch 
nicht Leicht eine ordentliche Garantie finden laſſen, daß bie 
Apothefer, wenn fie nicht aus freier Luft bie Sache übers 
nehmen, biefe homöopathifchen Arzueimittel jo machen, daß 
die homdopathifchen Aerzte Vertrauen haben fünnen. Sch 
trage akfo darauf an, ed möge dem Antrag am Schluß noch 
beigefügt werben, daß ber unentgelblichen Selbftdispenfation 
der bomdopathifchen Arzneimittel durch die autorifirten 
Stantsärzte fein Hinderniß in ben Weg gelegt werde. 

Hecht: Der Nebner vor mir hat im Wefentlichen gefpros 
chen was ich fagen wollte, und da ich feine Wiederholungen 
liebe, fo verzichte ich auf mein Wort. _ 

Waldner: Die Commilfion hat die Sache, fo viel es 
ihr immer moͤglich war, von dem allgemeinen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Standpunfte aufzugreifen gefucht, und es kann dies 
felbe nur freuen, baß die ehrenwerthen Redner, die gefpros 
hen haben, ihrer Anficht Anerfenntniß zu Theil werben 
ließen. Gewiß, niemals wird biefe Kammer ein ärztliches 
Collegium ſeyn Fonnen. Als gefetsgebender Körper kann bie 
Prüfung ärztlicher Syiteme und Methoden niemals ihre 
Aufgabe ſeyn. Die Homöopathie ift allerbings eine höchft 
wichtige Erfcheinung , und in der That eine andere Erſchei⸗ 
nung, als die früheren Syfteme, die von Stoll, Brown 
und Brouſſais aufgeftellt worden find. Diefelben Urfachen, 
‚ bie das Syſtem von Brown hervorbrachten, haben auch das 
Syſtem von Hahnemann erzeugt, und mau kann nicht anders 
fagen, ald daß Mehreres, was in der. Hahnemannſchen 
Lehre niedergelegt ift, fachgemäß und zeitgemäß ſei. Die 
außerordentliche Quantität von Arzneien, die viele Aerzte 
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von ber, fogenannten allopathifchen Schule barreichten , fo 
wie fie bei einem Individuum nur irgend eine Krankheits⸗ 
erfcheinung bemerften, hatte vielfache fchlimme Folgen. Das 
fah Brown wohl ein, und er kam nun auf den Gebanfen 
zu unterfuchen, ob die Natur etwa nicht felbft es vermöge, 
bie Krankheit zu befämpfen, ob fie nicht felbft Kraft genug. 
babe, die Wiedergeneſung zu bewirfen, oder ob ihre Thäs 
tigkeit etwa zu groß und darum der Heilung hinderlich fei. 
So entftand. feine Lehre. von Sthenie und Afthenie, "und 
fein darauf gegründetes Heilverfahren. Hahnemanns 
Talent und feine Kenntniffe im Fache der Chemie Tießen ihn 
wahrnehmen, daß bei derjenigen fchlimmen Ausübung der 
alten Methode, wo man der Krankheit eigentlich garnicht 
einmal Zeit läßt, ſich natürlich und rein zu entwiceln, man 
fomit immer. fünftliche Krankheiten erzeugt, und der Orga⸗ 
nismus des Körpers mit Mühe nur Gelegenheit findet die 
Krankheit zu befampfen und zu heilen, Hahnemann erfannte, 
daß bei diefem fchlimmen und naturmwidrigen Verfahren das 
Ziel des Arztes verfehlt werde. Ein alter Spruch fagt: 
„natura sanat, medicus curat.“ Dieß erkannte Hahnemann 
mit allen. guten. Nerzten, und mit biefen fam er zurück auf 
mehrere Grundfäße, die ich ald gut anerkennen muß; er 
kam namentlich zurück auf eine ftrenge und richtige Beobach⸗ 
tung der. Diät. Die guten Aerzte aller Zeiten haben auf 
ihre Beobachtung gehalten, und fchon Hipocrates hat 
ein eigenes Buch über Die Diät gefchrieben. Bon höchfter 
Wichtigkeit für die Arzneifunde ift ferner Hahnemannd Bes 
mühung, die [pezififch wirfenden Heilmittel aufzufinden, 
und in ihren wahren Beziehungen zum Organismus kennen 
zu lernen. Aber auch hier fällt fein Beftreben mit den Bemü⸗ 
hungen der alten Schule zufammen, denn alle guten Aerzte 
derfelben bemühten fich, fpezififch wirkende Mittel aufzufinden, 
und fagen: wenn wir fpecififch wirkende Heilmittel haben , 


LXXII. Sigung v. 2. October 1833. 177 


da heilen wir am ficherften. Das Eigenthümfiche von Hahnes 
mauns Verfahren liegt darin, daß er die Arzneimittel: in 
höchſt Fleinen Gaben reicht, fie in Fängeren Zwiſchen⸗ 
räumen giebt und auf eine ganz andere Weiſe wählt, ale 
dieß in der alten Schule gefchieht. Der dabei leitende Grund: 
ſatz iſt: dasjenige Mittel ift ald eine gegebene Krankheit 
beilend zu betrachten, das, in den gefunden Körper 
gebracht, eine dem Bilde jener Krankheit ähnliche Krank 
beitserfcheinung bervorbringt. Sollen wir nun die Sadıe 
genau unterfuchen, fo nüffen wir und au das Urtheil der 
praftifchen, erfahrenen Aerzte, überhaupt an die Erfahrung 
halten. Selbſt nicht praftifcher Arzt, jedoch einigermaßen 
in der Theorie der Arzueifunft bewandert, habe ich mich nach 
den über Hahnemanns Methode gemachten Erfahrungen 
umgejehen. Diefe Erfahrungen, von Feuntnißreichen, vorurs 
theilsfreien und hellſehenden Männern gemacht, fagen, daß 
vieles von demjenigen, was bie Homöopathie behauptet 
und aufitellt, was Homdopathen beobachtet haben, feft- 
ſteht; daß dagegen aber auch gar vieles von dem, was fie 
ald ausgemachte Sadıe hingeftelt, als durchaus erwieſen 
geltend zu machen geſucht haben, nichts weniger als bes 
gründet iſt. Bon allgemeiner Anerkenung der Homöopathie 
fann alfo Feine Rede feyn. Wer über Erfahrungen urtheilen 
will, muß felbft den Weg der Erfahrung gehen, und 
darum bat die Commiffion geglaubt es ausfprechen zu 
müſſen, daß nur am Kranfenbert die Thatfachen fich rein 
herausftellen, nur dort die wahre Erfeuntniß des Werthes 
der Homdopathie als Heilmethode ſich ergeben, daß nur 
dort ihr wahrer Werth für die Wiffenfchaft erkannt werden 
wird. Cine große Zahl von Krankheiten wird allerdings 
auf homüopathifche Weife geheilt; dagegen giebt es aber 
auch eine bedeutende Zahl von Krankheiten, die nach der 


homöopathifchen Methode, laut dem, was audgezeichnete 
1833, II, KR. Vrot. 155 Heft. 12 Br 


178 Berhandlungen ber II. Kammer. 


erfahrene Aerzte darüber öffentlich befannt gemacht haben, 
nicht geheilt werden können. Don einer allgemeinen homöo⸗ 
pathifchen Behandlung. kann fomit nicht die Rede feyn. Su 
einzelnen Fällen haben praftifche Aerzte, wie gefagt, im der 
Homöopathie günftige Erfahrungen gemacht; Allein bei ge⸗ 
wiffen Kranfheitöformen, wie 3. B. bei den Wechſelfiebern, 
wo die allopathifche Schule mit einigen Granen Chinin ficher 
heilt, reicht die homöopathifche Methode nicht aud. So giebt 
ed noch mehrere Kranfheitsforimen, bet denen die neue Schule 
denjelben Erfolg nicht hat, wie die alte Schule. Es fpridt 
fih darüber einer der competenteften Männer aus, bie im 

Fach der Medizin fchrieben ; ein von den Aerzten beider, mit 

fich im Kampfe liegender Schulen, hochgeachteter Mann, 

nämlich der kurheffifche Medizinalrath Kopp, der aud) im 
Fach der Naturwiffenfchaften gründlich gebildet, und ein 

fachverftändig urtheilender, tiefblickender Naturforfcher ift. 

Diefer hat wohl den rechten Punkt getroffen. Anerfennend 

dasjenige, was durch Erfahrung fich "betätigt, fpricht er 

fich frei dahin aus, daß in einer großen Zahl von Krank 

heitsfällen ihm die homdopathifche Methode gute Dienfte 

leiftete, und fagt aber auch, in welchen Fällen diefer 

Erfolg nicht eingetreten ift. 

Laffen wir nun ber Sache ihren freien Lauf; Taffen 
wir fie fih frei entwideln. — Es werben fich jene 
Fälle, wo wirklich die Methode von Hahnemann Gutes 
feiftet, heransftellen, die Behandlungsart wird ſich auf ges 
wiffe Fälle reduciren, und es wird die Allopathie großen 
Bortheil daraus ziehen. Beobachtungen irber die Wirffamfeit 
fpeziftfcher Heilmittel, Erfahrungen, daß wenig Arznei und 
fleine Gaben gute Dienfte leiſten, können für die Aerzte aller 
Schulen nur Gutes bringen. Es haben fich in nenefter Zeit 
nicht nur allopathifche Aerzte vielfach mit der homdopathi⸗ 
hen Praxis befaßt, fondern e8 wird bie neue Lehre auch ſchon 
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an mehreren Univerfitäten vorgetragen, wie denn z.B. in Freis 
burg bereit folche Borlefungen gehalten worden find, und auf 
der Liniverfität Giefen für das nächfte Winterfemefter Vorles 
fungen über Homdopathie angekündigt wurden. Es wird ſich 
wohl behaupten laffen, daß die Hahnemannfche Lehre höher 
ſteht, ald Brownianismus und Brouſſaiismus. Die Hah— 
nemanuſche Lehre gründet ſich auf neue Erfahrungen, wäh—⸗ 
rend Brouſſaiismus und Brownianismus auf alte laängſt 
gemachte Erfahrungen geſtützt find. Syſt em kann man aber 
die neue Lehre nicht nennen; eine Heilmethode ift fie und wird 
e8 bleiben, eine Heilmethode für beftimmte Kranfheitsfälle, 
Was nun die Selbftdispenfation betrifft, jo ift dies ein 
Gegenftand, über den man nicht fo leicht hinkommen kann, 
denn er hängt gar zu fehr mit der beftehenden Medicinalver; 
faffung zufammen. Es ift auch die Sache, tie fie je&t befteht, 
von einem andern Gefichtspunfte aus betrachtet, für bie 
Homdopathen nicht fo fchlimm. Jetzt ſchon beziehen Homöo: 
pathen ihre Arzneien von Apothefern, wohl nicht von den 
unfrigen, aber doch von Apotheken des Auslandes. Ich 
zweifle aber gar nicht, daß, wenn bafür irgend etwas von 
den Homdopathen felbft gefchieht, man auch ber ung Upothefer 
finden wird, die eben fo aus redlichem Eifer und Gewifjens 
haftigfeit, wie jene Apotheker in Heſſen und in Sachfen, 
und mit der größten Pünktlichkeit die homdopathifchen Arz⸗ 
nneien bereiten, und an die Homdopathen abgeben werben. 
Sch für meinen Theil glaube alfo, daß es ganz bei dem 
Sommiffionsantrag fein Berbleiben haben dürfte. 

Rettig v. K.: Ich halte e8 für ein erfreuliches Zeichen, 
daß dieſe Discuffion mit der Gegenwart des Herrn Finanz⸗ 
minifters beehrt worben ift, denn es ift mir dieß ein neuer 
Beleg von feinem von mir hochgefchäßten Syſtem, mit 
möglichit einfachen und fcheinbar geringen Mitteln das 
Zweckmaͤßige und Große zu erreichen. In der Hauptfache 
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bin ich für den Antrag des Herrn Proponenten, und finde 
ihn für die allopathifche Methode durchaus nicht gefährlich, 
Er ift ja fo billig, and fordert nur öffentliche Lehrer, die 
die beiden Methoden zugleich würdigen können. Es wird 
ohnehin, und diefes muß man den Profefforen zu gut halten, 
der Zıtuftgeift, der mehr oder weniger unter den Facultäten 
herrfcht, nicht fo ganz leicht ſich für diefe Methode entjcheis 
den, alfo in dem Vorſchlag, der für die dffentlichen Lehrer 
gemacht wird, doc immer einige Rückſicht auf dasjenige 
Syſtem genommen werden, die der Herr Antragfteller felbft 
nimmt. Es ift alfo feine Gefahr vorhanden, daß die ältere 
Methode der Allopathie durch die neue verdrängt werden 
fol, und die Gefahr ift nur die, daß fie neben ihr die Probe 
beftehen fol. Die neue Methode mag nun die befjere oder 
fchlechtere feyn, fo ift ein folches Beftehen der Probe auch 
für die alte Methode kein Unglück, und wenn nun nad, dem 
Commiſſionsbericht blos ausgefprochen wird, daß Denjeni- 
gen, die fich dazu fähig machen, der öffentliche Bortrag 
nicht verwehrt werben foll, fo verftehe ich darunter fo viel, 
daß Privardocenten beftehen dürfen, allein das wäre zu 
wenig. Sch glaube, daß unfere Tehrftühle allen Syftemen 
offen ftehen follen, fo daß nicht blos Praftifer, fondern 
Meifter in dem fraglichen Syſteme und in diefer Behand: 
lungsart follen auftreten Fonnen. Es wäre daher, glaube 
ich, im Sntereffe der Wiffenfchaft, wenn wir unfere, mit 
Befoldungen dotirten Lehrftellen keineswegs der Homdopathie 
verfchließen, und da der Zweck ded Herrn Antragsftellers 
blos der zu feyn fcheint, daß beide Syſteme auf gleicher 
Stufe ftehen möchten, fo unterftüße ich defjen Antrag. 
Duttlinger: Es fcheint mir, daß dem Weſen nad, der 
Vorſchlag der Commiſſion und der Borfchlag des Herru Ans 
tragftellers nicht von einander abweichen, fondern beide deu⸗ 
jelben Sinn haben. Der Commiſſionsvorſchlag will, ed fell 
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der weiteren Entwiclung der Heilmethode, von der die Rebe 
it, von der Regierung in theoretifcher und praftifcher Bes 
ziehung freier Lauf gelaffen, befonders auch dafür geforgt 
werden, daß praftijche Uebung und praftifcher Unterricht 
bei den Univerfitäten Statt finden föünnen. Sch kann hier be» 
merken, daß auf einer der beiden Univerfitäten fchon mehr 
gejchieht, als der Gommifjionsvorfchlag dem Buchftaben 
nach will, daß nämlich theoretifcher und praftifcher Unter⸗ 
richt gegeben wird, und daß befonders an dem Klinikum 
einer der Univerfitäten, an die id) gegenwärtig denfe, ſeit 
Fahr und Tag Verfuche gemacht werden. Es iſt nicht anders 
moͤglich, al& daß in den Vorlefungen, die der Medizin ges 
widmet find, von der homöopathiſchen Methode wie von ber 
andern die Nede jeyn muß. Der Zufall hat in eben diefer 
Stunde ein Parifer Tagblatt in meine Hände geführt, worin 
fich ein Artikel über ein medizinifches Werk befindet, der fo 
anfängt: „die Medizin ift blos das Reich der Revolutionen. 
Seit 2000 Sahren ift fein anderes Neid) der Wiffenfchaft fo 
oft und fo tief von Grund aud erjchüttert worden, durch 
Factionsmänner und durch Ufurpatoren, wie bad Neich 
ber Medizin.“ Der Artifel fährt dann fort, und führt die 
Hauptſyſteme und Hauptmethoden, die feit 2000 Sahren 
Epoche machten, bis auf unfere Tage fort. Uuter diefen - 
merfwürdigen Methoden wird auch die Domdopathie ats 
geführt, und zwar nicht mit ganz befonderem Beifall. 
Bon allen diefen Syftemen weiß ich etwas, was Ihnen aud) 
befannt ift, nämlich, daß jedes medizinifche Syitem, jede 
Methode, die ganz bedeutend abgewichen ift, drei Perioden zu 
durchlaufen hat, nämlich eine Perivde, wo man die Me; 
thode als die allein feligmachende angefehen, angenommen 
und gepriefen hat, fodann eine andere Periode, wo man die 
Methode allgemein und unbedingt verdammt und verworfen 
hat, und eine dritte Periode, wo man fie verftanden hat. 
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Es ſcheint mir, daß die homdopathiſche Methode zwei dieſer 
Perioden abwechſelnd ſchon ſeit 20 Jahren durchlaufen hat, 
daß aber die dritte Periode noch nicht vollklommen durchs 
laufen iſt. Die Freiheit der Wiffenfhaft aber, wenn man 
ihr feine Feffeln anlegt, wird Dafür forgen, daß diefe Pes 
riode auch ihren Kreis durchläuft; fie wird dafür forgen, 
befonderd da, wo die Freiheit der Lehre eben fo gefichert ift, 
wie auf den Univerfitäten unſeres Landes. Ich glaube dep» 
halb, daß, wenn wir ben Borfchlag der Commiſſion ans 
nehmen, dafür geforgt ift, daß das gefchieht, was nur 
immer im Sntereffe der Wiffenfchaft und der Menfchheit zu 
wünfchen ift. Sch habe hier ferner das Verzeichniß der Vor⸗ 
fefungen, die auf einer unferer Univerfitäten im naͤchſten 
Winter gehalten werden folen, und unter diefen Borlefuns 
gen kommt auch eine vor, über dag neue Syſtem der praf» 
tifchen Heilfunde von NRafoli, Brüffel und Hahnemann. 
Auf andern Univerfitäten werden auch befondere Vorträge 
hierüber gehalten, und wenn fie nicht befonders angefündigt 
find, fo kann ich doch dafür ftehen, daß fie gehalten werden, 
nämlich in denjenigen Gollegien, die den allgemeinen WWiffen- 
ſchaften gewidmet find, in encyelopädifchen Gollegien, und 
‚ferner in der praftifchen Chemie. 

Sch erfläre mich für den Sommtiffiondvorfchlag, und mas 
die Selbftvispenfation betrifft, fo vermag ich mid) nicht dar⸗ 
über augzufprechen, allein die Kammer wird ſich Far ans» 
drücken, wen ſie auch in dieſer Hinficht den Commiſſionsan⸗ 
trag annimmt. 

Herr: Empfangen Sie vor Allem meinen innigften Daufk 
für die gütige Aufnahme , die meine Motion gleich bei ihrer 
Begründung zu erfahren das Glück hatte, indem einige 
Redner dafiir und nur einer dagegen gefprochen hat. Sie 
find zum Boraus überzeugt, daß ich mic, kurz faffen werde, 
indem ich Durchand nicht das wollte, was mir von einigen 
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Seiten uhtergefchoben worden if. Sch habe nicht irgend 
etwas ftürzen, und auch nicht irgend etwas haben wollen, 
auf Koften des Einen oder ded Andern, fondern ich habe 
Shnen, meinem Berufgemäß, dasjenige vorgetragen, was ich 
an mir felbft erfahren habe, und einem Abgeordneten des 
Landes und Geiftlichen zugleich kann ed durchaus nicht vers 
übelt werben, wenn er eine Erfahrung, die er an fic macht, 
einer hochweifen Kammer und hochweiſen Regierung vors 
legt, um fie im allgemeinen Sntereffe und zum Beften der 
armen Unterthanen anzuwenden. Ich glaube mir aud) 
fihmeicheln zu dürfen, daß Niemand bier ift, der mir eine 
intereflirte Abficht unterzufchieben gedenkt. Wer meine 
Motion aufmerffam liest und die Anträge näher prüft, die 
ich ftellte, wird wahrlich etwas Unfchuldiges darin finden, 
benn ed wird ja, blos darum gebeten, die Kanımer und bie 
Regierung möchten erwägen, was nad) deu gemachten Ers 
. fahrungen zum allgemeinen Beften dienen könne. Ich bin 
weit entfernt und würde ed mir zum Vorwurf, ja zur Arro- 
ganz anrechnen, wenn ich, ein Zwerg in dieſem Fach, gegen 
einen Niefen, ein David gegen einen Goliath ſich meffen 
wollte. Ich bin Fein Mebiciner, fondern habe mich geduldig 
bingegeben, ba ich leider oft in dem Fall war, diefe Herrn 
gebrauchen zu müffen. Ich habe nicht Die Abficht, zu vers 
Fleineru, wenn ic) fage, daß, wenn ich einen Kutfcher in den 
Wagen jege, ich ihm überlaffe zu fahren, und wenn id) einen 
Arzt rufe, fo erlaube ich ihm, zu machen, was er will, und 
mifche mic, nicht darein. Nach den vielen koftfpieligeh Pros 
ben nad) der vorigen Methode glaubte ich aber, da Leute 
von Kredit ſich zu der neuen Methode bekannten, ebenfalls 
diefen Verfuch machen zu müffen, und daß ich noch die Ehre 
hatte, bier zu erfcheinen, glaubte ich diefer Art der Behand» 
lung verbanfen zu müffen, und fand darin Grund genug, 
die Kammer und bie Regierung zu bitten, in ihrer Weisheit 
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zu erwägen, ob nicht zum Frommen, bejonbers ber armen 
Untertharien auf dem Lande, diefem Gegenftand nähere Auf- 
merkfamfeit gefchenft werden follte. Daß diefe Motion Bei⸗ 
fall fand, hat mich ſehr gefreut, und ich habe auch eine Reihe 
von Zeugniſſen vor mir, unter denen Männer ſind, vor 
denen auch die Kammer und die Regierung viele Achtung und 
Reſpect haben wird. Ich will ſie, um nicht unbeſcheiden zu 
ſeyn, nicht nennen, allein einer beſonders, der nahe am Rande 
des Grabes ſteht, und nie an Wunder glaubte, ſondern dieſe 
beſtritten hat, hat darüber geſagt, daß wenn er nie daran 
glauben konnte, er es doch jetzt noch thun würde, da ein 
Glied feiner. hochachtbaren Familie durch dieſe Methode ges 
rettet wurde, an dem alle Berfuche mißlungen waren, wie 
ein Mitglied diefer Kammer bezeugen kann. ch habe mir 
viele Details notirt, nehme aber Anftand , diefelben vorzu⸗ 
tragen. Die Zeit ift Eoftbar und der Abg. Merf hat fo eins 
dringlich daran erinnert, fich kurz zu faffen, daß ich nicht 
wagen darf, demfelben zu widerfprechen. Nur das muß ich 
noch bemerfen, daß es mich fehr gewundert hat, wie mir Der 
Abg. Merk in diefer hochashtbaren Berfammlung entgegen 
halten kann, daß, obgleich ic; ein Fatholifcher Prieſter fei, 
er mir doch einen Spruch Luthers ind Gedächtniß rufe, Hält 
mich denn der Abg. Merk im Jahr 1833 für jo obscur, daß 
ich nicht an dem Lutheraner zu ſchätzen wiſſe, was an ihm 
zu fchäßen ift, gleich, wie auch der Lutheraner an den Katho: 
liken ſchätzt, was an ihm zu ſchätzen iſt. Sehr hat mich ges 
wundert, daß er fich befonders gegen die Motion gleich Ans 
fangs aufgelebnt hat, da doch ein fehr achtbares Mitglied - 
hen nad) einem vor mir liegenden Zeugniß, diefer 
ae = ber Behandlung feine Heilung zu verbanfen 
Methode f * noch im Frühjahr nach dieſem Zeugniß dieſer 
veffen neuefk > abhold war. Erlauben Ste mir daß ich 
| otive, es zu feyn, verjchweige. 
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Merk: Sch gebe die Erlaubuiß, fie zu jagen. 

Herr: Ich flüchte meine Motive in die Hände der Kanıs 
mer und der Regierung, vertrauend ihrer Weis heit, und übers 
zeugt, daß fie wiffen wird, was zum Beſten der arınen Uns 
terthanen zu befchließen ift, und bemerke nur noch, daß id) 
mich mit dem Commiſſionsantrag nicht vereinigen kann, und 
zwar aus den Gründen, die der Abg. Rettig von Kvor— 
getragen hat. Was den erften Punkt betrifft, fo will ich 
meinen Autrag noch näher dahin beftimmen, die Kammer 
möge der Regierung den Wunſch ausfprechen, daß, da die 
Zeit des Landtags jetzt zu Furz ift, bis zum machiten Landtage 
die in meinem urfprünglichen Antrag bezeichneteärgtliche Goms 
miffion ernannt, die Art und Weiſe, wie der Unterricht in 
der neuen Methode am beiten ausgeführt werden kann, von 
ihr geprüft und über die etwa nothwendigen Geldmittel dem 
nächften Landtag mit dem Budget eine Vorlage gemacht 
werde. » Bon deu zwei legten Anträgen kann ich micht ab» 
gehen, weil, wenn nicht darauf gehalten wird, der Methode 
von Freund und Feind immer gefchadet werden wird. 

Rettig v. K.: Diefen Vermittlungsvorfchlag nehme id, 
an, und hätte nur den Strich des Nachſatzes gewünfcht, weil 
die Geldmittel fich von felbft geben werben. 

Herr: Alddann verzichte ich darauf, 

Aſchbach: Sch unterftüge auch den Antrag, den ich mehr 
ald Vermittlung denn ald Zuſatz anfehe. Sch unterftüge ihn, 
und ſcheue nicht den Zufat wegen der Geldmittel. Wir 
haben für die fpanifchen Soldaten ohne Anftand eine Summe 
von 1200 fl. vervierfacht, und hier, wo es gilt, dem ärmern 
Theil unfer Mitbürger zu dienen, und Denjenigen, die die 
größten Uebel tragen, eine Wohlthat zu erzeigen, wird bie 
Rückſicht auf einige taufend Gulden diefe Kammer und den 
Herrn Finanzminifter nicht abichreden. 

Merf: Der Herr Antragfteller iſt ſehr ivrig daran, wenn 


186 Berhandlungen ber II. Kammer. 


er voraudfeßt, ‘ich hätte mich gegen die Sache felbit erklärt. 
Ichzhabe mir vielmehr darüber nicht das leiſeſte Urtheil zu 
Schulden fommen laffen, fondern mich blos dahin ausge— 
fprochen,, daß die Kammer fich nicht in weitere Verhand⸗ 
lungen einlaffen follte, als der Antrag der Commiffion geht. 
Sch denfe von diefer Heilmethode noch immer gleich, wie ich 
früher gedacht habe, und der Herr Antragfteller kann glaus 
ben, daß wenn ich auch je eine Meinung ändere, dieſes nur 
aus Gründen der innnerften Ueberzeugung gefchieht. Sch 
wünfchte übrigens, daß alle feine Amtsbrüder den Zuruf 
eines Spruchs von Luther eben e aufnehmen möchten, wie 
er ihn aufnahm. 

Herr: Sch bin nicht für meine Amtsbrüder da. 

Welcker: Da ich höre, daß die Selbftdispenfation in 
dem Antrag der Sommiffion enthalten fei, fo nehme ic) meinen 
Antrag zurüd. 

Aſchbach: Er Liegt nicht in dem Kommiffionsantrag, 
denn die Commiſſion will nur, daß fein Hinderniß der freien 
Eutwidlung in Weg gelegt werde. Wenn aber etwas nadı 
den beftehenden Verordnungen als nicht geſetzlich darges 
ftellt werden kann, fo wird nichts in den Weg gelegt, fondern 
nur die beftehenden Geſetze angewendet, und da ich fürchte, 
ed möchte diefes gefchehen, jo follte man doch den Wunſch 
ausdfprechen. 

Es wird hierauf befchloffen, nach dem Antrag bed Abg. 
Herr bie Regierung zu bitten, die Art und Weife, wie der 
Unterricht in der neuen Heilmethode am beften vollzogen 
werben fünne, durch eine Commiſſion von Aerzten prüfen zu 
lafjen, welche in dem allopathifchen und in dem homöopathi⸗ 
ſchen Heilverfahren gleich tüchtig bewandert find. 

Der weitere Antrag, die hohe Regierung zu bitten, die 
unentgeldliche Abreichung von homdopatifchen Arzneimitteln 
zu geftatten, wird. ebenfalls angenommen. 
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Zum zweiten Commiſſionsantrag: „Die hohe 
Pegierung zu bitten, fireng darauf zu wachen, daß nur 
lycenzirte Aerzte die homdopathifche Heilmethode ausüben.“ 

Herr: Ich muß fehr bitten, daß ed der Kammer gefällig 
feyn möge, diefen Antrag zu genehmigen, um vor jebem 
Mißbrauch zu fichern, denn diefe find die heftigften;Feinde 
der Praxis, ohne die erforderlichen Kenntniſſe zu haben, und 
wenn fie nicht ernftlich geprüft find, fo kann außerorbent- 
liches Unglück durch die Anwendung diefer Methode von 

Ungeſchickten verbreitet werden. 

Walchner: Id) erlaube mir, die Anfichten, weldye die 
Commiſſion hier geleitet haben, anzugeben. Wollen Sie, 
daß in irgend einer beftimmten Methode geprüft werde, fo 
müſſen Sie confequent auch verlangen, daß in allen zur Aus— 
übung kommenden Heilmethoden eben fo geprüft werde. Es 
wird in Raſolis und Browns ꝛc. Methode eben fo geprüft 
werben müffen, wie in der Methode Hahnemanns, denn in 
einzelnen Kranfheitöfällen wird ein Arzt nach diefer, ein 
anderer Arzt nad) jener Methode die Heilung verfuchen. 

Ein tüchtiger Arzt muß die verfchiedenen Heilmethoden 
fennen, und ich weiß auch noch aus meinem eigenen ärztlichen 
Eramen, daß man in dem Wichtigften geprüft wird. Wenn 

> ich aber auch darauf eingehe, daß in der Homöopathie bes 
fonders geprüft werde, fo frage ich doch, wie foll denn darin 
geprüft werden? Die Homdopathen wiffen wohl, und ges 
ftehen gerne zu, daß es außerordentlich fchwer iſt, in bes 
ftimmten Kranfheitsfällen dad rechte homöopathiſche Mittel 
zu treffen, Der Homöopathe wählt eines, ein zweites, ein 
drittes Mittel, und ed gehört wirklich viele Erfahrung dazu, 
um dad wahre Mittel für den beftimmten Fall richtig zu 
finden. Die Eraminationsbehörde erledigt die Sache ein 
fach, indem fie den zu prüfenden Homdvpathen fragt ‚Zwas 
er gebe, wenn diefe oder jene Kranfheitserfcheinungen vorban⸗ 
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den find. Der Eraminand wird antworten, er reiche dieſes 
oder jenes Mittel. Der Eraminator kann nun meinen, es 
feie Kupfer in einer beftimmten Verdünnung zu reichen, 
während der Sraminand die Anficht haben kann, es muſſe 
Schwefel gegeben werden. Wer hat nun Recht? Es iſt rein 
unmöglich, hier fo beſtimmt zu prüfen, wie in der allopathi⸗ 
fhen Methode, Man follte fürwahr Verwicklungen und 
Unbeftinmtheiten vermeiden, und den Chikanen, die hier fo 
möglich find, Feinen Spielraum geftatten. Da nun jeder 
Arzt die naturhiftorifchen Kenntniſſe und die Fundamentalſaͤtze 
der ärztlichen Behandlung inne haben, die Syfteme und Mes 
thoden aller guten Aerzte fennen , und in dem Wefentlichen 
derfelben jederzeit geprüft werden muß, fo glaubte die Com⸗ 
miffion darauf antragen zu Fonnen, daß nur folche Aerzte, 
welche überhaupt die Licenz zum Praftiziren haben, Die 
Homöopathie ausüben dürfen. Wenn man dagegen fagt, 
e8 werde, jo Unheil hervorgebracht, jo bemerfe ich nur, Daß 
alle jegigen homoopathifchen Aerzte Fein befonderes homöo— 
pathifches Examen gemacht haben. Aerzte fünnen wohl über 
haupt nur dann Homdopathen werden, wenn fe im Allges 
meinen der Arzneimwiffenfchaft, wie in den einzelnen Methoden 
nnd Syftemen gut bewandert find. 

Finanzm. v. Böckh: Die Regierung würde aud) in einer 
eigenen Berlegenheit ſeyn, weil wir feine eraminirten Zomdo> 
pathen haben, alfo auch Feine Aerzte, die einen Homdopatben 
eraminiren fonnten. 

Herr: Man hat folche, und kann fie haben, wenn man 
fie haben will. 

Duttlinger: Meine Hauptbedenklichfeit gegen diefen 
buchftäblichen Vorſchlag des Abg. Herr befteht darin, daß 
wir, wenn wir biefen Borfchlag, fo wie er ift, annehmen, 
es unmöglich machen, daß irgend ein Arzt im Rande die ho: 
möopathifche Heilmethode anmende, und zweitens machen 
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wir unmöglich, daß die andgezeichneten Aerzte, die wir im 
Lande haben, die aber ſchon iu ihren Jahren etwas weit vors 
gerückt find, jemals diefe Methode anwenden, denn glauben 
Sie doch ja sticht, daß ein auggezeichneter Arzt fich dazu vers 
ftehen werde, ald Schüler nochmals einem Eramen fich zu 
unterwerfen. Sch 3.3. würde mic) nie zu einem nochmaligen 
Eramen verfteben, wenn eine neue Methode in der Wiffenfchaft 
erfchiene, ber ic) felbft angehöre. Ein Eramen ift eine ſchöne 
Sache, wenn man e8 hinter fich hat, allein unangenehm ift 
es, fo lange man es vor fich hat. Nun ift aber doch ‚gewiß 
die Abficht des verehrten Herrn Antragftellers nicht, eine 
große Zahl der würdigften Aerzte im Lande von der Anwen⸗ 
bung diefer Methode für die Zufunft auszufchließen, und 
doch theilt er gewiß meine Meinung, daß audgezeichnete 
Aerzte da find, bie nicht mehr die Neife nadı Karlsruhe 
machen werben, um fich beider Sanitätscommilfion, fo viele _ 
Achtung fie vor derfelben haben werden, einem Examen zu 
unterwerfen. Es wird alfo der Zweck befjer erreicht durch 
die Annahme des Vorfchlags der Commiſſion, daß Niemand 
bie homöopathifche Methode anwenden folle, außer Diejenis 
gen, bie als Aerzte praftiziren dürfen. 

Winterv. H.: Ich bin vollfommen mit dem Abg. Dutts 
linger einverftanden, und glaube, fo weit meine Einficht 
mir ein Urtheil geftattet, daß ter Herr Antragfteller durch 
einen feiner Anträge feiner guten Abficht felbft wieder in den 
Weg tritt, Denn wenn die Regierung dag, was er verlangte, 
ausführen könnte oder wollte, jo würde das gar nicht ge 
deihen, was er doc fordert. Ich mache nur auf diejenigen 
Lehrer bei der Univerfität Heidelberg aufmerffam, die wirklich 
ſchon in diefer Heilmethode Borlefungen halten, und foldye 
aud) als praftifche Aerzte bei Krankheiten anwenden. Diefe 
find aber befanntlich nicht erft von einem SJomoopathen erami- 
nirt worden, und ich glaube auch gar nicht, daß die Regie— 
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gierung einen Ipcenzirten Arzt vorjchreiben kann, in welcher 
Methode er feine Kranken kuriren fol, vb in der allopathis 
ſchen oder homdopathifchen Methode, deun es kann ja ein 
Arzt eine ganz neue Methode erfinden, da die Wiffenfchaft 
feine Grenzen hat. Ich bitte alfo den Herrn Antragfiellei, 
fich zur Förderung feiner eigenen guten Abficht in diefer Hin— 
ſicht mit der Commiſſion zu vereinigen. 

Afchblach: In der Meinung, daß der urfprüngliche Ans 
tragder Motion nicht allgemeinen Beifall finden werde, mache 
ich den Bermittlungsvorfchlag, daß die Kandidaten der Mes 
diein?auch in der Homöopathie eraminirt werben müffen. 
Menn dies der Fall ift, fo wird der Zweck Bes Herrn Pros 
ponenten erreicht und das Gute befördert, daß nämlich diefer 
wichtige Theil der Wiffenfchaft auf keine Weife vernachläßigt 
werde und die Sanitätöbehörbe ſich auch überzeuge, der Kan⸗ 
didat habe fich in dieſem Fach jene Kenutniffe erworben, die 
das Publifum fordert. ð; 

Herr: Das was der Abg. Aſchbach in Antrag brachte, 
wollte ich ſelbſt vorſchlagen. 

Der Commiſſionsantrag wird hierauf angenommen 
und weiter beſchloſſen, daß die Kandidaten der Medicin 
in der homdopathiſchen Heilmethode bei den Staatsprüfungen 
examinirt werden ſollen. 

Mas den dritten Antrag des Proponenten betrifft, fo bes 
merkt der Abg. Herr, daß er nad) den neu gefaßten Be- 
fchlüffen davon abgehe, womit die Discuffion über dieſen Ges 
genftand gefchloffen wird. 

Die biernach der erften Kammer mütgetheilte Adrefle ent⸗ 
hält die 

Beilage Nr. 3. 

Die Tagesordnung führt fodann auf die. Discuſſſon des 

Berichtd der Budgetscommifjion über ben Boranfchlag der 
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Einnahmen und Ausgaben der Forftdomänens 
adminiftration für die Jahre 41833 und 1834. 

Antrag auf Seite 6 des Berichtd: „Als Ertrag 
der Waldungen 900,000 fl. für jedes Jahr in Antrag zu 
bringen.” 

Finanzm. v. Bö &h: Wir haben dieſe Summe in Antrag 
gebracht, auf den Grund der Jahre 1830 und 1834. Das 
neueſte Jahr giebt und aber eine andere Notiz, wonach diefe 
Summe allerdings zu hoch feyn dürfte. Im Jahr 1830—31 
war der Ertrag aud dem Waldeigenthum 950,000 fl., im 
Sahr 1831—32. 967,000 fl., im Sahr 1832—33 ift er aber 
auf 813,000 fl. herabgefunten. Ich will darauf feinen ab» 
weichenden Antrag ftellen , fonderu nur darauf aufmerfjam 
machen, damit ed Sie nicht befremdet, wenn in der nächften 
Periode etwa die Budgetöfumme nicht erzielt werden follte. 

Martin: Die Regierung hat den Ertrag auf 900,000 fl. 
geftellt, und die Commiſſion hat feinen Grund gehabt, auf 
einen niederern Anfaß fich cinzulaffen. 

Zu Rr. 2—5 wird nichtö bemerft. 

Zu Nr. 6: Zaren, Sporteln und Strafen. 

„Antrag auf jährliche 450 fl.“ 

Rettig v. K.: Bei diefer Pofition möchte ic nur fragen, 
ob fie nicht fünftig ganz wegfallen fonnte? So viel ich weiß, 
werden bie Taren, die bei der Anftellung von Forftbeamten 
angefegt werden, ſchon nach den vierteljährigen Liften durch 
bie Amtskaſſen verrechnet, und dag, was, nachdem die 
Horftjurisdiftion an die Aemter übergegangen, noch übrig 
ift, muß fich auf höchft wenig befchränfen. So wie nun bei 
ben Domänenverwaltungen die Sporteln aufgehoben find, 
fo wünfchte id), daß auch bei der Forftverwaltung folche 
ebenfalls aufgehoben werden möchten. 

Rutſchmann: Nachbem durch das Geſetz vom Mai 
1823 die Zaren aufgehoben worden find, bie ans ber 
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Staatsaufſicht und Polizeigewalt in Forftfahen 
floffeu, fo werden fie jeßt nur noch von Forſtgericht s— 
barfeitsjachen und Dienſt- und Befoldungsfachen ers 
hoben. Das Großh. Finanzminifterium feßt feine Taxen 
mehr an, und die Taren, die im Budget vorfommen, find 
diejenigen, die die Forftämter im Laufe des Jahrs ausmit- 
teln, und in halbjüährigen Verzeichniffen zur Defretur eins 
fenden.. Es wird feinen Anftand haben, daß diefe unbedeus 
tenden Zaren und Sporteln, die großentheild nur noch von 
Urlaubögefuchen der Förfter 2c. herkommen, in der Folge 
aufgehoben werden. Die Regierung war bis jeßt hinfichtlich 
der Adminiftration der Forfte zu ſehr mit wichtigern Gegens 
ftänden befchäftigt, als daß fie fidy mit diefer unbedeutenden 
Sache hätte befaſſen können. 

Finanzm. v. Böckh: Ein nicht unbedeutender Theil das 
von ſind Dienſt- und Polizeiſtrafen. 

Zu den übrigen Einnahmepoſitionen wird nichts bemerkt. 

Ausgaben. 
er. 4. Unterſtützung der Waldcolonien. 

Antrag: „Budgetſatz per Jahr 900 fl. Die Forſt— 
direction möge darauf hinwirfen, daß die Forftfaffe von einer 
folchen Laft, die fidy alljährlich vergrößert hat, wenn auch 
nicht ganz befreit, Doch nach den im Bericht erſi ichtlichen An⸗ 
deutungen erleichtert werben möge.‘ 

Finanzın. v. Böckh: Es würde bem Finanzminifterium 
fehr angenehm gewefen feyn, wenn es möglich wäre, die 
Forftcaffe von biefer Laft zu erleichtern. Sch fehe aber feine 
Hoffnung dazu. Nach der Gemeindeordnung müſſen wir 
zur Unterhaltung diefer Gemeinden beitragen. Sie haben 
fein Eigenthum, und beftehen größtentheils aus armen Leuten. 
Ale öffentlichen Anftalten in den Waldcolonien mirfen aus 
ben Mitteln der Forfifaffe beftritter werden, und wenn 
biefe es verweigerte, fo würde fie von der Regierungsbehörde 
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bazu angehalten werben. Im Jahr 4832 und 4833 hat biefe 
Ausgabe 1512 fl. betragen, und ich glaube nicht ‚A daß fie 
für die Zukunft abnehmen, ich glaube, baß fie zunehmen 
wird. 

Martin: Die Eommiffion hat hauptfächlich ben Ums 
ftand im Auge gehabt, daß fich biefe Eolonien auf eine 
außergewöhnliche Weiſe und fo ftark vermehren , daß nuns 
mehr eine davon eine Bevölferung hat die größer ift, ale 
bie mancher Gemeinden des Landes. Es giebt Gemein 
den, die beinahe Feine oder nur eine fehr Fleine Gemar⸗ 
fung haben, und doch als felbfiftändige Gemeinden be; 
fiehen. Darum hat die Commiffion geglaubt, daß, wenn 
eine Waldcolonie einmal einen folchen Umfang unb eine 
folche Größe erlangt habe, wie anbere Gemeinden, man 
ihr auch alle Rechte und Befugniffe einer eigenen Commune 
geben follte, und die Forſtkaſſe ihre Unterſtützung zurückziehen 
konnte. 

Regenauer: Sch muß barauf aufmerkſam machen, baß 
biefe beiden Golonien durchaus kein Grundeigenthum und 
fein Gemarkungsrecht haben, alfo nicht in die Kathegorie 
wirklicher Gemeinden gehören. So viel ich aber won ber 
Sadje weiß, wird bei der Forfidireetion und dem Finanz⸗ 
minifterium fehr genan barauf gehalten, daß nur dasjenige 
auf die Forſtkaſſe übernommen wird, was ber Gemeinde⸗ 
ordnung zufolge von ihr für Waldeolonieen geleiſtet werden 
muß. 

Beet ll.: Die Colonien find dadurch entſtanden, daß 
ſelbſt ohne Zuthun der Gemeinden von dem ehemaligen LKld⸗ 
fern und. Grundherrfchaften Einzelne aufgenommen worden 
find. Gene famen aber in Abgang, biefe Familien aber find 
nad) unb nach angewachfen. Die Gemeinden hätten feine 
Pflicht zur Unterſtützung zu übernehmen gehabt, und Die 
Leute hätten auswandern müſſen, wenn nicht von einer ans 
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bern Seite her eine Unterſtützung erfolgt wäre: Wen fich 
bie Leute einmal.von felbft fortbringen fonnen, fo wird dag 
Finanzminifterium feine weitere Ausgaben machen, alfein 
jeßt ift eine Unterftüßung gerecht. 

Dörr: Es ift nicht anders möglich, als daß diefe — 
den von dem Staat unterſtützt werden, denn den naͤchſt ge⸗ 
legenen Gemeinden kann man ſie nicht zuweiſen, und da 
möchte ich wiſſen, wer dasjenige leiſten * was einem 
Gemeindeverband obliegt. 

—Regenauer: Es liegen gar feine — in der 
Nähe. Dieſe beiden Waldcolonien find auf dem Domanials 
eigenthume der Markgrafſchaft Baden Baden von Köhler⸗ 
und Holzhauerfamilien gegründet worden, und nun eine 
Laſt der Domänenverwaltung, die nicht zu entfernen ſeyn 
wird. = 
Rindeſchwender: Ich kann die Verhältniffe, wie fie 
gefchildert wurden, nur als richtig beftätigen, und darum 
follte man von dem Commiſſionsantrag Umgang nehmen. 

. Martin: Der Commiffionsantrag geht nicht dahin, diefe 
Unterftüßung jest fchon zu verweigern, fondern nur dahin, 
fie. wo möglich zu befchränfen. Sie hat nämlich auch das im 
Auge gehabt, daß der Vorftand diefer Colonien, fo lange 
fie nur folche und feine Gemeinden find, Fein Sutereffe hat, 
die Etablirung neuer Haushaltungen zu verweigern, fondern 
begünftigt fie vielmehr, weil feine Gemeindefaffe da ift, die 
diefe Leute unterftüußt, wenn fie bebürftig werden, jeßt aber 
weist der Drtsvorfteher das Bebürfniß nach, und die Forft- 
faffe muß bezahlen. 

v. Itzſtein: Die Kammer mag nicht glauben, daß die 
Bubgetscommiffion diefen Antrag ohne allen Grund. itellte. 
Die Beiträge, die von dem Staat gegeben werden, jind, 
wie ſchon bemerkt wurde, fchwerlich.fo groß, um dieſe Leute 
und biefe Golonien völlig zu unterftügen, und man glaubte, 
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daß es vielleicht möglich fei, durch Abtretung von Eigen» 
thum an die Gemeinden diefe Ausgaben für die Zukunft zu 
entfernen. Dieß könnte gefchehen, entweder durch eine ganz 
unentgeldlicye Abtretung, oder aber gegen einen mäßigen 
von den Leuten noch zu erfegenden Betrag, damit fie fich 
endlich eine eigene Gemarfung bilden, und eine gewiſſe 
Selbftftändigfeit erwerben könnten. Es wäre, wenn nidht 
Gegengründe von dem Herrn Finanzminifter vorgebradht 
werben, bie der Sache eine andere Form geben, mwahrfcheins 
lich wohlfeiler, ihnen etwäs unentgeldlicdy zu geben, als 
jährliche Unterflügungen an fie zu leiften, und doch arme 
Leute zu behalten. Der Herr Finanzminifter hat aber die 
Auskunft gegeben, die Golonierf befänden ſich auf einem 
folchen unfruchtbaren Boden, daß faum zu erwarten fei, 
daß ein auszuftoctendes Stück Wald, oder ein anderes Feld 
nutzbar gemacht werden könne. Iſt dieß der Fall, fo finde 
ich feinen Grund zu dem Commiſſionsantrag, ift es aber 
nicht, fo bin ich noch immer der Meinung, daß es für den 
Staat beffer wäre, auf diefe Art zu helfen. Ich‘, und jedes 
ber Mitglieder, das Beamter war, hat wohl Gelegenheit 
gehabt zu fehen, wie fchnell der Bürger zum Wohlftand 
fortfihreitet, wenn er Eigenthum befißt, das er verbeſſern 
kann. Befigt er aber gar feine Liegenfchaft, und ift er ledig» 
lich der Nothwendigfeit hingegeben, fich jährlich von dem 
unterhalten zu laffen, was aus milder Hand fließt, dann 
bleibt er ewig arm und müßig. 

Regenauer: Die Lage diefer Colonien wird allerdings 
näher erwogen und ihr Verhältniß anders regulirt werden 
müffen, wie der Abg. v. Itzſtein angedeutet hat. Nur 
auf eine Bemerkung, die der Abg. Martin machte, muß 
ich Einiges erwiedern. Er glaubt, daß nur bie Vorftände 
der Golonien, oder biefe felbft die Aufnahme von neuen 
Eoloniften zu genehmigen hätten. Damit ift er aber im Irr⸗ 
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thum; denn man hält feſt darauf, daß dieſe Etabliffements 
nur Diejenigen Rechte haben, die einer Waldcolonie nach 
ber Gemeindeordnung zuftehen, und die Forftabminiftration 
bat, fo viel ich weiß, das Recht des Waldeigenthümerg 
immer fiveng geübt. 

Rutſchmann: Es find bereits in der Tendenz ded Abg. 
» Ibſte in Einleitungen von der Direction der Forfte und 
Bergwerle getrpffen. 

Finanzm. v. Böckh: Wenn fih ein Ausfuuftsmittel finden 
läßt, um ben Zuftand der Waldcolonien zu verbeffern, und 
das Nerar von diefer Laſt zu entbinden, fo wirb dieß ohne 
Zweifel gefchehen. Die Localität bietet gber große Schmier 
rigfeiten Dar, Die man nur ganz beurtheilen fann, went 
man fie geſehen hat. 

Martin: Nachdem die Regierung erklärt hat, daß fir 
dasjenige thun wolle, was die Commiſſion gewünſcht hat, 
fo weit ‚auf diefe Art ber Zwed erreicht ift, fo nehme ich 
den Antrag zurüd. | 

Die Kammer erflärt fich mit diefer Zurücknahme einher 
flanden. 

Zu Rr 2, 3,4, 5 und 6 wird nichts bemerft. 

Rn 7. Renovations⸗,Steinſetzungs-und Ehar; 
tirungsfoften, 

Antrags „Für 1833. ee 5,000 fi. 

se ABA . . . 0.0.0. + 10,000 ⸗ 
in dad Budget aufzunehmen.” 

Finanzm, v. Böckh: Ich finde bei diefer Herabſetzung 
nichtd zu erinnern, da im laufenden Jahr die Waldauf—⸗ 
uahmen nicht in dem Umfang betrieben worben find, wie 
bei Beftimmung der Aufwandsſumme vorausgeſetzt wurde, 

Zu Mr. 8, 9 und 10 wird nichts bemerkt. 

Rr. 11. Tag- und Botenlöhne. 

Miniſterialr. Frey: Ich fihlage vor, die Poſition um 
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bad Doppelte zu erhöhen. Die Nechnung von 1832-33 
weißt eine Ausgabe von 1990 fl., alfo weit mehr nach, als 
in frühern Jahren. Diefe höhere Ausgabe kommt von Auf 
hebung der Frohnden her, und da eine folche größere Aus⸗ 
gabe auch ferner entftehen wird, fo muß auch diefe Pofition 
erhöht werben. Sch bringe dafür 2000 fl. in Antrag. 

Martin: Es wird bier wieder von einem Fall gefpros 
chen, der der Budgetscommiſſton nicht bekannt war, und 
auch dem Mintifterium erft feit Kurzem befannt if. Wenn 
in dem leßten Jahre alfo eine größere Ausgabe nothwendig 
war, fo kann die Erhöhung feinen Anftand haben, und ber 
Kammer wird zu überlaffen ſeyn, fie zu bewilligen. 

Minifterialr. Frey: Diefer Fall war der Regierung 
früher ſelbſt nicht befannt. | 
Regenauer: Da man die neueften Ereigniffe nad} der 
Aufhebung der Frohnden nicht ind Auge gefaßt hat, jo 
fcheint der Antrag der Regierung angemeffen. 

Buhl: Sch wünfchte aber doch von der Regierungscoms 
miffion zu erfahren, ob die Verpachtung der Jagden nicht 
anf die Koften Einfluß habe, 

Minifterialr. Frey: Es wurden mehrere Botenanftalten 
errichtet, die früher entbehrlich waren, weil man Damals 
die Geſchäfte in der Frohnd beforgen ließ. 

Regenauer: Auf die Bemerfung des Abg. Buhl Fam 
idy erläutern, daß die Jagden früher verpachtet worden 
find, und Jagbdienfte in dem leßten Jahre nicht mehr vor; 
famen. 

Martin: Die Bergangenheit zeigt und Sahre, wo dieſe 
Ausgabe anßerorbentlich verfchieden erfcheint. Der Auf 
wand ift zwar in der lebten Zeit etwas ftärfer gewefen, 
was aber. nicht geradezu beftimmen dürfte, für die fünftige 
Periode den Anfaß zu erhöhen. 
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Regenauer: Im Jahr 1831—32, wo für fünf Mo⸗ 
nate die Frohnden weggefallen ſi ſind, iſt der Betrag ſchon 
auf 1300 fl. geſtiegen. 

Finanzm. v. Böckh: Es handelt ſich um keinen Gegen⸗ 
ſtand von Bedeutung; ich kann Ihnen nicht ſagen, ob der 
Forſtetat 1000 fl. mehr oder weniger Aufwand veranlaſſen 
wird, Der Ordnung wegen ift es räthlicy die Summe zu 
verdoppeln, damit wenn fünftig die Rechnungen mit wahrs 
fcheinfich 2000 fl. ausreichen, feine fo große Differenz gegen 
den Etat erfcheint. 

Es wird hierauf befchloffen, für jedes der beiden Budgets⸗ 
jahre 2000 fl. zu bewilligen. 

Nr. 12. Beſoldungen der Forſtkaſſiere. 

Antrag: „Den Budgetſatz auf 6000 fl. pr. Jahr zu ers 
mäßigen.‘ 

Minifterialr. Frey: Die Budgetscommiffton hat den 
Anſatz um 400 fl. herabgefegt, und dadurch einige Berlegens 
heit erzeugt, wenn, was in der Billigfeit liegt, die Forft- 
verwalter fo geftellt werden follen, wie die Domänenvers 
walter. Wenn nur noch 100 fl. hinzugefügt worden wären, 
fo würde wenigſtens eine gleichförmige Befferftellung bei 
diefer Klaffe von Verrechnern möglich gemwefen ſeyn. 

v. Itzſtein: Ich trage hiernach darauf an, 6100 fl. zu 
bewilligen ; welcher Antrag fofort von der Sammer zum 
Befchluß erhoben wird. 

Mr 13. Bureaufoften. 

Antrag: „Für jedes der beiden Budgetsjahre 4310 fl. 
in das Budget aufzunehmen.‘ 

Minifterial. Frey: Hier hat die Budgetscommiſſion der 
Borlage der Regierung den Vorwurf einer zu großen Buͤn⸗ 
digkeit und Kürze gemacht. Diefer Vorwurf iſt aber nicht ges 
gründet, denn bei Poften, bie felbft für fich fprechen, find 
wohl nicht viele Worte nöthig. Bei ſechs Forftverrechnungen 
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it ein Aufwand von 4300 fl. für Bureaufoften nicht. zu viel. 
Wenn ſich nämlich feche folcher Dienfte in die Summe von 
4300 fl. theilen, jo fommen auf einen derfelben 746 fl., 
dabei ift zu erwägen, daß ein folcher VBerrechner einen Ges 
hülfen halten muß, der ihn wenigſtens 400 fl. Foftet, daß 
er dad Bureaulocal zu ftellen hat, wofür 100 fl. nothwendig 
find, ferner die Bureauerforderniffe an Holz, Licht, Inven⸗ 
tarienſtücken, Schreibmaterialien ıc., wofür man 200 fl. ans 
nehmen darf. Außerdem find auch einigen Berrechnern Bes 
williguugen für Gopialien gemacht worden, weil fie nicht 
gerabe zwei Gehülfen, aber body mehr als einen nothwendig 
haben. Wenn man weiter hätte zeigen wollen, warım die 
Erhöhung der Burrauaverfen Statt fand, fo hätte man auf 
die Regulirung der Averfen für die Domänenvermalter zus 
rückgehen müffen, bie von ber zweiten Kammer bereits ger 
nehmigt find, jo wie auch auf die Eigenthümlichkeit und ben 
Umfang der Dienfte. 

Rutſchmann: Ich habe als BVerfaffer der von ber 
hohen Regierung vorgelegten Budgets der Forftadminiftration 
fchon in der Commiſſion bemerft, daß ich glaube, der Bors 
wurf ſei unverdient. Meine Bemerfung ift von dem Abg. 
Ziegler unterftüßt worden, und ich durfte mir fchmeicheln, 
daß die in dem Entwurf des Gommiffionsberichts nieder; 
gelegte Bemerfung wegbleiben werde, Daß dieß nicht ges 
ſchehen, fcheint blos ein Druckverfehen zu fegn. 

Martin: Der Vorwurf ift fo leife gemacht und fo fchos 
nend, daß ich gar nicht glaubte, man werde in. der Dies 
euffion davon fprechen, er ift übrigens nicht blos auf diefe 
Pofition anwendbar, fondern er gilt auch für mehrere vors 
bergehende. Der Berichterftatter hat nämlich gefunden, daß 
einige Motivirungen Eurz gefaßt find, fo Daß er oft genöthigt 
war, nach Mehrerem zu forfchen, was nur einem bei ber 
Forfidirection Angeftellten befannt war. Dem Berfafler 
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diefer Motive find natürlich diefe Dinge jehr befannt gewes 
fen, und ex fcheint voraliögefegt zu haben, daß das Mit 
glied, das zum Berichterftatter gewählt wirb, eben jo gut 
alle Berhältniffe fenne, wie er. 

Finanzm. 9. Böckh: Wir werben wie bei diefem, bei 
jedem fünftigen Budget vorausfegen, daß Ihre Commiſſion 
ſich mit der Regierungscommiffton über folche Gegenftände 
befprechen wird, damit man dasjenige mündlich erörtern 
und erläutern kann, was niederzufchreiben und zu drucken 
zu weitläufig wäre. Auf diefem Wege wird jedesmal Ihre 
Commiſſion noch nähere Aufklärung erhalten, fo weit fie 
diefelbe nothwendig zu haben glaubt. 

Ziegler: Die Bemerkung des Abg. Rutfhmanı muß 
ich vollfommen beftätigen. Die Kammer darf übrigens zu 
der Regierung das Vertrauen haben, daß fie die Bureau⸗ 
averfen nicht fo glänzend feftfeßt, denn es find viele Klagen 
vorhanden, daß fie zu gering fein. Der Abg. Martin 
feheint eine Berechnung erwartet zu haben, worin der Ver⸗ 
braud) der Verrechner an Papier, Licht 2c, fpeciell aufgeführt 
wäre, allein diefes hätte zu nichts führen können. Der Bes 
darf, fo wie er bezeichnet iſt; feheint mir genügend, und 
feine tadelnde Aeußerung zu verdienen. 

Zu Nr, 14 bis 21 wird nichts bemerft. 

Nr. 22 Baukoſten. 

Antrag: „Kür jedes Budgetjahr 16,000 fl. in dad Bud» 
get aufzunehmen.“ 

Magg: Uuter diefer Pofition erfcheint die Erbauung 
eines Forfibramtenhaufes in Stockach. Es ift zwar weder 
in den Vorlagen der Regierung, noch in dem Commiſſions⸗ 
bericht die Summe beſtimmt ausgefchieden, wie hoch füch 
dieje Koften belaufen werden, allein ed mag immerhin eine 
Summe von 10,000 fl; bis 42,000 fl. nothwendig ſeyn. Es 
iſt nun höchlic, zu bedauern, Daß im vorigen Jahre das 
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fchöne Korftamtsgebäude, das dem Staate gehörte, und in 
Meberlingen an einem der fchönften Ort ftand, um 4012 fi, 
verfauft wurde, während man nun ein neues in Stockach um 
40,000 fl. bauen will, 

Der Korftbeamte ift durch Die Verlegung des Forftamtöflges 
nach Stockach nach Konftanz gezogen, und ich glaube, daß 
wenn der Forftbeamte künftig in Konftanz feinen Sit haben 
würde, dieſes beffer wäre, al& in irgend einem andern Drt, 
denn wir haben durch das neue Forſtgeſetz beftimmmt, daß ſtatt 
der Errichtung einer Oberforftbehörde nur jeder Kreisregies 
rung ein Forftreferent beigegeben werben ſolle. Wenn num der 
Forftbeamte an dem Sit der Kreisregierung wäre, jo würde 
Mandjed mit weit geringeren Koften von ihm gefchehen füne 
nen, ald wenn er entfernt if. Sodann hat man auch noch 
bei den neuen Forftgefege auf eine wenn nicht gänzliche alls 
mählige Aufhebung der Forftftelen, doch auf eine bedeutende 
Verminderung derfelben abgehoben. Hiernach glaube ich, 
daß für Errichtung eines neuen Forftgebäudes in Stockach 
nichts in Budget aufgenommell werden follte. 

Regenauer: Sich bin zufällig mit der Sache etwas bes 
fannt, und muß daher dem Abg. Magg einige Bemerfuns 
gen eutgegenhalten. So viel ich weiß, ift ed allerdings rich» 
tig, daß für das Forftgebäude, das in Stocach neu errichtet 
werden foll, eine Summe von 10,000 fl. nothwendig feyn 
wird, und eben fo richtig, daß das Forftamtegebäude in 
Üeberlingen verfauft wurde. Man hat aber auch den Sig 
des Forftamts nicht wohl in Ueberlingen laſſen fünnen. Es 
ift durch die neue Forftorganifation der Bezirf des Forftamts 
Stocdach fehr erweitert worden, und man hat darüber wies 
derholte Berathung gepflogen, welcher Sit der zweckmäßige 
feyn möchte. Dabei hat füch gezeigt, daß, obgleicy manche 
die Annehmlichkeit des Lebens, die Erziehung von Kindern 
u. ſ. w. betreffende Betrachtungen angerathen hätten, ben 
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Sit nad) Konſtanz zu verlegen, doc, Stodach in Beziehung 

anf den Dienft überwiegende Vortheile darbietet. Namentlich 
ift von Konftanz aus, zu verfchiedenen Jahreszeiten, diefer 
oder jener Theil des Bezirkes lange nicht fo Teicht zu befuchen, 
als von Stockach aus , deshalb mußte nothwendig zu diefer 
Maßregel gefchritten werden. Der Beſchluß der Kammer, 
wonach ftatt der Errichtung einer Oberforftbehörde, den 
Regierungen Forftreferenten beigegeben werden follen, wird 
an der Sache nichts Audern, Er würde nur danı etwas 
änderır, wenn diefe Forfireferenten mit den Forftbeamten 
eine und diefelbe Stelle befleiven. Das ift aber gerade nicht 
der Fall, und ich glaube nicht, daß hier irgend ein Kreuzer 
geftrichen, und von Erbauung eines Forſthauſes in Stockach 
abgegangen werden kann. 


9. Tſcheppe: Um nicht ald Cicero pro domo zu ers 
fcheinen, berufe ich mich blos auf dasjenige, was der Abg 
NRegenauer bemerkt hat. 


Finanzm. v. Böckh: Win konnten den Sollicitationen 
ber Stadt Ueberlingen, das Forſtamt dort zu laffen, nicht 
"nachgeben, und eben fo wenig thun, was Konftanz wünſcht. 
Stockach ift der Mittelpunkt der Verwaltung, von dort hat 
der Beamte am nächften in die Waldungen, und kann in 
jeder Sahreszeit überall hinfommen. Der Bau eines Forft- 
hauſes ift ein einmaliger Aufwand, der gegen einen vers 
mehrten Aufwand an Diäten und Voitürkoſten für alle Zeiten 
in feine Vergleichung kommt, diefes hat über den Sitz ber 
Stelle entfchieden. 

v. Shftein: Es ift vorauszufegen, daß das Haus in 
Ueberlingen im Weg der öffentlichen Verfteigerung verkauft 
wurde, indem es fonft fcheinen möchte, als wäre zu wenig 
daraus erlöst worden. | 


Waldner: Es würde der Ort Veberlingen allerdings 
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nicht zweckmaͤßig ſeyn, benn bei ftürmifchem See fönnte ber 
Forftbeamte feinen Bezirk oft nicht bereifen. 

Da der Antrag des Abg. Magg keine Unterftügung fand, 
fo konnte er auch nicht zur Abftinnnung fommen. 

Zu Rr. 23, 24 und 25 wird nichts bemerft. 

Nr. 26. Holzhbandlungsinftitut. 

Antrag: „Jaͤhrliche 72,230 fl. in das Budget aufzus 
nehmen.‘ 

Finanzm. v. Böckh: Dem Antrag der Commiſſion, diefes 
Holzhandlungeinftirut eingeben zu laffen, wird Folge geges 
ben werben, fobald ed im Allgemeinen möglich, if. Wir 
haben bis jegt in der Stadt Carlsruhe ein Holzmonopol 
geübt, und ed haben fich Feine andere Perfonen mit dem 
Holzhandel abgeben lönnen. Es ift notwendig, daß biefes 
Gewerbe erft empor fomme, ehe man dad herrfchaftliche 
Holzhandlungsinftitut ganz eingehen läßt, weil ‚fonft bie 
Stadt offenbar der Gefahr ausgejegt wäre, im Winter fein 
Holz zu haben. Die Regierung hat diefen Zuftand herbeiges 
führt, und muß alſo dafür forgen, daß allmählig ein ans 
derer Zuftand ſich bilden könne. Weberdieß würde es vielleicht 
nicht einmal räthlidy ſeyn, diefen Holzverfauf von Seiten 
ded Staats in Garldruhe ganz aufhören zu laffen. Wir 
haben bedeutende Waldungen im Murgthal, und bei dem 
Berfauf des Holzes in diefen Waldungen ift feine Goncurs 
renz möglich. Niemand fünnte es Faufen als die Schiffer; 
fchaft, denn um es in die Ebene zu bringen, muß es auf 
der Murg geflößt werben. Einen folchen Floß Fann aber Nies 
mand unternehmen, ald der Staat oder die erwähnte Geſell⸗ 
fhaft; wir müßten jedenfalls das Holz zu Waſſer bie Ras 
ftadt bringen, und bort verfaufen. Das Holz, das aus den 
Murgwaldungen gewonnen wird, wird man alfo auch Fünftig 
hierher führen laffen, um es zweckmäßig und am beften ver- 
kaufen zu Fünnen. 
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Schaaff: Was ber Herr Finangminifter rückſichtlich der 
herrfchaftlichen Waldungen im Murgthal fagte, habe ich. 
bei anderer Gelegenheit geltend gemacht, um meine Anficht 
zu unterflüßen, daß es nicht zweckmäßig feyn dürfte, und 
namentlich nicht im Intereſſe der Finanzverwaltung zu liegen 
fcheine, den Holzhof in Carlsruhe und Raftadt ganz aufhören 
zu laſſen. Sch beziehe mich auf dasjenige, was ich damals 
bemerkte, um jeßt zu erflären, daß ich die Anficht der Com⸗ 

miffion, wonach man biefe Holzhöfe eingehen laſſen fol, 
nicht unterſtütze. 

Rettig v. K.: Diefe heutige Discuſſion it nur ein Nach⸗ 
trag, denn über diefen Gegenftand ift von der Kammer fchon 
Beſchluß gefaßt worden, und ich wiirde mich nicht erhoben 
haben, wenn ich nicht wünfchte den Herrn Finanzminifter zu 
überzeugen, daß die damalige Abjtimmung der Kammer body 
wirklich gegründet war. Was die Gefahren betrifft , fo haben 
wir in diefer Hinficht fchon Erfahrungen. Wir haben mit der 
Stadt Freiburg diefed gewagt, und fein Menfch ift erfroren. 
Carlsruhe wird in demjelben Fall ſeyn, ja ed wird feinen 
reichen Holzmarkt nody reichlicher audgeftattet fehen, und die 
Speculanten, die fchon lange darum gebeten haben, wers 
den ihr Geſchäft ausdehnen. Man hat befonderes Bedenken 
erregt, wie man dad Holz, wenn es nicht mehr auf Rech⸗ 
nung des Aerard gekauft werve, die Murg herabbringen 
folle. Sch finde dabei fein Bedenfen, denn einmal hat ja 
die Forftvomänenadminiftration das Necht, das Holz zu 
flößen, kann alfo daſſelbe Recht auf die Abnehmer übertras 
gen, und werm diefes nicht gehen ſollte, fo wird man bamit 
heifen können, daß man den großen Grunbfaß auch anf die 
Murg anmendet, den man auf den Bodenfee angewendet 
hat, d. h. fagen wird, folche audfchließliche Privilegien vers 
tragen fich nicht mit dem Staatswohl, fondern müſſen ihm 
weichen. Diefe Antwort hat der Herr Finanzminiſter den 
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Schiffern auf dem Bodenfer gegeben. Ich halte dafür, daß 
folche Verwaltungen nichts taugen. Wenn auch anfangs 
bie Concurrenz bei den Steigerungen gering ift, fo wird fie 
fpäter größer werden. Je größer der Gewinn ift, den bie 
Speculanten machen, deito größer wird die Concurrenz wer⸗ 
ben und die Bezahlung wird reichlich feyn. Ein großes Loos, 
das gezogen wird, bringt der Lotterie immer mehr Gewinn, 
und darum follte die Kammer auf ihrem früheren Befchluß 
bleiben, 

Regenauer: Sch habe feine Stimme in der Kammer 
und von Seiten der Regierung gehört, die von dem früheren 
Beichluß abzugeben gerathen hätte. Der Abg. Schaaff 
hat früher dagegen geiprochen, ift aber in der Minorität ges 
blieben. Was dad Bedürfniß der Mefidenz betrifft, fo wird 
für Daffelbe geforgt feyn, wenn überhaupt zugleich der finans 
zielle Gefichtöpunft ind Auge gefaßt wird. Indeß gerade 
Diefer fordert, daß die Aufhebung diefes Inſtituts nur nach 
und nad) von Statten gebe. Es ift in der früheren Sitzung 
bemerft worden, daß Einleitungen dazu getroffen worden 
feien, und daß man mit der Schifferfchaft, die einen großen 
Theil des Holzbedarfs im Wege des Accords lieferte, keine 
neuen Accorde mehr abſchließen, und Fünftig jedenfalls nur 
diejenigen Borräthe herbei führen werde, die aus den ära— 
rifchen Waldungen gewonnen werden. 

Was den Drtder Veräußerung dDiefed Holzes betrifft, fo 
wurde bemerkt, daß es fich noch fehr frage, ob ed zweckmaͤßi⸗ 
‚ger fei, daſſelbe an Ort und Stelle zu veräußern, ober aber 
wenigitens bis Ruppenheim oder Raftabt zu verflößen. Diefe 
Frage fordert eine gründliche Erörterung. Wenn der Ybg. 
Rettig möglich machte, daß jeder Holzkäufer auch einen 
Murgfloß zu Stande bringt, fo würde ich vielleicht auf feinen 
Vorſchlag, das Hol; in Walde zu verfaufen, jest ſchon ein⸗ 
gehen; allein wenn die Forfiverwaltung das Hol; an Ort 
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und Stelle verwerthen will, ſo können durchaus nur große 
Holzhändler concurriren, weil ſie das Holz auf der Murg 
verflößen müſſen, ein Floß eine Quantitaͤt von 2000 bie 
4000 Klaftern erfordert, und ein Mann, der nur über ein 
Fleinered Kapital zu disponiren bat, nicht im Stande ift, 
fo bedeutende Summen aufzumenden, mithin bei der Ver⸗ 
fteigerung dort zu concurriren. Dad Forftärar hat demnach 
bei einer Holzverfteigerung im Walde nicht die Ausficht, die 
Preife zu erzielen, die ihm gewiß find, wenn das Holz nad 
Raſtadt oder hierher gebracht wird, und auch die Koften 
dieſer Transporte im vollften Maß in Abzug fommen. Es 
find übrigens die Winfe des Abg. Rettig fhonzum Voraus 
auf das Befte benußt worden und auch die Einleitungen ges 
troffen, daß die Floßftraße gegen ein angemeſſenes Concefs 
fiondgeld für die Staatöfaffe, die fie zu unterhalten hat, frei 
‚gegeben wird. Damit find alle Beforgniffe befeitigt. 


Finanzm. v. Böckh: Es müßte durchaus das Holz; an 
einen Mann oder eine Compagnie verfauft werden, denn ed 
fann nur einmal im Jahr auf der Murg geflößt werden. Es 
ift auch nicht ausführbar, in mehreren Fleinen Parthieen zu 
flößen, daher auch Feine wahre Soncurrenz beim Verkauf des 
Holzes in den Waldungen eintreten kann. 


Lauer: Man fönnte das Holz bis Nothenfeld und Kup⸗ 
penheim verflößen und dort verfteigern. 


Duttlinger: Anftalten oder Inftitute diefer Art, zu 
denen das Holzhandlungsinftitut gehört , verftoßen, wie ich 
glaube, gegen zwei Grundfäße, die in unferer Zeit Niemand 
mehr bezweifelt, einmal gegen den Grundfaß, der Herr Fis 
nanzminifter foll fein Gewerbe treiben, fondern er fol dieſes 
den Staatsbürgern überlaffen, und gegen den Grundſatz der 
Freiheit des Berfehrs der Produkte, die das Waldeigenthum 
gewährt. Ferner verlegen diefe Inſtitute meiner Ueberzeu⸗ 
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gung nach zwei Jutereſſen, nämlich alle Intereſſen die hier 
zur Sprache fommen: 

4) die Intereſſen des Staatsfiscus felbft, der nichts dabei 
gewinnt, wein er Gewerbe treibt , fondern verliert, wenn 
man die Sache am Tageslicht betrachtet ; 

2) die Sintereffen der Waldeigenthümer und der Conſu⸗ 
menten, denn bier, wie überall in allen Gegenftänden des 
Verkehrs iſt für die Gonfumenten und Producenten, oder die 
Berfäufer nur dann auf die richtige vernünftige Weiſe ges 
forgt, wenn für die Freiheit der Concurrenz geforgt ift. Sch 
glaube alfo, daß wenn die Kammer ihren früheren Befchluß 
nicht gefaßt hätte, fie folchen heute faffen müßte. 

Merk: Alles in der Welt bat feine Ausnahme, und 
biefes fcheint befonders bei der Abſetzung des Holzes aus den 
Waldungen der Fall zu feyn. In Freiburg bat die Aufhes 
bung diefer Sache allerdings große Nachtheile herbeigeführt, 
und zwar einen bleibenden Nachtheil, gerade für den ärmeren 
Theil der Bevölferung, der eine Beute der Holzhändler ges 
worden ift, indem diefe das Holz nicht zu der gehörigen Zeit, 
wenn die Holzpreife nieder find, anfchaffen, fondern warten 
müffen, bis die Kälte eintritt und das Holz auf dem höchften 
Preife fteht. Die Reichen haben allerdings Gelegenheit, zur 
ſchicklichen Zeit das Holz um wohlfeile Preife anzufchaffen, 
und diefer Unterfchied hat fich in Freiburg auf fühlbare Art 
gezeigt. Ich glaube, daß ba, wo feine Goncurrenz zu hoffen 
ift, diefe Anftalt für das Publifum nüglich und für das 
Aerar vortheilhaft ift, und den Holzhändlern Gewinn Dadurch 
zugeht. 

Duttlinger: In Beziehung auf eine Erfahrung, die 
ich in der Reſidenz Carlsruhe machte, muß ich bemerfen, 
daß es eine Zeit gab, wo einzelne Privatperfonen, die gerne 
Holz in kleinen Quantitäten an die Armen verkaufen wollten, 
feine Erlanbniß dazu erhalten haben. 
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Schaaff: Die Sache ift fo, wie der Abg. Merk gejagt 
hat, und es freut mich, daß heute für meine Anficht Stimmen 
von Kammermitgliedern und von der Negierungsbanf ers 
Hungen find, was damals, wo e8 fich darum handelte einen 
Beichluß zu faffen, nicht geſchehen ift. 

Finanzm. v. Böckh: Ich habe erflärt und wiederhole, 
daß die Regierung mit Ihnen einverſtanden iſt, daß ſie den 
allgemeinen Principien, die aufgeſtellt worden ſind, und die 
der Abg. Duttlinger wiederholt hat, eben ſo, wie Sie 
huldigt, und nach dieſen, jedoch mit Rückſicht auf die indi⸗ 
viduellen Verhältniſſe, die hier eintreten, die Aufhebung des 
Holzhofs almählig Statt finden ſoll. 

Es wird hierauf die Discuffion gefchloffen und zur Ab- 
flimmung über das Ganze gefchritten, marauf einftimmige 
Genehmigung erfolgt. 

Es betragen num die Budgetfähe der Forſt do mänen— 
abminifiration: 

pro 

1833 — 484 
Ginnahbme . . . . 4,107,150 fl. — 1,107,150 fl. 
Ausgabe 2» 549, 870 fl.— 554,870 fl. 
Reine Einnahme . . 957,280 fl. — 552,280 fl. 

Nach der Tagesordnung folte nunmehr der Bericht bed 
Abg. Kröll überdie Sewerbsfchulen zur Discuſſion fommen, 
allein die Kammer vereinigte ſich dahin, ſaämmtliche Berichte 
über das Schulwefen zugleich auf die Tagesordnung zu fegen, 
und für heute von obiger Berathung Umgang zu nehmen. 

Mohr fiellt den Antrag, die Apanagencommiffion wegen 
der Abwefenheit der Abg. Grimm und Gerbel mit zwei 
andern Mitgliedern wegen der Dringlichkeit der Sache zu 
ergänzen. 

Nachdem fich die Kammer damit einverftanden erklärt 
hatte, wird fogleich zur Wahl geſchritten und die Abg. Dutt 
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Linger und Mohr hiezu ernannt, Tetterer für ben Abg. 
Buhl, der um Dispenfation gebeten hatte. 

Die noch übrige Zeit wird zu Anhörung von Petitiondbes 
richten verwendet. | | 

Rettig v. Sch. (für den Abg. Poffelt): berichtet über 
den -Borfchlag des praftifchen Arztes Dr. Iäfle und des 
Landchirurgen Mayer in Ueberlingen, die Bildung einer 
ärztlichen Affecuranz betreffend. | 

Beilage Nr A. 

Magg: Ic; bedauere zwar, daß der Vorfchlag der Per 
tenten nicht von der Art war, daß er den Beifall der Com⸗ 
miffion erhalten konnte, bin aber überzeugt, daß die Per 
tenten der gründlichen Behandlung, die ihrer Bitte und ihrer 
Borftelung von Seiten der Petitionscommiffion gewidmet 
worden ift, die vollfte Achtung zollen, und ihre Abſicht ges 
wiffermaßen erreicht fehen werden, indem fie durch ihre Mo⸗ 
tivirung dargethan haben, wie dringend nothwendig bie Feft- 
ftellung ber Dienftverhältniffe der Aerzte überhaupt fei. 

Fecht: Praftifche Aerzte, die fi einen Ruf erworben 
haben, werben oft in Gegenden gerufen, wo fein Phyſikus 
ift, und ihnen von den Städten eine Belohnung von mehreren 
400 fl. angeboten, wodurd; die Aerzte befonders ihre Lage 
verbeffern fönnten. 

Beihluß, zur Tagesordnung zu gehen. 

Lauer berichtet, Namens bes Abg. Poffelt, über die 
Petition der Wahlmänner des Bezirksamts Neuftadt, um 
Aufhebung ded unterfagten Abgebens der Thierarzneimittel 
durch die Thierärzte. 

Beilage Ar. 5 

Diuttlinger: Was die Teßtere Bitte betrifft, fo ſtimme 
ich der Sommiffion bei. Was aber das andere Geſuch be 
trifft, fo ſchlage ich vor, die Petition dem Staatdminifterium 


zu überweifen, und bemfelben zur SI OR zu em⸗ 
1838, II, 8. Drot. 108 Heft. 
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pfehlen. Sch halte durchaus nicht für nothwendig, und. nicht 
einmal für ausführbar,, daß die Arzneien, die der Vieharzt 
für feine Kuren braucht, immer ans Apotheken abgeholt 
werben, die privilegirt find. Wenn in jedem Ort eine Apo⸗ 
thefe wäre, dann würde diefe Anordnung nüglich feyn und 
alles Lob verdienen, aber nicht jeder Ort hat eine Apotheke. Wir 
haben 2000 Orte, aber wahrfcheinfich werden faum in dem 
zehnten Theil Apotheken feyn, und oft würden die Thiere 
geftorben feyn, bis die Medizin aus der Stadt anfäme, die 
man in der Apotheke bereitete. Für feine andere gründliche 
Ausführung danke ic) dem Herrn Berichterftatter,. befonders 
wenn er auf den Wunſch von 1834 zurückkam. 

Sch beflage für und für, daß auf unfern Univerfitäten gar 
feine Gelegenheit ift, fich Kenntniß in der Thierarzneifunde 
zu verfchaffen, und es wird eine Zeit fommen, wo unfere 
Staatsärzte von diefer Wiffenfchaft, die für unfer Land doch 
fo wichtig ift, gar feine Kenntniß mehr haben. Die Zeit ift- 
jest nicht da, und darin hat der Herr Berichterftatter Uus 
recht, wo alle Staatdärzte geftorben find, die auf der Unis 
verfität Freiburg hierin gebildet worden. Zur Zeitdes Kaifers 
Joſeph II. ift eine Lehrfanzel für diefen Zweig errichtet 
worden, allein der Lehrer ift geftorben, und der Gehalt, den 
die öftreichifche Regierung aus Staatsmitteln ausfegte, iftvon 
unferem Miniflerium eingezogen worden. Die Kammer hat im 
Sahr 4831 mit großer Mehrheit den Wunſch ausgefprochen, 
daß auf beiden Univerfitäten für folchen Unterricht geforgt wers 
ben möge, daß die Aerzte auch in diefem Zweig Unterricht erhals 
ten Fonnen, damit nicht wieder Fälle vorfommen mögen, wie 
ſchon einmal, wo ein Arzt, weil er nicht gehörige Kenntniſſe 
—— Fach hatte, eine ganz Schafheerde hat tödten laſſen, 
ift — * ‚ daß fie hätte geheilt werden fünnen. Es 

fprungen und on biefer Heerde eines ind Sigmaringifche ger 
glücklich kurirt worden. 
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Merk: Ich unterftübe die Anficht ded Abg. Duttlins 
ger. Die Heilmittel für das Vieh find fchon fo einfach, und 
ed ift eine fo wenig Fünftliche Zubereitung berfelben noth⸗ 
wendig, daß mir die Bereitung eines funftgerchten Apothe⸗ 
kers nicht nothiwendig fcheint. : Bon den Thierärzten fordert 
man jeßt eine folche wiffenfchaftliche Bildung, daß, wen 
fie diefelbe erreicht haben, es feine Schwierigfeit mehr haben 
fann, dieſe einfache Pflanzenzubereitung felbft zu machen. 
Die Borfchrift für die Zubereitung der Arzneien vertheuert 
bie Hülfe, die man nothwendig hat, und ift befonders für 
denjenigen Landestheil befchmwerlich, ben ich zu vertreten 
habe, nämlich den Schwarzwald. Hier muß nadı dem 
Thierarzt gefchicft werben, und wenn er fommt, fo fol 
noch lange um die Mittel herumgelaufen werden, wodurch 
in vielen Fällen die Hülfe des Thierarztes felbft wirkunglos 
wird. 

v. Tſcheppe: Die beiden Nebner fcheinen im Srrthum 
zu feyn, denn folche Mittel gehören unter die Claſſe der 
Hausmittel, die jeder Thierarzt verfchreiben, und jeder 
Bauer felbft anwenden fann. Diefe in der Apotheke holen 
zu laffen, Liegt nicht im Geſetz, oder ed wird nicht beobach⸗ 
tet. Nur was Compoſitionen find, foll in den Apotheken 
geholt werden. 

Was dagegen die von dem Abg. Duttlinger zur 
Sprache gebrachte Errichtung von Lehrfanzeln für Thierärzte 
betrifft, fo wird dieß jeßt um fo mehr nothwendig, als nady 
einer neueften Verfügung jeder Arzt zugleich in der Thiers 
arzneifunde geprüft, und ohne diefe nicht angeftellt wers 
ben fol. 

Fecht: Als Mitglied der Petitionscommifftgen muß ich _ 

doch zur Nechtfertigung des abwefenden Berichterftatterd 

fagen, daß ihn nicht der Bortheil der Apotheker, die in unſern 

Tagen von fo manchen Seiten, befonders auch von der 
14. 
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DHomdopathie gefährdet worden, beftimmt hat, fondern ders 
felbe Lediglich durd; eine Nückficht, Die ihm befonbers in 
feinem Beruf nahe gelegen ift, geleitet wurde, Es gehört 
nämlich viel dazu, um Arzneimittel gehörig vor Zerflörung 
und Verderbniß zu bewahren, unb wenn den Thierärzten 
überlaffen ift, dieſe Arzneimittel in ihren Wohnungen aufs 
gubewahren, fo gehen mit der Zeit Die Kräfte dieſer Mittel 
verloren , woburd; dem Landmann fehr gefchadet wird. Es 
ift allerdings richtig, daß gewöhnliche Hausmittel nicht aus 
den Apotheken geholt werden follen, fondern biefe Die Thier- 
ärzte ſelbſt follen geben bürfen, allein funftmäßig zu bereis 
tende Arzneimittel kann man ben Chierärzten nicht überlaffen. 
‘Der andere Punkt des Berichts ift der, daß auch die Aerzte 
‚Gollegien über Thierarzneifunde follen hören können, was 
um fo nothmwenbiger ift, weil, wenn eine Viehſeuche aus⸗ 

bricht, die Staatdärzte immer berichten follen , welche Bors 

Fehrungen gegen das Uebel zu treffen felen. Ich bleibe alfo 
bei dem Commiſſionsantrag. 

MWeselll.: Schon im Jahr 1831 habe ich darauf au⸗ 
getragen, daß bie Beterinärfchule aus Carlsruhe entfernt 
und ben beiden Univerfitäten einverleibt werben möchte, Su 
Freiburg hat man bie Erfahrung, daß feit achtzig Jahren 
‚fehr gebildete Thierärzte dort hervorgegangen find, allein 
man muß auch erwägen, daß zu der Thierarzneifunde meis 
ſtens bedürftige Menfchen fich melden, Denn wer Bermögen 
bat, widmet fich lieber ganz der Arzneifunde. Nun follen 
aber dieſe einen Weg von vierzig Stunden machen, bis fie 
nur in den Drt kommen, wo fie fich wiffenfchaftlich bilden 
fönnen, und bekanntlich ift hier nicht der wohlfeilfte Aufent⸗ 
halt für folche Leute, die jeden Kreuzer fparen müffen. Was 
den zweiten Puukt betrifft, fo fehe ich wicht ein, warum 
man ben Chierärgteu, wenn fie die Pflanzen, bie zu Arz⸗ 
neien dienen, bennen gelernt haben, bie Berritung der 
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Arzneien nicht anvertrauen foll, jedoch mit ber Befchränfung, 
daß die Phyfiei und überhaupt die praftifchen Aerzte bie Aufs 
ſicht führen, und Mißbräuche moͤglichſt zu verhindern fuchen, 

Dörr: Daß die Thierärzte bios in Freiburg oder Seidel 
berg fich follen bilden Fonnen , muß ic; widerfprechen, denn 
wir haben in unferer Gegend hier Thierärzte, die fehr gut 
in ihrem Fach gebildet find, und wenn biefe Bildung in 
Garlöruhe möglich ift, fo wird fie * an andern Örten 
geichehen formen. . 

Was die Arzueien betrifft, wovon hier bie Rede iſt, 
fo muß ich offen befennen, daß die angeführten Falle in 
meiner Gegend nicht vorhanden find. Hausmittel verfchreiben 
zwar die Thierärzte dort, allein Arzneien laſſen die Leute in 
‚den Apothefen holen. Ich wünfchte deßhalb Feine weitere 
Beichränfung, und erfläre mich gegen die Anficht des Abg. 
Wetzel. \ 

Rutfhmann: Sch habe vorgeftern der öffentlichen 
Prüfung der hiefigen Beterinäranftalt angewohnt, und bis 
überzeugt, daß der Abg. Wesel fih in ganz anderem 
Sinne geäußert haben würde, wenn aucy er Zeuge der Leis 
ftungen dieſes Inſiituts geweſen wäre, 

Wetzel II.: Ich habe ja nicht Dagegen gefprochen, fonts 
dern nur Gründe angegeben, warum eben fo zweckmaͤßig 
auf den beiden Lmiverfitäten der Linterricht Statt finden 
könnte. Beftätigen muß ich übrigend, was der Abg. Dürr 
fagte, daß fehr brauchbare Männer aus der hiefigen Vete- 
rinärfchule hervorgehen. 

Staatör, Nebenius: Ein Anderes ift die Bildung von 
Thierärzten, und ein Anderes ber Unterricht in der Thier- 
arzneifunde für die Staatsärzte. Für den erften Unterricht 
ift bier auf die zweckmaͤßigſte Weiſe geforgt. Was aber den 
leßteren Unterricht betrifft, fo hat das Minifterium fchon 
anerfannt, daß er nothwenbig ift, und vorgefchrieben, daß 
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die angehenden Thieraͤrzte eine Prüfung in diefem Fach ers 
ftehen ſollen. Es wurde auch den Univerfitäten bekannt ges 
macht, daß für ſolche Vorlefungen geforgt werden müffe. 
Es ift natürlich, daß alle Vorlefungen über fänmtliche Fächer 
sticht in jedem Semefter Statt finden können, allein wenn nur 
des Jahrs einmal eine folche Vorleſung gehalten wird, fo dürfte 
es genug feyn. In Heidelberg werden fie gehalten, was ich 
gewiß weiß; ob aber auch in Freiburg, weiß ich im Augens 
blick nicht zu jagen. Sollten fie im neueften Catalog nicht 
angefündigt feyn, fo wird dafür geforgt werden, daß fünftig 
"wenigftend jedes Jahr einmal eine folche Vorlefung Statt 
findet. 

Es wird hierauf nach dem Antrag des Abg. Duttlinger 
befchloffen, die Petition, fo weit fie um Zurücdnahme der 
Verordnung vom 1. März 1831 (Regierungsblatt Nr. VI.) 
bittet, an das Großherzogl. Staatsminifterium zur gefälligen 
Berücfichtigung mit der Empfehlung zu verweifen, entweder 
durch Zurücknahme jener Verordnung oder durch Modiftcation 
derfelben abzuhelfen, hinfichtlic) des übrigen Theil der 
Petition aber zur Tagesordnung überzugehen. 

Damit wird die heutige Sißung gefchloffen, und die Ta⸗ 
gesordnung für die nächfte verfündigt. | 
Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und Geneh— 
migung des ProtofoNs. 

Der Secretär: 
v. Dürrheimb. 
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Beilage Nr. 3. 
zum Protocol der 72. öffentlichen Sitzung vom 2. Detober 
1833. 


Durdhlaudtigfter Großherzog! 
SGnädigfter Fürft und Herr! 


Ein Mitglied der zweiten Kammer Allerhböcft Ihrer 
getreuen Stände hat in der 39. öffentlichen Situng vom 
12. Auguft dieſes Jahres den Antrag geftellt : > 

Die Kammer möge befchließen, Eure Königliche 
Hoheit zu bitten: 


4) daß für theoretifchen und praftiichen Unterricht in dem 
homoopathiſchen Heilverfahren auf unfern Hochſchulen ges 
forgt werde, und daß zu dem hier erforderlich werdenden 
Gutachten nur ſolche Merzte, welche in dem allopathifchen 
und homdopathifchen Heilverfahren gleich tüchtig und bes 
wandert find, aufgeforbert-werden; 

2) daß feinem Arzte die Ausübung der homdopathifchen 
Heilmethode geftattet werde, der nicht in ihr die geeignete 
Prüfung beftanden habe; 


3) daß jedem zur Praris Unbefugten auch die homöopa— 
thifche Praxis ſtrengſtens unterfagt, und er im Betretungs; 
falle zur Rechenfchaft gezogen werde. 


Die Kammer hat diefe Anträge, der Gefchäftsorbnung ges 
mäß, in näher Berathung gezogen, im Namen der dafür 
ernannten Sommiffion in ihrer 67. öffentlichen Sitzung vom 
26. September d. J. fich Bericht erftatten laffen, und fohin 
nach näherer Prüfung und Berathung in der 72. öffentlichen 
Sitzung vom 2. October d. J. 


\ 
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in Erwägung: | 
4) daß die Zahl ber Aerzte, welche die homöopathiſche 
Heilmethode ausüben, bedeutend ift, und mehr und mehr 
wächöt; 
2) baß bie homdopathiſche Heilmethode eine ſolche allge⸗ 
meine Theilnahme in dem Volke gewinnt, daß die Geſetzgebung 
nicht gleichgültig dabei bleiben darf, vielmehr alle im öffent⸗ 
lichen Intereffe geforderten Maßregeln zu ergreifen vers 
pflichtet iſt; | 
3) daß dem wiffenfchaftlichen Forfſchreiten nicht ohne 
Roth Hinderniffe in den Weg gelegt, vielmehr alle Begün⸗ 
. fligungen gemährt werden follen, welche wahrhaft zum Vor⸗ 
theile der Staatöbürger find; und daß aber auch 
„4) auf der andern Seite der Staatsbürger gegen Miß⸗ 
braͤuche, melde mit diefer Heilmethode gemacht werden 
fonnten, geſchützt werde; 
einftimmig befchloffen ; : 
Eure Königliche Hoheit unterthänigft zu bitten: 


4) bis zum nächlten Landtage die Art und Weife, wie der- 
Unterricht in der neuen Methode am beften vollzogen werben 
fonne, durch eine Commiffton von Aerzten prüfen zu laſſen, 
welche in dem allopathiſchen und in dem homoopathiſchen 
Heilverfahren gleich tüchtig und bewandert find; 


2) den Aerzten die unentgeldliche Abreichung der homöo⸗ 
pathifchen Arzneimittel zu geftatten ; 


3) darauf wachen zu laffen, daß nur licencirte Aerzte die 
homöopathische Heilmethode ausüben, und die Anorduung 
‚su treffen, daß die Gandidaten der Medizin auch in ber 
homöopathifchen Heilmethode bei den Staatöprüfungen ger 
prüft werden. 
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Wir legen diefe Bitte vor dem Throne Eurer Königs 
lichen Hoheit in tieffter Ehrfurcht nieder. 
Karlöruhe ben 2. October 1833. 
Im Namen der unterthänigft treugehorfamften zweiten 
Kammer der Ständeverfamlung. 
Der Präfibent: 
Mittermaier. 
Die Secretärr: 
Rutfhmann. 
Dr. Mördes. 
v. Dürrheimb. 





Beilage Nr. 4. 
zum Protocoll der 72. öffentlichen Sitzung vom 2. October 
1833. 


Bericht 
der Petitionscommiſſion über den Vorſchlag des prak—⸗ 
tiſchen Arztes Dr. Jäkle und des Landchirurgen 
Mayer in Ueberlingen, die Bildung einer ärztlichen 
Aſſecuranz betr. Erſtattet von dem Abg. Poſſelt. 


Der practiſche Arzt Dr. Jäkle und der Landchirurg Mayer 
in Ueberlingen legen der Kammer einen Plan vor, wie das 
Berhältniß der Aerzte und Chirurgen hinſichtlich der Beloh— 
nung für ihre zu leiftenden Dienfte Fünftig feftgefiellt, und 
diefe Belohnung nicht mehr von dem Einzelnen, der ihre 
Hülfe in Anfpruc; genommen hatte, fondern aus einer all 
gemeinen Kaffe geleiftet werden fol. Sie nennen diefe Ein 
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richtung eine ärztliche Aſſecuranz. Die Grundzüge ihres 
Plans find folgende. 

4) Alle Staatsbürger ohne Ausnahme, die Reichen wie 
die Armen, ſollen von der Entrichtung ärztlicher Deſerviten 
freigeſprochen werden, dagegen eine Aſſecuranzkaſſe bilden, 
aus welcher die Aerzte und Chirurgen eine jährliche füre 
Duote beziehen. 

2) Die Staatsbehörde fol beftimmen, wie viel Aerzte 
und Chirurgen im ganzen Großherzogthum auf folche Weiſe 
befoldet werden follen, und in welche Gegenden und Orte 
fie fich zu verfügen haben. 

3) Phyſici, fo wie bereits angeftellte Aerzte und Chirurgen 
erhalten neben ihrer Staatsbefoldung auch noch den auszu⸗ 
werfenden Gehalt der Aerzte. 

4) Ssft die vom Staate als nöthig beftimmte Anzahl Aerzte 
und Chirurgen vorhanden, find alle Stellen beſetzt, fo 
müffen die neu Zutretenden warten, bis wieder eine Stelle 
erledigt wird, und einftweilen allenfall8 unter Leitung eines 
älteren, befoldeten, praftifchen Arztes unentgeldlich praks 
fiziren. 

Die Antragfteller verfprechen ſich von diefer Einrichtung 
viele Vortheile für das Publicum, für die Werzte und für 
den Staat, die wir kurz im Augzuge hier mittheilen wollen. 

Sie führen an, daß unter den 200,000 Kranfen, die 
man im Großherzogthum annehmen könne, eine bedeutende 
Anzahl fich befinde, welche theils nachläßig behandelt wer: 
ben, theils ohne alle ärztliche Hülfe fterben, weil in manchen 
rauhen und armen Gegenden ein Arzt, der Fein eigenes Bers 
mögen befige, feine Subfiftenz nicht finden Fünne, fo, daß 
Armuth und Entfernung der Leidenden vom Wohnſitze des 
Arztes die Rettung des erftern unmöglich mache. Selbft wo 
viele Aerzte ſeien, zögerten die Leute, einen hevbeizurufen, 
weil fie die Koften fchenten, und fchon genug gerhan zu 
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haben glaubten, wenn fie ihn einmal gerufen hätten. IBenn 
der Arzt es für nothwendig fände, den Patienten mehrmald 
zu befuchen, fo müfle er meiftens eine Verlegenheit in den 
Mienen der Anmwefenden leſen, weil fie feine.Befuche als 
eine Laft und als eine Beranlaffung zu großen Koften bes 
trachteten. Ein vorberrfchendes Uebel in der ärztlichen Praxis 
fei ferner Eiferfucht und Brodneid unter den Aerzten felbft, 
die Patienten müßten dann büßen, was auf der einen Seite 
materielle Noth der Aerzte, auf der andern unedler Ehrgeiz 
und Habfucht derfelben herbeiführe. 

Durch Befoldung einer beflimmten Anzahl von Aerzten 
und Beftimmung berfelben auf gewiſſe Pläße, fei das Publis 
cum von der oft unabweislichen Nothwendigkeit befreit, feine 
Zuflucht zu den fogenannten Ouackſalbern und Pfufchern zu 
nehmen. —— 

Der Zuſtand der Aerzte ſelbſt würde durch die vorgefchlas 
gene neue Einrichtung im Allgemeinen erträglich gemacht, 
ihre öconomifchen VBerhältniffe auf eine gerechte und billige 
Weiſe verbeffert, was fie wohl anfprechen dürften, da fie 
zu ihrer Ausbildung fo viel verwenden müßten, dafür überall 
aber feine Bürgfchaft und Sicherheit ihrer Subfiftenz erbiels 
ten. Mit der Beſſerung ihrer öconomifchen BVerhältniffe 
würde ſich der Eifer der Aerzte fteigern, in Bezug auf ihre 
eigene Ansbildung und auf befjere Beforgung der Patienten. 
An die Stelle gemeiner Eiferfucht und niederen Brodneides 
würde daun ein edler Wetteifer und freundliches Entgegens 
fommen treten. 

Die Arzueiwiffenichaft fünne nur durch diefe Einrichtung 
gewinnen, denn wenn feine Nahrungeforgen mehr den 
Geiſt, Eifer und den Muth der Aerzte niederdrüden, fo würs 
den fie ermuntert werden, die Früchte ihrer Beftrebungen 
und Erfahrungen auf den Altar der Wiſſenſchaft nieder zu 
legen. 


# 
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Der Einwurf, daß mancher Arzt jetzt einen größern Ertrag 
aus feiner Praxis beziehe, als ihm der Gehalt darbieten 
würde, fei nicht gegründet; einestheils fei ein ficherer Vers 
dienſt einem ungewiffen vorzuziehen, und dann würden die 
Aerzte, befonders in den größern Städten und wohlhabenden 
Orten, wo fie bisher hondrirt wurden, dieſes Honorar im⸗ 
mer noch neben ihrem Gehalte won der vermöglichen Klaſſe 
fortbeziehen, wenn fie gleich Feinen gefeglichen Anſpruch 
darauf hätten. 

Die Vortheile in Bezug auf den Staat befiinben in Fol⸗ 
gendem : 

: Das Recht, welches der Staat erhielte, die Anzahl der 
praftigivenden Aerzte zu beftimmen, fichere ihm die Bürgs 
ſchaft für eine Controle derſelben in fittlicher und wiſſenſchaft⸗ 
Iicher Hinficht zu. Die gange Staatögejellfchaft gewönne 
weſentlich durch die Veredlung der Wiffenfchaft und durch 
den aufgeregten Eifer der Aerzte. Durch gehörige Vertheis 
lung berfelben durch das ganze Land fei für die Folge Fein 
Landestheil ohne Ärztliche Hülfe, 

Die Kaffe, woraus die Aerzte zubefolden feiett, a 
ſich dadurch bilden, daß die Reichen und Bemitfelten nach 
der Zahl ihrer Familienglieder zu bezahlen, die Stiftuns 
gen und Gemeinden aber für die Armen einen verhäfts 
nißmäßigen Beitrag zu leiften hätten. Die Uebernahme ver 
einen Hälfte auf den Staat, der andern Hälfte theils auf 
die Gemeinden, theils auf eine allgemeine, nad) dem Bers 
hältniß des Vermögens zu regulirende Befteurung, würden 
bie Mittel darbieten, das Ssuftitut zu organifiren, Der Bors 
wurf, daß hierdurch eine Rechtöungleichheit entftünde , weil 
ber Eine für den Andern bezahlen müffe, befeitige ſich da⸗ 
durch, daß der Vermögliche verhältnißmäßig auch an dem 
Vortheilen partizipire, wenn gleich anf dieſe Weiſe ber 
Rothleidende unterftüßt werde. Die Einlage erfolge nur im 
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nufhhlbaren Raten, und es fiele dadurch das Partisipiren 
an einer großen Gemeindelaft weg, da die Gemeindekaffen 
bieher für Arme ungeheure Summen für ärztliche Deferviten 
hätten bezahlen müffen. Dem Einwurf, daß in gegenmärtis 
ger Zeit, wo die Laft der Abgaben ohnehin fchon fo fehr 
drückend fei, man nicht im Stande feyn werde, die große 
Summe, welche zur Bildung bes fraglichen Inftituts er- 
forderlich fei, durch eine neue Steuer aufzutreiben, könne 
man unbebenflich erwiedern, baß dasjenige, was Einzelne 
tragen, der Geigmmtheit zu tragen um fo leichter fei, und 
baß diefe Laſt gerne getragen werden würde, wenn ihre 
Nothwendigfeit und ihre Vortheil verfprechende Seite würdig 
dargethan werde, 


Die Feſtſetzung der nähern Bedingungen, unter welchen 
dieſes, wie die Petenten glauben, wohlthätige Inftitut ins 
Leben gerufen werden fünnte, überlaſſen fie dem weiſen Er⸗ 
meffen der hohen Regierung unter Mitwirkung der Stände, 

Die Unräthlichkeit und Unausführbarfeit der von den Pes 
tenten gemachten Borfchläge fällt beim erften Ueberblick fchon 
in die Augen, wir werden diefelben jedoch in möglichfter 
Kürze beleuchten, um dadurch den zu ftellenden Antrag zu 
motipiren. 


Statt der vielfältigen Vortheile, welche für das Publis 
cum, für die Aerzte und für den Staat erwartet werben, 
ſcheint und beinahe durchgängig die entgegengefegte Wirkung 
daraus hervorgehen zu müffen. : 


Wir wollen den großen Koftenaufivand gar nicht in beſon⸗ 
beren Betracht nehmen, der für den Staat durch eine den 
ftandesmäßigen Unterhalt der Aerzte fichernde Befoldungs- 
regulirung veranlaßt würde. Die Größe ber Summe, fo 
bedentend fie auch feyn möchte, würde und nicht abfchrecfen, 
wenn das allgemeine Staatswohl einen folchen Aufwand ges 
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bieterifch forderte. Doch möchte eine oberflächliche Schaͤtzung 
nicht überflüffig feyn. Wir wollen auf 2—3000 Seelen nur 
einen Arzt nehmen, fo wären 4—600 Aerzte zu befolden, 
und wollen die Befoldung derfelben im Durchfchnitte nur zu 
4000 fl. annehmen, fo würde dadurch ein Koftenaufwand 
von 4—600,000 fl. entftehen,. und dennoch wäre mit diefer 
Anzahl von Aerzten dem Bedürfniffe des Landes noch lange 
nicht Genüge geleiftet, und die Befoldung zu gering anges 
ſetzt. Die Hauptnachtheile einer folchen Einrichtung fcheinen 
und.für das Publicum und für die Aerzte in Folgendem zu 
liegen: 


Wenn die ärztlichen Deferviten ganz aufgehoben werden, 
wenn die Aerzte ihre Subfiftenzmittel blos aus ihrer Bejols 
dung beziehen, fo möchten wir, ohne dem ärztlichen Stande 
zu nahe zu treten, ohne die bisher fo vielfach erprobte Berufs 
treue dieſer Männer in Zweifel zu ziehen , und doch die Bes 
hauptung erlauben, daß der Eifer derfelben in pflichtgetreuer 
Erfüllung ihres wichtigen Berufes fich nicht vermehren, fons 
dern vielmehr aus mehrfachen Rückſichten erfalten werde. 


Das Erſtreben eines jeden Menfchen, auf erlaubte und 
rechtmäßige Weife feine öconomifchen Verhäftniffe zu vers 
beffern, feinen Erwerb zu vergrößern, ift nicht nur natürs 
lich, fondern ſelbſt Töblich, fo weit ihm nicht Durch höhere 
Pflichten Grenzen gezogen find. Diefed Beftreben, feine 
äußern Berhältniffe zu verbeffern, ift aber auch in der Regel 
für den Menfchen der Hauptiporn zur Thätigfeit, zum Fleiße. 
Wird große und angeftrengte Thätigfeit nidyt auch verhält, 
nißmäßig belohnt, wird der minder Thätige, vielleicht Träge, 
eben ſo befoldet, wie der in feinem Berufe fich Aufopfernde, 
fo ift in der Regel die natürliche Kolge davon, daß auch ber 
leßtere nach und nach erfaltet und in feinem Eifer nachläßt. 
Zwar wird darauf hingerwiefen,. daß ber praktizirende ‚Arzt 
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nach wie vor von den vermöglichen Patienten honorirt wers 
den wirbe, und baß fomit für den fleißigen und gefchicften 
Arzt Die Quelle des befondern Erwerbes noch nicht verfiegt fei. 
Ob aber der ärmere Theil, der einer ärztlichen Hülfe Bedürfs 
tige, nicht dadurch gefährbet werbe, iſt eine andere Frage. 
Durch die ftandedmäßige Befoldung ift der Arzt nun ber 
größten Noth enthoben, er ift nicht mehr allein oder zum 
größten Theil auf den Ertrag feiner Praris hingewiefen, es 
kann ihm nun weniger daran gelegen ſeyn, in dem Rufe 
eined viel gefuchten, viel befchäftigten Arztes zu fliehen, 
welcher Ruf auf die größere oder geringere Ausdehnung und 
Ergiebigkeit feiner Prarid befanntlidy) einen großen Einfluß 
Außert. Abgefehen von den befondern Pflichten feines Bes 
rufes und den allgemeinen der Menfchlichfeit, wirft jet 
noch die oben angedeutete Rückficht mehr oder weniger auf 
jeden praftifchen Arzt dahin ein, daß er jedem Armen, der 


feiner Hilfe bedürftig ift, fehr bereitwillig diefelbe augedeis 


hen läßt. Ob dieſe Bereitwilligfeit bei der hier vorgefchlages 
nen neuen Einvichtung ftets diefelbe bleiben werde , möchten 
wir zu bezweifeln und erlauben. Unſer Zweifel wird aus 
einem andern Grunde noch verftärft. Wenn nämlich das 
Publicum einmal weiß, daß der Arzt gefeglich gehalten ift, 
auf jeden Ruf zu erfcheinen, ohne dafür irgend eine Belohs 
nung direct anfprechen zu dürfen, fo wird ein großer Theil 
befjelben feine Anforderungen an ihn bis zur höchften Unbe⸗ 
feheidenheit treiben, und dadurdy auch den thätigften. und 
menfchenfreundlichften Arzt in Kurzem verdroffen und läffig 
machen. Die Wahrheit diefer Behauptung wird durch die 
Erfahrung beftätigt, die man in einem Staate machte, wo 
bereits feit einer Neihe von Jahren eine ähnliche Einrich— 
tung befteht. Im Herzogthum Naffau nämlicy werden alle 
Medicinalperfonen mit 600 — 1000 — 1200 — 1500 fl. 
befoldet, und es wird ihnen ein beflimmter Bezirk anges 
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wiefen. . Ein ähnliches Verhaͤltniß waltet bort auch - bei 
den Hebammen ob; die ärztlichen Deferviten find: zwar 
nicht ganz abgefchafft, aber fo niedrig geftellt, daß fie gar 
nicht in Anfchlag gebracht werden fünnen. :Die Erfahrung 
hat feit fünfzehn Jahren, als diefe Einrichtung Dort befteht, 
durchaus ungünftig über fie gefprochen. Das Betragen 
bes Publicums ift oft fo ungenügfam, ja unverfchämt;, 
daß der Arzt feine Würde und feinen Eifer verlieren muß, 
Da die Leute nämlich wiffen, daß fie dem in ihrem Bezirke 
angeftellten Arzte äußerft wenig zu bezahlen haben, fo tritt 
oft der Fall ein, daß dem Arzte, wenn fein Patient geftors 
ben ift, feine Nachricht aus dem Grunde davon zufommt, 
weil die Abfendung eined Boten oft das brei = bis wierfache 
gekoftet haben würde, als was er für feinen Gang anzus 
fprechen hat, ober daß er, wenn er auf Beſchickung den 
Patienten ‚befuchen will, im Haufe deſſelben den Beſcheid 
erhält, der Gefuchte fei auf dem Felde befchäftigt, und nun 
erfährt, daß er einer geringen und vorübergehenden Unpäß⸗ 
lichkeit willen herbeigerufen worden ift, "weil er für feinen 
Gang nur einige Kreuzer anzufprechen habe. Wie viel haus 
figer würde diefer Unfug eintreten, wenn ber Arzt für feine 
Gänge und Mühe gar nichts fordern dürfte. Die natürliche 
und unausbleibliche Folge Davon würbe aber feyn, daß der 
Arzt unwillig und in der Bereitwilligfeit der Hüffeleiftung 
fäffig werben, daß er oft auch dann mit feiner Hülfe zögern 
würde, wo fie fehr nothwenbig und unauffchieblic, geweſen 
wäre. Die Behauptung, daß durch eine Befjerftellung ber 
öconomiſchen Rage der Aerzte, und dadurch bedingte größere 
Unabhängigkeit und. Entfernung ber NRahrungsforgen, bie 
Aerzte mehr in den Stand gefeßt würden, ber Wiffenfchaft 
» zu Ieben,. und fomit Ießtere wefentlic, dadurch gewinnen 
müßte, wollen wir bei denjenigen Mitgliedern diefed achtbaren 
Standes, welche dazu den eigenen Drang in fich haben; 
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nicht in Abrede fteflen, dieſe Folge wird gewiß bei Vielen 
eintreten. Der Grund aber, warum diefed dann gefchieht, 
würde nicht in dem Umſtande liegen, weil fie nun weniger 
Nahrungsſorgen hätten, fondern viel mehr darin, weif fte 
fich mehr freie Zeit machen fünnten. Ein fernerer großer 
Nacıtheil, der dem Publicum durch eine folche Einrichtung 
erwüchfe, befteht darin, daß dann nur eine gewiffe abges 
fchloffene Anzahl von Aerzten felbftftändig zu praftiziren das 
Recht hätte, indem jüngere Yerzte, welchen noch fein Bezirk 
zugewieſen werden könnte, unter den älteren beſoldeten ſo 
lange unentgeldlich zu praktiziren hätten, bis auch für fie 
eine befoldete Stelle vacant würde. Durch diefe Einrichtung 
wide in den meiften Bezirken eine eigene und zwar die 
drückendſte Art von Baunrecht eingefirhrt werden. Die Aerzte 
würden Dahn nicht mehr mie bisher bie freie Wahl haben, 
den Drt ihres Aufenthaltes und ihrer Wirkſamkeit felbi zu 
beftimmen, wohin fie perſönliche Berhältniffe und Anfichten 
einladen. Die praftifche Ausübung der Heilfunde ift vollkom⸗ 
men als ein Gewerbe zu betrachten, und zwar ein Gewerbe 
der freiften Art, was im mohlverftandenen Intereſſe des 
Staated und des Publicums keinerlei Einfhränfung ver: 
trägt, als diejenige, daß der Heilfünftfer, ſobald er prafs 
tiſch auftreten wilf, von ber dazu beftinmten Staatsbehorde 
als vollkommen tüdytig und befähigt erklärt feyn muß, und 
ſich nach den im Stante gültigen Sanitätögefegen zu achten 
hat. Ein folcher Bann aber wäre am fchlimmften, am nach⸗ 
theiligften für die beffagenswerthen Kranken, die num ohne 
alle Wahl an einer Arzt gemwiefen würden, zu dem fie in 
vielen Faͤllen vieleicht nicht das mindefte Zutrauen hätteır, 
und wo-nicht ſelten der Fall vorkommen dürfte, daß fie Lieber 
alle ärztliche Hüffe entbehren, als fie am der ihnen vom 
Staate aufgedrungenen Quelle zu ſchoöpfen. Nicht zu geben⸗ 
ken des Dritten Uniſtaudes, daß’ burch diefe Einrichtung der 
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bei der Thätigfeit der Menfchen ſo heilfam: einwirkende ges 
genfeitige Eifer gaͤnzlich gelaͤhmt würde. 

Aus allen diefen. Gründen. ſchlägt Ihnen die Petitionds 
commiffton. für Diefe Petition die Tagesordnung vor 


BeilageNr 5. 
zum Protokoll der 72, öffentlichen Sigung vom 2. Dftober 
1833. 

| | Beridt | 
der Petitionscommiffion über die Bitte der Wahlmän⸗ 
ner des Bezirfdamtd Neuſtadt, um Abhülfe wegen 
‚ ‚unterfagtem Abgeben der Thierarzneimittel durch die 
Thierärzte. Crflattet von dem Abg. Poffelt. 


Die Wahlmänner des Bezirfsamts Neuftadt befchiweren 
fid), daß durch die Verordnung vom 4. März 1831 Reg. 
Bl. Nr. VI, den Thierärgten unterfagt worden fei, fünftig 
felbft Arzneien abzugeben. Man habe den Biehbefigern Durch 
die jener Verordnung beigefügte herabgefegte Arzneitare eine 
Wohlthat erweifen wollen, ftatt deffen fei ihnen -aber eine 
große Laft und Befchmerde zugemwendet worden. Die Orts⸗ 
vorftände des Bezirksamtes Neuſtadt hätten fich deshalb bes 
fchwerend an die Großherzogl. Sanitätscommiffton, hieranf 
an das Großherzogl. Minifterium des Innern, und endlich 
unter dem 3. Fchruar 4832 an. das Großherzogl. Staates 
minifterium,, wiewohl überall vergeblich gewendet. 

Die Petenten finden es auffallend, daß, die, Regierung. fich 
fo weit in die. Berhältniffe der Bürger-einmifche, daß fle die 


LXXH. Sißung v. 2. Ollober 1833, 227 


Natur vor ihnen verfchließen, und ihnen verbieten wolle, 
bad, was diefelben auf ihrem Eigenthume von felbft hervor 
bringen, und was zum Seilmittel für dad Vieh diene, zu 
fammeln und zu diefem Zwecke zu verwenden. Die Abficht, 
welche die Regierung bei Erlaffung diefer Verordnung gehabt 
habe, fei gewefen, daß die Viehbeſitzer jeßt, beim Erfrans 
ken ihrer Thiere, weit mehr veranlaßt werden follten, thiers 
ärztliche SHülfe nachzufuchen, als diefes früher aus Furdht - 
vor den großen Koften gefchehen fei. Davon fei aber gerade _ 
das Gegentheil eingetroffen, die Biehbefiger müßten jeßt 
dem Thierarzte gerade eben fo viel bezahlen, als fie ihm 
vorher mit Einrechnung ber abgegebenen Arzneien hätten be 
zahlen müffen, außerdem aber müßten fie nun noch den Apos 
thefer, der die Arzneimittel auch nicht umfonft ſammle und 
abgebe, bezahlen. Ferner führen fie den Zeitaufwand an, 
und den für fie Daraus entftehenden Schaden. Früher fei es 
mit einem Gange zum Thierarzt genug gewefen, der dann 
bei. feinem Befuche. die nöthigen Arzueien gleich mitgebracht 
habe, jet aber müffe ein zweiter Bote noch in Die Apotheke 
geſchickt werben, um bie verordnete Arznei abzuholen. Der 
Thierarzt, fagen fie ferner, der die Arzneien anwende, müffe 
fie aud) eben fo gut fennen, als der Apothefer , der fie bios 
bewahre und verkaufe. 


Statt folcher Verfümmerung glaubten fie im Gegentheil 
Anfpruch auf Erleichterung zu haben, die ihnen dadurch zu 
Theil werden follte, daß man ihren Thierarzt befoldete, 
meil ohne diefe Vorkehr nicht zu erwarten fei, daß ein taug⸗ 
licher lange bei ihnen verweilen werde. 


Ihre Bitte geht demnach auf Aufhebung jener Verordnung 
vom 4. März 4831, und auf Befoldung ihres Thierarztes. 
Dieſe Verordnung, - meine Herren! wurde von: ber 
oberen Mebicinalbehörbe auf eine vielfache im ganzen 
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kande gemachte Erfahrung, über die fo traurigen Folgen 
exlaſſen, welche das him und wieder vorkommende Selbſt⸗ 
dispenſiren der Argneien, von Seiten des Thierärzte nach 
fich gezogen hatte. Wenn ſchon jede vernünftige Medicinalr 
polizei dem weit wiſſenſchaftlicher gebildeten Menfchenarzte 
and überwiegeuben ‚ längft anerkannten Gründen das Selbfts 
dispenfiren firenge unterfagt, um wie viel mehr ift Diefes 
Berbör bei dem Thierarzte nothwenbig, welchem die zur Ber 
urtheilung der Aechtheit und Güte der Arzneien,. zur: Aufbe⸗ 
wahrung amd weiteren Berarbeitung derſelben nöthigen Kenut⸗ 
niffe »gänzlich abgehen. Schon die richtige Erkennung und 
Einfammlung der rohen, in unſerem Baterlande wild wach⸗ 
ſenden Pflaugen und Pflauzeutheile erfordert in nielen Fällen 
grundliche Kenntniß, viele Erfahrung-und unendliche Sorg⸗ 
falt. Man darf nur an eine gerade in jener Gegend häufig 
wachfende Pflanze erinnern, deren Wurzel in der Thierheil⸗ 
kunde vielfach angewendet wird. Es ift dieſes die Enzianwurzel, 
weiche in großen Duantitäten eingeſammelt, aber nicht ſelten 
mit der Wurzel einer audern fehr giftigen Pflanze, die mit 
ihr großefAehnlichkeit hat, vermifcht und verfäfcht wird, zu 
deren Auffindung aber genaue Keuntniß und die forgfültigfte 

Prüfung erforderlich ift. . 

Ferner ift eg mit dem Einfammeln und Einkaufen biefer Arz⸗ 
neiſtoffe allein nicht gethau; fie müffen auch mit der größten 
Sorgfalt, uud auf eine ihrer jedesmaligen Eigenthümlichfeit 
angemefjene Weiſe aufbewahrt, fie müffen gar häufig, wenn 
die aften Voxräthe auch nicht verbraucht werben, durch Aus 
fchaffung neuer, unter Vertilgung der alten wieder ergänzt 
werden. 

In diefem rohen Zuftande find fie aber noch nicht zum Arz⸗ 
neigebranche tauglich. Sie müffen mancher Arbeit, mancher 
Formveranderung unterwprfen merben, um ihre Ziped zu 
erfürllen. — ſind, wenn die Stoffe auch wirklich Dam 
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Namen Arzneimittel verdienen follen, theoretifche und 
praftifche Kenntniſſe, und außerdem mancherlei zum Theil 
foftfpielfige Apparate erforderlich, von deren Auswahl es 
wieder abhängt, ob das Präparat Arznei oder Gift wird. 
Seit der Trennung ber Mebicin von der Pharmacie, hät 
ſich Teßtere zu einem Grabe von Vollkommenheit aufge⸗ 
ſchwungen, daß fie hinfichtlich ihrer Bedeutſamkeit und der 
zu dieſem Fache erforderlichen wiffenfchaftlichen und praftis 
fchen Kenntniffe, mit der Medicin fich vollfommen auf gleiche 
Stufe ftellen darf. Dafür find aber aud) die Anforderungen 
an diefelbe jetzt fo groß und ausgedehnt geworden daß ſelbſt 
die Zeit der Einfammtung, die Art der Aufbewahrung und 
weiter Berarbeitung eined oft ganz gewöhnlich fcheinenben 
Arzneikörpers häufig gründliche Kenntniffe und jedenfalls 
ftete® Fortfchreiten mit den Bereicherungen, welche bie @rs 
fahrung im Felde der Wilfenfchaft macht, erfordert. Daß 
ein Thierarzt diefen Anforderungen nicht genügen kann, daß 
ein aus den Händen des Thierarztes hervorgegangenes Arz⸗ 
neimittel in höchft feltenen Fällen nım diefen Namen wirklich 
verdienen wird, ift aud oben Geſagtem leicht begreiffich. 
Die Verordnung, über welche fich die Petenten beſchweren, 
hat aber auch einen andern Grund. Wenn letztere gleich die 
Abſicht der Regierung, Erſparung für ſie dadurch zu erzie⸗ 
len, nicht erkennen wollen, ſo iſt dieſes dennoch entſchieden 
der Fall. Es iſt vorerſt unmöglich, daß der Thierarzt ſich 
nicht mehr ſoll bezahlen laſſen, wenn er außer ſeinem Gange 
und feiner Bemühung auch noch die nöthigen Arznei—⸗ 
mittel liefert. Wenn ed auch nur ſolche find, welche in ber 
Gegend wild wachen, fo müffen fie doch eingefammelt und 
zubereitet werden. Eben die forgfälfige Beachtung ber Zeit 
des Einfammelnd, der Art ded Trocknens und Aufbewahreng, 
und ber weiteren Bearbeiturig derſelben, giebt diefen, men 
audy einfachen und nicht feltenen Stoffen ihren Werth, ohne 
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fie deshalb zu vertheuern. Die Vieharzueitare vom 1. März 
1831 iſt auch außerft niedrig geftellt, daß viele-Apothefer des 
Landes dagegen Beſchwerde erheben wollten, die nicht als 
ungegründet zu betrachten wäre. Die oberfte Sanitätöbes 
hörde hatte aber bei Entwerfung diefer jo äußerft niedrigen 
Arzneitare hauptfächlicdy das Ziel im Auge, durch diefelbe 
der gemeingefährlichen Pfufcherei der Thierärzte, rückfichtlich 
ded Selbftdispenfirend gründlich abzuhelfen. Um fo auffals 
lender muß ed allerdings feyn, daß dennoch jeßt Beſchwerde 
dagegen, als gegen eine Üebertheurung einlaufen kaun, allein 
diejer Umſtand erflärt fich theild aus der Unfunde der Pe⸗ 
tenten mit dem wahren Berhalte der Sache, theil® aus der 
möglichen Einwirkung der Thierärzte auf die Petenten, weil 
erftere. in der Befolgung der Verordnung und in der Unters 
laſſung der. Pfufcherei ihren Vortheil nicht finden können. 

Die zweite Bitte geht auf Befoldung eines Thierarztes in 
Neuftadt. Wir find allerdings der Meinung, daß eine bins 
veichende Anzahl guter Thierärzte in den verfchiedenen Bes 
zirfen des Landes zu den dringendften Bedürfniffen gehört. 
In einem Zweige der Medicinalpolizei waltet größerer Unfug 
ob, als in der Ausübung der Thierheilfunde. Seder Schmied, 
jeder Schmiedgefelle glaubt das Recht zu haben, an kranken 
Thieren heilen zu dürfen; die einzige, wenn gleich dürftige 
Controle Dagegen bieten die Apotheker, welche, im Falle fich 
ein Thierarzt im Bezirfe oder in der Nähe befindet, die Re⸗ 
cepte foldyer unbefugten Pfufcher von der Hand. weifen oder 
wenn fein Thierarzt in der Nähe ſeyn follte, dafjelbe doch 
wenigftens bei ganz widerfinnigen Ordinationen thun, die 
häufig genug vorfommen. Wenn man nun bedenft, daß gar 
häufig des Landmanns größter Reichthum in feinem Biehs 
ande befteht, und daß diefer nun fo vielfältig der Unwiſſen⸗ 
heit und Unredlichkeit preisgegeben iſt, fo faun man — 
freilich nicht genug beklagen. 
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Uns fcheint ein Mittel nahe zu liegen, durch welches am 
beften diefer große Zwed erreicht werben Fönnte , ohne die 
Staatöfaffe mit neuen-Befoldungen zu befaften. Es ift auf 
dem Kandtage von 1831 fehon darauf hingedeutet worden, 
und wir halten e8 für unfere Pflicht, hier wieder darauf zu⸗ 
rückzukommen, obne jedoch einen förmlichen Antrag deshalb 
zu ftellen. Die Reſidenz fcheint und nicht der paßliche Ort zu 
feyn, wo die Thierarzneifchule ihren. Sit haben füllte. Aus 
vielfachen Gründen wären dafür die beiden Univerfitätsftädte 
viel tauglicher, und dem beabfichtigten Zwecke angemeffener. 
Wir wollen nicht dabei verweilen, daß der Vichftand in der 
Nähe von Heidelderg und von Freiburg viel beträchtlicher als 
der in der Umgegend ber Refidenz ift, und daß fich deshalb 
dort mehr Gelegenheit zur praftifchen Anleitung darbieten 
würde, mir wollen blos die Sache in Bezug auf'möglichfte 
Ausbildung tüchtiger, woiffenfchaftlich gebildeter , praftifcher 
Thierärzte betrachten. Wenn die Summe, welche für die 
Thierarzneifchule in ihrem gegenwärtigen Zuftand verwendet 
wird, getheilt und auf den beiden Kandesuniverfitäten ver» 
wendet würde, fo müßte damit ein ganz anderes Refultat, 
ein zehnfach größerer Vortheil für den Staat erreicht werden. 
Abgefehen davon, daß die Lebensweife dort bedeutend wohl⸗ 
feiler ift, fo würde der wiffenfchaftliche Geift, der in allen 
akademiſchen Anftalten weht, ficherlich auch wohlthätig auf 
diefe einmirfen, ed würde aber dieſe Ueberſiedlung noch eine 
ganz andere, viel wichtigere Folge haben, die für dad Ges 
meinmwohl von unberechenbarem Nuten feyn möchte: Erftend 
würde dadurch den jungen Aerzten Gelegenheit gegeben, ſich 
auch in der Thierheilfunde tüchtig auszubilden. Diefen mit 
den nöthigen Vorkenntniſſen fchon verfehenen, mit der vers 
gleichenden Anatomie und Phyfiologie ſchon vertrauten jun, 
gen Männern wird es dann ein leichtes feyn, ſich in Murgem 
auch zu tüchtigen, praftifchen Thierärzten auszubilden, wozu 
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ihnen bisher Gelegenheit und kliniſche Anleitung fehlte. Von 
welchem entſchiedenen Vortheile es aber wäre, wenn jeder 
praktiſche Arzt zugleich ein tüchtiger Thierarzt wäre, wie das 
durch dem Franken Thiere fo häufig Gelegenheit, und ohne 
weitere Koſten für den Befiker Hilfe zu Theil werben fünnte, 
ift einleuchtend. 

Noch viel wichtiger „ noch viel unentbehrlicher it gründ⸗ 
liche Kenntniß der Thiecheillunde dem Staatsarzte, Nach 
- anferer Medicinalordnung hat der Phyſikus Die Dberaufficht 
zu führen über Die Thierärzte, und über alles, was in die 
Thierheilfunde: einfchlägt, und doch wird man, felten einen 
Staatsarzt finden , der Die zu diefem wichtigen Zwede feiner 
Amtsthaͤtigkeit nöthigen Kenntniffe befäße, 

Welche Mißgriffe, welcher große Schaben, namentlich 
bei Epidemien hierdurch nothwendig entfichen kann und ent 
ftehen muß, bedarf feiner weiteren Ausführung. Diefe Kennt⸗ 
niffe Fönnen. fich Die Aerzte aber nur aneignen, wenn bie 
Beterinärfchulen ſich auf den Uuiverfitäten befinden, weil 
junge Männer, welche mit einem wiſſenſchaftlich gebildeten 
Geifte, und mit einer Mafle von Vorkenntniſſen ausgerüftet 
find, natürlich eine ganz andere Art von Unterricht bedürfen, 
Dafür aber auch ein ganz anderes Nefultat liefern, ald junge, 
ne wit den gewöhnlichen Schulfenntuiffen verfehene Leute, 
gewöhnlich Schmicdegefelen, die in einem oder zwei Jahren 
dann als fogenanute Thierärzte ihre praftifche Laufbahn her 
‚ginnen. ! 

Ein weiterer noch größerer Vortheil würbe auf aubere 
Weiſe ferner Daraus hervorgehen. Es befindet fich nämlich 
auf den Univerſitäten eine nicht unbedeutende Anzahl junger 
Männer, welchen, da ihnen vine gründliche gelehrte Schul 
bildung abgeht, das Heiligthum der Wiſſenſchaft verfchloffen 
iſt, and weiche mehr in den Vorhallen berjelben zu bleiben 
genöthigt find, es find Die fogenannten Ghirurgan. Diefe 
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jungen Leute hören alle theoretifchen und praftifchen Eollegien 
über Medicin und Chirurgie, fie treiben aber dabei das ſehr 
mechanifche Gefchäft des Bartabnehmend. Haben fie hierin 
die nöthige Fertigkeit erworben, haben fie fich in mebicinis 
fchen und chirurgifchen Kenntniſſen möglichft ausgebildet, fo 
vertheilen fie fich in dem ganzen Lande, in Städten uud 
Dörfern, nachdem Diejenigen unter ihren, welchen das 
Glück einiger akademifchen Ausbildung zu Theil wurde, fich 
von der Staatsbehörde hatten prüfen laffen. 

Diefe Chirurgen nun würden die beften Schüler der Vete— 
rinäranftalten, und feiner Zeit Die tüchtigften brauchbarften 
Thierärzte werben, welche bei ihrem Gewerbe, das fie außer» 
dem ernährt, und welches fie mehr auf dein Lande vertheilt, 
gar bald dem oft berührten großen Bedürfniffe gründlich abs 
helfen würden, ohne dem Staate durch neue Brfoldungen 
neue Laften aufzubürben 

So ſtellt ſich uns bie Verlegung ber Thierarzneiſchule in 
die Univerfitätsftädte aus drei wichtigen Gründen als notht 
wendig geboten bar. 

Wir fommen nun auf die vorliegenden Petion wieder 
zurüd, und fchlagen Ihnen aus obigen Gründen vor, davon 
zur Tagesordnung überzugehen. 


LXXIII. Oeffentlihe Sigung. 


Berhandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer der 
: Ständeverfammlung 


Karlsruhe, den 3. Oftober 1833, 


In Gegenwart der Herrn Regierungscommiffäre, Finanzminiſter 
v. Böckh, Staatsminifter v. Türfheim, Staatsrath und Minis 
fteriafhef Winter, Staatsrath Jolly und Geheimer NReferendir 
Ziegler; fodann fämmtlidher Mitglieder der zweiten Kammer, 
mit Ausnahme der Abg. Bekk, Gerbel, Kienle, Knapp, Kir 
ner, Poſſelt, v. Rotteck, Schinzinger, Trefurt und 
Bölder. | 


Unter dem Vorſitze des Präfidenten Mittermaier. 


Der Abg. Dürr legt zwei Petitiouen vor: 

4) Der Schullehrer der Didcefe Rheinbifchoffsheim, um Wis 
derherftellung ihres durch Herabfegung des Schulgeldes 
gefchmälerten Dienfteinfommens. 

2) mehrerer Schildwirthe von Raftadt, um Rückerſatz ber 
Acciſe von dem in den Sahren 1813 und 1814 gelies 
ferten Etappenwein ; 

Bader übergiebt den Bericht über die Motion des Abg. 
Grimm, die Aufhebung der die Biehverftelung erlaubenden 
Landrechtsfäße betreffend, der ohne Berlefung zum Drud 
befördert wird. 

Beil. Nr. 1. (58 Beilagenheft S. 390—408). 
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Die Tagesordnung führt nun auf die Discuffion ded Bes 

richts der Budgetdcommiffion , über dad Staatsbudget für 
die Jahre 1833 und 1834. 
v. Itzſtein: Es wird wohl nicht am unrechten Orte und 
auch nicht Verſchwendung der Ihnen Allen fo edlen Zeit, und 
auch nicht eitle Redeſucht ſeyn, wenn ich einige Worte zu 
Ihnen fpreche, ehe Sie über die Berathung der fammtlichen 
Ausgaben ded Staatehaushalts gehen. Ich bin gewöhnt, 
mid) furz zu faffen, und werde ed auch hier thun, fo weit ed 
möglich ift. Bei Bearbeitung des Budgets ſchwebten mir 
zwei Fragen großen Inhalte vor, und darüber offen mit der 
Kammer zu fprechen, damit fie meine Anträge, Abftimmung 
und Arbeiten gehörig beurtheilen könne, ift meine Pflicht. 
Ich hänge mit Liebe an der Verfaffung, ich habe gelobt, fie 
heilig zu halten, und fie mit Kraft gegen Eingriff zu fchüßen, 
bin ich dem Volke ſchuldig. Darum erfüllte es mich mit 
Wehmuth, als ich die Reinheit unferer Verfaffung getrübt 
fab, als ich unter Mitwirkung unferer Regierung Befchlüffe 
entftehen und befannt machen fah, die unfere Verfaffung ge: 
fährden fönnen, als ein hochwichtiges, unter ber Mitwirfung 
der Stände zu Stande gefommenes, Gejeß einfeitig und ohne 
Mitwirkung der Kammer zurückgenommen wurde, als ich 
fand, daß das heiligfte Gut der Bürger, das Recht der 
freien Gedanfenäußerung , das Recht der freien Preffe nie- 
dergedrüct war, ald ich Monate lang fehon vergeblich auf 
die Vorlage eines, dieſen Gemaltszuftand regelnden oder ent⸗ 
fernenden Gefeßed, auf eine Zurüdnahme von Verord—⸗ 
nungen, welche die freie Nede, das Recht der Berfammluns 
gen: und des Adreſſenſammelns befchränften Verordnungen, 
die nach der Anficht der Kammer in das Gebiet der Geſetz⸗ 
gebung gehören, wartete. 

Diefe Gedanken traten bei Bearbeitung des Budgets,Tald 
es fich darum handelte, Steuern zu bewilligen unb Gelder 
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in die Hände der Regierung zu legen, Tebhufter vor Augen, 
und ald Abgeordneter des Volks legte ich mir die Frage vor, 
ob ich dieſe Steuern bewilligen köͤnne? Der Bundesbeſchluß, 
ber in gewiffen Källen das Recht der Verweigerung der. 
Steuern durch die Kummer als Aufruhr betrachtet , ift mir 
wohl befannt: Et fann mich aber nicht ſchtecken. Ich ftebe 
bier auf dem mir von dein Bolfe angewiefenen Platz; ich 
fpreche in meinem Recht und habe die innigfte Ueberzeugung, 
daß Demjenigen, der Steuern zu bewilligen hat, auch das 
Recht zufteht, folche zit verweigern. Aber die erfte und hei« 
ligſte Pflicht des Abgeordneten ift, meiner Ueberzeugung nach 
und wohl auch nach Ihrem Gefühl, die Beförderung bed 
Beften und des Wohle des Vaterlandes, und kann idy diefes 
ohne Berlegung meiner Pflichten, ohne Aufopferung der 
Nechte des Volks auf einem anderen Wege erreichen, ald auf 
demjenigen, der in dem jeßigen Momente augenfcheinlic zu 
Unannehmlichkeiten und Trübfalen führt, dann gebietet mir 
mein Gewiſſen, diefen Weg zu wandeln, 

Bon diefer Anficht geleitet, blicke ich auf dad ung verkün⸗ 
digte feierliche Wort unfers Fürften: nie und in feinem Fall 
jenen Bundesbefchlüffen eine Anwenbung zu geben, woburd) 
die Berfaffung verlegt und gefährdet werden kann. Ich 
blicke auf den Befchluß der Kammer, der, an diefed Fürs 
ſtenwort fich anlehnend, daffelbe jagt. Sch betrachte end» 
lich die Aufhebung des Preßgeſetzes als die Wirkung 
eines Gewaltszuſtandes, der meiner Ueberzeugung nach 
nie zum Recht werden, nie die Rechte der Kammer in der 
Verfaſſung gefaͤhrden kann. Ich darf mich endlich, wenn ich 
nicht an der Treue des Worts verzweifeln ſoll, im Hinblick 
auf die neueſte Erklaͤrung der Regierungscommiſſion der Hoff⸗ 
nung hingeben, daß ſie die Angelegenheiten der Preſſe durch 
ein proviſoriſches Geſetz auf eine würdige Weiſe regeln and 
die Verordnungen, welche die Freiheit Der Rede, der Volko⸗ 
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verfammlungen und des Adreſſenſammelns verbieten oder ber 
fhränfen, außer Wirffamfeit fegen werde, Diefe Betrach⸗ 
tungen waren ed, bie mid) beftimmten, für die Bewilligung 
der Steuem und der Gelder, wie fie in Antrag gebracht 
find, zu Rimmen, und ic wünfchte, daß die übrigen Mitglie⸗ 
ber diefe Meinung theilen möchten. Der zweite Gebanfe, 
ber mir bei der Bearbeitung des Budgets vorfchwebte iſt 
materiellen Juhalts, und obgleich diefe Intereſſen an ſich 
fihon hochwichtig find, fo werben fie befanntlich in der neues 
ven Zeit noch in einem anderen Sinne ald hochwichtig em⸗ 
pfohlen. Es konnte mir nicht entgehen, daß die von der Res 
gierang vorgelegte, bei der Kamner in Berathung ftehende 
große Maßregel der Zehntabtöfung die Staatskaſſe im allge⸗ 
meinen Intereſſe fchwer belaften werde, daß die Yon der 
Kammer angenommene, und hoffentlich auch bei der erſten 
Kammer zu Stande fommende neue Forſtordnung und manche 
andere erleicternde Geſetze die Einnahmen des Staat 
ebenfalls vermindern bürften, daß die Hoffnung auf eine veiche 
Ernte in dem Herbſt tief gefunfen ift, und daß befonders bie 
feit Kurzem eingetretenen Berhältniffe mit dem Handels 
und Zollweſen auch noch ungewiß machen, ob die Einnahmen 
bes Staates fo bedeutend feyn werden, wie in dem vorigen 
Jahre. Alle diefe Verhaͤltniſſe fordern nun dringend zur 
Sparfamfeit auf. Allein andererfeits ift es auch heilige 
Pflicht der Deputisten, die Bewilligungen fo einzurichten, 
baß der Dienft nicht gefährbet, und nicht ein zu kleinliches 
Verhältuiß herbeigeführt werde. Die Budgetscommiſſion war 
beinahe in allen ihren Anträgen einftimmig, und fie ſind auch 
meiner Anficht nach fo geftellt, Daß fie die beiderfeitigen Ruͤck⸗ 
ſichten auf Sparſamkeit und die Würde des Dienſtes mit 
einander vereinigen, und id) darf Deshalb hoffen, daß auch 
die Regierung wenig oder feinen Anftand entgegen feßen werde: 

Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen habe ich nichts mehr 
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beizufügen, bis mich die Gelegenheit bei den einzelnen Punks 
ten etwa dazu auffordert, 

Welcker: Ich kann mich im Allgemeinen nur demjenigen 
anfchließen, was ich von dem Abg. v. Ss ftein gehört habe, 
behalte mir aber vor, in Beziehung auf die allgemeinen 
Grundfäße bei den weitern Budgetsverhandlungen bei der 
Abftimmung mich noch befonders zu erflären. 

Merk: Sch kann dem Abg. v. Itzſtein für feine Erffäs . 
rung nur danken, und halte fie für den Erguß einer wahrhaft 
reinen patriotifchen Gefinnung. Auch mich haben die Bes 
ſchlüſſe, auf Die derſelbe fich bezog, mit: Betrübniß erfüllt, 
und diefe Betrübniß ift auch von der ganzen Kammer audges 
fprochen worden, wobei fie jedoch auch ihre Hoffnung daran 
fuüpfte, daß hier eine Verbefferung des Zuftandes eintreten 
werde. Ich anerfenne auch den Grundfaß, daß die Kammer, 
fofern fie die Berfaffung auf eine höchft gefährliche Art bes 
droht fehen, und fie wirklich als verleßt finden würde, das 
Recht hätte, die Steuer zu verweigern, ohne daß deshalb 
ber Einwand gegen fie erhoben werben könnte, baß fie bie 
Steuerbewilligung an Bedingungen knüpfen wolle; denn 
wenn fie im Hinblick auf den allgemeinen Zuftand ber Dinge 
und auf den inneren Zuftand des Landes felbft diefe Steuern 
verweigert, fo kann man nicht fagen, daß fie ihre Abftims 
mung an eine Bedingung knüpft, fondern es ift dasjenige 
BVertheidigungd- und Schußmittel, das die Berfaffung nach 
ihrem Sinn und Geift in ihre Hände legt, un folche aufrecht 
zu erhalten. Daß man aber noch nicht in der Lage fei, zu 
diefem Mittel feine Zuflucht zu nehmen, davon bin auch ich 
überzeugt, nicht nur in Beziehung auf die Gründe, aus denen 
das Vorgefallene gefchehen ift, indem hier viele Entfchuls 
digungsgründe in der Mitte liegen, furz, in Beziehung auf 
bie Gewalt, aus der es hervorgegangen ift, ſondern weil ich 
überhaupt nicht für nothwendig halte, Dazu zu greifen, indem 
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ich :überzeugt. bin/ daß noch andere Mittel beftänden, um 
unfere Berfaffung.aufrecht zu erhalten, wenn fie wirklich in 
dem. Grab bedroht wäre, als man von einigen Seiten vor; 
ausfeßte. Ein folches Mittel ift ein verzweifelted Mittel, 
fchon aus dem Grunde , weil die Nachtheile davon” für das 
Land ganz unberechenbar wären, und es könnte alfo nur 
dann feine Anwendung finden, wenn gar fein andered Mittel 
mehr da wäre, aber nicht.in der Lage, fin der wir jegt find. 
Es hat mich daher auch fehr gefreut, daß der Herr Bericht 
erftatter fich offen und unummunden audgefprochen hat. 

Es :wird nunmehr auf die einzefnen” Pofltionen überge- 
gangen. 

I. Staatöminifterium. 


Titel J. Civilliſte. „Jaͤhrliche Summe von 650,00 fl.“ 
bildet feinen Gegenftaud. einer befonderen Abftimmung. 
Zu Titelll. Wittumsgehalte der Mitglieder des 

Großherzoglihen Hauſes. „Jaährliche Summe 
. von 120,000 fl. 
wird nichts bemerft. 
Titel IH. Apanagen der Prinzen und Prinzef 
finnen. „Sährlicher Budgetfaß von 97,000 fl.“ 
Anträge auf Seite 8 ded Berichte, alfo Tautend: 


4) „Die hohe Regierung zu bitten, über Salem und Pes 
tershaufen fammt Zugehör die zur Entfcheidung der Sadıe 
und zur Ausmittlung des Ertrags nöthigen Aften fchleunigft 
vorzulegen.” 

Dann wird:die Kammer 
2) „entjcheiden „ ob die vier Siebentel des Ertrag der 
vier ;Pfälzerf Höfe" an den Apanagen eingerechnet werden 
ſollen, was bie. Regierungscommiffion vom Sahr 1831 bei 
den Berathungen: über das Apanagengefeßı in den Commiſ⸗ 


240 Verhandlungen: der El. Kantiker. 


fionsfißumgen unbebeuffich zugegeben, und nur bie, Einrech⸗ 
nung von Salem und Petershaufen widerſprochen hatte, 
ober ob die Kammer auf biefen Grundfaß der Einrechnung 
verzichten rolle 2 

Staatsrath Jolly: Was den erften Antrag betrifft, fo 
win ich nun bemerken, daß der Kammer ſchon im Jahr 1834 
alle Mittheilungen gemacht worden find, die. überhaupt ges 
eignet fenn können, Auskunft über das Sachverhäftniß zu 
geben. Es tft dies auch im Fahr 1831 vor ben damaligen 
Berichterſtatter förmlich anerfannt worden, obgleich in ber 
Kammer einzelne Stimmen ſich erklaͤrt haben, daß ſie noch 
nicht gehoͤrig unterrichtet ſeien, was aber nur ſo viel heißen 
konnte, daß ſie von den Materialien, die der Kammer vor⸗ 
gelegt waren, nicht vollſtändige Kenntniß genommen hätten; 
denn ich muß wiederhofen, daß die damaligen Mittheilungen 
alles enthalten, was irgend dazu dienen kann, dad Sady 
verhältniß aufzuklären. | 

Was den zweiten Antrag betrifft, fo: glaube ich ein Miß⸗ 
verftändniß berichtigen zu [müffen. Wenn naämlich geſagt 
wird, es habe auch die Regierungscommiffion ſchon bie Zufäfs 
figfeit einer Ginrechnung von vier Siehentel des Ertrags der 
Pfälzer Höfe zugegeben, jo ift Died allerdings gejchehen, aber 
nur in Beziehung auf den damals vorgelegten Entwurf eines 
Apanagengefeßes, welcher Entwurf in dem legten Artifel 
ausdrücklich die Beſtimmung enthalten hat, die ſich auch von 
ſelbſt verfteht, daß der Inhalt diefes Geſetzes fich nur anf 
sticht ſchon erfedigte Fälle und nicht geregelte Berhäftniffe bes 
ziehen fünne, und in diefer Rückficht hat auch die Regie— 
rungscommiffion damals zugegeben, daß bet ünftiger- Ver⸗ 
leihung von Apanagen nad) Maßgabe dieſes Geſetzes son 
einev Einvechnung des Ertrags ber. fraglichen. Höfe die Rebe 
ſeyn Pönne:. Sie hat aber nicht zugegeben , und. nicht: zu⸗ 
geben können, daß ſolche Eimrechnung auf ſchon bewilligte 
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und beftchende Apanagen ftatthaft fei; deun der Ertrag dieſer 
Höfe wird zu % neben zweien Apanagen ſchon feit einer 
langen Reihe von Jahren bezogen, und eben weil von defjen 
Einrechnung feitber keine Rede war, läßt fich diefelbe auch 
gegenwärtig nicht verlangen. 

Bader: Ich bin mit der Budgetscommiffion einverftaus 
den, daß es wünfchenswerth wäre, daß über dieſe Frage 
einmal fefte Beftimmungen eintreten möchten, und folche, da 
fie ohnehin zarter Natur find, nicht auf jedem Landtage neu 
erörtert werben müfjen. Ich möchte nun den Herrn Berichts 
erftatter fragen, ob die Budgetdcommiffion fchon Diejenigen 
Akten erhalten hat, die nothwendig find, um ben Ertrag ber 
Herrfchaften Salem ‚und Peteröhaufen audzumitteln, oder 
ob vielmehr eine diesfallfige Bitte ſchon an die Regierung ger 
ftellt wurde. 

v. Shftein: Eine folche Bitte wurde in dieſem Jahr nicht 
geftellt, und diefe Akten wurden auch auf dem Ichten Lands 
tage nicht der. Budgetdcommiffton, fondern befanntlic einer 
für das Apanagenfeß beſonders ernannten Commiſſion vors 
gelegt. Ich bebauere, daß der damalige Berichterftatter 
Gerbel nicht anmwefend ift, um darüber vollftändige Aus 
kunft geben zu können. Diefe Akten wurden fchon bamals 
in der Commiſſion nicht für volltändig erfannt, wenigſtens 
hat diefelbe gewünſcht, nody Ergänzungen zu erhalten, und 
darauf gründet fich der fpäter gefaßte Befchluß: die Regie 
rung zu bitten, auf dem nächften Landtage barüber vollſtän⸗ 
bige Vorlage zu machen. 

Fecht: Ald Mitglied der damaligen Eommiſſion muß ich 
beftätigen, daß wir feine vollftändigen Akten erhalten haben. 

Bader: Ich wünfche alfo , daß. die Budgetscommiſſion 
fich die Vorlage der noch weiter nothwendigen Akten von ber 
Regierung erbitte, und wenn dieſe gegeben ober nicht gegeben 
werben, auf die Notizen und Mittbeilungen hin, bie der Piper 
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nagencommiffion und der Budgetscommiffton auf dem Land— 
tag von 1831 und dem gegenwärtigen Landtage der Kammer 
Borfchläge machen möge, vb und in wie weit der Ertrag 
diefer Herrfchaften zu den Apanagen eingerechnet werben 
fonne oder nichts daß zu Ziffer 2, in Beziehung auf die 
Pfälzer Höfe, die Sache nochmals in der Commiſſion bera> 
then, und ftatt einer bloßen Frage, wie fie hier erfcheint, 
ein beftimmter Antrag geftellt werde, was um fo nothmwens 
diger feyn wird, ald der Herr Negierungsconmiffär dag Zus 
geſtaͤndniß, deſſen der Bericht erwähnt, widerruft oder mes 
nigftend modificirt. Es ift hier die Frage geftellt, man wolle 
der Kammer überlaffen, ob fie auf die Einrechnung des Er⸗ 
trage der Pfälzer Höfe verzichten wolle? Die Kammer wird 
dies wohl nie thun koönnen; wenigftens in meiner Bollmacht, 
d. h. in meiner Meberzeugung und meinem Gemiffen würde 
es nicht liegen, auf diefe Einrechnung zu verzichten, nnd ich 
‘wiederhofe alfo meinen Antrag: zur Befeittgung der Wieder: 
holungen anf den fünftigen Landtagen, den Gegenftand auf 
die von mir bezeichnete Weife jebt zur behandeln. | 
v. Itzſtein: Wenn der Herr Regierungscommiffär ber 
Budgetscommiffion aber Salem und Petershaufen noch weis 
tere Vorlage macht, fo finde ich, und gewiß auch die Budget- 
commiſſion, nach ber angegebenen Ausführung diefes fehr wun⸗ 
ſchenswerth, und eine Rückweiſung an die Sommiffton würbe 
danıt zwedmäßig ſeyn. Wir würden und gerne diefer Arbeit 
unterziehen, damit eine auf allen Fünftigen Landtagen unan⸗ 
genehme Erörterung befeitigt werde. 

Was nun die Erflärung des Herrn Regterungseommiffärs 
betrifft, daß kein Zugeftändniß gemacht worden fei, wonach 
bie Pfälzerhöfe eingerechnet werden follen, fo ift auch im 
Bericht nicht behauptet worden, daß in ber Kammer ein 
ſolches Zugeftändniß geſchehen ſei. Wohl aber war dies in 
den Commiſſionsverhandlungen der Fall, und es fcheint, der 
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Herr Regierungscommiffär wiffe fich deffen nicht mehr genau 
zu erinnern. Es kann aud) durchaus fein Zweifel feyn , daß 
Höfe, die nach der Urfunde aus Landesvermögen gegeben 
worden find, mit der ausdrüdtichen Veftimmung, um eine 
ftandesmäßige Suftentation zu fihern, zur Einrechnung 
ſich eignen, und daß, mag früher oder fpäter eine Apanage 
bazu gekommen feyn, dasjenige, was man hat, eingeredys 
net wird. Die Apanage hat nur den Zweck, den ftandess 
mäßigen Unterhalt zu geben und zu fichern. Dahin einzu⸗ 
rechnen, was fchon auf andere Art von dem Lande bezogen 
wird, war im Jahr 4831 die Abficht der Budgetscom⸗ 
miffion und der Antrag ſelbſt. Meine Meinung habe ich 
dort klar audgefprochen, und diefegmal haben wir bewegen 
feinen beſtimmten Antrag geftellt, weil wir glaubten, ber 
frirhere jei nach) dem Beſchluß der Kammer von 1831 nur 
fuspendirt worden, indem die Kammer damals entfchieben 
hat, daß fie für die Jahre 1831—83 feine Aufrechnung gel⸗ 
ten lafjen wolle, vorbehaltlich aller Rechte und unbefd,adet 
bed Beſitzes. Wird übrigens die Sache am die Eommifflon 
zurückgewieſen, fo wird die Budgetscommiſſion einen bes 
ſtimmten Antrag zu ftellen wiffen. 

Staatsr. Jolly: Ich erinnere mic wohl, was ich theils 

in der Conmiſſion, theils bier Mm der Kammer erffärt und 
zugegeben habe, und nehme von biefem Zugeftändniß weber 
etwas zurück, noch unterwerfe ich Daffelbe irgend einer Mies 
biftcatton. Sich habe damals erflärt, baß bie Regierung 
allerdings der Meinung fei, es müſſe bei Fünftig zu verleis 
henden Apanagen der Ertrag der Pfälzer Höfe eingerechnet 
werben. Dieſes habeichin der Commiſſion für das Apanagen- 
gefeß und in der Kammer bei deifen Discuſſion erflärt, und 
ed konnte fich meine Erflärung nur auf Eimftige Apanagen 
beziehen, da dad Apanagengefet nur von ſolchen Apanagen 
handelt, die künftig gegeben werben, und nicht von ben 

16. 
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jenigen, die ſchon verliehen find. Ich wiederhole in Bezies 
hung auf den erſten Punkt, daß die Regierung hierüber in 
der That keine weitere Mittheilung zu machen hat, indem 
alles, was ſich auf das Sadyverhältniß bezieht, aus den 
früheren Mittheilungen vollftändig zu entnehmen ift. 

Welcker: Sch bin mit dem Abg. Bader einverftanden, 
daß die beiden Punfte an die Commiſſion zurücgewiefen 
werden, damit diefe fich die nothmendigen und möglichers 
weiſe zu erhaltenden Aften verfchaffe, und darauf Borfchläge 
an die Kammer gründe, um über diefen Punkt definitiv zu 
entjcheiden. Es find die beiden Punkte von fo bedeutender 
Wichtigkeit, in Beziehung auf das materielle Object, und 
dad ganze Verhältniß, das dabei zur Spradye Tommt, 
daß ſowohl unfere Ehre, als die Pflicht, für das Intereſſe 
bes Landes zu forgen, fordere, daß eine auf eine genaue 
Kenntniß der Thatfachen gegründete Entfcheidung einmal 
gegeben, und zugleich daß die Sache nicht länger verzögert, 
vielmehr definitiv erledigt werde. 

Was den erften Punkt betrifft, fo weiß ich nicht ‚wo bie 
Akten find, die wir damals hatten, und die die Apanagens 
commiffton und vorgelegt hat. Diefe Akten find von großer 
Bedeutung, und wenn auch hie und da noch andere Akten 
gefordert werden, fo find fie doch unentbehrlich, um das 
ganze Verhältniß zu beurtheilen, und diejenigen Aften, bie 
wir fohon hatten, werden doch unzweifelhaft wieber der 
Budgetscommiffton zur Einficht gegeben. werden. Hier ift 
nicht möglich, per Baufc und Bogen zu entfcheiden, und 
die Kammer will gewiß eben fo wenig den Rechten des Landes 
etwas vergeben, ald andere Sntereffen verlegen, und dann 
müffen wir vollftändig unterrichtet feyn. 

Merk: Es wäre allerdings wünfchenswerth, daß diefer 
Punkt endlich feine Erledigung erhielte, und nidyt von einem 
Landtag zu dem andern als eine Erbfchaft übergienge. Wie 
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aber diefer Punkt hier im Budger für immer entfchieben 
werden kann, ſehe ich nicht ein, indem dad Budget nur Bes 
Kimmungenf von einer Periode zur andern, nicht aber für 
eite weitere Zufunft hinaus giebt. Ich glaube vielmehr, 
daß dieß durchaus ein Gegenftand ift, der nur ın einem 
Apanagengefet feine Erledigung finden fann, und fogar die 
Hauptgrundlage deffelben bildet. Wenn man alfo dDiefen Punft 
zur Entfcheidung bringen will, ehe ein Apanagengefeß von der 
Regierung felbft vorgelegt wird, fo wird ed nur im Wege 
ber Motion bewirkt werden fünnen, wozu id) aber auf dieſem 
Landtage keine Hoffnung mehr habe, und es kann fich daher 
nur fragen, was hinfichtlich der jeßigen Periode zu befchließen 
fey, und da glaube ih, daß man in diefer Hinficht auf den 
Beſchluß, deu man im Jahre 1831 faßte, zurüdkehren 
fonnte. Sc, glaube ed deßwegen, weil wir und dadurch 
wegen des Borbehalts, der beigefügt ift, gar nichts vergeben, 
denn wenn in ber Folge dieſes Gefeß zu Stande kommt, 

fo muß es auch rückwirkende Kraft haben, weil jegt.nur ein 
fuspenfiver Zuftand befteht. Iſt dann der Fall, daß eine 
wirfliche Einrechnung Statt finden foll, fo wird dieſes im 
Weg der Abrechnung auc in Zukunft, nody ausgeglichen 
werden fünnen, Sch trage alfo darauf an, daß in biefer 
Beziehung der Befchluß der Kammer von 4831 wiederholt, 
und die Sache nicht an die Commiſſion zurück gewiefen werde. 

Staatöer. Winter: Ich unterftüge diefen Antrag, es 
handelt ſich bei beiden Fragen nicht um eine finanzielle, fons 
dern um eine Rechtöfrage. Diefe Rechtöfrage, wenn fie hier 
im gewöhnlichen Wege erledigt werden fol, kann nur durch 
Uebereinkunft, d. h. im Weg ber Gefeßgebung, mittelft 
Zuftimmung aller Factoren derfelben, erledigt werben, denn 
felbft auch ein Gefeß wird Demjenigen, ber fein Recht auf 
ein Privatrecht gründet, nicht feinen Auſpruch entfernen 
fönnen. Der erfte Punkt, der die Herrfchaft Salem betrifft, 
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ift von ganz anderer Natur, ale der andere, und kann durch⸗ 
aus nicht Durch das Budget entfchieden werden, weil er, wie 
gefagt ‚auf Berhältniffen beruht, über die das Budget nicht 
entfcheiden kann. Was den andern Gegenftand betrifft, fo ift 
ſchon von meinen Herrn Collegen erffärt worden, was die Re⸗ 
gierung im Jahr 1831 für Abfichten hatte. Es ift Ihnen auch 
befannt, daß darüber an einem anderen Drt andere Meinuns 
gen geherrfcht haben, daß der Gegenfland unter einem ans 
dern Gefichtöpumft betrachtet und ein anderer Befchluß gefaßt 
worden if. Es ift alfo die Sache in jedem Kal fehr 
zweifelhaft, und deßhalb zu wünfchen, daß Sie dem Antrag 
des Abg. Merk zuftimmen möchten, 

Präſident: Ich bitte den Abg. Merk, einen Blick auf 
ben Beſchluß von 1831 zu werfen, der fo lautete: 

„Von der Einrechnung dieſes Ertrages der vier Pfälzer 
Höfe für die Jahre 1831—33 Umgang zu nehmen, und daß. 
aus den damaligen Bewilligungen der Apanagen, wodurch 
fie ſammtlich bis zum Jahr 1833 ohne Abzug gegeben wur⸗ 
ben, in Bezug auf ben Beſitz fein Prajudiz für die Zufunft 
entſtehen ſolle.“ 

Sodann iſt bei dem Apanagengeſetz beſchloſſen worden, 
daß die Frage in Beziehung auf Salem und Petershauſen, 
fo wie die Beſtimmung bes, Durchſchnitts, dem nächſten 
Landtage vorbehalten bleibe. Der Antrag würde alſo darauf 
gehen, daß hinſichtlich der Herrſchaften Salem und Peters⸗ 
hauſen auf dem nächſten Landtage entſchieden werde. 

Merk: Mein Antrag ſoll nicht dahin gehen, hinſichtlich 
der Pfälzer Höfe Umgang zu nehmen, ſondern unter dem 
Vorbehalt des Anſpruchs auf dieſe Einrechnung bis zur Er⸗ 
ſcheinung des Apanagengeſetzes die Sache auf den nächſten 
Landtag zu vertagen. 

Pra ſident: Die Kammer hat aber damals erklaͤrt, von 
der Einrechnung dieſes Ertrags Umgang zu nehmen, und eö 
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jollte alfo., nad) dem Antrag des Abg. Merk, mieberholt 
werden, daß man unter Borbehalt des definitiven Ausfpruche 
über dieſe Einrechnung bis zur Erfcheinuug des Apanagens 
gefeßes von der Einrechnung dieſes Ertrags für die nädhfte 
Periode Umgaug nehme, 

Merk: Ich will nicht, daß aus meinem Antrag hervors 
gehen follte, man verzichte darauf, fondern man fol fich 
blos die Einrechuung vorbehalten. 

Präfident: Es foll demnach die Entjcheidung über Diefe 
Frage, bis zur Erfcheinung des Apanagengefebed, jedod) 
mit Borbehalt der Rechte der Kammer ausgefegt werben. 

Winter v. 9: Ich unterflüge den Antrag bes Abg. 
Bader. Am vorigen Landtag haben wir ein Geſetz über die 
Apanagen vorgelegt erhalten, was die Regierung fpäter 
aber wieder zurückzog, und wir haben daher erwarten kön⸗ 
nen, ed werde auf biefem Landtag ein Neues vorgelegt 
werden. Diefe Hoffnung ift aber nicht in Erfüllung gegan- 
gen, und es fommen num hier nur zwei Säle in Frage. Ent; 
weder wird die Regierung durch Vorlage beweifen, daß dieje 
beiden Gegenftände nicht eingerechnet werden Fonnen, ober 
fie wird, wie durd) die Regierungscommiſſion jet ſchon bes 
merkt worden ift, diefes nicht thun, d. h. fie wird bie erfors 
derlichen Vorlagen nicht machen, und dann fchöpfe ich dars 
aus die Leberzeugung, daß in jedem Fall die Sache badurd) 
entjchieden werden muß, daß wir den Ertrag dieſer Güter 
einrechnen. Sch bin überzeugt, baß es auch nicht andere 
kommen wird, denn bei einem dieſer beiden Gegenftände wer 
nigftens iſt ſchon ausgefprochen, daß es ein Apanagengut 
fei, und kann hier nicht weggelaffen werben, Ich glaube 
alfo, im Gegentheil von dem Antrag bes Abg. Merk, bars 
auf fefihalten zu müffen, Daß jet ſchon über die Sache ent 
fchieden, und folche nicht vertagt werde. Wenn der Rer 
gierung daran gelegen iſt, folche ind Neine zu bringen, fei 
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es in dem einen oder dem andern Fall, ſo wird es kein beſſe— 
res Mittel geben, als die Zurückweiſung an die Commiſſion, 
damit man ſich dort mit der Regierungscommiſſion über Die 
Sache befpricht, und dann Anträge en die Kammer bringt. 

Welder: Sch muß zuförderft der Meinung des Abg. 
Merk widerfprechen, daß diefe Sache ſich durchaus nicht für 
das Budget eigne, fondern von einem von der Regierung vorzus 
legenden Geſetz abhängig fei. Wenn die Frage davon ift, ob 
das Land etwas bezahlen, und cb eine Summe ind Budget 
aufgenommen werden folle, fo ift dieß eine Frage, die nach 
der Vorbereitung durch die Budgetdcommiffton die Kammer 
zu entfcheiden haben wird. Wenn man fagt, es ſei rechts 
licher Zweifel vorhanden, cd müffe auf dem Rechtsweg auds 
gemacht werben, fo wird fie diefen Vorſchlag machen, allein 
fie wird gründlich prüfen müffen, ob das Recht klar ift, und 
wenn ed ihr und der Kammer Far ift, fo wird fie ihre Bes 
willigung im Budget machen. Man fagt in Beziehung auf 
das Budget, die Bewilligung gehe nur bis zu dem nädchften 
Landtage. Sch will in diefen Streitpunft nicht eingehen, 
glaube aber, daß, wenn man Befoldungen bewilligt, die 
ftändig find, man ſolche auf längere Zeit bewilligt hat. 
Dem fei aber wie ihm wolle, fo ift doc; für dieſe Periode 
die Frage, ob etwas ind Budget zu nehmen fei, eine Sache, 
die nach den vorliegenden rechtlichen Verhäftniffen zu prüfen 
ift. Auch wird fein Menfch, der felbft den Grundfaß der 
Bewilligungen von Periode zu Periode ftreng "durchführen 
will, Täugnen, daß diejenigen Bewilligungen, wenn fie 
Verhältniffe betreffen, die am ſich dauernder Natur find, 
bleiben. Wenn vier Budgetsperioden hinter einander etwas 
bewilligt worden ift, fo wird es wohl dabei bleiben, und 
wenn ein folcher Punkt ausgefegt wird, fo wird 8 ebenfalfe 
gar zu leicht dabei bleiben. Was fodann die Reklamation 
wegen Rüdzahlung betrifft, fo weiß ich nicht, ob Jemand 
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ernftlich glaubt, daß von diefer Reclamation die Rebe feyn 
wird, wenn nad) fünf Sahren die Sache zur Erledigung 
kommt. Das Ganze aber von einem Apanagengefeß abhäns 
gig machen, hieße fo viel ale, es allein in die Hände der 
Regierung legen, denn wir find nicyt berechtigt, fie zu 
zwingen, uns ein Apanagengejeß vorzulegen, ja es Fünnten 
doppelte und neue Schwierigfeiten entgegen gehalten werden, 
wonach diefer Punkt gar nie zur Entfcheidung Fime. Ich 
fann alfo die Sadje des Landes nicht davon abhängig machen, 
habe aber auch gar Fein Bedenken, daß über diefe Sache 
eine Bereinigung zu Stande fomme, wenn die Budgetscons 
miſſion die erforderlichen Vorlagen erbält. Sch bin übers 
zeugt, daß diefe Kammer nichts Unbilliges, ja im Zweifel 
nicht einmal etwas will, was den Intereſſen und Rechten 
der Betheiligten zu nahe tritt. Ich glaube unter diefen Um— 
ftänden, es werde feine Hererei feyn, um aud diefem Punkt 
heraus zu kommen, das ewige Berfchieben aber fieht fo aus, 
als fürchte man fich, dieſen Punft zu berühren. ch fürchte 
mich im keinem Punfte, meine ernitliche Ueberzeugung anszu⸗ 
fprechen,, und da hier Feine Prozeſſe zur Entfcheidung vors 
liegen, fondern diejenigen Urkunden, die wir braudyen Ta 
find und nicht erft Fünffig neue Urkunden entftehen, fo fehe 
ich nicht ein, warum wir nicht eine Entfcheidung geben follen, 
die durch die Ehre und die Intereſſen des Landes und der 
beiden Parthieen geboten ift. 


Bader: Ich kann mich mit der Anfict des Abg. Merk 
nicht vereinigen, fondern theile vielmehr vollfommen bad» 
jenige, was der Abg. Welcker ausgefprochen hat. Wenn 
wir jeßt auch nur für die laufende Periode eine Entfchei- 
bung in der Sache geben, fo wird es bei diefer Entfcheidung 
eben fo bleiben, wie es vielleicht dabei bleiben wird, wenn 
wir wieder befchließen, davon Imgang zu nehmen. Wir 
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würden von einem Landtag zum andern Umgang davon 
nehmen, und die Sache würde bleiben. | 

Rettig v. 8: Sch unterflüe den Antrag ded Abg. 
Bader, IWeil ich glaube, daß die Materialien über diefen 
michtigen Gegenftand, fo weit fie uns im Augenblick vorlies 
gen, nicht zureichen, füge aber feinem Vorfchlag noch den 
weiteren bei, die betreffende Abtheilung der Budgetscommifs 
fion mit zwei Mitgliedern zu verſtärken, weil, fo viel ich weiß, 
weder der Abg. Bader, noch ſonſt ein Furift, mit alleiniger 
Ausnahme des Abg. v. Itzſtein, in diefer Commiſſion ift, 
und weil ed doch bei der Beurtheilung diefer Frage auf Spes 
cialitäten aufommt, die nur Derjenige beantworten kann, der 
des. Stautsrechts Fundig ift. Es handelt ſich um die Trage, 
was ift die Folge des Lünneviller Friedens und des Reichs- 
deputationgfchluffes; was folgt aud der Rheinbundesacte, 
was aus den jeßigen pofttiven Verhältniſſen, was aus der 
deutfchen Bundesacte und was aus der Wiener Congreßacte? 
Es handelt fich um die Streitfrage, was ift Familienallos 
dium, Fideicommis, was ift Apanagengut? Dem befcheidens 
ften Mann, der den beiten gefunden Sinn hat, kann ich nicht 
zumuthen, fich Darüber ein eigenes Urtheil zu bilden, und 
ich halte eö für etwas gefährlich, wenn nur Einer in der 
Commiſſion anmwefend ift, die auf dem Felde fteht, von dem 
die Rede ift. Sch bin aber von meiner Anficht, eine folche 
ftärfere Abtheilung zu bilden, bereits wieder abgekommen, 
denn ed würde wohl noch näher zum Zweck führen, wenn 
die Abrheilungen eine Sommiffion wählten, die den Beruf 
hätte, mit der Regierungscommiſſion zufammen zu treten, 
die Materialen fich geben zu laffen, die zur Sache gehören, 
und darüber einen befondern Vortrag zu erſtatten. Vielleicht 
kann ſich ber Abg. Merk mit diefem Vorſchlag vereinigen, 
und baum ift der Vorwurf befeitigt, daß man die Sache nur 
habe verfchiehen wollen. 
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Merk: Sch vereinige mic) nicht damit. Der Gegenftand 
gehört vor die Budgetdcommiffion, und eine Vervielfältigung 
ber Sommiffionen ift nicht wünfchenewerth. Ob aber eine Bers 
ftärfung der Budgetscommiſſion wünfchenewerth fei, ift eine 
andere Frage. Sch bin aber and) damit nicht einverftanden, 
denn die Budgetdcommiffion ift ja fo ftarf, daß ich nicht für 
nöthig finde, noch mehr Mitglieder derfelben beizugeben. 
Wir müffen doc; ein Apanagengefeß haben, und von dieſem 
Apanagengeſetz müffen die Beſtimmungen diefer Gitter einen 
Hauptbeftandtheil bilden, und in jene Gommiffion werden 
dann fchen Juriſten gewählt werben, die ihre Meinung, fo 
weit fie von juriftifcher Seite Einfluß hat, geltend machen 
können, uud ed wäre zu wünfchen, man hätte beim Anfang 
dieſes Landtags eine Motion über diefen Gegenftond ers 
hoben. 
Föhrenbach: Ich unterſtütze den Antrag des Abg. 
Rettig, daß eine beſondere Commiſſion von den Abtheis 
lungen gewählt werde, die diefen Gegenſtand behandelt, denn 
es ift zu wünfchen, daß wir mit diefer Sache einmal ins 
Meine fommen, und je länger wir fie hinausſchieben, defto 
mehr Schwierigfeit dürfte fie erfahren. Sch babe mic, mit 
demjenigen, was die Regierung im Sahr 1831 vorlegte, 
ſchon damals, und auch jetzt wieder befannt gemacht, und bie 
Berhältniffe fcheinen mir von der Art zu ſeyn, daß allerdings 
eine Entfcheidung ſchon jett gefaßt werden kann, allein 
biefe Entjcheidung muß von Sacverftändigen ausgehen, ich 
will jagen, von Männern, bie wirklich mit ben in Frage 
kommenden Rechtsinftituten vertraut find, 

Wie fchon der Abg. Rettig v. K. bemerkt hat, greifen 
bier verfchiedene Rechtsfragen ein, in Beziehung auf Fidels 
eommiffe, Apanagen bei Fürftenhäufern im Allgemeineı, 
dann wieder in befonberer Beziehung auf unfern Fall über 
befiehende öffentliche Verträge. Ich für meine Perfon könnte 
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jest fchon meine Meinung über die Sache abgeben, allein ich 
glaube, daß manche Mitglieder der Kammer, die nicht Die 
gleiche Beranlaffung hatten, fich mit der Sache bekannt 
zu machen, nicht in dieſem Fall jeyn dürften, und - darum 
unterftüße ich den Antrag des Abg. Rettig, indem ich ihre 
für dad paffendfte Mittel halte, mit diefer Sache auf die 
zwecmäßigfte Weiſe an das Ende zu fommen. 
Winter von H.: Ich muß mic) deu Auträgen des Abg. 
Rettig und Föhrenbäch widerſetzen, indem ich überzeugt 
bin, daß bei der Niederfeßuug einer befondern Gommiffton 
nichts heraus kommt, als was jeßt ſchon da ift, nämlich Der 
Antrag, die Sache andie Budgetscommifftonzu geben. Mag 
die Natur diefer Güter ſeyn, welche fie will, und mag eine 
befondere Sommiffion fich aus Papieren überzeugen, die man 
ihr vorlegt oder nicht, immer werden wir die Pflicht haben, 
auf den Ertrag diefer Güter Nückjicht zu nehmen. Wenn 


man ung nun fagt, man lege und die Papiere gar nicht vor, 


oder ed fei eine fohmwierige Unterfuchung , oder man fünne die 
Papiere nicht vorlegen, fo wird fid) die Budgetscommiſſion 
von dem Einen oder Andern überzeugen, und Anträge an die 
Kammer ftelen. Wir werben alsdann bei Bewilligung der 
Apanagen die Sache blos finanziell betrachten, und die eis 
gentliche Rechtöfrage ganz bei Seite liegen laffen können. 
Mohr: Ich bin mit dem Abg. Merk darin einverſtanden, 
daß hier, wo es fich von der Berathung des Budgets han⸗ 
delt, es nicht darıim zu thun feyn kann, Grundfäße über Die 
Apanagen und deren Bezahlung aufzuftellen. Ich bedauere 
dagegen, daß nicht ſchon Längft von der Regierung dahin 
gewirkt wurde, diefen wichtigen Gegenftand im Weg ber 
Geſetzgebung auf eine Art zu erledigen, durch die das große 
Intereſſe, das der Staat dabei hat, entfchieden wird, und 
nicht der Staat in Ungewißheit bleibt, ob und wie dieſe 
Apanagen eingerechnet werden, uud Vorbehalte ausgeſpro⸗ 
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chen werden, die feine Folge haben follen. Ich kann mich 


dagegen auch mit dem andern Redner, welcher vorgefchlagen 
hat, dieſen Gegenftand au die Commiſſion zurück zu weifen, 
nicht vereinigen, den ich glaube, daß hier, wo es ſich um 
die Beftimmung der Zahlung der Apanagen handelt, die 
Sache audgemittelt genug fenn wird, wenn wir auf die Vers 
handlungen von 1831 zurücd gehen, in wie fern diefe Zahlung 
baar aus der Staatskaſſe oder mit Aufrechnung jener Güter 
und Domänen, welche Beitandtheile der Apanagen audınas 
chen, zu erfolgen habe. Sdinfichtlich dieſer vier Pfälzer Höfe 
glaube ic), dürfen wir der Regierung gegenüber behaupten, 
daß fie einverftanden ift, daß folche zum Zweck der Apanas 
girung ald Fideicommiffe gegründet und daher allerdings 
geeignet find, bei der Aufrechnung in Anfchlag gebradyt zu 
werden. 

Der Redner verliedt eine vom Staatdrath Solly im Jahr 
4831 in der erften Kammer gegebene Erklärung, und bemerft 
dann weiter: Sch glaube nicht, daß in dieſe Erffärung der 
Sinn hineinzulegen ift, daß fie fich blos auf die Zufunft, und 
wenn wir einft über die Grundfäge eines Apanagengefeßed 
im Seinen feien, beziehe, fondern diefe Zukunft tritt da ein, 
wo ed ſich um Bezahlung der Apanage handelt, und der 
Grundfat, der ausgefprochen war, daß diefe Güter fich zur 
Aufrechnung eignen, muß um fo mehr jeßt ſchon angewendet 
werden, weil die Apanage nichts anderes auddrücen kann, 
als die Pflicht des Staats, den Mitgliedern des fürftlichen” 
Syaufes einen ftandesmäßigen Unterhalt zu geben, der nicht 
die Folge haben kann, daß die Kräfte des Staats überhaupt 
zu fehr in Anfpruch genommen werden. Blos ein ftandess 
mäßiger Unterhalt, ein den Mitgliedern des Fürftenhaufes 


gebührendes Auskommen foll- geleiftet werben, und ift dies ° 


fhon durch einen Theil der Domänen beftimmt, fo muß dass 
jenige, das als folches anerfannt wird, in Anfchlag gebracht, 
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und an dem weiteren Theil, der noch zuzufchießen ift, aufges 
rechnet werden. Hiernach haben wir alfo nicht nothwendig, 
die Sache an die Sommiffion zuriick zu weifen, fondern ſchon 
jeßt zu entfcheiden, daß die Apanagen auf diefe Art berech—⸗ 
net und ind Budget aufgenommen werben. 

Finanzm. v. Böckh: Der Sin jener Erklärung war nicht 
zweifelhaft. Unter der Zufunft ift nichts anderes nerftanden, 
als wenn ein Wechfel in der Perſon der Apanagirten eintritt. 

Bader: Meiner Anficht nach liegt gar fein Grund vor, 
die Berathung diefed Gegenftandes der Budgetscommiſſion 
zu entziehen, da fie noch manche andere Fragen erörtert, Die 
ins Staatsrecht und in dag gemeine Recht einſchlagen, und 
wenn wir für alle diefe Fragen befondere Commifjionen aufs 
ftellen wollten ‚ to hätten wir am Ende nicht Mitglieder in 
der Kammer genug. 

Schaaff: Die weitere Berfchiebung diefes Gegenftandes 
würde im Lande weder die Regierung, noch Die Kammer in 
ein vortheilhaftes Licht ſetzen. Man würde eine gewiſſe 
Aengftlichkeit von der einen und der andern Seite dabei fubs 
fummiren, und ich bin alfo dafür, daß die Streitfrage auf 
diefem Landtage entfchieden werde. Sch würde auch wohl, 
da ich alles Vertrauen in die Budgetöcommiffion feße, einen 
Anitand genommen haben, ihr nah dem Antrag des Abg. 
Bader diefen Gegenftand zur näheren gründlichen Erörte⸗ 
rung und zur Stellung beftimmter Anträge zuzumweifen, hätte 
ich nicht von einem ehrenwerthen Mitglied der Commiffion 
vorhin Yeußerungen gehört, die wir zeigen, daß diefes und 
wohl auch noch andere Mitglieder, in’ Beziehung auf diefen 
Punkt von vorgefaßten Meinungen prävecupirt find. Der 
Abg. Winter von H. bat nämlich gefagt, es komme nur 
auf die Frage an, wie viel diefe Fideicommiffe ertragen, und 
hiernad) müffe dann die Einrechnung auf die Apanage bes 
mefjer werben. Ich meine aber,. e& frage fid) vorher noch, 
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ob überhaupt hier eine Einrechnung Statt finden folle oder 
nicht? Er will demnach eine Einrechnung, mag ſich num hers 
audftellen, daß diefe Fideicommiffe Allodialvermögen feien 
oder nicht. Darum fümmert er fich nicht. Er kümmert ſich 
um fein ftaatdrechtliche® und Fein privatrechtliches Verhälts 
niß, fondern will mur den Ertrag wiffen, um bienach die 
Apanagen befcneiden zu können. Auf folche Grundfäße aber, 
glaube ich, darf fich die Commiſſion, die über diefen Gegens 
ftand zu berichten hat, nicht ftüßen, und darım ftimme ich 
dafür, daß eine bejondere Commiſſion ernannt werde, und 
unterftüße in diefer Hinficht den Antrag des Abg. Rettig, 
falls jedoch diefer Antrag der Kammer verunglüden follte, 
fo unterftüße ich jenen Antrag, daß die Budgetdcommiffion 
um einige Mitglieder verftärft werde, und zwar um vier Mit 
glieder, weil in der Budgetscommiffion allerdingd nur wenige 
Männer find, die von dem wiffenfchaftlichen Standpunkt 
aus diefe Sache zu beurtheilen vermögen, wenn fie auch den 
befien Willen und die gediegenften Kenntniffe haben. 
Duttlinger: Es fommt hier auf zwei Fragen an, eins 
maf auf die Frage, ob die Pfälzer Höfe und die Herrichaften 
Salem und Peteröhaufen überhaupt in die Apanagen einzus 
rechnen feien, uud dam auf die weitere Frage, ob biefe 
Güter und Herrfchaften auch in diejenigen Ayanagen ein⸗ 
zurechnen ſeien, die fchon beftehen? die erfte Frage wird in 
dem fünftigen Geſetz über die Apanagen beantwortet werben 
möäfjen, allein die andere Frage ift eine folche, bie eublich 
einmal beantwortet und entfchieden werden follte. Sietonnte 
auf dem leßten Landtage nicht beantwortet und entfchieben 
werden, und ich glaube in diefer Hinficht, daß die Pflichten, 
die wir haben, fo wie die Ehre und Würde biefer Verſamm⸗ 
lung und. die Pflichten der Ehrfurcht gegen unſer fürftliches 
Haus es gebieten, bei dem gegenwärtigen Landtage biefe 
letztere Frage definitio zu enticheiden, und erkläre mich daher 
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für dein Vorfchlag des Abg. Bader. Ich fehe ein, daß die 
erite Frage, nämlich die gründliche Erörterung und Berathung 
eines Geſetzes über die Apanagen im Allgemeinen bei dem 
gegenwärtigen Landtage nicht mehr Statt finden kann, allein 
Div zweite Frage kann durch eine Zurückweiſung an die Buds 
getscommiffion erledigt werden, wobei ich mid) Daun zugleich 
für eine Berftärfung der betreffenden Abtheilung derfelben, 
nicht um vier, fondern um eines ober zwei Mitglieder erkläre. 
Der Abg. Rettig ift übrigens von einer unrichtigen Bors 
ausfegung ausgegangen, wenn er fagte, daß bei diefer Coms 
miffton nur ein Surift fei, denn er hat in diefem Augenblick 
nicht daran gedacht, daß auch das ehrenmwerthe Mitglied von 
Emmendingen Mitglied diefer Commiſſion iſt, ed alſo einer 
fo bedeutenden Verftärfung nicht bedarf. Die Budgetöcoms 
miffion felbft wird gegen diefe Verftärfung nichts einzuwen⸗ 
den haben, weil hier von einem Gegenftand die Rede ıft, bei 
defien Erledigung gewiß allen Mitgliedern diefes Hauſes 
daran gelegen ift, daß fie mit möglichfter Gründlichkeit ges 
ſchehe; ferner von einem Gegenftande, bei welchem zarte 
Berhältniffe obwalten, die e8 immer erwünfcht machen, wenn 
fi) die Berantwortlichfeit auf mehrere Häupter theilt. Sch 
bin alfo für den Antrag des Abg. Bader, mit dem Beifaß, 
daß von der Kammer zwei Mitglieder zur Verftärfung derje⸗ 
nigen Abtheilung der Budgetscommiffion gewählt werben, - 
die diefen Gegenftand zu berathen hat. 

Mohr: Die Bemerkung des Abg. Duttlinger, baß 
es fich jeßt um zwei Fragen handle, nämlich ob die Einrechr 
nung bei den beftehenden Ayanagen oder bei den Fünftigen 
Statt finden folle, könnte zu einem Irrthum Beranlaffung 
geben, denn wir haben noch gar Feine beftehende Apanagen. 
Es ift noch gar fein Grundfaß aufgeftellt, wie und auf welche 
Weiſe die Managen feftgefeßt werben follen. Wir handeln 
nur darum, welche Summen dafür bezahlt werben, haben 
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aber noch keine beſtimmten Apanagen zu bezahlen, und darum 
kann aud) die Bemerkung bed Abg. Duttlinger bier — 
Platz greifen. 

Duittlinger: Ich habe blos bemerkt, es handle ſich um 
zwei Fragen, nämlich um die allgemeine Frage, ob dieſe 
Güter und Herrfchaften in die Apanagen eingeredjnet werben 
follen, und zweitens um bie Frage, ob fie in diejenigen Apa⸗ 
nagen eingerechnet werben follen, die fchon beftehen, und von 
benen heute die Rebe ift, und ich habe dann hinzugefügt, daß 
bie erfte Frage bei biefem Landtage wohl nicht mehr erledigt 
werben könne, hinfichtlich der zweiten aber ich der. Meinung 
‚feie, daß die Ehre der Kammer und die Ehrfurcht gegen bie 
fürftlichen Perfonen fordere, daß man endlich einmal einen 
definitiven Ausfpruch thne. 

Winter». H.: Weber die Budgetdcommiffion,. noch an 
anderes Mitglied der Kammer wird die Ehrfurcht gegen die 
Mitglieder des Fürftenhanfes je außer Augen ſetzen, allein 
dieſes kann hier nicht entfcheiden. Der Abg. Schaaff hat 
barauf bingebeutet , daß ich einen Grundſatz ausgefprochen 
habe, der ihn vermuthen laſſe, daß entweder ich.nicht die er- 
forberliche Risckficht nehmen, oder daß noch mehrere andere 
‚Mitglieder biefed nicht .thun werden. Sch muß aber dem 
Abg. Schaaff bemerken, daß alle diefe Rückſichten genont- 
‚men werben können, bemn er. wird bemerft haben, daß ic, 
vorausgefchictt habe, wir hätten noch fein Geſetz, das ung 
binde und gwinge, Apanagen zu bewilligen. Sch behaupte 
alfo nochmals, baß wir Rüdficht auf alle dieſe Verhältniffe 
nehmen fünnen,. und daß Jeder ald gefchworner Richter, wie 
und Herr Stantörath Winter ſchon oft zugerufen hat, nad) 
feiner eigenen Ueberzeugung, eben weil und noch kein Geſetz 
bindet, dieſe ober jene Summe für Apanagen:bewilligen kann. 
Fecht: Eine Kammer muß ſich immer ald ein Ganzes be⸗ 
traten, und wenn num alfo. durch einen Zufall, der bei der 
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Bnbdgetdconmniffion nun eintritt, wenige Mitglieder; aus dem 
juridifchen Fady bei diefer Commiſſion find, fo fteht ja dem 
andern Mitgliedern frei, ſich auf freundfchaftlichem Wege 
mit den Juriſten zu befprechen und ihre Anfichten zu benußen. 
Darum werbe ich blos für eine Zurüdweifung an die Com⸗ 
miſſion ftimmen, und ihr überlaffen, wie fie ſich die erfors 
derliche Aufklärung über die Sache verfchaffen will. 
’ Merk: Sch kann mid; in die Logik nicht finden, daß man 
die Frage, ob eine ftaatsrechtliche Verbindlichkeit zur Einrech⸗ 
nung. vorhanden fei, im Allgemeinen in suspenso läßt, 
und dennoch beſtimmt, in biefer Periode follen fie. entweder 
‚eingerechnet werden oder nicht. Worin fann der Grund der 
Entfcheidung für das Eine oder Andere liegen? . Wenn nicht 
vorher eine Rechtöverbindlichkeit geſetzlich ausgefprochen iſt, 
alſo wenn wir vorher nicht eine gefeßliche Beftimmung treffen, 
daß eine Verbindlichkeit vorhanden fei, können wir zu feinem 
Ziele kommen. Hier handelt ſichs nicht blos von der Redys 
nung, fondern die Sache muß entjcheiden, und die Fragen 
des Abg. Duttlinger fallen in eine. zufammen. Diefe 
Beflimmung ded Verbindlichkeitsgrundes gehört in ein Apa⸗ 
nagengefeg und kann befinitio auch nicht anders. regulirt 
werben. Der Fehler ift blos der, daß nicht eine Motion ers 
hoben wurde, allein ich fehe nicht ein, und kann mich nicht 
‚barein finden, daß wir im Budget die Frage ſchon auf bes 
ftimmte Weiſe erledigen fonnen. 
v. Itzſtein: Durch die verfchiedenen Aeußerungen ift die 
Sadye- fo erfchöpft, daß mir nur noch wenige Bemerkungen 
"übrig bleiben. Nach den Aeußerungen des Abg. Föhrens 
bad) follte es faft fcheinen, ald wenn die Budbgetdcommiß 
fion, die außer zwei Suriften und drei Finanzräthen, aus 
zwölf aufgeflärten Bürgern und Gewerbsfeuten, ſaͤmmtlich 
Mitglieder diefer Kammer, befteht, alfo doch auch über 
andere fchwierigere Gegenftände entfcheiden, gar nicht im 
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Stande wären, über die Apanagenfrage etwas zu fagen. 
Der Abg. Föhrenbach kann ruhig ſeyn, denn die Budgets⸗ 
tommijfton hat fo viele und verjchiedene Gegenftände zu bes 
arbeiten, daß fie in fich felbft die Meberzeugung trägt, fie 
könne nicht Alles wiffen, fie glaubt aber auch, daß die Bes 
nußung der Kenntniffe Anderer zu ihrer Pflicht gehört. Sie 
hat ed mit Baumeiftern, mit Gärtnern, mit Handelsleuten 
und Soldaten zu thun, fie hat fic überall Raths erhoft 
und würde ed auch mit großer Befcheidenheit hier bei ben 
Staatörechtölehrern in diefer Kammer gethan haben. Der 
Abg. Schaaff hat eine Bemerkung gemacht, die allerding® 
etwas fcharf war. Weil nämlich ein Mitglied der Commiſ⸗ 
ſion ſich ausgefprodyen hat, man fönnte die Sache fo oder 
fo machen, fo glaubt er das Urtheil über 47 Perfonen fpres 
chen und forbern zu können, man folle ihnen die Sache nicht 
mehr überfaffen. Es wäre aber beinahe das einzige Beifpiel 
in einer Kammer, daß man einer Gommiffion einen Gegen, 
ftand entzog, den fie vorher, wie ich wohl fagen darf, nidjt 
fchlecht bearbeitet hat. Wenn aber der Abg. Rettig glaubt, 
daß man die Sommiffton verftärfen müffe, weil nur einer 
ober zwei Zuriften darin feien, fo finde ich dieſes nicht noth⸗ 
wendig, indem die Commiſſion ſchon 17 Mitglieder zählt, 
und wenn man nod) einige dazu thut, fo wird fie ein Drittel 
der Kammer bilden. Manche Sommiffionen, obfchon fie nur 
einen einzigen Suriften in ſich hatten, bearbeiteten ſchon 
Recytögegenftände, und doch hatte man das Vertrauen, daß 
der Gegenſtand richtig werde bearbeitet werben. Von einer . 
Bemerkung des Abg. Duttlinger, wünfchte ich, daß er 
fie nicht gemacht hätte. Er hat gefagt, man folle die Com⸗ 
miſſion verftärfen, weil die Berantwortlichfeit fich 
leichter auf mehrere Häupter vertheile. Sch würde 
biejen Ausdruc nie gebraucht haben, denn daraus geht beis 
nahe hervor, als ob Gefahr wäre, hier feine Meinung and 
17. 
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zufprechen,, diefe ift aber nicht Yorbanden, und wenn ich und 
die Kammer die Leberzeugung haben, eine Aufrechnung ber 
Pfälzer Höfe in Antrag zu bringen, fo fürchte ich die Folgen 
nicht, und ed liegt auch dergleichen nicht in dem Charakter 
der Männer, die Apanagen beziehen. Was Salem und 
Petershauſen betrifft, fo glaube ich felbft, daß dieſe Sache 
von folcher Wichtigkeit ift, daß fie einer nähren Berathung 
bedarf, und ganz andere Berhältniffe hier herrſchen, als bei 
der höchft. einfachen Frage über. die Pfälzer Höfe. Wollen 
Sie die Angelegenheit von Salem und Peteröhaufen der 
Budgetscommiſſion nicht allein anvertrauen, fo ſchicken Sie 
zwei Mitglieber von der Apanagencommifffon dazu, Damit 
eine Bereinigung der Anfichten zu Stande kommt. Was aber 
die Pfälzer Höfe betrifft, fo handelt es ſich, da klar ift, daß 
diefe Höfe aus Domanialvermögen gefauft wurden, auch 
ber Ertrag angegeben, und von der Commiſſion nie beans 
ſtandet worben ift, wenn er auch vielleicht etwas höher bes 
rechnet werben könnte, einzig um die Frage, ob diefe Eins 
rechnung Statt finden folle, weil die Herren, die fie beziehen, 
Schon früher im Beſitz waren, ehe fie die jeßigen Apanagen 
erhielten. Daß aber diefes eine leichte Frage, und eine reine 
Geldfrage ift, die ind Budget gehört, ift Mar, und ich ers 
laube mir nur noch eine Bemerkung auf die Aeußerung des 
Abg. Merk, welcher glaubt, die Einrechnung werbe auch 
rüdwärts wirken. Dieſes muß ich beinahe bezweifeln, und 
würde es aud) den Herren, die fie beziehen, nicht übel neh» 
men, wenn fie, falls nadı drei Fahren bie Aufrechnung ent» 
ſchieden würde, erflärten, daß dasjenige ihnen gehörte, was 
fie bisher bezogen hätten. Es müßte gerade für dieſesmal 
ein folcher Vorbehalt gemacht werben, denn bie Bewilligung 
bes Jahrs 1831—33 war ohne Vorbehalt, und ed wäre alſo 
eine Ungerechtigkeit auf dieſe Periode zurückzugreifen. Endlich 
erinnere ich noch an ben Befchluß, den die Kammer im Jahr 
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1831 fapte , daß Apanagenfideicommiffe ſich zur Eiurechnuug 
in die Apanagen eignen, und die Hier Pfälzer Höfe mit 
einem Betrag von 13,000 fl. als ſolche zu betrachten feien, 

Föhrenbach: Die Budgetscommiffton wird wohl nicht: 
glauben, daß ich ihren Einfichten habe zu nahe treten wollen; ' 
und ich wäre fehr mißverftanben worden, wenn aus meiner‘ 
Rede diefer Schluß gezogen werden wollte. - Sch wollte wicht‘ 
mehr und nicht weniger fagen, als daß bei dieſer Sache 
Rechtöfragen zur Sprache fümen, die, ſchon an ſich ſchwierig, 
nicht täglich vorkommen, und’ die daher zu Töfen auch für den 
Mann vom Fache, ſuür den Nechtögelehrten und Richter, 
nicht immer Leicht iſt. Wer ſich Davon überzeugen will, braucht 
nur die Verhandlungen von 4831 zu Tefen, hat: body felbft 
anfer verehrter Herr Präfident, der daran Theil nahm, er 
klaͤrt, daß er die Entſcheidung der Frage, namentlic, in Ber 
ziehung auf Salem und Petershaufen, für eine der. ſchwierig⸗ 
ſten halte. 

Wolff fragt die Negierungscommifflon, ob man Hoffe 
nung haben- fonne, auf dem nächften Landtage ein Apana⸗ 
gengefeß vorgelegt zu erhalten. 

Staater. Winter: Auf eine folche Frage werbe ich nie 
eine Arttwort geben, denn ich weiß. nicht was im zwei Jahren 
gefchieht. Ich werde fie wenigftene in feinem Fall affirmativ 
beantworten, denn ich weiß nicht, ob wir noch ba find, und 
wenn wir nicht mehr da find, wer an unferer Stelle ift, und 
für Andere kann ich fein Verfprechen geben. Ich muß übri« 
gend noch auf etwas Anderes aufmerffam machen. Wit 
haben Ihnen auf dem vorigen Landtag ein Apanagengeſetz 
vorgelegt ; die Kammer: und die Regierung waren bamald im 
Allgemeinen einverftanden, daß die vier Pfälzer Höfe:einges 
rechnet. werben ſollen, und nur die Frage war noch nicht eute 
ſchieden, ob es für künftige Fälle anwenbbarfei, wobei wir 
behauptet haben, daß Derjenige‘,: der gegenwaͤrtig im Beſitz 
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ift, darin bleibe „ während: bie; Kammer: felbft: eine: andere 
Anficht hatte. Ganz anders hat auch. die erſte Kammer dieſen 
Paragraphen betrachtet , und aus: Rechtögründen- erflären zus 
müffen geglaubt, daß gar feine Einrechnung Statt finden 
ſolle, und. bei diefer Berfchiedenheit der Anſichten, die nicht 
zu vereinigen gewefen wären, hat bie. Regierung das Geſetz 
zuruckgenommen, unb weil fie vermuthet.hat, es werben 
auch auf. diefem. Landtage Meinungsverfchiedenheiten ent» 
ſtehen, fo hat fie feines vorgelegt. .. Ob fie Hoffuung haben: 
kann, daß. auf dem nächſten Landtage eine Uebereinſtimmung 
zu. Stande fommen werde, muß ſich aus deu Eonjuncturen: 
ergeben. le a ——— 

Wolff: Ich bedauere, daß dieſe Antwort gegeben wor⸗ 
den iſt, denn es iſt klar, daß dieſe Fragen von ſolcher Wich⸗ 
tigkeit ſind, und mit dem Apanagengeſetz ſo innig zuſammen⸗ 
hängen, daß ſie ohne dieſes nicht leicht entſchieden werden 
können, wozu jedoch auf dieſem Landtage Feine Zeit mehr 
übrig iſt. Sch würde daher im Fall der Bejahınıg meiner 
Frage baranf angetragen haben, die Sache unter Beziehung 
auf den Befchluß von 1831 auf füh beruhen zu laſſen, möchte 
übrigens Doc, unterftellen, ob nicht die Kammer die drin» 
gende Bitte ar die Regierung: ergehen laſſen will, auf dem 
nãchſten Landtage ein folched Gefeß vorzulegen. 

Buhl: Nach dem, was der Herr Regierungscommiffär 
erflärt hat, muß ich vorausfeßen, daß wenn der Antrag bes 
Abg. Wolff durchgienge, eine folche Bitte in der erften 
Kammer verworfen würde, und dann flünden wir wieber 
auf demſelben Punkt wie jeßt. Sch fehe gar fein anderes 
Mittel um aus der Sache zu fommen, als jebt zu entſchei⸗ 
den, da fie reine Budgetſache ift. Es ift nämlid) die Frage, 
ob wir 503000 fl. oder eine andere Summe als Apanage bes 
willigen, mit. Einrechnung des Ertrags ver Pfälzer Höfe, 
ober ob wir ſie ohne  Diefelben bewilligen ſollen. Diefe Frage 
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muß entfchieden werben, beſonders da feine Hoffnung geges 
ben -ift, und. gegeben werben faun, ob auf dem Fünftigen 
Landtag ein Apanagengefeß vorgelegt werben wird, unb ber 
Zuftand fo wie er jet ift, kann nicht unentfchieden bleiben. 

Finanze. v. Böckh: Der Abg. Buhl vermuthet, die 
Bitte um ein Apanagengefeß Fonnte von der erften Kammer 
verworfen werden. ch müßte mich aber fehr irren, wenn 
nicht diefe hochverehrliche Verſammlung! fchon bei einer ans 
bern Veranlaffung, nämlich bei Gelegenheit der Nachweis 
ſungen, der Bitte, um die Borlage eines Apanageſetzes auf 
dem nächften Landtage, beigetreten wäre. 

Buhl: Ich habe im Auge gehabt, daß diefer Punft in 
der erften Kammer bei dem letten Landtag verworfen worden 
ift, und es mit diefer Bitte wieder fo gehen fönnte. | 


Seht: Ber und ift ed durch manche Erinnerungen zur 
Gewohnheit geworden, immer vorauszuſetzen, es werde in 
der erſten Kemmer verworfen. 

Staatsr. Winter: Man darf es und glauben, daß und: 
nichtd erwünſchter wäre, als wenn fchon jegt ein Apanagen⸗ 
gejeb vorläge, denn wir wären nicht in der unangenehmen 
Lage, mit Ihnen hierüber verhandeln zu müffen. So wie 
wir Hoffnung haben fünnen, daß ein Geſetz zu Stande kom⸗ 
men wird, fo werden wir es vorlegen. 

Minifter v. Türkheim: Sch muß bie Bemerkung bed 
Herrn Finanzminifterd dahin beftätigen, daß, wie ich mich err 
innere, in ber erften Kammer ber Wunſch ausgefprochen 
worden ift, es möchte ein Apanagengefeb vorgelegt werden. 

Es wird hierauf nach dem Antrag des Abg. Bader bes 
ſchloſſen: | 

Diefe Frage zur neuen Berathung und Stellung von Aus 
trägen an die Budgetscommifften zuruckzuweiſen, und —— 
zu dieſem Behuf nicht zu verſtaͤrlen. 


BE. Berhanbfuigen. der; Kammer 


Zte AV. Sand fände: „Für das Yahr 1833 vie Summe 
von 2770 fl, und für das Jahr 18435 die Samm⸗ 
1. 800.52,270 fl. zu verwilligen ·· 

Finanzm. v. Böckh: Die Commiſſion hat Hinftehtfich der 
Beſoldung des Archivars ber erften Kammer bemerkt, daß 
fie.den jetzigen Zuftand der. Angelegenheiten, blos als einem 
proviforischen. betrachte „. und die Regierung ‚beireintreteuber 
Vacatur die Mittel finden: werde ‚ das angemefjene- Verhält⸗ 
niß dadurch herzuftellen, daß ber Archivar der erften Kammer: 
nicht. mehr ‚zu beziehen-habe, als der Archivar der zweiten 
Kammer. Die Vernuthung ihrer Commiſſion, daß ber ges 
genwärtige Stand blos ein vorübergehender fei, ift volllom⸗ 
men ‚gegründet, denn der Archivar der erften Kammer bezieht. 
nicht als folcher. einen Höheren Gehalt. als der Archivar der 
zweiten Kammer, fondern blos deßwegen, weil er in feiner frũ⸗ 
hern Dienereigenfchaft ſchon eine höhere Befoldung hatte, und 
weil man nicht einen Theil dieſes Gehalts auf die Penſions⸗ 
lifte feßen wollte. Die zweite Bemerfung ift, daß die Bes 
foldung ‘des Archivars der: zweiten Kammer ftatt mit 500, 
mit: 800 fl. einzutragen ſei. Dieß ift richtig, denn bie Res 
gierung hat’ der Befoldungserhöhung ihre Zuftimmung geges' 
ben, und es kann alfo keinem Anftand unterliegen. Weiter 
habe ich in Beziehung anf ben —— nichts zu 
erinneru. 

v. Tſcheppe fragt den Verichterſtatter ‚ ob für die Diäs 
tem ber Abgeordneten 4 oder 5-fl. angenommen feien. 

Nachdem v. Itzſt ein geantwortet hatte, * ka 4 fl: 
abgefehen worden‘, führt Jener fort: 

Dagegen. habe ich; mir bereits erlaubt zw proteftivem;, - und 
ich wiederhole hier diefe Proteftation. Die Verfügung won: 
23. September. 4848: feßt 5 fl: auf fo Tange feſt, bis auf 
verfaſſungsmaͤßigem Wege eine ;anberwärtige' Beſtimmung 
erfolgt ſei. Auf verfaſſungsmaͤßigem Wege . über dieſes 
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nicht anders gefchehenFönnen, als durch eine Motion in 
biefer Kammer, die von der erften Kammer hätte ange 
nominen, ' und von der Regierung mit ihrer Sanction bes 
gleitet werden müffen. Von all dem ift aber nichts gefchehen. 
In der erften Kammer wurde zwar auf dem vorigen Lands 
tage: der Segenftand in Antrag gebracht, aber nicht weiter 
verfolgt: Auf diefem Landtage ift zwar der Antrag von eini⸗ 
gen Mitgliedern’ diefer Kammern gemacht worden, allein die 
Zuftinnmung der erfien Kammer ift nicht erfolgt, und idy 
glaube audy nicht, daß felbft die Mehrheit der Kammer bes 
vechtigt waͤre, hier einen Antrag durchzuſetzen, indem es 
ſich hier um ein jus singulorum handelt. Ich bin auch ber 
Meinung, daß. eine Herabfeßung der Diäten nicht einmal 
ben weſentlichen Intereffen der Kammer entfprechen würde, 
fondern es fcheint mir eine Schlinge zü ſeyn, die die Ari⸗ 
ſtokratie der Integrität der Kammer legen will, Es ift Fein 
großes Dpfer, das die Angeftellten und Penflonäre durch 
den Verzicht auf ein Fünftel ihres Gehalts bringen. Um fo 
bebentender ift eö aber für den Gewerbömann und den Land⸗ 
mann, denn während der ganze Gehalt des Befoldeten fort⸗ 
geht, und fein Stellvertreter vom. Staat bezahlt wird, 
bringt. der Land⸗ oder Gewerbsmann, wenn er auch in der 
Refidenz mit feinen Diäten reicht, zu Haus ein großes Opfer. 
Es wird auch die freie Wahl dadurch gehindert werden, ins 
dem dieß am Ende bahin führte, daß blos Angeftellte und 
Reiche in die Kannmer kommen Könnten, während ein mit 
Intelligenz und Bürgerfinn aber mir mäßigen Glücksgütern 
begabter Mann demiBertrauen feiner Mitbürger nicht wohl 
entſprechen Fönnte. Einen Zuſtand aber, wornach blos Reiche 
und Angeftellte in der Kammer ſeyn koͤnnten, werben Sie, 
meine: Herren, ferbft nidyt wunſchen. Indem ich alſo ben 
früheren: Befchluß dev Kammer nicht" als; Kammerbeſchluß 
anerkennen kaun, kann ich. ich nicht anders’ als die Proteſta⸗ 
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tion, bie ich mir ſchon vor längerer Zeit erfaubt habe, aber: 
damals. eigentlidy daran verhindert wurde, zu wiederholen, 
und trage nun barauf an, daß die Diäten auf 5 fl. zu bes 
ftehen haben, dabei aber Jedem frei gelaffen werde, nad 
Maßgabe feines Patriotismus ein Opfer zu bringen, 

Aſchbach: Sch theile ganz die Meinung des Abg. vom 
Ticheppe Die Kammer von 41831 hat in ihrem warmen: 
Eifer, wo möglich überall dem fteuerbelafteten Volk eine 
Erleichterung zu verfchaffen, auf den Antrag unferer Bud⸗ 
getscommiffion einen Befchluß gefaßt, wodurch bie Diäten 
von 5 fl. auf 4 fl. herabgefegt wurden, und nach diefem 
Fuße fehen wir: num die Berechnung gemacht. Wenn aber: 
auch damals dieſer Befchluß einftimmig in der Kammer ges 
faßt wurde, fo dürfen wir jeßt Doch nicht überfehen, daß die: 
Beftimmung, welcje die Diäten. der Abgeordneten auf 5 fl. 
feftfegt, ‚eine gefebßliche war, indem die Wahlordnung: 
ſolche am Schluffe, ‚und zwar auf fo lange feftfegt, bis 
eine andere Beftimmung im verfaffungsmäßigen 
Wege erfolgt, und die Wahlordnung muß dod) ald integris 
render Theil unferer Berfaffung betrachtet werden. Nun ift 
Ihnen gewiß. erinnerlich, daß der fragliche Beichluß nicht 
auf verfafjungsmäßigem Wege entftanden ift, denn abgefehen 
davon, daß die Sache nicht in den Abtheilungen berathen, 
fondern gewifjermaßen improvifirt wurde, hat unfer Beſchluß 
nicht die Zuftimmung in der erften Kammer erhalten, fondern 
es hat vielmehr die erfte Rammer feierlich dagegen proteſtirt und 
erflärt, daß fie fich nurim Wege des Verzichts auf diefem Lands 
tage die Herabfeßung gefallen Iaffen könne. Das Einverftänd- 
niß der andern Kammer ift aber doch gewiß nothwendig, 
ben hier handelt es ſich nicht um eine wechfelnde Poſition, 
fonbern von einer -Berfaffungsfrage, . und von einem in ber 
Verfaſſung oder einem: Theile der Verfaſſungsgeſetze feſt be⸗ 
ſtimmten Sag. Wenn ja nur von Herabſetzung gewöhnlicher 
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Karen. und Diäten’ die Rebe ift, fo it fchon ber Weg der 
Gefeßgebung nothiwendig, und hier über. einen fo wichtigen 
Punkt, ber in das Leben der Berfaffung eingreift, und von 
dem ed abhängt, ob eine vollfiändige oder freifiunige Res 
präfentation beftehen kann, bier foll durch einen improvifirs 
ten Befchluß, ben oft ein zu warmer Eifer eingiebt, ent⸗ 
fihieben werden? Der Befchluß der vorigen Kammer wird 
alfo die Wirkung eined Gefeges nicht haben können, Will 
man ihn aber aus dem Standpunkt ded Verzichts bes 
trachten, fo können Verzichte nie weiter geben, als auf bie 
Perjon des Verzichtleiftenden, unb dem Dritten kann dadurch 
nichts geboten werden. Es kann alfo ſchon für ein Viertel 
unferer Mitglieder bie neu gewählt wurden, von einem fort⸗ 
währenden Berzicht gar nicht die Rede ſeyn. Die Frage, ob 
es zwedmäßig fei, die Diäten herabzufegen, was ic) aus 
ben Gründen des Abg. v. Tſcheppe fehr bezweifle, fann 
alfo nur im Wege der Gefeßgebung erledigt werden, was 
entweber jetzt noch gefchehen, oder dem nädhften Landtage 
vorbehalten werben müßte. Ich trage daher darauf an, die 
Poſition ohne Rückſicht auf die Diätenherabfetung zu bes 
willigen, ober aber diefelbe um ein weiteres Fünftel zu ers 
höhen. Sie werben übrigens überzeugt fegn, daß mich hiers - 
bei Feine jelbftfüchtigen Abfichten leiten, denn id) trete mit 
biefer Periode aus. Was mic bewogen hat, ift lediglich 
das Öffentliche Intereffe, denn meine Meinung ift, daß eine 
wahre Nationalrepräfentation, eine Repräfentation aller 
Bolföintereffen nicht Statt finden fünne, wenn die Abge⸗ 
ordneten Feine oder unzulängliche Diäten beziehen. Es würde 
fi) alddann eine, Nepräfentation der großen Vermögens 
befiger bilden, mas wir ſchon aus dem Beifpiel von Frank 
reich ſehen. Auch ift die Herabfegung der Diäten anf einen 
fümmerlichen Betrag, ein unglüdliches juste milien, das 
schlimmer iſt, als gar keine Diäten, deun ed bringtjpatrio« 


EB Berhaitdhingen deli Kammer⸗ 
tifche Männer: in die traurige Alternative, entweder mit 
Hinbli auf die Familie ganz weg zu bleiben, oder aber auf 
Koſten der Familie Opfer zu bringen, - oder auch auf vem 
Landtage ein befchränftes, der Würde ihres Standes m. 
ans nicht angemeſſenes Leben zu führen. 

Finanzm. v. Böckh: Die Sache ift einfach, und Sie 
werden wohl: ſelbſt ermeffen, daß es am Zweckmaäßigſten 
feyn dürfte, den Befhluß zu faſſen, den Diätenſatz um ein 
Fünftel zu erhöhen, -alfo noch 6500’ fl. weiter aufzunehmen. 
Sch fage, die Sache iſt einfach, was den Rechtspunkt be⸗ 
trifft. Die Diäten find- in gefeßlichem Wege auf 5fl. feſt⸗ 
gefeßt worden; die Regierung hat Feine’ Herabſetzung in 
Antrag gebracht,‘ und die Kammer hat Feine genehmigt ‚ und 
fo gkaube ich‘, - daß fie rechtlich noch: auf 5 fl. ftehen. Die 
Regierung kann aber die Kammer‘, fie kann die Mehr: 
heit der Kammer, fie Fann einzelne Mitglieder derfelben 
nicht zwingen, 5 fl. anzunehmen, wenn fie mit 4 fl. zufries 
den feyn wollen. Die erfte Kammer hat erflärt, fie wolle 
für diefen Landtag mit 4 fl. zufrieden fegn. Was von Ihnen 
gefchehen ift, weiß ich nicht, allein ich glaube, Sie haben 
auch nur 4 fl. bezogen, und wenn Fünftig die Kammermits 
glieder auch nur 4 fl. beziehen wollen, fo Fann fie die Re⸗ 
gierung nicht anhalten, mehr zu nehmen, Ich wiederhole 
Ihnen aber nochmals, daß die Diäten rechtlich gegenwärtig 
auf 5 fl. fiehen, und in Beziehung auf diefes Rechtsver⸗ 
bältniß find fie wirklich mit 5 fl. anzufegen, der Ertrag ift 
daher um 6500 fl. zu erhöhen, | 

Winter v. H: In Beziehung auf die Diätenfache bir 
ich ganz mit den Abg. Aſchbach und v. Tſcheppe einver 
ftanden. Es ift befannt, daß im Jahr 1831 eine Motion 
auf Herabfegung der Diäten überhaupt in der erften Rammer 
gemacht wurde, aber eben fo bekannt, welchen wiberwär« 
tigen und wibrigen Eindruck-biefe Motion im Vollk machte. 
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Die öffentliche Meinung hat fich darüber ausgefprochen‘, 
und und handgreiflic; angedeutet, wohin fie glaube, daß 
diefer Antrag, wenn man ihm Folge gäbe, führen würbe. 
Es wäre der Anfang, oder noch beffer ein neues Mittel, der 
Geldariftofratie eine noch größere Macht in.der Kammer zu 
verfchaffen. Wenn wir durd) die Herabfeßung.ber Diäten 
auch nur eine freie Wahl in diefe Kammer verhinderten, 
ſo waͤre ſchon diefes an und für ſich ein Grund, einen folchen 
Antrag abzumeifen, und bei bem Gefeß zu bleiben. Da nun 
das Gefeb bis jegt nicht auf einem verfaffungsmäßigen Wege 
abgeändert worben ift, fo habe ich die Anficht der Redner 
vor mir. und des Herrn Kinanzminifterö, daß jedem Mit⸗ 
gliede überlaffen bleiben müſſe, 5 fl. zu beziehen. Will 
Semand einen Theil davon zu irgend einem ‚guten Zwecke 
verwenden, fo ift bieß Privatfache, und er kann fich nicht 
von andern Mitgliedern dazu beftimmen laſſen. Ich nehme 
alfo die Aeußerung des Herrn Finanzminifterd als Antrag 
auf, und bitte die Kammer, diefem Antrag beizutreten. 


Minifter v. Türfheim: Es wird faum einer Erinnerung 
bedürfen, daß ein Antrag, welcher in einer andern Sammer 
geftelt wurde, von diefem Sig aus nicht erläutert oder 
vertheidigt werden kann. Ich bemerfe dieß nur, fo fern von 
widrigen Eindrücen und des Aneſpruchs der öffentlichen 
Meinung die Rede war. 


Welcker: Da dieſe Sache in der Öffentlichen Sitzung 
von drei achtbaren Collegen zur Sprache gebracht wurde, 
fo halte ich für gut, um irgend ein Mißverftändniß zu bes 
feitigen, noch einige Worte hinzuzufügen. Sch halte es auch 
auf jeden Hall für eine Ehrenfache, daß, nachdem bie erfte 
Kammer definitiv. erklärt.hat, auf dem naͤchſten Landtag 
werde fie ben vollen Diätenbetrag von 5 fl. nehmen, es eine 
durchaus unehrenvolle und nicht: aufländige. Stellung wäre, 


* 
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durch ein Geſetz die Diäten der Abgeordneten der | zweiten 
Kammer auf 4 fl. zu feßen. Ein zweiter Grund ift ber, weil 
man glauben fönnte, es wäre ber Anſatz von 5 fl. für Die 
Diäten zu hoch. Ich erinnere daran, daß in Kurheſſen die 


‚Diäten 9 fl. betragen, was wir niemals wünfchen werden, 


allein. man geht anderwärts davon aus, daß diefer Betrag 
nicht zu groß fei, denn ein Rath bezieht eine Diät von 6 fl. 
täglich, und der Abgordnete fteht wohl nicht in einem unters 
‚geordneten geringeren Verhältniß. Jeder weiß auch, daß bie 
Abgeordneten, fo Tange fie hier find, in der Regel mit Diefen 
4 fl. und auch nicht. mit 5 fl. die Koften beftreiten können, 
abgeſehen von Denjenigen, die noch. bedeutende Einfünfte 
dadurch verlieren, was bei fehr Vielen aus dem Stande der 
Gutsbeſitzer, der Gewerb⸗ und Handeltreibenden, wie ber 
Gelehrten der. Fall if. Das ganze Berhältniß bringt es 
ſchon mit ſich, und die nothwendigen Reifen’ zu der Familie 
find ebenfalls in Auſchlag zu bringen. Sodann kann ich nad) 
meinem Billigkeits⸗ und NRechtögefühl nicht umbin „.' der 
Kammer zur Beherzigung zu geben, daß eine gewifle Un⸗ 
gleichheit und Ungerechtigkeit in der Kammer felbft Statt 
findet. Jeder Abgeoronete, als folcher, wird nicht blos mit 
einer Reihe von Forderungen zu wohlthätigen Zwecken in 
Anfpruch genommen, wie nicht andere Beamte oder Privat; 
perfonen, fondern das Verhäftniß des Abgeordneten, ale 
folcher, bringt eine Reihe von Ausgaben mit fih, fo daß 
diejenigen Abgeordneten, die hier wohnen, eine bedeutende 
Einbuße erleiden. So viel ich nun weiß, erhalten nach einem 
Diätenregulativ, Beamte, die an ihrem Wohnort ein Com⸗ 
mifjorium erhalten, verhältnißimäßige Procente, und mein 
Billigfeirögefühl bringt es mit ſich, den Antrag aufdie Aus 
wendung dieſes Grundfabes auch auf- die ‚hier wohnenden 
Abgeordneten zu ftellen. | 

Rutſchmann, Goll und andere in: Garleruhe woh⸗ 
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nende- Abgeordnete widerfeßen fich diefem Antrag, wor 
gegen folchen mehrere andere Mitglieder unterftügen. 
Merk: Ich bin inderfelben Lage, wie der Abg. Aſchbach, 
daß ich nicht für meine eigene Perfon ſpreche. Wenn ich 
aber auch felbft betheiligt dabei wäre, fo würde mich dieſes 
doch nicht abhalten, frei meine Ueberzeugung auszuſprechen. 
Ich fage deshalb auch, daß der Befchluß der Kammer vom 
Jahr 1831 im Lande feinen guten Auflang fand, denn fo 
viel politifchen Takt hat das Volk fchon, daß ed merkt, was 
die Sache für Folgen habe, und es hat ſich deshalb auch die 
allgemeine Stimme dagegen ausgeſprochen, befonderd in 
neuerer Zeit, wo gewifle Blätter abermals prebigen, man 
müffe die Diäten den Abgeorbneten noch mehr herabfegen. 
Was den Rechtspunkt betrifft, fo ift es eine ausgemachte 
Sache. Die Kammer kann für ihre Sigung verzichten, allein 
6108 im Wege der Gefegebung auch für die folgenden, und 
fo ift ed ein Gebot des Rechts, daß die Diäten für die fünftige 
Kammer in dem Maß aufgenommen werden, wie fie ein 
Theil der Verfaffung, nämlid) die Wahlordnung, feſtſetzt. 
Buhl: Sch gebe die Richtigkeit der Bemerkung des Herrn 
Finanzminifters zu, daß rechtlich die Diäten auf 5 fl. ftehen, 
weil das Wahlgefeß nicht abgeändert ift, und bie Herab⸗ 
feßung auf 4 fl. eigentlich anf feinem fürmlichen Gefeb bes 
ruht, allein in gewiffer Hinficht glaube ich doch, daß man 
auch fagen Fönnte, es fei gefelich, weil das Budget auch 
ein Gefeß, nämlich das Finanzgefeß ift. Abgefehen aber 
Davon, glaube ich, daß die Gefahren, wovon der Abg. v. 
Tfcheppe und andere Mitglieder gefprochen, nicht vorhans 
ben find. Sch fehe mehr Gefahr dabei, wenn eine Diät von 
den Ständen bezogen wird, die mehr beträgt, ald die Aus⸗ 
gaben betragen, oder mehr, als die Koften auf dem Landtage 
zu beflreiten, und da glaube ich, daß 4 fl. hinreichend find, 
um diejenigen Ausgaben zu decken, bie eigentlich als Koften 
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u — ſind. Die beſonderen Anſpruche, die an die 
Abgeordneten gemacht werden, kann man meiner Auſicht nach 
nicht in Rechnung bringen. Man ſpricht ſo viel von der 
Geldariſtokratie und: von ihrer Macht, die ſchaͤdlich einwirken 
Tonne, allein ich habe ſchou mehrmals geſagt, daß in unferem 
Land diefe Macht nicht um ſich greifen köͤnne, denn es giebt 
keine Geldariſtokraten, oder wenig Leute im Land, vor deren 
Geldmacht man ſich zu fürchten hätte. Bei uns iſt das Ver⸗ 
mögen ſo ziemlich gleich vertheilt, und kein großes Ueberge⸗ 
‚wicht vorhanden. Bei hohen Diäten ſehe ich aber die entge⸗ 
gengeſetzte mögliche Gefahr, daß Leute gerade um dieſer 
Diäten. willen ſich bemühen, in die Kammer zu kommen, und 
meine Meinung. ift die, daß Diejenigen, die des Geldes wegen 
biefes thun, nicht die veinfte Abficht für ‚die Sache felbft 
haben. Sch glaube, daß vielleicht eine Gefahr Die andere 
ausgleicht, die Gefahr nämlich, daß bei hohen Diäten Uw 
berufene fich in die Kammer drängen möchten, und bei nie 
deren fich Semand abjchreden laſſen könnte, in dieſelbe zu 
treten, weil-er glaubt, Schaden zu haben, Ob aber Der⸗ 
jenige, der fo genau den Schaden beredynet, ein wahrer Ab» 
‚geordneter ift, laſſe ich dahin geftellt feyn, glaube aber im 
Uebrigen, daß die wahre Kraft der Kammer der Abgeordne⸗ 
sen darin beſteht, daß audy gar feine Spur vorhanden iſt, 
als ob Sntereffe dabei im Spiel fegn Fönnte, und wenn wir 
Sparfamfeit auf der-andern Seite von der Regierung for⸗ 
dern, fo-wirb unfer größter Hebel darin > oo wir 
bei uns felbft anfangen. 

Lauer und Regenauer erklären ſich mit Zn. bg. 
Buhl einverftanben, 
v. Stein: In dieſer Kammer darf ſich Jeder frei aus⸗ 
ſprechen. Ich mache davon häufig Gebrauch und auch jetzt, 
hätte aber gewunſcht, daß dieſer Gegenſtand gar nicht, am 
wenigſten aber ju einer öffentlichen Sitzung zur Sprache ge⸗ 


LXXMII. Sitzung v. 8. October 1833. 273 


fommen wäre. Der Abg. v. Tfcheppe hat geglaubt, der 
Antrag der Herabſetzung der Diät auf fl. verrathe eine aris 
ftofratifche Gefinnung , allein mich, ber ich als Berichters 
ftatter den Antrag geftellt habe, wird diefer Vorwurf ſchwer⸗ 
lich treffen, dern der Abg. v. Tſcheppe kennt mich zu gut, 
als daß er bei mir auch nur einen Funken von diefen Geſin⸗ 
nungen voraudfegen fonnte. Es wäre übrigens, meiner Ue⸗ 
berzeugung nach, fehr zu bedauern, wenn ein Gulden Diät 
mehr oder weniger bie Geſinnungen der Abgeordneten, bie 
Gefinnungen der Wähler und des Volks veränderte, wenn 
dadurch der Liberalismus oder das Gefühl für Freiheit bes 
dingt wäre. Wenn ed damit abgemacht ift, einen Gulden mehr 
Diäten zu beziehen, dann Fönnte ich es beinahe erfparen, 
fertter hierher'zu gehen. Sch habe im Jahr 4834 aus Auf 
trag der Budgetscommiffion den Antrag auf die Herabfegung 
geftellt,, und die Kammer hat ihm einftimmig angenommen. 
Es fann ein ſolcher Beichluß allerdings, wie der Abg. Merk 
richtig angeführt hat, nur auf eine Periode wirken, und er 
hat num auch für diefe Periode gewirkt. Wenn demnach der 
von ber Budgetöcommiffion in Antrag gebrachte Sag ange» 
nommen würde, fo fann er auch nur auf ben fünftigen Land⸗ 
tag Bezug haben. ch fehe nun zwar, baß die Regierung 
geneigt iſt, dad Fehlende zu 5 fl. zugufegen, weil überhaupt 
bie Regierung den Grundfaß hat und vernünftigermeife haben 
muß, die zur Bewilligung in Antrag gebrachten Mittel nicht 
zu nieber zu fielen, allein ich werbe gleichwohl beim Antrag 
des Herrn Finanzminiſters nicht beiftimmen. 

Finanzm. 0. Böckh: Sch muß wiederholt bemerken, daß 
ed wirflich ein Verfehen von mir war, 4 fl. ftatt Sfl, in das 
Bußget aufzunehmen. Wollen Sie bei dem naͤchſten Land⸗ 
tage auf eitten oder auf zwei Gulden verzichten, fo kaun es 
natürlich die Regierung nicht hindern. 


Bader: Was bie Diäten betrifft, fo bin ich; ber Meinung, 
1893, II. 8, Yrot, 186 Heft 48 
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daß man gar keinen Beſchluß faſſen, ſondern die gegenwär⸗ 
tige Kammer: dem Beſchluß von 1831 dadurch Folge geben 
ſollte, daß fie ſich bei vier Gulden begnügt, und der Kammer 
aberläßt, was ſie thun will. Auf. gefeslichem Wege ift die 
Suche: nicht geändert, und darum wird fie statu quo bleiben, 
bis eine Abändernug erfolgt. Sch bringe aber noch einen ans 
‚Deren Gegenftand: zur Sprache, indem idy darauf antrage, 
Die beiden, auf Geite 10 des Berichts ausgefprochenen, 
MBünfche der Commiffion zur förinlichen Kammerbeſchlüſſen 
zu erheben, Die Nachtheile, die daraus hervorgehen, wein 
der Landtag zu riner fo ungelegenen Zeit, wie Der gegens 
wärtige, begonnen. wird, find Shnen Allen wohl bekannt. 
Die Landwirthe' müffen fich gerade in der Zeit von ihrem 
Hausweſen trennen, wo die größeren Arbeiten vor ſich gehen, 
und fie- am nothmendigften zu Haufe wären. 
Dieſelben Nachtheile hat es auch, wenn ein Laudtag zu 
ange Dauert, weil auf demſelben, neben den gewöhnlichen 
‚Gefchäften, noch umfaffende Gefeße berathen werden. Es 
„werben dadurch die Abgeordneten zu lange von ihrem häus—⸗ 
lichen Beruf abgehalten, und auch in ben Gefchäften der 
‚Negierung entfteht eine gemwiffe Stodung, weßhalb ich 
‚meinen Antrag wiederhole, daß die Kammer die von der 
Commiſſion ausgefprochenen Wünfche zu fürmlichen Bes 
ſchlüſſen erheben möge. . 
Finanzm. v. Böckh: Der Abg. Bader ift auf einen 
andern Gegenſtand übergegangen, allein es ift nothwendig, 
daß über den in Frage ftehenden eine Entfcheidung gefaßt 
werde, Denn wenn der Etatsſatz unverändert bleibt, fo kann 
Die Regierung dein Abgeordneten am nächften Landtage nur 
4 fl! Diäten bezahlen laſſen. 
53 Krdkl:. Sn Beziehung auf bie Diäten der. Abgeordneten 
bin ich mit der Anſicht des Abg. Bu hl.einverftanden,, ber fo 
‚ausführlich und gruudlich Die Sadje-beitiichtel hat, daß ich 
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nicht mehr viel für den Antrag zu fprechen habe, den ic) 
machen wollte. Sch anerkenne, daß die Mitglieder diefer 
Kammer verfaffungsmäßig 5 fl, fordern können, allein eben 
fo fehr muß id) anerkennen, daß der Befcluß der Kammer 
von 18341 eine große Freude im Lande erregt hat. Man hat 
gefagt und anerfannt, daß die Kammer, von dem Grundfag 
durchdrungen, überall zu fparen, wo ed nur möglich üft, zus 
erft an fich felbft anfange. Daß ed möglid) ift, mit dem her⸗ 
abgefegten Betrag in Karlsruhe zu leben, daran können wir 
nicht mehr zweifeln, denn id) werigftend habe es erfahren. 
Die Beforgniß des Abg. v. Tſcheppe, daß am Ende nur 
Reiche und Angeftellte in die Kammer kommen könnten, kann 
ich nicht theilen. 

Was den erſten Punkt wegen der Geldariſtotratie betrifft, 
ſo iſt derſelbe bereits widerlegt, und was den zweiten Punkt 
wegen der Angeſtellten betrifft, ſo haben die Miniſterial⸗ 
reſcripte bewieſen, daß die Mitglieder, die ſie erhielten, nicht 
immer diejenigen find, die den Anträgen der Regierung bei⸗ 
fällig entgegen kommen. Ich fehe alfo feinen Grund. ein, 
warum die Angeitellten fic) deshalb vermehren follten, und 
ftimme für 4 fl. 

Sander: Ich muß zuwörberft erklären, daß ich von ber 
Freude, die das Land über die Herabfeßung ber Diäten 
zeigte, nichts weiß, und eben fo wenig von einer Beftürzung, 
die deshalb geherricht hätte. Das Volk blieb fo ziemlich 
gleichgültig. Die Frage aber, die jeßt in einer öffentlichen 
Sitzung, und, meiner Anficht nach, mit Recht angeregt wurde, 
ift allerdings fchon entfchieden. Es ift anerfannt und auch 
nicht zu zweifeln, daß die Abgeorbnieten der jeßigen Kammer 
und ber fünftigen, dad Recht haben, eine Diät von 5 fl. zu 
fordern. Man wirb freilidy Senem, der dies thun wird, 
einen Vorwurf machen, er thue es aus perfünlichen: In⸗ 
serefle, befonderd wenn er zu Denjenigen gehört, die auf 

18. 


276 Verhandlungen der II. Kammer. 


dem nächſten Landtage wieder erſcheinen, allein für einen 
Abgeordneten giebt es noch einen gefährlicheren Eigeunusß, 
anf eine Beförderung, Befoldungszulage und Gnadenbezeu⸗ 
gung. Das ift nicht zu fürchten, daß der Eigennuß hinffcht- 
fich eines Guldens fo groß ſeyn werde, daß fich Jemand das 
Durch angetrieben fühlen könnte, fich in die Kammer zu 
melden, denn der Vortheil von diefem Gulden ift nicht groß, 
und die Erfparniß wird nicht bedeutend feyır, während anderer 
Seits die Herabfeßung der Diäten wenigfteng für Diejenigen, 
bie von der Reſidenz weit entfernt wohnen, womit größere 
Koften und Ausgaben verbunden find, als in der Nähe, nicht 
fo leicht hingenommen werden Fünnte. Man wird auch nicht 
Einen im Lande finden, der deshalb fich nur um die Abges 
ordnetenſtelle bewirbt, weil 5 fl. bezahlt werden. Ich glaube 
‘aber, daß die Frage, wenn fie allgemein betrachtet wird, 
von der politifchen Seite aus zu Gunften der höheren Diäten 
zu entfcheiden ift. In England und Frankreich ift längft 
som Bolf ausgefprochen, daß es als ein Mangel der Ber: 
Fafjung und als ein Mangel der Parlamente betrachtet wird, 
daß Feine Diäten bezahlt werben, denn dort ift dadurch, daß 
feine Diäten gegeben werden, die Unabhängigkeit der Kammer 
nicht geftiegen,, ſondern man hat fie für bedroht erachtet. 

- Wenn man nun die Meinung hätte, daß durch Herabs 
feßung der Diäten eine vieleicht größere Unabhängigkeit der 
Kammer erreicht oder eine größere Vorliebe des Volks für eine 
folche Kanımer gewonnen würbe, dann müßte diefe immer 
mehr fteigen, je niedriger die Diäten wären, und fo fäme 
man darauf, gar feine Diäten zu bewilligen. Alsdann wäre 
bie Liebe bed Volks und die Unabhängigkeit der Kammer auf 
das Höchfte geftellt. Es ift aber auerkannt, und man hat ed 
auch bei und gefehen, daß dem nicht fo if. Die Abgeord» 
neten. find ihrer Stellung nach bei und in Baden, wo ber 
Reichthum eine feltene Erfcheinung ift, nothweudig aus der 
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Zahl Derjenigen zu wählen, deren Mittel nicht: fehr groß 
find, uud die fid) eher in befchränften VDermögensumftänden 
befinden. Wird ihnen nun zugemuthet, füch iu bie Nefidenz 
zu begeben, jo fordert dieß jchon bei Vielen Audgaben, die fie: 
zu Haus gar nicht haben, und dann oft noch zu Haus Ver⸗ 
[uft erleiden. Es erfordern befonders die vielen Unterſtützun⸗ 
gen einen folchen bedeutenden Aufwand, daß man gar nicht 
jagen fan, man könnne mit 4 fl. ausfommen, und eben fo 
wenig, man fünne mit 5 fl. oder 6 fl, reichen. Darüber läßt 
fich feine beftimmte Greuze zieben, allein da das Geſetz eis 
mal eine gezogen hat, fo hätte man dabei bfeiben follen. Je— 
benfalls fann man fich, wenn man eine Grenze ziehen wilk, 
an die Diäten der Staatödiener halten, und da muß es mie 
doch auffallen, daß, wenn ich hieher ald Abgeordneter ges 
ſchickt werde 4 fl. Diäten beziehe, während, wenn ed der Re’ 
gierung gefällig ift, mir als Staatsdiener ein ausmärtiges 
Gefchäft anzuvertrauen, ich 6 fl. erhalte. ch fehe nicht ein, 
warum in diefer Beziehung der Abgeordnete, der für das 
Pohl des Landes feine Dienfte leiftet, ein bei Weitem ges 
ringer"geftellter Mann ſeyn folle, ald ein eigentlicher Staatd« 
Diener, ůnd ich glaube nun, ohne Anftand und ohne Beforgniß, 
ed möchte mir Eigennug unterlegt werden, bafür flunmen 
zu fonnen, daß ber Antrag des Abg. v. Tſcheppe anzu⸗ 
nehmen ſei. Es ift von der jeßigen Kammer die. Diät mit 
4 fl. bezogen worden, und es wird vielleicht nicht Einer feyn, 
der eine Nachforderung macht, und macht er fie, fo hat en 
das Necht dazu. Macht er fie nicht, fo ift es feine Sache, 
allein durch einen Bejchluß Jemand zwingen zu wollen, von 
feinem Recht und feiner Ueberzeugung Umgang su nehmen, 
fteht der Kammer nicht zu. 

Fecht: Mehrere Abgeordnete haben fic von dem Vor⸗ 
wurf des Eigennußed durch die Bemerkung zu fichern geſucht, 
daß fie bei dem nächften Landtage nach dem Loos anötreten. 


218 Berhandlungen der II. Kammer. 


Ich bin nicht in diefem Fall, ſondern bleibe nach dem Loos 
noch auf einem Landtag. Die Bundesbefchlüffe und die 
Referipte haben mic, aber fo angegriffen, daß ich, befonders 
wenn noch etwas dieſer Artnachfommen follte, fchwerlich mehr 
anf einem Landtage werde erfcheinen können. Deffen unge: 
achtet fpreche ich mich auch über diefe Sache, ohne kleinliche 
Beforgniffe zu hegen, ganz offen aus. Dieſe 5 fl, gebühren 
und von Rechtswegen, und eine Parallele zwijchen Denjes 
nigen zu ziehen, die mehr oder weniger haben, möchte ich 
weder in einer öffentlichen , noch in einer geheimen Sigung ; 
wenn aber ein Regent, und id) fage Dies ohne Schmeichelei, 
nicht blos durch die Gabe bei öffentlichem Unglück erweckt, 
fondern auch durch fein Beifpiel erhebt, fo follten audy die 
Abgeordnieten in den. Stand gefeßt werben, fich bei jedem 
öffentlichen Unglück hilfreich zu zeigen. Sind fie zu fehr 
befchränft, fo zwingt man fie am Ende Schulden zu ntachen, 
was doc; bei dem größten Patrivtismus Niemand zugemuthet 
werden kann. Darum ftimme ich für 5 fl. Will Einer folche 
dem Lande fehenfen, jo mag er es thun, wieesihm überhaupt 
überlaffen bleiben muß, darüber zu verfügen, und ich) bin 
überzeugt, daß auch Alle von ihrem Necht auf diefe Weiſe 
Gebrauch machen. Einen Antrag, wie er i. 5. 1831 geftellt 
wurde, fonnten wir nicht ablehnen. Wenn aber Einer zu 
viel hat, fo mag er zu mir fommen, und ich werde ihm dann 
vorfchlagen, diefen Gulden entweder zu Errichtung der Kleins 
finderfchule, oder zur Gründung eines Unterftüßungsfonde 
für unfere armen Schullehrerwittwen und Waiſen herzugeben. 
Das find Tropfen Waffer auf einen heißen Stein. 


Ich ftimme daher für den Antrag des Abg.v.Tfcheppe, 
und ohne daß wir eitel ſeyn wollen, fo foll doch das Publi- 
likum erfahren, wie wir unfern Gulden angewendet haben. 


Rutſchmann: Was die Diätenfrage betrifft, fo’ find 
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wir "genügend. unterrichtet, und. ich‘ hätte EN vie 
Sache wäre gar nicht vorgekommen. if 


Aſchbach: Ich glaube, man würde dem Standpunft " 
Einſicht und Cultur unfered Volfd eine fchlechte Ehre erwei 
fen, wenn wir die Beſorgniß fo hoch ſtellen wollten, als 
könnte die Diätenfpekulation durch die Erhöhung derfelben 
aufgemuntert werden. Solche Leute werden bald erfannt 
werben, und vergebend werden fie ihre eigennütsigen Umtriebe 
machen. Was aber die Bemerfung eines andern Mitglieds 
betrifft, daß er gegen eine Erhöhung durchaus ſtimmen werde, 
fo glaube ich, daß dieſes Feine Folge haben fünnte, ja nicht 
einmal, wenn auch die Kammer dagegen ftimmt, Es beftcht 
ein Gefeß, wonach verfaffungsmäßig die Diäten 5 fl. be; 
tragen, und von diefem kann nicht abgewichen werben. ‚Die 
Megierung und wir find an diefed Gefeß gebunden, und die 
Folge wäre, daß eine Veberfchreitung von ber Regierung 
gerechtfertigt werden müßte. Die Negierung wäre nicht ein⸗ 
mal berechtigt, auf dem nächſten Landtage die geminderten 
Diäten zu geben, ſondern müßte eine Ueberſchreitung 
fertigen, und die Nachzahlung des Ausfalls fordern. Ic 
glaube auch, diefe Betrachtung ift nothwendig, damit nicht 
einzelne Mitglieder irre geleitet werden, als hänge es davon 
ab, ob jet verweigert oder bewilligt werden will. 


Winter v. H.: Sch würde nicht nochmals — 
wenn nicht von einer Seite her auf eine Art geſprochen wor⸗ 
den wäre, woraus man ſchließen könnte, daß Diejenigem, 
die für den Antrag des Abg. v. Tſcheppe ſich erklärten, 
dieſes gewiſſermaſſen aus Eigennutz gethan hätten. Ich mies 
derhole aber meine Unterftüßung , und ſpreche öffentlich aus, 
daß ic) mich an das Gefeß halte, und die gefeglichen Diät 
fordere. . Was ich nicht brauche, muß mir frei ſtehen zu ver⸗ 
wenden wie ich will. Ich benrtheifeseinen Abgeordnetenimicht 
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darnach, ob er 4 fl. oder 5 fl. nimmt ,. fondern mein Maß⸗ 
ftab zur Beurtheilung ift feine Abftimmung und fein Benchs 
men überhaupt in der Kammer. Ich für meine Perfon laufe 
gewiß dabei nicht Gefahr, daß mich das badiſche Volk des— 
halb anders beurtheilen wird, als bisher, mit Ausnahme 
von ein Baar Menfchen etwa. 

Welder: Wenn es Patrietismud wäre, einen Gulden 
weniger zu\nehmen, fo würbe ich lieber vorjchlagen zwei 
Gulden weniger zu nehmen, weil wir dann noch patiotifcher 
wären. Sch halte nicht für würdig weniger zu fordern, als 
man Recht hat, wenn man diefes braucht, und eine Erhös 
hung des Etatsſatzes könnte doc, nicht umgangen werden, 
weil die erfte Kammer ſchon ausgefprochen hat, fie wolle e8 
nicht bei vier Gulden laffen. , 

Buhl: Sch war nicht der Meinung, wie der Abg. Bader 
glaubte, daß ein Gulden mehr oder weniger eine folcye Folge 
haben fünne, fondern babe im Allgemeinen ausgefprochen, 
daß dem Grundfaß, daß niedere oder gar feine Diäten eine 
einfeitige Kammer hervorbringen Fünnten, auch der andere 
Grundſatz entgegen zu ftellen fei, daß hohe Diäten daſſelbe 
zu bewirken vermöchten, und ich halte die Diät von fünf 
Gulden wirklich für etwas mehr als nothwendig ift, wobei 
freilich auch das richtig ift, daß man fie fordern kaun, weil 
dad Geſetz es ausfpricht. Der Abg. Aſchbach hat gefagt 
das Volk fei fo reif, daß es fich gleich Diejenigen merken 
werde, die aus Diätenfpechlation fi) in die Kammer dräu⸗ 
gen wollten. Dagegen habe ich zu erwiebern, daß daum auch 
bie Deforguiß Anderer ungegründet wäre, daß die Bermüd- 
gensmackt die Dberhand erbielte, denn, wenn dad Bolf 
mündig ift, fo wird es die Geldarifiofraten mit unreinen Abs 
fihten bald erkennen. 

Finanzm, v. Böcdh: Der Abg. Buhl macht dev Regie 
rung eigentich einen Borwarf darüber,. daß fie fünf Gulden 
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Diäten feftgefeßt habe, indem er fagt, es fei dieß zu viel. 
Meiner Ueberzeugung nach ift Dieß nicht der Fall. Ich glaube 
nicht, daß ein Abgeordneter , der einige Monate in der Res 
fivenz zubringen muß, an täglidy fünf Gulden etwas erfparen 
kann. 

Kröll: Ich bin überzeugt, dad fein Menſch dem Abg. 
Sander den Borwurf der Eigennüßigfeit machen wird, 
weil er für den Bezug der verfaffungsmäßigen Diäten ges 
fprodyen hat. Aber eben fo fehr bin ich auch überzeugt, daß 
feinen der Angeftellten in der Kammer der Vorwurf bed 
Eigennußed, der Beförderung, der Gnadenbezeugung und 
ber Befoldungszulage treffen wird. Sch wenigſtens glaube 
von meinen Freunden fo gekannt zu ſeyn, daß fie bei mir 
diefen Eigennuß nicht ſuchen. Der Beifall des Volks ift ers 
wiefen. Wenn aber gar feine Diäten gegeben würden, fo 
wäre ed nicyt zufrieden. Es will, daß wir Diäten erhalten, 
und bie jebigen find dem Bebürfniß entiprechend. 

Als nunmehr der Antrag des Abg.v. Tfcheppe, den 
Etarsfaß, mit Rüdficht auf den gefeßlichen Sat der Diäten 
auf fünf Gulden, um 6500 fl. zu erhöhen, zur Abſtimmung 
gebracht werben wollte, verlangten mehrere Mitglieder einen 
namentlichen Aufruf, wogegem fich jedoch andere, und nas 
mentlich die Abgeorbneten Merk und Kröll mit der Be- 
merfung widerſetzen, baß fie diefe Hebung, bie eingeführt 
werden wolle, nicht für angemeffen hielten, und es ihnen 
vorfomme, ald ob man bamit einzufchüchtern die Abficht 
habe. 

Der Praſident machte diefem Streit baburd; ein Ende, 
daß er die Frage zur Abftimmung brachte, ob namentlich 
abgeftinnmt werben fol. Nachdem diefe Frage verneint wor⸗ 
ben, wirb obiger Antrag wiederholt zur Abftimmung gebracht 
und angenommen; der Borfihlag des Abg. Welker dage⸗ 
gen, den in Garlöruhe wohnenden Deputirten einen Theil 
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der Diäten: abzureichen, auf den. von dem Abg. Mördes 
unterftüsten Antrag des Abg. Schaaff, an die 7. 
gen zur näheren Erwägung verwiefen. 

Es fommt hierauf der Antrag ded Abg. Bader zur Ber 
rathung, daß die von der Commiſſion ausgefprochenen 
Wünfche zu Beichlüffen erhoben werden möchten. 

Die MWünfche Tauten nadı Seite 10 des -Commiffionds 
berichte: 

4) „daß ber Ffünftige Landtag fruͤher, allenfalls im Februar 
beginnen, und 

2) daß die Regierung das von ihr zu erwartende Geſetz 
über Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, das Straf 
gefeßbuch, und das Gefet über das Verfahren in peinlichen 
Sachen, einem außerordentlichen Landtage vorlegen. möge. 

Mördes: Die Commiſſion hat auf Seite LO des Berichts 
ihre Meinung über die Art ausgefprochen, wie die Geſetze, 
deren Vorlage wir auf dem nächften Landtage zu erwarten 
haben, dem öffentlichen Urtheil vor der ftändifchen Bera— 
thung übergeben werden follten. Sch theile dieſen Wunſch auf 
das lebhaftefte, und dehne ihn noch dahin aus, daß gleich— 
zeitig mit diefen Entwürfen auch die Motive zur Publizität 
gebracht werden möchten. Motive, die nicht blos allgemeine 
Betrachtungen, fondern zugleich ind Einzelne der Hanprbe 
dingungen eindringende Gründe enthalten. Wenn es auch 
bei einem Gefeßbuch ftetd mehr darauf anfommt, was. für 
die Zufunft gelten fol, ald darauf, was bisher gegolten 
hat, und befonders bei dem vorliegenden Gegenftande eine 
Erſchütterung früherer Rechtsverhältniffe und Inſtitute nicht 
zu. befürchten ift, fo bleibt doch anderer Seit zu erwägen, 
der große Widerftreit, der zwifchen der bisherigen Gefeßges 
bung und der. Doctrin befteht, ein Widerftreit, der fich am 
glüdlichften durch einen gleichzeitigen. Somentar am..beften 
wird löfen laſſen. Ich überfehe dabei keineswegs den Ge— 
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ſchaͤftszuwachs für die Männer, denen die große Aufgabe zu 
Theil würde, Aber ausgeftattet mit-tiefen wiffenfchaftlichen 
Kenutniffen und Geifteögewandtheit werden fie auch dieſe 
Arbeit überwinden, und foldyergeftalt ihrem Werke einen uns 
gleich höheren Werth geben. Wer es weiß, wie oft in der 
Stellung eines einzelnen Satzes oder Worted, oft fogar in 
demjenigen, was Das Gejeß nidyt jagt, eine befondere Bes 
deutung liegt, worüber man nur Durch die Motive ind Klare 
kommen kaun, der wird den hoben Werth folcher Erfäuternuns 
gen nicht verfennen. Ich will befonders an eine große Erfahs 
rung in einen Nachbarftaate erinnern, deſſen Gefeßgebung 
nur anf diefe Art das geworden ift, was fie ift. Ich wieders 
hole alfo meinen Antrag, den an die Regierung gerichteten 
Wunfc dahin auszudehnen, daß zugleich mit dem Geſetz⸗ 
entwurf auch die Motive der Deffentlichkeit übergeben 
werben. j 

Aſchbach: Sch flimme mit dem Abg. Mördes überein, 
daß es zu einer vollitändigen Beurtheilung der vorgelegten 
Gefeße höchft wünfchenswerth ift, daß die Motive keineswegs 
nur furze Zeit vor dem Landtage, fondern eine geraume Zeit 
vor demſelben befannf gemacht werden, fo daß alle Diejenis 
gen, die im Stande find, Erfahrungen gemacht zu haben, 
oder Beruf fühlen, diefen Gegenftand einer fchärfern Beurs 
theilung zu unterwerfen, ın die Lage fommen, mit ihren 
Anfichten dem allgemeinen Intereſſe auf dem Landtage zu 
dienen. Ich habe aber auch noch den weiteren Wunſch, daß 
bei Abfaffung diefes Geſetzbuchs das Gutachten oder die 
Aeußerung der Gerichtöhöfe nicht umgangen werden möchte, 
Die Gerichtöhöfe find doch diejenigen Stellen, die durch all 
tägliche Uebung ihres Amtes einen Schat großer Erfahrun⸗ 
gen erwerben, mehr als irgend ein Mann von anderem 
Beruf. Der Theoretifer, wenn er fich auch: die tiefften Keunt⸗ 
niffe in feinem Fache erwirbt, überfieht doch. Vieles, was 
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dem Praftifer im Leben täglich vorfommt. Gefeßgebungen, 
bie nursvon Dem Pult der Tbeoretifer ausgehen, haben ſich 
ſchon häufig nicht als mwohlthätig bewährt, und darum 
wünſche ich, daß unfere Regierung die Aeußerung der Ges 
richtöhöfe und den Schaf ihrer Erfahrungen nicht verſchmä⸗ 
ben, fondern dadurch erheben möchte, daß ihnen Zeit geges 
ben wird, ihre gutächtlichen Aeußerungen abzugeben, und 
wenn diefe auch nicht fo vollitändig ausfallen follten, fo 
kann doch manches nüßliche Scherflein zu dem Ganzen beis 
getragen werden. Es follte mic, auch wundern, wenn dieſes 
nicht gefhähe, denn bereits hat, das Zuftigminifterium bei 
weniger bedeutenden Materien, z. B. bei ven Währfchafte- 
gefeß, dieſen Weg betreten, und umftändliche Gutachten 
eingefordert. Mit dieſem Zufaß unterftüge ich alfo den An⸗ 
trag des Abg. Mördes. 


Welcker: Ich unterftüge den Antrag ded Abg. Bader, 
und in gewiffer Hinficht auch die Wünſche der beiden Redner 
vor mir, wünſchte aber nicht, daß fie zu fürmfichen Bes 
fchlüffen erhoben, oder wenigftens nicht ohne eine gewiſſe 
Befchränfung dahin ausgedehnt werden. Mehr noch als der 
Wunſch des Abg. Mördes und Afchbach, liegt mir der 
Wunfc nahe, daß dad Werk der Gefeßgebung überhaupt 
nicht verfchoben werde. Was die Motive betrifft, fo ſchätzbar 
fie auch ſeyn möchten, fo halte ich doc den Wunfch für 
weniger dringend, bei dem Gedanfen, daß die Mitglieder 
der Gefeßgebungscommiffton, wenigftend theilweife, ald Abs 
geordnete oder ald Regierungsconmiffäre in diefem Saale 
fißen, und daß folchergeftalt durch die öffentlichen Berhands 
lungen die Motive zu diefem Gefeg im Laude werden bekannt 
werden. 


Was den Wunſch betrifft, daß das Geſetzbuch dem Publi⸗ 
cum und den Gerichten mitgetheilt werben möchte, jo habe 
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ich gar nichts dagegen, daß jede Bervollländigung der 
Prüfung herbeigeführt werde, "jedoch nur nicht auf Koften 
der Beſchleunigung, denn die Sache it von folder Wichtig. 
feit, daß eine weitere Verzögerung nur zu großen Nachtheis 
fen führen könnte. Sch glaube auch nicht, daß diefe Mits 
theilungen an die Gerichtähöfe, einige wenige Punfte, die 
den Mechanismus betreffen abgerechnet, fo abfolut noths 
wendig ift, zumal da wir in diefer Kammer immer mehrere 
fehr praftifche und tüchtige Gerichtehofsmitglieder verehren 
werden, wodurch alfo diefe Lücke ergänzt werden fan, Man 
kann micht annehmen, daß alle Richter fich zu der Gefetzs 
gebung eignen, und gerade diejenigen, die mehr an dem 
Öffentlichen Verhältniſſen Theil nehmen, und diefe Eigen, 
fchaften befigen, werden auch befonders in diefer Kammer 
ſeyn. Sch wünfche alfo, daß das, was da gefchehen mag, 
nicht auf Koften der Befchleunigung gefchehe. Einen anderen 
Punkt finde ich dagegen wichtiger ale diefen, daß nämlich, 
fobald ed nur immer möglich ift, der Entwurf durch den 
Drud den Gerichten und dem Publicum mitgetheilt werde, 
damit einestheild die Abgeordneten vor der Prüfung auf dem 
Landtage ſich vollftändig inftrniren können, und man andern, 
theils, fo weit es möglich ift, die öffentliche Meinung darüber 
hören kann. Sch kann nicht unterlaffen, meine Kreude dars 
über audzufprechen, daß” die Budgetscommiſſion auch jetzt 
noch den Wunſch der frühern Kammer wiederholte, daß dies 
jenigen gerichtlichen Inſtitute, bie fich da, wo fie beftehen, 
nämlich in Sränfreich und England, bewährt haben, und 
die das Volk und die Regierung vortrefflich findet, auch bei 
und eingeführt werben möchten. Es ift dieß um fo nothwen⸗ 
biger, da ber unvermeidliche Principienfampf, der Gegen 
faß der politifchen Anfichten und Meinungen, der fich in 
conftitutionellen Staaten bildet, die wiffenfchaftlichen Bes 
amtengerichte gerade in eine Lage fegt, die es Doppelt wich⸗ 
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tig macht, dieſes Inſtitut in Criminalſachen wenigſtens ins 
Leben zu führen. | 
Sander: Sch unterftüße die Anträge, die von den Abg. 
Bader, Mördes und Afchbach geftelt worden find, 
und bemerfe befonders in Beziehung auf den leßteren, daß 
ed fchon früher gut gewefen wäre, wenn die Negierung 
hinfichtlich der Geſetze ſich entfchloffen gehabt hätte, die 
Gerichtshöfe zu befragen. Wenn man Gefeße macht, fo ift 
die Meinung Desjenigen, der die früheren Geſetze aumwens 
dete, gar nicht zu. umgehen. Ins Befondere glaube ich, daß 
bei dem fraglichen Geſetze dieſe Anficht am wenigften zu 
‚umgehen ift, denn wir haben gegenwärtig, wie befaunt, 
eigentlich gar fein Gefeß darüber, weder über das Verfahren 
in Griminalfachen, noch über den materiellen Theil der 
Strafgefetgebung. Es ift in diefer Hinficht alles was wir 
haben, eine Art von Gerichtögebrauch, und darum ift ed 
dringend nothwendig, daß man jene Gerichte darum fragt, 
wie fie die Criminalgefege bisher angewendet haben, und 
ihnen nicht ein neues Geſetz giebt, das vielleicht von dem 
bisherigen fo-fehr verfchieden ift, daß fie in-Verwiclungen 
fommen müffen. Bei der Progeßordnung ift diefe Verwick— 
lung etwas eingetreten, und doch war jene auf ein Verfah— 
ren gegründet, das gemein deutfchrrechtlich ift, und von 
jedem Juriſten gekannt werden fonnte. Jetzt aber, wo das 
Sriminalverfahren auf ganz andere Grundfäße gebaut 
werden fol, als unfer jeßiges ıft, ift e8 um fo dringender 
nothwendig, und ich bemerfe daher dem Abg. Welder, 
daß, wenn ed zwar von fehr guten Nefultaten feyn wird, 
wenn auch in diefer Kammer einige Mitglieder diefer Ges 
richte find, Die zur Verbefferung der Gefeßgebung beitragen 
werden, fo muß ich doch bemerken, daß ich auf die Ber: 
befierung der Gefeßgebung in der Kammer felbft wenig 
mehr rechne. Es ift befannt, und die Lage der Berhand» 
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Iungen der Kammer bringen es auch mit fich, daß bei folchen 
Gefeßbüchern, die eine beftimmte Kenntuiß und eine eigent 
liche Wiffenfchaft erfordern, wenig mehr in den Verhand⸗ 
lungen verbefjert werden fann, allein die Gerichte können 
durch Bemerkungen über das, mas beftanden ift, und was 
der Geſetzgebungscommiſſion vielleicht nicdyt fo genau ber 
fannt war, weil fie wenig Mitglieder von Gerichten in ſich 
faßt, Manches ind Klare bringen, und ed wäre vielleicht 
eher wünſchenswerth gewefen, wenn man im die Geſetz⸗ 
gebungscommiffion gerade für dieſen Zweck einige Mitglieder 
der Gerichte gerufen hätte, denn jenes Gerichtömitglied, 
das allein darin iſt, ift von dem oberften Gerichtähof, der 
feiner Lage nach von der Verwaltung der Criminaljuſtiz am 
mwenigften Kenntniß hat, weil dort die wenigften derartigen 
Fälle vorfommen. Ein Grund weiter alfo, um bie Regierung 
aufzufordern, daß fie dad Gutachten der Geridytöhöfe in 
biefer Sache nicht umgeht. 

Merk: Die Hauptfache ift die, das Geſetzbuch mit den 
Motiven der Welt vorzulegen, und bie wiſſenſchaftliche 
Eritif darüber zu hören. Bon den Gerichten aber ein Guts 
achten zu fordern, dafür bin ich nicht, denn die Gerichte 
find nur fo befegt, daß fie Faum noch mit den laufenden Ge⸗ 
fchäften fertig werben fünnen, befonders feitbem die nene 
Prozeßordnung eingeführt worden ift. Die Erftattung eines 
jolchen Gutachtens über ein ganzes Geſetzbuch aber ift eine 
Arbeit, die. mehrere Mitglieder der Gerichte fo viel von den 
laufenden Gefchäften abziehen würde, daß fie in Stodung 
fommen müßten. Sch halte aber folche Gutachten von Seiten 
der einzelnen Mittelgerichte. auch darum nicht mehr für fo 
nothwendig, weil wir fchon fo viele Gefeßbücher von anderer 
Geite haben, und fo viele Notizen gefammelt wurden, daß 
die Quellen der Beurtheilung eines neuen Gefeßbuches ſich 
jehr vervielfältigt haben, und es nicht. mehr fo ausfieht, ale 
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were in Deutſchlaud erft begonnen werben follte, Gefeß- 
bücher zu machen, wo es denn freilich gut wäre, fo viel 
als möglich Stimmen darüber zu ſammeln. Diefe Samms 
fung ift aber ſchon geſchehen; über die allgemeinen Grund» 
fäße hat die Wiffenfchaft fich vereinigt, und ich glaube nicht, 
daß man jet wieder einen fo weitläufigen Weg betreten 
follte, indem alsdann ſchwerlich auf dem nächften Landtage 
die Vorlage diefes Geſetzbuchs erfolgen könnte. 
Geheimerreferendär Ziegler: Es werden ſich ale audges 
fprochenen Wünfche auf eine einfache Weife befriedigen laſſen, 
nämlich durch den fchnellen Drudk des Entwurfs, dem man 
dann ftatt eigends bearbeiteter Motive die Discuffionen Der 
Gefeßgebungscommiffton ebenfalls gebrudt beifügen koͤnnte. 
Es können unbedingt die. Gerichtöhöfe aufgefordert werben, 
Gutachten zu erftatten. Sie haben dann die gedrudten Diss 
euffionen vor fi, und können dann ihre Gutachten entweber 
an die Gejeßgebungscommiffion, oder, wenn es die Zeit 
nicht mehr erlauben follte, an das Staatsminiſterium eins 
ſchicken, damit fie von dort zur Kenntniß der Kammer kom⸗ 
men, denn es ift nicht zur verfennen, daß, wenn die Beras 
thung eines neuen Geſetzbuchs nicht noch zwei weitere Jahre 
fol verzögert werden, die Zeit fehr eng feyn wird. Das 
nächte Frühjahr fann die Gefeßgebungscommiffion zuſam⸗ 
mentreten, und. unaufgehalten ben Entwurf bearbeiten, wo 
wahrſcheinlich der Sommer heranrücken wird, bis der Drnd 
und die Mittheilung ans Publicum anfangen kann, und am 
Anfang des Jahre 1835 follte der Entwurf der Kammer 
vorgelegt werben. Wen übrigens der Abg. Sander glaubt, 
es feien zu wenig Mitglieder in der Gefeßgebungscommifften, 
die praftifche und theoretifche Kenntniffe in ſich vereinigten, 
fo will ich nur bemerken, daß die Mehrheit der Mitglieder 
berfelben Mitglieder von Gerichtöhöfen find oder waren. 
Mörbes: Der Herr Regierungseommiffär ſowohl als 
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der Abg. Sander haben mir 'erfpart, den Abg. Merk 
zu widerlegen. Wenn er glaubt, daß durd) die Vervielfäls 
tigung der neueften Gefesbücher die Motive zu einem neuen 
Geſetzbuch für ein fpecielled Land entbehrlich würden, fo 
muß ich Dich für irrig halten, denn ich wollte ihm Männer 
nennen, Die großen Ruf im Tegislatorifchen Fache haben, 
und fich am nachdrücklichften für den hoben Werth der Mos 
tive ausfprachen. Die Entftehungsgeichichte des Code Na- 
poleon, deſſen Werth wohl nicht beftritten wird, liefert für 
diefe Anficht, wie ich fchon oben bemerkt, einen abermaligen 
Beleg. Ich finde die Miteheilung der Motive and) nicht fo 
geitraubend und weitläufig, wie der Abg. Merk, befons 
ders wenn ed auf die Weife gefchieht, wie der Herr Regie⸗ 
rungsconmmiffär Ziegler angegeben hat. Sch verftand 
Darunter eigentlich nur eine Zufammenziehung der Protocolle, 
wie fie in der Gefeßgebungscommiffion geführt wurden, und 
kann mich daher nicht überzeugen, daß für das Geſetzgebungs⸗ 
werf felbft eine Verzögerung dadurch eintreten würbe. 

Auf die Einwendung des Abg. Sander will ich blos ans 
führen, daß die einzelnen Bemerkungen und Berichtigungen, 
die aus der Kammer felbft hervorgehen werben, jene ruhige 
umfichtige Prüfung nicht erfeßen würden, die wir von Pris 
vatarbeiten oder länger durchdachten Berichten aus der Mitte 
unferer Gerichtöhöfe erwarten dürfen, und deren wir um fo 
mehr zu wünfchen haben, je durchgreifender diel Abaͤnderun⸗ 
gen zu hoffen find, die unfer neuer Codex erhalten möge. 

Merf: Es wurde etwas widerlegt, was ic nicht gefagt - 
habe: Ä 

Aſchbach: Der Abg. Merk bezeichnet den Standpunft 
der Gerichte viel zu tief; fie erfcheinen hiernach gleichfam 
wie: eine gemeine Werfftätte, und er glaubt mit Unrecht, 
‚ daß ich volumindfe Gutachten über jeden einzelnen Fall ver⸗ 
fange: Die erfte Darftellung ift unrichtig, denn die Gerichte» 
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hoͤfe müſſen im Staat einen viel würdigeren Stand haben, 
als den einer Urtheilsfabrikz fie müſſen auch im Stande 
ſeyn, aus ihrer Tebendigen Anfchauung über die Wirfung 
der Gefete, und aus ihrer reifen Erfahrung über bie Mängel 
der Gefeßgebung, die Gefeßgebung zu berathen. Was den 
zweiten Punft betrifft, fo will ich Feine Folianten von Gut: 
achten, fondern den Gerichten nur Gelegenheit geben, ihre 
Anfichten ver Behörde mitzutheilen, und auch ihre Pflicht 
"Dazu zu erwecen, Wenn damit auch einzelne Gefchäfte in 
"eine Stockung kämen, fo ift diefer Nachkheil nicht in Anſchlag 
"zu bringen, gegen die Vortheife, die für das allgemeine In⸗ 
‚tereffe daraus erwachſen. Weberlaffen wir diefes den Gerich⸗ 
“ten felbft, und es wird fich wohl machen Taffen. "Der ganze 
"Gerichtshof wird fich nicht drei Monate lang hinfegen , und 
ſich Damit befchäftigen, fondern der Vorſtand des Gerichts 
“wird die Mitglieder wählen, die mit Licbe und Kraft fich 
An das Werf mahen, und in Kurzem was Gedeihliches 
liefern können. Er wird die Gefchäfte vertheilen, ind es 
"wird dann möglich ſeyn, im furzer Zeit ein erfreuliches Res 
Sultat zu erhalten. 


Es wird hierauf beſchloſſen: | 
4) Nach dem Antrag des Abg. Bader bie Regierung zu 
‚bitten, den Fünftigen Landtag früher einzuberufen, und die 
zu erwartenden Gefege einem. außerordentlichen Lantage vor: 
zulegen. . | 
I Nach dem Antrag. bed Abg: Mordes, mit den Geſetz⸗ 
entwürfen zugleich bie Motive, oder wenigftend ein geeignes 
ter Auszug, and. den Discuſſionen ‘der Gefeßgebungscom- 
miſſion, ‚zur, öffentlichen, Beurtheilung ‚befanut zu machen. 
3) Nach dem Antrag des Abg. A fıchib ach die Gerichte zur 
Abgabe ihros· Gutachtens recht BEER ihnen 
ie uzuſenden 13 Sud 
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Tit. V. Großh geheimes Tabimet. 


Der Commiſſions antrag anf Bewilligung ———— 

wird ohne Bemerkung angenommen. 
Tit. VI. Großh. Staatsminiſterium. 

Der Budgetſatz ‚mit jährlichen 42,900 fl. wird ohne Be⸗ 
merfung angenommen. 

Antrag auf Seite 20 des Berichts alfo lautend: | 

„Die Bitte an die hohe Regierung, auf die Aufhebung des 
‚Lehenverbandes hinzugrbeiten, abermals auszuſprechen.“ 

v. Itzſtein: Die Commiffion hat- jede Ausführung für 
unnöthig gehalten, weil fie in den Bericht vom Jahr 4831 
das Erforderlicye niedergelegt hat, weil die Verhandlungen 
barüber damals von der Art waren, daß fie volles Richtüber 
diefen Gegenftand verbreitet haben, nnd nun die Kammer fo 
unterrichtet ſeyn wird, daß fie wohl wird abſtimmen fonnen. 

Finanzm. v. Böckh: Diefer Punkt tft auch anf dem gegen: 
wärtigen Landtage ſchon vorgekommen, und bei dem Domäs 
nenetat ausführlich berathen worden. Es wurbe Damals ge- 
‚zeigt, daß von der Regierung in diefer Hinficht ſchon das 
Nothwendige gefchehen tft, fo daß es eigentlich nicht noth⸗ 
wendig ſeyn dürfte, ein eigenes Geſetz deshalb zu geben. 

Der Commiſſionsantrag wird angenommen. 

Tit. vM. Verſchiedene und außerordentliche 

Ausgaben. 

— 

„Die Summe von 7500 fl. ſie jedes der Sinanjfahe 
-1833-—1835 zu bewilligen.“ 
KFinanzm. v. Bockh: Ir dem Commmiſſionsbericht iſt be⸗ 
merkt, ich hätte auf dem letzten Landtage erklaͤrt, daß 5000 fl. 
Igenugen. Dies war der Fall; allein: dabei war keine Rück⸗ 
Acht geuommen auf die beſonderen Ausſsgaben, die die Geſretz⸗ 
gebungsrommiſſivn veraulaſſen wird. Dieſe Auſgaben haben 
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bei ihrer letzten Verſammlung 4700 fl. betragen. In der 
Vorausſetzung, daß die Gefeßgebungscommiffion in dieſem 
Sahr nicht mehr zufammen fommt, habe ich gegen ben 
Commiffionsantrag nichts zu bemerfen, indem jährlich 7500 fl. 
für beide Sahre 15,000 fl. betragen, damit wird manreichen, 
wenn die Geſetzgebungscommiſſi ion erſt das nächfte Jahr zus 
ſammen fonmt. \ 
Der Commiffionsantrag wird angenommen, 


II. Minifterien ded Großh. Haufes und der 
auswärtigen Angelegenheiten. 
Tit. I. Minifterium. i 


Antrag auf Seite 24 des Berichts, aljo lautend: 

„Für das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
bie Summe von 27,650 fl., einfchließlic, der auf 12,000 fl. 
angenommenen Befoldung und NRepräfentationsgelder des 
Minifters zu bewilligen und diefen Betrag für die beiden Fis 
nanzjahre 1833—1834 und 1834—1835 in das Budget aufs 
zunehmen, mit. Wiederholung des Wunfches auf bald thuns 
lichjte Verminderung des bei en Arie angeftellten 
Perſonales.“ 


Miniſter v. Tü kin: Da die — und An⸗ 
traͤge der Commiſſion bei dem ſpeziellen Etat des Miniſte⸗ 
riums der auswärtigen Angelegenheiten mit ber Stelle bes 
ginnen, die ich gegenwärtig zu befleiden Die Ehre habe, fo ers 
Taube ich mir bei Eröffnung dieſer Discuflion darauf aufs 

merkſam zu machen, daß ich daran feinen Theil nehmen 
werde, ungeachtet ich, was meine Perfon betrifft, mit. voll» 
kommener Ruhe und Unbefangenheit ihm anwohnen kann. 

Staater, Jolly: Die Differenz zwifchen dem Antrag der 
Regierung und dem Antrag der Commiſſion, hinſichtlich der 
für bad Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zu 
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bewilligenden Summe betrifft ausfchließlich den Bezug des 
Herrn Minifters felbft, und ich erlaube mir zuvörderſt in 
biefer Hinfichtg einige Erwiederungen auf Aeußerungen, die 
der Sommiffiondbericht enthält. Es ift auf Seite 22 gefagt, 
für die Periode von 1831 — 1833 fei nur die Summe von 
43,900 fl. gefordert worden, Das ift allerdings, jedoch nur 
in fo fern gegründet, ald man ausſchließend die legten Ver⸗ 
bandfungen, die im Jahr 1831 über das Budget Statt ges 
funden haben, ind Auge faßt. Die urfprünglichen Vorlagen 
der Regierung lauteten ſtatt auf 13,900 fl. vielmehr auf eine 
Summe von 17,197 fl., wie ©. 22 des damaligen Budget 
berichte zu erfehen ift; indem zur Zeit, wo bad Budget für 
4831 und 1832 entworfen wurde, die Ausgabe unter ber 
fraglichen Pofition wirklich fo viel betragen, oder mit andern 
Worten der bamalige Minifter die 17,197 fl. effectiv bezogen 
hat. Diefe Summe berechnete m” Be 


4) Befoldung . » . » . .0000 fl. 
2) Holz im Anfchlag von . 0 2.0. 700 fl. 
3) für Repräfentaton . x » . . . 6000 fl. 


- 4) ald Anfchlag für die freie Wohnung =. 4500 fl. 

Letzteres war ein blos durchlaufender Poften, da die 1500 fl. 
in der allgemeinen Kaffenverwaltung wieder vereinnahmt 
wurden, Der vorige Minifter wurde aber nun fpäterhin 
penfionirt, und die Stelle blieb eine Zeitlang unbefett , bis 
der jeßige Herr Minifter an feine Stelle trat. In der Sig, 
natur deffelben wurde ausgeſprochen, es folle fein Dienfts 
einfommen in 9000 fl. Befoldung und nebft dem in freier Woh⸗ 
nung beftehen. Zugleich wurde durch eine Nebenverfügung 
beftimmt, daß die früher für Repräfentation ausgeworfenen 
6000 fl, zu demfelben Zweck entrichtet werden follten. 

ALS die Sache hierauf zur Verhandlung fam, hat die da» 
malige Budgetscommiflion denjelben Antrag geftellt, den fie 
jeßt wiederholt, nämlich für die Befoldung des Herrn Mis 
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niſters / ſo wie für die freie Wohnung: und die Repraͤſen⸗ 
tation im Ganzen 12,000 fl: zu bewilligen. Die Commiſſion 
hat damals, wie jeßt, geglaubt, es müffe die freie Wohnung 
im die-9000 fl: eingeredjnet werben 5 giengen hiex'900-fl;.ab, 
fo blieben nach ihrer Rechnung noch 3000 fl. für Repräſen⸗ 
tation. In dieſer Hinficht komme ich. jedoch auf die Bemer⸗ 
kung zurück, daß ſignaturmäßig die Beſoldung in 9000 fl. 
nebſt freier Wohnung beſteht. Die Signatur iſt zu einer 
Zeit erlaſſen, wo das Budget der Kammer bereits vorgelegt 
und ſowohl in dem Vorſchlag der Regierung, als in dem 
frühern: Aufwand. die Mittel. exiſtirten, die hierin ausge⸗ 
drückte Bewilligung zu machen, Die Regierung erklärte des⸗ 
halb ſchon auf dem Landtag von 1834, es liege hierin ein 
förmlicher Rechtsanſpruch vor, der nicht beeinträchtigt wer⸗ 
den. könne. Dagegen hielt ſie für möglich, den Nepräfen- 
tationsaufwand zu vermindern, und hat. Darum auch der 
Kammer bemerkt, daß fie ihn von 6000 fl. auf 4000 fl. her⸗ 
abfegen molle. Der Beichluß der Kammer erfolgte: aber 
nicht nach. der Anficht der Regierung, ſondern ed wurden 
ſtatt 43,900 fl. nur 42,000 fl. bewilligt. Da nun 9900 fl. 
ben fignaturmäßtgen Bezug des Herrn Minifters ausmachen, 
fo.blieben nur 2400 fl: für. Reprafentatiousfoften übrig, ein 
Betrag, der: dazu fchlechthin: ungenügend war, ſo Daß der 
Herr Minifter fich: verantaßt fah, auf das Ganze zu vers 
zichten und zu bitten ,. man möge ihn von der Verbindlichkeit 
zur Repräfentation: befreien. Die Regierung hatte aber die: 
Ueberzeugung und mußte: fie haben, daß die Gewährung 
diefer Bitte: mit. der Stellung eines Minifters der ansgwärtis 
gen. Angelegenheiten durchaus wwereinbarlich fei, indem 
irgend ein Staatöbiener da, ſeyn muß, dev Die. Repräfentas 
tion übernimmt, und gerade der Minifter der answärtigen 
Angelegenheiten (ohnehin ber einzige, der bei uns zu reprä⸗ 
jentiren hat) ſich hierzu nach feinem; Dienſtverhältniß am: 
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beiten qualificirt. Die Regierung hat deshalb verlangt, daß 
derfelbe ſich diefer Verbindlichkeit unterziehe, hat aber, ihrer 
früheren Erklärung vor der Kammer getreu, die dafür noth⸗ 
wendige Summe auf 4000 fl. fefigefeßt. So fteht die Sache 
in dieſem Augenblick, und die Regierung fieht nicht ab, wie 
ed möglich ift, davon zurück zu fommen. Wenn deshalb 
©.23 des Commiffionsberichts gefagt ift, die Sommiffton müffe, 
bezweifeln, daß die geforderte Summe wirklich dem Effectivs 
etat entfpreche, jo muß id) dagegen beftätigen, daß es ſich 
allerdings fo. verhielt. Es ift dieß zwar nicht mit dem: Ber 
fchluß der Kammer von 1831 im Einklang, allein die Regie⸗ 
rung hat in Erwägung gezogen, daß fid) mit 2100 fl. wicht 
vepräfentiren lafje, und darım die Pofition um. 1900 fl. ers 
höht. 

Winterv. H.: Ich unterftüße. den Commiſſions antrag 
beſonders den Seite 24 mit Bezug auf die Ausſetzung der 
Beſoldung und der Repraͤſentationsgelder des Herrn Miuiſters 
der auswärtigen Angelegenheiten. Wenn gleich die Bud» 
getscommiffion ohnehin bei ihren Berathungen gar feine Rück, 
ficht auf Perfonen nimmt und zu. nehmeu hat, fo war es doch 
erfreulich, Daß eben Diefer Minifter felbft in. der Budgetdz, 
commiſſion die Bemerkung machte, man möge bei der Era . 
wägung dieſes Gegenftandes auf feine Perſon durchaus feine 
Rückſicht nehmen, fondern über ihn auch in feiner Gegenwart 
ganz frei berathen. Dies ift gefchehen und ich habe mich 
auch dort fchon mit gebührender Rückſicht auf die Sache auds 
gefprochen.. Die Berhältuiffe, die und dort, auseinander 
gefegt worden find, haben aber die Commiffion,, wie im Bes 
vicht auch bemerkt ift, nicht veranlaffen können, von ihrem. 
Beſchluß abzugeben. Ich habe dort ihren Antrag unterftüßt,, 
und ſcheue mich nicht, ihn auch hier zu unterſtützen. Wenn 
ic, eine. Bergleichung anſtelle zwiſchen der Befoldung, ber 
Miniſter in unferem Lande, und jenen in geoßen. Ländern, 


296 Berhandfungen der 1. Kammer: 


fo finde ich, daß hier noch viele Rüdficht genommen worden 
ift, denn ganz in der Nachbarfchaft find die Befoldungen 
wenigftens ein Drittel Fleiner, als bei ung. 

Finanzm. v. Böckh: Was die Befoldungen der Minifter 
in einem Nachbarftaat betrifft, fo ift der Abg. Winter nicht 
vollftändig unterrichtet, denn die Befoldungen in dem Nach⸗ 
barftaat, den er im Auge hat, betragen 8800 fl. nebft freier 
Wohnung, und in einem andern Nahbarftaat betragen fie 
42,000 fl. Die Commiffion hat in ihrem Bericht bemerft, 
es fei offenbar unrichtig, die 900 fl. für Wohnung berechnet 
nach der Größe der Befoldung, von den Repräfentationds 
gelvern abzuziehen. Ihre verehrliche Commiflion wendet ein 
Geſetz hieran, das fpäter ergangen ift, ald die Signatur 
des Herrn Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten. Es 
kann daher Feine Anwendung finden. Die Befoldung des 
Herrn Minifters der auswärtigen Angelegenheiten beruht auf 
einer Tandesherrlichen Signatur, und wie ich Ihnen fchon 
auf dem letzten Landtage bemerft habe, Fan die Kammer 
dem Necht des Negenten, die Befoldungen der Staatöbdiener 
zu beftimmen, Feine Schranfen ſetzen, am allerwenigften 
wenn fie innerhalb der Grenzen gegeben werden, die früher 
beobachtet wurden. Herr Staatsrath Jolly bat Ihnen 
auseinander gefeßt, daß der Minifter der auswärtigen Ans 
gelegenheiten, dem der gegenwärtige Herr Minifter folgte, 
eine weit größere Befoldung bezog. Warum follte ed alſo 
nicht in der Macht des Regenten geftanden haben, die Bes 
foldung auf 9000 fl. und freie Wohnung feft zu fegen. Auf 
diefe Befoldung hat der Herr Minifter ein klares Recht, uud 
ich bin verbunden, fie ihm auszahlen zu Lafjen, und wenn ich 
mich defjen weigerte, fo würde: ich von den Gerichten dazu 
angehalten werden koönnen und auch angehalten werben. 
Wenn alfo nur 9000 fl. in dad Budget aufgenommen werben, 
weil biefes in Zufunft die normalmäßige Summe feyn ſoll, 
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fo wäre die natürliche Folge, daß ich die Einnahme von 
900 fl., die einen Compenſationspoſten bildet, in der Eins 
nahme weglaffen müßte. Die Sache ift ſchon auf dem letzten 
Landtage klar auseinander gefeßt worden, und fie läßt ſich 
nicht klarer machen. Die Rechtöverbindlichkeiten kann man 
nicht ftreihen. Anders verhält es fid) mit andern Ausgaben, 
wo ein Mehr oder Weniger auf bloßem Ermeffen beruht. 

v. Itzſtein: Um eine Berathung abzufürzen, die nicht zu 
den angenehmen gehört, wird mir erlaubt feyn, in Beziehung 
aufdie Gründe dafür und dagegen mid) auf den Bericht von 
4831, und die damalige Discuffion zu berufen, wo auseins 
ander gefett wurde, daß die Befoldung des Herrn Minifterd 
mit 9000 fl. und 900 fl. für Wohnung, jo wie mit 4000 fl. 
Repräfentationsgeldern, wie fie und vorgelegt wurde, zu hoch 
fei. Wir haben dort nachgewiefen, daß jene 900 fl. für 
Wohnung, in Gemäßheit des damals vorgelegten Gefeßes, 
von der Beioldung abgezogen werden müſſen, daß ed nämlich 
dem Befoldungsbezieher überlaffen bleibe, aus diefer Bes 
foldung die Wohnung zu bezahlen, die auch ein anderer 
Diener bezahlt, der eine herrfchaftliche Wohnung hat, wie 
derjenige, der feine hat. Der Herr Finanzminifter fagt freis 
lich der Kammer, daß jenes Gejeß nicht zu Stande gefoms 
men fei, oder ein;fpätered® Datum habe, allein wenn ich recht 
weiß, fo ift doch die Praris, 40 pE&t. für Wohnung anzu⸗ 
nehmen, von dem Herrn Finanzminifter felbft in vielen, ja 
faft in allen Fällen in Hebung gebracht, und wir haben daher 
auch das Recht, fie auf den Herrn Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten oder überhaupt auf die neuen Minifter ans 
zuwenden. Es mwurbe im Jahr 4831 ſchon bemerft, daß 
der Herr Minifter die Befoldung patentmäßig habe. Die 
Thatfache mag richtig ſeyn, aber die Behauptung, welche 
baraud gezogen wurde, daß die Kammer nun nicht das 
Recht habe, etwas von diefer Befoldung zu ändern oder zu 
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vermindern, haben wir früher widerfprochen, und wider⸗ 
fprechen fie auch jetzt. Sch widerfpreche fie aus zwei Gründen. 

Erftend weil damals, wo der Herr Minifter augeftellt 
wurde, die Budgetperiode abgelaufen, und noch gar fein 
Credit bewilligt war, aus dem die Bejoldung bezahlt werden 
fonnte ; zweitens weil, wenn ich auch ven Saß anuehme, 
daß die Regierung das Recht habe, Befoldungen zu geben, 
doc, Sedermann zugeben wird, daß diefes in gewiffe Gräns 
zen gebannt ift, alfo nicht Die gegebenen Mittel überjchreiten 
darf. Wollte mau aber dad Gegentheil behaupten, und das 
Recht der Regierung dahin ausdehnen, daß fie ohne Rück⸗ 
ficht auf. die bewilligten Mittel, beliebige Bejoldungen aus⸗ 
'theilen könnte, fo hätte die Kammer in Zukunft immer das 
Vergnügen, das zu bewilligen, was man zufälligerweije ale 
Befoldung gegeben hat, mag nun diefe Befoldung eine 
Ctatsüberfchreitung und viel zu hoch. fegn-oder nicht, mag 
fie nun zehn oder 20 Perfonen betreffen. Das wäre, wenn 
der Grundſatz wahr feyn könnte, daffelbe, wir müßten es 
eben bewilligen, weil der Herr Minifter uns fagt, der 
Regent habe diefe Befoldungen ſchon im Patent gegeben; 
bieß würde die Bewilligung der Kammer zu nichts machen, 
und das wird die Negierung nicht wollen, und die Kammer 
nicht zugeben. Uebrigens hat gerade deßwegen, weil Die Bes 
joldungsertheilung für den Herrn Minifter in die Finanzs 
periode fiel, wofür der Gredit noch zu bewilligen war, und 
worüber Eröffuungen in der Commiſſion und in der Kammer 
Statt fanden, die Idee und die einftimmige Meinung in der 
Commiſſion, die auch nachher in der Kammer angenommen 
wurde, geherrſcht, daß die Befoldung des Herrn Miniftere 
mit 9000 fl. zu. hoch fei, daß man überhaupt von der Ans 
ſicht ausgehe, die Befoldungen dev. Minifter nicht mehr auf 
9000 fl. zu feßen, und eben deßhalb auch. bier bei. dem 
Dinifter der auswärtigen Angelegenheiten. Befoldung . und 
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Repräfentationen zufammengenommen zu 42,000 fl. auzus 
feßen, wobei aber der Herr Minifter feine Wohnung zu bes 
zahlen habe. Wir glaubten auch, daß mit einer Summe 
von 3000 fl. die Repräfentation, wie fie jetzt im Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten vorkommt, beftritten wer⸗ 
dem: fünne, denn ed wurde auch erwogen, und ed wird dieß 
auch richtig fenn,, daß der Aufwand, den. ber Herr Minifter 
für jeweilige Säfte zn machen hat, die der Verhältniffe und 
ver Ehre wegen geladen werden müflen, nicht blos. aus: 
3000 fl. Repräfentationsgeldern genommen werben müfjen, 
fondern aud) die Befoldung von 9000 fl. Mittel dazu biete, 
Denn ich frage, vb nicht, wenn zu Hera Staatsrath 
Winter, oder zu einem andern höhern Staatöbeamten, 
oder zu einem ypenfionirten Hofgerichtsrath, jemweild Gäfte 
kommen, die man bed Dienfted und der Ehre wegen eins 
laden muß, die eigenen Mittel, alſo die Befoldung oder 
Penfion in Anfpruch genommen werden müffen? Alle dieſe 
Perfonen erhalten Feine Repräfentationsgelder, und doch 
müſſen fie dem Dienfte und ihrem Verhältniffe diefes Opfer 
bringen. Es darf alfo and) ein Minifter mit 9000 fl. Befol- 
dung einmal 4000 fl. davon anwenden, um dem Dienfte Ehre 
zu machen, — Diefe Gründe zufammengenommen waren 
die Beranlafjung und die Urfache, warım die Kammer ein 
ſtimmig für die 42000 fl. fich ausfpradh, und warum die 
Sommiffion von 1833 bei dem Befchluß fiehen blieb. Dies 
felben Gründe find ed, welche mid; auch noch jeßt zu dieſer 
Meinung beſtimmen. 

Finanzm. v. Böckh: Die erſte Frage iſt: wie viel für 
den Gehalt des Herrn Miniſters zu bewilligen iſt? Der Herr 
Abg. v. Itzſt e in hat bemerkt, daß nach meiner Aeußerung 
Beſoldungen ganz ins Weite hinein ohne Grenzen gegeben 
werben konnten, und daß die Kammer fie auch anerkennen 
müſſe. Ich habe zum Borans-ausgefprochen, daß der Minifter 
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der auswärtigen Angelegenheiten nach dem früheren Etat 
eine höhere Befoldung zug, und auch in dem Budget, wie 
e8 vorgelegt wurde, war diefe höhere Befoldung enthalten. 
Ich kann nicht zugeben, daß der Regent gehindert ift, im 
der Zwifchenzeit von der Vorlage des Budgets bis zu deffen 
Genehmigung eine Befoldung zu geben, denn in diefem 
Fall müßte die Regierung fo lange ftill ftehen, bis die Kam⸗ 
mern die Vorfchläge genehmigt hätten. Das fanın nicht feyn, 
und dazu kann fich auch die Regierung nicht verftehen. Der 
höhere Gehalt war alfo fehon im Budget, und der Gehalt, 
ber dem Herrn Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
gefchöpft wurde, überfchritt diefen nicht, fondern blieb weiter 
unter demfelben. Gegen die fignaturmäßige Ausſetzung diefes 
Gehalts kann alfo nichts erinnert werden, und daß er bezahlt 
werden muß, daß es eine Nechtsverbindlichkeit ift, denfelben 
zu bezahlen, fo lang der Minifter diefe Stelle inne hat, ift 
eine ausgemachte Sache. Die Kammer muß der Regierung 
die Mittel bewilligen, diefe Nechtspflicht zu erfüllen. 
Staater. Winter: Es ift allerdings wahr, daß der 
übrigens höchft unglückliche Grundſatz befteht, 10 pEt. von 
der Befoldung für die Wohnung abzuziehen. Diefer Grund» 
fag, den ic, früher und jeßt immer für fehr ungerecht ges 
halten habe, ift rücfwärts auf alle Diejenigen angewendet 
worden, die folche Wohnungen hatten, und wo der Haus⸗ 
zins nur'nach Bilfigfeit regulirt war. Es ift und aber nicht 
eingefallen, Jemand dadurch zu fchaden, der fignaturmäßig 
freie Wohnung bat. Darunter waren beinahe ſämmtliche 
Beamte in den ftandeöherrlichen Gebieten begriffen, denen 
zugleich mit ihrer Beſoldung freie Wohnung angewiefen 
wurde, Um nun eine Gleichſtellung zu machen, wurden diefen 
Befoldungszulagen gegeben ; fie wurden mit den übrigen 
auf gleiche Linie gefeßt, mit der Bedingung jedody, daß 
ihnen dieſes großentheil® wieder für die freie Wohnung ab» 
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gezogen werben follte. Niemand aljo, der fignaturmäßig 
freie Wohnung hatte, wurde angehalten, dieſe zu bezahlen. 

Mohr: Sch erlaube mir, die Kammer aud) mit jenen 
Anfichten befannt zu machen, die die Commiſſion über den 
Rormaletat von 4831 hatte. Dieſes Gutachten lautet fols 
gendermaßen: 

„Es ift nicht zu verfennen, daß bei dem Minifterium des 
Auswärtigen beſondere Rückſichten die Ernennung eines Mi⸗ 
niſters empfehlen; die Unterhaltung freundſchaftlicher Ver⸗ 
bindungen mit andern Staaten und deren Regenten, ber 
Geſchaͤftsverkehr mit denfelben,. erfordern zum Beweife grös 
Berer Ehrerbietung die Sendung der Staatsbeamten- vom 
höhern ind vom höchften Range. Diefes, obgleich ein bloſes 
Geremoniel, fteht doch mit der Würde unſeres Staates 
regenten in jener engen Verbindung, daß wir deſſen Beady- 
tung nicht umgehen dürfen, daher die Commiſſion dem Ans 
trag der Regierung auf ſtändige Ernennung eined Miniftere 
für das Minifterium des Auswärtigen zwar beitritt, ‚dabei 
aber auch die Berfchiedenheit ihrer Anficht über den Dienft, 
Functiond » und Repräfentationsgehalt ausſpricht.“ 

Die Herftellung des @feichgewichts in unferm Staatshaus⸗ 

halte erfordert Sparfamfeit, und um diefe zu bezwecken, ift 
eine fefte Befoldungsnorm für die oberften Staatsdiener um 
fo.nothwendiger, weil ed zunächft in deren Intereffe und 
Befugniffe liegen würde, fich und ihre Zukunft reichlich zu 
verſorgen.“ 

„Das Marimum einer Staatsrathsbeſoldung von 4000 fl. 
glauben wir ald Grundlage des hier zu ernennenden Minis 
fterd annehmen, demfelben aber auch vermöge feiner höhern, 
mit befondern. Eonvenienzen und Aufmänden verbundenen 
Stellung einen angemefjenen Functionsgehalt bemilligen zu 
müffen.. Wir berücfichtigen dabei, baß diefer Functions⸗ 
gehalt: den Minifter für ben durch die höhere Würde feiner 
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Stelle nörhigen Aufwand entfchäbigen fol, und glaubemin 
dieſer Hinficht die rechtliche. Entfchädigumg auszufprechen, 
wenn wir für -denfelben zu dem Marimum der Staatörathe- 
befofdung einen Functionsgehaft von 2000-3000 fl. beftim- 
men, die weitere, während des Activetatd nothwendig 
werdende Zulage in einem NRepräfentativgehalt zwar eben- 
falls anerkennen, -defien Beitimmung der Summe und der 
Dauer nad) aber der jeweiligen Regulirung des —— 
vorbehalten.“ 

Finanzm. v. Böckh: Ich glaube der Abg. Mohr hat 
uns eine Stele aus dem Bericht über den Normaletat ver⸗ 
leſen, den er feiner Zeit nicht erftattet hat, der erft im 
neunten Monat des vorigen Landstags zur Reife fam. 

Mohr: Sa, nachdem ich nenn Monate lang feine Akten 
von dem Miniſterium erhalten konnte. 

Welcker: Rechtlich läßt ſich an dem fignaturmäßigen 
Gehalt und Wohnung nichts abziehen. In der Moͤglichkeit 
wäre es, daß die Kammer den Gedanken faßte, und der 
Befchluß dahin gienge, wenn fie glaubt, die Bewilligung 
fei rechtöwidrig, Denjenigen, der fie bewilligt hatte, ‘ver: 
autwortlich zu machen, allein davon ift hier nicht die Rede. 

Da nun im Allgemeinen der Fürft das Necht Der Anftel; 
dung bat, und hier keine beftimmte Summe voraus: beftimmt 
war, -fo fehe ich nicht ein, wie man davon abgehen, und 
‚eine andere Ueberzeugung :faffen Fonnte, als daß ber ſigna⸗ 
turmäßige eigentliche Gehalt, und die als Gehalt gegebene 
Wohnungsfreiheit von der Kammer nicht entzogen. werden 
fan, weil ich Nechtsanfprüche bei Demjenigen vorausſetze, 
‚ber fie erhalten hat. Etwas anderes iſt es mit den Reprä⸗ 
ſentationsgeldern, bie durchaus nicht ala das beſtimmte per- 
 fönliche Gehaltsquantum, ſondern den Beamten nur für 
‚einen beſtimmten bffentlichen Zweck zugewieſen worden find. 
Sie find Gegenſtand der Prufung und der Bewilligung der 
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Budgetscommiffion der Kammer, und da glaube ich auch, 
daß an diefer Summe ein Abzug gemacht werden könnte. 
Diefe Summe kann ziwar nicht fehr groß ſeyn, allein da 
doch der Gehalt des Herrn Minifters fchon bedeutend ift, fo 
wird bier eine geringere Ergänzung genügen, und wer fc 
in Zufunft Nachtheife aus einem herabgefegten Repräfen- 
tationsanfwand ergeben follten, fo hat man die Möglichkeit, 
fpäter noch etwas zuzulegen, bis jest ift mir aber nicht klar, 
daß für den Staat daraus ein Nachtheil ermachfen kann, 
wenn die NRepräfentation Feiner ausfällt, und ich unterftüße 
daher in diefer Hinficht den Commiſſionsantrag. 


Staater,. Winter: Wenn mir 6000 fl. und 9000 fl. 
gegeben würden, und id) follte hier die Repräfentation dafür 
übernehmen, fo würde ich es nicht thun, und cs ift dieß 
‚überhaupt ein Gegenftand, den wir hier nicht ausmachen 
können. Wenn ich als Privatmann Semand einlade, fo 
muß er mit dem zufrieden feyn, was ich ihm gebe. Wenn 
ich aber fremde Gefandte empfangen fol, fo muß ich eine 
Einrichtung treffen, wie fie überall mehr oder weniger üblich 
iſt, uud ic) begreife nicht, wie Jemand mit 4000 fl. heut: 
zutage. repräfentiren kann. Man kann jagen, biefes Foftet 
das Land, allein wenn Fremde kommen, die hier accreditirt 
‚find, und ihnen man die Höflichkeit erweifen muß, wie fie 
anderwärts unfern Gefandten erwiefen wird, fo muß es 
doch aud) dem Ganzen daran liegen, daß es nicht heißt, man 

ſei hungrig behandelt worden, Man muß willen, was 
Alles dazu gehört, um dieſes nur fchilicherweile thun zu 
fönnen, wobei id) blos an die Bedienten und bie Haus: 
geräthichafien erinnern will. 


Welcker: Da mehrere meiner Collegen es . Billig 


« halten, die ganze Sache dadurch auszugleichen, daß die 
906 Ki fur die Wohnung nicht ander Geſammtſumme ab⸗ 
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gezogen werden, ſo habe ich nichts Dagegen, daß hierirbe 
als über einen Antrag abgeflimmt werde. ! 

- Wolff: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Welder. 
Die rechtliche Anficht, Die derfelbe zu-deffen Begründung aus⸗ 
gefprochen hat, iſt zu einfeuchtend, ald daß folche einer 
weitern Ausführung bedürfte. Diefe Anficht fcheint fich aber 
nicht nur auf die Befoldung des Herrn Minifters mit 9000 fl., 
und auf die demfelben fignaturmäßig zugeficherte freie Woh⸗ 
nung, fondern in gewiſſem Betrachte aud) auf die demſelben 
bewilligten Nepräfentationsgelder anwenden zu laffen. Sit 
nämlich demfelben die Nepräfentation zur Pflicht gemacht, 
und ihm eine beftimmte Summe zur Beftreitung ber dieß⸗ 
fallſigen Koſten ausgeworfen, ſo wird ihm dieſe Summe 
auch nicht wieder entzogen werden fönnen. In feinem Falle 
aber kann dent Herrn Minifter zugemuthet werden, feine 
Beſoldung, oder auch nur einen Theil derjelben, zur Be⸗ 
fireitung folcher Koften zu verwenden. Ob ich gaftfrei ſeyn, 
und einen Theil meiner Beſoldung dazu verwenden will, 
Gäſte zu laden, und ſie zu fetiren, das bleibt blos meiner 
Willkühr überlaſſen; ich kann nicht Dazu gezwungen werben. 
Hat nun aber der Regent dem Herrn Minifter die fraglichen 
Repräfentationsgelder wirklich bewilligt, fo würden wir in 
beffen Rechte eingreifen, wenn wir ihm folche entziehen, 
oder fie verweigern wollten. Ich unterftüße daher nicht nur 
den Antrag des Abg. Welder, fondern dehne ſolchen auch 

noch auf die in Frage ftehenden Repräfentationdgelder , bie 
ich keineswegs für übermäßig halten fann, aus, und trage 
fomit darauf an, nicht nur die Befoldung, mit Einfchluß 
der freien Wohnung, fondern auch die Repräfentatione 

gelder mit 4000 fl. in das Budget aufzunehmen. 
— uhl: Ich muß mich gegen die Anſichten der Abg. 
— — Wolff verwahren, daß es unmöglich ſei, 
oldungen zu reduziren. Dadurch wird fein Necht 
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bes Regenten verlett. Diefer hat dad Recht, bie Staats⸗ 
diener zu ernennen und ihnen Befoldungen zu geben, aber 
die Stände haben das Recht fie zu bemilligen, wenn die 
Berfaffung nicht zu einer Null werden fol. Wenn das fireng 
wahr wäre, was der Abg. Welcker fagt, fo läge es in 
der Möglichkeit, alle Etatd zu neutraliſiren, indem die 
ganze Bewilligung der Befoldungen dadurch aufgehoben 


würde. Nicht zehn Befoldungen werden vieleicht gegeben, 


fo lange die Stände verfammelt find, und es bliebe alfo 
nichts übrig, als hintendrein das Gegebene zu bewilligen. 

Staatör. Jolly: Der Abg. Buhl wird fich vielleicht bes 
ruhigen, wenn er ſich an die Schranken erinnert, wovon 
ſchon der Herr Finanzminifter gefprochen hat. Es wurde hier 
Feine Befoldung über dad Maß verliehen, fondern eine, die 
geringer war, als der bisherige Etat. 

Staatör. Winter: Wenn der vorige Minifter geblieben 
wäre, fo würde er die Befoldung fortbezogen haben. Run 
hat aber die Regierung diefe Befoldung innerhalb des Kreifes 
bed Budgets herabgefeßt, und zwar um beinahe 5000 ft. 
während des Laufd des Landtags, uud ed wird wohl nicht 
gegen die Rechte ber Stände laufen, wenn fie folchergeftakt 
weniger giebt, al® vorher gegeben war, blos weil der Land- 
tag noch feinen Befchluß gefaßt hat. 

Finanzm. v. Böckh: Der Abg. Buhl befindet fich in 
Beziehung auf die Gewalt der Kammer in einem Irrthum. 
Die Kammer hat das Recht die Steuern zu bemwilligen, 
aber nicht das Recht die Befoldung eines Staatsdieners zu 
beſtimmen, nicht das Recht, einem Staatsdiener, der eine 
fignaturmäßige Befoldung hat, dieſe zu reduziren. 

Sander: Und doch ift die Anficht des Abg. Buhl nicht 
fo gehaltlod. Wenn man annimmt, daß der Fürft un con- 
ftitutionellen Staat das Recht hat, die Staatsdiener anzus 
ftellen, und ald Folge diefer Anftelung ihnen eine gewiſſe 
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Befoldung ald Erfaß für ihre Dienfte zu geben, fo kann 
man, meiner Anficht nach, doc, wohl auch den Grundfag 
fefthalten, daß diefes nur für den Lauf der Periode gefchiebt, 
in der eine Anftellung erfolgt, und daß aber für eine fünftige 
Periode der Kammer doch das Necht zufteht., durch die Bes 
willigung der Staatsgelver, folgeweife nänrlich, eine Herabs 
fegung der Befoldungen der Staatsdiener zu Stande zu 
bringen, denu wenn man diefes nicht annehmen wollte, fo 
wäre der Erfolg doc; gemiß der, daß am Ende einer Kams 
mer das DBemwilligungsrecht der Steuern zu Nichte gemacht 
werben könnte. Man fünnte immerhin Befoldungen oder 
fonftige Staatsausgaben für den Staatsdienft bewilligen, 
und die Kammer wäre in die Lage gefeßt, fie fortlaufend 
für die Fünftigen Perioden zu genehmigen. Es handelt fich 
bier um die Frage der Reduction der Staatödienerbefolduns 
gen, die von dem tiefften conjtitutionellen Intereſſe ift, Die 
in die Nechte der Stände auf das tieffte eingreift, und fie 
genau zu erforfchen, iſt hier nicht am Ort. Sch habe mich 
auch nur darım erhoben, um meine Ueberzeugung dabin 
-auszufprechen, daß die Anficht ded Herrn Finanzminifterg, 
ald ob die 900 fl., die der Herr Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten für Wohnung bezieht, von den Gerichten 
fo ganz ohne Anftand zugewiefen würden, doch meiner Aus 
ficht nach noch etwas zweifelhaft iſt. Ob es billig ift, dem 
Herrn Minifter in Anbetracht feiner Repräſentation dieſe 
900 fl. zu geben, ift eine Sache, die Jeder für ſich zu ent: 
fcheiden hat. 

Finanzm.v. Böckh: Was die Verfaffung betrifft, fo iſt 
hier zwifchen einer Reduction fünsmtlicher Befjoldungen, 
und zwifchen einer einzelnen zu unterfcheiden. Der Abg. 
Sander wird gar nicht in Zweifel feyn, daß ein Staat 
diener, dem man feine fignaturmäßige Befoldung nicht gebe 
wollte, bei dem Hofgericht in Raſtadt leicht ein Urtheil ers 
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wirken könnte, das dem Fiscus die Zahlung auflegt. Auf 
die allgemeine Frage, ob eine Reduction der Befoldungen 
überbaupt rechtlich eintreten könne, will idy mich jeßt nicht 
einlaffen. Wir haben ſchon einmal eine ſolche Reduction, 
nur in einer andern Form, nämlich durch die Anlegung ber 
Klaffenftener, vorgenommen. 

Merk: ch habe daffelbe bemerken wollen. Das Syſtem 
des Abg. Sander würde gegen bie Berfafjung feyn, indem 
der Staatsdiener ein ganz pofitives Recht auf feine Befol- 
dung hat. Auch gegen die Anſicht des Abg. Wolff muß ich 
mich erflären, der den Grundfaß, den der Abg. Welder 
binfichtlich der firen Befoldung aufgeftellt hat, auch auf die 
Repräfentationdfoften ausdehnte. Auf diefe Repräfentationd- 
foften, wenn gleich in der Auftellungsfignatur verlichen, 
glaube ich nicht, daß der Staatödiener einen ganz guten 
Rechtsanſpruch zu machen hat, bejonders was die Quan— 
tität betrifft. Diefe Gelder werden für einen befondern 
Staatszweck gegeben, der fehr veränderlich ſeyn kann, 
indem Zeiten eintreten fönnen, wo ein größerer oder gerin— 
gerer Repräfentationsaufwand erforderlich ift, und dann 
fteht der Regierung felbft das Recht zu, nach dem Bebarf 
diefe Repräfentationdkoften hinauf und herab zu ſetzen. 
Wenn nun die Regierung das Recht hat, dieſes zu thun, fo 
wird auch fein Gericht entfcheiden, felbft wenn in der Sig⸗ 
natur ein höherer Betrag angenommen ift, daß dieſer Res 
präfentationsaufwand ganz zu bezahlen fei. Geht man aber 
auf das Berhäftniß binfichtlich diefer Repräfentationsfoften 
zurück, fo beurtheilt die Stelle die Frage, ob diefed Maß 
größer oder Fleiner feyn fünnte, und wenn man nicht mehr 
bewilligt, ald man glaubt, daß dazu erforderlich fei, fo 
wird man der Regierung dadurch gleichfam ben Fingerzeig 
geben, oder fie auf die Bahn führen, nach diefen Berhälts 
niffen jelbft dahin zu wirken, daß die Repräfentationskoften 
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auf diefed Maß zurück kommen, und wenn dieß gefchieht,, fo 
werden bie Gerichte erft darauf erfennen, wenn die Sad 
zur Sprache fommen follte. In fo weit alfo fteht der Kammer 
eine Einwirfung auf die Repräfentationdfoften zu, und das 
durch geſchieht Fein Eingriff in die eigentliche Beftimmung, 
die durch die Anftellungsfignatur gegeben wird. Es gefchieht 
fein Eingriff in die Rechte des Negenten, fondern eine bloſe 
Modiftcation, die aus den Verhältniffen hervorgeht. 
Duttlinger: Sch kann der Anficht des Abg. Buhl in 
diefer unbedingten Allgemeinheit nicht beipflichten, fonderh 
glaube, daß eine Signatur in der Regel für einen Rechtstitel 
gilt, auf den jedes Gericht im Lande ein Urtheil gegen den 
Herrn Finanzminifter bauen kann. ch gebe zu, daß Fälle 
eintreten können, die eine Ausnahme begründen, Fälle nam, 
ih, wo man von Verfchleuderung der Staatögelder fprechen 
fönnte, von eigentlichen Verſchwendungen, wegen welcher 
der Mitifter, der die Signatur mit unterzeichnet hätte, ent 
. weder angeklagt, oder gegen welchen doch Beſchwerde erhos 
ben werden könnte. Bon einem folchen Fall ift hier aber nicht 
die Rede, und auch von feinem folchen Fall, wo wir fagen 
fonnteit, daß ein im Großherzogthum damals vorhandener 
geſetzlicher Normaletat überjchritten wäre, fondern es ift von 
einer Signatur die Rede, die einen kleineren Gehalt aus 
feßt, ald der damalige normalmäßige Gehalt betragen hat; 
denn ich muß annehmen, daß der Gehalt, den der Borgäms 
ger des Herrn Minifterd bezogen bat, der normalmäßige für 
die Negierung war, und daß felbft, wenn diefer Gehalt aus» 
gefeßt worden wäre, man von einer Anklage oder Beſchwerde 
ſchwerlich hätte mit Erfolg fprechen fünnen. Sch gehe aber 
weiter und behanpte, daß felbft in denjenigen Fällen, in wel⸗ 
chen Grumd zu einer Befchwerde da wäre, man in der Regel 
richt wird behaupten Fönnen, dem Staatsbeamten, der eine 
in aller gültigen Form gemachte Signatur in dev Hand hat, 
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föune der Gehalt entzogen werden, ſondern es bliebe nichts 
übrig, als eine Auflage oder Befchwerde gegen den unters 
zeichneten Minifter. Sch fehe die Signatur für einen Rechtes 
titel an, und glaube nicht, daß die Kammer dad Recht hat, 
von dem Gebalte einen Abzug zu machen. Id, unterflüge 
den Antrag des Abg. Welder, dieje 900 fl. nicht abzuzies 
ben, nämlich ſtatt 2100 fl., 3000 fl. Repräfentationdgelder 
zu bewilligen. Die Auficht des Abg. Wolff in Beziehung auf 
Repräfentationdgebalt kann ich nicht theilen, deun Repräfen« 
tationsgehalte fallen nicht unter die Beftimmungen des Dies 
nerebiftd. Diefe Gehalte find eine durch eine Gegenleiftung 
bedingte Leiftung, und nad) dem Maß der Leitung einer Seits 
hat Derjenige, der das Geld bezieht, auf das Recht anderer 
Seits feine Gegenleiftungen einzurichten. 

Aſchbach: Nur die Aeußerung des Abg. Sander, die 
von dem Grundfag anderer Redner, die auch Nichter find, 
abweicht, bat mic) veranlaßt, uochmals zu ſprechen, um 
zu erklären, daß ich dieſem Gruudſatz nicht beiſtimmen kaun. 
Die Herrichaft des Geſetzes überall herzuftelleu, die Gleich—⸗ 
heit vor dem Gefeg Jedem überall zu geben, iſt die Aufgabe 
des confitutionellen Staats. Auch ic, erfenne in einer Gigs 
uatur einen vollfommenen Rechtstitel an, der cinem Vertrag 
gleich fteht, und nad) unfereu Gefeß flehen Verträge, nach 
dem fie abgejchloffen find, gleich den Geſetzen, und müffen 
überall fo geachtet werden. Das Nähere darüber iſt ſchon 
yon dem Abg. Duttlinger audeinander geſetzt worden, 
und ich bejchränfe mich auf die Erflärung, daß id) jeinem 
Grundfaß beitrete, uud den Antrag des Abg. Welder uus 
terftüße. Auf die Bewilligung eines höberen Rrepräfeutationgs 
aufwandes einzugeben, dazu kann ich mich nicht entfihkießen. 
Es ift fogar nicht im Sutereffe ded Herrn Miniſters, dem die 
Pflicht der Repräfentation obliegt, hier einen zu weiten Spiel» 
raum zu haben, Ueberall in der Welt kann zu weit gegangen 


310 Verhandlungen der II. Kammer. 


werben, und wenn zu viele Mittel gegeben find, fo fommt 
man in die Berfuchung zu überfchreiten, während man, wenn 
die Mittel Fleiner find, Grund hat zu fparen, und hienad) 
Zumuthungen zu begegnen. ' Man hat bereits bemerft, daß 
wenn ein außerordentlicher Fall eintreten follte, und es ges 
rechtfertigt werden fonnte, der Staat ja immer noch die Mittel 
babe das Bedürfniß zu decken, und eine Ueberfchreitung zu 
rechtfertigen. Sch fehe alfo in diefer Beziehung auch feine 
Gefahr für Fälle der Nothwendigkeit, und wiederhole meine 
Zuſtimmung zu dem Antrag des Abg. Welder. 

Finanzm. v. Böckh: Sch münfche, daß die beiden Gegents 
ftände, nämlich die Beſoldungs- und NRepräfentationgfoften 
von einander getrennt, und über jeden bejonders abgeftimmt 
werde. . 

Wolff: Man feheint mich mißverftanden zu haben, ic) 
will daher zur Erläuterung meiner Anficht und meines vorhin 
geftellten Antrags nur noch bemerken, daß ic) dabei von der 
Unterftellung ausgieng, daß die Repräjentationsgelder dem 
Herrn Minifter bereits bewilligt worden feien, wobei es feis 
neswegs in meiner Abficht liegen konnte, das Recht der Res 
gierung und der Stände, den Betrag derfelben nach Umftäns 
den jeweils zu mehren oder zu mindern, zu beftreiten. Uebri⸗ 
gend muß ich wiederholt bemerfen, daß ich die in Anſatz 
gebrachte Summe im Verhältniß zu den damit zu beftreis 
tenden Koften nicht für übermäßig halte. 

Staatsr. Winter: Die Repräfentationdgelder find ein 
Gegenftand, hinfichtlich deffen man mit dem Minifter verhans 
deln muß, ob er die Repräfentation dafür übernehmen will, 
und wenn er erflärt er fünne nicht, fo kann er feine Rech» 
nungen einfchicfen, und die Kammer hätte dann das Bers 
gnügen, die Küchenzettel zu durchgehen und zu fehen, ob 
nicht da oder dort an dem Tifch oder an den Bouteillen fönnte 
gefpart werden, Der Herr Minifter hat erffärt, er fönne ed 
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nicht darum thun, und thue es nicht, und er hat Recht ge— 
habt dieſes zu erflären. Es können Zeiten fommen, wo man 
mit 5000 fl. und 6000 fl. nicht reicht, während in anderen 
Zeiten vielleicht nicht 3000 fl. gebraucht werben. 

Wolff: Wenn diefer Bezug auf einem Bertrag mit dem 
Herrn Minfter beruht, fo kaun auch nichtd abgezogen werben: 

v. Itzſtein: Sch will die Berathung nicht aufhalten, fon» 
dern nur noch zwei Bemerkungen machen. Wenn der Abg. 
Duttlinger und Aſchbach, die für die Bewilligung der 
900 fl. ftimmten, geradezu die zwei Stimmen find, die im 
Jahr 1831 nicht mitgeftimmt haben, dann fommen fie ders 
malen nicht in Widerfpruch mit fich felbft. Uebrigens habe 
ich in Beziehung auf die Bemerkung des Abg. Sander zu 
erwiedern, daß ich ald Gerichtöperfon, wenn auch in dem 
fraglichen Falle das Patent die Befoldung bewilligt hätte, 
nicht dafür fprechen würde, und zwar deßwegen nicht, weil 
ich, von der Verfaffungsliebe und den Grundfägen der Bers 
faffung durchdrungen, die Anficht fefthalten dürfte, daß die 
Befoldungsertheilung ſich noch im Kreife der bewilligten 
finanziellen Mittel halten müfje, für jene Periode aber noch 
gar feine Mittel, noch weniger aber eine Befoldung von 
ſolchem Umfange bewilligt waren, alfo deßhalb eine Ausfers 
tigung des Patents, wie fie gefchehen ift, vielleicht dem Mis 
nifter ein Forderungsrecht giebt, aber nicht gegen den Staat, 
fondern gegen denjenigen verantwortlichen Minifter, welcher 
voreilig ein folches Patent hat hinausgehen laſſen, indem ich 
glaube, daß die Regierung und die Minifter fich nach den 
ihnen gegebenen Mitteln zu richten haben. Was nun die Res 
präfentationdgelder betrifft, fo ift alles gefagt worden, mas 
darüber zu fagen ift. Herr Staaterath Winter hat erflärt, 
es beruhe diefer Aufwand auf einem Vertrag, aber nach den 
Akten ift dieß nicht der Fall. Er hat ferner bemerft, wir 
fonnten bei zu fpärfichen Bewilligungen in den Ball kommen, 
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die Küchenzettel repidiren zu müffen; allein diefe würden nun 
jeweils groß und Flein ausfallen Fönnen. 

Finanzm. v. Bö ch: Der Abg. v. Itzſt ein würde, ich 
bin e8 überzeugt, ald Richter nicht anders entfcheiden, als 
ich gefagt habe. Er würde das Dieneredift zur Hand nehmen, 
und fagen, ich kann nicht anders, wenn id) auch glei, die 
Befoldung für zu hoc) halte. Das kann aber höchftend für 
die Kammer eine Veranlaffung geben, gegen denjenigen 
Minifter aufzutreten, der die Signatur über eine Bejoldung, 
die fie fir zu hoch hält, unterzeichnet hat. 

Winter v. H.: Ich bitte die Kammer, auf den Antrag 
wegen abgefonderter Abftimmung nicht einzugehen, denn 
nad) der Hoffnung, die Herr Staaterath Winter eröffnet 
bat, könnte diefer Poſten auf 15,000 fl. fommen. Man 
wirde behaupten, die 9000 fl. müßt ihr bewilligen, und 
die 900 fl. auch, und wenn der Minifter die Repräfentation 
nicht um 4000 fl., fondern um 6000 fl. übernehmen will, fo 
müßt ihr eben auch diefe noch geben. 


Schaaff: Eine der vorhin von dem Präffidenten der Bud⸗ 
getscommiffton erwähnten Stimmen von 4831 gehört mir, 
und man wird mich alfo der Inconfequenz nicht befchuldis 
gen, wenn ich mich heute dem Antrag anfchließe! 


Aſchbach: Wie ih im Jahr 4831 über dieſen Gegen 
fand abftimmte, weiß ich nicht. Es fann feyn, daß meine 
heutige Abftimmung mit jener im Widerfpruch ift, aber meine 
heutigen Grundfäße find mit den Grunpdfägen von 4834 nicht 
im Widerfpruch. E8 find die Grundfäße des Rechts, die ich 
überall für meine Ueberzeugung vorberrfchen lafe, uud 
wenn ich im Jahr 4834 nicht Gelegenheit hatte, Diejes Vers 
haͤltniß jo fcharf zu erfennen wie heute, fo muß ich dieß bes 
bauer. Heute aber glaube ich es in der Weife erkannt zu 
haben, daß ich dem Antrag des Abg. Welder beiftimmen 
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faun, dem ich ſomlt wiederholt unterflüge, und bin übers 
zeugt, daß deßhalb kein Schatten auf mic, fallen wird. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. Welder zur Abs 
ſtimmung gebracht, wonach die Wohnung mit 900 fl. nicht 
an der Befoldung des Minifterd abgezogen werben fol, und 
angenommen, worauf auc) die übrige Summe die Geueh—⸗ 
migung erhält. 


Tit. II. Sefandtfchaften. 


Antrag auf Seite 32 des Berichte: 

„Den Aufwand für Gefandtfchaften" für die Sahre 1833 
bis 1835 auf die jährliche Summe von 50,000 fl. feit zu 
feßen, und in dad Budget aufzunehmen.‘ 

Minifter v. Türfheim: Die Regierung ift im Jabr 1831 
der Kammer mit dem Anerfenntniß entgegen gefommen, daß 
an der nad) dem damaligen Stande geforderten Summe, 
durch eine einfachere Einrichtung Erfparniffe möglich ſeyn 
werden, allein fie hat fürs Erfte dazu Zeit und Gelegenheit 
gefordert, und dabei zugleich unummunden auf die Unmög> 
lichkeit aufmerffam gemacht, die Erjparniffe in dem Umfang, 
wie fie gefordert worden waren, eintreten zu laffen. Sie 
hat aber jeit diefer Zeit ihr Möglichfted getban, wenn fie ed 
in einer zweijährigen Periode dabin brachte, ftatt der früs 
her angenommenen Summe von 77,200 fl., nun mit 60,000 fl. 
audzureichen. Dieß ift wohl aller Ehren werth, und würbe 
unter andern Verhältniffen wohl Auerfenuung finden, wenn 
nicht, ich darf ed wohl fagen, dad ganz eigenthümliche 
Berhältniß bier obwaltete, daß dieſer Zweig des Staates 
bienftes noch mit einer befonderen, und bei und, wie in 
andern Ländern, zur Mode gewordenen Ungunft betrachtet 
würde, und wenn nicht diefer Zweig des Dienftes großen: 
theild auf Verhältniffen beruhte, Die weniger der täglichen _ 
Beobachtung zugänglich find, als der innere Staasebienft, 
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Man bat feit der letzten Perivde nicht verfäumt, den ökono— 
mifchen Gefichtspunft ganz beſonders bei allen eingetretenen 
Veränderungen und möglich gewordenen Anorduungen ins 
Auge zu faffen. Ihn einzig und allein zur Richtſchnur zu 
nehmen, gebt nicht an, und es könnte dieß fogar hier eine 
wahre Berfchmwendung werden, denn jeder Aufwand, der 
dem Zweck nicht mehr entfpricht, ift zu groß:. Es liegt im 
Reich der Möglichkeit, daß, wenn man die einzelnen Ans 
fäße durchgeht, ſich hie und da folche finden, welche bei 
ſich ergebender Gelegenheit noch etwas herabgefeßt werden 
fonnten, ohne den Zweck zu conpromittiren, allein ich bes 
fenne offen, daß ich dieß nicht zu verbürgen vermag, denn es 
hängt dieß von Verhältniffen ab, die fich nicht vorausſehen 
faffen, und deren Reſultat in feinem Fall von großem Bes 
lang ſeyn wird. Es ift dieß jedoch eine ſchwierige Aufgabe, 
und man wird gern geeignete Beranlaffungen benugen, um 
fie zu löfen, wie fie die Regierung auch bis jeßt nicht unbes 
nutzt gelaffen hat. Es hängt dieß aber von perfünlichen und 
Zeitrücfichten ab, und die Negierung muß für alle Fälle ges 
deckt ſeyn, und wenn fie das Streben und ben feiten Willen 
alle möglichen Erfparniffe zu machen, bei jeder Gelegenheit 
und befonderg bei diefem Zweig beurfundet hat, fo wird fie 
anch auf die Bewilligung von Summen rechnen können, die 
auf eine fichere Berechnung gegründet find. Die Commiſſion 
will aber deffen ungeachtet auf der im Jahr 1831 aufgeftell« 
ten Behauptung beharren, daß 50,000 fl. für die Gefandts 
fchaften genug feien, und es wird felbft aus demjenigen, 
mas die Regierung feit diefer Zeit gethan hat, den Schluß 
gezogen, daß wohl eben fo leicht auch noch mehr werde ges 
than werben fünnen. Die Prüfung der Berechnung im Ein- 
zelnen wird zeigen, ob diefe Folgerung auf einer gründlichen 
Unterfuchung beruht. Ihre Commiſſion geht dabei zuvörderft 
von einer Wiederholung des Grundſatzes aus, daß die 
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diplomatifchen Verbindungen von Baden mit auswärtigen 
Regierungen fünftig durch Agenten mit dem Charakter ald 
Gefchäftsträger unterhalten werden fünnen. Diefer Grund» 
fat in feiner Allgemeinheit und Unbedingtheit ift fchon auf 
dem vorigen Landtag beleuchtet worden. Wenn die Negies 
rung diefen Grundfaß unter den gegenwärtigen Berhältniffen 
nicht unbedingt gelten Taffen und anwendbar erklären kann, 
fo gefchieht ed nicht darum, weil fie dem Borurtheil huldigt, 
ald ob Äußere Auszeichnung und Glanz den Vertretern von 
Baden an auswärtigen Höfen das erforderliche Gewicht 
geben fünne oder müffe, und auch nicht deßwegen, weil fie 
verfennt, daß oft gerade Männer in einer untergeordneten 
Stellung die eigentlichen Gefchäfte beforgen. Sie giebt viels 
mehr zu, daß das Beftreben Fleinerer Staaten, ſich auch im 
auswärtigen Berhältniffen mit größern durchaus auf gleiche 
Linie zu feßen, in neuerer Zeit etwas zu weit geführt, und 
den Aufwand befonders von Gefandtichaften zumerlen etwas 
gefteigert hat, allein fie hält es nicht für augführbar, wenn 
man auch allmählig auf einfachere Einrichtungen zurück 
fommen fann, ſich jeßt gleich mit andern Staaten, mit denen 
man fich im gleicher Kinie erbalten muß, und auch befonder«s 
Intereſſe dabei hat, dieſes zu thun, in einen auffallenden 
Gontraft zu feßen, wie dieß fchon vor zwei Jahren erflärt 
wurde. Dieß ift eine Rückſicht, welche feftzuhalten Baden 
ganz befondere Gründe hat, um in dem Verkehr mit andern 
Staaten nicht zurück zu bleiben; denn wenn man fi, ich 
will nicht fagen gegen Großmächte, aber gegen diejenigen, 
mit welchen man in Rivalitätsverhältniffe fommen kann, 
zu fehr verkleinert, fo wird man nicht nur in Gegenftänden 
von idealem Werth, fondern auch in reellen Sntereffen bier 
nad) behandelt. Die Gefandten beforgen nicht alle ihre Ges 
ihäfte, und verhältnißmäßig die wenigften durch Noten 
und im Wege der fchriftlichen Unterhandlung, fondern die 
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Hanptfache ift die Nachhülfe durch den perfönlichen Verkehr. 
Daher giebt es auch oft Tagen, wo es fehr darauf anfommt, 
daß auch unfere Gefandten nicht zu fehr von Verbindungen 
ausgefchloßen find, welche höher geftellten Sefandten ans 
derer Staaten, mit denen fie möglicherweije in Gollifion 
kommen konnten, offen ftehen. Sch wiederhole übrigeng das 
bei, daß man, auch ohne die Anerkennung einer unbedingten 
Anwendbarkeit ded Prinzips bloſer Gefchäftsträger, ſtets 
barauf Bedadıt nehmen wird, Geſandte von einem etwas 
höheren Rang möglich durch andere von geringerem Rang 
zu erjeßen. Daß dieß fchon gefchehen ift, ift aus deu Er⸗ 
läuterungen zu erfehen, die der Commiſſion mitgetheilt 
worden find, bei welcher Gelegenheit ich übrigens eines 
kleinen Irrthums erwähnen muß, der in dem Commiſſions⸗ 
bericht eingefchlichen ift, und gerade auch zu irrigen Fol: 
gerungen führen könnte. Es ift nämlich gefagt, daß bie 
Regierung bereits Durch die Anftellung eines blofen Gefchäfte« 
traͤgers in Paris die Möglichkeit der Anwendung des Prins 
zips der Commiſſion anerfannt habe. Hier muß ich daran 
erinnern, daß in Paris gegenwärtig fein Gefchäftsträger, 
fondern ein Minifterrefident angeftellt, und befannt ift, daß 
dieß ın der diplomatifchen Hierarchie einen fehr bedeutenden . 
Unterfchied macht, indem der Minifterrefident dem Gefands 
ten viel näher fteht, als der Gejchäftsträger. Sich bemerfe 
dieß nur wegen der Folgerung, die Daraus abgeleitet werden 
könnte, daß die Regierung felbft an einem der bedeutendften 
Pläße diefes Prinzip zur Ausführung gebracht, uud deffen 
Unbepdingtheit anerfannt habe. Wollte man übrigens bei 
uns, und überhaupt in Staaten von unferer Größe, jo wie 
ed neulich in einem großen Nachbarſtaat gefchehen it, ein 
allgemeines foftematifches Normativ für alle Miffionen im 
Auslande aufitellen, und den Rang uud die Gehalte darin 
beflimmen, die überall die diplomatiſchen Agenten haben 
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follen,, fo kaͤme gewiß ein die Finanzen drückenderes Refultat 
heraus, ale bei unferer gegenwärtigen Einrichtung. Man 
berückſichtigt naͤmlich bei und oft zeitige und vorübergehende 
Berhäftniffe, fo wie die Perfönlichkeit der Gefandten felbft ; 
und die Rocalverhältniffe, die bei den verfchiedenen Höfen 
und Regierungen, ‚die fonft anf gleicher Linie fliehen, vers 
fchieden feyn fönnen. Man nimmt darauf Rüdficht, ob der 
Gefandte Familie hat oder nicht, fo wie darauf, ob der 
diplomatifche Agent dem Eivilftand oder Militärftand ange 
bört. Ich bedauere, daß Ihre Commiſſion nicht von der 
Stellung ihrer Anträge Aufflärungen über ſolche Einzeln 
heiten und Berhältniffe gefordert hat , indem ſie ihr mit Vers 
gnügen gegeben worden feyn würden, da dieß ein Gegens 
ftand von zarter Natur ift, worüber fid) in der Kammer, 
ohne die Grenzen der Discufjion zu überjchreiten, nicht wohl 
ausführlich audgefprochen werben faun. Ich erfaube mir 
daher jet auch nur wenige Bemerkungen über die einzelnen 
Anfätze, auf welche die Refultate, wozu Ihre Commiſſion 
zu fommen glaubte, gebaut find, und Berechnungen, aus 
denen fie zu Folgerungen fommt, die ich als irrig betrachte, 
Es befinden fi) darunter mandje Berechnungen und Voraus—⸗ 
feßungen, die in der That dahin führen müßten, dieſe 
Poften auf dem Wege der Soummiffion zu vergeben. Ich 
will mich bei meinen Bemerfungen blos an dasjenige halteır, 
was von der Regierung übergeben worden ift, und mo bie 
Geſandtſchaft in Parts oben an fteht. Hier ift eine Berände- 
rung und Verminderung ald für den Augenblick nicht auss 
führbar dargeftellt worden, und ich will nur noch beifügen, 
daß der angeſetzte Betrag, fowohl in Beziehung auf den 
Gehalt des gegenwärtigen Minifterrefiventen, als den ihm 
beigegebenen Regationdfecretär, ohne Rüdficht anf gemiffe 
perfönfiche Berhältniffe gar micht möglich geweſen wäre, 
denn ich frage, wie ein Legationdfecretär in Parid mit 
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4600 fl. ausfommen follte. Nur befondere Verhältniffe und 
Rückſichten founten alfo diefen Auſatz veranlaßt haben. 
Was den Poften in Wien betrifft, wo die Commiſſion 
eine Verminderung für möglich hält, muß ich darauf aufs 
merffam machen, daß weder bei dem Gefandten, noch bei 
dem ihm beigegebenen Legationsfecretär, etwas abgezogen 
werden kann, fo lange beide auf dem gegenwärtigen Poften 
ftehen, denn es ift der Commiſſion angezeigt worden, daß 
der Anfag aus lauter folchen Beftandtheilen und Bezügen 
befteht, von welchen, fo lange die gegenwärtigen Perfonen 
fich dort befinden, nichts zurückgenommen werden kann, und 
ich will. nur noch bemerfen, daß die Regierung, deren Bes 
urtheilung e8 doch überlaffen bleiben muß, es nicht im Inter⸗ 
effe des Staats fand, eine Aenderung hier eintreten zn 
laffen. Die VBerweifung auf einen früheren Befchluß der 
Kammer, worin fie 15,000 fl. als das Marimum eines 
Gefandtengehalts aufgeftellt hat, ift in jedem Fall von der 
Art, daß fie nur bei einer Erledigung diefes Poftens in Bes 
tracht fommen kann, welcher Ball aber gegenwärtig nicht da 
ift. Sch übergehe den Poften von Berlin, weil darüber Feine 
Bemerkung gemacht wurde und werden kann, und begnüge 
mich mit der Bemerkung, daß wegen befonderer Berhältniffe 
der geringe Aufwand für diefen Poften nicht als unbedingte 
Norm und Mapftab gelten kann. Was fodann die beiden 
Poften in Stuttgart und München betrifft, fo konnte, in fo 
fern man die Nothwendigfeit der Unterhaltung der diplomas 
tifchen Verbindung mit diefen beiden Nachbarftaaten, mit 
denen man in fo vieler Berührung ift, anerfennt, wie fie 
auch nicht verfannt werden fann, eine Bereinigung diefer 
beiden Poften nur möglich werden, bei der Anftellung eines 
Gefandten unter Zuziehung eines während feiner Abwefen- 
beit in der einen oder andern Art in einer gewiffen Selbft: 
fländigfeit angeftellten Legationsſecretärs, allein weder in 
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dieſem Fall, wenn auch die gegenwärtige zufällige Erledigung 
durch den Tod des Gefandten dazu benußt würde, noch felbft 
nach dem Grundfaß der Gommifjion wäre eine Erſparniß 
in dem Anſatz möglich. Bei der Deffentlichkeit unferer Vers 
bandfungen übrigens, und ald Beleg auf weldyer Bafis die 
Rechnungen der Commiſſion beruhen, will ich dem allge 
meinen Urtheil heimgeben, daß die Commiſſion für zwei 
Gefandtfchaftöpoften einen Aufwand von 6000 fl. berechnet 
hat, und nichtd weiter darüber bemerken, auf weldye Art 
man die Gefandtichaft an beiden Höfen mit diefer Summe 
organifiren foll. 

Was die Schweiz betrifft, jo wird fich die Bemerfung 
der Commiſſion einfach beantworten laſſen. Es find nämlich 
bem bei der Schweiz accreditirten Minifterrefidenten ftatt 
eined Averfums von 800 fl., für den Beſuch der Tagfagung 
1200 fl. angewiefen worden. Er ift mit einer bedeutenden 
Erſparniß von einem fändigen Aufenthalt entbunden wors 
den, allein Die Reife von Carlsruhe in die Schweiz fommt 
doch höher, als wenn ein in Bern Wohnender die Tags 
faßung befucht. Endlich befindet ſich nod) in den Forderun⸗ 
gen der Regierung ein gemeinfchaftlicher Gefandter in Rom, 
worüber fich die Commiſſion ebenfalld ausgelaffen hat. Die 
Kirchenangelegenheiten find zwar allerdings geordnet, allein 
defjen ungeachtet kommen zuweilen noch einzelne darauf bes . 
zugliche Gefcyäfte zur Beforgung vor, und darum haben 
die Regierungen, welche die oberrheinifche Fatholifche Kirs 
chenprovinz bilden, es für angemeffen gefunden, eine ges 
meinfchaftliche Miffion in Rom auch fernerhin zu behalten, 
Erwägt man dann noch, daß man zugleich durch einen fols 
hen gemeinfchaftlichen Gefchäftsträger mittelbar eine Ber: 
bindung mit ganz Italien erhalten fann, was für die.Re- 
gierung in vielen Fällen von Intereſſe ift, und nimmt man 
ferner darauf Rüuͤckſicht, daß eine bedeutende Zahl inländifcher 
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Künftler zum Behnf ihrer Airsbildung ſich in Nom beſindet, 
die häufig die Verwendung und Fürfprache und Unterſtützung 
des Gefandten in Anfpruch nehmen, fo wird wohl die dafür 
ind Budget aufgenommene Summe von 1500 fl. nicht zu 
viel ſeyn. 

Aus all dem Gefagten dürfte fich nun wohl klar ergeben, 
daß die Regierung in ihren Anträgen und Forderungen nicht 
gut weit gieng, daß fie fich vielmehr vollkommen werden recht; 
fertigen laffen, und ich kann nur mit dem Bedauern fchließen;, 
daß man, nachdem man die frühere Summe um ein ganzes 
Fünftel herabgebracht hat, jegt nod) Fampfen muß, um bie 
Unzulängfichfeit einer fo bedeutend herabgefegten Summe, 
wie fie die Commiſſion in Antrag bringt, zu zeigen. 

Welder: Ich will der Commiſſion überlaffen, in Bezie⸗ 
hung auf die einzelnen Punfte, wo fie beſſer unterrichtet ift, 
zu antworten, glaube aber im Allgemeinen doch den Ges 
fihtspunft der Sommiffton nicht fallen laffen zu dürfen, deun 
gerade die allgemeinen Gefichtspunfte, von denen der Herr 
Minifter ausgegangen ift, kann ich nicht theifen. Sch wünfche, 
daß fo viel als möglich die gefandtfchaftlichen Gefchäfte durch 
tüchtige Gefchäftöträger beforgt werben, weil ich wirklich 
glaube, daß ed dem Nachdruck unferer Verhandlungen und 
der conftitutionellen Durchführung unſerer Intereffen nicht 
vortheihaft ift, wenn gerade im äußern Aufwande eine fo 
große Rivalität mit den höheren Gefandten und Diplomaten 
eintritt. Ich glaube, daß die Rivalität unferer Gefandten 
ſich darauf befchränfen follte, ſich durch Sadjfenntniß und 
angemefjene Durchführung derjenigen Intereffen des Landes 
und der Verfaflung, die ihnen anvertraut find, auszuzeich⸗ 
nen, nicht aber dadurch, daß fie fih auf gleiche Linie mit 
anderen vornehmen biplomatifchen Herren zu ftellen fuchen. 
Als wir vor einigen Jahren unfer Minifterium fich veräns, 
dern, und eine conftitutionelle Fortn annehmen jahen, glaubte 


ich mit, Andern, daß auch hiernach, wie in andern Staaten, 
die auswärtigen Miffionen eine conftitntiouellere Farbe ers 
halten werben. Dieß jcheint aber nicht der Fall zu ſeyn, ja 
ed fcheint unfer Miniſterium -felbft eher wieder :eine andere 
Richtung genommen zu haben. Ich halte es in diefer Hinficht 
von befonderer Wichtigkeit, wicht zu große Diplomatifche Agen⸗ 
sen zu haben, und was die Verbindlichkeit gegen die ſchou 
beftehenden betrifft, fo eriumere ich an den erften Grundfaß, 
ber namentlich auf dem vorigen Landtag von und: wiederhoft 
anerkannt worben ift, daß die Summe, die ein Gefandter 
an einem auswärtigen Sof bezieht, ſich zum großen Theil 
nicht ald Gehalt betrachten laſſe, fondern ald Repräfentas 
tionsaufwand zu einem Staatszweck, wo nad) ben Verhaͤlt⸗ 
niſſen eine Verminderung eintreten kann. Hier kann es fich 
um fein vertragsmäßig erworbenes Recht des Gefaudten 
handeln; er hätte freilich Dad Recht, den Poften aufzugeben, 
allein der Staat muß ſich immer nad) feinen Verhaͤltniſſen 
richten, und hier, wo der Herr Miuifter befonders die Un⸗ 
haltbarfeit der Anficht der Budgerscommiffion beweifen will; 
kann ich ihm nicht beitreten, fondern — den Commiſ⸗ 
ſionsantrag. 

Fecht: Ich verzichte auf das Wort, weil ich überzeugt 
bin, daß die 50,000 fl. auch ohne viele Worte hinreichend 
find. Ein Staat, ber bei politifchen großen Ereiguiffen: kei 
uen Einfluß hat, der, wenn auf Gongreffen über die großen 
Angelegenheiten entſchieden wirb, feine Einladung erhält, 
braucht für Gefandte feine größere Summe aufzuwenden, 
Aſchbach: Die Revalität im Aufwand der Gefandten ift 
ein trauriges Schaufpiel für die Völker, denn fie müſſen es 
theuer bezahlen, und haben nicht einmal die Ergöglichkeit 
des Zufehend. Es follte daher einmal an die Tagesordnung 
fommen, daß man in der Sparfamfeit und Einfachheit, und 
darin rivalifire, die Verfaſſung nach Wort und Geiſt, mit 
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Kraft und Weisheit zu handhaben, und ihre Intereſſen zu 
vertreten, In dieſer Hinficht eriftirt aber-überall-eine große 
Lücke. Daß die Einfachheit und Sparfamteit im Sinne 
einer freien Staateverfaffung, und in der Richtung. Der 
Staatszwecke audy imponirt, dad haben im Anfang ber 
4790er Sahre die nordamerifanifchen Gefandten- in Paris 
berviefen. Nichts war impofanter als die Einfachheit, aber 
auch die Weisheit, womit diefe Männer in einer Stadt 
aufgetreten find, wo Alles an Aufwand und Pracht gewohnt 
war, Unfere Regierung wird nicht gehindert feyn, auch bierin 
voranzuleuchten, und Baden in der Reihe der conſtitutionellen 
deutſchen Staaten einen neuen Ruhm zu erwerben. Ich er⸗ 
kenne mit Freude und Dank an, daß in der jetzt verfloffenen 
Periode der Anfang mit einer bedeutenden Summe gemacht 
wurde, ſehe aber auch die Möglichkeit des Fortfchreitens. 
Der ſo reich dotirte Gefandtfchaftspoften in Wien braucht 
nämlich nicht geradezu fortzubeftehen, denn Feiner der Ger 
ſandten hat ein Recht, auf feinen Poften zu bleiben. Wenn er 
wicht geneigt ift, fich zu befchränfen, wenn er glaubt, nicht 
mit Ehre einfacher dort leben zu können, fo feße man einen 
Andern dahin; ed werden ſich tüchtige Männer- finden, die 
gern den Poften repräfentiren. Sch ftimme deßhalb für ben 
Antrag der Budgetscommiſſion, verbinde aber damit - ben 
Wunſch, daß es ſich die Regierung zur angelegentlichen 
Sorge machen möge, in diefem Punft weitere Erfparıtiffe 
einzuleiten. e Ä 

Staater. Jolly: Die Regierung hat meiner Ueberzeus 
gung: nach praktiſch bewiefen , daß e& ihr in der Rubrik, von 
der es ſich handelt, mit dem Sparen Ernſt ſei. Noch im Jahr 
4831 hat der Aufwand für Geſandtſchaften mehr als 77, 000 fl. 
betragen, und die Regierung hat feit diefer Zeit nicht nur jede 
Gelegenheit ‚ die ſich ergeben hat, benußt um den Aufwand 
zu reduciren, fonbern außerdem noch zu gleichem Zweck poſi⸗ 
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tive: Anordnungen getroffen. Die Ausgabe beträgt nach den 
gemachten Borkagen jebt nur noch 58,900. fl.; mit Rückſicht 
auf den früheren Aufwand ergiebt fich alſo ein Unterſchied 
von faft 48,000 fl., um die folcher überhaupt vermindert 
worden ift. Die Regierung bat, um dieſes Nefultat herbeizu⸗ 
führen, nicht nur an die Stelle eined Geſaudten, der gefterben 
war, feinen andern Gefandten, fondern blog einen Miniftern 
refidenten ernannt, ber jchon vorher neben dieſem Gefandtem 
funftionixte, fondern fie hat eine andere Gefandtfchaft völlig 
eingeben laffen, und zmei fernere Geſandtſchaften vereinigt, 
was in finanzieller Dinficht beinahe denfelben Erfolg äußerte, 
ald wenn eine von beiden aufgehoben worden wäre. Sie bat 
endlich einen Geſandten hieher einberufen, weil fie es für mög⸗ 
fich hielt, daß er die Gefchäfte in dem Lande, woer accrediz 
tirt ift, auch Durch blos zeitweifes Erfcheinen beforgem fünne, 
und befondere Kähigkeiten dejjelben der Regierung wünſchens⸗ 
werth machten, feine übrige Zeit im Lande felbft oder für fonftige 
auswärtige Sefchäfte zu benutzen. Außerdem hat die Regierung 
das Perfonal bei einer der noch beftehenden Gefandtichäften , 
weil ed ihr zu reichlich fchien, um die Hälfte vermindert. 

: Alle Reduftionen haben aber ein gewiſſes Maß, und wenn 
man unter. diefed Maß herabgeht, fo tritt, wie frhon der 
Herr Minifter bemerfte, hiemit erft die eigentliche Verſchwen⸗ 
dung ein, weil alsdann das Geld für.gar nichts außgegeben 
wird. Man muß, wenn man burch diplomatiſche Agenten 
wirken will, denfelben nach den Berhäftniffen, wie fie in den 
verfchiedenen Ländern Statt finden, eine verſchiedene Stelr 
fung geben, und die Geldmittel bewilligen, deren fie bebürfen, 
amt fich in diefer. Stellung zu erhalten. Ein Gefandter, ber 
wicht in der Lage ift, gefeltige Verbindungen in höheren Kreifen 
anzuknüpfen, hier zu beobachten und mündlich zu erörtern, 
bleibt, wenn er übrigens auch die trefflichften Memoiren, abzu⸗ 
faffen verſteht, jedenfalls beſſer zu Haug, und jebe Befoldung, 
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die man ihm giebt, ift zu hoch. Die Erfahrung hat gleichwohl 
gezeigt, und die Erfahrung aller civilifirten. Länder zeigt noch 
jett, daß man im Audland diplomatifc vertreten werden 
muß, wenn man nicht Nachtheile der mannigfaltigften Art 
erleiden will. Man kann aud) das Gefandtfchaftsperfonal nicht 
gleichformig auf Gefchäftsträger befchränfen, fondern muß 
ſich hier nad) gegebenen Berhältniffen richten. Die Regierung 
hat es nicht darauf angelegt, vornehm zu thun, denn wie 
haben nur einen einzigen Mann der wirflicher Gefandter ift. 
Was die einzelnen Poften betrifft, auf die fich Die Forderung 
der Regierung ftüßt, fo hat Ihre Commiſſion bei drei ſelbſt 
feine Bemerkung gemacht, nämlich bei dem Poften in Paris, 
in Berlin und in der Schweiz; wo fie aber glaubt, daß noch 
Beränderungen Statt finden könnten, das ift die Gefandts 
ſchaft in Wien, und die vereinigte Gefandtichaft in Stutts 
gart und München. Was den erften Poften betrifft, fo Foftet 
er jet noch 19,200 fl., während er früher 23,000 fl. Eoftete, 
fo daß hier bereits eine Erfparniß von 4000 fl. eingetreten 
ift. Den Aufwand für diefen Poften noch weiter zu rebuciren, 
muß die Regierung aus Gründen, die nicyt öffentlich bezeich- 
net werden fünnen, zur Zeit für unausführbar erflären. Sch 
glaube jedoch, man kann ber Regierung nad, dem Wege, 
den fie bisher eingefchlagen hat, vertrauen, daß fie auch 
ferner Befchränfungen eintreten lafjen wird, wenn und jos 
- bald es die Verhältniffe erlauben. - 
Die Commiffion ift zwar ferner der Meinung, man ſollte 
für Stuttgart und München einen Geſchäftsträger mit 6000 fl. 
ernennen. Diefe Summe ift aber jedenfalls zu Flein. Es fommt 
überhaupt darauf an, welcher Perfon man die fraglichen 
Poften überträgt, jedoch wird. man Niemanden zumuthen 
fönnen, beide Stellen mit dem angegebenen- Gehalt zu vers 
fehen; denn da der Gefandte abwechfelnd an beiden Orten 
verweilen foll, fo liegt wohl auf flacher Hand, daß er mit 
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6000 fl. nicht reicht, wenn er, was ftetd ein Haupterfors 
berniß bleibt, anftändig leben will. 

Finanzm.v. Böckh: Ich kann nicht mit allen Reductionen 
einverftanden feyn, die bloß auf einem Etat erfcheinen. Man 
kann ftreichen, man kann dadurch Erfparniffe auf dem Papier 
erzwingen, aber fie erfcheinen ald Ausgaben auf einem andern 
Papier. Man will an der Wiener Gefandtfchaft fparen. 
Wenn aber die Regierung räthlich fände, aus andern Rücds 
fichten diefe Erfparniß bei diefer Pofition eintreten zu laſſen, 
fo würde fie auf einer andern Pofition 6000 fl. zu bezahlen 
haben. 

v. Itzſtein: Dad mag Bezug auf geleiftete Vorſchüſſe 
haben. Wie viel machen denn diefe VBorfchüffe aus? 

Finanzm. v. Böckh: Die Vorfhüffe werden dadurch nicht 
bezahlt, daß man eine Abänderung trifft. Man will bei der 
Geſandtſchaft in Stuttgart und München 6000 fl. fparen; 
dies könnte leicht dahin führen, daß die Regierung einen 
Mehraufwand machen müßte, denn man fann einen Ges 
fandten wieder als folchen anftellen, aber nicht als Geſchaͤfts⸗ 
träger. Die einzige reelle Erfparniß, die allenfalld md 9 
lich wäre, ift bei der Gefandfchaft in Rom vorgefchlagen 
worden, allein diefe ift fo unbedeutend, und die Gründe, 
einen Gefandten in Rom gemeinfchaftlich mit andern Staaten 
der Kirchenprovinz zu halten, fprechen fo laut, daß ich auch 
für diefe Erfparniß unmöglich ftimmen könnte. Die kathos 
Iifchen Kirchenangelegenheiten, fo wie der Verkehr mit Itas 
lien, und der Aufenthalt von Kimftlern in Rom rechtfertigen 
biefe Feine Ausgabe gewiß. 

Winter v. H.: Der Antrag der Commiſſion bat feinen 
Widerſpruch erfahren, und bedarf alfo nicht meiner Bertheis 
digung, allein die Bemerkung kann ich nicht unterdrücken, 
daß der Erfolg der Thätigkeit unferer Gefandten fein ers 
freulicher für ung war. Davon bin nicht nur ich, fondern 
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gewiß die ganze Kammer überzeugt, und ic) fehe mid, daher 
nicht veranlaßt, noch größere Befoldungen zu bewilligen, 
als im Sahr 1831. 

Finanzm. v. Böckh: Der Abg. Winter ift gar nicht in 
der Lage, die Thätigkeit und den Einfluß unferer Gefandten 
zu beurtheilen. 

Minifter v. Türckheim: Sch war durchaus nicht der 
Meinung, daß unfere Gefandten im Aufwand mit den Ge: 
fandten größerer Mächte rivalifiren follten, ja ich halte nicht 
einmal für nothwendig, daß fie gerade im Aufwand mit den 
jenigen Staaten rivakfiren, mit denen wir uns auf gleiche 
Linie zu fegen haben, allein ſie follen fo-geftelt feyn, daß 
ihnen feine Thüre verfchloffen wird , die andern geöffnet if. 
Ich will audy nicht läugnen, daß eine größere Vereinfachung 
in diefem Zweig in der Möglichkeit liegt, und daß ein Staat, 
wie der badifche, einen Schritt thun darf, wodurch man fich 
wach und nach dem Ziele nähert. Ich habe nur dagegen ges 
ſprochen, daß Baden ein neues Syftem anfftellen, und ſich 
in einen greifen Contraſt mit andern ſetzen folle, 

- 9. Itzſtein: Ic würde der Kammer über dasjenige Auf: 
Häring geben, was Herr Minifter v. Türcfheim fehr fliege 
reich gegen mich vorgebradht zu haben glaubt, allein da die 
Zeit ſchon fo weit vorgerückt ift, und die Anträge der Com; 
miſſion die nämlichen find, welche die Kammer im J. 1831 
eitiſtimmig zu. den.ihrigen machte, fo halte ich eine weitere 
Auseinanderſetzung nicht für nothwendig. Berichtigend bei 
merke ich noch dem Herrn Minifter, der auf die Deffentlich» 
feit hingewiefen hat, daß die Commiſſion nicht gefagt bat, 
ver Geſandte in München und Stuttgart foll mit 6000 fl. 
ansfonmen, fordern nur, daß bie vereinigte Gefandtfchaft 
nebfi den Bureantoften mit 6600 fl. beftritten werden könne. 
Der Herr Finanminiker bemerkte, Die einzige mögliche Erz 
ſparniß ſei bei ver Geſandiſchuft in Rom,’ aller die Moſandt⸗ 
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fchaft in Stuttgart und München bietet ebenfalls Erfparniffe 
dar, weil dort ein Gefchäftsträger genügt. 

Minifter v. Türdheim: Ich habe blos meine Meinung 
gefagt, ohne zugleich auszufprechen, ob ich fie für fiegreich 
halte, oder nicht. Die Sache muß für ſich felbft frpechen, 
und ich überlaffe die Beurtheilung Andern. 

Staatör. Jolly: Ich glaube, daß der Abg. v. Itzſtein 
fich eines Argumente bedient, das die Kammer nidyt zu dem 
ihrigen machen wird. In der That wäre fehr zu bedauern, 
wenn die Kammer jeden einmal gefaßten Beſchluß ald Grund 
anfehen wollte, denfelben bei jeder fünftigen Veranlaſſung 
zu wiederholen. Es ift allerdings räthlich und dem Charakter 
eines Mannes angemeffen, nicht ohne neue Gründe von einer 
einmal ausgefprochenen Meinung abzugehen; allein es ziemt 
dem Maun eben fo, wenn er eine aubere Ueberzeuguug ger 
wonnen hat, diefer anderen Ueberzeugung zu folgen. Was 
follte auch daraus werden, wenn umgefehrt die Regierung 
ſich fortdauernd daranf beriefe, fie habe dies oder jened eins 
mal gefagt, und dabei müffe es bleiben; unſer ganzes cons 
ftitutionelled Leben Litte offenbar die höchſte Gefahr und 
würde am Ende wohl zu Grunde gehen. 

Merk: Daß wir ung nicht felavifch an unfere Befchlüffe 
binden, haben wir vorhin bewiefen. 

Der Conmiſſionsantrag wird hierauf zur Abſtimmuug ges 
bradyt und einſtimmig angenommen, womil die heutige 
Sitzung geſchloſſen wird. 


Zur Beurkundung der erfolgten Prüfung und u. 
migung des Protokolls. 
Der Secretär: 
Wesel. 


LXXIV. Oeffentlihe Sitzung. 


Verhandelt in dem Sißungsfaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung 


Karlsruhe, dens. Oktober 1833. 


In Gegenwart der Herrn Regierungscommiſſäre, Finanzminiſter 
v. Böckh, Staatsminiſter v. Türckheim, Staatsrath und Minis 
ſterialchef Winter, Staatsrath Jolly, Geheimer Referendär 
Ziegler und Miniſterialrath Frey; ſodann ſämmtlicher Mitglieder 
der. zweiten Kammer, mit Ausnahme der Abg. Armbrufter 
Bert, Serbel, Kienle, Anapp, Körner, Lauer, Poffelt, 
Regenauer,v.Rotted, Schinzinger, Trefurt, Bölder 
Melder und Wegell. 


Unter dem Borfiße des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident macht eine Mittheilung der erften Kammer 
in Beziehung auf den Gefebedentwurf, die Hundstare bes 
treffend, befannt, wornad) an dem von der zweiten Kammer 
in früherer Sitzung angenommenen Entwurf Folgendes in 
ber erften Kammer abgeändert wurde: 

In Artifel IL: 

„Daß die Bewohner abgelegener von den nädhftgelegenen 
Wohnungen 200 Schritte entfernt ftehender Häufer jedoch 
nur für einen Hund oder —— von Entrichtung der Taxe 
frei ſeyn ſollen.“ 
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In Artikel IV.: 

„Daß Hunde, die noch nicht ſechs Wochen alt ſind, bei 
der Muſterung nicht vorgeführt werden dürfen.“ 

Dieſe Mittheilung wird der bereits beſtehenden Eommiſſion 
zur Berichtserſtattung mitgetheilt. 

Das Secretariat macht eine neue Eingabe bekannt: 

Bitte des Handeldftandes in Wertheim in Betreff bed 
durch neue königlich baierifche Minifterialreferipte vollig ges 
lähmten Spebitionshandelg, . 

welche an die Petitionscommiſſion verwiefen wird. 

Nach der Tagesordnung wird zur Diecuffion des Berichts 
des Abg. Martin über die Voranfchläge der Salinenab- 
miniftration für die Jahre 1833 und 4834 gefchritten. 

Zu Nr. 1: „Ertrag der Liegenfchaften“ 
wird nichts bemerft. 

Zu Ir. 2: „Erlös aus Kochfalz im Lande,“ 

Sinanzminifter v. Böckh: Die Abänderung der Pofition 
beruht auf der Herabjegung des Salgpreifes, und darauf, 
baß in dem früheren Budget von der Salinencommifflon ein 
Theil der Sonfumtionsvermehrung auf das Biehfalz und ein 
anderer Theil auf dad Kochfalz gefeßt wurde, wogegen ber 
Herr Berichtderflatter die ganze Gonfumtionsvermehrung 
auf das Kochfalz berechnet hat, und dieß war auch die Abs 
ficht der Regierung. Bon unferer Seite ift daher gegen diefe 
Pofition nichts zu erinnern, ob fie gleich um taufenb 

Gulden höher fieht, als im Bubget. 

Martin: Der Mehrbetrag für dad Jahr 1833 kommt 
bavon her, baß der höhere Salzpreis für 51 Tage, nämlich 
für den Monat Juni bis zum 24. Suli bezogen wurde: 

Zu Nr. 3: „Erlös aus Kochfalz von hemifchen Fabrifen.” 

v. Tſcheppe: Hier heißt ed, einige Papierfabrifen ge 
nöflen wohlfeilere Preife. Ich frage-ben Herrn Berichters 
ftatter, was das für Papierfabrifen find. Sch-glaube, es 
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ift eine Beeinträchtigung Derjenigen, die vielleicht nicht eins 
mal etwas davon wiffen, da nichtd davon bekannt worden 
ift. Sch trage deßhalb darauf an, daß folhe Ausnahmen 
behandelt werden wie die Ausnahmen der Zollprivifegien, 
Damit Andere, die in dem gleichen Fall find, auch davon 
Gebrauch machen und darum bitten fünnen. 

Rutſchmann: Es find die Papierfabrifen in Lubwiges 
thal bei Schriesheim und Niefern bei Pforzheim. Die erfte 
hat aber im verfloffenen Sahre gar feinen Gebrauch davon 
gemacht, und die andere dad Salz in einem denaturirten 
Zuftand bezogen, der ed gar nicht möglich macht, daffelbe 
zu. emem anderen, ald dem beſtimmten Gebrauche zu ver⸗ 
wenden. 

Finanzminiſter v. Böckh: Die Papierfabrifen brauchen 
kein Kochſalz; wenn aber ein Papierfabrikant die chemiſche 
Verarbeitung des Salzes zu Chlor mit der Papierfabrikation 
verbinden will, ſo erhaͤlt er die Begünſtigung. 

v. Tſcheppe: Nach der Aeußerung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters kann ich blos meinen Antrag wiederholen, daß 
dieſe Privilegien im Regierungsblatt bekannt gemacht werden. 

Rettig v. K.: Bei dem herabgeſetzten Salzpreis ſcheint 
mir überhaupt die Sache für die Papierfabriken nicht von 
der Bedentung, daß man auch noch gehäſſige Ausnahmen 
zu geſtatten braucht, ich ſchlage daher vor, mit dem Ans 
fang des naͤchſten Rechnungsjahrs dieſe Salzabgabe ganz 
zu ſiſtiren. (Unterſtützt). 

Finanzminiſter v. Böckh: Dieſe Ausncihme iſt nicht ge⸗ 
häffig, es ift für das Land nützlich, wenn Die chemiſchen 
Producte, Die bie Fabrifanten brauchen, im Lande ſelbſt 
gefertigt werben. Sch fehe nicht ein, worin das Gehäffige 
liegen folle. Daß Product wird, wenn man den Borfheil 
ber niedern Salzpreiſe nicht gewährt , aus dem Ausland bes 
zogen werben. Es -iftiallerbings nicht nothwendig, Daß dieſe 
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Fabrifation von einem Papierfabrifanten betrieben wird, er 
kann das Fabrifat auch von einer chemifchen Fabrik kaufen, 

Buhl: Wenn der Papierfabrifant feinen Chlor ſelbſt 
bereiten will, fo ift es ein Vortheil für ihn, wenn er die 
Begünftigung hat, umd es ift beinahe nothwendig, fie ihm zu 
geben, weil der Chlor zu theuer fommt. Durch die Fortfchritte 
in der Chemie ift man aber darauf gekommen, daß das Koch⸗ 
falz in dem Zuftand nicht mehr nothwendig ift, indem man 
jetzt ald wohlfeileres Verfahren die Salzfauere anwendet. 
Abſolut nothwendig ift daher das Privilegium nicht, aber 
es ift möglich, daß Papierfabrifanten nicht mit diefem Ver⸗ 
fahren befannt find, und daher das Kochſalz verwenden 
müffen. Begimftigungen werden die Papierfabrifen jegt um 
fo nothwendiger haben, da durch bie Zollvereine in ben 
deutſchen Staaten, befonders durd) den Verein zwiſchen 
Sachſen und Preußen, ihnen ein fehr empfindlicher Schlag 
zugefügt wurde. 

Martin:-Die Anfichten über dieſen Gegenftand waren 
fchon in der Budgetscommiffion getheilt, allein die Mehrheit 
hat fich endlich dafür entfchieden, die fo zu belaffen, 
wie fie biöher war. 

v. Tſcheppe nimmt feinen Antrag zurück und vereinigt 
fi) mit dem des Abg. Nettig, weldy-Teßterer jedoch bei der 
Ahftimmung abgelehnt wurde, 

Zu den übrigen Pofitionen der Einnahmen wird nicht® 
bemerft und ſodann zu den Ausgaben übergegangen. 

Bei Nr. 1 und 2: „Abgaben und Laften‘ 
findet feine Erinnerung Statt. 

Zu Nr. 3: „Güterbaufoften.‘ 

Rettig v. K. bittet den Berichterftatter um Auskunft, 
wie ſich Diefe Pofition zu der Pofitioh 4 der Einnahmen ver- 
halte, indom dort zu leſen fei, Die Fammtlichen Liegenfchaften 
feien dem Salinenperfonal zur Nußnießung, theilshbergebeit, 
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theild verpachtet, während hier von Güterbaufoften bie 
Rede fei. 

- Martin: Der Grund ift der, weil bei der Saline 
Rappenau einige Güterftüce fich befinden, die nicht vers 
pachtet werden fonnten, und daher für Rechnung des Staats 
bebaut werden mußten. 

Rutſchmann verliedt zur Aufklärung die betreffende 
Stelle des Commiſſionsberichts von 1831, Tautend: 

„Süterbaufoften fommen nur bei der Saline Rappenau, 

binfichtlich derjenigen Güter vor, die nicht verpachtet werben 
können.“ 
Rettig v. K.: Es muß alſo bei Erwähnung der Eins 
nahme berichtigend geſagt werden, daß unter dieſer Poſition 
auch der Ertrag der im Selbſtbau befindlichen Güter be— 
griffen ſei, denn wenn 150 fl. für Güterbaulohn ausgegeben 
werden, ſo muß in der Einnahme auch erſcheinen, was dieſe 
Güter getragen haben. 

Aſchbach fragt, warum denn dieſe Verpachtung nicht 
gefchehen könne? 

Rutſchmann: Es würde große Inconvenienzen herbeis 
führen und den Betrieb ſehr ſtören, wenn fremde Gutds 
pächter auf das Salinenterrain, wo diefe Güter liegen, mit 
ihrem Fuhrwerk kaͤmen. 

Zu Nr. 4: „Für Geräthfchaften 
wird nichts bemerft. 

Zu Nr. 5: „Kür Materialien‘ 
fpricht 

Wesel. den Wunſch aus, daß beffere Salzſäcke ger 
macht werben möchten, indem gegenwärtig viel Salz vers 
Ioren gehe. 

Dörr: Ich unterftüße diefen Antrag, denn obgleidy diefe 
Säde in neuerer Zeit beffer geworden find, fo find fie doch 
noch fehr fchledht. 
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Finanzminifter v. Bö dh: Man kann leicht beffere Säcke 
erhalten, allein es fragt fich nur, ob man die Koften aufs 
wenden will. Wir brauchen jährlic) 170,000 Srüd, und 
wenn man nur vier Kreuzer für das Stück mehr redynet, fo 
hat man bereits einen Mehraufwand von circa 14,000 fl. 
Es ift genug, wenn die Säde fo befchaffen find, daß fie 
den Transport aushalten. 

Ddrr: Wenn aber Salz unterwegs verloren geht, ſo 
verlieren es Diejenigen, die es erhalten ſollten. 

Rutſchmann: Die Bedingungen, die man ben Unter⸗ 
nehmern der Sädelieferung macht, , find fo diftcil, daß fchon 
darüber geflagt wurde. 

Wesel 1. begnügt ſich damit, feine Anſicht blos als 
Wunſch ind Protocol niedergelegt zu haben. 

Zu den übrigen Pofitionen bis Nr. 13 wird feine Erinnes 
rung gemacht. 

Buhl: Ich erlaube mir, an den Heren Finanzıninifter bie 
Frage zu ftellen, ob die Regierung noch nicht erwogen hat, 
die Fabrifation auf den Salinen, nämlich die Herauffördes 
rung der Sole und Einfiedung derfelben zu Salz, nicht aber 
den mercantilifcyen Betrieb in Pacht zu geben. 

Frankreich liefert das Beifpiel, daß die Admodiateurs ber 
Salinen folche jo verpachtet haben, daß um 35 Sols der 
metrifche Gentner Salz, den Sad zugebunden, geliefert 
wird. Nach diefem Maßftab würde bei und der Gentner Salz 
auf 24 fr. Fabrifationsfoften fommen. Bei und wird gegen» 
wärtig nicht fo wohlfeil fabrizirt werden können, weil wir 
dad Brennmaterial, nämlich die Kohlen nicht fo fehr in ber 
Kähe haben, allein es dürfte dennoch erwogen werben, ob 
man nicht auf diefem Wege wohlfeiler zum Salz kommen 
fönnte, 

Finanzminifter v. Böckh: Gerade die Verpachtung. in 
Frankreich hat mich abgefchrecft, einen ähnlichen Verſuch zu 
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machen, denn fchon. nach dem erſten Jahr wurbem: diefe 
Pachtcontracte wieder abgeändert, wodurch die Pächter eine 
große. Entfchädigung erhalten haben. Einen folcyen Pacht 
können nur fehr reiche Leute eingehen; und doch erhielten 
wir nur Unternehmer, die, wenn fie providirten, den Pacht 
aushalten. würden, wenn ſie aber großen Schaden hätten, 
denjelben vergütet verlangten. Um dem Vorwurf zu entgehen, 
dem gewöhnlichen, der Staat wolle fich mit dem Ruin ein- 
zelner Bürger bereichern, würde der Pacht am Ende aufge 
hoben, oder zu ihrem Bortheil abgeändert. Sodann bürften 
wir in-einen ewigen Kampf mit den Pächtern über die Quali 
tät des Salzes fommen, denn darauf. kommt fehr viel. an, 
ſchlechtes Salz kann man wohlfeiler machen al& gutes. 
Diefen Kampf wünfche.ich nicht, und eben.fo wenig wünfche 
ich die Qualität des Salzes, mit der man zufrieden ift, ver⸗ 
fohfimmert. Es ift überhaupt nur die Frage, ob der Gewinn, 
ben die Pächter ziehen werden, oder der Verluft, der aus der 
eigenen Verwaltung entfteht, ficher feyn werde. Ich glaube, 
wenn wir treue, rebliche und aufmerffame Verwalter haben, 
fo wird der Verluſt, der aus der eigenen Verwaltung entfteht, 
gewiß nicht größer feyn, ale der Gewinn, den ein Pächter 
ziehen wird, und gewiffermaßen erhalten muß. Sch kann mich 
Daher für eine Verpachtung der Fabrikation nicht erklären. 

"Buhl: Ich kann nicht finden, daß. blos veihe Leute in 
Die Berpachtung eingehen fönnten, da es fich-um nichts weiter 
handelt, als die Arbeit in Accord zu geben, und da ſtets em 
Verwalter auf dem Werke feyn muß, fo wird es Teicht ſeyn, 
den Leuten Vorfchüffe zu geben, oder gleich zu bezahlen, 
wenn bie Arbeit geleiftet ift. Gerade diejenigen Leute, bie 
ein großes Vermögen befigen, würden fich vielleicht dieſem 
Gefchäft nicht unterziehen, und die Verpachtung, von der 
der Herr Finanzminifter fpricht, wäre die Verpachtung der 
Salinen felbft, wozu ich ebenfalls nie rathen würbe. 
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Merk: Diefe Arbeiten im Einzelnen zu verpachten, halte 
ich nicht für ausführbar, denn es müßte da ein Unternehmer 
dazwifchen treten, und man weiß, was Diefe für verfchiebene 
Manipulationen machen. Die ärmeren Leute, nämlich dies 
jenigen, die die Arbeit wirflidy zu machen haben, würden 
fehr gedrückt werden. 

Martin: Es wären auch Gontrolmaßregeln nothwendig, 
um den Unternehmer zu verhindern über das Maß hinaud 
Salz zu fabriziren, und ſolches für eigene Rechnung zu vers 
werthen. Sodann muß ich denn doch auch den Abg. Buhl, 
der. fich fo oft auf das Beifpiel von England und Frankreich 
beruft, darauf aufmerffam machen, daß ein Land von einer 
Million Seelen eine foldye Selbftverwaltung weit leichter 
führen fann, ald ein Staat von dreißig Millionen, wo feine 
genaue Beauffichtigung möglich ift. In letzterem mag bie 
Verpachtung folder einzelnen Gewerbe viel zweckmäßiger 
feyn, während in einem Fleineren Lande, wie Baden, die 
Berwaltung recht gut überfehen werden kanu, und man 
ſolglich nicht nöthig hat, auf das unfichere Mittel der Ders 
pachtung zu greifen. 

Buhl: Daß der Staat ald Staat die Aufficht führen 
muß, if richtig, allein, daß Mißgriffe vorgeben, davon 
haben wir ein Beifpiel, indem man eine Dampfmafchine 
angefchafft hat, die ſtill ſteht, und achtzig Menfchen eine 
Arbeit beforgen , die ich den Thieren zumuthen würde, wenn 
ich fein Waſſer hätte, 

Finanzminifter v. Böckh: Die Arbeiten auf den Salinen 
theilen ſich in die Solenfördberung, in die Verſiedung der 
Sole, in das trocdene Abwägen und Einfaden des Salzes,. 
Das erftere gefchieht entweder durch Mafchinen, oder Thiere 
oder Meujchen, welch leßtere im Taglohn arbeiten. Man 
könnte allerdings einen Contract abfchließen, wonach für 
die Förderung einer gewiffen Quantität Sole ein gemwiffer 
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Preis bezahlt würde; die Folge wäre aber, daß ber Unter⸗ 
nehmer Taglöhner anftellen müßte, die er nicht höher bes 
zahlen fünnte, als ihm fein Contract geftattet, wohl aber 
niederer. Auch die Salinendirection wird die Taglöhner nicht 
zu hoch bezahlen, aber auch nicht zu Fümmerlich. Was das 
Salzfieden betrifft, fo Fünnte man auch darüber Accorde 
treffen; man fünnte für eine gewiffe Quantität Salz eine 
beftimmte Summe bezahlen, ohne fich darum zu befümmern, 
was der Salzfieder für einen Lohn erhält, allein da würde 
man Gefahr laufen, daß das Salz nicht fo gut gefotten 
würde, ald wenn man ed um den Lohn beforgen läßt, wie 
e3 wirklich gefchieht. Was nun die übrigen Manipulationere 
betrifft, fo find diefe gewöhnlich in Accord gegeben. Die 
Salinendirection zahlt für das Füllen eines Sackes Salz einen 
gewiffen Preis, und die Direction fucht überhaupt, wo eine 
folche Beraccordirung möglich ift, diefelbe zu bewerfftelligen, 
denn fie braucht dann den Fleiß der Arbeiter nicht zu coms 
trofiren. Sch ftimme dem Abg. Buhl bei, daß, fo weit 
man ohne Nachtheil für die Güte der Fabrikation Accorbe 
abfchließen kann, folche auch gefchloffen werden follen. 
- Buhl: Die Aufficht ift allerdings fehr genau, fo daß 
mich eigentlidy eine dießfallfige Einrichtung betrübt hat, ins 
dem bei dem Pumpen eine Mafchine angebracht ift, die die 
Pumpenfchläge zählt, die die Arbeiter machen. Diefe Auf; 
fiht, jo nothwendig fie ift, hat in mir traurige Empfins 
dungen hervorgebracht, weil diefe Sontrole immerhin etwas 
Erniedrigendes hat. 

Zu Ar. 14: „Für gepachtete Torfgründe 
wird nichts bemerft. 

Nr. 415: „Für das Etabliffement.“ 

Finanzminifter v. Böckh: Wir hatten diefe Pofition zu 
40,000 fl. berechnet. Die Salinendirection wurde gefragt, 
wie viel Salz im Lande vorräthig feyn dürfte? Sie bat den 
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Betrag zu ungefähr 21,000 Eentner angenonmen, als ben 
gewöhnlichen Bedarf eines Monats. Zu unferem und ber 
Direction eigenem Erftaunen, bat fidy aber gezeigt, daß 
bei weiten nicht fo viel Salz bei den Salzhändleri vorräthig 
war. Es mag Einiges dazu beigetragen haben, daß bie 
Häudler, von der Herabfeßung ded Salzpreiſes unterrichtet, 
die gewöhnlichen Einkäufe feit einiger Zeit befchränften, 
Dieß ift der Grund der Verminderung des Aufwandes bie 
auf 26,000 fl. 

Nettig v. K.: Ehe die Diecuffion fich fließt, erlaube 
ich mir noch einen Wunfch in Beziehung auf den Bericht 
augzufprechen, der fich zunächſt bei den Korderungen ber 
einzelnen Etabliffements aufregt, aber auch das Ganze 
angeht. 

Die Fabrifation der beiden Salinen ift in dem Budget 
und in dem Bericht zufammengeworfen, und es ift nicht zu 
beurtheilen, ob nidyt der Fleiß der einen die Sünden der 

andern det. Es wäre daher eine angenehme Erfcheinung, 
wenn bei einem fpäteren Bericht eine Art Entzifferungsfeilage 
von der Fabrikation der einen und der andern Saline be 
findlich wäre, woraus ſich erfehen ließe, in welchen Stücken 
Diefe, und in welchen die andere Saline in ihrer Fabrifationde 
weife voran wäre. Diefes hätte auf die Beurtheilung der 
einzelnen Ausgaben, fo wie auch auf die Frage Einfluß, 
ob an dem einen Drt die Fabrifation vermehrt, und an dem 
andern vermindert werden fol. Es ift auch alddann Leicht 
daran eine Berechnung zu fnüpfen, was das babdifche Land 
der Geutner Salz auf jeder Saline Foftet, unter Zugrunds 
legung der Koften der Fabrikation, ſodann unter Beifchlag 
der Zinfen des Betriebsfapitals und etwa auch der Zinfen vom 
Grundftod. Alsdann fünnen wir ficher beurtheilen, was bei 
unferm Salzpreis Staatöfteuer und was Fabrifationsaufs 
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Finanzminiſterium, und beſonders bei ber Direction der 
Forſte und Bergwerke liegen, wird es für jene Stelle Feine 
fo ſchwere Arbeit ſeyn, und der Herr Berichtserftatter wird 
ſich ein Vergnügen daraus machen, und diefe intereffante 
Arbeit zu liefern. 

Finanzminiſter v. Boͤckh: Dieſe Wuͤnſche des Abgeord⸗ 
neten Rettig laſſen ſich leicht befriedigen, denn in unſern 
Acten ift bereits für jede Saline eine befondere Berechnung 
aufgeftelt, und nur zur Abkürzung der Vorlagen werden 
dann die Summen von jeder Rubrik zufammengefchlagen. 
—Rutſchmann: Bergleichungen werden für den Unein⸗ 
geweihten immer fehr ſchwierig ſeyn, da die Localverhãlt⸗ 
niſſe, beſonders die Preiſe des Brennmaterials, einen großen 
Einfluß auf die Fabrikationskoſten ausüben. | 
Finanzminiſter v. Bödh: Wir wiffen, daß ın Rappenau 
die Fabrikation theuerer ift, ald in Dürrheim, aus dem 
einfachen Grunde, weil bad Holz am dem erfteren Ort mehr 
koſtet, als am Ießtern, daher wird auch verhaͤltnißmäßig 
ein größerer Theil des Landes von ber Dinrheimer Saline 
Befalzt, al& von der in Rappenan. | 

v. Tſcheppe: Ich wollte denfelben Wunfch audfprechen, 
imd das, was von dem Abg. Rutſchmann dagegen ge⸗ 
fagt worden ift, beſtimmt mich gerade zu dem Wunſche, daß 
Beide Salinen befonders behandelt werden, um Bergleis 
ungen anftellen zu fönnen, wobei immerhin dasjenige bes 
ruͤckſichtigt werden wird, was nach den Localverhältniffen 
die eine mehr oder weniger koſteu muß. 

“ Miriftertalrarh Frey: In den den Kammer vorgelegten 
Nechnungsnachweiſungen von 4830 und 41834 find abge 
fonderte Rechnungen von beiden Salinen enthalten, woraus 
das Gewunſchie erfehen werden kann. | 

: Martin: Die bisherigen Budgetsberichte haben biefe 
wöfonderung wicht enthalte, und ich bedauere, daß der 
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Wunſch nicht früher ausgefprochen worben ift, indem ich 
ihm fonft gern entfprocyen haben würde. Wenn der Herr 
Antragfteller übrigend glaubt, es laſſe fi dadurch heraus⸗ 
ftellen,, welche der beiden Salinen fich durch Fleiß und burch 
eine größere Salzproduction hervorgethan habe, fo muß ich 
ihm bemerfen, daß es hiebei nicht darauf anfomme, wie 
viel eine diefer Salinen probucirt, da die Production fich 
nach dem Abfat richten muß. Der Saline Dürrheim ift ein 
größerer Rayon für den Abfat angemiefen, und darum 
produeirt fie mehr, wie werhaupt beide Salinen mehr pros 
duciren würden, wenn wir mehr Salz im Inlande vers 
brauchten, oder mehr ind Ausland abfeßen könnten. 
FSinanzminifter v. Boch: Auf Seite 22 ded Berichts 
wird auf einen Gegenftand zurücdgefommen, von dem man 
enblicy einmal nichts mehr fagen follte. Schon auf allen 
Landtagen, feit der Errichtung der Salinen, wurde geklagt, 
die Salinen hätten zu viel gefoftet. Wann ſollen die ſe Klagen 
einmal aufhören? Man follte glauben, es fei in diefer Hins 
ficht in jeder Budgetperiode von Neuem ein Fehler unter⸗ 
laufen. Ich gebe zu, und habe es ſchon öfterd bemerft, daß 
urfprünglich die Salinen mohlfeiler hätten gebaut werden 
fönnen, und ed würde auch gefchehen feyn, wenn wir bas 
mals ſchon erfahrene Techniker in Diefem Zach gehabt hätten, 
allein das ewige Wiederholen ber nämlichen Sache ift für 
die Regierung kraͤnkend. Ihre Commiffion, und jede Bud⸗ 
getsceommifflon ift, wenn von dem Geld die Rebe ift, fehr 
farg, allein mit folchen Worten verſchwenderiſch. Außers 
ordentlihe Summen, heißt ed, feien verfchwendet werben; 
es ift aber gar nichte verſchwendet worben, es ift abfichtlich 
fein anderer Aufwand gemacht worben, als ben ber Ziyedl 
zu erfordern fchien, bemm von einer Pracht hei den Salinen⸗ 
gebäuden laͤßt fich nicht reden. Ich habe bie mürtenbergifchen 
und andere. Salinen gefehen, und wicht arinehnNe daß bei 


— 
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ung eine befondere Pracht herrſcht. Man follte glauben, es 
ſeien Gebäude eriichtet worden, mit architeftonijchen Vers 
zierungen, wie man fie nur in großen Nefidenzen findet. 
Die Rappenauer Saline habe ich geſehen, die Dürrheimer 
nicht, aber fo viel ich weiß, ift diefe ebenfalls auf Feine 
luxuriöſe Weife erbaut worben. 


Martin: Die Budgetscommifjion hat darum dieſes Ges 
genftandes erwähnt, weil die Summen, die für Neubauten 
ftetö erfordert werben, ſehr groß find, und die zu einem 
großen Theil nicht nothwendig wären, wenn fid) an ben 
Drten, wo die Salinen angelegt worden find, laufendes 
Waſſer befinde. Die Commiffton it fogar darüber in Ber 
rathung getreten, ob es nicht jet noch vortheilbafter wäre, 
die Salinengebäude abzubrechen und fie an andere vortheils 
haftere Plätze, wo ſich Wafferwerfe anbringen ließen, zu 
verlegen, ftatt-alle Sahre folche außerordentliche Ausgaben 
für die erfünftelten Gewerböeinrichtungen zu machen. Sie 
müffen von Jedermann außerordentlich genannt werden, der 
ben Etat liest und die Summen findet, die für ſolche, nur 
der ungünftigen Rage wegen —— Baulichkeiten, ges 
fordert werden. 


Finanzminiſter v. Böckh: Was die Neubauten betrifft, 
fü haben wir zwar gefehen, daß die Localbehörden Vorfchläge 
gemacht haben, die allerdings bedeutende Summen- erfordert 
hätten, wir haben aber auch gefehen, daß die Direction der 
Forfte und Bergwerke ſolche auf die nicht erhebliche Summe 
von 15 ‚000 fl. moderirt hat. Allein auch dieſe Borfchläge bezies 
hen ſich nicht auf Prachtgebäude, ſondern auf Verbeſſerungen 
in den Einrichtungen. Daß Manches noch nothwendig ſeyn 
wird bezweifle ich ſelbſt nicht, glaube aber mit der Direction 
der Forſte und Bergwerke, daß es allmaͤhlig gemacht werden 
fönne. Bon einer Berlegung der Salinen wird wohl feine 
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Mede mehr ſeyn; es wurden ums auch nicht die Drte bes 
zeichnet, mo fie am beten ſtünden. 

Schaaff: Ich tbeile den Wunfch des Herrn Fumip 
miniſters, daß die ewigen Jeremiaden über den außerordent⸗ 
lichen Koftenaufwand bei diefen Salinen, über die angeblichen 
Berjchwendungen, welche man fich dabei erlaubt, endlich 
aufhören möchten. Ich kenne die beiden Salinen gleich gut, 
die ungeheure Pracht findet man dort wicht, welche mau 
erwarten müßte, wenn man den Commiſſionsbericht gelefen. 
Bei der Saline Rappenau hat man, folgend dem Beifpiel 
der benachbarten Etabliffemeuts im Ausland, mit Gefchmad 
gebaut, zu Dürrheim aber fi beinahe aufs Nothwendige 
beſchraͤnkt. Soll der Kunſtſinn gebildet werden, fo müfjen 
die öffentlichen Bauten voranleuchten. Darum wünſche ich, 
daß man fich Dabei nicht auf Die Nothdurft befchräufe, fondern 
die Kunſt walten laſſe. 

Rutihmann: Mit dem Wunfche, daß die Didcuffion 
über den großen Aufwand bei der Anlage der Salinen ges 
ſchloſſen werde, erlaube ich mir nur noch zu bemerfen, wie 
der Hauptfehler darin lag, daß man zu der Zeit, als bie 
Steinfalzlager gefunden wurden, eine befondere Immediat⸗ 
commiffton creirt hat, wodurch zunächit die große Ausgabe 
veranlaßt worden ift. Hätte man damals die Sache an die 
organifationsmäßig dazu beftimmte Stelle, nämlich an das 
Finanzminiſterium, und die ihm untergeordnete damalige 
Bergwerfscommiffton in Freiburg überwiefen, fo wäre ohne 
Zweifel der Zweck mit geringerem Aufwande erreicht worden, 

Retig v. 8.: Es ift wirklich an dem, daß nicht einmal 
die erforderlichen Gebäude in Dürrheim beftchen, denn ich 
weiß aus eigener Wahrnehmung, daß die dortigen Dffi- 
zianten bitter übel daran find, weil ihre Wohnungen bfos 
in Stube und Küche und nicht einmal in einer Kammer und 
mit den erforderlichen Kellern und Schöpfen vwerfehen find. 
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Diefe Leute haben fieben Monate lang Winter und find 
auf ihre eigene Fleine Deconomie befchränft, weil die im 
Ganzen fterile Gegend ihnen wenig zur Lebſucht bringt. 
Sie müffen mit großen Koften über Neuftadt ihre Lebens- 
mittel aus dem Breidgau fommen laffen, was für ſchlecht 
befoldete Leute eine ſchwere Aufgabe ift. Sch habe fie fleißig 
in ihren Heinen Gärten arbeiten fehen, und ed thut mir leid, 
baß das Wenige, das fie für den langen Winter erzielen, 
ihnen aus Mangel an Deconomiegebäuden im Winter zu 
Grunde gehen fol. Darum fpreche ich gegen die Mitglieder 
des Finanzminifteriums meine Ueberzeugung aus, daß, wenn 
fie auch um der Gerechtigfeit willen den in Frage ſtehenden 
Budgetfa um einige taufend Gulden überfchreiten werben, 
ich wenigſtens feine Erinnerung dagegen machen werde. 

Es wird hierauf zur namentlichen Abftimmung über die 
fammtlichen Einnahmen und Ausgaben der Pofition „Salinen 
verwaltung” gefchritten und folche einftimmig genehmigt. 
pro 

4833. 1834. 
Die Einnahmen betragen hiernach 1,236,000 fl. 1,190,400 fl. 
Die Ausgaben at 480,518 „ 457,017 » 
Reineinnahme - > 2 2 2. 755,482 „ 733,383 „ 
- Die Tagesordnung führt nunmehr auf Fortfeßung des 
Berichts über dad Ausgabenbudget und zwar: 


II. Miniſterium des großherzogl. Hauſes und der aus⸗ 
ä -  wärtigen Angelegenheiten. 


| Zit. II. Bundesfofen. 


Autrag: 

Fur das Jahr 4833, fo wie für das Jahr 1834 unter 
dem Titel an Bundesfoften die Summe von 21,425 fl., naͤm⸗ 
lich 44,000 fl. für die Gefandtfchaft, einfchließlich der Bureau⸗ 
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fofteu, uub 7425 fl. für Beiträge zur Buideslaſſe zu ber 
willigen.’ 

Minifter v. Türckheim: Die von der Commiſſion vors 
geichlagene Reduction in diefem Titel, betrifft den Gehalt 
bed Bundesgefandten, allein bier ift in dem gegenwärtigen 
Augenblick eine Reduction nicht möglich. Nur in dem Fall 
ließe fie fid) ausführen, wenn mit der Perfon des gegens 
wärtigen Gefandten eine Acnderung vorgienge und man als⸗ 
dann den Gehalt niederer beftinmte, als er für den gegen« 
wärtigen Gefandten beftimmt if. Es wäre aber gegen die 
billigen und gerechten Anfprüche eines Gefandten und gegen 
die Würde der Regierung, wenn man ihm auf dem Poften, 
ben er viele jahre lang bekleidet hat, Die Befoldung, mit 
ber er dorthin gejchicft wurde, und nach welcher er feine 
Einrichtungen getroffen hat, verkleinern wollte, denu da fich 
ber Gehalt durchaus nicht blos auf reinen perjönlichen An⸗ 
fprud) des Gefandten ald Staatsdiener gründet, fondern 
nad) dem Bedürfniß feiner Stellung bemeffen ift, fo folge 
daraus, daß man ihm, fo lange er auf diefem Plage iſt, 
feinen Gehalt nicht verfummern fann. Eben jo wenig werben 
Sie bie Abficht haben, der Entfchließung der Regierung 
darin vorzugreifen, ob fie es angemeſſen findet, einen 
Staatödiener, ben fie auf einen folchen Poften fchickte, auf 
bemfelben zu belafjen oder abzuberufen. Wenn die Nothwen⸗ 
bigfeit einer ſolchen Abberufung Folge eines Kammerbe⸗ 
ſchluſſes ſeyn follte, fo wäre es ein Eingriff in die Prärgs 
gative der Regierung, die fie nie zugeben kann. Sch. bin 
felbft überzeugt, daß ſich die Kammer fehr darüber be- 
ſchweren würde, wenn man behaupten wollte, die Ausbeh- 
nung, welche fie ihrer Wirffamfeit giebt, fei mit einer 
monarchiſchen Negierung und dem monardifden Prinzip 
unvereinbar. Wenn ſolche Bemerkungen gemacht werben, 
fo würde man darin nicht nur einen Vorwurf gegen. bas 
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MWirken unferer Stände, fondern gegen die Anwendung uund 
Auslegung unferer Berfaffung felbit erfennen, und ich glaube 
nicht, daß Sie felbft Anlaß zu ſolchen Wahrnehmungen 
werben geben wollen, und etwa die Abficht haben, der Res 
gierung hierin indivect in der Anftellung und Abberufung 
ihrer Gefandten- vorzugreifen. Sch gebe die Verſicherung, 
daß. man ftetd darauf Bedacht nehmen wird, die Koften, 
fo wie ſich eine ſchickliche Veranlaſſung dazu darbieter, zu 
vermindern, allein ich wiederhofe nochmals, überlaffen Sie 
diejes der Zeit und den Berhältniffen, und halten Sie ſich 
an den Zuftand, wie er gegenwärtig iſt. Was hiernach nicht 
als ‚willführliche, fondern als —— Folge erſcheint, 
werden Sie auch bewilligen. 

v. Itzſtein: Die Erklärung des Herrn Miniſters, daß 
die Herabſetzung des Gehalts des Bundesgeſandten bei einer 
künftigen Veränderung geſchehen könne, und die Regierung 
überhaupt darauf Bedacht nehmen werde, in dieſem Fall 
Erfparniffe eintreten zu laſſen, wurde ſchon der Kammer 
von 1831 durch den damals anweſend geweſenen Herrn Re— 
gierungscommiſſär Jol ly faſt mit denſelben Worten gegeben. 
Die Kammer hatte unterdeſſen damals, wie jetzt die Com— 
miſſion, im Auge, daß die Beſoldung von 16,000 fl. in Frank⸗ 
furt im Verhältniß zu jenen aller übrigen Gefandten, mit 
Ausnahme desjenigen in Wien, und felbft gegenüber von 
den Bejoldungen der Herrn Minifter, jedenfalls zu hoch fei. 
"Sie hatte ferner im Auge, daß diefer Gehalt von 16,000 fl. 
nur zum Theil als fefte Befoldungen gegeben feier, indem 
ein bedeutender Betrag derfelben nur ald vorübergehend 
und als zurückſetzbar ertheilt ift, wenn man den Aufwand 
für zu hoch erfennt, oder der Gefandtfchaftspoften aufhört. 
Dieß waren die Anfichten, von denen die Kammer von 1831 


ausgieng, und die die Kommiffion von 1833 —— haben, 
denſelben Antrag zu ſtellen. 
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Staater. Jolly: Ich erlaube mir, die Kammer anf das— 
jenige aufmerkſam zu machen, mas zur Verminderung des 
bezüglichen Aufwandes ſchon gefcheben ift. Diefer Aufwand 
belief fih im Jahr 4831 effectiv nach dem vorgelegten Budget 
auf 33,240 fl., allein die Regierung bat die Möglichkeit ein: 
gefehen, hierin eine Minderung eintreten zu laſſen, wedurch 
dann bewirkt worden ift, daß fich derfelbe jetst nur noch auf 
25,425 fl. belauft. Die Minderung hat zunädıft Die Bundee- 
gefandtfchaft felbft betroffen, indem ein Gebalt von 1200 fl. 
geftrichen wurde, ohne daß auf irgend einer andern Seite 
eine Erhöhung eingetreten wäre. Es iſt ferner eine bedeu— 
tende Minderung an dem Anfwande, den die Theilnahme 
der Regierung an der Militärcommiffion veranlaßt, einge: 
treten. Beide Neductionen haben es möglich gemacht, Die 
Summe fo meit herab zu bringen, als gefcheben ift, und 
wenn nun die Negierung erklärt, fie werde auch fünftig jebe 
Beranfaffung dazu benußen, eine weitere Minderung berbei 
zu führen, fo glaube ich, ſollten Sie, in Berückſichtigung 
defien, nicht Etwas verlangen, was ver der Hand nidıt 
Statt finden kann. Es ift gewiß fehr wünſchenewerth, daß 
auch über Geld yofitivere Webereinftimmung zwifchen ber 
Kammer und der Regierung beftehe, damit man ber Noth— 
wendigfeit enthoben werde, auf fünftigen Landtagen unan—⸗ 
genehme Diecufionen zu pflegen, weil mehr ausgegeben 
worden, ald das Budget befagt. Nach Allem dem wäre es 
gut, Sie abftrahirten für jetst von der Meinung Ihrer Com— 
miffion und bewilligten diejenige Summe, die im Ganzen 
gefordert ift; es find fait 8000 fl. weniger, ald man für den 
feiben Zweck früher ausgegeben hat. 

v. Itzſtein: Ich bin fchuldig, auf die Bemerkungen des 
Herrn Regierungscommiffärs folgendes aufflärend zu erwies 
dern: der Herr Regierungscommiffär hat darzuthun gefucht, 
daß diefes Jahr ein Minderaufwand von 8000 fl. rintrete- 
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Es follte nach der vernommenen Darftellung einem Jeden 
fcheinen, als weun dies wirffich wahr wäre, allein es ift 
dem nicht alfo. Die von dem Herrn Sprecher der Res 
gierung angedeutete Erfparniß ift nämlich feine dauernde, 
fondern blos nur eine zufällige Erſparniß. Wie Sie aus 
dem Bericht von 1831 und dem dort bezeichneten Aufwand 
erfehen, betrugen die Ausgaben für die ftändige Bundesmilis 
tärcommiffion 6615 fl., was aber dieſes Jahr nur darum 
nicht der Fall ift, weil, wie die Regierung in ihren Motiven 
ſelbſt jagt, in diefer Finanzperiode dad Großherzogthum 
Baden nicht an der Reihe ift, einen Aufwand für die Bun, 
desmilitärcommiffion zu machen, fondern es ift die Reihe an 
MWürtemberg, und das nächfte Jahr an Darmftadt, fo daß 
alfo hier eine wirkliche Erfparniß nidyt vorhanden it. Als 
wirfliche Erfparniß erfcheint alfo nur die Zurüdziehung jenes 
Rittmeifterd, der täglich 14 fl. Diäten hatte. Eine weitere 
Verminderung des Aufwandes tritt ein, durc, das Wegs 
ziehen eines Secretärd, der aber jelbft nad) dem im vorigen 
Sahr vorgelegten Budget Feine Befoldung hatte, fondern 
blos mit Diäten bezahlt wurde und dort als nicht nothwendig 
erfchienen iſt. Alfo nur diefe zwei Poften find weggefallen, 
allein der Aufwand fir die Bundesgefandtichaft ſelbſt joll 
der nämliche bleiben, nämlich 46,000 fl., während der Ges 
fandte früher nur 10,000 fl. bezog, die dann bei feiner Ans 
ftellung auf 12,000 fl. und fpäter auf 16,000 fl. erhöht 
wurden, welche 4000 fl. aber die Kammer von 1831 nicht 
genehmigte, fondern ed bei dem Sak von 42,000 fl. ges 
laſſen hat. 

Staatsrath Solly: Der Abg, v. Itzſtein giebt die Er 
fparniß bei der Gefandtfchaft zu, und hat ferner bemerkt, daß 
auch bei der Militärcommifion eine Erfparniß dadurch eins 
getreten fei, daß man einen ftändigen Bevollmächtigten ab» 
gerufen hat, wozu aber noch kommt, daß ſelbſt hinſichtlich 
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des Aufmwandes für Denjenigen, ber nur zeitweife abgefenbes 
wird, eine Verminderung Statt gefunden hat. Allerdingd 
fällt der Aufwand für die Militärcommiffion in den beiden 
nächften Sahren blos darum gänzlid; weg, weil an Baben 
nicht die Reihe ift, Das achte Armeecorps zu vertreten, allein 
auch fünftig wird derfelbe nicht fo viel betragen, wie früher, 
indem er ſich nur auf 2250 fl. für jedes Budgetjahr belaufen 
wird. Vorausgeſetzt alfo, daß der Bundesgefandte denfels 
ben Aufwand nothwendig macht, fo werden felbit dann im 
Ganzen nur 27,600 fl., alfo immer noch 6000 fl. weniger, 
als man bis 4832 verwendet hat, ausgegeben werben. 

v. Itzſtein: Wenn der Herr Negierungscommiflär ers 
Härt, daß fünftig nur 2250 fl. für die Militärcommiffion 
jährlich erfcheinen,, fo wird gar nichts gefpart, indem ber 
Rittmeiſter allein 4015 fl. bezogen hat, und fest man num 
noch 2250 fl. hinzu, fo hat man wieder diefelben 6265 fl., 
wie früher. 

Aſchbach: Hier handelt es fich von feinem Gehalte, der 
fignaturmäßig feftgefegt ift, fondern er ift nad) dem wahrs 
fcheinlichen Aufwande bemeffen, den der Gefandte in feiner 
Stellung zu machen hat. Wenn nun aber die Regierung 
ſchon anerfannt hat, daß der angemefjene Aufwand mit einer 
geringeren Summe gemacht werben kann, fo ift Damit auch 
die Nothwendigfeit da, diefen Gehalt herab zu fegen, denn 
der Sefandte hat feinen Anfpruch über das Nothwens 
dige noch etwas zu beziehen. Der Gehalt fteht meiner Ans 
fit nach unter dem Gefichtepunft von Diäten, und wenn 
Diäten in einem gewiffen Betrag gegeben worden find, fo 
hindert Died nicht, fie herab zu feßen, wenn man fie für zu 
hoch erfenut, und Niemand , der in Zufunft ein befonderes 
Geſchaͤft zu verrichten hat, kann ſich alsdann beffagen, daß 
er nadı dem ermäßigten -Betrag feine Ausgaben erfeßt erhält, 
Ich bin daher mit der Commiſſion einverftanden,. baf- biefe 
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Poſition herabgeſetzt werde, und wünſche und hoffe, daß 
unſer Geſandter ſich dadurch nicht gekräukt fühlen, ſonderu 
dieſe Gelegenheit benutzen werde, um auch einmal dem Lande 
eine Freude zu machen und ſeine patriotiſchen Geſinnungen zu 
zeigen. 

Miniſter von Türckheim: Die Aeußerung, daß der Ge: 
halt, wie ihn ein Geſandter, und beſonders wie der Bundes— 
tagsgeſandte, gegenwärtig bezieht, Fein ſignaturmäßiger Ges 
halt fei, beruht auf einem Mißverftändniß und einem falfchen 
Begriff. Ich habe bereitd angeführt, daß es fich beijallen 
diefen Anftellungen im Auslande von einem wahren Funcs 
tionsgehalt handle, der nach dem Erforderniß der gegenwärtiz 
gen, wenn auch zum Theil wandelbaren und auf perfünlichen 
Berhältniffen beruhenden Stellung des. Gefandten bemeffen 
ift, daß er aber allerdings nicht dasjenige ift, was der Be- 
amte, vermöge feiner Dienftfarhegorie, bei jeder Anftellung 
wieder verlangen Faun. In diefer Beziehung iſt allerdings 
der Gehalt nicht in dem Sinn fignaturmäßig,, wie bei einem 
im Inland angeftellten Staatsdiener, allein darum ift er doch 
in derſelben Weiſe durc Signatur verliehen, und kann nicht 
wie Diäten betrachtet werden , fo zwar, daß der Gefandte, 
jo lang er auf dem Poſten fteht, auf den ihm für denfelben 
verlichenen Gehalt Anfpruch machen kann. Abgefehen aber 
auch Davon, daß der Gefandte den Gehalt rechtlich fordern 
kann, jo wäre e8 fchon gegen die Würde der Regierung, einem 
Staatsdiener einen Schalt, wonach er feine ganze Febend- 
weiſe eingerichtet hat, nachher wieder bedeutend zu fchmälern. 

Die Regierung kann und wird Dies nicht tun, fondern 
eher fuchen, eine Beränderung eintreten zu laffen, da dem 
Gefandten unter der Bedingung, daß, und fo lange er den 
gegenwärtigen Poften verfehe, fein Gehalt eben fo gut und 
definitiv angewieſen worden ift, wie einem Jeden von nung, 
und wenn die Kammer alle diefe Rückſichten ermägt, fo wird 
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fie felbft nicht fordern, daß man einen Staatsdiener, dem 
man eine auswärtige Miffion anvertraut hat, auf diefe Weiſe 
behandeln fol. 

Merk: Es ift doch ein Unterfchied zwifchen der Frage der 
Uuveränderlichfeit folcher Befoldungen, oder ob es räthlich 
fei, fie nuter gewiffen Berbältniffen nicht zu verändern. Mas 
den erften Grundſatz betrifft, daß der Gehalt für die Perjon, 
fo lange fie auf dem Poften iſt, uuveränderfich jei, fo kann 
ich Diefen nicht anerfennen, fo wie er auch biöher nicht aners 
kannt war. Blos von einem gewiſſen Theile der Befoldung 
hat man im Allgemeinen angenommen, daß ihn der Gejandte 
haben müfjfe, während man einen andern Theil nach dem 
Verhältniffe bemefjen betrachtet hat. Es iſt möglich, daß 
die Verhältniſſe, nad) denen der Gehalt bemefjen wurde, 
fid) verändern, und man es hiernach nicht für nothwendig 
findet, ihm den ganzen Gehalt zu laffen. Sch verwahre mid) 
alfo gegen den Grundfaß, daß weun einmal eine Bejoldung 
gegeben jei, nichts mehr davon zurück gezogen werden könne. 

Winterv. H.: Ich erkläre mic, für den Commiſſionsan— 
trag und füge nod) zur Beruhigung des Herrn Miniſters von 
Türckheim bei, daß meiner Anficht nad) feinem Gefandten 
wird zugemuthet werden konnen, wenn ihm fein Gehalt hers 
abgefett wird, dennoch auf feinem Poften zu bleiben. Auch 
ein Sefandter am Bundestag muß wie jeder andere Minifter 
bie Freiheit haben, feine Dimiſſion einzugeben, wenn er 
glaubt, daß er in Frankfurt mit 12,000 fl. nicht beftehen 
könne. 

Der Commiſſionsantrag wird angenommen. 


Tit. IV. Verſchiedene und außerordentliche 
Ausgaben. 
„Antrag auf 10,000 fl. für jedes der beiden Budgetsjahre.“ 
Minifter v. Türckheim: Wenn man hier eine eigents 
liche Abtheilung zwifchen den verfchiedenen Zweigen der 
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Staatöverwaltung machen fol, fo würde es nicht meines 
Amtes feyn, den Commiffionsantrag auf eine Herabfeßung 
zu befämpfen, fondern e8 würde Died dem Herrn Finanz 
minifter obliegen. Umnvorhergefehene Ausgaben Iaffen fich 
nicht zum Voraus beftimmen, und es kann dem einzelnen 
Minifter, der für feine Berwaltung verantwortlich ift, gleichs 
gültig feyn, wie viel ihm ausgeſetzt wird, 

- Die Macht der Berhältniffe wird entfcheiden, ob die Summe 
gebraucht oder aber überfchritten wird, und ich werde daher 
auch, wie vor zwei Sahren, aar nicht viele Worte darüber 
verlieren. Wenn man aber hierin zu weit geht, und bei 
allen Pofitionen auf diefelbe Weife verfahren will, fo fönnten 
etwa die Bebürfniffe des Staatshaushalts im Ganzen nur in 
der Idee gedeckt feyn, und eine Störung in demfelben durch 
unabweisliche Forderungen der einzelnen Departements hers 
vorgebracht werden. 

Die leßte Kammer har nach genauer Erwägung und Er 
drterung geglaubt, daß die Summe von 10,000 fl. ungefähr 
dasjenige feyn werde, was dem Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten auszumwerfen fei. Nun ift aber eine neue 
Rubrik hinzu gefommen, die nad) 'einer genauen Durch⸗ 
ſchnittsberechnung auf 1800 fl. anzunehmen ift, und boch will 
die Sommiffion auch jeßt nicht weiter bemilligen, als für bie 
letzte Budgetsperiode ehe Diefe neu hinzugefommene Auds 
gabe für nöthig erachter worben war. Sch wiederhole übris 
gend, daß wir und hier auf einem ganz willführlichen Felde 
befinden. 

Mordes: Diefes Feld ſcheint mir nicht fo willkührlich, 
wie der Herr Minifter glaubt, vielmehr finde ich eine weife 
Gautel der Kammer darin, wenn fie nach dem Durchfchnitt 
früherer Sahre auch für die fünftige Periode eine approrimative 
Summe feft feßt. Sobald das Minifterium weiß, daß es 
anch in Beziehung auf folche Poften, bei denen Ueberſchrei⸗ 
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tungen bes nothmwendigen Bedarfs fo häufig vorfommeıt, 
ale 3.8. bei Grenzberichtigungscommiffionen, auf gewiſſe 
Grenzen befchränft iſt, hütet es fid, vor Verantwortung. 
Das Minifterium der ausmärtigen Angelegenheiten mag bier 
insbefondere aber erwägen, daß die Commiſſion und die 
Kammer von der Anficht ausgiengen, die 1500 fl. für den 
Gefandten in Rom würden erfpart werden, fo daß alfo, da 
diefe Summe mit dem Budgetfaß vermehrt, und fomit der 
Antrag der Commiſſion vollfommen gerechtfertigt wird. 

Minifter v. Türckheim: Der Gefchäftöträger in Nom 
ift im eine andere Rubrif, nämlich in jene der Gefandtfchaften 
übertragen worbeit. 

v. Ipftein: Ich bin mit dem Herrn Minifter darin eins 
verftanden, daß die Poſition für außerordentlichen Aufwand 
fich nie fcharf bemeffen laffe, und natürlich ift, daß hier Aus⸗ 
gaben vorfommen fönnen , die im Intereſſe ded Dienftes ges 
macht werden müffen, obgleich ich nicht fo ganz zugeben kann, 
daß man diefe Ausgaben in gar feine Schranfen bringen folle, 
denn wir haben Erinnerungen, die und belehrt haben, daß 
Ausgaben unter diefen Rubrifen vorfommen, welche bie 
Kammer nicht zu genehmigen im Falle war. Zu bemerken 
ift aber dennoch, daß die angetragene Verminderung um 
2000 fl. durchaus nicht in ber Abficht, um dem Minifterium 
engere Schranfen zu fegen, fondern blos darum gefchehen 
it, weil in dem leßten Jahre, wie der Abg. Mör des fchon 
fagte, die Ausgabe für den Gefandten in Rom zufällig unter 
diefer Rubrik begriffen war, die doc; nicht dahin gehört, 
und auch jet nicht mehr da erfcheint.. Darum und weil der 
Durchſchnitt ohnehin nur 4014 fl. beträgt, haben wir den 
Satz auf 10,000 fl. geftellt. 

Minifterialrath Frey: Der Budgetfaß von 10,000 fl. 
von 182/42 ift von einem dreijährigen Durchfchmitt herge⸗ 
nommen. Die Jahre 1831 und 1832 weifen zwar nur einen 
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Aufwand von 3040 fl. nach, allein derjelbe laͤßt ſich noch nicht 
volljtändig überfehen,, weil die Etatsrechnung früherer Sabre 
noch nicht vorliegt. Wenn nun aber richtig ift, daß nad) 
veiflicher Prüfung der Budgetsfag von 4831 — 33 auf 
10,000 fl. feftgeftellt wurde, und ferner richtig, daß unge⸗ 
kaͤh r 2000 fl. vom Etat des Miniſterinms des Innern Dazu 
fommen ‚ fo rechtfertigt fich auch der höhere Anfa von 
12,000 fl., fo lange wenigfteng, bis ſich aus neuern Erfahr 
rungen nachweiſen läßt, daß man nach einem Durchſchnitt von 
mehreren Jahren mit einer geringeren Summe reichen kann. 
Rutſchmann: Ich habe früher den Antrag auf Herab« 
fegung der Summe bis zu dem Betrag von 10,000 fl. geſtellt, 
der Abg. Bader hat meinen Antrag unterflügt, und die 
Kammer folchen angenommen. Sc hatte zunächft Die Abs 
ſchaffung der diplomatifchen Präfente im Auge, und wenn 
dieſe Statt findet, fo ift das Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten durchaus im Stande, mit der Summe von 
10,000 fl. augzureichen. 
Der Commiffionsantrag wird angenommen. 
Wigenmann berichtet hierauf über die Mittheilung ber 
erften Kammer, hinſichtlich des Geſetzesentwurſs wegen 
Herabſetzung der Hundstaxe, 
Beilage Nr. 1, 
worüber mit Zuftimmung der Negierungscommifjton alsbald 
die Berathung Statt findet.’ 
Der erſte Zuſatz der erſten Kammer lautet: „Frei von der 
Entrichtung der Hundstare find die Bewohner abgelegener, 
von den nächftgelegenen Wohnungen wenigftens 200 Schritte 
entfernt ftehender Häuſer, jedoch nur für einen Hund.“ 
Staater. Winter: Bei Vorlage des Gefeges in dem 
Staatsminifterium hat ſich bereits der Zweifel erhoben, ob 
es billig fei, die Bewohner abgelegener Häufer, Die ihrer. 
Sicherheit wegen Hunde zu halten genöthigt find, mit der 
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Taxe zu belegen. Mau hat aber theild aus beim Grunde, 
daß wohl uur Bir Reicheren einen Hund halten werben, theils 
auch aus dem Grunde, weil der Wunfch der frübern Kam⸗ 
mer war, Daß gar feine Beſreiung Statt finden foll, dieſes 
Geſetz auch ohne alle Befreiung vorgelegt. Bei Beratbung des 
Geſetzes in diefer Kammer hat fic) eine Stimme bereits zu Guns 
ſten der abgelegenen Wohnungen und deren Befiger erhoben, 
die aber in dieſer Kammer nicht berückfichtigt wurden, fo wie 
auch in bem Commiſſionsbericht der erfien Kammer von keiner 
Befreiung Die Rede ift. Bei der Berathung in der erſten 
Kammer aber wurde der Verbefferungsvorichlag gemacht, 
wie er bier mitgerheilt wurde, und id) will uun die Gründe 
angeben, von Denen die erfie Kammer ausgegangen ift. Es 
ift naͤwlich angeführt worden, der Staat beftreite die allges 
meinen Sidserheitöfoften, alein Diefe Sicherheit fomme deu 
einzeln gelegenen Wohnungen auf dem Schwarzwald nicht 
ia bem Grade zu gut, wie in den zuſammenhängenden Ges 
meinden, wo theild die aufgefiellten Sicherheitöbeamten 
mehr forgen, theild aber auch Einer den Andern ſchützen 
fany: Nun iſt es doch hart, wenn Derjenige, der von der 
allgemeinen Sicherheitsanftalt wegen feiner Lage keinen 
Tuben ziehen faun, noch dafür, daß er für fich eine Art 
Sicherheitsanſtalt, nämlich einen Hund hält, noch bezahlen 
folle, mag er num reich oder arm ſeyn. Mag immerhin 
Derjenige , Ber zu feinem Bergnügen einen Hund hält, be> 
feuert jfeyn, mag immerhin ber Gewerbsmann, der zu 
feinem Gewerbe einen Hund braucht, diefe Steuer zahlen 
Der Erfiere kann die Abgaben für feinen Luxus beftreiten, 
der Aundere solche auf fein Gewerbe fchlagen. Derjenige 
aber, der blos feiner Sicherheit wegen ihn hält‘, und weber 
ein Berguügen verfteuert, nod) die Abgabe auf fein Gewerbe 
ſchlagen kann, dürfte allerdings frei fegn. 

Aus Diefen. Gründen ift die Mehrheit der erften Bammer 
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dem Verbefferungsvorfchlag beigetreten, und ich muß auch 
geftehen, diefe Gründe haben doch Vieles für ſich. Es ift nicht 
zu verfennen, daß es hart ift, wenn die Bewohner abgelegener 
Gebäude blos ihrer Sicherheit wegen, und darum, weil fie 
nicht leicht Hülfe erhalten Fonnen, indem fie weder den 
Schuß ihrer Nachbarſchaft, noch der allgemeinen Sicherheits, 
anftalt anzufprechen vermögen, noch Steuer zahlen follen. 
Diefes ift allerdings hart, und wenn man diefe Meinung hat, 
fo wird man wohl auch im Intereffe der höchften Billigkeit 
handeln. Was übrigens die 300 Schritte oder 500 Fuß bes 
trifft, fo wird man freilicdy antworten, daß, wenn Ders 
jenige, der nur 400 Fuß entfernt fei, ebenfalld bezahlen 
folle, dieſes etwas ungerecht wäre. Dieß ift aber eine Uns 
gleichheit, die bei allen Zahlenverhältniffen entiteht, und 
ſelbſt bei einem Gewerböfteuerfapital eintritt. Wenn Einer 
nur 2 fl. weniger. verftenert, fo zahlt er eben auch um fo 
viel weniger. Diefer Beifaß wurde gemacht, damit feine 
Streitigkeiten darüber entftehen, wie weit ein Haus entfernt 
feyn müſſe. 
Duttlinger: Der Gegenftand unferer jegigen Beras 
thung ift wichtiger, als er im erften Augenblick zu ſeyn 
foheint, denn er fchließt eine große Berfaffungsfrage in fich, 
die die Nechte diefer Kammer betrifft, die Frage nämlich, 
ob die erfte Kammer das Recht hatte, an diefem Geſetzes⸗ 
entwurf eine Abänderung zu befchließen. Ich beantworte 
diefe Frage und ohne den mindeften Zweifel mit Nein, wenn 
ich auf die S$. 60 und 61 der Verfaffung blicke. (die der 
Redner verliedt). Die erfte Frage ift die, ob hier ein Geſetzes⸗ 
entwurf vorliege, der unter die Beftimmung des $. 60 der 
Berfaffung gehöre. Ichrbeantiworte diefe Frage ohne allen 
Anſtand mit Sa, und bitte die Kammer, hier mit aller Bes 
fonnenheit zu Werf zu gehen, weil die Frage, was Finanzs 
gefeße feien, eine befirittene Frage zwifchen beiden Kammern 
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it, und wir uns fehr in Acht nehmen müffen, bie Rechte 
ber Kammer zu beeinträchtigen. Wenn Gefege, wodurch 
Auflagen eingeführt und Auflagen ausgefchrieben werben, 
nicht mehr Gefete find, die die Finanzen berühren, fo giebt 
eö feine Finanzgefeße mehr. Man wird fagen, es fei hier 
von einem Geſetz die Rebe, das auf polizeilichen Ruͤckſichten 
beruhe, wodurch polizeiliche Zwecke verfolgt werben, und 
die Tare fei nur ein Mittel zur Erreihung polizeilicher 
Zwede. Auf den Zweck kommt es aber nicht an, denn fonft 
müßte man alle Gefeße, die wirkliche Finanzgefege find, das 
ganze Budget felbft, nicht für ein Finanzgefeg halten, denn - 
alle Steuern, die wir in den nächften vierzehn Tagen ber 
willigen werben, bewilligen wir theils daß die Juſtiz vers 
waltet werde, theils daß Schulen beftehen Fönnen und Uns 
terricht ertheilt werde, daß ein religiofer Cultus beftehen 
könne, theils aber auch zu Handhabung der Polizei in allen 
ihren Zweigen. Solche Zwede find es überall, die und ber 
flimmen, Geld zu bewilligen, gerade um die Zwecke er 
reichen zu köͤnnen. Es fommt alfo nicht auf die Zmede, 
fondern darauf an, ob man Geld zu bewilligen Babe, oder 
nicht. Sobald dad Geſetz Geld auöfchreibt, fo ift es ein 
Finanzgefeß, und ich fehe es alfo für eine ansgemachte 
Sache an, daß an diefem Geſetz mit Rechtskraft nichts abs 
geändert werben fonnte. Cine andere Frage ift die, ob wir 
diefen Sag: durch förmlichen Beichluß zur Anficht der Kam⸗ 
mer erheben follen, daß hier von einem Gefet die Rede fet, 
woran die erfte Kammer verfaffungsmäßig nichts abändern 
fonnte, und ob wir denn gleichwohl, nachdem wir durch 
‚einen folchen Befchluß die Nechte diefer Kammer gewahrt 
haben, anf die Frage weiter eingehen follen, ob dieſe Abs 
änderung gut fei, oder ob wir und an diefelbe anfchließent 
follen. Sch geftehe, daß fehr viele Gründe für diefe Abans 
derung fprechen, und-geftehe, daß, wenn diefe Abänderung 
23. 
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hier vorgeſchlagen worden waͤre, ich mich wahſcheinlich 
zuerſt an dieſelbe angeſchloſſen haben wirrde. 

Mehrere Stimmen: Ed wurde ein dießfallſiger Vor⸗ 
ſchlag gemadht, | 

Duttlinger: Es iſt nicht vorgefchlagen , fonbern blos 
davon gefprechen worden, wieder eine Befreinug einzuführ 
sen, wie fie im alten Geſetz beftanben hat, wonach die Ber 
wohner, die mitten im Drt fich befanden, fich frei machen 
lonnten. Gegen eine Beftimmung diefer Art habe ich damals 
gefprochen,, alfein jene Gründe werben nicht einer Beſtim⸗ 
mung vor der Art widerfprechen ‚wie fie jegt vorgefihlagen 
iſt, naͤmlich mit einer beftimmten Entfernung, weil baburch 
die Wilftühr andgefihloffen wird. Ich halte aber doch eine 
Beftimmung diefer Art nicht für fo weſentlich, aus beu 
Gründen, vie der Herr Berichteritatter Flar dargeitellt hat, 
Ich halte es für räthlich, wegen der wichtigen Momente, 
die biefe Frage darbietet, nicht Darauf einzugehen, fondern 
fchlage der Kammer vor, die Stimmen Durchzuzählen, damit 
das Recht der Kammer, welches ich für eines der wichtigiten 
sonftitutionellen Rechte halte, gewahrt fei, und zwar auf 
eine recht fprechende Art gewahrt fei, 

Es ift yon einer andern Abänderung die Rede, bie bir 
erfte Kammer vorgefchlagen hat, wornach näml.ch die Hunde 
unter einem Alter von ſechs Wochen nicht vorgeführt werben 
follen. Wenn diefe Beftimmung gut iſt, fo mag fie das 
Minifterium im Wege einer Vollzugsverordnung ind Leben 
führen, indem ed wicht nothwendig ift, daß biefe ein Geſetz 
fei. Ich ſchlage alf» vor, die Stimmen durchzuzählen, und 
hiernad; das Nefultat zu ziehen. (Bielfältig unterſtützt.) 

Staatsr. Winter: Es fommt bier auf die Hauptfrage 
an, ob das vorliegende Geſetz ein Finanzgefet oder ein Por 
lizeigeſetz ſei? Es ift von Anfang an'nie ald Finanzgefeg 
betrachtet worden, benn es war gar nicht ber Zweck, bie 
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Hunde zu beſteuern um Geld zu erhalten, ſondern die Hunde 
ſind beſteuert worden, damit deren weniger werden, und 
alſo auch die Steuer abnehme. Bei allen Steuern waltet 
ein anderer Zweck ob, und wenn die fragliche Taxe wirklich 
als Steuer betrachtet wurde, ſo würde ſie nicht unter dem 
Etatsſatz des Miniſteriums des Innern ſtehen. Sch würde 
das Geſetz nicht vorgelegt haben, ſondern die Einnahme 
würde unter den allgemeinen Einnahmen des Staats aufs 
gerechnet worden ſeyn. Man würde auch gar nicht den Ges 
meinden einen Theil der Einnahmen zumweifen können, was 
aus feinem andern Grunde gejchieht, als um dahin zu 
wirken, daß die Zahl der Hunde durch eine richtige Befteuer 
rung vermindert werde. Die Regierung hat es aljo nicht ale 
Finanzgeſetz betrachtet, und eben fo wenig die erfte Kammer. 
Es hängt übrigens diefe Frage gar nicht mit dem Gegenfland 
zuſammen, da fie auch fruher nie anders ale rein polizeilidy: 
betrachtet wurde. 

Duttlinger: Ich frage, ob die Summen, bie wir; 
für die Gensd'armerie bewilligen, nicht zu den Finanzen 
gehören? 

v. Tfcheppe: Sch will mid auf die Frage gar nicht 
einlaffen, die der Abg. Duttlinger aufgeworfen hat, 
und die anf alle Fälle zweifelhaft iſt. Wenn alles Finanz- 
gefet ift, was auf die Finanzen Einfluß bat, fo haben wir 
gar feines zu machen, das nicht im diefe Klaſſe gebört. Ich 
glaube übrigens nicht, daß der Zwed der erſten Kammer, 
wenigftend mit Gerechtigkeit, erreicht wird. Sch ftelle mir, 
zwei Häuſer vor, die von einander gleich weit entfernt find, 
von denen aber eines noch ein Haus in der Nähe hat, dad 
aber bios 450 Schritte von ihm entfernt iſt, und von diefem 
ebenfasts Feine Hilfe in Anfpruch nehmen kann. Diefe Häufer 
müßten dann bezahlen, und Doch wären Beide in der gleichen 
Unſicherheit wie das dritte. Es wären hiernach alfo Unge⸗ 
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rechtigkeiten unvermeidlich, und deßhalb trage ich darauf 
an, den Vorfchlag der Commiſſion anzunehmen. 
MWegelll.: Sch war die Stimme, die ſich bei der erften 
Berathung des Gefebes dafür erhoben hat, daß für die Bes 
wohner des Schwarzwaldes und der Gebirgsthäler die Bes 
freiung eingeführt werben möchte. Sch habe damals auss 
einander gefegt, wie diefe Leute, befonders im Winter, von 
aller Hülfe entfernt feien, indem vieleicht nicht eimmal ein 
Gensd'arm in dieſer Jahrszeit fich bei ihnen fehen laffe, da 
ſolche felbft in beffern Jahrszeiten nur felten borthin fommen, 
Meine Abficht war demnach gut, und ed würde damit Den 
gerechten Wünfchen der Bewohner des Schwarzwaldes ent» 
fprochen worden feyn, allein der Antrag wurde gleichwohl 
in der Kammer verworfen, um dadurch den von mehrerer 
Seiten erhobenen Bedenflichkeiten, daß die Ortsvorgefeßten 
durch eine folche Freilaffung oft in Verlegenheit gerathen 
möchten, zuvorzufommen. Sch unterftüge fonach auch in 
biefem Intereſſe den Antrag des Herrn Regierungseommiffärg, 
eine Entfernung von 500 Fuß für bie Bewohner ded Schwarz 
waldes anzunehmen, jedoch mit dem weiteren Beiſatz, daß 
es Feine geſchloſſenen Orte find, denn wenn auch ein Haus 
von einem gefchloffenen Ort entfernt fteht, fo findet doch 
immer eine Sommunication Statt, und die Sicherheit ift 
nicht fo fehr gefährdet. Auf die Frage, ob das Geſetz ein 
Finanzgeſetz ift, will ich mich nicht einlaffen, allein nach 
meiner Ueberzeugung ift die polizeiliche Rückſicht die Haupt⸗ 
fache. 

Winter v. H.: Ich erfläre mich fir den Commiſſlons⸗ 
antrag, nämlid, für die Beibehaltung des Entwurfs des 
Geſetzes, wie ed von der Regierung kam, denn ich halte 
gerade bie Beſtimmung, daß Feine Ausnahmen Statt finden 
follen, für die befte im ganzen Geſetz, indem nur dadurch 
erreicht wird, was erreicht werben follte, nämlich Bermeis 
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dung von Unterfchleifen, und eine Lüdenlofe Controle. Wenn 
-wir aber auch die Beftimmung annehmen wollten, bie bie 
erſte Kammer vorgefchlagen hat, fo würde doch der Zweck 
gar nicht erreicht werden, indem einige Schritte weiter ſehr 
wenig Unterfchied machen würden, uub doch wäre ber Eine 
frei und ber Andere müßte bezahlen. Ich bin überzeugt, daß 
. alle SHundebefiger diefes Gefeß gerne aufnehmen und zufries 
den ſeyn werden, jeßt weniger bezahlen zu dürfen. 

Rettig v. K.: Ich bin ebenfalls mit dem Commiſſlons⸗ 
antrag einverſtanden, und will nur noch wenige Gründe hin⸗ 
zufügen. Sehr richtig ift, was der Commiſſionsbericht jagt, 
der arme Taglöhner auf dem Lande hat nichts, was man 
ihm nehmen kann, als etwa feine Kinder, und diefe find ein 
freffendes Pfand. Der Bauer aber wird gerne für feine Hunde 
bezahlen, da er bis jegt oft drei Hunde hielt, und für den 
zweiten und dritten Hund mehr bezahlen mußte, als fünftig 
für alle. Die einzelnen Höfe find auch dem Raub nicht fo 
fehr ausgeſetzt ald man glaubt, denn gerade in ber Zeit, mo 
wirkliches Raubgefindel ſich herumtreibt, ſchont es diefe Ger 
genden als feine Zufludhtsörter. Seine Einbrüche finden in 
zufammenhängenden Orten bei Leuten Statt, bei weldyen 
ſchnell fortzubringende Habe ift. Diefe Leute find alfo nicht 
fo fehr der Gefahr von. Räubereien auögefegt. Eine andere 
Rücficht ift diefe: es Fünnen zwei Häufer 200 Schritte von 
einander ftehen, aber es liegt ein Berg zwifchen ihnen, fo 
daß fich Die Leute nicht ſchnell zu Hülfe fommen koͤnnen, wäh, 
‚rend diefes bei größerer Entfernung im flachen Felde Teicht 
möglich if. Sodann hat ed auch viele Schwierigkeiten mit 
bem Einlegen der Hunde. Ein Jäger fonnte 10 Hunde auf 
einzelne Höfe thun, und alle wären frei, Es würde in dieſer 
Hinficht keinen Anftand haben, daß wir. bei dem früheren 
Befchluß bleiben, und dieß ift um fo erfreulicher, als wir 
nicht nöthig haben, die etwas ſchnell und kräftig herbrigeführte 
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couſlltutionelle Frage ju.berathen, Es giedt.fo gewiſſe Kam⸗ 
merpopularitätsſätze, auf die ich mich. nicht geruefeinlaffe; 
das regt Auf, und wenn es drauf und dran kommt, fo ift 
das End vom Lieb, daß man ſucht wieder darüber hinwegzu⸗ 
kommen. Solche Fragen rühre ic) lieber gar nicht am, als daß 
ich zwifchen beiden Kammern einen Confliet herbeiführen 
möchte, In gegenwärtigem Falk bin ich noch der Meinung, 
daß dieſes Gefet fo wenig ein Finanzgeſetz ift, als das Geſetz 
über die Amtsreviſoren. Alle Geſchäfte der Theilungecons 
miſſäre find tarirt, und jeder Arbeitötag derfelben trägt 4 fl. 
43 ft. dem Staat, allein ich kann nicht fagen, daß Diefes 
Geſetz ein Finanzgeſetz ſei. Sch glaube deßhalb; wir wollen 
die Sache nehmen, wie fie zu ung Fam. Sie ift von demje⸗ 
nigen Minifterium gefommen, das die Polizeigefege und Feine 
Finanzgefeße und vorlegt. Wir haben die Hauptrückſicht, 
nämlich Berminderung ver Gefahr, Die aus der Hundswuth 
entſpringt, und diefe Hauptrückſicht hat befonders bei der 
are feldft hinfichtich der Unterſcheidung des Geſchlechts 
Statt gefunden Warum folten. wir alfo ein Finanzgeſetz 
daraus mächen, gegen die Anftcht der erſten KRammer? 

Die befte Weife, unfere Anficht durchzuführen, ift die, daß 
wir erflären, wir Fünnen und nicht von der Zweckmäßigkeit 
der Abänderung überzeugen. 

Merk: Jet ift gerade die Frage fehr praktiſch, — hier 
iſt der Fall gegeben. Hier iſt nicht um eine Theorie, ſondern 
um die Anwendung einer Theorie zu thun, und ich zweifle 
nicht, daß das vorliegende Gefeß ein Finanzgefeß fei. Die 
Hundetare ift eine allgemeine Auflage für alle Diejenigen, 
die Hunde befigen, alſo ein ganz allgemeines: Stenergefeß, 
und es läßt fich durchaus nicht mit demjenigen vergleichen, 
worauf der Abg. Rettig hingewiefen hat. Die regulirte 
Tare ift auch eine Auflage, allein die Arbeit felbfll, worauf 
bie Tare nur ihre Anwendung finder, könnte bios mit Det 
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"Halten der Hunde verglichen werden. Derjenige, der eine 
Arbeit nothwendig bat, muß bezahlen, wie Derjenige, der 
einen Hund braucht. Mag aber auch der Grund ſeyn, welcher 
er will, will man blos Geld erhalten oder nicht, das iſt gleich: 
gültig. Zölle Fonney eingeführt werden, nicht um Geld zu cr 
halten , fondern um die Induftrie zu heben, und doc, wird 
ein folches Geſetz als Auflagegefeß zu behandeln feyn. Die 
Frage, welche Ausnahmen zu machen ſeien, gehört auch zu 
diefen: Gefeß, nämlich der Art und Weife, wie diefes Gefeg 
angewendet werben foll, und wollen wir jegt dieſes Geſetz 
aufrecht erhalten, fo giebt es fein anderes Mittel, als die 
Durchzählung der Stimmen, oder man müßte neu unter: 
handeln, wodurch wir aber unſerm Grundſatz, daß es Finanz 
gefet fei, zu viel nachgeben würden, und man follte daber 
auf dem Antrag des Abg. Duttlinger beharrem Was bie 
Sache felbit betrifft, fo trete ich ebenfallö dem Commiſſions⸗ 
antrag bei. So viel auch Billigkeitsrückſichten dafür fprechen, 
daß die einzelnen Hofbefiger Davon frei werden follen, fo hafte 
ich doch die Inconvenienzen, die bei dein Ausnahmen ent—⸗ 
ftehen, befonderd wenn die Entfernung zum Maßſtab ge: 
nommen wird, für viel zu groß, und ich möchte die Ortsvor— 
gefeßten nicht wieder dieſem Uebelſtand ausgeſetzt fehen, der 
dadurch für fie entftehen würde. Es würde überhaupt eine Un— 
zufriedenheit felbft unter den einzelnen Hofbeflßern entfteben, 
wenn fie fehen müßten, daß Einer, der nur einige Schritte 
weiter von einem Haus entfernt wohnte, frei wäre, wäh— 
rend der Andere etwas nähere bezahlen müßte, 

Mördes: Die Gründe der Räthlichkeit oder der Unräth— 
fichfeit, auf die Modiftcation der erften Kammer einzugehen, 
find fo genügend auseinander gefett, daß ich mich dabei nicht 
weiter aufhalten will. Was aber den andern Antrag betrifft, 
fo glaube ich mit dem Abg. Duttlinger, daß hier ber 
finanzielle Geſichtspunkt der entſcheidende iſt, und daß es 
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nicht darauf ankommen kann, ob ein Gefeß durd; bie Haͤnde 
bed Minifterd des Innern oder der Finanzen in die Kammer 
gebracht wurde, oder ob die Auflage unter diefer oder jener 
Rubrik im Budget erfcheint, Auf folchem Wege wäre es leicht 
möglich, jedes Gefeß in eine beliebige Kathegorie zu fchieben, 
wodurch alddann für die fogenannte Kammerpopularität ber 
unfruchtbare Kampfplag immer geöffnet bliebe. 


Selkam: Sch will demjenigen, was der Abg. Dutt 
finger über die Frage bemerfte, ob dieſes Gefeß ein Finanz» 
gefeß fei, nur noch hinzufügen, daß diefe Frage durch die 
Vorlage fchon entfchieden ift. Die Hundstaren flehen unter 
der Rubrik „Steuerverwaltung“, und ich trete daher der Arts 
ficht der Commiffton bei. 


Geht: Um der Sicherheit willen glaubte die erfie Kam⸗ 
mer diefen Zufaß machen zu müffen, allein gerade um der 
öffentlichen Sicherheit willen wird man ihn verwerfen müffen. 
Die Hunde find zwar ein Schuß für die einzelnen Höfe, allein 
wir wollen wohl erwägen, daß nicht alle Diebe herumftreis 
hen, fondern auch Diebe in folchen abgelegenen Hütten 
wohnen, die fid, der Hunde dazu bedienen, um vereint mit 
ihnen den Wanderer anzupaden, woburd dann die Saumerei 
und der Straßenraub noch befördert werben fan. Muß ein 
ſolcher Befiger einer abgelegenen Hütte die Abgabe bezahlen, 
fo wird man gleidy) aufmerffam, warum diefer Menfch, der 
feine Thüre mit hölgernem Riegel verwahren faun, einen 
Hund hält, während derfelbe, wenn er nichts bezahlen darf, 
fagen fann, er halte den Hund zum Vergnügen. Sch wünjche 
Daher, daß man bei dem Commiffionsantrag bleibe, denn 
meiftens find ed nur Mühlen, die fo entfernt ftehen, und 
deren Befiger das Geld nicht fo nothiwendig brauchen. Ohne⸗ 
hin ift e8 für den Wanderer felbft höchft unangenehm, wenn 
er in einem engen Thale überall von Hunden verfolgt wird, 
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Aſchbach: Es giebt Geſetze, bie die Finanzen vermöge 
ihres Zweckes betreffen, aber auch folche, die vermöge 
der Mittel, wodurch diefer Zweck erreicht werben foll, die 
Finanzen betreffen. Zu den Gefegen der erfteren Art gehört 
3. B. die Liegenfchaftsaccife, zu den Gefeten der zweiten Art 
aber gehören die meiften Zollgefege. Aus⸗ und Eingangs⸗ 
zölle werden nicht darnach bemeffen, um eine Einnahme zu 
haben, fondern um die Induftrie zu heben, um gewiffe Hans 
delszwecke zu erreichen. Ich fehe nur auf den $. 60 der Vers 

faffung, und finde die ganz allgemeine Beftimmung: „jeder 
die Finanzen .betreffende Gefegentwurf ꝛc.“ unter welcher 
ganz allgemeinen Bezeichnung alfo ſowohl diejenigen Geſetze, 
die nad) ihrem Zweck, als diejenigen, die nach ihren Mitteln 
zu den Finanzgeſetzen gehören, begriffen find. Dieß verans 
laßt mich, mit voller Weberzeugung der Anficht des Abg. 
Duttlinger beizutreten; aber aud) nod) ein anderer Um⸗ 
ftand bewegt mic, dazu. Wenn wir nämlicy auch die Frage, 
ob aus polizeilichen Rücfichten zur Verminderung der Hunde 
eine Steuer eingeführt werden fol, nicht unter die finans 
ziellen fondern unter die polizeilichen ziehen wollen, fo ift 
jedenfalls diefe Frage doch jet nicht der Gegenftand unferer 
Betrachtung, fondern ed handelt ſich nur davon, die Größe 
der Tare herabzufeßen, und dadurch ift der vorherrfchende 
Eharafter des finanziellen dem Gefeße aufgedrüct. Die Res 
gierung har auch in dieſer vorherrfchenden Richtung den Ges 
fegentwurf vorgelegt, weßhalb fein Zweifel darüber herrs 
ſchen fann, daß das Geſetz ein Finanzgefeß fe. Was die 
Zweckmäßigkeit der Ausnahmen betrifft, die von ber erften 
Kammer vorgefchlagen wurde, fo fann ich mich ebenfalle 
nur für den Antrag der Commiffton erflären. Wenn wir der 
NRückfidyt auf die befondere Sicherheit für einzelne Höfe fo 
großen Raum geben wollen, fo müffen wir conſequenterweiſe 
noch weiter gehen und aud) die Mezger befreien, denn es ift 
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wicht zu bezweiſeln, daß der Mezger, wenn er mit viel Geld 
in der Gurte über Land geht, blos zur Süherheit einen 
Hund als Begleiter mit ſich nimmt. Ich will aber Die zu 
Ungleichheiten führenden Ausnahmen nicht aufs Neue beftäs 
tigen, nachdem die Tare jetst herabgeſetzt üt. 


Föhrenbach: Was die Abänderung der erjten Kammer 
betrifft, fo könnte ich derfelben auch nicht beiftimmen, fon 
derit bleibe bei dert Commiffionsantrag ftehen. Der Zwed, 
warum man in diefer Kammer befchloffen hat, alle Aus 
nahmen aufzuheben, beftcht offenbar darin, den vielfachen 
Mißbräuchen, die bei den Ausnahmen Statt finden, ein 
Ende zu machen. Bekanntlich führt jede Ausnahme zu einer 
mehr oder weniger unrichtigen Anwendung eines Geſetzes, 
und es iſt beſonders ſchwierig, bei dieſem Geſetz die Fälle 
der Ausnahmen ganz genau zu beſtimmen; fie unterliegen 
zu vieler Willkuhr, und darum hat man alle Ausnahmen 
aus dem Gefeß entfernt, 


Was die andere Frage betrifft, ob fich hier von einem 
Finanzgeſetz, oder einem anderen Gefeß handle, fo muß ic 
wünfchen, daß man jet über diefe Frage weggehen möchte, 
Sedenfalls iſt fie fehr zweifelhaft, und ich geftehe, Daß mir 
der andere Gefichtspunft überwiegend fcheint, daß es ſich 
nämlich hier um fein Finanzgefeg handle, indem man feine 
Täre fetgefeist hat, um Geld zu erhalten, fondern um einen 
polizeilichen Zweck zu erreichen. Der Abg. Duttlinger 
bat unter andern auch das Gensd’armeriewefen ald Beifpiel 
angeführt , um feine Behauptung barzutbun, Bei ber 
Gensd’armerie aber muß man die zwei Fragen unterjcheiben, 
nämlich ob und wie foldye eingeführt werden foll? Die 
eine Frage ift offenbar polizeilich, allein die Frage, wie 
die Gensd’armerie dotirt werde und was fie Eoften. fol, 
iſt finanziell, wozu übrigens beide, Kammern zu fpredhen 
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baben. Zur Entfcheibung der finanziellen Frage aber möchte 
ſich der gegenwärtige Anlaß am wenigſten eigen. I 
.: Bader: Der Abg. Föhrenbach fpricht gegen den Vers 
bejjerungsvorfihlag der erften Kammer, mwünfcht aber noch, 
daß man über die Frage, ob dad Geſetz ein Finanzgefeh 
fei, weggehe. Dieß iſt aber gar nicht möglich, denn fo bald 
wir den Berbefferungsvorfchlag der erften Kammer nicht ans 
uchmen, fo können wir zu dem Gefeß nur auf gefeßlicheni 
Wege fommen, indem wir ed nämlich für ein Finanzgefeh 
erklären. Uebrigens hat ed ja die Regierung dadurch felbft 
als Finanzgeſetz anerkannt, daß fie Diefe Steuer ind Budget 
ſetzte. 

Was den materiellen Vorſchlag der erſten Kammer betrifft, 
ſo ſtimme ich ſchon darum gegen denſelben, weil eigentlich 
nach der größeren und kleineren Entfernung die Sicherheit 
der einzelnen Wohnungen gar nicht bemeffen werden fan. 
Ein Haus, das 200 Schritte von einem Dorf entfernt ift, 
iſt weit ficherer,, ald ein anderes, das nur 100 Schritte 
von einem einzelnen Gebäude entfernt liegt. 

Sander: Ich halte Auch für gang unbeftreitbar, daß 
bad Geſetz ein Finanzgeſetz ſei, und glaube, baß der bas 
gegen erhobene Zweifel nur daher fam, daß man ein Finanzs 
gefeß immer aus dem Zwed erflären wollte, den man mit 
dem Gejeb erreichen will. Es iſt aber bei der Frage, ob 
etwas ein Finanzgeſetz ift, gleichgültig, ob der Zweck dieſes 
Geſetzes der ift, einen Staatsdiener zu befolden, oder eine 
oͤffentliche Anſtalt zu gründen, oder eine polizeiliche Sicher⸗ 
hoit zu erhalten. Die Frage muß darnach entfchieden werden, 
welches das Mittel ift, womit der Zweck erveicht werben 
will; Wenn nun der Staat gu einem polizeilichen Zweck eine 
Strafe auflegt, fo if das kein Finanzgefeg; wenn er ihm 
aber dadurch rrreichen will, daß er auf den. Beutel der Un⸗ 
terthianen seine Auflage wirft, ſo iſt dieß fo gut eine Auflage 
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als diejenige, Die zur Bezahlung diplomatifcher Präfente 
oder Befoldungen der Staatöbiener verwendet wird. Hier 
aber will nun der Staat den polizeilichen Zweck erreichen, 
die Hunde zu vermindern, den er auf dem Wege bes Straf 
anfaßes oder durch andere polizeiliche Mittel hätte erreichen 
können; der Staat. thut aber -diefes nicht, fondern wählt 
den Weg einer Auflage auf das Halten von Hunden, er 
befteuert den Eigenthümer ded Hundes, und diefe Auflage 
einer Steuer ift ein Finanzgeſetz. Wenn dieſe Steuer 
40,000 fl.. oder 100,000 fl. eintragen würde, fo würde es 
überall heißen, es fei ein Finanzgefeß, während Doch durch 
den höhern oder niedern Ertrag der Grundfag felbft im füch 
nicht geändert wird, Es ift alfo diefe Frage ald eine finans 
zielle zu betrachten, und die Stimmen find durchzuzählen. 
Es ift auch diefe Frage darım von Wichtigkeit, weil mit 
diefer Auflage auf die Hunde zugleidy die Frage über Luruss 
fteuer verbunden if. Wenn wir nun diefen Grundfag des 
Finanzgefeßes hier fallen laſſen, fo haben wir alle gleiche 
Grundfäße über fünftige Lurusfteuern fallen zu laffen. 
Mohr: Ich bin mit dem Abg."Duttlinger einverftans 
den, daß es ſich hier nur um einen Finanzgegenftand haus 
beit, und gehe zur Beurtheilung deffelben davon aus, daß 
wir bie beiden Fragen wohl von einander trennen müffen, 
ob nämlich alle Staatsbürger Hunde halten dürfen, und ob 
die Staatöbürger verpflichtet find, eine Tare daran zu bes 
zahlen, Lieber die erfte Frage find wir einig, da Jedem ers 
laubt ift, . einen Hund zu halten, und diefe Frage fann alfo 
auf die andere feinen Einfluß mehr haben. Was aber die 
zweite Frage betrifft, ob die Staatsangehörigen für das 
Halten der Hunde einer Auflage unterworfen werben follen, 
fo ift wohl jedes Geſetz, das eine Auflage einführt, als ein 
Finanzgefeß zu betrachten, und es kann daher feinem Anftand 
unterliegen, daß auch das vorliegende in diefe Klaffe gehört. 
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Witzenmann: Die Commiſſion theilt auch die Anficht, 
daß es ein Finanzgefeß fei, mollte aber darum in dem Bes 
richt nichte davon fagen, weil ich glaubte, daß darüber 
Streit entftehen, und dad Gefeb dadurch nicht zu Stande 
fommen Fönnte. | 

Staater. Winter: Wie aud) die Meinung dieſer Kam⸗ 
mer feyn mag, die Regierung wird nicht geneigt feyn, über 
diefe Hundetare fich in einen Streit mitder Kammer zu vers 
wideln, und es Fönnte alfo die Folge haben, daß die Res 
gierung den Gefeßentwurf zurücdzöge. Ich fage dieß deß⸗ 
wegen, weil, wenn der Entwurf nochmals in die erfte 
Kammer fommt, fie vielleicht von diefer Abänderung abges 
ben wird, während, wenn jeßt gleich darüber entfchieden 
wird, daß es ein Finanzgefeß fei, die Sache natürlichers 
weife nicht mehr in die erfte Kammer zurückgeht. Sich wieder, 
hole aber , daß es für die Regierung ein fehr unangenehmer 
Gegenftand wäre, bei dem fie wenigftend diefe Frage nicht 
zur Entfcheidung bringen wollte. 

Winter v. H.: Ich fürchte auch nach diefer Bemerkung 
nicht, daß die Regierung , wenn es ihr Ernft ift, das Geſetz 
in der erften Kammer durchbringen werde, da ihr die Mittel 
hierzu zu Gebot ftehen. Wenn übrigens auch die erfte Kam⸗ 
mer in ihrer Mehrheit dagegen ftimmen follte, fo bliebe eben 
nichts übrig, als die Stimmen durchzuzählen. 

v. Ipftein: Wenn aud) die Kammer jetzt von der Anficht 
feinen Gebrauch machen wollte, daß es fich bier um ein 
Kinanzgefeß handle, fo kann idy nicht einfehen, wie, wenn 
die Kammer auf ihrer frühern Abftimmung befteht, alfo den 
$. der erften Kammer nicht annimmt, die Möglichkeit vors 
liegt, das Geſetz an die erfte Kammer zurückzubringen, weil 
nur dann ein Gefeß wieder hinüber gehen fann, wenn man 
eine Modiftcation der andern Kammer zur nähern Berathung 
vorlegt. Wenn aber ein hier gefaßter in der andern Kammer 
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aber verworfener Cab hier wieder hergeftell wird, jo kann 
ein ſolches Geſetz nicht mehr in die andere Kammer gehen. 
Staatsr. Solly: Dieß könnte im vorliegenden Falle den⸗ 
uod) gefcheben, da die erfte Kammer eine Abänderung vor⸗ 
gefchlagen bat, wovon die zweite Kammer bei der erfien 
Berathung des Gegenftantes der Natur der Sache nach uns 
terrichtet war, Wenn nun Die zweite Kammer auf dieſen 
Borfchlag erklärt, fie nehme ihn nicht an, jo wird Die erfte 
Kammer zunächit erwägen müjjen, ob fie das ganze Geſetz 
darum fallen laſſen will. 

Duttlinger: Es ift von unlautern Abfichten und Tenz 
denzen gefprochen worden, die dem Borfchlag, der urfprüng> 
lid, von mir ausgegangen ift, zu Grund liegen könnten. 
Mein öffentliches Leben und mein inneres Bewußtfegn , bes 
rechtigen mich, zu glauben, daß jene Aeußerung fich nicht 
auf nich bezogen hat, und darum antworte ich nicht darauf. 
Würde übrigens erklärt, daß fie fich auf mich bezogen habe, 
dann würde ich die Antwort geben, daß ic; diefe Anſchuldi⸗ 
gung mit verbienter Berachtung zurüchweife. 

Fecht: Es follte nie gefchehen, daß man in dag Innere 
eines Menfchen blicfen will, denn das ift fein Heiligthum, 
und geht Niemand etwas an. | | 

Rettigv. K.: Der Abg. Duttlinger fragt mich, ob 
ich ihn gemeint hätte. Antwort: Allerdings; er legt aber 
meine Bemerfung fo aus, als ob ich ihn einer böglichen Ab— 
ficht befchufdigt hätte. Davon habe ic) aber nichts gejagt, 
denn ich habe blos von Popularität in der Kammer gefprochen. 

Duttlinger: Das iſt eine bösliche Abficht. 

Rettis v. K,: Ich weiß nicht, was darin Böfes Liege‘, 
Popularität zu fuchen, denn das ift foggr auch bei Fürften 

ritanden, fo lann ich nichts dafür. 
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Ich habe von der ehrlichen Popularität gefprochen, es alſo 
in ganz gutem Sinn verfianden. 
. 8 wird ‚hierauf--der erfte Commiffionsantrag zur Abſtim⸗ 
mung gebracht, und mit Ausnahme von drei Stimmen ans 
genommen, | 

Staater. Winter: Was nun die andere Frage betrifft, 
fo möchte ich dazu rathen, folche ausgefegt feyn zu laſſen. 
Schaaff: Wenn dieß ein Borfchlag ift, fo nehme ich 
ihn auf. BE 32: 
: Duttlinger: Wenn nicht allen Mitgliedern die Sache 
jo Har ift, als mir, fo habe ich: nichts dagegen. Sch kann 
nie Elarer fehen, als in dem gegenwärtigen Fall. | 

Schaaff: Ic bin mit dem Abg. Duttlinger ganz eins 
verfianden, daß es ein Finanzgeſetz ift, allein ich. halte nicht 
für nothwendig,, jet barüber einen Befchluß zu faſſen, und 
ich trage, baher darauf an, über diefe Frage zur Zeit noch 
nicht abzuftimmen. Es wurbe vorhin gefagt, daß, wenn bie 
Kammer ihren früheren Befchluß wieder herfielle, das Geſetz 
nicht an bie erſte Kammer zurückgebracht werden könne 
Das ſehe ich nicht ein, und finde Darüber auch feine Beſtim⸗ 
mung in der Verfaſſung oder Geſchaͤftsordnung. Geht das 
Geſetz in die erſte Kammer zurück, dann wird ſich zeigen, 
ob ſie unſerem erſten Beſchluß beitritt und ihre, Anſicht abaͤn⸗ 
dert, Iſt dieß der Fall, dann ſanctionirt die Regierung das 
Geſetz, mie fie. es vorgelegt hat, tritt aber die erſte Kammer 
wicht ‚bei, dann, kommt es zurüd, und es hängt dann von 
und ab, ‚darüber zu beſchließen, ob es ein Finanzgeſetz fei 
ober ‚nicht. Wir vergeben und alfo nichtö, wenn wir diefe 
Frage ausfeßen | F F 
Mordes: Ich ſehe Feine Bedenklichkeit dabei, gleich jet 
über Die Natur des vorliegenden Gefeges abzuftimmen, und 
wünfche. eine, folche Schlußfaffung ſchon aus dem Grunde, 


damit die Borherfagung bed Abg. Rettig v..R. ſich nicht 
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erfülle, und die Kammer jeden Verdacht einer Scheu gegen 
Löſung ſolcher Fragen von ſich weiſe. Wir laufen nicht 
Gefahr, das Geſetz zu verlieren, ſo wenig, als dies bei 
ben Zollprivilegien der Fall war, wobei derſelbe Conſlict 
fi erhob, diefed Haus aber feine Rechte ausdrücklich vers 
wahrte, In der Sache felbft mag man fic dann ungehin⸗ 
dert fir. oder gegen die Abänderung entfcheiden,, je nachdem 
dadurch der Regierungsentwurf gebefjert erfcheint oder nicht. 
Bader: Wenn man jebt feinen Befchluß darüber faßt, 
fo: bleibt das. Geſetz liegen, denn im diefer Mittheilung Fäge 
ein Verzicht auf unſere Rechte. Man kann zwar von dem 
Beichluß abgehen, aber bar bleibt nichts übrig, als der Mes 
gierung zu hberlaffen, eine neue Vorlage zu machen. 
: GStaaterath Winter: Allzuſcharf macht fchartig. Die 
erſte Kammer hat im guten Glauben, und aus Gründen, für 
die fich viel fagen laͤßt, die Abänderung: befchloffen, und es 
hätte nicht. viel gefehlt, fo wäre das Gefeh von der Regie 
rung fehbft fo vorgelegt worden. Gerade im Sntereffe der 
Armen wurde im der erfien Kammer diefer Beichluß gefaßt, 
und fie fünnte nun allerdings auf einen andern Gedanfen 
fonmnem und- ſagen, wenn: diejenigen Perſonen, die zumächft 
Bas Suteveffe diefer Klaffe zw vertheidigert haben, e& nicht 
wollen, fo fünnen wir es uns auch gefallen laſſen, und daruw 
Bürfte man wohl das Geſetz an die erfte RAammer zurück geben. 
Staatsrath Jolly: Die Frage, ob ein Geſetz ein Finanz 
geſetz fei, iſt diejenige, die zufeßt zur Entfcheidung zu kommen 
braucht, nümlich erft dann, wenn zwifchen beiden Kammer 
eine Meinumgsverfcjiebenheit hevrfcht, die nicht zu: befeitigem 
iſt. Setzt man diefe Frage jetzt blos aus, fo wird burdheine 
Eommunicatiow der enften Kammer ben Nechten-der zweiten 
Kummer wicht zu nahe getreten: werben: 
 Merd: Bon unferem Beſchluß muß nach der Gefhäfte- 
ordnung der erften Kaumor doch Nachricht gegeben werben, 
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und went biefe erflärt, fie tete bem früheren Geſetz bei, fo 
wäre bie Sache abgemacht, und die Frage nicht zu entſchei⸗ 
ben nothwendig, ob es ein Finanzgefeß fei oder nicht. Es 
könnte aber auch noch auf andere Art dieſes Geſetz in die 
erfte Kammer kommen, denn wenn wir bie zweite Modifts 
cation annehmen, fo muß ihr Doc) Nachricht gegeben werben, 
und wenn wir bann erwarten, welche Niücäußerung ber 
Regierung kommt, fo werben wir unferen Rechten nichte 
vergeben, weßhalb ich den Antrag des Abg. S chaaff unters 
flüge, diefe Frage einftweilen auszufegen. | 

. Duttlinger: Es geht nach der Geſchaͤftsordnung keine 
Mittheilung au die erfie Kammer, wir mögen nun bie zweite 
Abänderung aunehmen oderverwerfen. Wenn wir fie verwer⸗ 
fen, fo find wir auf demfelbenPunft, wo wir jeßt fiehen, naͤm⸗ 
lich an der Frage, ob wir burchzählen oder nicht, und wenn 
wir fie annehmen, fo find wir an berfelben Frage, indem als» 
dann auch nichtd anders übrig bleibt, als die Stimmen durch⸗ 
suzählen. Sch widerſetze mid) alſo ein für allemal einer nochma⸗ 
ligen Mittheilung an die erſte Kammer, weileine Mittheilung 
nichts anders it, als ein Anerkenutniß, daß wir ed als kein 
Finanzgeſetz betrachten. Hier handelt es ſich um zwei Fra⸗ 
gen: erſtens wollen wir dieſes Geſetz ? und dann ums eine 
große Verfaſſungsfrage. Die erfte Frage iſt mix eine Feine, 
und bie anbere Frage eine höchſt wichtige, denn. fie berührt 
bie wichtigften. Rechte diefer Verſammlung, die ich; mit meiner 
Zuftimmung niemals verfümmern laffen werde. 

Staatsr. Winter: Die Landbewohner haben auch ein 
Intereſſe dabei. Das eine Intereſſe ifb ein Intereſſe ber 
Kammer und dad andere ein Intereſſe des Landes und ber 
einzelnen Bewohner, und wenn ich Hoffuung habe, daß das 
Geſetz auf jenem Wege durchgeht, im andern Fall aber wahr 
ſcheinlich keines erſcheint und dadurch Das Intereſſe der kan⸗ 
desbewohner verlummert wirb, fo ſchlage ich gerne den mil⸗ 
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deren Weg ein, denn die erfte Kammer hat blos einen Ver⸗ 
befferungsvorfchlag angebracht, und das Gefeß hätte ja gar 
nicht mehr hinüber gedurft, wenn ed nicht darauf anfäme, 
daß die wechfelfeitigen Anfichten beider Kammern einander 
mitgetheilt werden. Es ift nicht davon die Rede, daß em 
Geſetz gemacht wird, ſondern daß es gut gemacht wird. 

Bader: Wir haben kein — ſondern nur 
Landesintereſſe. 

Aſchbach: Sch vereinige mich mit dem Abg. Schaaff, 
denn es iſt nicht der Geſchäftsordnung zuwider, ſondern ihr 
angemeſſen, daß die Sache an die andere Kammer konmmt. 
Die andere Kainmer hat nämlich diefen Gefeßpunft nicht aus 
dem Standpunkt eines Finanzgeſetzes behandelt, und er ift 
ihr auch nicht als ein folcher vorgelegt worden, Nachdem 
nun aber die zweite Kammer ſich über den Charafter des 
Geſetzes erklärt hat, fo muß ihr die entgegnende Anficht diefer 
Kammer auch befannt und fie in den Stand gefeßt werden, 
mit Hinficht auf: diefe Grundlage ihre Erflärung über Ans 
nahme oder Nichtannahme zu geben. Würde dieſes unters 
laffen bleiben, fo wäre die erfte Kammer nicht in der Mög» 
lichkeit , fich verfaffungemäßig darüber auszufprechen. Wir 
fönnten alſo wohl dem Antrag des Abg. Schaaff nachge⸗ 
ben, auch in Berückfichtigung"deffen, daß wir ein bon der 

Geſammtheit gemwünfchtes Gefeß alsdann vielleicht auf fin» 
zerem Wege erhalten. Auch bei dem Gefeb über Zollprivi⸗ 
fegien wurde die Frage, ob fie zu den Finanzgefeßen gehören, 
oder nicht, unentſchieden gelaſſen, um etwas, was in der 
Kammer voun 1831 als wohlthätig erkannt wurde, auf dem 
fürzeften Wege zu erhalten. 

Staatör. Jolly: Die Mittheilung von Befchlüffen zwifchen 
beiden Kammern, welche fich in Beziehung auf denfelben Ges 
genftand wiederholen kann, hat nicht blos den Zweck, eine 
Uebereinftimmung herbei zu führen, fondern ſich über das mög» 
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lichſt Befte zu verftändigen. Wenn nun der Gegenſtand von 
Der Art. ift, daß jede Kammer ihre Zuftimmung für fich zu 
‚geben hat, dann muß vollfommene Vebereinftimmung in den 
gegenfeitigen Befchlüffen vorhanden ſeyn; wäre dies aber 
nicht. der Fall und liegen Finanzgefege vor, fo muß die Mehrs 
heit der Stimmen beider Kammern entfcheiden. Ich wieder, 
hole alfo, daß nach meiner Ueberzeugung die vorläufige Mits 
theilung einer abweichenden Anficht der zweiten Kammer an 
die erfte, bie leßte Frage, ob das Zufammenzählen der 
Stimmen entfcheiden folle, durchaus nicht präjubicirt, und 
fehe mich darum außer. Staud, der Meinung bed Abg. Dutts 
linger beizupflichten, 

Scaaff: Der Abg. Duttlinger und Andere — 
um meinen Antrag zu beſtreiten, behauptet, es liege, wenn 
derſelbe angenommen werde, darin ein Anerkenntniß, daß 
wir dieſes Geſetz nicht für ein Finanzgeſetz halten. Ein 
ſolches Anerkenntniß will ich aber nicht ausgeſprochen haben, 
und es liegt auch ein ſolches Anerkenntniß nicht darin, wenn 
man die Frage, ob hier ein Finanzgeſetz vorliege, oder nicht, 
ſuspendirt läßt. Es vergiebt ſich dadurch die Kammer nichts, 
und ich bleibe daher wiederholt bei meinem Antrag. 
Präaäſident: Wenn jebt entfchieden wird, daß noch nicht 
über die Frage abgeftimmt werben fell, ob es ein Finanzges 
feß fei, fo. wird die Mittheilung an die erfte. Kammer dahin 
gehen,. daß die zweite Kammer dem Zufag der erften Kam⸗ 
mer nicht. beigetreten fei... Wenn. Dagegen die Kammer ber 
fchließt, daß das vorliegende Gefeß ein Finanzgefeg-fei, fo . 
wird die Mittheilung dahin gehen, einmal baß die zweite 
Kammer dem Zufaß nicht beigetreten fei, und dann, daß fie 
dieſes Gefeß für ein Finanzgeſetz erfläre. Eine Mittheilung 
wird. aber wohl.an die erfte Kammer. nothwendig werden. 

. Duttlinger: Eine Mittheilung allerdings , aber Leine 
Mittheilung des. Geſetzesentwurfs. 
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Man hat mir entgegen geſetzt, ich ſpreche von dem In⸗ 
tereſſe dieſes Hauſes, allein es gebe auch ein Jutereſſe des 
Landes. Darauf erwiedere ich aber, daß ich die Intereſſen 
dieſes Hauſes und des Landes nie von einander trenne und 
ich füge bei, daß die Intereſſen der zweiten Kammer, von 
denen hier die Rede ift, nicht nur zugleich Die Intereſſen des 
Landes, fondern auch die wohlverfiandenen Intereſſen der 
Minifter find, was man bei Abfaffung der Verfaſſungsur⸗ 
Kunde eingefehen hat, denn die $$. 60 und 64 find in Der 
That ganz beſonders im Intereſſe der Negierung und ver 
Miniſter gegeben, und ich habe die Kammer nur noch darauf 
aufmerffam zu machen, welche Folgen aus ihrem Beſchluſſe 
hervorgehen würden, wenn man biefed Gefet nicht als Fir 
manzgejeb betrachtete. Es giebt zweierlei Zollſyſteme, näne 
lich Finanzielle, wie die Kunſtſprache jagt, und ſtaatswirth⸗ 
jchaftliche. Ein finanzielles Zollſyſtem würde nach der Meis 
nung, die und entgegenfteht, . zum Kreis ber Finanzgeſetz⸗ 
gebung in dem Großherzogthum Baden gehören, ein ſtaats⸗ 
wirthſchaftliches aber nicht, meil bei dem ſtaatswirth⸗ 


schaftlichen Zollfyfteme nicht finanzielle Zwede, ſonderu 


ſtaatspolizeiliche und ftaatswirtbfchaftliche Zwecke find. Wem 

mich nun nicht Alles täufcht, fo ift die Zeit nicht mehr ferne, 
daß im Kreis der Gefeßgebung von einem fiaatswirthfchaft- 
lichen Zollfofteme die Rebe ſeyn wird, und da bitte ich, bie 
Folgen zu erwägen, wenn bie in dem 8. 60 und 61 der Vers 
faffung der zweiten Kammer gegebenen Rechte für jene Zeit 
and jene Frage aufgehoben — die alsdann zur Ent⸗ 
ſcheidung kommen wird. 

Sander: Die Hauptſache liegt darin, daß die Frage, ob 
ed ein Finanzgefeg fet, allerdings erft in diefem Augenblid 
entftanden ift, und daß, wenn wir jeßt im Augenblid darüber 
entfcheiden, wir ber erfien Kammer gar feine Gelegenheit 
geben, fich Darüber auszuſprechen, und bad liegt wohl nicht 
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im Hecht ber Kammer. Ich glaube nicht, daß eine ſolche 
eonftitutionelle Frage, die doch die Rechte ber erfteh Ratnnıer 
eben fo berührt, wie die der zweiten, jeßt gleich, ohne nur 
der erften Kammer eine Gelegenheit: zu geben, barlıbee fhre 
Meinung zu ſagen, entfchieden werben follte, fordern cher 
der Antrag des Abg. Scha aff anzunehmen wäre. Es wird 
Niemand, der diefe Discuſſion gehört hat, glauben, daß es 
im Sinne der zweiten, Kammer liege, ihre Anficht, Bad Hunde⸗ 
taxgeſetz fei ;ein Finanggefes, jemald zu ändern, fondern Je⸗ 
dermann wird überzeugt feyn, daß die Mehrheit der Kammer 
feft überzeugt ift, ed fei ein Kinanzgefeg, und. wenn die erite 
Kamnter ed nicht als ein folches betrachtet, fo können mir 
immer thun, was Recht ift, nämlich es ald ein Finanzgeſet 
erklaͤren. 


Staatsr. Winter: Die Entſcheidung, ob ed ein ginanp 
geſetz ſei, wird faktiſch von der Regierung abhaͤngen. Wenn 
ſie, wie die zweite Kammer es fir ein Finanzgeſetz hält, fo 
wird fie es dafür erklaͤren, und wenn nicht, fo wird fie das 
Gefeß zurück nehmen. Um alſo dieſe Berlegenheit zu vermeiden, 
bitte ich, den Vorſchlag des Abg. Schäaff ans den von dem 
Abg. Sander richtig entwickelten Gründen anzunehmen. 


Es wirb hierauf biefer Antrag zur Abftimmung gebracht, 
und angenommen, und ebeir fo der weitere Zufaß ber erften 
Kammer alfo Tausend: „daß Hunde, die nocdy nicht ſechs 
Wochen alt find, beider Mufterung nicht ia werden 
dürfen“ genehmigt. 

Duttlinger: Es wird nun nichts Schaden, wenn int ori 
tokoll bemerkt wird, daß dieſe Abſtimmung nicht der Sinn 
babe, als gaͤbe Die zweite Kammer zu, daß die erſte Kammer 
mit verfaſſungsmaͤßiger — — — ae 
ſchließen Fonne,- 

Mm ördes und Fecht — bieſen — 
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Praͤſident und andere Mitglieder erklaͤren jedoch dage⸗ 
gen, daß der Antrag * Abs. — — — auds 
ſpreche. 

Merk: Das Berlangen der Abſtinmimg it für Diejenigen 
verfänglich, die zwar das Geſetz als Finanzgeſetz anerkennen, 
aber nicht abgeſtimmt haben wollen. 

—Fecht: Sch wünſche doch, daß eine formliche Abſtimmung 
auch über dieſe Erklaͤrung zu Protocoll vorgenommen werde. 
—Präſident: In den Worten des Antrags „zur Zeit“ 
liegt bereits, daß man bie Sache in suspenso laſſe. 

"Duttlinger: Nachdem ſich fo viel Streit auch über 
diefen Borfchlag erhebt, fo nehme ich denfelben zurück. 

Nachdem nun od, der Abg. Rut ſchmann bemerkt hatte, 
daß ſtatt Amtskaſſen „Obereinnehmereien“ oder „Jurisdic⸗ 
tionsgefählfaffen“ in dem Geſetz geſetzt werden müffe, wird 
das ‚ganze. Gefeg nach den bejchloffenen Aenderungen zur 
Abftimmung gebracht, und mit vierzig. gegen vier Stimmen 
angenommen 

| Beier. * : 

Die Tagesordnung führt — auf die — der 
Discuſſion über. das Ausgabenbudget, für die Finanzjahre 
1833 und 1834, und zwar: 


. HL Sußtzminifierium, 

a Lit. 1  Ninikertum, ne 

Antrag: 

„Die Summe von 22,640 fl. zu bewilligen und dieſen 
Betrag: in das Budget von 1833 — 4835 aufzunehmen. 
- Geheimerreferendär Ziegler: Ich glaube, daß die Die 
euffton ſich auf die einzelnen Punkte, ſowohl auf die Be 
foldungen;; ald die Gehalte ausdehnen muß, und daß man 
im Ganzen die Berminderung der Bubgetöcommiffton ohne 
genauere Einficht in dad Bedürfniß nicht annehmen kann. 
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An Beſoldungen ift ein Heiner Betrag mehr gefordert worden, 
und dafür find nur 200 fl. bewilligt. Es fcheint-aber doch, 
daß noch einige 100 fl. weiter bewilligt werden fünnten. 
Ohne näher in die Sache einzugehen, will ich blos bemerfen, 
daß es theild Diener betrifft, die andere Dienfte fchon ge 
leiftet und immer den Beifall ihrer Vorgefegten erhalten 
haben, und denen eben in einer fpäteren Periode ihres Lebens 
einige Erhöhung ihrer Befoldung ftatt anderer Beförderung 
wohl zu gönnen ift. Theils betrifft es aber auch einen fehr 
brauchbaren Mann, der mit einer Fleinen Befoldung- anger 
ftellt ift, die er fchon hatte, als er einen geringern Dienft, 
nämlich den eined Kanzliften- verwaltete, während er jeßt 
Erpeditor ift, und aus andern perfönlichen Verhältniffen 
ed bedarf, und der gegen alle Andern, bie in einer gleichen 
Dienftlage fidy befinden, zurückfteht. Diefe Gründe =. 
wohl einige Erhöhung rechtfertigen. 

Was die Behalte betrifft, fo hat Ihre Commiſſion eine 
Erhöhung von 440 fl. zugegeben, und es ift faum darüber 
noch etwas Näheres zu fagen. Es fragt ſich blos, ob der 
Antrag der Commiffion angenommen werben kann, weun 
man noch den weiteren Grund bedenkt, daß man 200 fl. 
bedarf,- die für fo Viele verwendet werden. müffen, mens 
die Gefchäfte nicht liegen bleiben follen. Werden hiezu nicht 
einige hundert Gulden bewilligt, jo wird die Nothwendig⸗ 
keit eintreten, ſolche aus anderen Fonds zu nehmen. 
Bader: Ich erkläre mich zwar mit dem Antrag der Com⸗ 
miſſion einverſtanden, allein die Bemerkungen, die die 
Commiſſion auf Seite 36 und 37 ihres Berichts über das 
Juſtizminiſterium machte, beſtimmen mid, den Wunſch aus—⸗ 
zuſprechen, daß dieſe Gebrechen bei dieſer Stelle doch recht 
bald gehoben werden möchten, damit man in Zukunft nicht 
‚wieder dieſelben traurigen Folgen zu beklagen ‚und zu ber 
dauern hat, die man feibft bedauern muß. Unter diefe zähle 
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ich beſonders auch, daß wir das bis jet ſchon fo Tang ent⸗ 
behrte Griminalgefeßbuch und die eben fo nothwendige Crimi⸗ 
nalprezeßordnnung nicht erhalten haben. Jedermann kennt 
den fchlimmen Zuſtand, in welchem ſich unfere Criminalge⸗ 
febgebung befindet, indem wir blos eine Novelle über die 
Garolina haben, die burch vielleicht hundert verfchiedene 
Verordnungen, die mit einander in feinem Zufammenhang 
ftehen, erläutert, abgeändert ober modiftcirt wurde, fo daß 
Alles zufammen kein Syftem bildet, von feinen Grundfägen 
durchdrungen iſt; woraus wohl hervorgehen wird, Daß 
eine Criminalgeſetzgebung, nämlich ein zufammenhängendes 
Ganze abfolnt nothwendig ift. Eben fo nothwendig ift aber 
auch die Griminalprozeßordnung, weil wir eigentli gar 
feine haben, und darum wäre es fehr zu wünfchen gemefen, 
daß nach dem früheren Verfprechen der Regierung ſolche anf 
dem gegenwärtigen Landtag vorgelegt worden wäre. Da 
bieß aber nicht gefchehen iſt, fo ftimme ich dem Bedanern 
ber Commiſſion, das fie in ihrem Bericht darüber ausge⸗ 
fprochen hat, vollkommen bei, und bie ganze Kammer wirb 
in daffelbe einftimmen. 

9.38 ftein: Indem ich mid) erhebe, wiederhole ich vor allen 
Dingen dad Bedauern, das früher fchon der Abg. Gerbelauds 
gefprochen hat, daß an demheutigen Tage bei der Discuffion, die 
Aber den Etat des Juftigminiftertums, gegen welches in beim 
Bericht allerdings mit ftarfen Farben, weil die Sache ftarf 
ift, gefprochen wird, fo wie über deffen Mängel Statt finden 
fol, nicht der Präfident des Juſtizminiſteriums felbft ets 
Schienen ift. Nicht als ich glaubte, wir würden durdh feine 
Gegenwart eitie klarere Auskunft erhalten, als fie und der 
anmwefende Hr. Negierungscommiffär gegeben hat und geben 
wird, ſondern weil ich es dem Geiſte und dem Sinne der 
Einrichtungen eines conftitutionellen Staat Aängemeffen 
finde, daß der Miniſter, der die Verantwortlichfeit für feinen 
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Etat Hat, auch zur Vertheidigung beffelben erfcheine, weil 
es zur parlamentarifchen Sitte gehört, und von biefer parlas 
mentarifchen Sitte weder in England noch in Frankreich, 
noch in anderen Mepräfentativftaaten Ausnahmen gemacht 
werben, und derjenige Minifter, der micht in der Verſamm⸗ 
Yung erfcheinen kann, beffer nicht Minijter ift. Wir haben in 
neuefter Zeit erfahren, daß Männer, die Minifter find, 
und ebenfalld nicht die Kraft der Rede beſitzen, diefes in det 
Kammer erklärt haben, aber doch in derfelben erfchienen find, 
eben, weil ed Pflicht eines jeden Minifters ift, in der Kammer 
su erfcheinen, fobald er in einem Repräfentatioftaate func⸗ 
tonirt. Nach diefen Bemerfungen gehe ich zur Sache felbft, 
nämlich zu den Beſchwerden über, von denen der Abg 
Bader gefprochen hat. Ich habe mich dabei auf der Bericht 
der Commiſſion zu beziehen, umd ich zweifle auch, ob det 
Hr. Regietungscommiffär und daruber eine ganz beruhigende 
Erklärung geben kann. Er wird, mas ich zugeben muß, mit 
vielleicht fagen, daß das Juſtizminiſterium gerade nicht die 
gefeßgebende Stelle fei, daß diefed nicht die Schuld allein 
trage, daß die Gefeße, die fo nothwendig, ja die mot 
wendigften find, bei dem Juſtizminiſterium nicht zu Stande 
fommen. Ich muß zugeben, daß diefes etwas für ſich hat, 
allein, wenn die Gefeße, die gefordert werben, gerade ſolche 
find, weldye die Juſtiz betreffen, wenn ed, wie hier, Tlat 
ift, daß ein Griminalgefegbuch, wie überhaupt alles, was 
dahin einfchlägt, das dringendfte Bebürfniß des Landes iſt, 
und laut und dringend auf allen Landtagen gefordert wurde, 
Dann war es der Stellung des Zuftizminifteriums angemeffen, 
dann war es der Vorftand deffelben feiner Pflicht ſchuldig 
diefes mit aller möglichen Kraft zu fordern, und mie zu ruhen 
und zu raften, bis die Regierung diefem Bedürfniß entfprodyen 
hätte. Wenn das Inftizminifterimm bier diejenige Stellung 
eingenoinnten hätte, die ed hätte einnehmen follen, fo vomde . 
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bie. Regierung: nicht haben widerſtreben kͤnnen. Wenn mau 
betrachtet, und ſich in der Welt umfieht ,. wie ſich jetzt Alles 
nach den neuen Aufichten- und Begriffen felbft in: Beziehung 
auf die Gefeßgebung und die Bedürfniffe derfelben: bilder, 
wenn man fieht, wie ale übrigen Inſtitutionen auf diefe 
neue Einrichtungen und Ideen gebaut find, daß alfo die Ges 
ſetze, die wir haben, gar nicht mehr beftehen können, fondern 
wie ein alter Babel erfcheinen, dann muß ich erflären, daß 
id) lieber nicht Präftvent des Juſtizminiſteriums feyn wollte, 
als unter diefen Formen und Gefeßen, und wenn mir die 
Regierung: ſtets die Vorlage diejer Gefeße verweigert hätte, 
Sie würde es aber nicht gethan haben, und da nun die Zeit 
fam, wo man, fidy offen erflären darf, fo nehme ich feinen 
Anftand, bier auszufprechen, daß eben diefe Stellung, die 
das Suftizminifterium im Lande eingenommen oder vielmehr 
nicht’ eingenommen bat, daß das eifige Eritarren bei allem 
Fortjchreiten in -demjenigen, was die Zeit gebietet, der 
Grund ift, warum das Vertrauen zu dem Juftizminifterium 
im Lande vergieng, und fobald ein Minifterium- das Bers 
trauen-im Lande verloren hat, kann ed nicht mehr wirfen, 
wie ed. wirfen ſollte. Es iſt dieß eine um fo traurigere Er⸗ 
ſcheinung bei -einer ‚Stelle, wie. das Juſtizminiſterium ift, 
weil es in die, wichtigften- Angelegenheiten ſchädlich einwirft, 
wenn das Vertrauen. vernichtet it. Sch erfläre- ferner, daß 
meiner Ueberzeugung nach die Regierung nur dadurch helfen 
fann, daß mit dem Juſtizminiſterium eine, totale Regeneration 
mit wenigen Ausnahmen vorgenommen wird, Sch habe 
Starfes gefprochen, aber es blos gefagt, weil meine innerfte 
Ueberzeugung es gebot. Sch werde, wie ſchon bei früheren 
Beranlaffungen, e8 gefagt worden ift, die. Discuſſion mit 
Aufzählung aller einzelnen Fälle, die gegen das Juſtizmini⸗ 
fterium ſprechen, verlängern, allein dennoch einzelne Fälle 
. anführen, um zu beweifen, daß nicht die Befchwerde darüber, 
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daß dad Zufkizminifterium für die nothwendigſten Gefeße 
nichts gethan hat, allein es ift, fondern, daß noch andere 
Urfachen vorliegen, die meine Behauptungen rechtfertigen. 
Ich bemerke, daß nad) allem dem, was ich erfahren habe, 
und noch viele Mitglieder beftätigen werben, das Juſtiz⸗ 
minifterium dasjenige, was im Jahr 1822, in einem Antrag 
von mir, fo lebhaft:befümpft worden ift, und wobei ich mich 
mit Bergnügen erinnere, wie mid ber damalige Abgeordnete 
Winter v. 8. fräftig unterftügt hat, daß, ſage ich, das 
Juſtizminiſterium von dem Begnadigungsrecht einen Gebraud) 
macht, das ich lieber einen Mißbrauch nennen möchte. 
Nach Allem, was ich davon weiß, fehadet diefe Art, bad 
Begnadigungsrecht zu üben, der Würde der Gefeße und 
bem Anfehen der Gerichte. Das AJuftizminifterium übt das 
- Begnadigungsrecht bei Ehrenfränkungsfachen aus, wo es 
meiner Anficht nach offenbar unftatthaft ift, weil ich mir bei 
folchen gar feine Begnadigung denfen fann. Es begnabigt 
in Eriminalfachen oft ohne den beftimmten Antrag der Ges 
richte, und fogar, wie ich gehört habe, felbft gegen den 
Antrag derjelben. Es übt Begnadigung aus Rechtsgrimden 
und bezieht fid) auf den $. 20 des achten Organifationdebictg, 
fo wie auf eine angebliche Cabinetsnote des Groherzogs 
Karl, wovon es fich troß aller ihm zugegangenen Remons 
ftrationen der Gerichte nicht abbringen läßt. Es miſcht ſich 
aber auch in die Urtheile der Gerichte felbf ein, und glaubt 
fie nach feiner Meinung aufheben oder abändern zu — 
wovon ich. nur einen Fall vortragen will. | 
Johann Samftag wurde durch das hefgerichetihe —* 
feinen vom 23. Septeindber wegen wiederholten dritten 
Diebftahls zu fünf Jahren und zwei Monaten Zuchthaus 
Rrafe verurtheilt, und weil dieſes Erfenntniß auf einen I 
dicienbeweis gefällt wurde, fo verordnete das Juſtizmini⸗ 
fterinm durch feinen Erlaß vom 3. Detober 1828 eine noch⸗ 
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malige Berathung im pleno , deren Refultat war, daß bad 
Hofgericht bei feinem Lirtheil blieb, Run beftätigte das Juſtiz⸗ 
miniſterium am 28. October 4828 das Urtheil zur Bekaunt⸗ 
machung. Das Oberhofgericht_verwarf durch Erlaß vom 
20, Mai 1829 den dorthin. ergriffenen Rechtsrecurs als uns 
gegründet. Das Zuftizminifterium, das daranf die Wieder; 
vorlage der Neten nach Erledigung des Recurfes befohlen 
haste, erließ am 7. Auguft 1829 folgende Verfügung an 
bad betreffende Obergerücht: 
„Da man ſich bewogen findet, die in dem: hofgerichtlichen 
Urthetuk | 
Run werden fidy: die Zuriften im der Kammer überzeugen, 
daß eine foiche Abänderung, Milderung , Begnadigung oder 
wie man ed. nennen will, durchaus nicht in der Competenz 
dos Juſtizminiſteriums gelegen hat. Ich will aber auch noch 
eineriandern, ebenfalls intereffanten Sal vorbringen, welcher 
jeigt, daß das Juſtizminiſterium fich nicht blos in die Anger 
legenheiten der Gerichte mifcht, fondern auch in feinen eigenen 
Entſchließungen bin und ber wankt und fchwanft. Es hatte 
nämlich ein gewifler Bürger von Homburg eine Beſchwerde 
darüber erhoben, daß ihm bei einer auf. eine Schuldforder 
rung bin gemachten Auspfändung nicht blos zu viel gepfändet, 
ſondern auch zugrifföfreie: Gegenftände genommen worden 
ſeien. Das Dofgericht fand die Befchwerde nicht gegründet, 
bie Sache fam aber höhern Orts, und das Juſtizminiſterium 
zog fie zu feinem Reſort, und erklärte endlich, daß man 
Denjenigen, der die Pfändung angeordnet hatte, zur Ver⸗ 
amwortung ziehen folle, was dem Befchwerbeführer eröffnet 
wurde, welch leßterer. ben. ihm angebenteten Weg beuutzte 
und betrat. Das Juſtizminiſterium aber. erflärte num auf 
eisten: Bericht des Hofgerichts durch feine. Entfchließung, vom 
49. November die Sache, fo weit. fie dem amtlichen Mer 
ſpioienten betrifft , fin abgemacht, und bar eigentliche Ber 
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amte wurde dadurch freigegeben.. Der Querulant hatte unters 
beffen ein Erkenntniß von der Kreisregierung erhalten, wo⸗ 
mit er jedoch nicht zufrieben war, ftatt aber num zu appelliren, 
wendete er fidy wieder an das Juſtizminiſterium, und diefes, 
entweder nicht eingebeuf, daß es fchom die Beſchwerde für 
abgemarht erflärt habe, oder aus anderen Gründen, befahl 
nun ber Regierung des linterrheinfreifes, den Beamten im 

Beziehung auf diefes in diefer Schuldfache beobachtete ord⸗ 
nungdwidrige und: ben Schuldner wefentlich beläftigende 
Berfahren „ im bienftpolizeilichem Wege zu einer Rechtfertis 
gung, die er aber längft gegeben, und worauf das Juſtiz⸗ 
minifterium die Sache fchon für abgemacht erflärt hatte, zu 
ziehen, uud das ganze Berfahren deflelben nun einer genauem 
dieuftpoizeilichen Unterfuchung zu unterwerfen, und biefe 
auch auf den Actuur audzubehnen. 

- Davon murde dem Hofgericht mit dem Auftrag Nachricht 
gegeben, für den Manır einen Armenanwalt zu beftellen. 
Das Hofgericht berichtete, ed wäre fonderbar, daß das Juſtiz⸗ 
minifteriuns fich im Diefe reine Juſtizſache mifche, und eine 
Berfügung erlaffen habe, die die Regierung angehe; es bew 
richtete ferner, daß dem Mann fein Armenanmwalt gegeben 
werben fünne, weil er gar nicht arm fei. Der Mann wurbe 
unterdeſſen der Sache müde, und zeigte au, daß er beu 
friedige jet. 

So enbigte ſich diefer, feines Ganges wegen allerbing® 
intereffante Fall, ber zum deutlichen Beweis dafür dient, 
daß das Juſtizminiſterium, ſtatt fich mit größer Gegen⸗ 
ſtaͤnden zu befaſſen, die ihm obliegen, ſich tie dieſe Ange⸗ 
legonheiten auf eine Art miſcht, die dem natürlichen und 
reinen Gang der Juſtiz ſchadet. 

Ich ſollte eigentlich hier endigen, allein: der Herr Präs 
ſident wird mir erlauben und die Kammer die Nachſicht 
haben, daß ich auf einen andern Gegeuſtand ũbergehe, der 
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zwar nicht ſtreng genommen zu dem Budget gehört, aber 
doch von ſolcher Wichtigkeit iſt, daß ich den Vorſatz hatte, 
ihn zum Gegenſtand einer eigenen Motion zu machen. Meine 
Krankheit hinderte mich aber, dieß zu thun, und nun iſt die 
Zeit zu kurz dazu, deßhalb ich mich auf einen einfachen Vor⸗ 
trag beſchrääͤnke, der, wenn: er den Beifall der Kammer 
findet, wenigſtens der Regierung Anlaß geben wird, auf 
dieſen ‚hochwichtigen. Gegenftand aufmerffam zu ſeyn. Es 
betrifft nämlich den Punkt, wo das Juſtizminiſterium bie 
Recurſe, wenn ich ed fo nennen fol, von Urtheilen in 
Straffachen, die ihm zu:gering fcheinen, ſelbſt fchärft. 
Mein Plan war, den Antrag zu ftellen, ‚ven Großherzog um 
ein Geſetz zu bitten, . durch das die Verordnung von 1809, 
und wenn ich.nicht-ivre von 4816, Fraft welcher das Juſtiz⸗ 
minifterium alle Urtbeile in Straffachen, die ihm zu mild 
frheinen, dem Dberhofgericht zur weitern Prüfung und Bes 
urtheilung übergeben durfte, aufgehoben werden möge, und 
dagegen den: fehon bei den Hofgerichten beftehenden Staats» 
procuratoren, entweder fraft einer. ihnen zu gebenden allges 
meinen Snftruction, oder fraft der bei jedem einzelnen Fall 
ihnen zu ertheilenden bejondern Inſtruction der Auftrag ges 
gegeben.;werde, im. Wege, des. Gefeßes und der: Ordnung 
die Berufung von denjenigen Urtheilen, bie zw gering feheis 
nen, einzulegen. Es ift nämlich, fo wie die Sache jest 
ſteht, dahin gefommen, daß. das Juſtizminiſterium, wenn 
ihm das-gefällte- Urtheil zu gering fcheint, fei e8 nun, weil‘ 
es wirklich zu. gering ift,: oder ihm zu: gering worfommmt, 
folches dem. Dberhofgericht vorlegt, welch letzteres entweder 
das ;Hofgerichtsurtheil beftätigt oder. fchärft, wie wir in der 
neueften Zeit manche Beifpiele gefehen haben, : worüber ich 
übrigens nichts zu fagen habe, weil das Gericht einmal ger 
ſprochen hat. Daraus geht hervor, daß erftend Derjenige, 
gegen ben ein. ſolches Urtheil am Dofgericht ergangen iſt, 
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ſolches gar nicht verfündet erhält, alfo ein Urtheil vorhan⸗ 
den iſt, das an das höhere Gericht ſchon zur Entfcheidung 
fam, wovon aber der Befchuldigte gar nichts weiß. Dieß 
ift eine Erfcheinung, von der ich glaube, daß fie in gar feinem 
deutfchen Staat vorfommt, und ich behaupte nach meinem 
Gefühl, daß es einer der größten Flecken unferer Juſtizver⸗ 
waltung ift. Gefeßt, es werde das dem Befchuldigten nicht 
verfimdete Urtheil von dem Dberhofgericht erſchwert, fo ers 
hält der Mann, blos weil das Suftizminifterium glaubte, 
das andere Urtheil fei zu gering, bereits ein Urtheil bes 
oberften Gerichtöhofs, während er noch nicht einmal von 
demjenigen etwas weiß, welches das competerte Gericht 
erlafien hatte. Dadurch ift ihm unmöglich gemacht, ſich 
gegen das hofgerichtliche Urtheil zu vertheidigen, während 
er dort ſchon hätte fagen können, es fei ihm Unrecht gefches 
hen. Es ift der Recurs an das Oberbhofgericht unmöglich, 
der doch nach Recht und Gefeg nicht entzogen werden konnte, 
weil das oberfte Gericht ja ſchon das Urtheil gegen ihn er⸗ 
läßt. Es ift dieß überhaupt nach meinem Gefühl ein Mißs 
ftand, wenn ein Gericht, als folches, ein Minifterium , al® 
folches, ſich ald Partei hinftellt, denn es ſchadet bieß der 
Reinheit der Sache. Dafür follen die Männer feyn, die 
ſchon aufgeftellt find, nämlid) die Staatöprocuratoren. Dort 
fol das Juſtizminiſterium, wenn es diefes Recht ferner 
üben will, umd die Geſetze es erlauben, ſich hinwenden; 
von dort aus foll ed appelliren, und den Recurs einlegen 
laffen, wenn es glaubt, das Urtheil fei nicht fo, wie es 
hätte ſeyn follen. Alsdann ift der Weg der Ordnung betres 
ten, es ift gethan, was die Gerechtigkeit gebietet, und Feine 
Inſtanz abgefchnitten, und dann kann ſich der Betheiligte 
dertheidigen. So wie e& aber jebt ift, gehört ed offenbar 
zu den fchreiendften Gebrechen, und es kommt dabei noch 


ferner zu erwägen, daß das Juſtizminiſterium, ich weiß 
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nicht mit: welchem Recht und ob. darüber eine befondere Ber 
ordnung beſteht, ſelbſt diejenigen Urtheile an das Oberhof: 
gericht einfendet, wo Einer Elagfrei erklärt ift, während dem 
das Drgamfationgediet von 1809 und das Geſetz von 1816 
jagt, daß nur Diejenigen Strafurtheile, die.zu mild fcheinen, 
oder wie das. Gefeß ausdrücklich fagt, weun Die ausgefpro: 
djene Strafe zu gering fei, eine Appellation bei dem Ober: 
hofgericht Statt finden dürfe, Feinedwegs aber dann, wenn 
der Angefchuldigte yon dem Hofgericht fraffrei gejprochen 
iſt, und es fol alfo das Suftizininifterium Damit, daß es 
Hlanbt, es hätte hier eine. Strafe ausgefprochen werden 
ſollen, nicht die Möglichkeit haben, von dem Oberhofgericht 
ein Urtheil zu bewirken. Wir haben in der neueften Zeit, 
befonders in politifcher Hinficht,, ſehr viele Fälle erlebt, die 
Auffehen erregten, und durchaus feinen guten Eindruck im 
Lande machten, und eben deßhalb wünfche ich, Daß die 
Kammer, wenn fie meine Anficht billigt, den Wunſch ine 
Protocoll:niederlegen möge, daß die Regierung auf die Be 
jeitigung dieſes Mißſtandes Nückficht nehmen, und Diefes 
entweder durch ein proviforifches Gefeß, oder aber durch 
die Vorlage eines wirklichen Gefeßes auf dem nächften Land» 
tage bewirken möge. - 

Ich gehe nun kurz zu den Bemerfungen des Herrn Negies 
rungscommiſſärs, über das Finanzielle, über, und bemerfe 
in diefer Beziehung , daß wir allerdings in dem Gefühl, daß 
wir einer Stelle nicht gerne Gelder bewilligen, die nicht in 
demjenigen Sinn und Geift handelt, den wir wünfchen 
müfjen, e& bei dem Sjuftigminiflerium mit der Bemeſſung der 
Mittel etwas fchärfer genommen haben als fonft, und daß 
wir daher auch in Beziehung auf die. Erhöhung der Befol- 
dungen blos 200 fl. bewilligt haben, weil diefe einem Mann 
zukommen ſollen, der bis jetzt jchon in Betracht feiner Dienfte 
und feiner, Kleinen Beſoldung aus, dem außererbentlichen 
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Fond ded Juſtizminiſteriums 200 fl. ald Remuneration ers 
halten hatte, fo daß jeßt folcher von 800 fl. auf 4000 fl. 
geftellt werden fan. Wir haben ferner unter den Gehalten 
440 fl. für einen befoldeten NRechtspraftifanten bewilligt, 
weil Herr Negierungscommiffär Ziegler und vorgetragen 
hatte, daß diefed nothwendig fei, um die Gefchäfte zu ers 
feichtern. Andere Bewilligungen zu geben, waren wir nicht 
veranlaßt, befonders nicht fir einen Diurniften, - weil 
unter der Bewilligung für Gehalte und Bureaukoſten bereite 
die Mittel hierzu liegen dürften, und weil, wenn das Zuftizs 
minifterium fich angewöhnt, nur dasjenige zu bearbeiten, was 
dafjelbe angeht, und fich nicht in Dinge zu mifchen, Die es 
nicht angeben, Furz wenn es auf feinem Standpunft bleibt, 
feine Scyreiber nicht fehr in Anfpruch genommen ſeyn wers 
den, und wir auch noch feinen Erfolg davon ſahen, der 
Nutzen brachte. Wenn übrigens der Herr Regierungscom⸗ 
miffär von einem andern Beamten fpricht, wo eine Erhös 
bung nöthig wäre, um Berdienfte zu belohnen, und übers 
haupt aufzubeffern, fo kenne ich das Verhältniß nicht fo 
genau ‚: glaube übrigens, daß die Kammer, im Vertrauen 
auf den Herru Negierungscommiffär, nicht abgeneigt ſeyn 
wird, ſtatt 200 fl, 400 zu bewilligen. 

Bader: Ich theile den Wunſch in Beziehung auf die 
Staatsanwälte, und bitte tie Kammer, foldyen zum Bes 
ſchluß zu erheben. 

Geheimerreferendär Ziegler: Sch will nurd bemerfen, 
daß nicht für einen ftändigen Diurniften_200 fl. gefordert 
werden, ſondern dad Bebürfniß überhaupt befriedigt, und 
das gefchrieben werben muß, was nothwendig ift, und daß - 
und dazu eine. mäßige Erhöhung bewilligt werden möge, 
Der ‚Herr Berichterftatter trägt darauf au’, 200 fl: für Bes 
foldungen’ zu bewilligen , und 200 fl. für Gebalte, wodurch 
die Negierung in den Fall käme, feine Befoldungszulage 
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geben zu könneu, fondern die Bewilligung für Abjchriftss 
gebühren verwenden zu müſſen. Der Herr Berichterftatter 
hat nun ausführlich gegen das Suftizminifterium ſich ausge 
fyrochen, und ed wird nothwendig ſeyn, daß id) darauf, 
zwar fo kurz ald möglich, aber doch ohne etwas auszulaffen, 
antworte. Der Herr Berichterftatter hat zuoörderſt tadelnd 
ausgeſprochen, daß das Suftizminifterium die Gefeße, die er 
bezeichnet hat, nicht gemacht, oder nicht vorgefihlagen habe. 
Es ift aber fchon mehrmals in diefer Kammer gejagt worden, 
daß nicht das Suftizminifterium , fondern die Gefeßgebunge- 
commiffion den Auftrag hierzu habe, und ich fehe auch in 
Wahrheit nicht ein, wie darüber dem Juſtizminiſterium ein 
Vorwurf gemacht werden kann, daß es etwas nicht gethan 
habe, was doch nicht in dem Umfang feiner Macht liegt. 
Bei diefer Gelegenheit find auch Bemerkungen gegen die 
Perſon des Vorſtands des Juſtizminiſteriums gemacht wors 
den, der verhindert iſt, in dieſem Hauſe zu erſcheinen. 
Ganz gewiß liegt die Urſache, daß er hier nicht erſcheint, 
nicht darin, daß er entweder nicht will, oder ſich fürchtet 
da zu erfcheinen, fondern die Urfache liegt größtentheils in 
feinen Gefundheitsumftänden. Er ift ein Mann, der mm 
feit bald fünfzig Jahren dem Staat gedient hat, und dem 
man fehr wohl zu gut halten Fan, wenn er in feinem 
Kabinet arbeitet, und einem Andern überträgt, in der 
Kammer das Wort zu führen, der dann in-denfelben Grade 
die Verantwortlichfeit auf fich hat. Sch wünſchte, daß man 
Immer nur darüber Tadel ausfpreche, wenn Jemand etwas 
mit feinem Willen oder mit feiner Schuld verſäumt hat, 
allein allgemeinen Tadel verdient befonders der Manır in 
Frage nicht, und eben fo wenig einen beſonderen. 
Was den von dem Abg. v. Itzzſt ein angeführten Erimis 
nalfall betrifft, fo hat er die Jahrszahl 4828 bezeichnet. 
Sier hat fih num der Fall ereignet, daß das Tuftizminis 
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ſterium, nachdem ein Hofgericht auf Indizienbeweis hin einen 
Mann für fchuldig erklärt hat, das Urtheil mit dem Auftrag 
zurückſchickte, die Sache nochmals zu prüfen, und daß, 
nachdem das Hofgericht feinem Urtheil treu blieb, und nadys 
dem, wie ich glaube , der Berurtheilte einen Recurs an das 
Dberhofgericht genommen hat, der verworfen wurde, alds 
dann eine Herabſetzung der Strafe erfolgt iſt. Der Kalt ift 
mir übrigens ganz neu, allein ich wage die Behauptung 
hinzuzufügen, daß, wenn gefagt wurde, das Jüſtizmini⸗ 
fterinm habe die Strafe gemindert, dieſes fo viel heißt, ale 
der Großherzog habe im Weg der Gnade die Strafe herabs 
gefeßt, wobei gewiß ein fehr zwecdmäßiger Gebrauc) von 
dem Begnadigungsrecht gemacht wurde, denn, wenn auf 
Indizienbeweis von zwei Gerichten Jemand für ſchuldig er 
flärt worden ift, fo haben die beiden Gerichte gegen das 
Geſetz erfannt, und gerade dafur ift das Recht der Gnade, 
daß, wenn die Behörde oder die Räthe, die ber Großherzog 
befragt, einfehen, dad Gericht habe gefehlt, was auch zus 
weilen. gefchieht, der Fehler alsdann nicht durch eine Ein— 
wirkung auf die Entfcheivung des Gerichts, fondern durch 
eine Begnadigung gut gemacht wird. 

Es ift dann noch ein geringerer Gegenitand vielleicht mit 
-zu großer Ausführlichfeit vorgetragen worden, wo einem 
Mann Ackergeräthe gepfändet wurden, der ſich bejchwert 
hat, und dann auch, Gehör fand, Es waren in diefer Sache 
verfchiedene Rücfichten zu nehmen, fie waren aber doch 
nicht von der Art, daß man diefem Mann nicht auf alle 
Weife zu feinem Recht zu helfen hätte fuchen müffen. Die 
Sache endigte fi) jo, daß er feine Entfchädigung von dem 
Gegentheil erhielt. Uebrigens war nicht zu behaupten, daß 
dem. Beamten etwas zur Laft lag, und ich habe in dieſem 
Allem nichts gefunden, was ber beauffichtigenden Stelle 
konnte vorgeworfen werden, ſondern glaube vielmehr, daß 
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bie babei Statt gefundene Weitlänftgfeit ganz in den Amts⸗ 
pflichten des Minifteriumsd lag, und keineswegs unnöthige 
Schteiberei war. Es ift dieß einer von denjenigen Gegen 
ftänden,. worauf ganz befonvers das Juſtizminiſterium Ob- 
forge tragen muß. Dergleichen ift die tägliche Arbeit eines 
Minifteriums, und wenu es täglich. wegarbeitet was ein; 
fommt, und damit demjenigen entjpricht, was man zu for 
dern berechtigt ift, fo. hat e3 feine Schuldigfeit gethan. Die 
. Berbefferung der Gefeßse ift nicht hauptfächlich dasjenige, 
was das Land fordert, fondern diefes verlangt, daß Jeder 
täglich feine Antwort auf fein Vorbringen erhält, und fo die 
Bedürfniſſe ded Tages befriedigt werden. Sehr umfläudlich 
ift von einer gefeßlichen Beftimmung gefprochen worden, 
wornach nämlich das Suftizminifterium zuweilen Gegenftände 
zur Prüfung an das Dberhofgericht ſchickt; das gefchieht 
aber ziemlich felten, und ıft im Jahr 4831 nur zweimal, 
und im Jahr 4832 ebenfalls nur zweimal vorgefommen. Bei 
politifchen Vergehen tritt ed übrigend öfter ein, als bei aus 
deren, und ich glaube mit Recht. Die Mehrbeit diefer Ram 
mer, oder fanmtliche Mitglieder, werden darüber einverftan; 
den ſeyn, daß darum, weil ed ein politiiched Verbrechen 
war, dad begangen wurde, der Angeklagte keineswegs das 
Recht hat, ungeftraft zu bleiben. Sa man wird überzeugt- 
feyn, daß man bei folchen Vergehen oft zu gelinde ift, daß 
man die hohe Wichtigkeit und die ungeheuren Folgen, die 
eine folche Handlung hat, gar zu Feicht überfieht. Wenn Einer 
einem Andern fchreibt , und fich einftweilen vorbereiten will, 
um Schießbedarf zu haben, weil er hofft, die Revolution 
werde mit ber nächiten Diligence von Straßburg fommen, 
jo ift.e8 förmlich lächerlich, wenn man das Einzelne betrach; 
tet, aber Ernft, wenn man das Ganze erwägt, und daran 
denft, wie oft ein Thor einen Andern aufregen, und dadurch 
großes Unglück über Perfonen bringen kann, die eigentlich 
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nicht einfehen, was ſie thun. Man kann alſo keinen Vor⸗ 
wurf machen, wenn man auf politiſche Vergehen eine bez 
ie Aufmerfiamfeit richiet. 

. Itzſtein: Sch babe blos zur Berichtigung und Auftläs 
Rx der Redner, die nach mir zu fprechen haben, zu bemerken; 
daß von einer Begnadigung durch den Negenten in jenem von 
mir verlefenen Referipte, welchesder Geheimerath Müller 
oder was er ift, unterzeichnete, nicht die Rede it, fondern 
08 heißt dort : man finde fich bewogen, von Seiten des Zus 
ſtizminiſteriums die in dem hofgerichtlichen Urtheil erkanute 
Zuchthausſtrafe in zwei Jahre Zuchthausverhaft zu vers 
wandeln. .. 

‚Gebeimerreferendär Ziegler: Ich kann hierüber feine 
beftinmte Auskunft geben. 

v. Itzſtein: Wenn der Regent begnadigt hätte, fo wäre 
ed Pflicht des Juſtizminiſteriums gewefen, von dieſer Auss 
übung des Regentenrechts in dem Referipte Erwähnung zu 
thun. Man hat im Sahr 1822 mit Recht gejagt , daß nicht 
das Juſtizminiſterium diefe Gnade für ſich ausfprechen dürfe, 
fondern diefes ein Recht des Negenten fei, und daß das Zus 
ftigminifterium die fchönfte Perle aus der Krone an fidy reiße, 
wenn es das Begnadigungsrecht ſelbſt ausübe. 

Miniſterialrath Frey: Bei dem Aufwand für Kopialien 
ift das Suftigminifterium nicht in der Lage, eine Erfparniß 
eintreten zu laffen. Es kann auch zur Beftreitung dieſes 
Aufwandes weder aus dem Bureanaverfum, noch aus einem 
andern Fond die Mittel nehmen. ch möchte deshalb dei 
Kammer empfehlen, dafür die Summe von 200 fl. zu bez 
willigen. 

- Winter». H.: Auch ich fühle mic) gedrungen, nad) dem 
vielfach ausgefprochenen Bedauern mehrerer Mitglieder der 
Kammer meine Betrübniß darüber auszufprechen, daß. es 
dem Herrn Präfidenten des Juſtizminiſteriums nicht gefallen 
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bat, bie in. andern conftitutionellen Staaten übliche Achtung 
der zweiten Kammer zu erweijen und auf den Bänfen der 
Herrn Regierungscommiffäre zu erfcheinen, weil auch mir 
wünfchenswerth gemefen wäre, aus feinem eigenen Munde 
eine Aufflärung über eine Sache zu erhalten, zu deren Kennt⸗ 
niß ich aus guten Quellen kam. Es ift herkommlich und 
üblich, wie man mich vwerfichert hat, Daß ein Individuum, 
das durch Urtheilsipruch in ein Zuchthaus verfegt wurde und 
dort von einer bedeutenden Krankheit befallen wurde, auf 
ärztliches Zeugniß und auf Verlangen der Aerzte wenigſtens 
einige Zeit big zur Herftellung frei gegeben wird. Wie ich 
aber verfichert wurde, ift durch ein ärztliches Zeugniß wirklich 
bewahrheitet worden, daß ein Individuum in einem Zuchts 
haus bedeutend Frank wurde, und auf einige Zeit bis zu feiner 
Herftellung daraus entfernt werden follte. Ein Gerichtshof 
hatte fich fogar für die augenblickliche Entfernung zum Behuf 
ber Wiederherftelung auch ausgefprochen, allein dem Juſtiz⸗ 
minifterium war ed nicht gefällig, dieſes zuzugeben, fondern es 
bat abgefchlagen. Ich kenne den Grund davon nicht, bin aber 
erbötig, auf Verlangen diefe Säche genauer nachzuweiſen. 

Geheimerreferendär Ziegler: Sch wünſche dies recht 
fehr und werde dann aftenmäßige Auskunft geben. 

Winter v. H.: Ich gebe mein Wort darauf und. füge 
noch hinzu, daß diefes Individuum vielleicht gerade darıım 
furze Zeit darauf geftorben ift. 

Sander: Ich finde mich nicht berufen, die Bertheidigung 
des Juſtizminiſteriums gegen dasjenige zu übernehmen, was 
ihm der Herr Berichtöerftatter vorgehalten hat, auch in Bes 
ziehung auf dasjenige nicht, was der Abg. Winter bes 
merkte, Dagegen aber verpflichtet, die Bemerfungen des Abg. 
v. Itzſtein in mancher Hinficht zu beftätigen. Ich kann 
nicht umhin, mic; dahin auszufprechen, daß das Begnabi- 
gungsrecht, wie es in unferer Juſtizverwaltung geübt wirb, 
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mir wenigftend ohne Grundfäße geübt zu werden ſcheint, denn 
ich habe noch Feine folche Grundfäge finden können und kann 
der weiteren Bemerkung des Abg. v. Itzſt ein, daß dag Jus 
ftizminifterium fich in mancher Hinficht in die Zuftizverwaltung 
einmifche, in fo weit allerdings wenigſtens nicht widerfprechen, 
daß befonders unter der Herrfchaft des neuen Prozeßrechts 
die Gerichte oft in Die Rage fommen, fich mit Berichterftats 
tung auf Aufforderung des Juſtizminiſteriums über Befchwer: 
den und Klagen zu befaffen, die von angeblich Unterdrückten 
bei dem Suftigminifterium eingereicht werden. Sch table ed 
gar nicht, fondern muß es fogar für fehr billigungewerth 
halten, wenn das Yuftizminifterium folche Beſchwerden bei 
fih prüft. Wenn 08 aber Gerichte in die Lage feßt, über 
foldye Bejchwerden Bericht zu erftatten, und wenn der Ges 
richtöhof dieſe Berichte, wie er es für Pflicht bält, nur etwas 
furz erftattet, Zebterer darüber noc, Bemerkungen erhalten 
muß, fo geht dies zu weit. Es ift befannt, daß unfere 
jeßige Prozeßordnung auf dem Grundfag beruht, daß der 
Richter gar nicht ex officio einfchreiten darf, und darımi ift 
ed wünfchenewerth, daß man die Richter mit allen folchen 
Forderungen für immer verfchont, denn fie fommen nur mit 
ſich in Widerfpruch, fie müfjen alsdann oft Anordnungen 
treffen, die fie nachher im Prozeßweg, der auf Aufforderung 
des Juſtizminiſteriums eingeleitet wird, felbft wieder zurück; 
nehmen müflen. Sch muß endlich insbefondere dasjenige 
von den Bemerkungen des Abg. v. Itzſte in beftätigen, was 
fie von den Rekurſen, in die fich neuerer Zeit das Juſtizmini— 
flerium an das Oberhofgericht gefeßt hat, enthalten. Der 
Herr Regierungscommiffäar fagt freilich, es fei dies nicht fo 
fehr zu verwerfen, indem Niemand ungeftraft, oder zu gelind 
beftraft, durchkommen folle. Die Erfahrung fpricht allerdings 
für ihn, daß in allen Fällen, wo ein folcher Recurg ergriffen 
wurde, eine bedeutend höhere Strafe in Der Negel erfannt 
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worden ift, allein gerade diefes, glaube ich, ift fir Die ganze 
badische Gerichtsverfaffung fein wünſchenswerthes Ereigniß. 
Wenn der Fall vorhanden ift, daß ein Gericht ein Urtheil 
ausgefprochen hat, wenn es insbefondere in Beziehung auf 
ein politifches Vergehen gefprochen wurde, und der oberfte 
Gerichtshof in die Lage kommt, das Urtheil des untern Ge: 
richtshofs zu verändern, und die Strafe zu erhöhen, fo kann 
die öffentliche Meinung nur zwei Schlüffe ziehen, nämlich 
denjenigen, daß entweder der untere Gericht&hof die Würde, 
das Anfehen und die Nechte des Staats auf Beſtrafung 
folcher Bergehen fo gut, wie-auf die Beftrafung jedes andern 
Vergehens zu dringen, nicht übte, oder aber, daß bei jenem 
Gerichtshof, der bei politifchen Vergehen zuweilen die Strafen 
verdoppelt, andere Grundfäße hinjichtlich politischer Meinuns 
gen und Anfichten herrfchen, als bei den untern Gerichts— 
höfen. Es ift aber um fo mehr zu beffagen, wenn bei einer 
folchen Gerichtöftelle eine andere Anficht hierin bemerkbar 
iſt und darum fehr zu wünfchen, daß diefes Nechtemittel des 
Necurfes an das Oberhofgericht, wenn man es fo nennen 
fönnte, fo wenig wie möglich, und noch) viel weniger als der 
Herr Negierungscommiffär bemerfte, angewendet würde, 
denn ich ftehe nicht an, ed zu fagen, daß cd eine Barbareı 
und darum eine Barbaret ift, weil es die ſchrecklichſte Durch» 
führung des Grundfaßes ift, daß der Angefchuldigte nie ge 
hört und Doch immer beftraft wird. Es ift doch wohl bei 
jedem Urtheil das Necht für den Angejchuldigten vorhanden, 
ihm eine Vertheidigung zu geftatten, allein diefe Vertheidi— 
gung wird in manchen Fällen von unferem Gefeß deshalb 
umgangen, weil man glaubt, daß die Richter felbft die na— 
tinlichen Vertheidiger der Angeklagten fein. Wenn nun 
folche natürliche Vertheidiger des Angeklagten ihr Urtheil ges 
geben haben, fo ift zu wünſchen, daß die andere Juſtizad— 
miniftrationsftelle dieſes Urtheil auch für recht halte und ans 
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erkenne. Wird aber dieſes Urtheif doch einem andern Rich— 
ter vorgelegt, fo fordert doch auch die böchfte Billigfeit, 
daß man ben Angefchuldigten davon in Keuntniß feße, und 
ihm das Necht der Bertbeidigung fehon darum gewähre, weil 
ihm das Recht des Recurſes gegen das ihn verurtheilende 
Erkenntniß, hinfichtlich der Höhe der Strafe genommen ift. 
Aber davon gejchieht bier nichts, der Angefchuldigte erführt 
nichts von dem Urtheil des erften Richters, er erfährt 
nichts von dent Recurs, welchen das Yuftizminifterium da- 
gegen eingelegt bat, er wird zu einer Bertheidigung gegen 
dieſen Recurs nicht zugelaffen, ſondern ibm wird das ihn zu 
höherer Strafe verurtheilende Erkenntniß des Oberhofge— 
richts auf einmal verkündet, und ihm dadurch noch Dagegen 
ber Recurs zum Recht abgefchnitten , daß das Urtheil nun 
vom Dberhofgericht audgieng, an welches der Necurd zum 
Recht geht. Aber. nicht genug, daß ihm die Befuguiß zum 
Recurs zu Recht ganz genommen ift, fondern esiftjene Stelle, 
die diefen Recurs eingelegt und erflärt hat, daß dad Urtheif, 
wie es gefällt wurde, viel zu gelind und nicht ſtreng genug 
gewefen fer, es iſt jene Stelle, die auch den Recurs zur 
Gnade verwaltet, nämlich das Auftizminifterium, und da 
frage ich, ob Derjenige, der in ben unglücklichen Ball eines 
folchen Recurſes fommt, ein Bertrauen haben kann, wenn er 
den Recurs der Gnade bei derjenigen Stelle einzulegen hat, 
die ihm erflärte, dein früheres Urtheil war zu gelinde, du 
mußt ftvenger beftroft werden ? Dadurch ift mit diefem Re⸗ 
curs an das Dberhofgericht einem Augefchuldigten alles Recht 
nach den Süßen einer gerechten und menfchlichen Geſetzge— 
bung entzogen; der Berurtheilte ift nicht von dem Gericht 
für feine Bergehen nach feften und dem Necht des Angefchuls 
digten günftigen Formen für fchuldig erkannt, fondern er ift 
ein Schlachtopfer. unferer wilfführlichen Gefeßgebung. Ich 
unterftüte den Antrag des Abg. v, Itzſtein. 
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Geheimerref. Ziegler: Es ift der Fall vorgefommen, 
daß das Suftizminifterium eine Sache and Hofgericht gab, 
und nachher dach die Begnadigung antrug, was wohl nodı 
öfter vorkommen wird, Es ift übrigens nicht meine Abficht, 
diejes ältere Gefeß als zweckmäßig zu rechtfertigen , fondern 
ich habe im Gegentheil fchon früher erflärt, daß es bei einer 
neuen Prozeßordnung feine Abänderung finden werde. Es ift 
an fich unzweckmäßig und kann auc wohl geäudert werden, 
ich halte Died aber nur im Wege der,Gejeßgebung für möglich, 
hält übrigens die Kımmer die Sache für fo dringend, daß 
fie um ein proviforifches Gefeh bitten oder den Wunfih aus⸗ 
forechen will, daß die Regierung eine Verfügung treffen möge, 
daß die Ergreifung des Necurfed, der natürlicdy immer ber 
Staatsbehörde zugelaffen werden muß, dem Staatsanwalt 
übertragen]werde, fo zweifle ich nicht daran, daß die Regie 
rung bier die nöthigen Schritte thun wird. - 

Merk: Diefer Wunfch ift allerdings gegründet, Denn das 
Berhältniß der Staatsprocuratoren ift fo wenig angemeffen, 
daß es nicht mehr länger beftehen ſollte. Gewiß ift Die Er: 
richtung der Staatsprocuratur dazu beftimmt, daß, befons 
ders in einem conftitutionellen Staate, die Gefeße ihre rich: 
tige Anwendung finden, eine Gleichfürmigfeit des Berfab- 
rens, welches die Gontrolirung der Behörden erfordert, feit 
gehalten werde, und dieſes kann nicht in den Händen des 
Suftizminifteriums allein bleiben, wie fchon von dem Herrn 
Regierungscommiffär felbft anerkannt ift. Hiezu fommt aber 
noch, daß diefe Function nicht in die Hände derjenigen Staates 
anwälte fommen fanı, die jeßt geftellt find, indem näntlich 
die Staatsanwälte nidyt Mitglieder der Gerichte ſeyn können. 
Wenn Jemand die Staatsprocuratur verfieht, jo muß er in 
einer ganz unabhängigen Stellung, und darf nicht ein mit 
ſtimmendes Glied der Gerichte ſeyn. Er muß eine eigene 
Behörde bilden, und es iſt zu wiünfchen, daß, da es jelbit 
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noch ungewiß ift, ob wir auf dem nächften Kandtag ein 
Strafgefeßbuch erhalten werden, durch ein proviforifches 
Gejets die Staatdprocuratur eingeführt, Dabei aber eine fehr 
genaue Inſtruction rischfichtlich ihres Verfahrens erlaflen 
werde, damit fie nicht glauben, fie feien beftellt um zu ver 
folgen. Sie find beftellt zum Anklagen, aber nicht, wie fchon 
einige die Meinung haben, zum Berfolgen. 

Duttlinger: Sch erfläre mich zuvörderft für den Antrag 
des Abg. v. Itzſtein, in Beziehung aufdie Ausführung des 
Recurſes, den biöher das Juſtizminiſterium genommen hat. 
Ich erkläre mich auch ganz für die Gründe, aus denen ber 
Abg. v. Itzſt ein feinen Vorſchlag machte, allein ich trage 
auf eine Modiftcation deffelben au. Es wird der Vorſchlag 
des Abg. v. Itzſtein ganz gewiß zum Gefeß im Großher- 
zogthum werden, fobald die Anftalt der Procuratur ind Leben 
gerufen wird, allein idy glaube, es find Gründe vorhanden, 
zu wünfchen, daß fchen früher, fo weit es jeßt bei der Ein- 
richtung möglich ift, diefem Uebelitand abgeholfen werde. 
Das Hauptübel liegt, wie fehon bemerkt wurde, darin, daß 
bier in der That ein Angefchuldigter verurtheilt wird, ohne 
daß er gehört wurde und zu feiner VBertheidigung Gelegenheit 
hatte. Dieſes Hauptübel wird ſich bei unferer jeßigen Eins 
richtung entfernen laffen, wenn die Beftimmung getroffen 
wird, daß fünftig jedes Urtheil des Hofgerichtd, das bisher 
dem Juftizminifterim einzufchiefen war, damit es das Recht 
der Aufficht übt, von dem Yuftizminifterium felbft in dem 
Fall, wenn es glaubte, es jeien Gründe zu einer Recursaug- 
führung vorhanden, an denjenigen Gerichtöhof zu ſchicken 
habe, der daſſelbe gefprochen hat, mit der Weifung , daffelbe 
vor Allem befannt machen zu Taffen, und mit einer Weifung 
an ben Staatöprocurator nach der Verfündung den Recurs 
anzuzeigen, Das Yuftizminifterium wird alsdann die Pflicht 
haben, diefen Recurs nicht felbft auszuführen, fondern durch 
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einen, dffentfichen Beamten, durch einen Staatsprocurateor 
ausführen zu laffen. Sofort wird diefe Recursausführung 
dem Angejchuldigten mitzutheilen feyn, damit er Gelegenheit 
hat, fid) darauf zu vertheidigen, und erft dann würden die 
Akten an das Dberhofgericht eingefchicht werden. Es fcheint 
mir, daß diefe Einrichtung noch heute möglich und dadurch 
alle Intereffen gewahrt: wären, das üffentliche Intereſſe, 
welches das Yuftizminifterium nach feinem Auffichtörecht zu 
wahren hat, und das Intereſſe des Augefchuldigten, daß er 
nicht verurtheilt werde ohne gehört zu jeyn, und daß er jelbft 
das Hecht hat, einen Recurs gegen. daffelbe Urtheil zu ergreiz 
fen, Sch: ſchlage daher vor, daß die Kammer nicht bei dem 
Ausdruck eines biofen Wunſches ftchen bleibe, fondern in 
einer Adreſſe eine Bitte des Inhalts befchließe, e8 möge die 
Einrichtung, die ich befprochen habe, getroffen werden, ohne 
daß man die Errichtung Ter Staatsprocuratoren abwartet. 
Der Abg. v. Itzſte in wird diefer Fleinen Modiftcation, die 
nur die Form betrifft, und den Zwec hat, feine Abficht 
fchnelfer zu erreichen, ebenfalls beiftimmeı. 

v. Shftein: Wenn ich nicht fürchten-darf, daß die erfte 
Kammer nach der dort feit kurzem beftehenden Praxis dieſe 
Bitte verwerfen würde, fo kann ich allerdings Beiftimmen. 
Sch zweifle aber, ob eine folche Adreſſe befchloffen werden 
kann, da ich feine Motion geftellt habe, und feine zu ſtellen 
die Zeit hatte. 

Präfident: Auch auf dem Landtage von 1831, bei Ger 
legenheitder Discuffion über die Wahrung des Poſtgeheim— 
niffes, wurde eine folche Bemerfung zur Motion erhoben, 
und namentlich von dem Abg. Afchbach darüber Bericht 
erftattet. 

Mordes: Wenn die Kammer die Bedenflichfeit des Abg. 
v. Itzſt ein theilt, fo wird dag gleiche Verfahren auch bier 
Statt finden können. 
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Duttlinger: Was den eigentlichen Gegenftand unferer 
Berathung, nämlich den Etat des Juſtizminiſteriums betrifft, 
jo fühle auch) ich nicht den Beruf in mir, dieſes Miniftertum 
zu vertheidigen. Mein hochverehrter Freund, der das Juſtiz— 
miniſterium heute repräſentirt, bat in dieſer Hinſicht bereite 
das Möglichſte gethban, was wir Alle anerkennen werben, 
Sch muß aber ein Berdienft des Iuftizwinifteriums, das 
heute noch nicht beſprochen worden ift, noch befprechen. 

Bon diefem Miniſterium können und müſſen wir rübmen, 
was wir von feinem andern zu rühmen Gelegenheit und 
Grund haben, daß nämlich daſſelbe feinen Etat noch niemals 
uberjchritten hat, ja ich gehe noch weiter und wage zu be: 
baupten, daß dieſes Minifterium bier Aufprüche in dem Bors 
anfchlag macht, die theilweife wenigitend ein anderes Minis 
fterium ausgeführt haben würde, ehe diefe Anſprüche der 
Kammer vorgelegt worden wären. Unter diefen Anfprüchen 
fommt der eines Fleinen Gehalts für einen Gehülfen im Ses 
cretariat vor. Dieſer Gehülfe bat, wie ich zufällig weiß, 
diefe Aushülfe ſchon 1'/2 Jahr lang geleiftet, obne daß ihm 
das Minifterium einen Kreuzer gegeben hat, aus dem ein— 
fachen Grunde, weil diefes Minifterium immer den Grunds 
fat beobachtet hat, den Etat nicht zu überjchreiten. Sch 
zweifle daran, ob bei einem andern Minifterium ein Fall 
dDiefer Art vorfommt, ob nicht ein anderes den Muth gehabt 
hätte, den Arbeiter geradezu zu belohnen. Die Belohnung, 
die jeßt hier gefordert wird, ift übrigend angemefjen der 
gleichen Belohnung, die bei andern Minifterien vorfommt, 
ja ich glaube, daß bei andern Minifterien diefe Arbeiter 600 
oder wenigftend 500 fl. haben. Das Minifterium hat einen 
Zuſchuß von 1500 fl. begehrt, und ich ſchlage vor, zwei 
Drittel diefer Forderung zu genehmigen, alfo 1000 fl. zu be: 
willigen. 

Föhrenbach: Nach dem, . bis jet SEEN 
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ift, habe ich nur noch Weniges zu benerfen. Das, was in 
Beziehung auf die Suftizuerwaltung vorgebracht worden ift, 
trifft nicht jomohl das Juſtizminiſterium als ſolches, als viels 
mehr die beftehende Geſetzgebung, befonders in Straffacheı. 
Ein Hauptgebrechen ift wohl; daß das Juftizminifterium ges 
wiffermaßen noch eine urtheilende Stelle in Straffachen ift, 
denn befanntlich müffen verfaffungsmäßig alle Urtheile der 
Hofgerichte, die ein gewiffes Strafmaß überfteigen, und 
nicht zur Competenz des DOberhofgerichts gehören, dem Ju— 
ſtizminiſterium zur Prüfung vorgelegt werben, findet num 
das Suftizminifterium das von einem Hofgericht auggefpros 
chene Urtheil etwa zu gelinde, fo hat nad; dem Organifas 
tiongedift von 1809 daffelbe die Befugniß, ſolches Urtheil 
dem DOberhofgericht vorzulegen, um es zu prüfen und nach 
Befund zu verfchärfen; daß aber auch ſolche Urtheile der Hof 
gerichte, die auf fchuldlofe oder ftraffreie Erklärung giengen, 
dem Dberhofgericht zugefommen, davon weiß id) nicht. 

Geheimerreferendär Ziegler: Sa, diefer Fall iſt vorges 
kommen. 

Föhrenbach: Es wird jedenfalls ein höchſt ſeltener 
Fall ſeyn, und ich gebe das Eingehen des Oberhofgerichts 
auf ſolche Fälle nur in jo weit zu, als die Unterſuchung mans 
gelhaft befunden worden, wenn erhebliche Thatfachen nicht 
gehörig erhoben waren u. dgl. Alsdann aber hat dad Ober 
bofgericht auch nie fofort geurtheilt, fondern die Akten wur—⸗ 
den an das betreffende Hofgericht zurückgeſchickt. Es Liegt 

freilich ein großes Unrecht darin, daß der Angefchuldigte 
blos den Unſchuldsrecurs hat, der in dreißig und fünf 
zig Fällen kaum einmal von Erfolg ft. 

Duttlinger: Das ift auch ein Fehler. 

Föhrenbach: Der Fehler liegt allerdings darin, daß 
ber Angefchuldigte feinen andern Recurs hat. Der Staat 
bertheidigt fich gegen den Verbrecher, der Verbrecher hat aber 
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nicht daſſelbe Bertheidigungsrecht. Er muß, wie ſchon gefagt 
worden ift, ein Urtheil über fich ergehen Laffen, das ihn in 
dem erwähnten Fall, wo die Sache von dem Suftigminifterium 
an das Oberhofgericht gegeben wird, fo zu fagen wie vom 
Himmel herabfält. Wenn Staatsanwälte aufgeftellt, oder 
ben beftehenden Staatsdanmwälten die dießfallfigen Funktionen 
übertragen wären, fo wäre wenigſtens auf einer Seite ger 
holfen; allein doch m.Gte das Geſetz auch darin abgeändert 
werden, daß auch dem Angeklagten der Recurs in allen Fäls 
Sen geftattet wäre. Sodann müßte dad Juftizminifterium das 
Urtheilen aufgeben. Es ift nicht zu vereinigen, daß die oberfte 
Juſtizſtelle zugleich Richter fei, was fie bei und doch wirklich 
ift. Ich muß nur noch auf eine Behauptung antworten, die 
von dem Herrn Regierungscommiffär ausgegangen if, In 
Beziehung auf den von dem Abg. v. Ittzzſte in vorgetragenen 
Fall, wo nämlich ein Angefchuldigter von dem Hofgericht 
und dem Oberhofgericht verurtbeilt, deffen Strafe aber von 
dem Suftizminifterium im Weg der Gnade herabgefeßt wor⸗ 
den ift, hat der Herr Regierungscommiffär beuterft, dieß 
fei deswegen gefchehen, weil beide Stellen auf Indizienbe⸗ 
weife bin ihr Urtheil ausgefprochen hätten, was gefeßwidrig 
fei. Die behauptete Gefegwidrigfeit beruht auf einer fehr 
controverjen Frage, und führt auf den befannten Artikel 22 
ber Carolina, nämlidy darauf, ob durch diefen Artikel der 
Indizienbeweis ausgefchloffen fei? Darüber wird viel ger 
firitten, und der Abg. Duttlinger hat in dem befannten 
Archiv fich verneinend ausgefprochen. Bei unferen Gerichtös 
ſtellen wird indefjen allgemein der Meinung, daß auf Indi⸗ 
zienbeweis erkannt werden fonne, gehuldigt, wie denn auch 
diefelben hauptſächlich durch die nene Gefeßgebung unters 
Küge find. Dan wird mir freilich fagen , dad Alte und Neue 
gehöre nicht zufammen, ich muß aber bemerken, daß das 
Alte wenigitens fehr zweifelhaft ift, und es gegenwärtig kaum 
was, IL. K. Vrot. 156 Heft. 26 


— 
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noch eine Gefetsgebung giebt, welche den Indicienbeweis nicht 
zufaffe. Die Hauptklage trifft alfo die Strafgefetsgebung, 
und was: die Givilgefegebung betrifft, jo ift auch erwähnt 
worden, daß fich das Juſtizminiſterium einmiſche. Sch kaun 
darüber nichts fagen; allein man wird nicht zugeben, daß 
fich das Juſtizminiſterium etwas anmaße, wozu e8 fein Necht 
hätte, 
Aſchbach: Sch will’die vorgerüchte Zeit nicht mehr viel 
in Anſpruch nehmen, und nachdem der Antrag des Abg. v. 
Itzſtein mit ſo vielfahen Gründen unterftüßt worden ift, 
mich blos auf die Erklärung befchränfen, daß ich ihm eben- 
falls beitrete, aber auch denjenigen unterftüge, den er ſchou 
auf einem frühern Landtage in Beziehung auf dad ganze Res 
cursweſen in Sriminalfachen geftellt hat. Sch winfche,, daß 
auch in diefer Hinſicht endlich einmal dem großen Uebelſtand, 
der bier herrfcht, und mit ‚einer weifen Gefeggebung nicht 
vereinbar ift, abgeholfen werde, und trage bier gar fein Bes 
denken, daß die Abhirlfe im Wege eines proviforifchen Ges 
ſetzes gefchehen Fonne, aus dem Grunde, weil unfere ganze 
Griminalgefeßgebung nichts als ein proviforifches Geſetz ift, 
imd die berühmten Erläuterungen von 1812 haben befanut- 
lich noch große Zweifel erregt, ob fie nur Geſetzeskraft haben 
Tonnen, denn die wenigften folgen aus dem Geſetze, und bes 
fonders dasjenige, was den Necurs betrifft, ift rein neue 
pofitive Beftimmung. Sch wiederhole alfo meinen Wunfch, 
daß ed dem Suftizminifterium gefällig feyn möge, in dieſem 
Punkte, fobald als möglich, im Wege eines proviforifchen 
Geſetzes dem Uebel abzuhelfen, und damit einen Theil der 
Borwürfe zu befeitigen, die heute gemacht wurden. 
Sander: Zu den Bemerkungen des Abg. Duttlinger 
über den Recurs will ich nur beifügen, daß, wenn man ein 
proviſoriſches Gefeß hierüber erlaffen will, man bei der 
jegigen Einrichtung ſogar noch einem weitern Mißftand abs 
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helfen kann. Man kann naͤmlich einen Recurs zu Recht gegen 
die vom Oberhofgericht erlaffenen Urtheile damit eintreten 
laffen, daß man bei folchen Urtheilen jeftfegt, daß man fie 
nicht in plenum des Dberhofgerichts fällt, fondern nur in 
einem Senat, wo fodann an den andern Senat der Recurs 
zu Recht eingelegt werden kann. Was den weitern Vorfchlag 
des Abg. Duttlinger betrifft, dem Zuftizminifterium zwei 
Drittel des geforderten Zufchuffes zu bewilligen, fo wird 
die Kammer darum nicht darauf eingehen können, weil er 
feine Gründe dafür angegeben hat. Er hat zwar angeführt, 
man möge für den Secretariatspractifanten die Summe von 
600 fl. bewilligen, allein bei andern Minifterien beziehen fie 
blos 440 fl., und überbieß ift bei einem Practifanten beim 
Finanzwiniſterium der Unterſchied, daß der leßtere mehr bes 
fchäftigt feyn wird. Das Juſtizminiſterium hat nicht die Ges 
fchäfte, wie das Finanzminifterium; ed hat einen Secretär, 
und man bat fehon früher geglaubt, es fünne mit einem 
Secretär reichen. Wenn man nun einen Practifanten für 
nothwendig hält, dem ich allerdings gern eine Befoldung bes 
willige, weil Jeder, der arbeitet, feines Lohnes werth iſt, 
fo glaube ich doch, daß er, wie bei andern Minifterien, alfo 
mit 440 fl. anzuftellen fei. Da nun aber der Herr Regie 
rungscommiffär, in Betracht anderer Verhältniffe, biefes 
fchon felbft zugegeben hat, fo ift fein Grund zu einer weitern 
Erhöhung vorhanden, und ich unterftüße daher den Com⸗ 
miffionsantrag. j 
Duttlinger: Was die Bemerfung betrifft, daß ich 
feine Gründe angeführt hätte, fo habe ich allerdings den 
Grund angeführt, daß diefes Minifterium Anfprüche mache, 
die jeded andere Minifterium ohne weiters realifirt haben 
würde, ehe diefe Anfprüche hier befprochen worden wären. 
Dazu rechne ich nicht blos den Anfpruch, den ber Abg. 
Sander zuleßt berührt hat, fondern den weitern Anfpruch . 
26. 
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auf normalmäßige Gehalte. Ich kenne Fein Minifterium, 
das Anftand nimmt, normalmäßige Gehalte zu geben, felbft 
wenn es fein Geld hat. 

Rindefhmwender: Sch will nur mit wenigen Worten 
den-Antrag des Abg. v. Iuftein unterftügen, deſſen Aus⸗ 
führung ich im Allgemeinen ebenfalld theile. Ein weiterer 
Grund, warum es Durchaus nothmwendig ift, bier etwas zu 
thun, Liegt in der. Borfchrift des 8. 15 der Verfaſſung, 
welcher fagt,, daß Niemand feinem ordentlichen Richter ent» 
jogen werden dürfe. Nun ift doch fo viel richtig, daß in bes 
ſtimmten Griminalfällen das KHofgericht der vrdentliche 
Richter fei, und man kann nicht entgegen halten, dem 
Suftizminifterium ftehe e8 frei, je nachdem es eine Meinung 
- hat, die Sache dem Oberhofgericht zur Entſcheidung vorzus 
legen, und daß dieſes alddann der ordentliche Richter werde. 
Ich fage, nein, es ift nicht beftimmt ausgeiprochen, daß im . 
diefem oder jenem Falle das Zuftizminifterium die hofges 
richtfichen Lirtheile dem Dberhofgericht zur Entjcheidung vors 
legen müſſe, ſondern es ift in die Willführ des Juſtizmini⸗ 
ſteriums ‚geftellt, und wenn wir alfo den Geift der Berfafs 
fung aufgreifen, fo können wir nicht zugeben, daß jeßt nach 
Einführung der Verfafiung das Oberhofgericht das Recht 
haben könne, auf willführliches Verlangen des Zuftizminis 
ſteriums gegen den $. 45 der Berfaffung anzuftoßen, und 
wenn ich Oberbofgericht wäre, fo würde ich jede ſolche Zus 
muthung cher von der Hand weifen, als der Verfaſſung 
widerfprechen, 

: Geheimerreferendär Ziegler: Das widerfpricht der bes 
ftehenden Geſetzgebung. Dem ordentlichen Richter ift Niemand 
entzogen, dem nach befiehenden Gefegen ein Richter gegeben 
wird, und das Recht des Zuftisminifteriums, in dem Fall, 
mo ed eine Strafe zu gelind erachtet, das Urtheil au das 
Dberhofgericht zu geben, ift Durch ein der Berfaffung voran⸗ 
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gegangened Geſetz ausgeſprochen. Das Zwermäßige diefes 
Geſetzes habe ich aber nicht vertheidigt, fondern id, bin viels 
mehr damit einverftanden, daß es abgeändert werde. 

v. Itzſtein: Sch freue mich der wiederholten Erflärung 
bes Herrn Regierungscommiflärs, und hoffe, daß dadurch 
der große Uebelftand befeitigt werde, den ich Dargeftellt habe, 
bin aber auch noch mit dem Antrag des Abg. Aſchbach eins 
verftanden, daß in den nach meinem Antrag ind Protocol 
niederzulegenden Wünfchen auch noch der von mir im Jahr 
41822 geftellte Antrag aufgenommen werde, auch hinfichtlic 
jener Erfenntniffe den Recurs zum Recht zu geftatten, wenn 
der Beftrafte ſich zu hoch beftraft glaubt. Dieß ift jetzt nicht 
der Fall, denn, wenn ich auf zehn Jahre ind Zuchhaus ver; 
urtheilt würde (wofür mich Gott bewahren wolle), fo dürfte 
ich nicht ſagen, ich fei zu hart geftraft, fondern müßte be- 
mweifen, daß ich ganz unfchuldig fei, mas oft nicht möglidy 
ift. Hierin liegt die fchreiendfte Ungerschtigkeit, die dadurch 
noch auffallender wird, wenn man es in Verbindung mit 
dem Rechte bringt, welches das Ssuftigminifterium ausübt, 
indem es fagt: weil diefe Strafe gegen den Mann zu gering 
it, fo appellire ich, während Derjenige, der ſich zu — 
geſtraft hält, nicht daſſelbe ſagen kann. 

Man ſieht, um welche außerordentliche Widerſprüche es 
ſich hier handelt, und wie nothwendig es iſt, daß das Juſtiz⸗ 
miniſterium und die Regierung mit aller Kraft dahin. wirke, 
damit wenigftend. einiger Schuß für den Bürger geſchaffen 
wird, deffen Abwefenheit eine Trauer für ein Land iſt, das 
fich fonft guter Gefeße rühmen kann. | 

Hecht: Der Zuftand, fo wie er jeßt iſt, ift nicht blos 
ungerecht, fonbern unvernänftig. 

Es wird hierauf ber einftimmige Beſchluß gefaßt ,.den von 
dem Abg. Duttlinger mobdifigirten. Antrag anzunehmen, 
fo wie ferner den Wunfch ind Protocoll miedergulegen, daß 
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nach den von dem Abg. v. Sk ftein im Jahr 1822 entwickelten 
Gründen auch rückfichtlich jener Erfenntniffe, bei denen der 
Angefchuldigte fich über eine zu harte Strafe beſchwert, der 
Recurs zum Recht erlaubt werben möge. 

v. Sbftein: Sch vereinige mich mit dem Antrag des 
Herrn Reaierungscommiffäre, weitere 360 fl., als die Com: 
miffion in Antrag gebracht hat, zu bewilligen, womit ſich 
fofort die Kammer einverftanden erflärt, und fich fonach die 
bewilligte Summe auf 23,000 fl. ſtellt. 


Fit. II. Oberhofgericht. 

Antrag: 

„Die jährliche Summe von 45,250 fl. in das Budget von 
4833 — 1835 aufzunehmen.“ | 

Sander: Wenn id; mir dad Wort über das Oberhofges 
richt zu nehmen erlaube, fo haben Sie nicht zu fürchten, daß 
ich es dazu brauchen werde, um das Bertrauen auf die 
Fähigkeiten und die Tüchtigfeit dieſes höchften Gerichtshofs 
zu erfchüttern, oder um das Anfehen und die Würde deffelben 
zu untergraben. Ich bin felbft Mitglied eined höheren Ges 
richtshofs, und weiß zu wohl, daß das Vertrauen, womit 
er vom Volk umgeben wird, die Hauptgrundlage feiner 
Wirkſamkeit ift. Um aber diefes Vertrauen zu erhalten und 
zu erhöhen, halte ich für nothmendig,, die Grundfäße zu bes 
leuchten, wonach bei Wiederbefeßung der bei dem Oberhofs 
gericht erledigten Stellen verfahren wird, und wenn mir 
diefe Grundfäge nicht angemefjen fcheinen, unter jeder Bes 
bingung das Vertrauen in diefem Gerichtöhof zu erhalten, 
fo wirb mein Wunfch ind Protocol! niederzulegen ſeyn, daß 
man diefe Grundfäge abändern möge. In einem Lande, wo 
nun feit Jahrhunderten Proteftanten und Katholiken unter 
einander und neben einander ruhig und friedlich wohnen , in 
einem Lande, das aufgeflärte weltliche und geiftliche Res 
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genten hatte, wie 3. B. Kaiſer Joſeph, Fürſt Dalberg, 
Karl Friedrich, wo man alfo bei irgend einer Wiederbeſetzung 
einer erledigten Staatöftelle, abgefehen von den übrigen 
Berdienften, nicht fragen jollte, ob er ein Proteftaut oder 
Katholik ift, in diefem Lande gilt noch der Grundſatz, daß 
bei dem Dberhofgericht die Stimme der dort angeftellten 
Räthe nach dem Fatholischen und evangelischen Glaubens— 
bekenntniß gleich feyn jolle, und diefer Grundfag fteht nicht 
nur auf dem Papier, fondern er wird heute noch ausgeführt. 
Sch halte aber diefen Grundſatz in der jetzigen Zeit für ein 
Borurtheil, denn ich bin überzeugt, daß Niemand, wenn er 
ein Urtheil vom Oberhofgericht erhält, fragen wird, ob es 
fatholifche oder proteftantifche Näthe geiprochen haben, und 
ein Vroteflant wird lieber ein gerechtes Urtheil von Katho— 
lifen nehmen, ale ein ungerechtes von lauter proteftantifchen 
Räthen. Ich halte ed aber auch, fo zu fagen, für eine Selbft- 
täufchung, deun man will wohl damit den Zwed erreicheit, 
daß die Lirtheile, die von dort ausgehen, von einer gleichen 
Zahl der Richter, nad) dem fatholifchen und proteftantifchen 
Glauben, gegeben werben, fo daß aljo Jeder gewiß ift, daß, 
welcher Confeſſion er auch angehören mag, immer diefelbe 
Zahl von Räthen feines Glaubensbefenntuiffes ihm zu Necht 
faßen. Nun ift. aber nad) der Organifation des Oberhofges 
richte gerade für Givilfälle, die die häuftgften und wichtigften 
find, der Grundſatz ausgefprochen, daß der Zahl nach uns 
gleiche Stimmführer in einem Senat feyn dürfen, wontit 
alfo der Grundfaß der gleichen Stimmführung über ben 
Haufen geworfen iſt. Es follen fieben Stimmführer im ober; 
hofgerichtlichen Senat figen, und Jeder wird dann einfehen, 
daß, wenn man wicht etwa eine Stimme halbiren will, es: 
eine Unmöglichkeit ift, ‚gleiche Stimmen katholiſchen und 
proteftantifchen Glaubens für ein Urtheil herauszubringen. 
Es hat aber auch ſchon diefer Grundſatz bei Wicderbefegungss 
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fällen richt ‚ganz: vortheilhaft eingemwirft. Es fünnte vors 
fommen, daß bei Wiederbefegung einer erledigten Stelle 
derjenige Gompetent, der des gleichen Glaubens wäre, wie 
derjenige. ber da farb, entweder nicht für alt genug erachtet 
würde, un die Stelle einzunehmen, oder für zu alt gehalten 
würde, und man ſich deßhalb auch, wie id) mich eines bes 
ftimmten Falls zu erinnern glaube, in der Lage gefunden, 
nady einem Beamten zu greifen, der vielleicht, wenn dieſer 
Grundfag nicht beftanden hätte, nicht in das Oberhofgericht 
gekommen wäre, indem zu jener Zeit, aber freilich in einem 
andern Glauben, wie Derjenige, der im OÖberhofgericht 
ftarb, ein Rath in einem Gericht faß, der durch das Ber» 
trauen des Landes und der Juſtizſtelle felbft zum Eintritt im 
das Dberhofgericht berufen war. Sch glaube deßhalb, daß 
in diefer Beziehung gegen die Regierung der Wunfch auszu⸗ 
fprechen wäre, fie möchte von diefem Grundfaß der gleichen 
Stimmen nad dem Religionsglauben bei Wiederbefegung 
der Stellen bei dem. Dberhofgericht Umgang nehmen. 

' Außerdem habe ich aber noch. einen andern Wunfch. binzus 
zufügen: man ift neuerlich, befonders bei Befegung der 
Richterftellen, zu jehr von dem Grundfaß ausgegangen, daß 
das Alter bauptfächlicy eine Fähigkeit dazu. abgebe. Dafür mag 
man pofttive Gründe haben, aber wenn man fegislatorifche 
hat, fo ift das Alter nicht eigentlich die Hauptbedingung zu 
einem guten Ssuriften, denn, wenn ein junger Juriſt zur 
Entfcheidung einer Frage die Rechtslehrer von 200 Jahren 
ftudirt hat, fo ift er 200 Sabre alt, und um fo viel älter ale 
jener Zurift, der diefe nicht ftudirt hat. Es follte nur darauf 
ankommen, wer der Fäbigfte ift,. wer bag meifte Wiffen bat, 
und den größten Dienjteifer befit, nicht aber :auf dag Lebens⸗ 
alter. Es iſt aber noch hinfichtlich der. Art der Beſetzung der 
Stellen bei dem Oberhofgericht zu bemerken, daß folche, fo 
viel ich weiß, nur vom Suftigminifterium allein ausgeben, 


LXXIV. Sigung vom 5. Oftober 1833. 409 


nachdem zuvor ein Gutachten bed Vorſtands des Oberhofges 
richte darüber eingeholt worden ift. Nun ift es aber für 
Jenen, der unſere Gerichtöverfaffung kennt, eine befannte 
Thatfache, daß bei dem Oberhofgericht das bürgerredhtliche 
Verfahren bei Weitem das wichtigfte ift, und die Sriminals 
fälle dort feltener find, weil nach unfern jett beitehenden 
Gefeßen nur jene Fälle dorthin gelangen, wo fich um zehn⸗ 
jährige Zuchtbaugftrafe handelt, und mo Unfchuldsrecurfe. 
oder die Schuldsrecurfe von dem Suftizminifterium ergriffen 
werden. Das Auftizminifterium ift aber nach feiner Stellung 
gegen die Verwaltung des bürgerrechtlichen Verfahrens gar 
nicht in der Rage, diejenigen Mitglieder der Hofgerichte nach 
ihren Leiftungen im Civilrecht fennen zu lernen, denn es ers 
hält nur die Arbeiten, die criminalrechtficher Natur find. 
Wer nun die Berhältniffe näher fennt, weiß, daß auf folche 
Arbeiten der größte Aufwand von Zeit und Mühe verwendet 
wird. Man weiß, daß die Sache and Juftigminifterium 
fommt, von wo die Gnaden und Beförderungen ausgehen. 
Ein Vortrag über eine ſolche Sache wird dann ind Breite 
gezogen, Lehren großer Juriſten werden als eigene Erfindung, 
darin aufgenommen, er wird mehrmals abgefchrieben, und 
das Juſtizminiſterium glaubt alsdann, dieß fei eines der 
beften Mitglieder des Hofgerichts, während Andere ba ſitzen, 
die zufällig nicht das Glück hatten, Fälle zur Bearbeitung 
zu erhalten, die and Yuftizminifterium gegeben werden, aber 
bei Weitem in jeder Hinficht, und in der für das Oberhofs 
‚gericht wichtigftendinficht auf Das Civilrecht, über ihnen ftehen. 

In diefer Hinſicht wäre es nicht überflüffig, den weiteren 
Wunfch ins Protocol niederzulegen, daß das Yuftizminis 
fterium nicht nur das Gutachten des Oberhofgerichtövorftandg, 
fondern auch der Hofgerichtevorftände über Wiederbefegung 
der bei dem Oberhofgericht erledigten Stellen einholen möge, 
denn idy weiß auch einen Fall, wo ich überzeugt bin, daß 
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wenn die Hofgerichtsvorftände zum Bericht gezogen worden 
wären, ein gewiffer. Mann nicht empfohlen worden und 
ing Oberhofgericht gefommen ſeyn würde, der jet darin 
figt. Meine Borfchläge veduciren fich demnach. auf die drei 
Punkte. 

1) daß dad Juſtizminiſterium von dem Grundſatz der 
gleichen Stimmführung bei dem Oberhofgericht Umgang 
nehmen; 

2) daß es nicht fo ſehr auf Alter, ſondern vielmehr auf 
Fähigkeit, Wiffen und Talent Rücjicht nehmen, und 

3) in Zufunft auch das Gutachten der Hofgerichtsvor⸗ 
ſtände bei MWiederbefeßung der bei dem Dberhofgericht erle— 
digten Stellen einholen möge. 

Merk: Was den erften Vorfchlag des Abg. Sander 
betrifft, fo find deffen Bemerfungen allerdings richtig, allein 
fo lang icy wahrnehmen muß, daß es nicht im Allgemeinen 
gleich gehalten, und überall feine Rückſicht darauf genom—⸗ 
men wird, fo bin ich nicht dafür, daß diefe organifche Bes 
ftimmung, die hinfichtlich des le — auf⸗ 
gehoben werde. 

Geheimerreferendär 3 iegl er: Sie beſteht nicht. 

Merk: Ich ſage, ſie beſteht, und zwar ſchon ſeit langer 
Zeit, und beſteht in ſo lange mit Recht, als ich bemerken 
muß, daß auch bei den höhern Stellen und Mittelſtellen 
weit mehr von demjenigen Religionstheil ſich angeſtellt 
finden, deſſen Bevölkerung überwiegend if. Wenn man 
anfängt, durchaus Feine Nücficht mehr zu nehmen, dann 
will ich. zugeben, daß der Borjchlag des Abg. Sander 
ausgeführt werde, aber für jet wünſche ich, daß es bei 
ber jegigen Hebung gelaffen werden möchte, indem ich fürchte, 
daß alsdann wenig Katholifen mehr in dad Oberhofgericht 
fommen wiürben, und bed) ift.ed gewiß eine gewifje Rück⸗ 
ſicht, daß die Bevölkerung, die. weit überwiegend iſt, ges 
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wiffermaßen in einem folchen Gericht ihre Mitglieder bes 
fie. Dieß ift richtig, und der alte Redytögrundfaß, ben 
man aufgeftellt hat, ift nicht fo verwerflich, denn fo weit ıft 
ed nech nicht im Wolfe gefommen. Daß dad Volf zu einem 
ſolchen Gericht Vertrauen hat, hängt noch zum Theil davon 
ab, daß darin auch Mitglieder von feiner Gonfeffion fitsen. 

Was die übrigen Anträge betrifft, fo find fie fehr zweck— 
mäßig, obgleich ich das nicht zugebe, Daß, wer zweihunderts 
jährige Suriften jtndirt hat, ſchon ein gemachter Juriſt fei. 
Vielmehr muß diefer fich durch die Erfahrung felbft bilden, 
und durch die Anwendung deffen, mas er in diefen Juriſten 
gelefen hat. 

Aſchbach: Sch kann bie Anſicht des Abg. Merk nicht 
theilen, ſondern erklaͤre mich für den Abg. Sander. Go 
viel ich weiß, beſteht die Einrichtung bei dem Oberhofgericht 
wenigſtens faktiſch, daß die Hälfte katholiſcher und die ans 
dere Hälfte ewangelifcher Confeſſion ſeyn muß, was mit 
dem Geifte der Zeit doch nicht übereinftimmt. Ich fürchte 
nicht von dem Volf, daß ed beunruhigt werde, wenn der 
Zufall ed wollte, daß das Dberbofgericht meiſtens mit Pros 
teftanten beſetzt wäre. Die rein Fathofifchen Bewohner des 
Wolfacher Thales haben hier ein ſchönes Zeichen gegeben, 
wie wenig die Confeſſion das Vertrauen des Volks bedingt, 
indem fie einen evangelifchen Priefter zu ihrem Abgeordneten 
in diefer Kammer gewählt haben. Das Dberhofgericht foll 
aus den würdigften und brauchbarſten Männern zuſammen⸗ 
gefett feyn, das aber nur Diejenigen ſeyn können, die fich 
durch wiffenfchaftliche Bildung und eine große Erfahrung 
auszeichnen. Das Vertrauen kann man aber nur zu jenen 
Leuten haben, die fih in den Gerichtshöfen längere 
Zeit gebildet und hinreichende Erfahrungen gefammelt haben. 
Ich erwähnte daher noch eines weitern Uebelſtandes, der: 
aber in früherer Zeit nicht bemerkt wurde, nämlich. der, daß 
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erledigte Stellen im Oberhofgericht durch Adminiſtrativ— 
beamte befeßt werden, durch Beamte fogar, die nicht eins 
mal die Advocatenlaufbahn machten, gefchmweige denn in 
einem Gerichtshof die Eigenfchaft eines gediegenen Rich 
terd erworben haben. ch halte dieß für eine große Gefähr; 
dung des Anſehens diefes höchften Gerichtshofs, der alfers 
dings zur Berubigung im Rande diefes höchfte Anfehen und 
Bertrauen haben ſolle. Ich will damit nicht die Möglichkeit 
abſprechen, daß ein Verwaltungsbeamter ein ganz treff- 
licher Zurift feyn könne, allein es ift doc; nicht zu läugnen, 
Daß, mer lange von der Hebung der Rechtspflege entfernt, 
und faft nur mit der Adminiftration befchäftigt war, all 
mählig außer Uebung der richterlihen Grundfäße fommt, 
und fi) daher angewöhnt, nach Vermwaltungsgrundfägen 
und Geboten der Behörden zu handeln, damit verliert er 
auch allmählıg die Eigenfchaft, die die Grundlage von 
jedem Richteramt ift, nämlich die Eigenfchaft einer gewiſſen 
Selbftitäudigfeit, die in ihm die Empfänglichfeit für jede 
höhere Anregung tilgt. Auch ich fpreche Daher meinen Wunſch 
aus, daß ed dem Suftizminifterium gefällig feyn möge, 
auch in diefer Hinficht auf eime zeitgemäße Weiſe den höchften 
Gerichtshof zu befegen, und ihn in ein höheres Anfehen zu 
bringen, Damit der Ruf guter Rechtöpflege in Baden wieder: 
zu der frühern Höhe gelange. 

Geheimerreferendär Ziegler: Es liegt in der Natur ber 
Sache, Baß zu der Stelle eined Oberhofgerichtsraths ber: 
verdientefte Hofgerichterath den nächften Anfpruch hat. 
Der Grundfaß , daß eine gleiche Zahl von NRäthen beider 
Sonfeffionen in dem Oberhofgericht ſeyn folle, ift noch nie 
gefeglich ausgefprochen worden, fondern unter der Leitung 
des Freiherrn von Drais in Hebung gebracht worden. Ich 
müßte mich aber fehr irren, wenn er in diefem Augenblid 
noch beobachtet würde, wo die Katholiken um ein Mitglied 
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ftärfer find, indem der leßtgenannte Dberhofgerichtsrath 
Fatholifch ft, und an die Stelle eines Proteftanten kam. 

Föhrenbach: Ich muß beftätigeu, daß jehr fireng dar⸗ 
auf gehalten ward, daß Proteftanten und Katholiken in 
gleicher Zahl darin figen, und erft in der legten Zeit fcheint 
man von diefem Grundfaße abgegangen zu ſeyn, indem ges 
genwärtig die Zahl der fatholiichen Mitglieder jenen ber 
proteftantifchen um eines überfteigt. Ich kann übrigens 
Doch wohl die Beruhigung im Allgemeinenen ausſprechen, 
daß die Mitglieder des Dberhofgerichts, was ihren Pflicht- 
kreis als Richter betrifft, von Katholiſch und Poteftantifch 
nichtd wiffen, und nur Ein Recht kennen. 

Ich bin übrigens auch mit den Anträgen des Abg. Sans 
der gerne einverftanden, fie werden zum Guten führen, 
Doch möchte ich deßhalb die Adminiftratiobeamten nicht ger 
rabezu ausfchließen, wie der Abg. Aſchbach angetragen 
bat, indem unter den Adminiftratiobeamten wohl auch tüch⸗ 
tige Rechtömänner gefunden werben. 

Sander: Dieß ift ein Grund weiter, um die Hofgerichts⸗ 
vorftände zum Bericht zu ziehen, weil diefe die guten Admi⸗ 
niftrativrichter am beften fennen werben. 

Es wird hierauf befchloffen, folgende Wünjche ind Pros 
tofofl niederzulegen: 

4) daß von dem Grundfag der gleichen Zahl von Räthen 
von jeder Confeſſion bei dem Oberhofgericht Umgang ges 
nommen ; | 

2) bei der Bejeßung der Stellen nicht mehr auf ein ges 
wiffes Alter, fondern mehr auf Fähigkeiten, Talente und 
Kenntniffe Rücficht genommen, und 

3) von dem Juſtizminiſterium nicht nur dad Gutachten 
bed Oberhofgerichts, fondern auch das Gutachten der Hofs 
gerichtsvorſtaͤnde bei Wiederbefrgung der Stellen eingeholt 
werben möge. Worauf die Poſition felbfi genehmigt wird. 
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Tit. HI. Hofgericht. 

Antrag: 

„Für die Hofgerichte die Sunme von 120,700 fl. für. jedes 
der beiden Budgetsjahre 1833— 35 zu bewilligen.“ 

Merk: Ich unterftüge den Gommiffionsantrag, und will, 
ob ich gleich Mitglied eines folchen Hofgerichts bin , nicht fo 
delicat feyn, um darüber nicht fprechen zu wollen. Sch hul⸗ 
dDige der Wahrheit und Gerechtigkeit, und glaube, daß auf 
dem Standpunkt, worauf ich ftehe, es meine Aufgabe fer, 
auf das Anfehen, die Würde und die Unabhängigfeit der Ges 
richte auch in Beziehung auf.ihre Befoldungen möglichft hints 
zumirfen. Die Befriedigung diefed Anfpruchs ift von dem 
Bedinfniß, wie mir fcheint, ganz befonders geboten. Es 
wirft auf die Erhöhung dieſes Etats zunächft der allgemeine 
Grund ein, der bei allen Etatserhöhungen eingewirft hat, 
nämlich das Steigen der Bevölferung. - Diefer Zuwachs der 
Bevölferung führt eine große Berfchiedenheit der. Tebeusvers 
hältniffe mit ſich, er erzeugt in der bürgerlichen Gefellfchaft 
Colliſionen mit fih, es wird das Hafchen nach Befig und 
Eigenthum um fo ftärfer, und leitet damit auch Die Zahl 
von Verbrechen, wodurd; der Gefchäftszumachs der Gerichte 
natürlich fo groß werden muß, daß auch der Etat allmäblig 
ſich erhöht. Bei der Erhöhung diefes Etats muß man nicht 
blos den Blick auf die Erhöhung felbft werfen, fondern auch 
auf die andern Gefchäfte, und in diefem außerordentlichen 
Anwachſen der Bevölferung muß man einen folchen Haupts 
grund erfennen, wobei man aber auch ind Auge zu faflen 
hat, daß diefe Bevölkerung durch die erhöhte Thätigfeit und 
Induftrie, und durch erhöhten Beitrag zu den Staatdlaften 
anderer Seitd wieder wohlthätig und ausgleichend einwirft. 
Das Bedürfniß, das fid) ſchon ange zeigt, ift eigentlich von 
dem Juftigminifterium 6108 rüdfgehalten worden. Es ift zwar 
löblih, den Geift einer folhen Sparfamkeit zu zeigen, 
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allein jie führt anı Ende dahin, doch auf einmal eine etwas 
ftänfere Summe fordern zu müffen, was dann etwas aufs 
fallend ift. Wenn man auf die fpeziellen Gründe eingeht, fo 
liegen fie befonders in dem Bedinfniß einer Audgleichung, 
bie diefe Gerichte nothwendig haben, denn mehrere ihrer 
Mitglieder find noch von dem alten Zuwachs mit fehr großen 
Befoldungen übernommen, und erfchöpfen Damit den eigents 
lichen Normaletat, oder denjenigen Betrag, der fich ergeben 
winde, wenn eme normalmäßige Befoldung eingeführt 
würde. Dadurch ift Dann entjtanden, Daß die fpüter einges 
tretenen drei Mitglieder oder die andern, die nicht ſchon 
hohe Befoldungen hatten, theild nicht einmal die Anfange- 
befoldung erhielten, die ihnen vermöge ihres Amts gehört 
hätte, oder daß Diejenigen, die ſchon länger da waren, 
oder in der biöber beftandenen Gradation hätten einrücken 
follen, mit der größten Thätigfeit, den beften Kenntniffen 
und dem höchften Eifer nicht dahin fommen Eonnten. Ihre 
Forderungen find mit den Worten abgewiefen worden, der 
Etat ſei erfchöpft, was allerdings richtig war. Ein foldher 
Zuftand hat natürlich nicht die befte Wirkung auf das Juſtiz⸗ 
minifterium haben fünnen, und ed liegt offenbar eine ges 
wiffe Ungerechtigfeie darin. Ich glaube überhaupt, daß eine 
abhängige Stellung der Gerichte von großer Wichtigkeit 
ift, denn in einem conftitutionellen Staate find es die drei 
Magiftraturen, zu denen fich ſchon oft die dDurd) den Kampf 
der Meinungen und Partheien verdrängte Freiheit hat 
flüchten müffen, wie Frankreich ſchon häufig zeigte. Webers 
haupt ift die Magiftratur in einem conftitutionellen Staate 
diejenige Behörde , die fchon durch den von ihr abfließenden 
Schuß für das Eigenthum und die perfönliche Freiheit fehr auf 
die Erhaltung der Berfaffung nnd die natürliche Stellung 
berfelben einwirft, und in der auch der Schuß gegen politifche 
Verfolgung und politische Verketzerung allein oft noch zu finden 
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ift. Darum ift ed eine Yauptrüdficht, die Richter auch hins 
fichtlich der Befoldungen in eine foldye Stellung zu feßen, 
daß fie unabhängig feyn Fünnen. Sch weiß zwar wohl, daß 

in dem Sommiffionsbericht bemerft ift, daß diefe Unabhän: 
gigfeit auch in den Gefinnungen, in dem Geift und Charaf- 
ter liegen müſſe, allein man muß die Sache auch recht bes 
trachten, und den Richter nicht in die Lage feßen, baß er 
aus feiner Befoldung nicht einmal diejenigen Bedürfniffe 
befriedigen kann, die nach feiner Stellung in der bürgerlichen 
Ordnung wirklich als dringend erfcheinen, und auch ale 
foiche.betrachtet werden. Es handelt ſich auch bier nicht um 
eine Befoldungserhöhung in dem Sinn, daß die Befolduns 
gen über das Maß, das bisher beftand, erhöht werden follen, 
fondern eigentlich nur um eine Ausgleichung, und darum, 
daß da nachgeholfen werden foll, wo bisher das erforders 
[iche Maß nicht eingetreten ift, was nach Alter und Berdienft 
hätte eintreten follen und gefordert werden fönnen. Sch uns 
terftüße daher ganz den Antrag der Commiſſion, der auf 
Erhöhung bes Etats geftellt ift. 

Aſchbach: Die Selbitftändigfeit des Richteramts, meine 
Herren, garantirt ein Saß der Berfaffung, allein man bat 
ſchon gehört, daß ed mit dieſem Saß allein nicht getban ift, 
fondern es bedarf wirkſamern Einrichtungen in dem Juſtizwe⸗ 
fen, um ihn ind Reben zu führen. Ein Mittel dazu ift das, 
den Richter auch in feiner Befoldung und in feinen Mitteln 
zu feinem Unterhalt fo zu ftellen, daß er in jeder Beziehung 
ſelbſtſtaͤndig ſeyn kann, daß eine Zugänglichkeit von diejer 
Seite verhindert werde. Ich fpreche der Budgetscommiſſion 
meinen Danf dafür aus, daß fie jo wahr und richtig diefen 
Standpunkt herausgeboben und zur Grundlage ihres Ans 
tragd gemacht hat, nämlicdy einen Zufchuß zu dem Etat der 
Hofgerichte zu genehmigen, wodurch ed möglich iſt, den 
Richtern eine geeignete Befolbung zu geben. Wenn ein Red» 
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ner vorhin es als ein Verdienſt bed Juſtizminiſteriums her⸗ 
ausgehoben hat, daß es das einzige Minifterium fei, das 
feit einer Reihe von Jahren feinen Etat nicht überfchritten 
habe, fo antworte ich darauf, daß ich dieſes Verdienſt nicht 
anerfenne, fondern gewünfcht hätte, daß ſchon Längft das 
Bebürfniß für die Juſtiz anerkannt, und Anträge auf Erhör 
hung der Pofition geftellt worden wären, bie ed möglich ger 
macht hätten, die Richter beffer zu ſtellen. Es gewährte in 
ber That einen nieberfchlagenden Anblic, die Befolbung der 
jüngeren Hofgerichtsräthe zu fehen, wie fie auf 950 fl. und 
4050 fl. ftanden, was anderwärts die Secretäre beziehen. 
Man hat den Leuten überlaffen, die Bebürfniffe für ihre Fa⸗ 
milie durch angeftrengte Arbeit, nämlidy durch Rolationsge⸗ 
bühren zu decken, und wahrlich nicht zur Förderung der Juſtiz. 
Diejenigen, die das Bedürfniß fühlten oder einen Hang zur 
Habſucht hatten, fuchten, unbefümmert um die Erledigung 
ber Gefchäfte, blos ihr Tagwerf zu vollenden, um baun in 
ben andern Stunden ihr Einfommen zu erhöhen. Sch hätte 
ed wirklich nicht für zu viel gehalten, wenn bie ganze von 
der Regierung angefegte Pofition bewilligt worben wäre, 
allein ich will auch anerkennen, daß wir auch von ber näch« 
ften Zufunft die Mittel erwarten dürfen, um bie gerechte Aus⸗ 
gleichung vollends herzuftellen. ch vereinige mich daher mit 
dem Antrag der Commiſſion. | 

Sander: Es ließen ſich gegen den Antrag ber Budgets⸗ 
commiſſion, den Etat der Hofgerichte um 10,000 fl. zu ers 
höhen, doch noch manche Bedenklichkeiten erheben, die. fid) 
gerade auf den Bericht der Budgetscommifflon gründeten, 
denn wenn in diefem Bericht gefagt wird, der Grund liege 
barin, daß die Hofgerichte durch zu hohe Befoldungen einzelner 
Diener zu beläftigt feien, und dadurch Ungleichheiten in ihnen 
hervorgebradjt würden, fo fcheint mir, man fünnte diefem 
Uebelftand fehr gut durch Penfionirung folcher Leute abhelfen, 
» 1883,11, 8. Prot, 158 Heft, 27 
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fofern nämlich unter ihnen auch ſolche find, die einer Pens 
fion ſchon Längft reif waren, was auch der. Fall feyu wird, 
denn es ift ein größeres Unglück, auf einem Hofgerichtsetat 
einen unbrauchbaren Mann mitzufchleppen, ald wenn man 
ihn auf die Penfionslifte thut. EI wurde fodanıt gefagt, daß 
durch die neue Prozeßordnung die Relationdgebühren ber 
Richter vermindert worden feien. Dem ift’aber nicht fo, fons 
dern fie find vermehrt worben, und es wird gegenwärtig nach 
der neuen Prozeßordnung mehr an Relationsgebühren bezo⸗ 
gen, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil befonders bei 
Appellationen nun die Zwifchenurtheile zuläffig find, die früs 
her. nicht zuläffig waren, fo daß alſo wenigſtens unter drei 
Appellationsprozeffen zwei find, ımo zwei Urtheile gegeben und 
zweimal Relationsgebühren erhoben werben, flatt daß früber 
nur eined gegeben, und nur eine Gebühr erhoben wurde, 
Sodann bat and) die Progeßorbnung manche neue Fälfe, 
woraus fid) Relationdgebühren ableiten, wie 3. B: mehr Ap⸗ 
pelationen eingeführt, furz ed werben mehr Relationsge⸗ 
bühren bezogen. Nichts deſto weniger unterftüße ich aber den 
Antrag der. Commiſſion, befonder® aud dem Grund, weil ich 
barin den erſten Schritt zur Abfchaffung diefer heillofen Res 
lationsgebühren fehe. Ich kann mit Fug und Recht Dagegen 
zu. Felde ziehen, denn ich felbft beziehe jährlich deren gegen 
800 fl., allein ich fehe ihre Heillofigkeit Hauptfächlich in der 
Beziehung, weil man Demjenigen, ber viel davon bezieht, 
ſtets Eigennuß unterlegt, und der fleißige Diener damit ale 
eigennuͤtzig ausgefchrieen wird. Gerade der Bezug der vielen 
Relationsgebühren führt dahin, daß ed alddann heißt, war« 
am ihm eine Beförderung, warum ihm eine Beſoldungszu⸗ 
Inge geben, er bezieht ja mehr als ein älterer Rath. Sch 
unterftüge alfo wiederholt den Antrag der Commiſſion, weil 
ich glaube, daß der erſte Schritt zur Abfchaffung der heillofen 
Relationsgebühren darin liegt, daß man die Räthe der Hof⸗ 
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gerichte beſſer, und wenigſtens eben fo ftellt, wie fie bei ans 
bern Gollegien auch geftellt find. Ich kann num nicht umhin, 
eine befondere Bemerkung zu machen, die ſich an den Com⸗ 
miffionsbericht aureiht, und ſich auf einen Penfionär bezieht, 
ber früher bei einem Hofgericht war, wo er aushalf, num 
aber auf die Lifte der Hofgerichte gefeßt werben folle. Er ift 
als ftimmfähiger Rath ernannt, und muß alfo mit feiner 
Penfion auf den Etat der Hofgerichte übernommen werben. 
Darüber kann fein Zweifel feyn, und gerade weil es in jenem 
Richtercollegium gefchieht, wo ich felbft ſitze, verbietet mir 
dieſes Verhältniß, meine Bemerkungen darüber hinfichtlich 
dieſes Mannes zu machen, allein ficherem Vernehmen nad) 
ift bei jenem Hofgericht abermals und wieber zu fürchten, 
daß ihm ein folder Penfionär zur Aushülfe aufgeladen 
werde, ein Mann, ber dad ganze Land in allen Richtungen 
durchwandert hat, der bei allen Stellen herumfam, weil ihn 
feine mehr dulden wollte, ein Mann, von dem in bdiefer 
Kammer fchon gefagt worben ift, daß er einen Minifter fo 
anrebete: ich unterwende, mich unterthänigft Ew. Ercellenz 
vorzuftelen. Einen folchen Mann will man zu einem Ge⸗ 
richtshof feßen, in einer Zeit, wo man die Würde und daß 
Anfehen der Gerichte zu heben fuchen will. Einen Mann, 
der in feiner Dienftftelung ald Adminiftrativ- und Gerichtsbe⸗ 
amter nirgends brauchbar war, der bei feiner Stelle länger 
als zwei Sahre ausgehalten hat, einen Mann, der von 
feinen Amtsuntergebenen gehaßt wurbe, weil er fie mißhan⸗ 
Delte, einen Mann, ber fid) nicht entblödete, während ber 
Berfehung feines Dienftes zu erflären, was braucht man 
Akten zu lefen, man fährt gerade durch. Wenn dieß ein 
Mann von Talent und Genie fagt, fo kann man fich dabei 
beruhigen, denn man weiß wenigftend, daß etwas Genies 
‘volles gefchehen werde; wenn ed aber ein Mann fagt, der 
feine Kenntniffe befitst , fo ift es ein Zeichen von Traͤgheit. 
27. 
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—Fecht: Kriechend nach Oben und trogend nad) Unten, 
folche Leute gehören nicht: in die Hofgerichte. . 
MWegelll.: Wenn man die, Befoldungen bei den Hofges 
richten mit einer andern Mittelftelle vergleicht, fo kann man 
allerdings den. Sommiffionsantrag. unterftüßen, allein ich 
mwünfche dann auch, daß bei der Vertheilung auf die würdig, 
ften Männer Rückſicht genommen. werde, Wenn übrigens der 
Abg. Sander bemerfte, man folle die alten Hofgerichte- 
- räthe, die meiftend untauglich feien, entfernen, fo. erwiebere 
ich, daß diefe vielleicht noch tüchtiger, als oft jüngere find, 
denn ich kenne alte Männer ‚ die diefelbe Kraft befißen, mie 
manche junge, und fühlt fich ein Hofgerichtsrath zu alt um 
feinen Dienft zu verjehen, fo wird. er ſich felbft durch fein 
Ehrgefühl getrieben fühlen, die Penſion zu fordern. 
Aſchbach: In dem Sinn, wie der Abg. Wesel fich 
andgefprochen hat, hat der Abg. Sander es nidyt gemeint. 
Sch muß aber eine andere Bemerkung. des Abg. Sander 
wiberfprechen; .ich Fann nämlich nicht anerfennen, daß bie 
Relationsgebühren in Folge ‘der neuen Prozeßorbnung fich 
ſehr vermehren: werden. Die Erfahrung ift nod) zu furz, um 
darüber ficher urtheilen zu Tonnen, allein dennoch macht fie 
eine Verminderung ber fraglichen Gebühren wahrfcheinlich. 
Was der Abg. Sander am Schluß vortrug, ift von. hoher 
Bedeutung. Wenn unferem Hofgericht die Gefahr der Ein⸗ 
fchiebung eines ungeeigneten Subjektes broht, fo droht fie nicht 
blos dem Eollegium, fondern bem ganzen Lande und ber ganzen 
Suftiz. Es wäre ein Zeichen, daß man in jene Zeit zurück 
Schritte, wo man die Hofgerichte mit Snvalidenhäufern und 
Spitälern verglich, beſtimmt, die ausgearbeiteten oder uns 
tauglichen Beamten aufzunehmen, annehmend, daß fie immter 
‚zum Relationenmachen noch gut feien. Durch die neue Prozeß 
ordnung ift die Uebung der Rechtöpflege etwas weit Höheres 
und Schwierigeres geworben ; die Beharrlichkeit auf dem Sitz 
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und in ber Handhabung ber Feder, die Fähigkeit, Nelationen 
ohne Aufhören zu liefern, ift hier nicht mehr der Maßſtab 
der Brauchbarkeit. Die Funktion eined Richters auf den ange 
hörten Bortrag der Advofateır ift jeßt eine weit jchwierigere 
und höhere, fie erfordert wiffenfchaftliche, feharffinnige, im 
Urtheilen gewandte Männer. Wenn die Juſtiz in der öffents 
lichen Meinung nicht zum Hohn herabfinfen fol, fo muß bei 
der Beftellung der Collegialrichter eine forgfältige Auswahl ge; 
troffen werben, ſowohl mit Ruͤckſicht auf wiffenfchaftliche Bil 
dung, als auf Gewiſſenhaftigkeit und Charafterftärfe. Sch kann 
daher der Regierung nicht genug and Herz legen, bei ber Fünftis 
gen Beſetzung der Richter nach diefen Orundfäßen zu verfahren. 

v. Tiheppe: Ich fehe den Seefreis, wie in fo vielen ans 
dern Stücen, auch hier zurüchgefeßt. Bei dem Hofgericht 
dafelbft befand ſich fonft ein Hofrichter, der num entfernt wor⸗ 
den iſt, und der jetzige Hofgerichtsdirektor iſt der am gering⸗ 
ſten beſoldete unter allen. Ich wünſche, daß die Hofrichter⸗ 
ſtelle im Seekreis wieder hergeſtellt werde, und glaube, daß 
der Direktor überall ganz entbehrlich wäre, ſobald der Hof 
richter feine Pflicht thut, wie denn auch bei der Behörde des 
Mittelrhein kein Direftor ift. Sch anerfenne wohl, daß die 
Seelenzahl des Seefreifes die Fleinfte ift, allein er befteht doch 
aus neunzehn Aemtern, und das dortige Gericht hat im Vers 
hältniß zu den andern zu wenig Näthe, was ich nicht recht 
finde, und deßhalb wiederholt den Wunſch ausfpreche, dies 
fen Gerichtshof verhäftnißmäßig zu. befeßen, wieder einen 
Hofrichter anzuftellen und die Hofgerichtedireftoröftelle eins 
gehen zu Taffen. : 

v. Itzſtein: Die Commiſſion hat in ihrem Bericht ger 
zeigt, daß fie die Unabhängigkeit und die Würde der Gerichte 
zu fchäten wiffe, daß fie darin das höchfte Gut des Volks 
und eine der ficherften und fefteften Garantien gegen Unrecht, 
Willkühr und Verfaffungsmwidrigfeit erkenne, und man wird 
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ſich daher vielleicht nach der Ausführung in Bericht wundern, 
daß die Commiſſion nicht auf die Bewilligung ded ganzen 
von der Regierung geforderten Zufchuffes angetragen hat, 
und ich bin deshalb fchuldig, Ihnen zur Aufflärung eine kurze 
Mittheilung aus den Berhandlungen der Budgetscommiſſion 
zu geben. Dort erhoben fich viele Stimmen gegen die in 
Antrag gebrachte Erhöhung , nicht weil diefe Stimmen den 
Werth der Unabhängigkeit der Gerichte mißfannten oder nicht 
fie anerfanuten, wie die andern Mitglieder, die für die ganze 
Bewilligung flimmten, nicht weil fie. glaubten, daß die Ges 
richte und die Unabhängigfeit derfelben fein guter Bürge ber 
Freiheit und des Rechtes, und fein fchäßbares-Gut feien, 
fondern weil fie fagten, die Stellen ſeien durchaus nicht fo 
befegt, wie fie es wünfchten, daß fie befeßt feyn follten. Ber 
fonders die nenefte Zeit hat auch wirklich die Meinung her⸗ 
vorgebracht, daß es dort befier ſeyn Fönute, und bei näherer 
Prüfung der Sache beftätigen fich die Meinungen jener Mits 
glieder in vielen Stücden. Es ift nicht zu verfennen, baß 
immer noch viele Richter da find, die nicht über fich gewinnen 
fönnen, mit dem Geiſte der Zeit zu wandeln, die ſich nicht 
in die neue Lehre und Anfichten, und am wenigften in den 
Gedanken ſchicken können, daß der Bürger ein größeres Recht 
habe, als ihm fonft von Oben herab gegeben werben wollte, 
baß die Berfaffung Rechte begründete, und die Richter fchuls 
big find, auf diefe Verfaffung hin zu erfennen und ihren 
Standpunkt hiernach zu nehmen, Richter, welche, wenigfteng 
war dies noch nicht fo lange der Fall, kaum die Verfaflung 
gelejen ‚hatten. Es ift wirflich an dem, daß Urtheile in 
neuerer Zeit, wie vielen Mitgliedern diefer Kammer befannt 
ift, Staunen erregten, wie ed möglich war, - folche zu fällen, 
und ich will nur einige, mir befaunte Fälle angeben, um 
Ihnen zu zeigen, wie wenig Syſtem bei uns in diefem 
ganzen Weſen ift. Es wurde ein Polizeidiener einer Stadt 
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wegen Mißhandlung eines Studenten zu 6 Monaten Zucht 
hausftrafe verurtheilt, Der Mann fam aber an feinen Ver⸗ 
mahrungsort und man ließ ihn: während des Recurſes feinen 
Dienft fortfeßen, denn ed war feine Verfügung von bey 
höhern Behörde ba, ihn zu arretiren, Er bat den Necurs 
gur Gnade ergriffen, allein e& erfolgte zur allgemeinen Bers 
wunberung ber Leute feine Entfchließung, fo Daß ber Recurs 
unerledigt blieb. Ob er jebt erledigt ift, weiß ich nicht, 
Während aber Diefer Polizeidiener,, der zum Zuchthaus vers 
urtheilt war, fogar feinen Dienft verfehen durfte, waren zwei 
junge Leute, denen man angeſchuldigt hatte, daß fie politische 
Reden gehalten, und darin vielleicht freiere Anfichten audges 
fprochen hatten, ald man gerne hörte, und gegen bie ein 
Zeuge von Karlsruhe aufgetreten ift, der kurz Darauf wegen 
Einbruch in den Wildparf zum Zuchthaus verurtheilt wurde, 
zu einem Sahr Gorrectionshausftrafe verurtheilt worden, 
Sie appellirten, allein auch über dieſe Apellation wurde 
nicht entfchieden; fie haben aber gebeten, fie einftweilen frei 
gu laffen, welche Fteilaffung ihnen übrigens von dem Gericht 
abgefchlagen wurde, wogegen ein Jude, dem bie öffentliche 
Meinung, und ic; fann fagen, die allgemeine Stimme ein 
fehr fchlechtes Zeugniß giebt, wegen Meineid auf 1'/ Jahre 
Zuchthaus von dem Bericht verurtbeilt wurde. Die jungen 
Beute, die eutweder aus übertriebenem Eifer oder aus Irr⸗ 
thum einige mißfällige Reden fallen Tiefen, wurden nicht 
frei gelaffen, allein diefen Juden lied man herum: fpazies 
sen, und zum allgemeinen Staunen, fo wie zum Hohn der 
Ssuftiz, geht er noch herum, obgleid, er ans Oberhofgericht 
ben Necurs nahm und dieſes den Recurd abgefchlagen hat, 
Er hat danıı den Recurs zur Gnade ergriffen, und fogar 
während diefer Zeit gieng er, der zum Zuchthaus werurtheilt 
war, frei herum, während die Aubern im Arveft behalten 
wurden. Seh frage, warum man diefen Juden herum gehen 
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läßt, wahrfcheinlich weil er reich iſt, aber welche Gonfequeng? 
Was hilft denn dieſer Reichthum, will man vielleicht ſein Ver⸗ 
mögen conſisciren ? Erwägt man denn aber nicht, daß dieſe 
Gonfiscationen aufgehoben find, daß man nicht ind Vermögen 
hinein greifen fann, daß alfo diefes Herumgehen ein offen 
barer Schaden ift, den man der Suftiz zufügt ? Die jungen 
Leute, die hier fißen, und die man nicht frei laſſen will, wos 
bin follen dieſe? Der Eine ift ein Rechtöprafticant, der das 
badische Recht gelernt hat, kann er in Frankreich fein Brob 
verdienen? Nein, und hier fol er noch im Arreſt verderben, 
während der Ssude herum geht. 

Dies find die Gründe, die die Sommiffion zu der Anficht bes 
ftimmte, daß, da die Richter noch nicht fo feien, wie man ed 
wünſche, die Summe auf 10,000 fl. herabzufeßen fei. Dabei 
bin ich fchuldig, das, was ſchon im Bericht fteht,. der Kam⸗ 
mer ind Gedächtniß zurückzurufen, daß diefe Bewilligung nur 
als vorübergehend und nicht ald ftändige Erhöhung des Etats 
gegeben werden will, weil die Gründe, aus denen die Res 
gierung die Erhöhung fordert, nur vorübergehend find, indem 
fie fagt, e8 feien einzelne Etat mit fehr großen Befoldungen 
belaftet. 

Wenn alfo diefe großen Befoldungen, die aus älteren Bers 
hältnifjen herfommen, aufhören, fo hört auch Die Nothwen⸗ 
digkeit auf, den Etat fo hoch zu ftellen, wobei noch weiter 
zu erwägen fommt, daß wenn wirklich die Regierung die 

* Denftonirung folcher Leute eintreten läßt, worauf fogar bins 
gedeutet ift, daß fie ed nämlic; nicht jcheuen follen, wenn bie 
Leute penfionsfähig find, fie Durch Diefe erhöhten Befoldungen 
mehr erhält, ald man jest bewilligt, indem fie nämlich durch 
das, was fie an Penfion giebt, auf dem Etat mehr hat, und 
ſchon deshalb eine größere Summe, als die 10,000 fl. erhält. 
Endlich muß ich den Herrn Regierungscommiffär der Finanzen 
um einen Auffchluß bitten , falls er ihn geben kann. Es if 
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naͤmlich derjenige Hofgerichtörath, der bei bem Hofgericht im 
Raftadt fteht, und der auch fonderbarerweife vom Amt ent 
fernt wurde, weil man glaubte, er könne dad Amt nicht recht 
verwalten, und ber deshalb ohne Stimme zu dem Hofgericht 
in Raftadt verfeßt wurde, nun auf einmal fähig geworben, 
die Stimme geben zu konnen, denn feit einigen Jahren iſt er 
wirflich ald Rath angeftellt. Deffen ungeachtet war feit 
einigen Jahren feine Befoldung auf dem Penfiondetat, allein 
er hat nie gefehlt in der Reihe des. Effectivetatd, fo daß in 
dem legten Budget wirklich wieder die Befoldung für zwoͤlf 
Räthe bewilligt worden ift, während einer berfelben auf dem 
Penfiondetat lag. Es ift alfo wahrſcheinlich, daß dieſe 
weiter bewilligte Befoldung vielleicht höher befoldete Räthe 
erhaften haben, indem fonft der Regierung mehr gegeben 
worden wäre, als eigentlid) derſelben bemilligt werben wollte, 

Minifterialraty Frey: Den Effectivftand des Hofge⸗ 
richt8 habe ich gegenwärtig nicht zur Hand; ich weiß nur, 
daß diefer Hofgerichtsrath einftweilen proviforifch dem Hof⸗ 
gericht zu Raſtadt beigegeben wurde, und daß fich mit dieſer 
proviforifchen Ueberweiſung auch die Akten des Finanzmi⸗ 
nifteriums fchließen. Davon nun, daß er mit einer Hofgerichts⸗ 
rathöbefoldung auf den Etat der Hofgerichte ur 
zeigen die Aften nichts. 

v. Itzſtein: Allerdings; allein der Etat hat zwölf * 
fonen enthalten, für zwölf wurde die Beſoldung bewilligt, 
und doc) ſtand einer derfelben auf der Penfiondlifte. Died 
ift ed, was ich nicht begreife. 

Aſchbach: Von einer neuen Zulage, die in diefe Periobe 
fällt, und welche die älteren Räthe erhalten haben follen, 
ift mir nichts befannt, allein bei dem Hofgericht in Raftadt 
find wegen vieler rücftändiger Arbeiten mehrere Rechtsprak⸗ 
tifanten angeftellt und befchäftigt worden, und es wäre mög» 
lich, daß ein Theil der Summe auf diefe verwendet worben 
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ft. Da ich nun aber einmaldas Worthabe, fo erlaube ich 
mir, es als einen großen Uebelſtand zu bezeichnen, daß Rechts» 
praftikanten, Die oft faum von den Univerfitäten fommen, 
und kaum ihre zwei Sahre vollendet haben, gleich bei ben 
Hofgerichten zu bem wichtiger Amt eines Referenten gelangen, 
worin ‚fie bei der unvollftändigen Eontrole oft vieles vers 
derben können. 

v. Shftein: Der Abg. v. Tfcheppe hat vorhin bes 
merkt, daß das Hofgericht in Meersburg zu gering; botirt fei. 
Es ift zu erwarten, daß die Regierung, wenn es ſich wirffich 
finden follte, daß Richter in. Meersburg unter bem Etat 
ftehen, einen Theil der Bewilligung dahin verwenden werbe. 
Das Bebürfniß eines Hofrichters fenne ich aber nicht, ſon⸗ 
dern wäre im Gegentheil froh, wenn nirgendd Hofrichter 
oder nirgends Directoren wären, denn ich fehe licht ein, was 
dieje Directoren neben den Hofrichtern. nügen follen, und 
menu zumeilen eine Aushülfe eintreten muß, weil ber Hof⸗ 
richter verhindert ift, fo kann diefes der ältefte Rath verfehen. 
Bon dem Hofrichter haben wir weiter feinen Bortheil, ala 
daß er mehr Befoldung hat, ale wir oft geben möchten. Wir 
haben dieſen Fall in Freiburg, wo ter Etat auf diefe Weiſe 
belaftet wird}; das Hofgericht in Meersburg ift übrigens nur 
ein halbes Hofgericht der Zahl nach, bei dem noch der fonders 
bare Fall eintritt, daß, während wir hier Berorbnungen und 
Geſetze haben, wonach mehrere Gefchäfte im Senat unb 
wieder in pleno abgehandelt werben müffen, beim Hofgericht 
in Meersburg alles in pleno abgeurtheift wird, weil die 
Richter immer in pleno verfammelt find. 

v. Tſcheppe: Die Zahl der Räthe habe ich nicht im 
Auge gehabt, fondern nur gewünfcht, daß man nicht immer 
im Seefreis fparen fol. 

Merk: Das erbaufiche Beifpiel berührt mic) nicht, dad 
der Abg. v. Ittz ſte in angeführt hat. 
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Aſchbach: Ic muß diefelbe Erklärung geben. 

Wolff: Ich wolltenicht ald Cicero pro domo erfcheinen, 
und habe daher bis jeßt nicht gefprochen. Ich würde mich 
auch gar nicht erhoben haben, um das Wort zu ergreifen, 
wenn mid) der Antrag des Abg. v. Tſcheppe nicht verans 
laßte, ihm bemerklich zu machen, daß ed wohl ganz einerlei 
feyn wird, ob der Borftand eines Gerichtshofs Director oder 
Hofrichter heißt. Weil ich nun aber doc, einmal das Wort 
habe, fo will ich mir bei diefer Gelegenheit nur noch die Bes 
merfung erlauben, daß ber ältefte Rath bei: dem Hofgerichte 
in Meersburg, der nun nahe an 30 Sahren in Dienften fteht, 
nicht mehr ald 1450 fl. Gehalt bezieht, daß der zweite Rath, 
dem zugleicd) die Verrichtungen eined Staatsprocurators zus 
gewiejen find, nur eine Befoldung von 4350 fl., und ber 
dritte endlich blos 4050 fl. bezieht. 

Alle diefe Räthe find ausgezeichnete und verdiente Männer 
und die Kammer wird demnach erfehen, daß diefe weit mes 
niger Befoldung beziehen, ale manche Localbeamte, bie ihnen 
im Dienftalter weit nachftehen. | 

Duttlinger: Das ift ein weiterer Beleg zu der Ber 
merfung, bie der Abg. Rettig machte, daß ed eine Zeit 
gab, wo nicht ein einziger Rath bei jenem Hofgericht war, 
ber 1200 fl. Befoldung hatte, 

Es wird hierauf der Commiffionsautrag zur Abftimmung 
gebracht und angenommen, womit die heutige Sißung ges 
fchloffen wurde. | 


Zur Benrfundung ber erfolgten Prüfung und Geneh— 
migung dieſes Protocol. 


Der Secretär; 
Rutſchmann. 
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Beilage Nr. 1. 
zum Protocol der 74, öffentlichen Situng vom 5. Detober 
1833. 


Zweiter Commiffiondberidt. Erſtattet durd) den Abg. 
Wikenmann. Die Hunddtaren betreffend. 


} 


-Meine Herren! 

Die hohe erfte Kammer ift in Ihrer 52, öffentlichen Sigung 
vom 2. diefes den Befchlüffen der unfrigen über den Ges 
ſetzesentwurf, die Hundstaren betreffend, dem Art. J., IIL, 
V. und VI, beigetreten, hat dagegen den Art. II. dahin ab» 
N daß | 

„die Bewohner abgelegener, von den nächſt gelegenen 
„Wohnungen 200 Schritte entfernt ftehenden Häufer, 
„jedoch nur für einen Hund oder Hündin, von Entrich- 
„tung der Tare frei ſeyn follen.“ 

Ihre Commiſſion hat fich nun über diefe Abänderungen bes 

rathen, und ich habe die Ehre, Ihnen dag Refultat diefer Bes 
rathung mitzutheilen. 
-- Obgleich die hobe erfte Kammer Gründe der Billigfeit zur 
Abänderung des Art. II. nach vorftehender Faffung veran⸗ 
laßt haben mögen, fo kann dennoch Ihre Commiſſion, erwä⸗ 
gend die vielen Klagen und VBerationen , die dadurch aufs 
Neue herbeigeführt und von weit größerem Nachtheil ſeyn 
würden, ihre Beiftimmung hierzu nicht geben. 

Gerade die frühern Befreiungen waren Urfache, daß viele 
Defraudationen bei den jährlichen Mufterungen Statt fans 
ben, daß dadurch jehr oft die Drtsvorftäude in unangenehme 
Berlegenheiten verfeßt, und ihnen Zumuthungen gemacht 
wurden, denen fie, wollten fie ihrer Pflicht nachfommen, 
nicht Folge leiften fonnten, und durch diefe Abänderung des 
Art, IE würden diefe Nachtheile wieder herbei gezogen. 


_ 
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Die Tare, die jetst auf 1 fl. 30 fr. ermäßigt werben fol, 
"wird den Befiger eined entlegenen Wohnhauſes nicht allzu⸗ 
fehr beläftigen, wenn man vorausfeßt, daß er nicht ganz uns 
bemittelt feie, ift dieſes jedoch der Fall, fo ift er vor Dieben 
und Räubern ficher und bedarf Feines Hundes. 
Wenn indefjen ein Hof oder ein Haus von größerem Um; 
fang zur Bewachung mehrere Hunde nöthig hat, fo würden 
fünftig dann für zwei Hunde nur 3fl. Tare zu bezahlen feyn, 
während nad) dem jet noch beitehenden Gefeß von dem 
zweiten Hund allein 6 fl. zu entrichten ift. 
Wie viele Beſitzer folcher Häufer, die einige Schritte we⸗ 
niger entfernt von einem Haufe oder Hof liegen, würden fidy 
dadurch, daß fie die Tare zahlen müffen, beeinträchtigt 
fühlen, während die zwei Schritte weiter entlegenen durch 
das Geſetz von folcher frei wären. 
Meine Herren! Ihre Commiffion hatte die beftimmte Hoff: 
nung, daß bei dem Gefeßesentwurf, wie ihn die hohe Res 
gierung vorlegte, Feine Aenderung, weder in ber einen noch 
der andern Kammer Statt haben würbe, ba alle Artifel def 
felben mit dem auf dem Landtag von 1831 von beiden Kam⸗ 
mern gefaßten Befchlüffen genau übereinftimmen , fie bes 
dauert daher, Ihnen den Antrag ftellen zu müffen : 
„Der Aenberung bed Art. IL, wonach Bewohner abges 
„legener, von den nächft gelegenen Wohnungen 200 
„Schritte entfernt ftehenden Häufer, jedoch nur für einen 
„Hund oder Hündin, tarfrei feyn ſollen“ 
nicht beizutreten; | 
„dagegen der Abänderung bei Art. IV., daß Hunde, 
„die noch nicht ſechs Wochen alt find, bei der Mufterung 
„nicht vorgeführt werben dürfen‘, 

Shre Zuftimmung zu ertheilen. 
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BeilageNir 2. 
zum Protokoll der 74. öffentlichen Sitzung vom 5. Dftober 
1833. 
Leopold von Gottes Gnaden, 
Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getrenen Stände haben Wir 

befchloffen uud verordnen, wie folgt: 
| Art. 1 und 2. 

Nach dem frühern Befchluffe der zweiten Kammer. 

| Art. 3. 

Eben jo, jedoch ift ſtatt „Amtskaſſe“ zu fegen, „Obereins 
nehmerei.“ 

Art. 4. 

Der Beſitzer eines Hundes oder einer Hündin, mit Aus⸗ 
nahme des Befitzerd folcher, welche noch nicht ſechs Wochen 
alt find, der folche bei der verfündeten Mufterung vorzufühs 
ren unterläßt, verfällt in eine Strafe von vier Gulden und 
hat noch weiter die Taxe zu entrichten. Bon vorgedachter 
Strafe erhält die Obereinnehmerei zwei Drittel und ber 
Anzeiger ein Drittel. 

Art. 5 und 6. 

Nach dem frühern Entwurf der zweiten Kammer. 

Gegeben x. 

Die zweite Kammer nimmt vorftehenden Gefeßentwurf an. 

Karlsruhe, den 5. Oftober 1833. 

Im Namen ıc. 
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